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Vergangenheit und Gegenwart 


Ein zeitgemäßer Rückblick und Ausblick 
Von Andreas Grau 


Am 23. Oktober 1918 forderten die Vertreter der Polen, 
Elsaß-Lothringer und Dänen- im deutschen Reichstag das 
Selbstbestimmungsrecht für ihre Landsleute. Das »Berliner 
Tageblatt« schrieb am nächsten Tage, daß dies bis dahin der 
schwärzeste Tag in der Geschichte des deutschen Reichstags 
gewesen sei. 

Und das traf nicht ganz an der Wahrheit vorbei. Rund 
150 Jahre hatten die Polen, 54 Jahre die Dänen und 48 Jahre 
die Elsaß-Lothringer unter preußischer und reichsdeutscher 
Verwaltung gestanden. Deutsche Staatskunst in allen ihren 
Formen war an uns ausprobiert worden, mehr als eine Milli- 
arde war für die Kolonisation in neuerer Zeit geopfert wör- 
den, und trotz alledem wandten diese Fremden an dem Tage, 
der ihnen die Möglichkeit dazu gab, dem Deutschen Reiche 
den Rücken. Nichts war unversucht gelassen, besonders den 
Polen gegenüber in den 150 Jahren; aber alles prallte ab, weil 
man sich gegen Kräfte wandte, die stärker als die gesamte 
Staatskunst und Staatsmacht waren, die es in dem letzten 
Menschenalter auf eine äußere Machtprobe ankommen ließ 
im Vertrauen darauf, daß dies, weil der Staat alle äußeren 
Machtmiittel besitzt, gelingen würde. 

Europa ging aus dem Weltkrieg und dem Zeitalter, das 
dieser abschloß, mit der allgemein bekannten Lehre hervor, 
daßkeinVolkdurchstaatlicheZwangsmittel 
irgend welcher Art seiner Nationalität und 
Spracheberaubtwerdenkann. Auch keine höhere 
Kultur war im Stande dazu, eine andere Nationalität zu be- 
zwingen, wollte man nicht darauf eingehen, mit Jahrhunder- 
ten zu rechnen. Hier waren es gerade die Staatsmänner und 
Unterdrücker, die sich verrechnet hatten. Des Menschen 
Leben dauert 70 Jahre, wenn es hoch kommt, und äußere 
Dinge können leicht seine Bahnen beeinflussen, aber das 
Leben der Völker verliert sich in der grauen Vorzeit. Leben 
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oder Tod kann die Völker nicht im Laufe einiger weniger 
Generationen berühren. Was bedeuten doch staatsmännische 
Klugheit oder Staatsmacht gegen diese mit der Kraft ewiger 
Naturgesetze lebenden und atmenden Nationen’? 

War es möglich, daß diese Lehre, die die herrschenden 
Nationen der Vorkriegszeit mit so bitteren Enttäuschungen 
fühlbar spüren mußten, jemals vergessen werden konnte, und 
das vielleicht sogar noch von denen, die selber Gegenstand 
der Brutalität Bismarckischer Eisen- und Blutpolitik ge- 
wesen waren? 

Wenn das Leben in seinen praktischen Erscheinungen so 
klar und einfach wie diese Lehre wäre, würde e$ wohl kaum 
geschehen; aber so ist es nun einmal nicht. Aus vorstehender 
Lehre wurde für die nationalen Minderheiten der Neuzeit 
ungeheuer viel in Bezug auf größere nationale [Freiheiten als 
vor dem Weltkriege gewonnen. Könnte man z. B. eine Sta- 
tistik darüber aufstellen, wieviele Kinder vor dem Kriege in 
ihrer Muttersprache unterrichtet wurden und wieviele jetzt, 
so würden mächtige Fortschritte aufzuweisen sein. Ein ein- 
facher Ueberblick läßt hier keine Zweifel aufkommen. Wirft. 
man einen Ueberblick über die rechtliche Lage der natio- 
nalen Minderheit, so ist der Fortschritt auch dort nicht ge- 
ringer. Unterdrückung wird heute nicht mehr als andere 
Völker und Staaten nichtberührend anerkannt, wie es vor 
dem Kriege der Fall war. Jetzt müssen die Staatsmänner 
öffentlich ihre Handlungen in der Richtung rechtfertigen, ob 
es nun rein formell vor dem Völkerbund in Genf oder der 
europäischen Öffentlichen Meinung geschieht, wie z. B. Ita- 
lien wegen seiner Gewaltpolitik in Südtirol und den Slovenen 
gegenüber. 

Aber sonst ist es noch weit davon, das alle Räder in dieser 
Richtung vorwärts rollen. Die Verhältnisse liegen sogar 
so, daß die Entwicklung an manchen Stellen in derselben 
Richtung marschiert wie jene, die zur tiefen Demütigung 
Deutschlands am 23. Oktober 1918 führte. Eshat Zeiten 
gegeben, in denen die Verhältnisse für die 
nationalen Minderheiten in Europa besser 
waren, wiesiesichzuAnfang des Jahres 1931 
abzeichnen. Es ist leider allzu leicht sichtbar, daß an 
mehreren Stellen eine Entwicklung eingeleitet worden ist, 
die von den Möglichkeiten eines Verstehens hinwegführt, 
etwas, was wohl nicht immer allein Schuld des Staates ist, 
aber doch in der Regel. Es ist fast immer der Staat, der als 
der stärkere und führende Teil die Entwicklung und das Ver- 
hältnis zu den Minderheiten bestimmt, und nur dort, wo die 
Revanchegedanken eines Nachbarstaates in Verbindung mit 
der Minderheit gepflegt werden, kann ein wirklicher Friede 
unmöglich gemacht werden — auch für einen wohlwollenden 
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Staat. Keiner lebt eben länger in Frieden, als sein Nachbar 
es will. 

Das wirklich an einzelnen Stellen ein Zustand sich bildet, 
in dem die früheren nationalen Kämpfe von einem fried- 
lichen Wettstreit abgelöst werden, vergißt man gar zu leicht 
in dem Lärm, mit dem ein krankhaft aufgepusteter Natio- 
nalismus im verflossenen Jahre die alte Welt erfüllt hat. 

Ebenso trocken und fade wie ein einseitiger und sklavisch 
dem Buchstaben untergebener Internationalismus ist — wir 
kennen ihn ja gut genug in Dänemark — genau so groß- 
prahlend und stupide ist ein erhitzter Nationalismus in jener 
Art, wie man ihn an so vielen Stellen in Mitteleuropa antrifft. 
Unduldsamkeit und Brutalität sind seine äußeren Kenn- 
zeichen, Oberflächlichkeit in nationaler Hinsicht seine eigent- 
liche Grundlage. Durch äußere Mittel versucht er, die innere 
Leere zu verdecken, die in der Regel mit politischem Analpha- 
betentum gepaart ist. Er scheint sein nationales Ich auf 
keine andere Weise behaupten zu können, als dadurch, daß 
er auf andere losschlägt. Er gehört absolut zu der Gruppe, 
die nichts gelernt hat, sondern auf den allerengsten Lehren 
der Vorkriegszeit stehen geblieben ist. Am lärmendsten und 
gefährlichsten ist diese Bewegung in Deutschland und Oester- 
reich, aber man findet sie auch anderswo. Charakteristisch 
für ihren geistigen Habitus ist es, daß ihre Methoden sich in 
den großen Gesten und Gebärden erschöpfen. Wo sie auftritt, 
führt sie nicht vorwärts, sondern zu Lehren und Methoden 
zurück, die längst bankrott geworden sind. In der Regel hat 
sie nichts gemein mit wirklichem Nationalgefühl, wenn 
anders dessen höchste Weisheit sein sollte, all das zu be- 
kämpfen, was nicht zur eigenen Nation gehört. 

Wenn dieser nationalistische Hexentanz nicht mit Krieg 
enden soll, dann muß noch viel Wasser den Berg herunter- 
laufen, ehe man wieder den Ausgangspunkt erreicht, den der 
Abschluß des Weltkriegs und die |Friedensverträge uns in 
Bezug auf gute nationale Friedensbedingungen brachten. 
Jedes verlorene Jahrzehnt ist hier ein Rückschritt. Anderer- 
seits ist jeder ungestörte Fortschritt selbst in einer solchen 
Zeit, ja gerade nicht am wenigsten in ihr, eine von den Säu- 
len, die die zukünftige nationale Friedenshalle, an die man 
nicht zu glauben authören kann, ohne den Glauben an 
Europas Zukunft zu verlieren, tragen soll. 

x 


Während man an den meisten Stellen in Europa die natio- 
nalen Kämpfe noch in den alten Formen führt, ist es offen- 
bar, daß ein nationaler Kampf in der Form, wie wir (die 
‚Dänen Nordschleswigs. d. Red.) ihn früher führten, mehr 
und mehr der Vorzeit angehört. Um einen Kampf zu führen, 
braucht man in der einen oder anderen Form einen Angrei- 
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fer oder ein verübtes und noch bestehendes Unrecht, gegen 
das eine lebendige und rechtsbewußte Bevölkerung zum 
Kampf aufgerufen wird. So war es in den früheren Tagen 
unserer Auslandszeit, als man wahrhaftig weder eines An- 
greifers noch eines bestehenden Unrechtes ermangelte, mit 
dem unser Kampfmut es aufnehmen konnte. Unsere Aus- 
landszeit war eine Kampfzeit, die sowohl emporhebend wie 
auch erziehend wirkte, weil unser Kampf dem Un- 
recht galt, weil er uns fühlen ließ, auf der Wacht für 
unsere natürlichen, nationalen Rechte zu stehen, die sozu- 
sagen jeden Tag aufs neue mit verschiedenen Mitteln ange- 
griffen wurden. Und weder [Freund noch Feind soll jemals 
uns, die wir den Kampf, ohne ihn zu suchen, gehabt haben, 
die Zufriedenheit. nehmen dürfen, die darin liegt, daß wir 
den Kampf, solange er in dieser Form notwendig war, geführt 
haben.. Es ist nicht der Tat wegen, daß wir uns der Zufrie- 
denheit rühmen, wenn wir jener Zeiten gedenken, sondern 
weil der Kampf an diesem besonderen Punkt uns die Gewiß- 
heit gab, daß wir hier unsere Pflicht taten. 


Es unterliegt keinem Zweifel, daß die jetzt lebende Gene- 
ration, die diesen Kampf noch mitgemacht hat, gerade darin 
ihre Stärke gehabt hat. Heute wirken die Erinnerungen 
daran und die ganze Einstellung, die sie schufen, vielleicht 
zeitweise auf andere als Absonderlichkeit. Wir haben ja heute 
Leute unter uns, deren einzigste nationale Befriedigung heute 
nur darin liegt, bei jener Zeit zu verweilen, und die beinahe 
nicht im Stande sind, solche nationale Arbeit, die unter den 
Formen unserer Tage von Leuten, die nicht dabei waren, »als 
Not am Mann war«, ausgeübt wird, anzuerkennen. In gewis- 
sem Sinne hat der Kampf uns einseitig gemacht. Die Ein- 
stellung, die damals unsere Stärke war, kann heute gut zur 
Schwäche werden. Es können Stunden kommen, in denen 
die neuen Formen als zu unbestimmt empfunden werden, wo 
kein Platz für den persönlichen Einsatz übrig bleibt, nach 
dem der Kampf so oft ruft. Aber war es umgekehrt nicht oft 
so, daß wir in der Kampfzeit Augenblicke haben konnten, in 
denen wir uns nicht nur danach sehnten, unser selbstver- 
ständliches Recht zu erlangen, sondern auch den Frieden 
herbeisehnten? Wohl gab es keine größere Befriedigung als 
jene, seinen Willen und seinen Einsatz gegen die brutale 
Macht auszuüben und jedes Mal zu triumphieren, wenn diese 
sich ohnmächtig und außerstande dazu erwies, einen ein- 
zigen Nordschleswiger in einen Deutschen umzuformen. Das 
ließ uns oft in allzu hohem Grade vergessen, daß wir doch 
auch im Kampfe viel verloren und weit davon entfernt 
waren, als Bevölkerung in diesem Kampfe vollkommen zu 
sein. 

Aber jetzt ist der Kampflärm nicht nur im Verhallen, der 


Kampf hat faktisch als solcher aufgehört. zu existieren. Die 
Arbeit, die die Deutschen ausführen, um ihre allerletzten 
Wünsche durchgeführt zu bekommen, kann bestimmt nicht 
mit dem Namen Kampf bezeichnet werden. Auch südlich der 
neuen Grenze ist eine Entspannung eingetreten, wenn sie 
auch nicht so absolut ist wie in Nordschleswig. Trotz der 
vollkommen loyalen und korrekten Haltung der dänischen 
Minderheit spürt man hier noch hier und da den alten Haß. 
Wenn Europas Grenzländer heute aber nur so wie unsere 
' wären, so würden wir uns mit starken Schritten dem natio- 
nalen Tausendjährigen Reiche nähern, charakterisiert durch 
den friedlichen Wettstreit der Nationen. 

Keiner spürt wohl kräftiger den Unterschied als der, der 
mit einer Tageszeitung zu tun hat. Unsere Tageszeitungen 
sind heute wohl noch die Stätten der nationalen Diskussion, 
aber nicht mehr jener scharfen Polemik auf Hieb und Gegen- 
hieb, wie wir sie in der Zeit der Fremdherrschaft in jeder 
anderen Spalte fanden. Wohl sind es nur noch 5 Jahre her, 
daß Herr Vogelgesang*) seine Attaque gegen den dänischen 
Boden ritt. Sofort war damals der Wille zur Abwehr von dä- 
nischer Seite aus da, und einige der alten Kampftöne erklan- 
gen wieder. Der. Geist des Kampfes lebt gewißlich noch in 
uns, wenn man ihn herausfordert, aber das war nur eine 
Episode — und sie bleibt es hoffentlich auch in der 
Zukunft. 

Wir schreiten vom Kampf zur Arbeit — hoffentlich doch 
zur wachsamen Arbeit, denn Wachsamkeit ist die erste 
Bedingung dafür, daß ein Volk und eine Grenzbevölkerung 
sich behaupten können. Aber diese Wachsamkeit braucht 
nicht einmal, wie es wohl heute noch der Fall ist, von Miß- 
trauen genährt sein, einem Mißtrauen, das unser Geschlecht 
noch auf Erfahrung gründet. In Wirklichkeit schreiten wir 
mit der Arbeit ohne Kampiftöne sicherlich innerhalb unserer 
nationalen Geschichte in eine neue Zeit hinein, indem wir in 
eine Zeit eingehen, in der die nationale Isolation aufgegeben 
wird, weil die Selbstbehauptung nur einem bewußt dänischen 
Sinn entspringen kann. 

Ein vollkommen friedliches Zusammenleben muß genau 
so möglich sein zwischen zwei Nationalitäten, wie .es das 
zwischen zwei Menschen ist, und es muß als Ganzes sich 
auch so formen können, daß es dazu kommt, bereichernd zu 
wirken. Der Respekt vor dem Gegner darf nichtallein 
aufpolitischen Erwägungen aufgebaut sein, denn 
wenn er nicht auf der Wertschätzung beruht, die man seiner 


*) Ein aus der Provinz Brandenburg eingewanderter deutscher Rechts- 
anwalt, der damals, begünstigt durch die nordschleswigsche Agrarkrise, eine 
sehr aggressive deutsche” Bodenpol: tik trieb und auch gelegentlich "dänische Höfe 
aufkaufte und s.e dann Deutschen überliess. D. Red. 


eigenen Nationalität zollt, wird er nicht das Vertrauen her- 
vorrufen, das eine notwendige Voraussetzung ist. Wohl wer- 
den wir niemals das Idealbild erreichen. Zwei lebende Na- 
tionalitäten werden immer in einem Grenzlande Reibungs- 
flächen’ haben, die aber ein friedliches Zusammenleben nicht 
zu stören, vor allem nicht die Bande der Zusammengehörig- 
keit, die schon an vielen Stellen’ sich entwickelt haben, zu 
zersprengen brauchen. | 
= Viele Dänen werden sicherlich sagen, daß ein ungestörtes 
und friedliches Zusammenleben mit unseren deutschen Mit- ` 
 bürgern nicht möglich ist, solange sie und ihre Führer nicht 
ihre Revisionsforderungen in Bezug auf die Grenze aufgege- 
ben haben. Diese wirken nicht nur aufreizend auf dänische 
Gemüter, sondern empörend in ihrer Torheit, denn das sind 
sie in Wirklichkeit. Mit Hilfe des Selbstbestimmungsrechts 
der. Völker, auf das die deutschen Führer bei jeder ihnen 
passenden Gelegenheit pochen, können sie heute nicht vie) 
aus dem Flecken Hejer*) herausschlagen. Die en-block-Ab- 
stimmung im Jahre 1920 wird man wohl kaum als das Ideal 
bezeichnen können, aber ebensowenig kann man sie auf dem 
Hintergrunde einer 56-jährigen |Fremdherrschaft mit all 
ihren ideellen und materiellen Verdeutschungsveranstaltun- 
gen als ungerecht für die Deutschen bezeichnen. Was wir 
1920 an zweifelhaften Gemeinden gewannen, waren nicht nur 
beinahe reine Enklaven, sondern die Verhältnisse sind zu- 
gleich so, daß sie keine fremden Gebiete, sondern lebende Or- 
ganismen im dänischen Nordschleswig sind, und weder in 
Bezug auf Geist noch wirtschaftlicher Struktur ihm fremd 
sind. Zehn Jahre freier dänischer Verwaltung haben gezeigt, 
wieviel Künstliches mit der Verdeutschung. einhergegangen 
ist. Die Behauptung, eine Revision sei nötig, weil wir die 
Volksabstimmung nicht im Verstehen mit Deutschland be- 
kamen, ist nichts weiter wie eine Phrase, die kaum Pastor 
Schmidt. und sein Geschlecht überleben wird, deren Behaup- 
tung zudem eine gewisse Unehrlichkeit enthält, weil diese 
recht wohl wissen, daß Deutschland niemals freiwillig in eine 
für uns Dänen rechtfertige Grenzziehung eingewilligt hätte. 
Den Führern des Deutschtums diese Revisionsforderung 
ausreden können wir nicht. Mit Machtmitteln wollen wir 
weder, noch können wir etwas erreichen. Das einzigste, was 
wir können, ist im Vertrauen auf unser gutes Recht uns in 
Nordschleswig so mit den Deutschen zusammen einzurich- 
ten, wie wir wünschen, daß es sein muß. Die Spuren der bit- 
teren Kampizeit, von der unsere Vergangenheit so laut redet, 


*) Ein Dorf dicht nördlich der heutigen deutsch-dänischen Grenze, das 
neben Tender in den deutschen Grenzrevisionsforderungen eine besondere Rolle 
spielt, wel es ein sehr starkes Deutschtum unter seinen Bewohnern aufweist, 
unter welchen aber die Muttersprache Dänisch ist. D. Red. 
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auszulöschen und eine Volksgemeinschaft zu gründen, die 
nicht nur für uns da ist, sondern auch dazu, unseren deutsch- 
gesinnten Mitbürgern zu ermöglichen, ihr Deutschtum in dem 
Umfange, wie sie es wünschen, zu pflegen. Eine nationale 
Minderheit ist etwas Fremdes in einem Volkskörper, aber 
man fühlt sie nur als solche, wenn man ihre Existenzberech- 
tigung nicht anerkennt. 


Hier kommen wir zu einem Punkte, der für uns sehr 

schwierig ist, die wir jeden deutschen Fleck in Nordschleswig 
als einen Angriffspunkt betrachtet haben, der verschwinden 
müsse, damit Nordschleswig wieder werden Könnte, was es 
war. Von dieser Betrachtungsweise müssen wir hinwegkom- 
men, wenn wir Nordschleswig nicht nur für uns selber, son- 
dern auch für die deutsche Minderheit einrichten wollen. 
Nichts hat die Deutschen in dem Grade gekränkt wie die so- 
genannte Aufsaugungstheorie, und das mit Recht. Es liegt 
etwas Kränkendes darin,’ einen Bevölkerungsteil als etwas 
zu betrachten, das mit der Zeit ganz verschwinden müsse, 
d. h. als etwas weniger Wertvolles. Man braucht sich nur an 
Stelle der Deutschen zu versetzen, und wir Aelteren können 
das leicht. Wie haben wir nicht mit Recht über v. Köller und 
seine Geistesgenossen gespottet, wenn sie davon redeten, das 
Dänentum in Nordschleswig auszurotten! Wenn nun auch 
die Deutschen eine Minderheit sind, deren Traditionen nicht 
soweit zurückreichen wie unsere, so haben sie doch ebenso 
wie wir Heimatrecht in Nordschleswig, und sie müssen sich 
gekränkt fühlen, wenn von ihrer Aufsaugung oder ihrem Ver- 
schwinden geredet wird. Daß dies nicht durch einen Kampf, 
sondern sozusagen einen nationalen »Strohtod« geschehen 
soll, dämpft ja nicht das Kränkende, das in diesem Gedanken 
liegt. Von dort her stammt die Nervosität gewisser heim- 
deutscher Vertreter, wenn von der Lebensfähigkeit des Heim- 
deutschtums als deutsche Nationalität die Rede ist, und von 
dort sicher auch gewisse unnatürliche Neigungen, das Heim- 
deutschtum*) zu etwas national besonders Wertvollem und 
einem besonderen nordschleswigschen Phänomen zu machen, 
was es ja garnicht ist. 

Wir Dänen müssen, so schwer es auch manchem von uns 
fallen wird, der Wahrheit, wie sie ist, ins Auge blicken, näm- 
lich jener, daß man in Nordschleswig einen dänischen und 
einen deutschen Bevölkerungsteil vorfindet, und daß es auch 
in einer übersehbaren Zukunft so sein wird. Das ist nur 
eine Folgerung aus unserer Politik, die ja darauf eingestellt 
ist, diesem Deutschtum die volle Freiheit zum Weiterleben 
in NOEGSENIESWIE zu geben. Als solches wird es ja aus dem 


*) [Deutschges'nnte Mitglieder der deutschen Minderheit, aber mit dänischer 
Muttersprache. D Red. 


Grunde nicht weniger wertvoll. Es sind nun einmal Grenz- 
landverhältnisse, unter denen wir leben, und es wird nie 
anders werden. Was an wirklichem deutschen Leben exi- 
stiert, hat nicht nur seine Berechtigung, die wir anerkannt 
haben, sondern auch seinen Wert, an dem uns zu vergreifen, 
wir uns wohl hüten sollten. Und hier haben wir das einzigste 
wirksame Mittel, die törichten deutschen Grenzrevisions- 
forderungen zu bekämpfen, die in ihrem Unverstand nur in 
einem Deutschtum lebend erhalten werden können, das in 
höherem oder geringerem Grade seine Existenz bedroht fühlt.. 


Modernes Minderheitenrecht? 


Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung ist nicht positives Minder- 
heitsrecht, sondern nur eine Anweisung an den Gesetzgeber. — Stel- 
lungnahme eines deutschen Gerichts zu nationalpolitischen Fragen. 


7 Von Jan Skala 


Im Dezemberheft 1930 berichteten wir über eine Entschei- 
dung des breslauer Amtsgerichts, in der die Eintragung des 
polnischen Schulvereins für Niederschlesien in das Vereins- 
register mit der Begründung abgelehnt wurde, daß die Ten- 
denz solcher polnischer Gründungen gegen die guten Sitten 
verstoße. Auf die vom »Zwigzek Polskich Towarzystw Szkol- 
nych w Niemczech t. z.« (Verband polnischer Schulvereine in 
Deutschland E.V.) an den preußischen Justizminister gerich- 
tete Beschwerde vom 13. November 1930 ist auf Veranlassung 
des Justizministers nunmehr der folgende neue Beschluß des 
Landgerichts in Breslau erlassen worden: 

l Beschluß. 
T. 13. 374/30. 
- In der Vereinsregistersache betreffend Towarzystwo Szokolne na 
Slask Dolny in Breslau, Heinrichstraße 21/23 

hat die 13. Zivilkammer des Landgerichts in’ Breslau unter Mit- 
wirkung des Landgerichtsdirektors Langer und der Gerichtsassessoren 
Dr. Hancke und Dr. Nixdorf am 9. Dezember 1930 beschlossen: 

Auf die Beschwerde des Towarzystwo Szkolne na Slask Dolny 
wird der Beschluß des Amtsgerichts in Breslau vom 3. November 1930 
aufgehoben. Das Amtsgericht wird angewiesen, von den erhobenen 
Bedenken Abstand zu nehmen. 

“Die Kosten des Beschwerdeverfahrens bleiben außer Ansatz. 


gez. Langer. Dr. Hancke. Dr. Nixdorf. 
Breslau, den 12. Dezember 1930. 
Dem Beschluß ist eine ausführliche Begründung beigege- 
ben, in dem das Landgericht als Beschwerdeinstanz seine 
Rechtsauffassung vorbringt. Es wird darin u. a. gesagt: 
»Das Beschwerdegericht kann aber dem Amtsgericht nicht darin 
beitreten, daß der Zweck des Vereins, der hier seine Eintragung be- 
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gehrt, nach dem Inhalt der Satzung gegen die guten Sitten verstößt. 
Der Verein bezweckt, wie es sich aus Par. 1, Abs. 2 der Satzung ergibt, 
die Pflege des polnischen Volkstums, der polnischen Sprache und der 
polnischen Kultur. Er verfolgt damit einen Zweck, der unter dem. 
Schutz des Art. 113 der Reichsverfassung steht. Nun bildet allerdings 
dieser Artikel nicht eine unmittelbar anwendbare Rechtsnorm, son- 
dern er stellt sich nur als eine Anweisung an die Gesetzgebung dar. 
(Vgl. dazu Anschütz, Die Verfassung des Deutschen Reichs. Anm. zu 
Art. 113.) Da aber der Verein nach seiner Satzung nur etwas be- 
zweckt, was nach dem Inhalt des genannten Artikels der RV. aus- 
drücklich unter verfassungsmäßigen Schutz gestellt ist, so kann keine 
Rede davon sein, daß die Gründung des Vereins eben um dieses 
Zweckes willen gegen die guten Sitten verstoße. Die Sachlage könnte 
vielleicht dann anders beurteilt werden, wenn der Verein es sich zur 
Aufgabe machte, polnisches Volkstum, polnische Sprache und pol- 
nische Kultur über den Kreis der jetzt bestehenden polnischen Min- 
derheit hinaus zu verbreiten und so eine fortschreitende Polonisierung 
schlesischen Landes anzustreben. Eine solche Bestrebung 
würde den Schutz desArt. 113 der RV. nieht genies- 
sen. Nach dem Inhalt der Satzung liegen jedoch derartige Bestre- 
bungen nicht vor. Dies ergibt sich aus Par. 2 Abs. 1 der Satzung, in 
dem die Erwerbung der Mitgliedschaft davon abhängig gemacht wird, 
daß derjenige, der Aufnahme begehrt, sich zur polnischen Minder- 
heit bekennt. Mit dieser Bezeichnung der Minderheit hält sich die 
Satzung durchaus im Rahmen dessen, was von der preußischen Re- 
gierung als Minderheit angesehen wird. Dies zeigt der Art. 1 der 
vom Preußischen Staatsministerium offenbar in Ausführung des 
Art. 113 RV. erlassenen »Ordung zur Regelung des Schulwesens für 
die polnische Minderheit« vom 31. 12. 1928. Dieser Artikel lautet: 


»Unter Minderheit im Sinne der folgenden Bestimmungen 
werden diejenigen Volksteile des Reiches verstanden, die sieh zum 
polnischen Volkstum bekennen. 


Der genannte Erlaß ist auch noch in weiterer Beziehung für die 
Frage bedeutsam, ob die Gründung des Vereins gegen die guten Sitten 
verstößt. Der Verein will es sich, wie sich aus dem Namen und aus 
der Satzung ergibt, in allererster Linie zur Aufgabe machen, im 
Rahmen der Schulverwaltung polnische Sprache, polnische Kultur 
und polnisches Volkstum zu pflegen. Nun enthält dieser Erlaß ganz 
ausführliche Bestimmungen über die Gründung polnischer Minder- 
heitsschulen, in denen von privaten, polnischen Schulen mit und ohne 
staatliche Unterstützung sowie sogar von den staatlichen Schulen 
für die polnische Minderheit gesprochen wird. Da diese Schulen in 
weitgehendem Umfange zugelassen und vorgesehen sind, kann keine 
Rede davon sein, daß der Zweck des Vereins, im Wege des Schul- 
wesens zu wirken, gegen die guten Sitten verstößt. Ganz besonders 
ist darauf hinzuweisen, daß Art. 4 dieses Erlasses sogar von Ver- 
einen mit dem Sitze im Reichsgebiet spricht, die auf ihre Kosten be- 
sondere Einrichtungen oder Veranstaltungen zur Einführung von 
Minderheitssehullehrern in ihren besonderen Aufgaben treffen kön- 
nen. Art. 2 Par. 7 spricht ausdrücklich davon, daß die Kenntnis des 
polnischen Volkstums in solchen Schulen im Unterricht angemessen 
zu verwenden ist. 

Aus allem folgt, daß aus der Vereinssatzung als solcher nichts 
dafür herzuleiten ist, daß der Zweck des Vereins gegen die guten 
Sitten verstößt.« 


Ohne auf diese Begründung näher einzugehen, sei hier 
jedoch festgestellt, daß die Bewertung des Art. 113 durch das 
Landgericht Breslau lediglich nach dem negativen Kommen- 
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tar von Anschütz erfolgt, wonach Art. 113 kein. positives 
Recht, sondern nur ein Rechtsprogramm darstellt. Dieser 
Auffassung widersprechen aber andere Kommentare, z. B. 
Gerber (Art. 113 der D.R.V.). Vom minderheitsrechtlichen 
Standpunkt aus muß erneut darauf hingewiesen werden, daß 
‘Anweisungen an die Gesetzgebung wertlos sind, wenn 
jedes einzelne Amtsgericht eine derartige Entscheidung fäl- 
len kann, wie es durch das Amtsgericht Breslau am 3. No- 
vember 1930 geschehen ist. Die Rechtsgarantie und die Sicher- 
heit einer einheitlichen und kontinuierlichen Behandlung der 
Rechtsforderungen, die von den nationalen Minderheiten in 
Deutschland geltend gemacht werden, ist nirgends vorhan- 
den. Jede einzelne Behörde kann Art.113 willkürlich 
auslegen. Das geschieht in der Praxis z. B. der Gerichte hin- 
sichtlich des Gebrauchs der Muttersprache in 
gerichtlichen Verhandlungen fortgesetzt, wie 
dies aus einigen Prozessen (Amtsgericht Breslau, Amtsgericht 
Berlin-Moabit) hervorgeht. Es muß deshalb und mit erneu- 
tem Nachdruck festgestellt werden, daß die bisher geübte 
Auslegung des Art.113 durch die deutschen Gerichte eine 
dauernde Verfassungsverletzung darstellt. Die zur Verfas- 
sungsaufsicht und Durchführung verpflichteten Instanzen 
kennen diesen Zustand, ohne bisher diese Verfassungsver- 
letzung gegenüber den nationalen Minderheiten oder — wie 
es in der Verfassung heißt — »fremdsprachigen Volksteilen 
des Deutschen Reichs« — verhindert oder gar beseitigt zu 
haben. 

Durch die Tatsache, daß selbst die für die dänische und 
polnische Minderheit erlassene preußische Schulordnung — 
alle übrigen Minoritäten sind darin nach wie vor seit zehn’ 
Jahren ohne jedes positive Recht — nur eine ministerielle 
Verordnung, aber kein vollwertiges Gesetz darstellen, ferner 
durch die Tatsache, daß Art. 113 der Reichsverfassung will- 
kürlich ausgelegt werden kann, ist der Beweis erbracht, daß 
die Regelung der Minderheitenfrage im Deutschen Reich im 
rechtspositiven Sinne verfassungsrechtlich vorgeschriebener 


Weise noch keineswegs erfolgt ist. Die Komplikationen, . 


die sich aus diesen Zuständen ergeben, wiederholen sich 
immer wieder und führen zu Erscheinungen, wie sie das er- 
wähnte breslauer Beispiel zeigt. 

Schließlich sei noch erwähnt, daß das Landgericht Breslau 
in seiner hier auszugsweise zitierten‘ Begründung zu natio- 
nalpolitischen Fragen Stellung nimmt, die in der 
minderheitspolitischen Literatur und Diskussion noch stark 
umstritten sınd. In der erwähnten Begründung wird gesagt: 
»Die Sachlage könnte vielleicht dann anders beurteilt wer- 
den, wenn der Verein es sich zur Aufgabe machte, polnisches 
Volkstum, polnische Sprache und polnische Kultur über den 
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Kreis der jetzt bestehenden polnischen Minderheit hinaus zu 
verbreiten und so eine fortschreitende Polonisierung schle- 
sischen Landes anzustreben. Eine solche Bestrebung würde 
den Schutz des Art. 113 der RV. nicht genießen.« Damit be- 
rührt das‘ Landgericht die nationalpolitisch sehr brennende 
Frage der Renationalisierung jener Bevölkerungs- 
Kreise, die der Entnationalisierung (Germanisierung, Slavi- 
sierung, Romanisierung etc.) vor längerer oder kürzerer Zeit 
verfallen sind. 

Die polnischen Schiivereine verfolgen weder grundsätz- 
lich: noch faktisch dieses Ziel und können es sich nicht stel- 
len, weil der Wortlaut der Schulverordnung und seine Aus- 
führungsbestimmungen, aber auch das Programm des polni- 
schen Schulvereins solche Eventualitäten nicht enthält. Von 
den meisten deutschen Minderheiten und ihren Führern 
wird aber das Recht auf Renationalisierung als 
ein unbestreitbares Minderheitenrecht erho- 
ben; es sei hier nur auf die nationalpolitische Arbeit der deut- 
schen Minderheiten im Baltikum hingewiesen, die sich be- 
mühen, die Russifizierungserfolge der Vergangenheit durch 
Wiedergewinnung der entdeutschten Massen wettzumachen 
und auch die vielfach schon vorhandene Lettisierung, Litaui- 
sierung, Estnisierung gegen die nationalpolitischen Interes- 
sen der Letten, Litauer und Esten zu verhindern. Das gleiche 
sieht man z. B. auch bei den rumänischen deutschen Minder- 
heiten, die die frühere Magyarisierung auszumerzen. ver- 
suchen und zwar überall auf dem Wege über das Kind und 
die Schule; diese deutschen Beispiele findet man in allen 
Staaten, wo deutsche Minderheiten sitzen.*) 

Die Stellungnahme des breslauer Landgerichts zu dieser 
nationalpolitischen Frage verneint die Berechtigung 
einer solchen Betätigung der Minderheiten — im konkreten 
Falle des polnischen Schulvereins für Niederschlesien — und 
stellt fest, daß solchen Bestrebungen der verfassungsmäßige, 
resp. gesetzliche Schutz überhaupt zu versagen sei. Damit 
werden aber auch die mit besonderem Nachdruck vertrete- 
nen Grundsätze und die praktische Betätigung der deutschen 
Minderheiten in den einzelnen europäischen Staaten in den 
Kreis der kritischen Beleuchtung gestellt. Denn was in 
Deutschland selbst den nationalen Minderheiten gegenüber 
ausdrücklich als unzulässige Betätigung und außerhalb des 
gesetzlichen Schutzes stehend bezeichnet wird, kannnicht 
anders beurteilt werden, wenn solche Betätigung 
seitens der deutschen Minderheiten in anderen Staaten 
als nationalpolitische Notwendigkeit prak- 
tiziert wird. 


*) Vergl. hierzu den Bericht, »Neue deutsche Minderheitenschule in Nord- 
schleswig (in der Rubrik »Dänemarke). 
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Es kann Angelegenheit des einzelnen Staates bleiben, wie 
er dieses Problem behandeln will. Der Zweck dieser Betrach- 
tung ist nur der, die Begründung des breslauer Landgerichts 
zur Diskussion zu stellen und darauf hinzuweisen, wie die 
Rechtslage der nationalen Minderheiten auch in dieser Frage 
in Deutschland selbst beschaffen ist. 


Die litauische Minderheit in Deutschland 
Von Wilhelm Matschulat (Tilsit) 


Die Weihnachtsnummer von »Flensborg Avis 
enthält einen Artikel des Vorsitzenden der »Vereini- 
gung der Litauer Deutschlands«. den wir nachstehend 


übersetzt wiedergeben. Wir greifen gerade diesen Ar- 


tikel aus der Fülle der minderheitlichen Bilder dieser 
dänisehen Weihnachtsnummer (s. auch unsere Bespre- 
chung derselben an anderer Stelle dieses Heftes) heraus, 
weil besonders die litauische Minderheit in Deutschland 
seit Jahren einen vergeblichen Kampf für ihre Minder- 
heitenrechte führt, der ihr umso schwerer gemacht wird, 
weil man ihr einerseits von deutschnationalistischer 
Seite aus immer wieder politische, an Hochverrat gren- 
zende Ziele zu unterschieben versucht, andererseits 
neuerdings aber auch, wenn auch erfolglos, versucht 
hat, sie unter der Maske einer ihr freundlichen Gesin- 
nung zu versteckten politischen Zwecken zu miß- 
brauchen. Red. 


Die litauische Bevölkerung umfaßt bekanntlich das ge- 
samte nordöstliche Gebiet der Provinz Ostpreußen. Gegen 
Süden erstreckt es sich bis zum Pregel und dessen südlichen 
` Quellflüssen, gegen Westen bis hin zur Deime und der kuri- 
schen Bucht. Die litauisch sprechende Bevölkerung im ge- 
samten Minderheitengebiet pflegt man auf ca. 160—180,000 
Personen zu veranschlagen. 

Bis zum Schluß des vergangenen Jahrhunderts wurde das 
dergestalt abgegrenzte Gebiet auch von der preußischen Ver- 
waltung als »Provinz Litauen« bezeichnet. So gab es z. B. in 
Insterburg (Isrute) ein Landgericht für die Provinz Litauen. 
In vielen alten Grundbuchakten der Gerichte findet man 
diese Bezeichnung. Auch die Namen der Regimenter in Ost- 
preußen redeten in dieser Hinsicht eine deutliche Sprache. 
Man erinnert sich in dieser Verbindung des litauischen Dra- 
gonerregiments in Tilsit, der litauischen Ulanen in Inster- 


burg, des litauischen Jägerregiments in Gumbinnen (Gum- 


binne) usw. usw. 

Heutigen Tags hat man von deutscher Seite aus nicht nur 
die alten traditionellen Bezeichnungen abgeschafft, man be- 
strebt sich obendrein zu leugnen, daß es ein litauisches Volks- 


element gibt. Das Umtaufen litauischer Ortsnamen im litaui-: 
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schen Sprachgebiet — z. B. Karczanninkaj in »„Blumenfeld«, 
Puskeppeln in »Argenfelde« — liefert einen schlagenden Be- 
weis dafür, daß man der litauischen Nationalität den Todes- 
stoß versetzen will. 


Tilsit ist von altersher Mittelpunkt des geistigen Lebens 


der preußischen Litauer gewesen. Tilsit war immer der Aus- 
gangspunkt litauischer Bewegungen. Hier zeigte sich der 
litauischen Nation die erste Morgendämmerung, die Befrei- 
ung vom Joch und der Unterdrückung der Jahrhunderte ver- 
hieß. In Tilsit erschienen die ersten gedruckten Schriften, 
und hier wurden die ersten Vereine gegründet, die das Natio- 
nalgefühl unter den litauischen Volksgenossen in Stadt und 
Land wecken sollten. Die Wogen des nationalen Wieder- 
erwachens schlugen weit hinein nach Großlitauen (der jetzi- 
ge litauische Staat), wo man damals noch von russischer 
Seite aus eine harte Unterdrückung ausübte. 

Wie in der Einleitung geschildert, sind Bestrebungen im 
Gange, die litauische Nationalität ganz auszurotten. Die 
deutsche Germanisierungspolitik hat besonders nach dem 
Weltkriege krasse Formen angenommen. Ungeachtet der 
vielfältigen Nachstellungen und Verfolgungen gewinnt die 
litauische Bewegung in Ostpreußen dauernd mehr an Boden. 
Die preußischen Litauer halten mehr als jemals früher an 
ihrer Sprache und ihrem völkischen Sondergepräge fest. Das 
beweisen Veranstaltungen und Versammlungen, die dauernd 
größeren Zuspruch . von Seiten der preußischen Litauer 
finden. | 

Ungefähr 6 Kilometer von Tilsit entfernt liegt am nörd- 
lichen Ufer des Namunas- (Memel) Flusses der sagenumspon- 
neneRombinusberg. Hier ist eine der alten historischen 
Wallfahrtsstätten der Litauer. Schon in der Zeit des Heiden- 
tums versammelten die Litauer sich hier, um ihre Feste zu 
feiern. Diese alte Sitte ist auch in neuerer Zeit Tradition ge- 
worden, indem man in jedem Jahre zur Mittsommerzeit auf 
dem Rombinusberg ein großes litauisches Volksfest abhält. . 
Auch in diesem Jahre hatte die litauische Bewegung sehr viel 
Glück mit ihrem Rombinusfest. Eine Menschenmenge von 
mehreren Tausenden war der Losung der Vereinigung der 
. Litauer in Deutschland gefolgt. Der litauische Gesangverein 
in Tilsit mit seinem Dirigenten Millat an der Spitze sang. 
Es ist eine Eigenart des litauischen Volkes, daß es in beson- 
derem Grade seine geistigen Führer und nationalen Helden 
ehrt. Aus diesem Grunde wurde auf diesem Feste eine 
Duonelaitis-Linde zur Erinnerung an den großen litauischen 
Dichter Duonelaitis (Duonalatius) gepflanzt, der im 18. Jahr- 
hundert lebte und als Seelsorger in dem ostpreußischen Kirch- 
dorfe Tolmingkehmen wirkte. 

Bekanntlich hat die preußische bezw. die deutsche Regie- 
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rung bis heute es abgelehnt, litauischen Sprachunterricht in 
den Schulen einzuführen. Die Litauer waren daher gezwun- 
gen, ihre eigenen privaten Schulen und Kindergärten zu er- 
richten. Solche litauische Schulen sind in verschiedenen 
Gegenden gegründet worden. 

Was den litauischen Baustil anbetrifft, können wir fest- 
stellen, daß er seinen eigenen bodenständigen Charakter hat. 
In wesentlichen Zügen unterscheidet er sich von der Bauart 
anderer Landesteile und Völker. Auf diesem Gebiete trifft 
man nicht nur ein eigentümliches litauisches Sondergepräge, 
‚sondern auch zum Teil große Kunstfertigkeit und guten Ge- 

schmack bei der Ausschmückung der Heime. | 

Wenn sich auch heute noch ein ganzes Teil dieser alter- 
tümlichen Wohnhäuser anfindet, so sind sie doch drauf und 
dran, langsam aus der Landschaft zu verschwinden. Darum 
haben schon vor Jahrzehnten einzelne hervortretende Litauer 
sich zusammengeschlossen, um in dieser Hinsicht ein Denk- 
mal für das kommende Geschlecht zu errichten. Auf ihren 
Ansporn hin wurde ein Haus in echtem litauischen Stil im 
tilsiter Stadtpark, »Jakobsruhe«, errichtet. 

Die an der Küste wohnenden Litauer leben hauptsächlich 
von der Fischerei. Trotz der großen Gefahren, die dieser Er- 
werbszweig mit sich führt, gibt der litauische |Fischer sich 
mit Leib und Seele seiner Arbeit hin. Ja, man kann fast be- 
haupten, daß die litauische Volksseele als solche sich zum 
Meere hingezogen fühlt. Dieses in ihrer Natur verwurzelte 
Streben gibt sich deutlich in unzähligen litauischen Daimos 
(Volksliedern) zu erkennen. 

Ein ganz besonderes Gepräge hat die litauische Frauen- 
tracht. Der gleichartige Haaraufsatz und die breiten Falten 
der Kleider fallen hier am meisten auf. Trotz des Einflusses 
der Moden hat sich die litauische Frauentracht bis auf den 
heutigen Tag beinahe unverändert halten können. Das zeigt, 
daß auch den Frauen eine besondere Vorliebe für die litaui- 
sche Volkssitte eigen ist. 

Das litauische Volksgepräge hat sich trotz der Knechtung 
in Jahrhunderten im ganzen gehalten. Um den Kampf für 
die Bewahrung ihrer Sprache und Eigenart führen zu kön- ° 
nen, haben die Litauer in Tilsit die. »Vereinigung der 
Litauerin Deutschland« gegründet. Dieser Verein 
tritt mit ganz besonderer Energie für die nationalen und kul- 
turellen Interessen der Litauer in die Schranken. Der Vor- 
sitzende der Vereinigung, Matschulat, hat litauische Schulen 
ins Leben gerufen. Im großen und ganzen kann heute gesagt 
werden, daß die litauische Bewegung sich durch nichts mehr 
aufhalten läßt. Langsam aber sicher wird ein bewußtes Na- 
tionalgefühl bei allen Litauern durrhbrechen. 
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Die deutsche Minderheit und die Cecho- 
slovakischeVolkszählung vom Dezember 1930 


Geburtenrückgang die Ursache der Verminderung 


Die Volkszählung ist im ganzen Gebiet der lechoslovaki- 
schen Republik ziemlich glatt und ohne störende Zwischen- 
fälle verlaufen. Wenn ein Teil der deutschen Presse sich von 
vornherein angelegentlich bemühte, Material zusammenzu- 
tragen, aus welchem erwiesen werden könnte, daß insbeson- 
dere bezüglich der Erhebung der Nationalität Unzukömm- 
lichkeiten vorkamen, welche die wirkliche ethnische Schich- 
tung der Bevölkerung zu ungunsten des deutschen Elements 
verschieben, so ist der angestrebte Zweck nicht erreicht wor- 
den. Wenn man annimmt, daß Zehntausende Zählkommis- 
säre fungierten, so wird man die vorgebrachten Fälle angeb- 
licher Unkorrektheiten umsomehr als belanglos erachten, als 
die Unstichhältigkeit der meisten amtlich nachgewiesen wer- 
den konnte, die erübrigenden aber tendenziös aufgebauschte 
Lappalien waren, welche'von der Kontrollbehörde richtig- 
gestellt wurden, sofern ihre Berechtigung erwiesen war. Die 
Zählungshysterie, welche sich unmittelbar vor dem 1. Dezem- 
ber bei einzelnen deutschen Politikern und Publizisten zeigte, 
ist wohl auf die teils heimliche, teils offenkundige Angst zu- 
rückzuführen, daß die ermittelte Schlußziffer einen erneuten 
Rückgang des »Sudetendeutschtums« ergeben werde, welchen 
man schon von vornherein auf »Machinationen und »Un- 
korrektheiten« der offiziellen Zählungsorgane zurückführen 
wollte. Daß diese [Furcht vor einem bedeutenden Rückgang 
des deutschen Elements in der Cechoslovakei nicht unbegrün- 
det ist, dafür vermögen wir gewichtige und einwandfreie 
deutsche Zeugnisse anzuführen. 

Im Oktoberheft der sich als »Grenzlands-Zeitschrift« be- 
zeichnenden, nunmehr in Berlin erscheinenden Monatsrevue 
»Deutsche Arbeit« befindet sich ein Aufsatz von Dr. A. Ko- 
berg: »Vom sudetendeutschen Sterben«, worin der in deutsch- 
böhmischen Kreisen wohlbekannte Autor auf den »erschrek- 
kenden Geburtenrückgang« verweist, »von welchem das Su- 
detendeutschtum ‚heimgesucht ist«. Während der Anteil der 
Deutschen in der Cechoslovakei nach der letzten Volkszäh- 
lung im Jahre 1921 noch 23,6 % betrug, gab es deutsche Ge- 
burten im Jahre 1923 nur noch 15 %, im Jahre 1929 nicht 
ganz 10 %, während Cechen und Slovaken ihren Geburten- 
anteil innerhalb dieser vier Jahre von 66 auf 67 % erhöhten, 
obgleich sie 1921 bloß 65 % der Bevölkerung ausmachten. 
»Wenn das Mißverhältnis« — fährt der Autor fort — »in der 
Bevölkerungszunahme im gleichen Maße andauert, so ist die 
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sudetendeutsche Frage in wenigen Jahrzehnten gelöst. Schon 
die heurige Volkszählung wird erweisen, daß die deutsche 
Bevölkerung in mehreren Bezirken beträchtlich abgenommen 
hat, trotzdem die Sterblichkeit unter 15 % gesunken ist, also 
nicht mehr sehr herabgesetzt werden kann... So verschwin- 
det ein deutscher Außenposten nach dem andern, und die 
Gesamtstärke der Sudetendeutschen nimmt zusehends ab. 
Bei der bevorstehenden Volkszählung dürfte das noch nicht 
sehr in die Augen springen, weil sich in den letzten Jahren die 
Anzahl der Eheschließungen über dem gewöhnlichen Durch- 
schnitt bewegte und infolgedessen die Kriegslücken etwas 
aufgefüllt wurden. Schon nehmen aber die Ziffern der Ehe- 
schließungen und der ehelichen Geburten wieder ab, und in 
wenigen Jahren wird der Rückgang der Sudetendeutschen 
ganz kraß zutage treten. Die Gesamtbevölkerung des Cecho- 
slovakischen Staates ist schätzungsweise auf rund 15 Millio- 
nen angewachsen. Hätten die Deutschen daran den vom 
(Wiener) Prof. Dr. Winkler errechneten Anteil von 25,08 %, 
so müßte ihre Zahl auf 3,760,000 gestiegen sein; wäre ihr An- 
teil (nach der offiziellen Volkszählung) nur 23,6 %, so ergäbe 
dies jetzt 3,540,000 Deutsche. Leider steht zu befürchten, daß 
keine dieser beiden Zahlen erreicht wird, weil auf deutscher 
Seite von Jahr zu Jahr weniger Kinder zur Welt kommen. 
1929 waren es 20,000 weniger als 1925, ein Rückgang um 40 % 
in vier Jahren. Das kann man nicht mehr als eine vorüber- 
gehende Wachstumsstörung im Volkskörper bezeichnen, das 
ist nationaler Selbstmord!« 

So urteilt Dr. Koberg. Daß er mit seiner Meinung nicht 
allein steht, erhellt aus einer Studie, welche im März 1927 
der anerkannte deutsche Statistiker Dr. Oberschall im Haupt- 
organ der Deutschnationalen,»SudetendeutscheTageszeitung«, 
auf Grund der amtlichen Zählungsdaten veröffentlichte. Er 
unterzieht die Zahlen der letzten vier Jahrzehnte einer Be- 
trachtung und kommt daher zu folgenden Ergebnissen: 


Cechen: Deutsche: 
1880 5,103,000 2,952,000 
1890 5,365,000 8,105,000 
1900 5,803,000 8,809,000 
1910 6,291,000 8,918,000 


1921 6,674,000 2,960,000 


Aus dieser summarischen Zusammenstellung ergibt sich 
die lehrreiche Tatsache, daß in den vier Jahrzehnten von 
1880 bis 1921 die Čechen in den böhmischen Ländern um 
1,571,000, die Deutschen bloß um 8,000 Seelen zugenommen 
haben. Dr. Oberschall erklärte diesen auffälligen Unterschied 
hauptsächlich durch den Weltkrieg. Im Jahrzehnt von 1910 
bis 1920 gingen die Deutschen in den böhmischen Ländern 
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um 518,000 zurück, während sich die Cechen um 392,000 ver- 
mehrten. Das deutsche Minus führt der Verfasser hauptsäch- 
lich auf die größeren Verluste der Deutschen im Weltkrieg, 
auf die verminderte Geburtsziffer und in zweiter Linie auf 
die Abschwenkung eines Teils der Israeliten, die sich zur 
jüdischen Nationalität bekannten, und schließlich auf jene 
Cechen zurück, welche früher die deutsche. Umgangssprache 
angaben, sich nunmehr aber zu ihrem angestammten Volks- 
tum meldeten. Aber auch die Deutschen in der Slovakei und 
in Karpathorußland verzeichnen beträchtliche Verluste. Als 
Vergleichsgrundlage stehen dem Autor bloß die Zählungs- 
resultate von 1910 und 191 zur Verfügung. Im erstange- 
führten Jahre wiesen beide Länder 261,000, im letzten Jahre 
nur noch 150,000 Deutsche auf; der Ausfall betrage darum 
111,000. 

Wir wollen an den von Dr. Oberschall angeführten Ur- 
sachen für die Verminderung des deutschen Elements in den 
böhmischen Ländern keine Kritik üben, sondern.nur darauf 
verweisen, daß es sich hier um eine Erscheinung handelt, 
welche bereits im Oktober 1919 P. Kröll (Warnsdorf) in der 
»Kölnischen Volkszeitung« hervorgehoben hat, woselbst er 
an der Hand amtlich ermittelter Daten nachwies, daß der Ge- 
burtenrückgang insbesondere in deutschen Industriegebieten 
ein außerordentlich großer sei, sodaß es in »Deutschböhmen« 
bereits 1913 zehn Städte (Reichenberg, Teplitz-Schönau, Karls- 
bad, Leitmeritz, Bodenbach, Tetschen, Saaz, Gablonz, Warns- 
dorf, Dux) gab, deren Geburtenzahl hinter der Durchschnitts- 
ziffer Frankreichs zurückblieb. Den Ersatz für den Bevölke- 
rungsausfall der Städte sollte das flache Land aufbringen, 
aber schon damals (1913) standen 20,000 deutsche Bauern- 
häuser leer. »Der Kern des Deutschtums zerbröckelt!« also 
resumierte der Gewährsmann des Rheinischen katholischen - 
Blattes. Daß dieser Prozeß weiter anhält, das hat auch Dr. 
Oberschall und jetzt neuerdings Dr. Koberg bestätigt. Aus 
dieser Erscheinung erklärt sich aber auch der Horror der 
deutschen Politiker und Publizisten vor den Ergebnissen der 
jetzigen Volkszählung und das turbulente Bestreben, die amt- 
lich ermittelten Ergebnisse von vorneherein zu diskreditie- 
ren, indem die wirklichen biologischen Ursachen durch er- 
fundene Zählungsmanöver ersetzt werden. — Č. K. — 
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Pressestimmen. 


Das Oberhaupt der katholischen Kirche hat zu wiederho] - 
ten Malen sich mit der Minderheitenfrage befaßt und zu den 
Erscheinungen des Nationalismus, vor allem zu den krank- 
haften Auswüchsen der nationalistischen Grundsätze Stellung 
genommen. Gerade gegen die Lehren der katholischen Kir- 
che, die politisch das Naturrechtsprinzip gegen 
alle Machtprinzipien des sogenannten historischen 
Rechts stellt, in sittlicher Hinsicht aber den Grundsatz des 
»Omnia instaurare in Christo« allen anderen Prinzipien vor- 
anstellt, ist der egoistische Nationalismus mit besonderer 
Schärfe gerichtet. In seiner diesjährigen Neujahrsansprache 
‘an die Kardinäle und die in Rom versammelten Prälaten ver- 
wies Papst Pius XI. auf die Gefahren des Nationalismus, 
indem er u. a. sagte: 


Noch schwerer, wenn nicht gar unmöglich sei ein dauernder 
Friede zwischen den Völkern, wenn an Stelle der wahren und ur- 
.sprünglichen Vaterlandsliebe ein egoistischer und harter Nationalis- 
mus vorherrsche, der an die Stelle des gegenseitigen Wunsches nach 
Wohlergehen Haß und Neid setze und den Ehrgeiz nach Hegemonie 
und Vorherrschaft an die Stelle der Wahrung und des Schutzes der 
Rechte aller. Völlig unmöglich aber sei es, daß die Völker in Ordnung 
und Freiheit — die das Wesen des Friedens ausmachten — jene Ruhe 
genössen, solange sie von innen oder von außen her von Gefahren 
bedroht seien, gegen welche sie nicht durch e Verteidi- 
gungs- und Vorbeugungsmaßnahmen geschützt sin 


Die »Germania« (28. 12. 1930), der wir diesen Wortlaut ent- 
nehmen, begnügt sich mit einem kurzen Kommentar, indem 
sie feststellt, daß die Irrlehre des Nationalismus gerade im 
jetzigen Augenblick wieder Orgien zu feiern scheint und daß 
hinter dem brutalen Egoismus des Gedankens der Staatsall- 
macht die Gefahr des Krieges und der Vergewaltigung des 
Individuums lauere. Das Zentralorgan der deutschen Cen- 
trumspartei könnte auch kaum in besonderem Maße die Be- 
rechtigung zu einer eingehenderen und schärferen Verurtei- 
lung des Nationalismus in Anspruch nehmen. Denn seit 
langem ist das Blatt der deutschen Katholiken das ab- 
schreckende Beispiel dafür, wohin der Besitz politischer 
Machtpositionen auch katholische Christen führen kann. Die 
politische Haltung der Zentrumspartei — die sich ja zumin- 
dest in Ostdeutschland als die einzige kaholische Monopol- 
partei bezeichnet oder doch so bewertet zu werden verlangt 
— zwingt selbstverständlich auch das Parteiorgan auf die 
Bahn jenes Nationalismus, dessen Ursachen und desen Ge- 
fahren der Heilige Vater in seiner Neujahrsbotschaft so ein- 
dringlich dargetan hat. Man braucht nur die»Germania« 
vom 21. Dezember 1930 aufzuschlagen um sofort zu erken- 
nen, wie wenig vom katholischen Geist im heutigen Zentrum 
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vorhanden ist, wobei von den chauvinistischen Aeußerungen 
und Aktionen der oberschlesischen Zentrumsgeistlichkeit 
und insbesondere des Prälaten Ulitzka und seiner den bru- 
talen Egoismus anbetenden Gefolgschaft hier vorläufig gänz- 
lich abgesehen sein soll. Die »Germania« schreibt dort in 
einer Erwiderung auf die Kritik, die von der»Polnischen 
katholischen Presseagentur« mit vollem Recht 
und leider sehr zutreffend an der extrem polenfeindlichen 
Haltung des Centrumsorgans geübt wurde, unter anderem: 

»Völlig verfehlt ist der Vergleich der deutschen und polnischen 
Schulziffern. Der Unterschied ist doch wohl der, daß in Polnisch- 
Oberschlesien eine deutsche Minderheit lebt, die ihr kulturelles Eigen- 
leben behalten will, aber nicht darf, während die polnisch- 
sprechende Bevölkerung in Deutsch-Oberschlesien es behalten darf, 
aber nieht will — weil sie nämlich gern auf die polnische Schule 
verzichtet, die sie niemals gekannt hat, wie sie überhaupt zum pol- 
nischen Volkstum nie in inneren Beziehungen stand. Es ist doch be- 
zeichnend, daß Polen während der Abstimmungszeit in Oberschle- _ 
sien eine rein wirtschaftliche Propaganda getrieben 
hat, weil es wußte, daß ein Appell an polnische Nationalgefühle auch 
im polnischsprechenden oberschlesischen Volk wirkungslos verklun- 
gen wäre. Die Sprache ist eben in Oberschlesien nicht als Merkmal 
der kulturellen Zugehörigkeit zu werten, und der Rückgang der Be- 
suchziffern für die polnischen Minderheitenschulen, der sieh ohne 
Druck ganz automatisch und zwangsläufig vollzieht, ist wohl der 
beredteste Beweis dafür, daß eine autonomiewillige polnische Minder- 
heit in Oberschlesien nichts als ein künstliches Gedanken- 
produkt gewisser eroßpolnischer Kreise darstellt. Sollten es frei- 
lich die polnischen Katholiken übelnehmen, daß die preußische Ver- 
waltung in diesen Gebieten den religiös-kulturellen Belangen der pol- 
nischsprechenden katholischen Bevölkerung heute weit entgegen- 
kommt, so würde sich jedes weitere Wort über die Integrität der pol- 
nisch-katholischen Kulturziele wohl erübrigen. Zwischen den Glau- 
bensgenossen des deutschen und polnischen Volkstums gähnt leider 
heute die tiefe Kluft nationalpolitischer Gegensätze, wollen 
wir diese Kluft doch dadurch nicht noch breiter machen, daß wir uns 
auch kulturpolitisch und religiös befehden!« 


Die »Germania« macht sich die u nwa hr en und bewußt 
entstellten Behauptungen der deutschen nationalistischen 
Propaganda zu eigen, was nur verständlich wird, wenn man 
die Tatsachen im Auge behält, daß gerade das oberschlesische 
Centrum an der Beschaffung, Zusammenstellung und Ver- 
wendung dieses Propagandamaterials — sogar bei religiösen 
Handlungen — an erster Stelle beteiligt ist. Und wenn zwi- 
schen den Glaubensgenossen eine tiefe Kluft nationalpoliti- 
scher Gegensätze klafft: wer anders trägt die Schuld daran, 
als die nationalistisch vergiftete Art, mit der zahlreiche Zen- 
trumsgeistliche polnischen Katholiken in Oberschlesien ent- 
gegentreten? Wir erwähnen hier nur ein Beispiel aus der 
allerneuesten Zeit. Am 14. Dezember — also knapp acht Tage 
vor dem pharisäischen Lamento der »Germania« — veran- 
staltete der Verband katholischer polnischer 
Jugendvereine OÖberschlesiens eine [Feier zu 
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produkt gewisser eroßpolnischer Kreise darstellt. Sollten es frei- 
lich die polnischen Katholiken übelnehmen, daß die preußische Ver- 
waltung in diesen Gebieten den religiös-kulturellen Belangen der pol- 
nischsprechenden katholischen, Bevölkerung heute weit entgegen- 
kommt, so würde sich jedes weitere Wort über die Integrität der pol- 
nisch-katholischen Kulturziele wohl erübrigen. Zwischen den Glau- 
bensgenossen des deutschen und polnischen Volkstums gähnt leider 
heute die tiefe Kluft nationalpolitischer Gegensätze, wollen 
wir diese Kluft doch dadurch nicht noch breiter machen, daß wir uns 
auch kulturpolitisch und religiös befehden!« 


Die »Germania« macht sich die unwahren und bewußt 
entstellten Behauptungen der deutschen nationalistischen 
Propaganda zu eigen, was nur verständlich wird, wenn man 
die Tatsachen im Auge behält, daß gerade das oberschlesische 
Centrum an der Beschaffung, Zusammenstellung und Ver- 
wendung dieses Propagandamaterials — sogar bei religiösen 
Handlungen — an erster Stelle beteiligt ist. Und wenn zwi- 
schen den Glaubensgenossen eine tiefe Kluft nationalpoliti- 
scher Gegensätze klafft: wer anders trägt die Schuld daran, 
als die nationalistisch vergiftete Art, mit der zahlreiche Zen- 
trumsgeistliche polnischen Katholiken in Oberschlesien ent- 
gegentreten? Wir erwähnen hier nur ein Beispiel aus der 
allerneuesten Zeit. Am 14. Dezember — also knapp acht Tage 
vor dem pharisäischen Lamento der »Germania« — veran- 
staltete der Verband katholischer polnischer 
Jugendvereine Oberschlesiens eine [Feier zu 
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Ehren des heiligen Stanisław Kostka, des Patrons katholi- 
scher Jugend. Als die Versammelten sich zum gemeinsamen. 
Gottesdienst begeben wollten, wurde ihnen erklärt, daß Herr 
Pfarrer Lange sich weigere, den Gottesdienst zu halten, 
mit der Begründung, daß er den polnischen katholischen 
Jugendverband nicht als katholische Organisation betrachte. 

Mit den übrigen Ausführungen der »Germania« uns 
näher zu befassen, müssen wir verzichten, sollen wir anders 
die dort beliebten Vergleiche nicht als bewußte Unwahrheiten 
bezeichnen; beachtenswert ist nur das dem Verfasser ent- 
schlüpfte Eingeständnis, daß die polnischsprechende Bevölke- 
rung Oberschlesiens eine polnische Schule nie ge- 
kannt hat. Gelegentlich — wenn es die Propaganda ge- 
rade braucht — liest man es auch anders: die Polen Ober- 
schlesiens seien nie unterdrückt worden und ihre Germani- 
sation sei ganz freiwillig erfolgt. — Wir empfehlen der »Ger- 
mania« im besonderen, der deutschen katholi- 
schen Geistlichkeit Oberschlesiens und auch anderer- 
orts im allgemeinen die Worte der Neujahrsbotschaft des 
Herrn Kardinals Bertram von Breslau besonders zu 
beherzigen: 


»Es gibt einen berechtigten Nationalismus. Ich habe in Zeiten 
innerer Wirren Schlesiens oft davon in öffentlichen Erlassen ge- 


: sprochen. Sein Kennzeichen ist Liebe zur Muttersprache, Liebe und 


Anhänglichkeit zum Volksstamme, zu heimischen Sitten, Dank gegen 
Gott für alle ererbten Vorzüge. Das ist berechtigt, so lange nicht 
Wahrheit und Liebe verletzt wird. Unberechtigt, wenn Selbstüber- 
hebung den Blick trübt. — Berechtigt, so lange jene Treue zum Vater- 
lande herrschend bleibt, in der das Gemeinsamkeitsgefühl Brüder ver- 
schiedener Sprache miteinander verbindet. Berechtigt, wenn man 
nicht Selbstvergötterung treibt, sondern offenes Auge hat auch für 
Vorzüge anderer Stämme und Nationen, Achtung für andere Eigen- 
- art. Und über allem dem: Gott anerkennen als Schöpfer und Ver- 
teiler aller Gaben der Natur, des Geistes, des Gemütes in ihrer tau- 
sendfachen Verschiedenheit; auch Gottes Fußspuren nachgehen im 
Werdegange des Volkstums der einzelnen Stämme und Nationen. 

Ein verständiger Nationalismus hat bindende und versöhnende 
Kraft. Fanatischer Nationalismus aber ist Quelle gegenseitiger Ver- 
achtung und des Völkerhasses; ist überdies Zerreißung des übernatür- 
lichen Bandes. das alle einigen soll als Kinder derselben Kirche, als . 
Brüder in Christo, als Erben und Förderer der christlichen Kultur. 

Wer an diesem heiligen Bande rüttelt, der wirft die Fackel der 
Zwietracht in unser Volk. Und das in der Zeit solcher Not, wie sie 
die verflossenen Jahrhunderte nicht erlebt haben. Gebieterisch ver- 
langt die Not der Zeit, alles zu vermeiden, was für Volksfrieden und 
Völkerfrieden gefährdent ist. 

..Das ist die Stellungnahme der Kirche. Heilig ist uns opferwillige 

Liebe zu unserem Volke und Vaterlande. Unheilig ist und abstoßend 
wirkt die aus fanatischer Selbstverherrlichung entspringende Blind- 
heit und Rücksichtslosigkeit.« 


Auch anderwärts im Deutschen Reich haben die natio- 
nalen Minderheiten katholischen Bekenntnisses unter den 
Zwiespalt und Haß säenden Maßnahmen katholischer Kir- 
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chenbehörden und ihrer Leiter zu leiden. Wir erinnern hier 
nur an das Vorgehen gegen die katholischen Lausitzer Ser- 
ben durch den jetzigen Bischof von Berlin, Herrn Dr. 
Schreiber, der von den irreligiösen deutschnationalisti- 
schen Kreisen als einer der ihren bezeichnet wurde; wir er- 
innern schließlich auch noch an die fortgesetzten Benach- 
teiligungen der polnischen Katholiken in Berlin usw., worauf 
wir noch im besonderen zurückkommen werden. — ska. — 
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Ueber einen interessanten »Kulturabend« des Zipser- 
bundes, offensichtlich einer Organisation der Zipser Deut- 
schen, die Anfang Dezember in Budapest stattfand, berichtet 
der »Pester Lloyd« (10. Dezember 1930) wie folgt: 

»Der Zipserbund hielt am Montag im dichtgefüllten Turnsaal der 
Graf Széchenyi höheren Handelsschule in der Vas-ucca seinen 50. Kul- 
turabend ab. Erschienen waren u. a. auch Erzherzog Albrecht, der 
außerordentliche. Gesandte und bevollmächtigte Minister von Bra- 
silien Pedro de Moraes Barros, die Staatssekretäre im Kultusmini- 
sterium Dr. Petri, Kornis und Schwöder, Reichstagsabgeordneter Dr. 
Steuer. Der geschäftsführende Präsident Krisch begrüßte in seiner 
Eröffnungsrede die erschienenen Notabilitäten, schilderte dann die 
Tätigkeit des sein zehnjähriges Jubaläum feiernden Zipserbundes und 
seine Erfolge und teilte mit, daß das Erträgnis des 50. Kulturabends 
zu Weihnachtsunterstützungen für arme Zipser Kinder verwendet 
werden soll, für die am 21. Dezember in der Turnhalle ein prächtiger 
Weihnachtsbaum zur Aufstellung gelangt. Sodann hielt die Gemahlin 
des Staatssekretärs Dr. Petri einen hochinteressanten Vortrag über 
ihre Reiseeindrücke in Brasilien. Dr. Emerich Molnär brachte bra- 
silianische Lieder in spanischer Sprache zu Gehör. Ueber die Litera- 
tur Brasiliens hielt Legationssekretär Karl Ramos Silveria Martins 
einen Vortrag in ungarischer Sprache, und die Klaviervirtuosin Sári 
M. Hir spielte einige Stücke von Chopin. Mit den Schlußworten des 
Präsidenten Krisch erreichte der Kulturabend sein Ende. 

Die Deutschen in der Zips (dem früheren Oberungarn, 
jetzt Slovakei) bilden nur noch ganz sporadische Punkte, ob- 
wohl sie in früheren Jahrhunderten in fast allen Städten des 
erwähnten Gebiets die Mehrheit hatten. Die Abwanderung 
des Nachwuchses und ganz besonders der Akademiker und 
: Beamten nach den ungarischen wirtschaftlichen Zentren und 
in die politischen Nationalbezirke des Magyarentums verur- 
sachten die nahezu vollständige Dezimierung des deutschen 
Volkstums. Ergänzt wurde diese noch durch die magyari- 
sche Minderheitenpolitik und die stark hervortretende Nei- 
gung der Zipser Deutschen zur Entdeutschung. Nur daraus 
wird eingermaßen verständlich, daß einem »Zipserbund« in 
der Hauptsache Vorträge über... Brasilien und brasilianische 
Volkslieder in spanischer Sprache und Vorträge in ungari- 
scher Sprache als Kulturbedürfnis genügen. Nun muß aber 
allerdings auch die Möglichkeit angenommen werden, daß 
die Veranstaltung einen rein magyarischen »Zipserbund« be- 
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trifft; interessant bleibt sie auf jeden Fall, besonders dann, 
wenn man die neuerlichen Bemühungen des »Deutschen 
Schutzbundes» und des Vereins für das Deutschtum im Aus- 
lande in Betracht zieht, die reges Interesse am Entstehen 
einer deutschen Minderheit in der jetzt zur Cechosloväkei 
gehörenden Zips bekunden. — ska. — 


Rundschau. 

Ein schwerer Verlust für die dänische Minderheit.: Am 13. De- 
zember 1930 starb nach einer Operation Redakteur P. Simonsen, 
Flensburg. 37 Jahre lang hat der Verstorbene im Dienste der däni- 
schen Zeitung »Flensborg Avis« gestanden und ihr als Redak- 
teur der ständigen außenpolitischen Rubrik »Verdens Gang« durch 
sein reiches Wissen unschätzbare Dienste geleistet. Die gesamte Presse 
Dänemarks gedachte des Toten durch ehrende Nachrufe. Simonsen 
= war nicht nur in seiner klaren, nüchternen Sachlichkeit eine hervor- 
ragende Kraft in seinem Berufe, er war auch ein begeisterter 
Kämpfer für die Sache seines dänischen Volkes als Minderheit im 
deutschen Staatsverbande. Als solcher hat er in gleichem Maße wie 
sein ehemaliger Chef Jens Jessen unzählige Gefängnisstrafen in 
der berüchtigten Zeit des preußischen Köller-Regimes in Nordschles- 
wig in den 90-iger Jahren des vorigen Jahrhunderts infolge seines 
mutigen Eintretens für die Sache seiner unterdrückten Volksgenos- 
sen über sich ergehen lassen müssen. 33 Monate seines Lebens mußte 
er in preußischen Gefängnissen verbringen. Dort holte er sich den 
Keim zu dem Magenleiden, dem er jetzt erlegen ist. Was der deutsch- 
nationale Abgeordnete Milberg 1923 im preußischen Landtag aus- 
sprach: »Wer für die Dänensache wirbt, soll freudlos, friedlos, hei- 
matlos und geächtet sein«, hat Simonsen zu einem großen Teil schon 
vor 1923 in seinem Leben erfahren müssen. 

Redakteur Simonsen war insofern auch Mitarbeiter der »Kul- 
turwehr«, als er bis zu seinem Tode die Drucklegung unserer in 
der Flensborg Avis-Druckerei hergestellten Zeitschrift beaufsichtigt 
hat. Die Verwaltung der »Kulturwehr« wird ihm als einem sorgfäl- 
tigen und gewissenhaften Mitarbeiter. stets ein ehrendes Andenken 
bewahren. 


Eine Minderheitenrevue in Gestalt einer Weihnachtsnummer von 
»Flensborg Avis« und einer Minderheitenausgabe vom »Schleswiger«. 
Am 18. Dezember 1930 erschien der »Schleswiger«, die deutsch ge- 


22 


schriebene Tageszeitung der dänischen Minderheit Südschleswigs, als 
besondere minderheitspolitische Ausgabe. In einer Einleitung zu 
dieser Nummer heißt es u. a.: | 

»Die Miriderheitsfrage ist ein weitspannendes Problem — oder 
Thema — geworden. Man spricht von einer »europäischen Natio- 
nalitäten-Bewegung«; von 20, 30, 40 und noch mehr Millionen Men- 
schen. In Genf, der politischen Welthauptstadt, hat der Begriff 
Minderheiten volles Hausrecht erworben. Es gibt Kongresse, Ver- 
bände, Bücher, Institute, Zeitungen, Zeitschriften, die sich mit den 
Fragen der Minderheiten abgeben. Wir selber, wir Dänen in Süd- 
schleswig, gehören dem Verbande der nationalen Minderheiten in 
Deutschland an; wir haben die »Kulturwehr«; wir halten Informa- 
tionstagungen ab. Und so fort. 

Wer also mit den Fragen der Gegenwart in Fühlung sein will, 
der muß sich auch mit dem Minoritäten-Problem beschäftigen. — — 

Tiefschürfendes, Polemisches, Programmatisches soll mit diesen 
wenigen Einleitungszeilen nicht gesagt werden. Nichts über die _ 
verschiedenen Richtungen innerhalb der Minderheitensache, die es 
gibt. Nichts über Macht-, Revisions-, Kultur-Politik. Nichts über 
loyale und illoyale Minoritäten. 

Wir hoffen, daß die Minderheits- Nanmor der dänisch-süd- 
schleswigschen Presse’ dazu beitragen werden, notwendige und 
wünschenswerte Kenntnisse zu vermitteln; das Recht der Minder- 
heiten zu sichern; ihr Glück, ihre Freiheit, ihre Eigenart fester zu 
unterbauen; den Frieden im allgemeinen und das rechte Auskom- 
men der Minderheiten mit einander sowie der Minderheiten mit den 
Mehrheiten zu fördern.s 

Sie bringt dann einen besonderen Beitrag von J. Lorenz- 
Zaleski über die lausitzserbische Minderheit (auf dänisch 
in »Flensborg Avis« Weihnachtsnummer). M. Lorenzen schreibt 
über die friesische Volksbühne als Aufgabe der Gegenwart für 
die Nordfriesen. Ein «Breslauer Brief« an den »Schleswiger« berichtei 
über die bekannten Nazianträge im Reichstag, den Reichsdeutschen 
im Auslande das Reichswahlrecht zu erteilen, andererseits aber im 
Interesse des deutschen Ostgebietes deutsche Staatsbürger, die ihre 
Kinder in polnische Minderheitsschulen schicken, vom Erwerb land- 
wirtschaftlicher, forstwirtschaftlicher und gärtnerischer Betriebe 
durch einen auch von Hugenberg unterstützten neuen Gesetzentwurf 
auszuschließen. 

..Außer weiteren kleineren Berichten aus dem Leben der Minder- 
heiten in Deutschland enthält die Nummer dann noch eine sehr inter- 
essante Rundfrage über das Verhältnis zwischen Minderheiten- 
presse und Kommunalpolitik. Auf die Frage: 


1) ist es nicht wünschenswert, daß in rein kommunalen Ange- 
legenheiten, die mit Partei- und Nationalpolitik nichts. zu schaffen 
haben, eine sachliche Fühlungnahme, gemeinsame Beratung und 
evtl. auch eine engere Zusammenarbeit zwischen Deutschgesinnten 
und Dänischgesinnten stattfindet? 
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3) soll es der Minderheitsgruppe verwehrt bzw. erschwert wer- 
den, sich mit kommunalen Angelegenheiten solcher Art zu be- 

fassen? 

3) ist es nicht ganz natürlich, daß sowohl deutschgesinnte als 
auch dänischgesinnte Bürger und Wähler, welche den Fragen ihres 
Gemeinwesens Interesse entgegenbringen, an den Beratungen inner- 
halb der sogenannten Kommunal-Vereine Anteil nehmen? 

haben u. a. geantwortet: 

Der Herr Oberpräsident der Provinz Schleswig-Holstein, Kürbis: 
Die in Ihrem Schreiben vom 9. d. Mts. gestellten drei Fragen beant- 
worte ich, ohne dabei irgendwelche Vorkommnisse. sei es der letzten, 
sei es früherer Zeit, im Auge zu haben, grundsätzlich wie folgt: 
1. Ja, — 2. Nein, — 3. Ja. 

' Der Herr Regierungs-Präsident zu Schleswig, Dr. A begg: Ohne zu 
den von Ihnen angezogenen »Vorkommnissen aus der letzten Zeit (in 
der Stadt Schleswig)«, — über die ich mir ein abschließendes Urteil 
mangels ausreichender Kenntnis der Zusammenhänge nicht bilden 
kann, — Stellung zu nehmen, beantworte ich Ihre Fragen wie folgt: 

1. Die tatsächliche Entwicklung hat gezeigt, daß bei beiderseitigem 
guten Willen ein Zusammenarbeiten von nationaler Mehrheit und 
Minderheit in den kommunalen Selbstverwaltungskörperschaften 
durchaus möglich ist. Es ist wünschenswert, daß diese Entwicklung 
fortschreitet. — 2. Die in der Verfassung festgelegte Pressefreiheit 
soll selbstverständlich auch der Minderheitenpresse in vollem Umfang 
zugute kommen. — 3. Die sogenannten Kommunal- oder Bürger-Ver- 
eine sind keine Körperschaften öffentlichen Rechts, sondern private 
Zusammenschlüsse mit sehr verschiedener Zweckbestimmung. Wen 
diese Vereine als Mitglieder aufnehmen oder zu ihren Versammlun- 
gen zulassen wollen, unterliegt allein ihrem eigenen Befinden. 

Herr Bürgermeister Löber, Flensburg: Auf die mit Schreiben ° 
vom 9. ds. Mts. an mich gerichteten Fragen kann ich antworten: Zu 1 
mit ja, —zu 2 mit nein, — zu 3 mit ja. - | 

Herr Pastor Schmidt-Wodder, Führer der deutschen Min- 
derheit in Dänemark, Mitglied des dänischen Folketings: Die von 
Ihnen gestellten Fragen bin ich zu beantworten gern bereit, nur frage 
ich mich, ob mit einer Antwort auf so allgemeine Fragen viel gesagt 
ist. Zu Frage 1 möchte ich folgendes sagen: Man muß sich darüber 
klar sein, daß der Begriff »rein kommunale Angelegenheiten« nicht 
ganz klar ist, denn kommunale Angelegenheiten greifen sehr lebhaft 
in alle möglichen Lebensverhältnisse hinein und vielfach sehr stark 
auch in die kulturellen. Es ist deswegen ganz natürlich, daß bei Stel- 
lungnahme zu solchen Angelegenheiten Deutschgesinnte und Dänisch- 
gesinnte das Bedürfnis haben, unter sich über die Stellungnahme zu 
den einzelnen Angelegenheiten zu beraten. Aber ebenso natürlich 
sollte sein, daß man bereit ist, mit der anderen Seite Fühlung zu neb- 
men und zu versuchen, ob man sich darüber einigen kann, was in 
jedem Einzelfall sachlich das Richtige ist. Dabei kann sich das eine 
Mal ergeben, daß man aus sachlichen Gründen gemeinsam handelt, 
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das andere Mal aus ebenso sachlichen Gründen jeder für sich zu blei- 
ben wünscht. — Zu Frage 2 ist die Antwort gegeben, denn wer will es 
der Minderheitenpresse verwehren, sich mit kommunalen Angelegen- 
heiten zu befassen. Sie wird sich einfach das Recht nehmen, ob es als 
unbequem empfunden wird oder nicht, und damit ist die Sache eigent- 
lich erledigt. Ich weiß nicht, was Sie unter »Erschwerung dieser Auf- 
gabe« verstehen, die eventuell eintreten könnte. Jedenfalls ist klar, 
daß solche Erschwerungen in gleichem Maße sich vermindern werden, 
als man wirklich zu sachlicher Fühlungnahme oder Zusammenarbeit 
kommt, wovon schon die Rede war. — Frage 3 scheint mir schon durch 
die Antwort auf Frage 1 beantwortet zu sein. Ich wiederhole, daß 
ich es für ganz natürlich halte und für ein selbstverständliches Recht, 

daß beide nationalen Teile gesondert die Frage des Gemeinwesens be- 
raten, aber selbstverständlich auch bereit sein müssen, mit einander 
Fühlung zu nehmen und zusammen zu arbeiten, wo das sachlich ge- 
geben und möglich ist. Ich bin über den Charakter der »sogenannten 
Kommunalvereine« nicht unterrichtet, um sagen zu können, wie sie 
ihre Beratungen zu gestalten haben. Das wird ja von den Statuten 
abhängig sein, die sie sich gegeben haben, und die ich nicht kenne. 


Interessant ist hier wohl besonders die gewundene, mit Vorbehal- 
ten gespickte Antwort Pastor Schmidts. Die Frage knüpft ja an 
einen kürzlich in der Stadt Schleswig erlebten erneuten Uebergriff 
der deutschen Presse gegen den »Schleswiger« an; daher wohl Pastor 
Schmidt’s vorsichtig abgefaßte Antwort, um nur ja nicht bei dem 
mächtigen deutschen Blatt der Nordmark, den »Schleswiger Nachrich-. 
ten«, in Mißkredit zu fallen. 


Der »Schleswiger« wird künftig einmal monatlich eine solche Min- 
derheitenscehrift herausgeben. 


Einen Tag später brachte »Flensborg Avis«, das dänisch- 
sprachige Organ der dänischen Minderheit Südschleswigs, eine beson- 
dere Weihnachtsnummer heraus, die ebenfalls überwiegend minder- 
heitlichen Charakter trug. Auf der farbigen Titelseite sieht man eine 
Schar Flensburger Kinder dänischer Kindergärten aus dem Gebäude 
der dänischen Tivolischule herausströmen. Dänische Jugend Süd- 
schleswigs voll frohen lachenden Lebens, hoffnungsfrohe Zukunft der 
dänischen Minderheit, das soll dies Bild wohl verkünden. 


»Flensborg Avis« gibt alljährlich eine besondere, reich illustrierte 
Weihnachtsnummer heraus. Waren es im Vorjahre die dänischen 
Frauen Schleswigs, die sie schrieben, so hat die Redaktion in diesem 
Jahre eine Reihe führender Minderheitenpersönlichkeiten Europas, 
mit denen die dänische Minderheit im Laufe der Jahre in freund- 
schaftliche Beziehungen getreten ist, um einen Beitrag gebeten. Man 
hat — vielleicht absichtlich — der litauischen Minderheit in Deutsch- 
land den ersten Platz eingeräumt. Wilhelm Matschulat, Tilsit, schil- 
dert hier, begleitet von einer Reihe interessanter Abbildungen, den 
schweren Kampf der Litauer um ihre Minderheitenrechte in der preus- 
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sischen Provinz Ostpreußen (wir ‚bringen den Artikel an anderer 
Stelle dieser Nummer zum Abdruck. d. Red.). | 

Dr. Jan Kaczmarek, Berlin, zeichnet als Generalsekretär des 
Verbandes der nationalen Minderheiten Deutsch- 
lauds mit kurzen markigen Worten ein Bild des Kampfes, den der 
Verband führt. Ein Kampf, wie er schreibt, der »der hehrste Kampf 
auf Erden ist, denn es ist ein Kampf um den Geist... Er ist der Aus- 
druck geworden eines Willens, die von allen Zwecken gereinigte. abso- 
lute Idee zu verteidigen«. — »Sieben Millionen Polen außerhalb 
Polens«, so lautet die Ueberschrift eines Artikels des polnischen Par- 
lamentsmitgliedes in Lettland, J. Wilpiszewski, Vorsitzender des 
Gesamtverbandes der polnischen Minderheiten 
Europas. 
= Rechtsanwalt Dr. G. Szymonowicz berichtet über das Leben 
der Polen in Rumänien. »Zu den größten Vereinen Rumäniens, 
die sich mit dem Schulwesen befassen,« schreibt er, »gehören sowohl 
»Polska Macierz Szkolna« wie auch die politische Organisation des 


. polnischen Volksverbandes »Zwiazek Narodowy Polaköw Rumunji« 
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mit dem Sitz in Cernauti, das ca. 80 % der polnischen Minderheit in 
Rumänien umfaßt. Insgesamt beläuft sich die Zahl der Polen in Ru- 
mänien auf ca. 100000 Seelen. Ueberall und ohne Ausnahme wehrt 
unser Volk tapfer die Entnationalisierung ab und reagiert energisch 
gegen die Uebergriffe der Behörden, die oft eine ganz unverständliche 
Politik uns gegenüber führen. Es ist auch ganz unbegreiflich, daß 
die zentralen Behörden uns ganz anders und besser behandeln als die 


"lokalen, die uns oft unglaublich schikanieren. Es geht sicher besse- 


ren Zeiten entgegen, aber wir können es nicht verwinden, daß alle 
unsere Schulen (im ganzen 20 Volksschulen) Privatschulen sind, und 
daß der Staat, anstatt zu helfen, in den Jahren 1922/23 alle unsere 
Schulen — 34 an der Zahl — schloß.« 


Gräfin von Sierakowska zu Groß-Waplitz, die Gattin des 
Herausgebers der »Kulturwehr«, verbindet in einer kleinen dichte- 
rischen, von Wehmut geprägten Skizze »Die Pappel«, Vergangen- 
heit und Gegenwart im Leben der Polen Westpreußens miteinander. 
W. Budzynski, polnisches Parlamentsmitglied im Staate Litauen, 


sendet einen herzlichen, feurig-enthusiastischen Gruß an die dänische 


Minderheit, die nicht nur im gemeinsamen Minderheitenkampf mit den 
Polen verbunden sei, sondern auch in dem ihrem Volke eigenen star- 
ken Gefühlsmoment im Verhältnis zum Leben entgegengesetzt einer 
rein verstandesmäßigen Auffassung desselben, mit der polnischen 
Volksseele verwandte Züge zeige. Sekretär W. Wesolowski, Ber- 
lin, schreibt über »Die andere Methode« im Kampfe gegen die pol- 
nische Minderheit Preußens.: Unter Bismarck sei es die Methode der 
Gewalt gewesen, jetzt aber wende man eine zweite an, nämlich die der 
Aufsaugung der Minderheit und zwar durch die Arbeit »heimats- 
treuer« Vereine, die der »Reichszentrale für Heimatdienst«, durch aller- 
lei wirtschaftliche Machenschaften in der jetzigen Notzeit, bei denen 
polnische Minderheitsangehörige ausgeschlossen würden, wie auch 
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durch die Arbeit der deutschen Schule. Das ehemalige polnische Mit- 
glied des preußischen Landtags, J. Baczew ski, beschäftigt sich in 
einem Artikel »Als ich zur Schule ging« mit den früheren und den 
heutigen Schulverhältnissen für die polnische Minderheit: »Sie und 
wir haben nach hartem Kampf ein Schulrecht erhalten,« sagt’ er. »Es 
muß nun unsere Aufgabe und die Aufgabe unserer Kinder sein, dieses 
Recht zu verwirklichen. Der Anfang ist getan. Ich selber bin stolz 
darauf, an der Spitze der polnischen Vereinigung zu stehen, die es 
sich zum Ziele gesetzt hat, diesem Schulrecht Leben zu verleihen. 
Wir verfügen jetzt über 54 private Minderheitsvolksschulen mit 73 
Lehrern und 1700 Kindern. 24 polnische private Kindergärten werden 
von 497 Kindern besucht. In privaten polnischen Sprachkursen werden 
8820 Kinder von 10 Fachlehrern und 35 Hilfslehrern in ihrer Mutter- 
sprache unterrichtet. 610 Jugendliche beiderlei Geschlechts erhalteu 
nach beendetem Schulgang weiteren Unterricht in ihrer Mutter- 
sprache auf privaten polnischen Nachschulen.« 


Rechtsanwalt, Dr. Leo Wolf schildert die Lage der polnischen 
Minderheit in der Cechoslovakei. »Es wohnen wohl Polen ver- 
sprengt über die ganze Cechoslovakische Republik,« bemerkt er, »aber 
eine zusammenhängende Bevölkerung machen sie nur im alten Her- 
zogtum Teschen aus, das früher zum österreichischen Schlesien ge- 
hörte. Es handelt sich hier um die politischen Distrikte Frysztat 
(deutsch Freistadt) und Ceceski Cieszyn (Cechisch Teschen — d. h. die 
Bezeichnung »čechisch» stammt erst von der Einverleibung des Ge- 
biets in die Cechoslovakei). Hier wohnen jetzt ungefähr 100 000 Polen. 
.. . Zufolge der Cechoslovakischen Verfassung wie der Minderheiten- 
und Schulgesetze ist es uns möglich, einen Kampf für unsere natio- 
nalen und kulturellen Rechte zu führen. Und nachdem wir Polen — 
wenn auch geteilt in verschiedene politische Parteien — gelernt haben, 
in nationalen und kulturellen Angelegenheiten immer zusammenzu- 
halten, haben wir uns unser eigenes Kulturleben unter den neuen 
Verhältnissen gesichert. Wir haben ein privates Realgymnasium in 
Orlau, polnische Parallelklassen an der @echischen Lehrerausbildungs- 
anstalt in schlesisch Ostrau, außerdem ungefähr 80 Volks- und 10 Bür- 
gerschulen. Weiter unterhalten wir verschiedene polnische Nach- und 
Fachschulen wie auch Kurse.« 

Zwei katholische Pfarrer der lausitzserbischen Minderheit, Dr. 
Benno Solta (Scholze) in Markranstädt, und der Vorsitzende der 
»Serbska Ludowa Rada«, Pfarrer Cyz, Hainitz, plaudern über ihre 
Weihnachtserlebnisse und geben damit ein gegenseitig sich fein er- 
gänzendes, sehr interessantes Bild der würdigen alten Volksbräuche 
dieses letzten Restes des einst so großen Volksstammes der polabischen 
Slaven. »Unterdrückt in 1000 Jahren« heißt ein Artikel von Jan 
Skala, der die Leidensgeschichte der Lausitzer Serben von der Ver- 
gangenheit bis in die jüngste Gegenwart hinein in kurzen Zügen skiz- 
ziert. J. Lorenz-Zaleski, Schleife, ein Dichter der Lausitzer Ser- 
ben, ergänzt diese Schilderung in einer wehmütigen Betrachtung 
»Hundert Prozent«, die noch einmal das Hinscehwinden dieses alten 
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Volksstammes unter dem Einflusse der Germanisierung dem Leser 
bildhaft vor Augen führt. Markant sind seine Schlußworte: »Im 
Sterben und Vergehen der Völker geschehen Unterlassungen und 
Handlungen, die nie verziehen werden. Ueber sie urteilt das Welt- 
gericht‘ — die Weltgeschichte. 

Zu all diesen ernsten, mehr oder weniger politischen Ausführun- 
gen, die alle von einer Photographie des jeweiligen Verfassers beglei- 
tet sind, gesellt sich dann noch eine heitere Skizze des Landtagsabge- 
ordneten und wiener Stadtverordneten A. Machát, dem Präsidenten 
des Gechoslovakischen Minderheitenrates in Oesterreich. Unter 
der Ueberschrift »Warum ich kein Teutone wurde« schildert Machät 
hier.in humorvoller Weise, wenn auch vielleicht mit etwas zu kräf- 
tigen Farben, sein erstes und letztes Debut als kleiner Knirps in 
einen deutschen Kindergarten. — Die übrigen Seiten der Nummer 
werden ausgefüllt mit unpolitischem Weihnachtsstoff in Poesie und 
' Prosa. Möge diese vorzüglich redigierte Minderheiten-Weihnachts- 
nummer vom »Flensborg Avis« den anderen unserer im Verbande 
organisierten Minderheiten ein Ansporn sein; einmal ein gleiches 
zu versuchen. Unsere Zusammenarbeit im Dienste unserer Sache kann 
dadurch nur gefördert werden. 


. Besprechungen. 


Karl Röseberg: Leben und Wirken von Michael Frenzel. Sou. 
derdruck der Beiträge zur Sächs. Kirchengeschichte XXXIX. Verlag 
C. Ludwig Ungelenk. Dresden 190. 

Allgemein wird auch unter den Slaven selbst die Auffassung ver. 
treten, daß die Literatur der Lausitzer Serben eine Frucht der slavi- 
schen Renaissancebewegung des vergangenen Jahrhundert ist. Die 
Anfänge liegen jedoch weiter zurück, wie die Monografie Rösebergs 
über den bedeutendsten Vertreter des lausitzserbischen Schrifttums 
Michael Frenzel zeigt. Liegt die Bedeutung der Frenzel’schen Ar- 
beiten zunächst und vorwiegend auf religiösem Gebiet, so verdient 
doch die Tatsache ganz besonders Beachtung, daß Frenzel durch seine 
Evangelienübersetzung eine kulturgeschichtlich und durch die 
Versuche eines einheitlichen schriftlichen Ausdrucks der vollständig 
korrumpierten Sprache trotz allen Mängeln auch eine sprachwis- 
senschaftlich bedeutsame Leistung vollbracht hat. Die Studien 
Rösebergs, der als Lausitzer Serbe in diesen Fragen sich ein eigenes 
Urteil zu bilden vermag, zeigen ferner, daß die kulturellen, resp. 
sprachwissenschaftlichen Beziehungen zu den anderen Slaven (Polen, 
Cechen, Slovenen) schon von Frenzel bewußt gepflegt wurden, weil 
das eine natürliche Erscheinung war und es auch heute noch ist, ob- 
wohl die deutsche Propaganda sich gegenwärtig bemüht, die geistigen 
Bestrebungen der Lausitzer Serben als ein Ergebnis politischer Ab- 
sichten der anderen Slaven hinzustellen. 

Die Monografie Röseberg ist in folgende Abschnitte gegliedert: 
I. Die Zeit vor der Reformation der Kirche ohne sorbische (wendische) 
Literatur. — II. Die reformatorische Zeit mit den bescheidenen Anfän- 
gen obersorbischer Literatur durch Warichius und Martini. — III. Mi- 
chael Frenzel’s Lebenslauf. — IV. Frenzel’s grundlegende literarische 
Bedeutung. — Seine Schriften und die sich ergebenden Folgen. 
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Eine eingehendere Besprechung muß der speziellen Kritik in den 
dazu berufenen lausitzserbischen Revuen vorbehalten bleiben. Hier 
sei nur die interessante Tatsache vermerkt, daß Frenzel die Kosten 
für die Drucklegung seiner Bücher selbst tragen mußte, daß ferner 
seine Evangelienübersetzung konfisziert wurde, angeblich, weil 
er diese »wendische« Uebersetzung bei der Obrigkeit nicht angemeldet 
hatte und man angeblich befürchtete, daß »irgend etwas contra ana- 
logiam fidei darinnen seyn möchte«. Nicht minder beachtenswert ist, 
daß Frenzel in seinem Rechtfertigungsschreiben an das dresdener 
Oberkonsistorium vom 6. Dezember 1670 neben der Bezeichnung »Wen- 
den« auch schon »Serben« setzt, ein Beweis dafür, daß schon damals 
die Bezeichnung »Wenden« als mangelhaft empfunden wurde. Im übri- 
gen ist die Konfiskation der Frenzel’schen Bücher auch später nicht 
aufgehoben worden; eine merkwürdige Illustration zu der »evangeli- 
schen Freiheit«, falls nur die konfessionellen Bedenken maßgebend 
waren; ein bezeichnendes Dokument aber, wenn — was sehr wahrschein- 
lich erscheint — die »wendischen« Bibelübersetzungen aus national- 
politischen Gründen ungern gesehen wurden. Röseberg läßt diese 
Frage ohne Untersuchung und hält sich nur an die aus Glaubens- 
gründen ablehnenden obrigkeitlichen Zensurbescheide. | 

Schließlich sei noch mit besonderem Nachdruck erwähnt, daß auch 
Röseberg die Bezeichnung »Wenden« ablehnt und fast durchgän- 
gig dafür »Sorben«, »sorbisch«, »obersorbisch« setzt. Schon Tetzner 
empfiehlt in seinem Buch »Die Slaven in Deutschland« aus wissen- 
schaftlichen Gründen, den Namen »Wenden« als Volksnamen für die 
Lausitzer Serben (Sorben) fallen zu lassen. Seit Jahren wird von 
lausitzserbischer Seite selbst diese Bezeichnung abgelehnt. Wenn jetzt 
die »Stiftung für die deutsche Volks- und Kulturbodenforschung in 
Leipzig« in ihrer auf elf Hefte vorbereiteten Publikationsreihe »For- 
schungen zu Geschichte und Volkstum der Wenden« an dieser Bezeich- 
nung festhält, so wird schon dadurch die unwissenschaftliche 
Tendenz dieser Publikationen aufgedeckt, wie diese Tendenz ja auch 
schon in dem ersten erschienenen Heft von R. Lehmann über die 
niederlausitzer Geschichte unverhüllt zu Tage tritt. | 

Dr. Röseberg hat sich mit seiner monografischen Arbeit ein nicht 
geringes Verdienst um die kulturhistorische Aufklärung der lausitz- 
serbischen Literaturanfänge erworben; es wäre zu wünschen, daß seine 
Arbeit Fortsetzung fände und daß alle dazu berufenen lausitzserbi- 
schen Wissenschaftler ihre Arbeitskraft dieser kulturgeschichtlichen 
Forsehung widmen würden, bevor die tendenziösen deutschen Kultur- 
bodenforschungen gegen uns und unsere berechtigten volkstumskultu- 
rellen Bestrebungen losgelassen werden. — ska. — 
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René Martel — W. Scheuermann: Deutschlands blutende 
Grenze. Autorisierte Uebersetzung des französischen Werkes: »Les 
frontières orientales de l’Allemagne« Verlag G. Stalling. Olden- 
burg i/O. 1930. 

Die vorliegende, von dem bekannten Kriegsberichterstatter der 
deutschen nationalen Presse W. Scheuermann übersetzte Broschüre 
ist eine Propagandaschrift im Dienste der gesamtdeutschen Grenz- 
revisionsbestrebungen zur Aenderung der deutschen Ostgrenzen. Diese 
Tendenz wird schon durch die Wahl des deutschen Titels, der dem 
objektivisierten französischen Buchtitel »Les frontieres orientales de 
l’Allemagne« nicht entsprieht, deutlich zum Ausdruck gebracht und 
das mahnt — auch ohne besondere textkritische Vergleichung mit 
dem französischen Original — zu besonderer Vorsicht; unterstrichen 
wird diese Mahnung noch durch das Vorwort des Uebersetzers, in wel- 
chem mit gar zu oft wiederholtem Nachdruck die Unparteilich- 
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keit des französischen Autors Martel hervorgehoben wird, obwohl 
doch diese zunächst nirgends angezweifelt worden ist. Auch an dieser 
Stelle soll die unparteiliche Absicht Martel’s als selbstverständ- 
lieh angenommen werden ; das kann uns aber nicht hindern, bei ein- 
zelnen, vom minderheitspolitischen Blickpunkt aus gesehenen Darstel- 
lungen die Quellen Martels und seine Verwendung dieser Quellen 
einer Kritik zu unterziehen; die »Unparteilichkeit« Martel’s erscheint 
da in einem etwas eigenartigem Licht. 


Ein Beispiel: (Seite 110/111) schreibt Martel u. a.: 

»Die durch die deutschen Werke gelieferten Angaben über die 
Volkszugehörigkeit stimmen noch weniger mit den polnischen Statisti- 
ken überein. Die Deutschen halten sich hierbei an die letzte, vor dem 
Kriege, 1910, vorgenommene Volkszählung, bei der niemand die ge- 
ringste Ahnung von der Möglichkeit einer Grenzänderung in diesen 
Gegenden haben konnte. Die deutschen Beamten unterschieden damals 
die Polen, die Deutschen, die Kaschuben, und die »Doppelsprachigen«, 
wi von zweifelhafter Volkszugehörigkeit, halb polnisch, halb 

eutsch.« i 

Martel macht sich die Tendenz der deutschen Propaganda zu 
eigen, die Polen. Kaschuben und »Doppelsprachige« separat zählt. und 
die Letzteren als von »zweifelhafter Volkszurehörigkeit« bezeichnet. 
Ganz abgesehen davon, daß in sprachlicher Hinsicht doch wohl der 
kassubische Dialekt mit dem Polnischen verwandter ist, als mit der 
deutschen Sprache, kann gar kein Zweifel darüber bestehen. daß die 
‚Angabe der Doprprelsprachigkeit bei der Volkszählung niemals von 
wirklichen Deutschen — die sich doch zweifelsohne auch der Sprache 
nach als solche bezeichnen — abgegeben worden ist. sondern von sol- 
chen Personen. die neben ihrer polnischen resp. kassubischen Sprache 
auch noch mehr oder weniger vollkommen dentsch verstanden oder 
es möglicherweise sogar sprachen. Ebenso willkürlich nnd tendenziös 
ist die »statistische« Feststellung. die eine dentsche Mehrheit für das 
jetzt strittige Gebiet dadurch konstruiert, daß Martel einfach die 
gegenwärtige Freistadt Danzig in seine Rechnung mit hineinbezieht. 
In Wirklichkeit war in dem angezogenen Beispiel von 1910 das Ver- 
hältnis folgendes: 

Polen Kassuben Doppelspr. Deutsche 


Früheres Westpreußen: 347.238 104.317 11.829 378.424 

Netzedistrikt _ 112.974 — 2.630 191.014 
| Zusammen 460.212 104.317 14.459 

Niecehtdeutsche zusammen: 578.988 Deutsche: 569.438 


- Ferner: da Martel nicht bestreiten kann, daß die strittigen Gebiete seit 
1870 ständig polnische Vertreter in den Reichstag gewählt haben, 
macht er sich die deutsche Behauptung zú eigen,daß dies aus religi- 
öser Opposition gegen den Kulturkampf Bismarcks erfolgt sei, ver- 
gißt aber dabei, daß der Kulturkampf bereits 1890 beendet war, die 
Kasechuben aber weiter polnische Abgeordnete wählten. Wie wenig 
aber Wahlergebnisse etwas über die Zahl und die nationale Gesinnung 
der betreffenden Wähler sagen — was ich immer wieder betont habe 
—, zeigt am besten die Tatsache, daß Martel (S. 114) die Behauptungen 
über den deutschen Charakter des sogenannten »Korridors« durch die 
Erwähnung der fünf deutschoppositionellen Abgeordneten wohl ein 
halbes Jahr nach dem Erscheinen seines Buches nieht mehr erwähnen 
könnte. Denn inzwischen sind diese fünf . Abgeordnete genau so ver- 
schwunden, wie die beiden polnischen im preußischen Landtag. Es 
darf wohl angenommen werden, daß weder Martel noch jemand in. 
Deutschland daraus den Schluß ziehen werde, die Deutschen seien nun 
plötzlich Polen geworden, wie ja auch die deutscherseits so gern ange- 


30 


wandte Schlußfolgerung aus den Wahlstimmen der polnischen Be- 
völkerung in Oberschlesien eben nur ein Trugschluß ist. 

Die besondere Tendenz der Martel’schen Schrift zeigt sich ganz 
eindeutig im dritten Teil der Broschüre: »Eine französische 
Meinung«. Jede der einzelnen propagandistischen Behauptungen 
übernimmt Martel als beweiskräftige Dokumente. 

Es wird von niemanden bestritten, daß aus den strittigen Gebieten 
viele Hunderttausende Deutscher verschwunden sind. Martel behaup- 
tet glattweg, daß 800000 Deutsche aus Polen vertrieben wurden und 
150000 den »Korridor« verlassen mußten. Das ist zunächst insofern 
unwahr, als Abertausende freiwillig das Land verließen, was 
deutsceherseits nicht bestritten und sogar als ein be- 
dauernswertes Verhalten verurteilt wird. Dann aber 
sind alle die Tausende von Beamten der ehemals deutschen Behörden, 
Schulen, Eisenbahnen und der Post sowie das gesamte Militär in ihr 
Ursprungsbasin Deutschland zurückgeflutet, was mit »Vertreibung« 
nur dann bezeichnet werden kann, wenn damit die Tendenz verbun- 
den wird, diese natürliche Erscheinung nicht kennen zu wollen. 

Ein weiteres Beispiel: Martel fragt (S. 131): Wer sind die K a- 
schuben? und sagt dazu wörtlich: »Wir haben an Ort und 
Stelle das Studium dieser Sprache aufgenommen; sie hat nichts 
gemein mit dem Polnischen .. « Es kann und braucht hier nicht 
untersucht werden, wie dieses »Studium« betrieben worden ist; dafür 
gestatten wir uns, Herrn Prof. Martel den folgenden Vers des kaschu- 
bischen Volkspoeten Derdowski vorzulegen, den wir der kaschubischen 
Zeitschrift »Gryf«, Jahrgang 1909, S. 194 entnehmen: 

»Me Kaszube jej sirzezeme Polsei morseiech granie, 
A w Warszawie naszy braco maja naju za nic. 

Ale ma le mowę swoją serdecznie a 

I po polsku coroz lepi godac se starejma . 

Choc jeez dzys nasz polsci Jezek kaseezk se opaczy, 
Choc godaja u nos dzyso w kożdy wse Jinaczy — 
'Ciejle wjedno bedzem dzalac raczo a wetrwale 

W kuńcu, tak, jak we Warszawie bedzeme godale.«s 


Wer auch nur die elementarsten Kenntnisse der polnischen 
Sprache besitzt, wird angesichts dieser sprachlichen Probe des Ka- 
schubischen die Ergebnisse des an Ort und Stelle vorgenommenen 
Studiums Prof. Martel’s sehr merkwürdig und nicht gerade besonders 
überzeugend finden können. Man begegnet hierbei der alten Methode, 
alle stark von der Germanisation angefressenen slavischen Volks- 
tumsindividualitäten als schon »vollendete Deutsches erscheinen zu 
lassen. Daß Herr Martel sich diese Methoden gleichfalls zu eigen 
. macht, ist nieht. schlimm und ändert an den tatsächlichen Verhältnis- 
sen nichts; daß sie von Objektivität zeugen, wird er und sein Ueber- 
setzer aber schwerlich jemanden glaubhaft machen können. — 

Nicht anders verhält es sich mit den Behauptungen Martel’s — die 
ja offensichtlich gar nicht sein geistiges Eigentum, sondern Leihgut 
aus den preußischen, antipolnischen Arsenalen sind — über die »Was- 
serpolacken« Oberschlesiens. Er behauptet (S. 153) glattweg: »Wie 
dem auch sei, der oberschlesische Volksschlag hat nichts gemein mit 
dem polnischen. Was seine Sprechweise betrifft, so ist das ebenfalls 
ein polnisch-deutscher »Wasserdialekt«! 

Es verbietet sich von selbst, sich mit solchem »wissenschaftlichen« 

n-sinn näher zu befassen. Eine Reise durch Deutschland 
hätte Herrn Martel noch viel schärfer von einander abweichende 
deutsche »Wasserdialekte« (z.B. oberbayrisches und meck- 
lenburgisches »Deutsch«e) gezeigt; dürfte man da auch von »Wasser- 
deutsch« sprechen und behaupten, der oberbayrische und der mecklen- 
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burgische Volksschlag hat nichts gemein mit dem deutschen? U.A.w.g. 

Auch aus den Ergebnissen der Volkszählung zieht Herr Martel 
Folgerungen, die den Zweck seiner »objektiven« Darstellungen ein- 
deutig aufzeigen. So schreibt er (S. 135): 


»Die offizielle deutsche Volkszählung vom 16. Juni 1925 bezif- 
fert die Zahl der Polen in Deutschland mit 663,360. Casimir Smo- 
gorzewski bestreitet diese Ziffern und behauptet, daß die Zahl sei- 
ner Landsleute, 1,398,000 betrage. Dagegen gäbe es andererseits in 
Polen, wenn man ihm glauben soll, nur 800,000 Deutsche. Nehmen 
wir an, daß der polnische Schriftsteller Recht hat und daß seine 
Zahlenangaben genau sind. Wie ist es dann zu erklären, daß die 
800,000 Deutschen in Polen 24 Abgeordnete im polnischen Landtag 
haben und daß die 1,398,000 Polen in Deutschland nicht imstande 
sind, einen einzigen Abgeordneten in den Reichstag und in den 
preußischen Landtag zu entsenden. Es genügt nicht, die Deutschen 
der Willkürlichkeit anzuklagen, um diese Tatsache zu begründen. 
Das deutsche Wahlgesetz ist viel freiheitlicher als das polnische.« 


Es genügt für ein angeblich objektives Buch nicht, sich die Zif- 
fern und Argumentationen der Reichszentrale für Heimatdienst und 
deren Auftraggeber zu eigen zu machen, sondern es ist notwendig, 
die Tatsachen nicht nur zu kennen, sondern auch auszusprechen. Herr 
Martel hat außerdem das besondere Unglück, daß sein Buch ein Jahr 
zu früh erschignen ist, denn sonst hätte er doch sicher die Argumen- 
tation mit den 24 deutschen Abgeordneten im polnischen Landtag ge- 
strichen, da ja jetzt nur noch 5 vorhanden sind, während die polni- 
schen Stimmen bei der letzten Reichstagswahl im September 1930 allein 
in Oberschlesien um ungefähr 6800 gestiegen sind. Auf Grund welcher 
Tatsachen er zu der Behauptung gekommen ist, das deutsche Wahl- 
gesetz sei viel freiheitlicher als das polnische, verschweigt er, und es 
würde ihm schwer fallen, das zu beweisen. Denn: die deutsche Minder- 
heit in Polen kann schon mit weniger als 20,000 Stimmen ein 
Mandat erreichen, während in Deutschland dazu 40,000 resp. 
60,000 notwendig sind. Die »Freiheitlichkeit« des deutschen Wahl: 
gesetzes verweigerte ein Mandat den 76,000 Stimmen (1930), ja sogar 
den 130,000 Stimmen (1924) ein einziges Mandat. Herr Martel, der be- 
hauptet, eingehende Studien an Ort und Stelle in Deutschland getrie- 
ben zu haben, hat diese Tatsachen, getreu dem Motto seiner Abhand- 
lung »sine ira et studio« nicht beachtet, weil sie der festgelegten Ten- 
denz seiner Schrift und ihrer Auftraggeber nicht entsprochen hätten. 

Die Martel’sche Schrift enthält solcher und ähnlicher »Objektivi- 
täten« eine Menge auf jeder Seite; wir haben uns darauf beschränkt, 
nur einige minderheitspolitisch interessierende herauszustellen, die 
aber geeignet sind, die Frage aufzuwerfen: war es notwendig, daß 
sich Herr Martel derart bemühte, und wenn er es tat: a bono? - 

Ä — ska., — 
x 


Dr. Albert v. Mühlenfels, a. o. Professor an der Universität 
Königsberg: Ostpreußen, Danzig und der polnische Korridor als Ver- 
kehrsproblem. (»Schriften des Instituts für ostdeutsche Wirtschaft an 
der Universität Königsberg,« herausgegeben von Dr. Wilhelm V leu- 
gels, o. Professor der Staatswissenschaften. Neue Folge, erster Band.) 
Gr. 8°, VIII und 64 Seiten. Geheftet RM. 3,—. Ost-Europa-Verlag, Ber- 
lin W. 35 und Königsberg Pr. 1930. 

Professor v. Mühlenfels will in der vorliegenden Broschüre die 
deutschen ÖOstfragen vom Gesichtspunkte der Verkehrswirtschaft be- 
leuchten, betont dabei aber gleich in der Einleitung: Im Osten müsse 
nicht das Prinzip höchster wirtschaftlicher Rationalität im Vorder- 
grunde stehen, sondern lediglich der nationalpolitsche Inter- 
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essenstandpunkt. Dieser Gedanke durchzieht dementsprechend das 
ganze Büchlein, sodaß der Leser keine wissenschaftliche Abhandlung 
im Sinne einer Untersuchung über die Zweckmäßigkeit der Verkehrs- 
einrichtungen nach ihrer höchsten volkswirtschaftlichen Rationalität 
oder betriebswirtschaftlichen Rentabilität vorfindet, sondern lediglich 
einen mit wissenschaftlichen Hilfsmitteln unternommenen Versuch, 
die deutschen Ansprüche auf ehemalige, preußische Ostgebiete ver- 
kehrspolitisch zu begründen. 

Der erste Abschnitt »Osthandelsproblem« behandelt die Fragen 
des Königsberger Hafens und Handels. Letzterer war vor dem Kriege 
ein »vorwiegend russischer Hafen«. Ueber ihn ging ein bedeutender 
Teil der russischen Heringseinfuhr, des Exportes von Getreide, Hül- 
senfrüchte, Holz und Flachs. Die deutsche Schiffahrt konnte daher 
eine aktive Frachtbilanz aufweisen; denn sowohl die einlaufenden, als 
auch auslaufenden Schiffe trugen volle Ladungen. Mit der Trennung 
und wirtschaftlichen Verselbständigung des Hinterlandes sank Kö- 
nigsbergs Wohlstand. Von einschneidenster Wirkung für den Handel 
ÖOstpreußens wurde die polnische Eisenbahntarifpolitik, die angesichts 
der langen Transportstrecken ohne Rentabilitätsgefährdung die 
Frachtermäßigungen systematisch erhöhte und dem polnischen Han- 
del die nordische Richtung nach Danzig und Gdynia gewiesen hat. 
Vergeblich kämpfte die deutsche Reichsbahn durch großzügige Wagen- 
gestellungspolitik und Wettbewerbstarife gegen diese Entwicklung 
an. Einen weiteren Schaden brachte Ostpreußen der litauisch-polni- 
sche Konflikt durch die Sperrung des Memelflusses und Wilnagebietes. 
Alljährlich wurden früher in Riesenmengen polnisches und russisches 
Holz für die ostpreußischen Sägewerke und Zellulosefabriken auf der 
Memel herangeflößt. Jetzt ist es mit der Blüte der ostpreußischen 
Holzindustrie dahin. Die litauische Wilnasperre aber machte Ost- 
Bon Verkehr mit Rußland auf der Eisenbahnlinie Eydtkuhnen— 

aunas—Wilno—Minsk unmöglich und veranlaßte zu dem kostspie- : 
ligen Bau einer neuen Eisenbahnlinie, eines Umweges über Lettland, 
der im Vergleich zu dem kürzeren Weg durch Polen wirtschaftlich 
immer unrentabel bleiben wird. Drückend macht sich für Königsberg 
überdies die Konkurrenz der übrigen Ostseehäfen geltend. Die früher 
großartig ausgebauten Hafenanlagen finden keine volle Verwertung. 
Königsberg, das seine Existenz in erster Linie dem Zwischenhandel 
verdankte, muß nun sehen, wie ihm dieser allmählich aus den Händen 
entgleitet ‘und Rußland sowohl als auch die neu entstandenen Oststaa- 
ten die Politik einer direkten Ein- und Ausfuhr betreiben. 

Im zweiten Abschnitt gibt der Verfasser einen Einblick in das ost- 
preußische Produktions- und Absatzproblem. Neben dem Mangel an 
Holz macht sich für die ostpreußische Industrie das Fehlen an billiger 
Kohle infolge des deutsch-polnischen Zollkrieges schmerzlich fühlbar. 
Die Verschlechterung der Absatzmöglichkeiten des Landwirts wird 
zum Teil auf die Bildung des sogen. polnischen Korridors zurückge- 
führt; denn vor dem Kriege sei das polnische Westpreußen das beste 
Absatzgebiet für ostpreußisches Rindvieh gewesen. Der Viehzucht 
Ostpreußens ist ferner die billige Bezugsquelle von Futtermitteln aus 
Rußland verloren gegangen, sodaß auf Kosten des weniger rentabel 
werdenden Anbaues die Weidewirtschaft wieder aufkomme und zur 
Extensivierung überführe. Der Absatz wird nur noch doch das System 
der Staffeltarife aufrechterhalten, die den Grundsatz verfolgen: Je 
größer die Transportentfernung, desto größere Ermäßigung. Oben- 
drein erfährt Ostpreußen durch Ausnahmetarife und Frachtrück- 
erstattung eine tarifarische Sonderbehandlung. Zu diesem Zwecke 
werden alljährlich zehn Millionen Reichsmark aus der Ostpreußen- 
hilfe zur Verfügung gestellt. Die Zuschüsse erfolgten erst seit dem 
Jahre 1925 (anderenfalls wären sie vor diesem Zeitraume gemäß 
Art. 365 des Versailler Vertrages auch den polnischen Transporten 
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zugute gekommen) und werden vorläufig bis zum Jahre 1932 ausge- 
zahlt. Trotz dieser offensichtlichen wirtschaftlichen Unrentabilität 
wird den Kreisen der ostpreußischen Wirtschaft das Wort geredet, die’ 
den Umfang der Ermäßigungen und Zuschüsse erweitert sehen möch- 
ten. Angesichts dieser auf jedem Schritte spürbaren Bevorzugungen 
fragt sich der Leser unwillkürlich nach dem Endeffekt dieses kost- 
spieligen Aufwandes. Wenn wirtschaftliche Vernunft zurücktreten 
soll: wie ist mit diesen Maßnahmen der deutschen Nationalpoli- 
tik gedient, insbesondere: verspricht man sich wirklich, auf diese 
Weise in dem notwendigerweise zur Extensivierung neigenden ost- 
preußischen Wirtsehaftsgebiet künstlich landfremde Menschen auf die 
Dauer anhäufen und sogar Industrien schaffen zu können, wenn na- 
türliche Bedingungen nicht gegeben sind und aus dem Nachbarstaate 
keine Rohprodukte Eingang finden dürfen? 

Konnte der Leser bislang sachlichen Feststellungen des Verfassers 
folgen, so leiten von dieser Linie die beiden nächsten Artikel leider völ- 
lig ab. Der Abschnitt »Das Danziger Problem« sucht krampfhaft 
mit allen möglichen statistischen Kombinationen die vor aller Welt 
offenkundige Tatsache von dem Aufblühen Danzigs unter polnischer 
Herrschaft zu widerlegen. Ohne daß die russischen Zollmauern er- 
wähnt werden, wird gesagt: Danzig habe vor dem Kriege bis tief nach 
Rußland hinein ein größeres Hönterland gehabt. Seine Einfuhr sei 
größer als seine Ausfuhr gewesen. Jetzt sei es umgekehrt. Zwar wäre 
die Einfuhr um Dreiviertel und die Ausfuhr um das Fünfeinhalbfache 
gestiegen. Das verdanke Danzig lediglich dem Massengütertransport, 
der aber weniger lohnbringend sei, weil er größtenteils für den Transit 
bestimmt und der Wert der Güter in den letzten Jahren gesunken sei. 
Hier wird bezeichnenderweise kein positives statistisches Material 
geboten, sondern lediglich Schätzungen zur Beweisgrundlage gemacht, 
die der deutschen Propagandaschrift: M. Funk: »Wandlungen in den 
grundlegenden Wirtschaftszweigen Danzigs seit der Begründung der 
freien Stadt Danzig« entnommen sind. Desgleichen wird mit Prophe- 
zeiungen solcher Art gearbeitet, daß durch das Inkrafttreten des 
deutsch-polnischen Handelsabkommens der Umschlag Danzigs bedeu- 
tend zurückgehen werde. Demgegenüber stehen die historisch und 
ökonomisch wissenschaftlich begründeten Ausführungen H. Baginskis: 

»Zagadnieniedostepu Polski do morza«. (Warszawa 1927.). 
In seinem dritten Buche: »Polen, der Ostseestaat« weist Baginski im 
zwölften Kapitel: »Danzig und Polen« einwandfrei das Aufblühen 
Danzigs nach seiner Angliederung an das polnische Wirtschaftsgebiet 
im Jahre 1920 nach. Mühlenfels anerkennt zwar eine Steigerung des 
Auswandererverkehrs über Danzig, aber letzterer könnte ja — so wird 
geklagt — um einige Tausend Auswanderer mehr bereichert sein, 
wenn diese nicht von Gdynia abgezogen wären, ein Hafen, dessen 
Auswandererbeförderung im Vergleich zu Danzigs wirklichen 
Konkurrenten, wie Hamburg und Bremen, die den größten Teil der 
polnischen Auswanderung an sich gezogen hatten, in gar keinem Ver- 
hältnis steht. Ueberhaupt ist bei der so vornehmlich propagierten 
Fragestellung: »Gdynia als Konkurrenzhafen Danzigs« darauf hinzu- 
weisen, daß als Danzigs wirkliche Konkurrenten die deutschen 
Nordseehäfen anzusehen sind. Denn schon vor dem Kriege 
wurde die gesamte überseeische, russisch-polnische Einfuhr über Dan- 
zig zunächst in Hamburg und Bremen umgeschlagen, die von dem 
Zwischenhandel auf Kosten Danzigs profitierten. Nach dem Kriege 
aber konnten die Nordseehäfen ihre Monopolstellung im Zwischen- 
handel dank der Einstellung der Danziger’ Handelskammer behaupten, 
die alles unterlassen hat, sich z. B. sogar. dagegen zewehrt hat, die 
polnische Baumwolleinfuhr über Danzig zu ziehen. Besonders nimmt 
es der Verfasser bei der Schilderung der angeblichen Konkurrenz 
zwischen Danzig und Gdynia den Polen übel, daß das Geld für die auf 
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lange Jahre sich als unrentabel erweisende Gründung Gdynias nicht 
in den Danziger Hafen gesteckt wurde, der sich leicht habe ausbauen 
lassen. Mit »annähernden Schätzungen, die der deutschen Propaganda- 
schrift von Johannsen: »Gdingen« entnommen sind, wird der Nach- 
weis zu führen versucht, daß der entsprechende Ausbau des Danziger 
Hafens dreimal hätte billiger sein können, als die Schaffung des 
Gdinger Hafens. Der Leser kann die Ausführungen über die bedeu- 
tende Tragweite der Konkurrenz zwischen den beiden Häfen unmög- 
lich ernst nehmen, wenn er sich die bloße Tatsache vor Augen hält, 
daß 81,6 % des polnischen Gesamthafenverkehrs über Danzig und nur 
18,4 % über Gdynia geht. 

Im letzten Abschnitt wendet sich der Verfasser dem Korridor- 
problem zu. Durch das Pariser Abkommen von 1921 ist Pölen weit- 
gehend von dem ihm durch den Versailler Vertrag auferlegten Staats- 
servitut, der Duldung des deutschen Durchgangsverkehrs, befreit 
worden. So sei anläßlich des Abbruches der Münsterwalder Brücke 
in Polen dem Deutschen Reiche schmerzlich zum Bewußtsein gekom- 
men, daß es an einer Vorschrift fehle, wonach Polen bestimmte Eisen- 
bahnlinien nach Ostpreußen offenhalten muß. Im Falle eines euro- 
päischen Krieges ist Polen ferner das Recht eingeräumt, nach 48-stün- 
diger Kündigung den deutschen Durchgangsverkehr zu sperren. Die 
Bestimmungen, daß Stückgutwagen mit mindestens 25 % des Lade- 
gewichts ausgenutzt werden, daß zahlreiche Begleitpapiere beigefügt 
werden müssen, daß der ganze Transport durch polnisches Personal 
bedient wird und unter polnischer Polizeihoheit und Kontrolle steht 
und der kürzeste Verbindungsweg zwischen der deutschen Abgangs- 
und Empfangsstation gewählt werden muß, stellen u. a. auch eine 
wirtschaftliche Bedrohung Ostpreußens dar; insbesondere stehe der 
ostpreußische Kreditzinsfuß infolge des verkehrspolitischen Risikos 
im Korridor um 1—2 % höher als im Reiche. Die weiteren Ausführun- 
gen des Verfassers sind rein politisch gehalten und geben die bekann- 
ten, durch die deutsche Presse stets .aufgefrischten Thesen über die 
Revision der Ostgrenze wieder. 

Beim Ueberblick über die einzelnen Abschnitte kommt der Leser 
zu der Ueberzeugung, daß die nun bereits zehnjährige deutsche Nach- 
kriegsostpolitik vielfach gerade das Gegenteil von dem erreichte, was 
sie erstrebte. Der seit 1925 scharf angesetzte Zollkrieg, der Polens 
Wirtschaft den Todesstoß versetzen sollte, diente dessen national- 
wirtschaftlicher Erneuerung und Unabhängigmachung. Jahrzehnte- 
lange Verbindungen im Ost-Verkehr wurden zwar für beide Teile 
schmerzlich zerrissen. Für Polen aber brachte diese leidvolle Operation 
den sonst nie zu erreichenden Effekt, den gewaltigen Ost-Westverkehr 
in die Nord-Südrichtung umgestellt zu haben. Dem deutschen Zoll- 
krieg ist es in erster Linie zu verdanken, daß Gdynia und Pommerellen 
zum Rückgrat der polnischen Wirtschaft und zum Mittelpunkt des 
polnischen nationalen Denkens geworden sind. Aber auch die politi- 
schen Hoffnungen, die man auf den litauisch-polnischen Konflikt 
setzte, konnten sich nicht erfüllen. Wenn auch sämtlichen Beteiligten 
durch den Wilnastreit schwerer Schaden zugefügt ist, so hat er Polen 
den nationalpolitischen Vorteil gebracht, nicht nur die Westgebiete, 
sondern auch die entlegensten Nordostgebiete des Jungen Staates an 
seinem Zugang zum Meere wirtschaftlich interessiert zu haben. Die 
von dem Verfasser so eindringlich dargestellten Nöte im Osten sollten 
daher als Lehre dienen, daß die Politik einer Zerschlagung und Be- 
kämpfung nie zum guten Ende führt, sondern die beste Politik in 
Dar Aufbauarbeit im Rahmen des einmal Gegebenen ie 
jeg | — .— 
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Karl Nötzel: Gegen den Kulturbolschewismus. Zwölfter Band 
der Bücherfolge: Christliche Wehrkraft. Verlag Paul Müller, Mün- 
chen. 1930. Kartoniert RM. 1,50, geb. RM. 2,00. er 

Es ist ein geistig armes Werk, das Nötzel uns vorlegt, von pietisti- 
scher Phrasenhaftigkeit geboren, ohne ernstliches Bemühen tiefer zu 
schürfen und ohne das geringste Geschick, große Zusammenhänge, 
Differenzen und Koordinationen der Geschichte und Gegenwart, 
anders als aus der Perspektive des selbstgerechten Richters zu sehen. 
Bolschewismus ist ein russisches Phaenomen, und niemand wird be- 
haupten wollen, daß es wünschenswert sei oder gar notwendig, es zum 
Angelpunkt einer notwendigen Kulturrenaissance zu machen. Aber 
Bolschewismus ist auch eine politisierende Phrase, und Kulturbolsche- 
wismus ist in der Nötzel’schen Interpretative nichts weiter als ein 
Schlagwort, dessen sozialethische Unaufrichtigkeit durch keine fröm- 
melnde Deklamation christlicher Grundsätze gemildert werden kann. 
Wo sehen und verspüren wir in der heutigen Gesellschaft etwas vom 

‚praktischen Christentum? Jedweder Tag lehrt uns auf’s Neue, daß 
der Kampf Aller gegen Alle entscheidende Maxime gerade dort gewor- 
den ist, wo alle Machtfaktoren der Kultur, der technischen-materiellen 
wie der philosophischen-geistigen ihre Heimstätte gefunden haben, 
wo man die sozialen Lehren Christi umfälscht in Kampfmittel gegen 
die kulturell Entrechteten, sozial Unterdrückten. Nicht der Materialis- 
mus der 'Besitzlosen, sondern die materialistische Allmacht der Be- 
sitzenden gefährdet die Grundlagen der Kultur, nicht der Marxismus, 
sondern das verfälschte, entwertete und entsittlichte »Christentum« 
der herrschenden Klasse ist der Träger des »Kulturbolschewismuss, 
und nur hier ist das Wort kein Schlagwort mehr, sondern Feststel- 
lung einer Tatsache. Das hat mit Gott und Religiösität gar nichts 
mehr Gemeinsames, und noch weniger entspricht den realen Tat- 
sachen und der geistigen Verfassung dieser Tatsachengestalter, was 
Nötzel behauptet: »Es sind ja gar keine Uebel gesellschaftlicher oder 
persönlicher Art denkbar, aus denen der Menschengeist, sofern er von 
der menschlichen Liebe geleitet, der göttlichen Gnade bewußt bleibt, 
keinen Ausweg finden würde.« Es ist entweder Pharisäismus oder 
Weltfremdheit, nieht sehen zu wollen, daß die gesellschaftlichen Rela- 
tionen gar nicht mehr auf menschliche Liebe und dem Bewußtsein der 
göttlichen Gnade aufgebaut werden und in der Geschichte der Mensch- 
heit nie aufgebaut worden sind, sondern von jeher ihre Basis im 
Materialismus gesucht und einschließlich der christlichen Kirchen — 
hier teilweise durch soziale Anwendung der christlichen Gemein- 
schaftslehre gemildert — gefunden haben. Das wahre Christentum 
bedarf einer Erneuerung, die es schwerlich auf den jetzigen Grund- 
lagen unserer Gesellschaft finden wird. Um das »omnia restaurare in 
Christo« zu verwirklichen, dazu müßte Christus selbst wieder auf dıe 
Erde kommen; im Zeitalter des kulturschädigenden technischen 
Fortschrittes werden ihm weder die »beati possidentes« noch die 
»misera plebs contribuens« den Weg bereiten wollen. So tun aber, als 
sei das möglich, ist ein unfruchtbares Spiel mit Schlagworten, das nur 
beweist, wie arm wir alle geworden sind. — ska, — 
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H. R. Berndorff: Diplomatische Unterwelt. Verlag Dieck 
& Co., Stuttgart. 


Tatsachen — Dokumente — Phantasien ... wer vermöchte das aus 
den verschiedensten politischen Ingredienzien gebraute Buch genau zu 
analysieren! Man müßte in dieser »diplomatischen Unterwelt« nicht 
nur zu Hause, sondern irgendwo, irgendwann und irgendwie als Akteur 
dort »betätigt« gewesen sein — oder auch nur als Instrument oder Ein- 
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satz in fremder Hand — um unterscheiden zu können, was in Bern- 
dorffs Darstellungen Dichtung, was Wahrheit ist. Aber es handelt sich 
im Grunde genommen weder um das eine noch das andere: Wahrheit 
kann von dichterischer Fantasie durchtränkt, wahrer sein, als Doku- 
mente. Und wie viele Dokumente mögen in den Archiven vorhanden 
sein, die kein Körnchen Wahrheit, aber Unterweltdichtung in poten- 
zentiertester Form enthalten. m i | 
Die Gestaltungskraft und Kombinationsgabe nicht minder wie die 
Beherrschung der Sprache und der dramatischen Technik machen die- 
ses Buch zu einem der fesselndsten Erscheinungen auf dem deutschen 
Büchermarkt, der ja in politischen Dingen durch die zahllosen Me- 
moirenwerke von Mitrailleusenkaliber (Deutscher Kronprinz, Deut- 
sche Kronprinzeßin) bis zur größten Kanone (Fürst Bülow) schnell 
und sicher zu einem Jahrmarkt der Eitelkeiten geworden ist. Wer 
politisches Geschehen nicht durch die Brille der Allzugestrigen, der 
monomanischen Sichselbstbeweihräueherer — »hätte man mich nur 
gelassen, alles wäre anders geworden« — sehen will, sondern künstle- 
risches Gestalten und Formen aus echtem Material heraus, der wird 
Bernstorff durch die diplomatische Unterwelt an Hand seines Buches 
mit Gewinn begleiten. — ska. — 
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»Neues Deutschland«, Pazifistischer Wandkalender für 1931. Ver- 
lag des Bundes der Menschheitsinteressen. Wiesbaden, Gartenstr. 18, 
u. Schweidnitz, Berlandhaus. Pr. 3,30 RM. 

In bewährter Form ist dieser Kalender dieses Jahr wieder erschie- 
nen, technisch und künstlerisch mustergültig ausgestaltet. Er ist — 
wie alle die Jahre vorher auch — ein Werber für den Weltfriedens- 
gedanken und die Völkerverständigung; nur wenige Publikationen 
des Kalendermarktes kann man mit solcher Freude und Genugtuung 
begrüßen, wie diesen stillen und doch beredten Mahner zur Selbstkri- 
tik und Selbstbesinnung. Wir empfehlen den Kalender angelegent- 
lich allen unseren Freunden, die außer ihren volkstümlichen besonde- 
ren Kalendern auch gern einen deutschsprachigen Bel nu er 

— ska. — 


Bemerkungen 


am 26. November hat in der Stadt Sønderb.org eine Neuwahl 
des kirchlicnen Gemeinderats stattgefunden, die zu einem fast tragi- 
komisch klingenden Resvltat führte. Dem bisherigen Gemeinderat 
gehörten 7 Dänen, 5 Deutsche und 3 Sozialdemokraten an. Bei nur 
35 %iger Wahlbeteiligung wurden nun im ganzen 1319 Stimmen ab- 
gegeben, und zwar 734 für die deutsche, 451 für die dänische und 126 
für die sozialdenıokratische Liste, während bei der letzten kirchlicher 
Wahl allein 970 dänische und 450 deutsche Stimmen abgegeben wur- 
den. Die gesamte dänische Presse spricht daher von einer beschämen- 
den dänischen Gleichgültigkeit, die den Sieg der Deutschen allein er- 
möglicht habe. Die Deutschen waren nämlich vollzählig zur Wahl er- 
schienen, während die Dänen sich nur sehr schwach beteiligt haben. 

Das Tragikomische bei der ganzen Sache ist aber, daß die Deut- 
schen selber nicht mit einem so überwältigenden Erfolg gerechnet und 
deshalb nur 7 Wahlkandidaten aufgestellt hatten, während jetzt eigent- 
lich 9 von ihnen gewählt sein müßten. Auf die Dänen würden dann 
nur 5 Mandate und auf die Sozialdemokraten 1 Mandat entfallen. 
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Obendrein ist auch noch einer der sieben deutschen Kandidaten nicht 
einmal in der Wöählerliste eingetragen gewesen. Er heißt nämlich 
Christian Hansen und ist deutscher Lehrer; es gibt aber in Sønder- 
borg noch einen Lehrer Christian Hansen, der jedoch dänisch gesinnt 
ist, und nun hat man zufällig nur den dänischen Christian Hansen 
und nicht den deutschen gleichen Namens gleichfalls in die Wähler- 
liste eingetragen, ein Versehen, daß der deutsche Christian Hansen 
en hätte korrigieren können, wenn er die Wählerlisten eingesehen 
hätte. 

Das ganze ergab eine komische Situation. Die Dänen behaupteten, 
gewählt könnten doch nur die werden, die auf den Wahlvorschlägen 
ständen. Wenn die Deutschen nur sieben Kandidaten eingereicht hät- 
ten, könnten sie auch nur sieben gewählt bekommen, und die übrigen 
zwei Mandate müßten dann dem dänischen Wahlsystem zufolge auf 
Reststimmen verteilt werden, was zur Folge habe, daß die Dänen statt 
fünf ebenfalls sieben Mandate bekämen. An Stelle des Lehrers Han- 
sen müßte dessen Stellvertreter gewählt werden. Die Deutschen pro- 
testierten dagegen, und die Streitfrage wurde schließlich dem Bischof 
zur endgültigen Entscheidung vorgelegt. 

Der Bischof entschied darauf, daß er erstens sein Bedauern über 
die große Unordnung in der Wahlliste aussprach, zweitens zur Frage 
der Wählbarkeit des nicht in der Wählerliste verzeichneten deutschen 
Kandidaten Christian Hansen den Vorschlag machte, diesen formell 
als gewählt zu betrachten, ihn aber in der ersten Sitzung der Kirchen- 
vertretung zu Gunsten seines Stellvertreters von Rohden zurücktreten 
zu lassen. Endlich lehnte der Bischof drittens, unter Hinweis auf einen 
"ähnlichen Fall in Nysted, die deutsche Forderung auf das achte und 
neunte Mandat ab und sprach diese beiden Mandate der dänischen 
Liste zu, da diese bei der Berechnung nach dem Verhältniswahl- 
system für beide einen höheren Quotienten als die sozialdemokratische 
Liste aufweise. 

Die neue Kirchenvertretung wird daher aus 7 Dänen, 7 Deutschen 
und 1 Sozialdemokraten bestehen, was ja immer noch einen Sieg für 
die deutsche Minderheit bedeutet, die allerdings 9 Vertreter hätte 
haben können, wenn sie soviele Kandidaten aufgestellt hätte. 

Und die Moral von der Geschichte? Sie hat keine; dafür aber ist 
sie geeignet, den Wert von Wahlergebnissen für die Beurteilung der 
tatsächlichen Zahlen- und Gesinnungsverhältnisse einer Minderheit 
recht deutlich zu illustrieren. Hätten z. B. die Deutschen Sønderborgs 
mehr Selbstvertrauen gehabt und ein Dutzend Kandidaten aufgestellt: 
der »Sieg« wäre errungen gewesen. Und daß der deutsche Herr Han- 
sen nicht gewählt wurde, obwohl er Kandidat sein sollte, aber auf der 
Wählerliste nicht erschien, ist wirklich eine tragikomische Ange- 
legenheit. Wahrscheinlich wird niemand besondere Freude an diesen 
Wahlen haben, denn sie zeigen doch gar zu treffend, von welchen Zu- 
fällen das Resultat abhängig sein kann. Eine Preisfrage: beweisen 
diese Wahlen, daß die Dänen die Mehrheit in Senderborg bilden, oder 
bilden sie die Deutschen? 
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KULTURWEHR 


Zeitschrift für Minderheitenkultur und -Politik 


FEBRUAR 1931 HEFT 2 


Warum dürfen polnische Kinder keine privaten 
Minderheitsschulen in Preussisch-Ober- 
schlesien besuchen? 


Gegen jede Minderheitsschule eine neue deutsche Zwergschule. — 
Angriffe des Reichsaußenministers auf die polnische Minderheit, 
— Die weitgeöffneten Minderheitsschulen in Preußen. 


Zu den ständigen Requisiten der Komödie, die die deutsche 
Ostpropaganda seit Jahren mit den sogenannten staatlichen 
. Minderheitenschulen in Preußisch - Oberschlesien aufführt, 
gehört die Behauptung, daß die polnische Minderheit in 
Deutschland, speziell in Oberschlesien, die polnische Minder- 
heitsschule ablehne und die polnischen Kinder weit lieber in 
die deutsche Schule schicke. Das — so sagt man weiter — sei 
erklärlich, denn die Bevölkerung erliege hier einfach der 
»höheren« Kultur. Als Beweis führt man an, daß Preußen 
auf Grund der Genfer Konvention 51 staatliche Minderheits- 
schulen errichtet habe, von denen jedoch 23 leer stünden, die 
übrigen 28 aber nur von etwa 500 polnischen Kindern besucht 
werden. | 

Es ist an sich gleichgültig, was die verschiedenen amt- 
lichen, halbamtlichen und privaten Propagandastellen be- 
haupten, da es ganz selbstverständlich ist, daß sie pro domo 
sua derartige Behauptungen aufstellen müssen, weil die 
geistige Einstellung der untergeordneten Stellen gegenüber 
der polnischen Minorität, aber auch das Wesen der antipolni- 
schen Propaganda solches erfordert. 

Schwerer wiegt die Tatsache, daß der Reichsaußenmini- 
ster Dr. Curtius keine Bedenken gehabt hat, diese Be- 
hauptungen auch vor der internationalen Oeffentlichkeit des 
Völkerbundes als Beweis für die benevolente Haltung der 
deutschen Regierung gegenüber den Minderheiten in Deutsch- 
land insgesamt, gegen die polnische Minderheit in Preußisch- 
Oberschlesien insbesondere, sich zu eigen zu machen. Wir be- 
dauern, daß Dr. Curtius diese Behauptungen der deutschen 
Propaganda nicht kritischer verwendet hat und sind deshalb 
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leider gezwungen, nicht nur seinen Ausführungen, die er in 
dieser Sache vor dem Völkerbund im Januar machte, ent- 
schieden zu widersprechen, sondern dem deutschen Reichs- 
außenminister vor allem nachzuweisen, daß seine Ausfüh- 
rungen mit den dokumentarisch feststehenden Tatsachen im 
Widerspruch stehen. 

Es sei hier zunächst festgestellt, daß nicht 51 staatliche 
Minderheitenschulen in Oberschlesien bestehen, sondern — 
nach dem amtlich festgestellten Stand vom 31. März 
1930 — nur 28 Schulen, die von 39 Kindern besucht wer- 
den; diese werden von 29 Lehrern unterrichtet, denen die 
minderheitspolitische Qualifikation durchgängig für diese 
Aufgabe fehlt, da sie dem polnischen Kulturkreis fremd 
gegenüber stehen. Wenn Dr. Curtius von 51 Schulen sprach, 
von denen angeblich 28 leer stehen, so ist das eine Behaup- 
tung, die uns mit der Seriosität eines deutschen Ministers 
nicht im Einklang zu stehen scheint. Denn ebensogut hätte 
Dr. Curtius auch sagen können, es bestehen 151 oder 351 sol- 
cher Schulen; die öffentliche Meinung hätte dann glauben 
dürfen, daß Preußen im Zeichen der schärfsten Sparsamkeits- 
methoden 123 oder. 323 leere Schulen für die polnischen Kin- 
der offen hält, obwohl gar keine Kinder für diese Schulen 
vorhanden sind. Darauf kommen wir noch später zurück. 
Es sei jetzt nur noch festgestellt, daß 


1) zu Beginn der polnischen Minderheitsschulforderungen 
etwa für 5500 Kinder Anträge gestellt wurden, 

2) daß durch behördliche Maßnahmen und durch Be- 
amteneinwirkung die Zahl dieser Anträge stark herab- 
gedrückt wurde, 

3) daß keine sprachlichen Lehrmittel vorhanden waren 
und die Beschaffung aus Polen untersagt wurde; 

4) daß keine sprachlich und minderheitspolitisch qualifi- 
zierten Lehrkräfte vorhanden waren, die Eltern deshalb 
zu diesen Lehrern, die sich vielfach auch noch im 
deutschnationalistischen Sinne betätigen, kein Ver- 
trauen hatten und deshalb ihre Kinder in diese staat- 
lichen Minderheitsschulen nicht senden wollten; 

5) daß ferner auf die Antragsteller schärfster wirtschaft- 
licher Druck ausgeübt worden ist, um die polnischen 
Eltern von der Zuleitung ihrer Kinder in die polnische 
Minderheitsschule abzubringen. 

Dieser Art sind die Tatsachen, die trotz einem internatio- 
nalen, zwischenstaatlichen Vertrage, der der Kontrolle des 
Völkerbundes unterstellt ist, für die polnische Minderheit in 
Preußisch-Oberschlesien bestehen. 

Aber nicht nur diese Tatsachen allein bestehen, sondern 
es kommt die weitere Tatsache hinzu, daß die oberschlesi- 
© sischen Schul- und Verwaltungsbehörden dazu übergegan- 


42 


gen sind, die Entstehung neuer privater polnischer Minder- 
heitsschulen dadurch zu verhindern oder unwirksam zu 
machen, daß sie gegen jede derartige geplante oder schon ge- 
schaffene private polnische Schule eine deutsche selbst für 
14 und weniger Schulkinder errichtet. 

Wir beschränken uns zunächst darauf, nur fünf solcher 
dokumentarisch feststehender Fälle aus dem Jahre 
1930 in den nachfolgenden Ausführungen vorzubringen. 


1) In Jendrin, Kreis Groß-Strehlitz, bestand bis dahin eine öf- 
fentliche deutsche Volksschule überhaupt nicht. Die ungefähr 40 
schulpflichtigen Kinder besuchten die 2% km entfernte Schule in 
Rozmierka. Jahrelange Bemühungen der Ortseingessenen um Eröff- 
nung einer Öffentlichen Volksschule wurden seitens der preußischen 
Behörden abgelehnt und die Bedürfnisfrage verneint. Am 24. April 
1930 haben wir in Jendrin eine private Minderheitsvolksschule eröff- 
nen lassen, die alsbald von 38 Kindern, also von ungefähr 92 % aller 
schulpflichtigen Kinder von Jendrin besucht wurde. Auffallender- _ 
weise wurde jetzt, trotz der schweren Wirtschaftskrise und der be- 
hördlicherseits angeordneten Sparmaßnahmen am 22. Januar 1931 
eine öffentliche deutsche Volksschule eröffnet und sogar ein 
eigenes Schulgebäude errichtet, und dieses für kaum 5 Kinder, denn 
nur soviel Kinder aus Jendrin besuchten am 21. Januar die öffentliche 
Volksschule in Rozmierka. Ohne Zweifel ist die öffentliche deutsche 
Volksschule in Jendrin nur deshalb erichtet worden, um gegen die 
bestehende und sich als gut bewährte private polnische Minderheits- 
volksschule seitens der amtlichen Schulbehörde anzukämpfen. Ein Er- 
folg dieses dem Geiste der Genfer Konvention widersprechenden 
Kampfes ist auch bereits zu verzeichnen, denn aus unserer privaten 
Minderheitsvolksschule sind am 22. Januar 1931 9 Kinder ausgetreten 
und in die öffentliche deutsche Volksschule eingeschult. Wir ver- 
sagen uns bei dieser Gelegenheit noch auf die mannigfaltigen Ein- 
flüsse einzugehen, welche auf die polnischen Erziehungsberechtigten 
ausgeübt worden sind. į 


2) Andere Schwierigkeiten bereitete man bei der Errichtung unse- 
rer privaten Minderheitsvolksschule in Klein Lagewnik, Kreis 
Guttentag. Nicht nur, daß auch hier unbillige Forderungen an den 
Schulraum gestellt wurden mit dem offensichtlichen Ziel der Hinaus- 
zögerung — selbst das angebliche Fehlen einer Bodentreppe und einer 
Kellertreppe wurde zum Anlaß genommen, die Genehmigung zur Er- 
öffnung der Schule zu versagen, während doch diese Treppen mit der 
Schule nichts zu tun haben, da die Kinder weder auf dem Bodenraum 
noch im Keller unterrichtet werden sollen —, sondern es wurde in 
der Zeit zwischen Antragstellung und Antragsgenehmigung alles 
getan, um die polnischen Erziehungsberechtigten einzuschüchtern, 
oder sie durch Versprechen von Gewährung amtlicher Kredite oder 
dergleichen gegen die Minderheitsvolksschule zu beeinflussen. 


x 


3) Auch für die Verzögerung der Eröffnung unserer privaten 
Minderheitsvolksschule in Rad lau müssen wir die Schuld der Schul- 
behörde zuschieben. Auch dieser Antrag wurde immer hinausgescho- 
ben, und erst am 22. Dezember 1930, nachmittags 5 Uhr, erteilt, nach- 
dem die lange Zeit zwischen Antragstellung und Antraggenehmigung 
dazu benutzt werden konnte, gegen die Errichtung der privaten Min- 
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derheitsvolksschule genügende »Vorarbeit« zu leisten. Auch hier wird 
der unzulässige Einfluß auf die Erziehungsberechtigten zu gegebener 
Zeit noch zur Sprache gebracht werden. 


* 


4) Für die in Wendzin, Kolonie Kowie, Kreis Gutten- 
tag zu errichtenden privaten Minderheitsvolksschulen beabsich- 
tigten wir einen Schulraum von dem, Landwirt Karl Chutsche 
zu mieten, was jedoch hintertrieben wurde. Es blieb uns nichts 
übrig als den Bau eines Wohnhauses, in welchem die Schule 
untergebracht werden könnte, in die Wege zu leiten. Nachdem 
der Bauantrag an die zuständige Behörde eingereicht war, 
wurde der Besitzer des Nachbargrundstückes veranlaßt, gegen den 
Bau Einspruch zu erheben, trotzdem der Einspruch in jeder Be- 
ziehung unbegründet ist, da der Bau 9 Meter von seiner Grenze er- 
stehen soll. Diese Beschwerde wurde zwar verworfen, doch hat der 
Beschwerdeführer öffentlich wieder auf besondere Veranlassung 
weitere Beschwerde an den Kreisausschuß geführt. Der Landrat als 
' Vorsitzender des Kreisausschusses übersandte die Akten unter dem 
‚ 15. Januar 1981 — K B B 2/1 — der Regierung, weil er festgestellt 
haben will, daß es sich um den Bau eines Schulhauses handelt und 
hierfür die Regierung zuständig wäre. Das ist nichts weiter als ziel- 
bewußte Verschleppungstaktik, da der Bau als Wohnhausbau dekla- 
riert worden ist; es bleibt Sache des Eigentümers zu entscheiden, 
welchem Zweck später die einzelnen Räume dienen sollen. Das Ka- 
‚tasteramt verzögerte ebenfalls die Vermessung der Bauparzelle.. Am 
15. Januar 1931 erschien der Landrat des Kreises Guttentag bei dem 
Gemeindevorsteher Thomas Kosalla, um den Raum von dem eingangs 
erwähnten Karl Chutsche zur Eröffnung einer öffentlichen deutschen 
Volksschule zu mieten. In der Kolonie Kowie bestand bis dahin auch: 
keine öffentliche deutsche Volksschule. Während der Anwesenheit 
des Landrates in Kowie kam der Gemeindevorsteher Kosalla zu dem 
‚Landwirt Gorzolka, von welchem die Bauparzelle käuflich erworben 
wurde, und erklärte ihm, er käme im Auftrage des Landrates, um 
ihm zu sagen, er möge sogleich Antrag auf Erteilung eines Kredites 
aus der »Östhilfex stellen, weil morgen der letzte Termin sei. Im 
weiteren Verlauf der Unterhaltung sagte er ihm, der Landrat ver- 
handele über die Mietung eines Schulraumes in Kowie, da er sich 
überzeugt hätte, daß die Kinder nach Wendzin zu weit hätten; die 
deutsche öffentliche Schule soll zum 1. Februar 1931 errichtet wer- 
den; auch fragte er ihn, weshalb er die Parzelle zum Bau einer pol- 
nichen Schule verkauft habe. Wenn er dies tätigte mit Rücksicht auf 
Geldschwierigkeiten, dann möge er sich zum Landrat begeben und er 
werde .bestimmt durch ihn Kredit erhalten. 


x 


5) In Wollentschin, Kreis Rosenberg, bestand bis dahin 
ebenfalls keine öffentliche deutsche Volksschule. Am 20. Oktober 
1930 wurde seitens des uns angeschlossenen Polsko-Katolickie Towar- 
zystwo Szkolne na Slask Opolski der Antrag auf Eröffnung einer 
privaten Minderheitsvolksschule in Wollentschin gestellt. Unter aller- 
lei Vorwänden wurde die Erteilung der Genehmigung immer wieder 
hinausgeschoben, insbesondere wurden unbillige Forderungen be- 
züglich des Schulraumes gestellt. Hierbei ist zu bemerken, daß die 
Genfer Konvention keine Normen für die Schulräume kennt. Es 
müssen danach andere verbindliche Bestimmungen analog Anwen- 
dung finden. Der Preußische Staatsministerialerlaß »Ordnung zur 
Regelung des Schulwesens für die polnische Minderheit« vom 31. 12. 
1928« besagt im Artikel II, § 5, daß die Schulräume billigen Anforde- 
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rungeu zu entsprechen haben unter Berücksichtigung der zu unter- 
richtenden Kinderzahl, daß aber die gleichen Anforderungen wie für 
eine öffentliche Schule im allgemeinen nicht zu stellen sind. Trotz- 
dem müssen unsere Schulräume größeren Anforderungen entsprechen 
als die einer öffentlichen Schule, wie dieses nachstehend bewiesen 
wird. Nachdem der Antrag auf Eröffnung der privaten Minderheits- 
volksschule in Wollentschin gestellt wurde und unser Schulraum be- 
reits eingerichtet worden war, wurde seitens der preußischen Schul- 
behörde die Errichtung einer öffentlichen deutschen Volkssehule in 
Wollentschin in die Wege geleitet. Am 11. Dezember 1930 wurde hierzu 
ein privater Wohnraum von dem Landwirt Cichos für vorläufig 
7 Monate für monatlich 30,— Mk. gemietet. Dieser Raum ist 4,80 m 
breit und 5,20 m lang und hat eine Höhe von 254 m, zwei Fen- 
ster, das eine nach Süden, das andere nach Westen gelegen, der 
Eingang führt durch den Wirtschaftshof und durch den Wirtschafts- 
flur. Ein Schulhof besteht überhaupt nicht. Dieser Raum entspricht 
als Schulraum in keiner Weise den bestehenden Bestimmungen, als 
Schulraum für eine öffentliche Schule ist er in jeder Be- 
ziehung ungeeignet: Während aber dieser Schulraum für eine öffent- 
liche Volksschule seitens der Schulbehörden als annehmbar angesehen 
wurde, mußten wir die Höhe unseres privaten Schulraumes von 2,54 
m auf 2,80 m erhöhen, die Länge des Schulraumes auf 75 m 
erweitern, den Eingang zur Schule und den Zugang vom Wirtschafts- 
hof isolieren. Diese unterschiedliche Behandlung kann 
deutlicher nicht mehr hervortreten. Trotzdem unser Schulraum be- 
reits am 9. Dezember 1930 selbst diesen rigorosen Anforderungen 
genügte, erfolgte die Erteilung der Genehmigung zur Eröffnung der 
Schule immer noch nicht. Erst nachdem die öffentliche deutsche 
Schule am 29. Dezember 1930 vormittags, also vor Beginn der Weih- 
nachtsferien, eröffnet wurde, erhielten wir nachmittags desselben 
Tages um 5 Uhr die telefonische Mitteilung von der Genehmigung 
zur Eröffnung unserer privaten Minderheitsvolksschule Da diese 
Genehmigung bei Beginn der Weihnachtsferien erteilt wurde, konnte 
unsere Schule erst nach diesen Ferien eröffnet werden. Die Hand- 
lungsweise der amtlichen preußischen Stellen ist hier um so mehr 
als gegen die Errichtung unserer privaten Minderheitsvolksschule 
gerichtet und demnach den Geist der Genfer Konvention verletzend 
anzusehen, als in Wollentschin überhaupt nur 21 schulpflichtige 
Kinder sind, von denen nunmehr: ungefähr die Hälfte die öffentliche 
deutsche Volksschule, die andere Hälfte die private polnische Minder- 
heitsvolksschule besuchen. Auffallenderweise wurde frü- 
her, als die Kinderzahl über 40 betrug und auch die 
Wirtschaftslage eine andere war, seitens der amt- 
lichen Schulbehörde das Bedürfnis zur Errriehtung 
einer Öffentlichen a E S e nicht anerkannt. 


Das preußische Finanzministerium hat eine Reihe von 
Vorschlägen ausgearbeitet, die auf Verminderung der Schul- 
lasten in den Landgemeinden sowie auf Zusammenlegung 
von Klassen und Schulen abzielen. Erst vor kurzem schrieb 
die »Deutsche Tageszeitung« (29. 1. 1931): 

»Der ungeheure Ernst der Finanzlage der Gemeinden zwingt dazu, 
unter allen Umständen zu Ersparnissen zu kommen. Auch die Land- 
gemeinden können an dieser Notwendigkeit nicht vorbeigehen, wenn 
sie die Realsteuersenkungsvorschriften der Dezember-Notverordnung 


erfüllen wollen. Sollen solche Bestrebungen ein praktisches Ergeb- 
nis haben, dann wird eine gewisse Rücksichtslosigkeit unvermeidbar 
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sein. So schmerzlich dies gerade für das kulturell sicherlich nicht 
bevorzugte platte Land sein mag, so unabwendbar ergibt sich die 
harte Pflicht, Einsparungen auch auf dem Gebiete des Schulwesens, 
auf dem Lande also insbesondere des Volks- und Fortbildungsschul- 
wesens zu machen. 


Im Volksschulwesen werden sich die Sparmaßnahmen hauptsäch- 
lich auf die Heraufsetzung der Klassenbesuchszahlen, um dadurch 
dort, wo es überhaupt noch möglich ist, Schulstellen einzusparen, auf 
äußerste Beschränkung hinsichtlich der Errichtung neuer Schulge- 
bäude und auf die Ausgaben für Lehr- und Lernmittel richten 
müssen.« 


Das Vorgehen der preußischen Schulbehörden gegen die 
polnischen Schulen in Oberschlesien zeigt, daß für die Ein- 
engung volkstumskultureller Bildungsmöglichkeiten der pol- 
nischen Minderheit unbegrenzte Mittel zur Verfügung 
stehen, obwohl die Finanzlage des Staates katastrophal ist. 
Ein Bedürfnis für die Errichtung neuer deutscher Schulen 
ist jahre- und sogar jahrzehntelang in allen den Gemeinden, 
wo jetzt polnische Minderheitsschulen entstehen, verneint 
worden, wobei zumeist die Kostenfrage als entscheidend gel- 
tend gemacht wurde, und das zu einer Zeit, als Staat und Ge- 
meinden finanziell weit besser situiert waren, als es heute. 
der Fall ist. Ein schulmäßiges Bedürfnis besteht auch heute 
‚in allen den hier erwähnten konkreten Fällen nicht, denn die 
so entstandenen neuen deutschen Schulen sind ausnahmslos 
Zwergschulen, mit weniger als 20 und in zwei Fällen 
sogar mit nur 11 und 12 Kindern. Die erforderlichen Mittel 
für Schulräume — Mietsräume und Neubauten —, Lehrmittel 
und Lehrkräfte sind bedeutend und werden aus den Mitteln 
der »Osthilfe« bestritten. Damit ist erneut der Beweis er- 
bracht, daß sogar auf dem Gebiet der Kulturpflege diese auf 
‘eine Milliarde Mark festgesetzten Fonds auch zur Bekämp- 
fung der polnischen Minderheit verwendet werden. Trotzdem 
werden sich tausend gefügige Federn in den offiziösen 
Pressestellen und in der deutschen Presse in Bewegung 
setzen um der Welt einzureden, es handle sich in Oberschle- 
sien um einen »Wettbewerb der Kulturen«. Vor mehr als drei 
Jahren schrieben diese Federn folgendes: 


»Der Oberschlesier, auch der Pole, welcher als Umgangssprache 
den slawisch-oberschlesischen Dialekt spricht, der sich vom Hoch- 
polnischen freilich sehr wesentlich unterscheidet, will nicht seine 
Kinder in polnische Schulen schieken. Er will ihnen eine deutsche 
Bildung geben, in Ost- wie in Westoberschlesien. Die preußische Re- 
gierung hat dem Genfer Abkommen entsprechend in Westober- 
schlesien 51 polnische Minderheitenschulen eingerichtet, von denen 
freilich nur 34 in Betrieb sind. Die übrigen stehen leer; sie sind vor- 
handen, aber sie werden von der Bevölkerung nicht benutzt. Die 
Zahl der Kinder, welche von polnischen Eltern in diese Schulen ge- 
schickt werden, ist gering; sie beträgt für ganz Westoberschlesien 
894, die Lehrerzahl 38. Der preußische Staat kann sich 
erlauben. gewissermaßen die Türen der polnischen 
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Minderheitsschulen weit aufzumachen und zu ihrem 
Besuche einzuladen« 


Reichsaußenminister Dr. Curtius hat in seinem Plaidoyer 
für die deutsche Minderheit in Polnisch-Oberschlesien im 
Völkerbundsrat u. a. Folgendes gesagt (nach dem in der »Vos- 
sischen Zeitung« Nr. 35, vom 21. 1. 1931, gegebenen Wortlaut): 


»Ich glaube, daß die völlig freiwillige, an keinerlei Verträge ge- 
bundene großzügige Minderheitenpolitik der preußischen Regie- 
rung, insbesondere auf dem Gebiet des Schulwesens, etwas ande- 
res verdient, als wegen irgendwelcher Einzelvorkommnisse verdäch- 
tigt zu werden. Ich hebe besonders hervor, daß die polnische Presse 
völlig uneingeschränkte Freiheit genießt. Trotz aufreizender An- 
griffe und Verbreitung unwahrer Tatsachen hat noch in keinem Falle 
Beschlagnahme polnischer Zeitungen stattgefunden. In ihren Ver- 
einen und mannigfachen Veranstaltungen bewegt sich die polnische 
Minderheit völlig ungehindert. Trotz vollkommen freier und ge- 
heimer Wahl in Deutschland hat die polnische Bevölkerung nicht 
einen einzigen polnischen Abgeordneten weder in den Deutschen _ 
Reichstag noch in den Preußischen Landtag entsandt; sondern sie hat 
ihre Stimmen zum größten Teil den deutschen Parteien gegeben. 

Warum hat denn die polnische Regierung nicht . einfach einen 
Vergleich zwischen Deutsch-Oberschlesien und Polnisch-Oberschlesien 
gezogen, wo sie hätte hier vor dem Rat jederzeit eine Bilanz auf- 
stellen können? Woran liegt es, daß der Rat sich so häufig mit Be- 
schwerden der deutschen Minderheit in Polrisch-Oberschlesien und 
so selten mit Beschwerden der polnischen Minderheit in Deutsch- 
Oberschlesien zu befassen hat?« 


Es ist nicht unsere Aufgabe und noch weniger unsere Absicht 
zu untersuchen, warum die polnische Regierung keine Bilanz 
vor den Völkerbundsrat aufgestellt hat. Unsere Pflicht aber 
ist es nunmehr auch des deutschen Außenministers Aufmerk- 
samkeit darauf zu lenken, daß die polnische Minderheit Ober- 
schlesiens ihre wesentliche Aufgabe nicht in der Sammlung 
von Anklagen gegen den Staat, sondern in der Betreuung der 
kulturellen Interessen insbesondere der polnischen Kinder 
sieht. Eine Anfrage des deutschen Auswärtigen Amtes bei 
dem Vorsitzenden der Gemischten Kommission, Herrn Calon- 
der, hätte Herrn Dr. Curtius den Beweis erbracht, daß die pol- 
nische Minderheit in Oberschlesien immer wieder sich von 
dem Vermittelungswillen Calonders hat bestimmen lassen, 
schwerwiegende Verletzungen der Genfer Konvention in 
Preußisch-Oberschlesien nicht nach Genf gelangen zu lassen, 
sondern zu versuchen, sie an Ort und Stelle zu erledigen. 
Hätte die polnische Minderheitenführung mit derselben in- 
transigenten Verbitterung wie die von dem Reichsaußenmini- 
ster vertretene Minderheit in Polnisch-Oberschlesien, jeden 
Vorfall nach Genf gelangen lassen wollen, die Liste wäre 
kaum kleiner gewesen, als die der anderen Seite. Trotzdem 
würde auch jetzt noch — woran kein Zweifel möglich ist — 
die Leitung der polnischen Schulvereine bedauern, wenn 
künftig ähnliche Aktionen, wie sie hier geschildert werden, 
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Veranlassung geben sollten, die in der Genfer Konvention 
vorgesehenen Rechtswege zu beschreiten. Mit allem Nach- 
druck aber protestieren wir gegen die Unterstellung, daß die 
polnische oder irgend eine andere Minderheitenpresse in 
Deutschland aufreizende Angriffe und unwahre Tatsachen 
verbreitet; ein Beweis dafür ist auch gegenüber der besonders 
erwähnten polnischen Presse nicht einmal angeboten, ge- 
schweige denn geführt worden. Von unserer Pflicht zur Wahr- 
nehmung unserer Minderheiteninteressen, die nirgends einen 
Anwalt haben, werden wir uns auch durch solche Beschul- 
digungen des Reichsaußenministers nicht abhalten lassen. 


—S.J. — 


Die minderheitsrechtliche ‚Situation 
der Minoritä'en in Deutschland 


Dauernde Verletzung des Art. 113 der Reichsverfassung in der Rechts- 
pflege, — Vollständige Entrechtung der Lausitzer Serben auf dem 
Gebiete des Schulwesens in Preußen. 


Vor längerer Zeit erhielten wir folgende kritische Betrach- 
tung der minderheitsrechtlichen Verhältnisse in Deutsch- 
land: 

»Ein Schock englischer Abgeordneten hat an den Minister- 
präsidenten Macdonald das Ersuchen gerichtet, die Ein- 
setzung einer Kommission anzuregen, welche sich mit der 
Frage der nationalen Minderheiten befassen und erheben 
würde, inwieweit die einzelnen tangierten Staaten ihren Ver- 
pflichtungen in diesem Belang nachkommen, da angeblich 
der Völkerbund als berufenes Kontrollsorgan versagt habe. 
In der Londoner Meldung wurden Name und Parteizugehö- 
rigkeit der Interpellanten nicht genannt, was ebenso be- 
fremdlich ist, wie der Umstand, daß jene Staaten, welchen in 
den Traktaten eine Berücksichtigung ihrer Minderheiten 
nicht auferlegt wurde, wie beispielsweise Deutschland, Italien 
oder Ungarn, überhaupt keine Erwähnung finden, andrerseits 
auch jede Frage nach dem Verhalten der einzelnen Minder- 
heiten dem Staate gegenüber unterbleibt, dem sie angehören. 
Es handelt sich aber nicht etwa um eine Spezialangelegenheit 
eines einzelnen Staates, sondern um ein allgemeines Pro- 
blem, welches in der Nachkriegszeit eine Aktualität und eine 
Wichtigkeit erlangt hat, daß man förmlich von einer Mino- 
ritätsinflation sprechen kann. Vor dem Krieg konnte in 
Preußen jahrzehntelang ein von staatswegen geförderter 
Hakatismus die grausamste Entrechtung der slavischen Min- 
derheiten betreiben, in Ungarn ein brutaler Seelenfang geübt, 
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in Oesterreich ein ganzes kulturell hochentwickeltes und 
wirtschaftlich starkes Volk, wie das Cechische, an die Wand 
gedrückt werden, ohne daß dies auf das öffentliche Gewissen 
des übrigen Europa irgendwelchen Eindruck hervorgebracht 
hätte. Man ließ die Majoritäten willkürlich schalten und wal- 
ten und betrachtete selbst die berechtigten gellenden Schmer- 
zensschreie der gemarterten Minderheiten .als übertriebenen 
Ausdruck nationaler Wehleidigkeit oder gar nur als impo- 
tente Raunzerei. 

Nach dem Krieg sind die Minderheiten eingeschrumpft, 
nach Briands Schätzung von 100 auf 20 Millionen zurückge- 
gangen; man hat ihnen zudem schon bei den Friedensver- 
handlungen eine außerordentliche Sorgfalt zugewendet, der 
Völkerbund schuf eine eigene Sektion für sie, es sind private 
Organisationen und Institute entstanden, und bezeichnender 
Weise ist es gerade das Deutsche Reich, welches sich eine 
ex-offo-Anwaltschaft der nationalen Minderheiten beilegt, 
ausschließlich jener, welche innerhalb der eigenen Grenzen 
siedeln. Man muß es den Deutschen lassen, daß sie auf die- 
sem Gebiet mit gewohnter Gründlichkeit vorgehen. Sie haben 
in Stuttgart ein »Haus des Deutschtums« gegründet, welches 
die Zentralstätte der deutschen Propaganda bildet; sie haben 
einen »deutschen Schutzbund«, einen Verein für das Aus- 
landsdeutschtum und noch andere Anstalten und Verbände 
dieser Art geschaffen; hervorragende deutsche Gelehrte wid- 
men sich dem Spezialstudium des Minderheitenrechtes und 
veröffentlichen darüber zeitweilig aufschlußreiche Schriften. . 
Aber der private Ansporn genügte nicht. Es war Dr. Strese- 
mann als Außenminister, der in der Minderheitenfrage die 
Initiative ergriff, und seither wurde von amtlichen Stellen die 
Losung einer »Zusammenfassung aller deutschen Minderhei- 
ten« ausgegeben, was von nationalistischer Seite im Sinne der 
alten Losung: »Ein Reich, ein Volk!« kommentiert wird. 
Angesichts dieser außerordentlichen Rührigkeit des deut- 
schen Reiches auf dem Gebiet des Minderheitenschutzes sollte 
man meinen, daß der Lehre das Beispiel vorangehen, der 
Theorie die Praxis entsprechen werde. Aber gerade in dieser 
Hinsicht erfährt man eine herbe Enttäuschung. Deutschland 
beobachtet seinen eigenen Minderheiten gegenüber eine schier 
ängstliche Zurückhaltung, was jüngst von offizieller Seite mit 
der Ausrede entschuldigt wurde, daß das Problem zu kompli- 
ziert sei, um einen Taschen Ueberblick zu gewähren, weshalb 
mit seiner Lösung noch gewartet werden müsse. Speziell 
bezüglich der Lausitzer Serben sollte erst eine eigene 
Enquete ergründen, ob sie überhaupt als nationale Minderheit 
gelten können und wenn ja, inwieweit ihre Ansprüche an- 
erkannt werden dürfen. 


Wie Deutschland, das durch die a Anung: ein 
Sa 
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eigenes Statut für die Minderheiten anregt, dessen Geltung 
allerdings »vorläufig« auf die »östlichen Gebiete Mitteleuro- 
pas« beschränkt bliebe, im eigenen Bereich vorgeht, das er- 
fährt man in sehr instruktiver Weise aus einer in Bautzen 
erschienenen Flugschrift »Die nationalen Minder- 
heiten im Deutschen Reich und ihre recht- 
liche Situation«, worin dargetan wird, daß die Wei- 
marer Verfassung bestimme, die »fremdsprachigen Volksteile 
des Reiches dürften durch die Gesetzgebung und Verwaltung 
nicht in ihrer freien volkstümlichen Entwicklung, besonders 
nicht im Gebrauch ihrer Muttersprache beim Unterricht so- 
wie in der inneren Verwaltung und der Rechtspflege beein- 
trächtigt werden«. Hervorragende deutsche Rechtslehrer 
haben jedoch dieser Verfassungsnorm bloß akademische Be- 
deutung beigemessen und behauptet, daß aus ihr keinerlei 
subjektives Recht abgeleitet werden dürfe, da der Artikel als 
»Destionäre der von ihm. gewährten Begünstigungen nicht 
Menschen, sondern »Volksteile« bezeichne, diese aber der 
Fähigkeit, Recht zu haben und geltend zu machen, ent- 
behren«. Ze 


In der Diskussion über das Dänenproblem, welche im Juni 
1923 im preußischen Landtag geführt wurde, rief der Mini- 
sterpräsident Braun der dänischen Minderheit in Schleswig 
ein kräftiges: »Hände weg!« zu, und der deutschnationale Ab- 
geordnete Milberg legte aas Bekenntnis ab, die Minderheiten 
in Deutschland sollten »freudlos, friedlos, heimatlos und ge- 
ächtet sein!« Erst Dr. Stresemann mahnte bei Eröffnung des 
Deutschtumhauses in Stuttgart, man solle freiwillig in den 
deutschen Ländern bewilligen, was man »draußen« für das 
Deutschtum verlange. Damit hat er als erster aktiver Staats- 
mann Deutschlands die Tradition durchbrochen, welche von 
Bismarck bis Bülow Geltung hatte, daß die deutsche Mehrheit 
der Hammer, die nichtdeutsche Minderheit der Amboß sei. 

Mit der praktischen Durchführung der [Formel Strese- 
mann’s läßt man sich freilich Zeit, nur allzuviel Zeit. Auf dem 
Gebiet des Schulwesens für die polnische und dänische Min- 
derheit — so konstatiert die zitierte Schrift — haben die Ver- 
hältnisse durch besondere Verordnungen eine gewisse Rege- 
lung erfahren, da die beiden Minoritäten die Befugnis erhiel- 
ten, private Volksschulen zu errichten und Anträge auf Er- 
richtung Öffentlicher Minderheitsschulen zu stellen... Für 
die Lausitzer Serben in Preußen gibt es Minderheitsschulen 
überhaupt nicht. Im Gegenteil, wo minderheitlicher Sprach- 
und Religionsunterricht bestand, ist er an verschiedenen Stel- 
len, sogar in neuester Zeit, beseitigt worden. Die übrigen na- 
tionalen Minderheiten finden überhaupt keinerlei Berücksich- 
tigung. Noch ärger als auf dem Schul- ist es auf dem Kirchen- 
gebiet mit dem Minoritätenschutz bestellt, und zwar sowohl 
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auf evangelischer als katholischer Seite. Die Kirche stelle 
sich bewußt und im Einklang mit der staatlichen Assimilie- 
rungspolitik in den Dienst der Entnationalisierung. Von einer 
Parlamentsvertretung seien die Minderheiten in Deutschland _ 
überhaupt ausgeschlossen. Schon bei dieser knapp skizzier- 
ten Darstellung der Schrift von Bogensee und Skala muß es 
befremdlich anmuten, wenn das Deutsche Reich sich so sehr 
für einen ausgiebigen Minoritätenschutz — außerhalb Deutsch- 
lands exponiert. Arzt kuriere dich selber! Oder halten es 
auch maßgebende deutsche Politiker mit dem Führer der 
französischen Konservativen Karl von Montalembert, der sei- 
nerzeit freimütig einbekannte: »Wenn wir in der Minderheit 
sind, verlangen wir die Freiheit nach Euren Grundsätzen. Wo 
wir in der Mehrheit sind, unterdrücken wir Euch nach unse- 
ren Grundsätzen.« 


* 


Daß sich auch in neuester Zeit nichts an der rechtlichen 
Lage der nationalen Minderheiten in Deutschland geändert 
hat, zeigen die beispiellosen Zustände auf dem Ge- 
biete des Schulwesens der Lausitzer Serben 
in Preußen. Alle Versuche, hierin durch Einwirkungen 
auf die verantwortlichen Regierungsstellen eine Aenderung 
herbeizuführen, sind bis heute, nach zwölfjährigen und immer 
wieder erneut aufgenommenen Bemühungen der lausitz-ser- 
bischen Minderheit, ohne jedes minderheitsrechtliche Ergeb- 
nis geblieben. 


Erst vor kurzem sind diese Zustände in der Oeffentlichkeit 
geschildert worden, und auch eine Reihe ausländischer Zei- 
tungen hat auf sie aufmerksam gemacht, als der deutsche 
Reichsaußenminister Dr. Curtius auf die »günstige« Lage 
der Minderheiten in Deutschland glaubte hinweisen zu kön- 
nen. | 


Wie ist denn diese günstige Lage tatsächlich beschaffen? 


Dr. Curtius behauptet, Deutschland habe seinen Minoritä- 
ten anderer Nationalität große Freiheit auf kulturellem Ge- 
biet gewährt und nennt als solche die dänische und polnische 
Minderheit. Die beograder »Vreme« (u. a. auch noch »Kri- 
steligt Dagblad« in Kopenhagen, »Baltische Presse« 
in Danzig, »Venkov«in Prag, »DziennikBerlinski« 
in Berlin u. a. m.) veröffentlichen die auf unleugbaren Tat- 
sachen beruhende Darstellung dieser skandalösen Zustände: 

»Durch keinen euphemistischen Zeitungsartikel kann die Tatsache 
aus der Welt geschafft werden, daß gerade gegen dieses Restvolk der 


polabischen Slaven ein systematisches Vernichtungswerk durchgeführt 
wird. Man raubt den Kindern dieser nationalen Minderheit in Preus- 
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sen keine Schulen mehr, sondern man ‚verweigert sie ihnen einfach und 
gibt ihnen erst gar keine, in denen Sie in ihrer Muttersprache und in 
dem Kulturkreis ihres Volkstums unterrichtet werden würden. In 
ganz Preußen existiert nicht eine einzige Volksschule für die Lau- 
sitzer Serben, ebenso existiert auch keine einzige Lehrerbildungsan- 
stalt, in der für den Nachwuchs an Lehrern gesorgt werden würde. 
Es existiert keine Mittelschule oder höhere Schule, in denen die Mut- 
tersprache dieser Minderheit — und sei es auch nur fakultativ — ge- 
lehrt wird. Aber nicht nur das ist Tatsache, sondern unbestreitbare 
Tatsache ist ferner, daß die wenigen noch vorhandenen Lehrer mit 
Kenntnis der lausitz-serbischen Sprache außerhalb des Sprachgebiets 
verwendet werden, während man die Schulen in der preußischen 
Lausitz mit deutschen Lehrern besetzt, wobei mit Vorliebe solche ver- 
wendet werden, die aus Polen geflüchtet sind. Unbestreitbare Tat- 
sache ist weiter, daß in zahlreichen Fällen diese Lehrer die Eltern der 
lausitz-serbischen Kinder in ihren Wohnungen aufsuchen und sie auf- 
fordern, mit ihren Kindern, vor allen mit denen, die noch gar nicht 
die Schule besuchen, nur deutsch zu sprechen. Mit einem Schein des 
Rechts sagt man dazu, daß der muttersprachliche Unterricht nicht 
notwendig sei, weil diese Kinder ja deutsch sprechen! So assimiliert 
man im Machtbereich des Herrn Dr. Curtius eine nationale Minder- 
heit und nennt das »die Wirkung einer höheren Kultur«, während es 
in Wirklichkeit eine Kultursehande ist, wie sie keine einzige der deut- 
schen Minderheiten irgendwo in der Welt zu erleiden hat. 

Alle Versuche der Lausitzer Serben um die Gewährung der ele- 
mentarsten Minderheitenrechte sind bisher von den verantwortlichen 
Staatsmännern unbeachtet gelassen worden. Ja, ein hoher preußischer 
Ministerialbeamter hat sogar bestritten, daß die Lausitzer Serben 
überhaupt eine nationale Minderheit sind, da sie ja keinen Mutter- 
staat haben! Die ganze deutsche amtliche und nichtamtliche Propa- 
ganda bemüht sich, die Existenz der lausitzserbischen Minorität zu 
bestreiten. Die bisherigen Erfolge dieser beispiellosen Entnationali- 


sierung geben den deutschen Politikern ein gewisses Recht zu dieser - 


Behauptung; sie geben ihnen aber nicht das Recht, von einem »muster- 
gültigen« Minderheitenrecht in Deutschland zu sprechen. und sie 
nehmen dem deutschen Außenminister Dr. Curtius die Möglichkeit 
als Ankläger gegen andere Staaten und als Anwalt der deutschen 
Minoritäten in diesen Staaten aufzutreten. 

Und noch in einer anderen Richtung ist die unhaltbare 
rechtliche Situation der nationalen Minderheiten in Deutsch- 
land ohne jegliche Aenderung geblieben, nämlich in der An- 
wendung des Art. 113 der deutschen Reichsverfassung. Dieser 


Artikel — der einzige in der Reichsverfassung, der überhaupt 


minderheitspolitischen Charakter hat — lautet: 


»Die fremdsprachigen Volksteile des Reichs dürfen durch die Ge- 
setizgebung und Verwaltung nicht in ihrer freien, volkstümlichen Ent- 
wicklung, besonders nicht im Gebrauch ihrer Muttersprache beim 
Unterricht, sowie bei der inneren Verwaltung und der Rechtspflege 
beeinträchtigt werden.« 


Dieses Verfassungsgrundrecht wird den nationalen Min- 
derheiten gegenüber, vor allem in der inneren Verwaltung 
und in der Rechtspflege ausgeschaltet. In allen bis- 
herigen konkreten Fällen berufen sich die Gerichte auf das 
Gerichtsverfassungsgesetz vom 27. Januar 1877 und dessen 
§ 184, der sagt: »Die Gerichtssprache ist deutsch«. Nun be- 
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stimmt aber Art. 178 der Reichsverfassung vom 11. August 
1919, daß nur Gesetze und Verordnungen des Reichs in Kraft 
bleiben, soweit ihnen diese Verfassung nicht entgegen- 
steht. 

Der einfache und gemeinverständliche Wortlaut des Art. 
113 zeigt aber einwandfrei, daß 8 184desGerichtsver- 
fassungsgesetzes der Verfassung entgegen- 
steht und deshalb nach dem Inkrafttreten der Reichsver- 
fassung nun nichtmehrinKraftist. Um dieser ein- 
fachen, logischen und formalrechtlichen [Feststellung aus 
dem Wege zu gehen und damit den verfassungsmäßig 
festgelegten Rechtsanspruch der nationalen Minderheiten in 
Deutschiand unwirksam zu machen, berufen sich die verant- 
wortlichen Stellen auf Kommentare, Deutungen und Aus- 
flüchte der verschiedensten Art. 

Es wird deshalb hier erneut festgestellt, daß die bisherige Praxis 
in der Behandlung des Art. 113 einen eklatanten, fortdauernden Ver- 
fassungsbruch darstellt, daß ferner die zur Verfassungsaufsicht beru- 


fenen Instanzen infolge Kenntnis dieses Zustandes sich einer dauern- 
den Verfassungsverletzung schuldig machen. 


So und nicht anders ist das »mustergültige« Min- 
derheitenrechtin Deutschland beschaffen: 

In Bezug auf Art. 113 der deutschen Reichsverfassung sind 
alle Minderheiten in Deutschland rechtlos; darüber hinaus 
sind die Lausitzer Serben in Preußen auch noch im besonde- 
ren auf dem Gebiet der Schule vollkommen entrechtet. 


— J. Sk. — 


Die „Wendenschulmeister“ und ihr stilles 
Werk gegen die Lausitzer Serben 


Noch einmal: Es gibt keine einzige lausitzserbische Volksschule 
in Preußen! 


Die nervöse Beunruhigung, die jede Schilderung der bei- 
spiellosen Entrechtung der Lausitzer Serben in Preußen, 
ganz besonders auf dem Gebiet des Schulwesens,in der 
deutschen Presse hervorruft, ist ein deutlich und vernehm- 
bares Zeichen dafür, daß hier etwas gegen eine Minderheit 
verübt wird, was dem scharfen und durchdringenden Licht 
der Oeffentlichkeit unter allen Umständen verborgen bleiben 
soll. Unter allen Umständen und sogar um den Preis der 
zielbewußten Ableugnung und unter Anwendung von Ver- 
fälschungstricks gegenüber den erwiesenen und unwiderleg- 
baren Tatsachen! Diese Erregung und ihr journalistisches 
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Echo sind verständlich; denn der »s»AnwaltderMinder- 
heiten« muß vor aller Welt, vor der er andere anklagt, 
unter allen Umständen so dastehen können, daß er nicht in 
die Lage des Angeklagten kommt. 

Die Anklagen, die die Lausitzer Serben in Preußen gegen 
ihre Behandlung erheben, haben dem Organ der deutschen 
Minderheit in Polen, »Deutsche Rundschau« (Bydgoszcz, 
28. Januar 1931), Veranlassung gegeben, sich von einem Herrn 
Ulrich Sieck aus Belgrad (!) folgende sophistische »Wider- 
legung« schreiben zu lassen: 


»Die Behauptungen des Herrn Skala, daß den wendischen Kin- 
dern die Pflege und Erhaltung ihrer Sprache nicht erlaubt sei, daß 
an keiner höheren oder mittleren Schule Wendisch gelehrt würde, 
daß die Wenden in Kirche und Verwaltung ohne alle Rechte seien, 
sind eine einzige Unwahrheit. Es gibt nicht nur Volksschulen mit 
wendischer Sprache, auch in den höheren Schulen ist Wendisch 
Wahlfach, und ebenso wird in den gemischtvölkischen Gebieten — 
rein wendisches Gebiet gibt es weder in Sachsen noch in Preußen — 
auch wendisch gepredigt, so wie auch wendische Gottesdienste in der 
Dresdener Kreuzkirche und katholischen Hofkirche stattfinden. Aber 
die 70000 preußischen und 45000 sächsichen Wenden haben keine 
Lehrerbildungsanstalt! In der Tat, die haben sie nicht. Gerade mit 
dieser Forderung wird aber die Methode der Skala und Genossen 
trefflich charakterisiert; Preußen hat für 38 Millionen Menschen 
acht pädagogische Akademien, das heißt auf je 4,5 Millionen entfällt 
eine, und in Sachsen ist die Ausbildung der Volksschullehrer von den 
beiden Universitäten übernommen worden, und selbstverständlich 
wird in beiden Staaten kein Wende gehindert, Volksschul- oder Gym- 
nasiallehrer zu werden! Daß die »Vreme« solch baren Unsinn über- 
nimmt, obwohl sie weiß, daß hier in Südslawien die 600 000 Deutschen 
heute noch keine — private! — Lehrerbildunganstalt haben, sondern 
nur eine Zusicherung dafür, das ist schon ein starkes Stück.« 

Darauf ist zunächst zu erwidern: Herr Sieck verfälscht 
den Wortlaut meines zitierten Artikels; der Beweis dafür fin- 
det sich im Artikel »Die minderheitsrechtliche Situation der 
Minoritäten in Deutschland« des vorliegenden Heftes der 
»Kulturwehr« (Seite 51). Daraus geht hervor, daß ich a u s- 
drücklichpreußische Zustände geschildert habe; die 
Verhältnisse der Lausitzer Serben in Sachsen sind relativ 
etwas besser, und schon diese wenigen Zugeständnisse Sach- 
.sens haben mich bewogen, die Lage dieses Teiles der Lau- 
sitzer Serben zunächst nicht zu berühren. Auf meine Fest- 
stellung, daß keine einzige lausitzserbische Volksschule in 
Preußen existierte, antwortet Herr Sieck mit in jeder Hin- 
sicht unwahren Behauptungen, ohne auch nur eine ein- 
zige lausitzserbische Schule mit lausitzserbischen 
Lehrern und lausitzserbischer Unterrichts- 
sprachein Preußen namhaft zu machen. Auf die un- 
leugbare Tatsache, daß es in Preußen keine einzige Lehrer- 
bildungsanstalt gibt, an der für den Nachwuchs lausitz- 
serbisch sprechender Lehrer Sorge getragen werden würde, 
glaubt Herr Sieck damit anworten zu dürfen, daß selbstver- 
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ständlich kein »Wende« gehindert werde, Volksschul- oder 
Gymnasiallehrer zu werden. Angesichts dieser Verdrehungs- 
künste und der Verfälschungstaktik des belgrader Verfassers 
verzichte ich auf jede weitere Auseinandersetzung mit ihm. 
Dafür rufe ich aber als Zeuge für die skandalöse Art der 
Behandlung und Unterrichtung der lausitzserbischen Kinder 
in preußischen Schulen einen deutschen Zeugen auf, dessen 
literarischer Ruf niemanden die Möglichkeit geben wird, ihn 
— wie man es mir gegenüber so gern tut — der Unwahrheit 
zu beschuldigen. Dieser Zeuge ist der bekannte deutsche 
Schriftsteller Hans Christoph Kaergel; sein Zeugnis 
findet sich in »Schlesiens Heide und Bergland« 
(Bergland Verlag Breslau, 1924) und lautet: 


»Nun rücken die Häuser einander näher. Rohe, armselige Back- 
steinklötze, ohne ein freundliches Gesicht. Nur das Schulhaus zu Mühl- 
rose weiß etwas von sieh zu sagen. Es trägt ein Türmlein auf dem 
Dache. Es ist das einzige Haus, das mir erzählt, daß ich in Deutsch- 
land bin. Denn wer mir entgegenkommt, schaut mir in seiner bunten 
Tracht, mit den grünen Reifröcken, dem roten Mieder, fremd nach, 
und die Kinder kriechen hinter die Tore. 

Es sind ihrer nicht viele. Die anderen lärmen auf dem Schulhofe. 
Die Mädchen, die mit ihren Hauben, in den steifen Röcken wie alte 
Weiblein ausschauen, fassen Hand zu Hand und singen deutsche 
Spiellieder. Aber über ihrem Singen liegt ein fremder Hauch. Ich 
bin beim Wendenschulmeister zu Mühlrose Wir sitzen uns gegen- 
über. Vor dem Fenster liegt die Ferne. Er erzählt mir von seiner Ein- 
samkeit. Und sechzehn Jahre stiller Arbeit hinterm Walde wachsen 
in einer Stunde zu reicher Bewegung. Da sitzen in den niedrigen 
Bänken eng aneinandergerückt die scheuen Kinder. unruhig den Blick 
zum Lehrer erhoben. Er spricht zu den Kleinen. Sie sehen verständ- 
nislos zu ihm auf. Er spricht Deutsch. Sie können nicht eins seiner 
Worte verstehen. Und nun hilft sich der Lehrer mit ein paar Brocken 
der wendischen Sprache. Eine ältere Schülerin übersetzt und dol- 
metscht. Urplötzlich springen zehn kleine Kinder auf und schreien 
sinnlos »Tafel — Tafel«. Die ersten deutschen Worte kommen über 
ihre Lippen. Und: dann will es von Stund zu Stunde besser werden. 
Und wenn sie nach acht Jahren die Schultür hinter sich zuziehen, 
wissen sie es nimmer. daß es für sie einmal eine Zeit gab. da sie nicht 
wußten, wie ein deutsches Wort klinge. In ihren Heften aber steht 
manch ein Aufsatz, auf den in vielen deutschen Dorfschulen so man- 
cher Junge und manches Mädchen neidisch wäre. Sie tragen ihr 
Deutschtum wie ein Geschenk mit in ihr Leben. Und sie wollen es 
sich nicht rauben lassen. Wie klingt das alles wunderlich. In den 
Zeitungen hetzen Führer und amtshungrige Hetzer, als gäbe es eine 
Wendenbewegung. Und unser Ministerium läßt den wendischen Re- 
ligionsunterricht zu. Aber in den wendiscehen Dörfern meiner nieder- 
schlesischen Heide schütteln die Männer und Frauen die Köpfe. Sie 
haben nun auch einen Elternbeirat, aber sie mögen nicht in ihrer 
Sprache die Kinder unterrichten lassen. Sie lehnen ab. Sie wollen 
deutsch sein und bleiben. 

Was liegt in diesem Bekenntnis der Heidebauern für Arbeit des 
Lehrers! Niemand dankt es ihm. Niemand weiß von all’ dem stillen 
Wirken und Schaffen. Niemand weiß, wenn er im Schnellzug durch 
die dunklen, unendlichen Wälder der Heide braust. daß drüben in den 
Hütten und Häusern, die ihm vorüberwinken, Menschen in einer 
fremden Welt noch hocken. Nur zwei Stunden guten Weges durch 
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den Wald — und die Menschen begegnen einem mit fremden Gesich- 
tern, grüßen mit fremder Sprache. 


Unter ihren Füßen wandert es noch immer. Obwohl hier und da 
ein Zwiebelturm eines armseligen Kirchleins über den Wald schaut, 
sind sie doch noch an andere Götter gebunden. 


Immer noch gilt eine Kuh mehr als ein Menschenleben. Und um 
das Vieh zu retten, stehen sie nächtelange barfuß auf einem Sack im 
Stalle, damit der Teufel nicht in den Stall fahre. Ja, selbst zum 
Lehrer kam eine Frau, um das Schwein zu »versprechen«. Sie schüttete 
glühende Kohlen ins Wasser — und gab dann dies Wasser mit der 
Asche dem Schwein zu trinken. Den Rest schüttete sie über den Stall. 


Und doch, so zähe sie noch an ihren Gebräuchen und Aberglauben 
hängen, wenn irgend ein hergelaufener Agent aus dem Sächsischen 
herüberkommt, und wenn hier und da der wendische Geistliche ihnen 
gut zuredet — »wir brauchen einen wendischen Staat« —, so kommen 
sie in der Dorfkneipe zusammen. Die schwarze Schildmütze verdun- 
kelt die Stirn. Im Munde hängt die kurze Pfeife. Auf der Bühne 
spricht einer in ihrer Vatersprache. Ist er zu Ende? Keiner rührt die 
Hand. Da erhebt sich der Wendenschulmeister. Er spricht deutsch. 
Sie geben ihm die Antwort. Sie heißt Dank. Dank für jahrzehntelange 
Arbeit. Dank für deutsche Sitte, deutsche Kraft. Die Wahl ist vor- 
über. Nur eine Stimme galt dem Bruder, der ihre Sprache spricht. 
Alle anderen Stimmen klangen deutsch. Es ist nicht viel dabei. Es 
liegt vergessen und verlassen. Irgendwo liegt Mühlrose. Irgendwo an 
der Bahn, die von Görlitz nach Berlin führt. Es gibt einen Weg 
dahin, der führt in die Stille. In der Stille wächst die Kraft. Nur in 
der Arbeit der Stille kann unser Volk gesunden. Laßt uns zum Wen- 
denschulmeister wandern und lernen.« 


So hat man eine nationale Minorität entwurzelt und so 
entnationalisiert man in Preußen weiter eine nationale Min- 
derheit. 

So arbeiten hunderte von »Wendenschulmeistern«, die in 
vielen Fällen aus Polen geflüchtet sind. Und ein deutsches 
Minderheitenblatt in Polen öffnet seine Spalten einem Artikel- 
schreiber, der keiner meiner Anklagen anders begegnen 
kann, als mit Verdrehungen und Leugnen bestehender Tat- 
sachen. ae | 

Beides: daß die preußische Regierung solche Schulmetho- 
den gegen die Lausitzer Serben betreiben läßt, und daß das 
Organ einer Minderheit, die hunderte von eigenen Volks- 
schulen und zahlreiche höhere Lehranstalten in Polen be- 
sitzt, die Hand dazu bietet, den Notschrei dieser Minderheit 
durch Verdrehungen und Ableugnungen zu ersticken, beides, 
sage ich erneut und noch eindringlicher, ist ein Kultur- 
skandal, dessen sich zwar die Entnationalisierungspolitiker 
und ihre Mitläufer nicht schämen brauchen, dessensich 
aber das ganze geistige und kulturelle Deutsch- 
land auch dann nochin die Tiefe der Seele 
hinein wird schämen müssen, wennesgelingen 
sollte, die letzten Reste des Volkstumsbe- 
wußtseinsaus den Seelen unserer Kindermit 
solchen Mitteln der »Wendenschulmeister« 


56 


oderanderen noch raffinierteren herauszu- 
reißen. 

Im Namen meiner enirechteten Volksgenossen in Preußen 
appelliere ich in leidenschaftlicher Empörung an das geistige 
Deutschland und alle Instanzen der Welt, die die Wahrneh- 
mung der Menschenrechte aller Minderheiten übernommen 
haben: »Juousque tandem.... k — Sk. — 


Dichtung und Wahrheit 


Unter dieser Ueberschrift veröffentlichten wir in Heft 6, 
Juni 1930 einen Beitrag zum deutschen Ostproblem. Darin 
wurde auf Grund eines Artikels in einer grenzdeutschen 
Rundschau u. a. darauf hingewiesen, daß die polnische Min- 
derheitenbevölkerung bei Errichtung von Siedelungsbauten 
ohne andere Zuwendungen auf die eigenen Ersparnisse an- 
. gewiesen sei. Die genannte Rundschau behauptete, daß in 
Neu-Kramzig etwa 60—70 Siedelungsbauten ohne Gewäh- 
` rung von Hauszinssteuermitteln gebaut werde. Darin haben 
wir eine deutscherseits erfolgte Feststellung der betrüblichen 
Tatsache gesehen, daß den polnischen Minderheitsangehöri- 
gen keine Hauszinssteuermittel gewährt werden. 


Es entzieht sich unserer Kenntnis, ob das Preußische Mi- 
‘ nisterium des Innern die »Grenzdeutsche Rundschau« (Ham- 
burg) zu einer Berichtigung aufgefordert hat; die Redaktion 
der »Kulturwehr« erhielt allerdings ein entsprechendes Er- 
suchen des preußischen Innenministeriums. Wir baten des- 
halb das Ministerium, uns die Orte, Namen der Empfänger _ 
und die gezahlten Beträge mitzuteilen. Dies geschah durch 
Schreiben des preußischen Innenministeriums vom 14. Januar 
1931 folgenden Wortlauts: 


>II O II 39/31 


Auf das gefällige Schreiben vom 28. Oktober 1930 — Nr. 310/1930 
Sk/Ry — übersende ich anliegend ergebenst eine Nachweisung über 
die im Regierungsbezirk Schneidemühl an Angehörige der polnischen 
Minderheit gewährten Hauszinssteuerhypotheken. Dadurch ist die 
von mir beanstandete Stelle in dem betreffenden Aufsatz widerlegt. 

Ich darf nunmehr erwarten, daß eine Richtigstellung des in Frage 
kommenden Artikels der »Kulturwehr« alsbald erfolgen wird. 


Im Auftrage: 
ez. Dr. Loehr 
(Stempel) Beslaabizt: (—) Unterschrift. 
Ministerial-Kanzleisekretär. 
In der Anlage teilte das preußische Innenministerium die 
folgende Liste mit: 


57 


Zu UI O II 39/31 


Datum Nr. der Höhe 


= Name Der Bauherren r der | Kartei- . 
z ewilli- Karte Hypothek 
Vorname | Stand | Wohnort zung , R-M. 
1 | Belka Alex |Stellmacher-| Flatow | 5. 2 27 15. 000 
2 Meister 

2 |Bartosch| Johann Arbeiter Blankwitt 4 000 
3 Belz |Bernnard| Tischler Lugetal 5 000 
4 IBurchardt| Anton Tischler | Gr. Butzig 3 000 
5 | Drobka | Edmund Kriegs- Flatow 7 000 
beschädipgter 

6 | Gmys Josef Arbeiter |. Flatow 8 000 
7 | Jasiek | Johann | Gem. Voist.| Zakızewo 6 000 
8 | Korpal | Franz Arbeiter Blankwitt 3 000 
9 | Pyczora| Leo Lehrer i R. Flatow i Es 

. 10 |Paluczak| Peter Kriegs- Flatow 8 000 
beschädigter 
11 | Sionda | Felix | Schlosser | Krojanke 2 000 
12 | Stark Maria } Kaufm.Frau Flatow 3 000 
5 500 
3 500 
13 [Welsandt| Johann Tischler Flatow 8 000 
14 IWrzeszcz|Bernhard| Aıbeiter | Flatow 1 500 
| l Stadtbruch 
15 1 Zuper | Stefan | Arbeiter | Schwente I21.11.20| st. 1871 3 000 


Durch Rückfrage bei der lokalen polnischen Minderheits- 
organisation haben wir festgestellt, daß von den 15 Zuschuß- 
empfängern neun der polnischen Minderheit nicht ange- 
. hören, ihre teilweise polnischen Namen widerlegen das in 
keiner Weise; es sind das die in der Liste des preußischen 
Innenministeriums unter Ziffer 2, 3, 5, 8, 9, 10, 11, 12, 14 Ge- 
nannten. Wir sind dem Ersuchen des preußischen Ministeri- 
ums des Innern in loyaler Weise nachgekommen, halten uns 
aber verpflichtet, die Berichtigung des Ministeriums nunmehr 
unsererseits gleichfalls mit dieser Feststellung zu ergänzen. 
Das Ministerium hat außerdem nur den Kreis [Flatow 
erwähnt, während unsere Behauptung sich ganz allgemein 
auf alle von polnischen Minderheiten bewohnten Gebiete be- 
zog; auch die »Grenzdeutsche Rundschau« nannte z.B. den 
Kreis Bomst, über den wir vom preußischen Inu nnnleter 
rium keine Aufstellung erhalten haben. 
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Fremdstaaten 


CECHOSLOVAKEI, 

Die Kenntnis der Staatssprache unter den Vertretern der deut- 
schen Minderheit in der Cechoslovakei ist auffallend gering. Senator 
Medinger teilte das Ergebnis einer diesbezüglichen Umfrage im 
letzten Jahre unter den insgesamt 99 deutschen Senatoren und Abge- 
ordneten mit. Von ihnen verstanden 71 überhaupt kein Cechisch. Nur 
zehn deutsche Minderheitsvertreter beherrschen die Cechische Sprache 
in Schrift und Wort; die übrigen 18 können nur mit Not etwas den 
Parlamentsdebatten folgen und wissen wenigstens, worum es sich in 
der Diskussion handelt. Hierzu bemerkte der erwähnte deutsche 
Senator, daß die deutschen Parlamentsvertreter von den Einladungen 
zur Sitzung nur den Wahltag und die Stunde feststellen, dagegen 
nicht einmal die Tagesordnung gelesen haben, »daß sie von Präsidial- 
mitteilungen und Abstimmungsgegenständen keine Ahnung haben 
und meistenserstam nächsten Tage aus der Zeitung 
erfahren, wofür sie gestimmt haben.« Wenn an der Wahr- 
heit dieser Feststellungen des deutschen Senators Zweifel nicht be- 
gründet sind, so zeigt sich hier eine typische, üble Seite des Deutsch- 
tums. Ohne eigene Verantwortung zu übernehmen oder sich über die 
Interessen ihrer Wähler Rechenschaft zu geben, stimmen im prager 
Parlament die berufenen Minderheitsvertreter über Dinge ab, von 
deren Existenz sie nichts wissen. Lediglich im Vertrauen auf die Mei- 
nung einiger Cechisch verstehenden Fraktionsmitglieder marschieren 
‘sie mit und offenbaren damit soziologisch ihren Massenmenschen- 
oder Herdentrieb, um dessentwillen das Deutschtum im politischen 
Leben eine so tragische Rolle zu spielen verurteilt ist, am augenfäl- 
ligsten demonstriert z. B. in der Innenpolitik Deutschlands in Form 
von verfassungswidrigen Notverordnungen und sinnlosen Parteiparo- 
len oder in Deutschlands Außenpolitik durch die Berufung und das 
Schwören auf angebliche Autoritäten und einseitigen, sogenannten 
Sachberatern. Auch während des nunmehr elfjährigen staatlichen 
Bestehens der Cechoslovakei haben die deutschen Minderheitsvertreter 
nur wenig dazu gelernt. Während 1926 noch 19 Senatoren und Abge- 
ordnete wenigstens halbwegs die Staatssprache verstehen konnten, 
waren es im letzten Jahre achtzehn. Vollkommen beherrschten im . 
Jahre 1920 sechs deutsche Parlamentarier die CGechische Sprache; 
1926 waren es nur Sieben, um allerdings im Jahre 1930 wenigstens auf 
zehn zu steigen. Im Verhältnis jedoch zu der zahlenmäßigen Stärke 
und Bedeutung der deutschen Parteien in den Cechoslovakischen Ge- 
setzkörperschaften kann von einem Fortschritt der Gechischen Sprach- 
kenntnis unter den deutschen Minderheitsführern nicht gesprochen 
werden. Die Schuld an diesem Mißstand wird von Medinger natürlich 
der techoslovakischen Parlamentsfassung zugeschoben. Er fordert 
demgemäß: 1. die Beilegung von Uebersetzungen der Tagesordnung 
der beiden Häuser und der Kommissionen, 2. die doppelsprachige Auf- 
legung aller Drucksorten, 3. die Verdolmetschung von Referaten, Re- 
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gierungserklärungen und Präsidialmitteilungen, sowie die zur Ab- 
stimmung vorliegenden Texte. Inwiefern aber dadurch ein schnelles, 


reibungsloses Arbeiten des Parlaments ohne großen Zeitverlust und. 


Aufwand ermöglicht werden soll, bleibt eine ungelöste Frage. Die 
annehmbarste Möglichkeit zur Lösung des Sprachenproblems im 
&echoslovakischen Parlament scheint dagegen in der Erlernung eines 
einheitlichen Verständigungsmittels, nämlich der Staatssprache, zu 
liegen, eine Erlernung, die jeder loyale Minderheitsangehörige gegen- 
über seinem Staate als staatsbürgerliche Pflicht wohl betrachten 
Sole 


DÄNEMARK. 


Deutsche Resolutionen zu der bevorstehenden dänischen Neuord- 
nung des Minderheitenschulgesetzes. Die deutsche Minderheit in Nord- 
schleswig hat am 30. November 1930 ım Stadttheater in Aabenraa 
wie alljährlich ihren »Deutschen Tag« abgehalten. Während das 


im Juni jeden Jahres abgehaltene Jahresfest auf dem Knivsberg wohl - 


mehr als ein allgemeines Volkstreffen der Deutschen in Dänemark 
gilt, bedeutet der »Deutsche Tag« das eigentliche Jahresfest sämtlicher 
Vereine der deutschen Minderheit. 

Zu der Frage einer Neuregelung der Minderheiten- 
Schulordnung, die augenblicklich für die deutsche Minderheit 
wohl mit die aktuellste ist, sprach hier Rektor Koopmann, Tøn- 
der, in längeren Ausführungen. Im Anschluß an seine Rede faßte 
man folgende Entschließung: 

»Die zum Deutsehen Tag heute in Aabenraa versammelen 
Deutschen aus allen Teilen Nordschleswigs erklären einmütig: Wir 
halten daran fest, daß deutsche Schulen nur von Schulleitern, 
Lehrern und Vertretungen, die unserem Volkstum entnommen sind, 


mit der erforderlichen Sorgsamkeit verwaltet und betreut werden - 


können. 

Trotz einiger Fortschritte, die unbestreitbarin den Borgbjerg- 
schen Schulgesetzentwürfen enthalten sind, stellen wir uns ge- 
schlossen auf den Boden der von Pastor Schmidt jetzt wieder ein- 
gebrachten deutschen Schulforderungen und betonen nachdrück- 
lichst, daß eine Entwicklung des Minderheitenrechts nach unserer 
Meinung nur in der darin angedeuteten Richtung erfolgen kann. 

Wir sind daher der Ansicht, daß das Gesetz vom 1. Mai 1923, 
wenn es unter Berücksichtigung unserer Schulforderungen umge- 
arbeitet wird, die Grundlage des EIDRSTHSILERIEEHES in Dänemark 
bleiben muß.« 

Auch der deutsche Lehrerverein für Nordechieswig hat zur Be- 
handlung der Schulfragen eine Erklärung veröffentlicht, die folgen- 
den Wortlaut hat: 

»Der Gesetzesentwurf des Unterrichtsministers Borgbjerg wird, 
wenn er Gesetz wird, in einigen Punkten für die Minderheit gün- 
stigere Bedingungen enthalten als das Gesetz vom 1. Mai. 1923, in 
anderen aber, und zwar in sehr wesentlichen Punkten, würde das 
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neue Gesetz einen entscehiedenen Rückschritt gegenüber dem jetzi- 
gen Zustand bedeuten. Wir glauben daher, daß das Gesetz vom 
1. Mai 23, verbessert durch die Erfüllung der bekannten Schul- 
forderungen Pastor Schmidts, unter den gegebenen Verhältnissen 
die Grundlage unseres deutsch-nordschleswigschen Schulwesens 
bleiben muß. Auf alle Fälle aber müssen wir als Lehrer an deutsch- 
nordschleswigschen Schulen die Berücksichtigung der beiden nach- 
stehenden Punkte fordern: 

1) Wo bisher eine dänische und eine deutsche Volksschulabtei- 
lung in demselben kommunalen Schulsystem vereinigt waren, soll 
nicht nur der Lehrerrat und der Elternrat getrennt sein, sondern 
vor allem die Schulleitung, und zwar auch die administrative. 

2) Wir wollen die hauptamtliche Fachaufsicht (Amtsschulkon- 
sulenten). Falls das Gesetz den »Kreislehrer«, den wir auch aus 
pädagogischen Gründen ablehnen müssen, bringen sollte, wäre es 
zum mindesten notwendig, daß ein besonderer »Kreislehrer« für 
die Minderheitenschulen ernannt werde.« 


Neue deutsche Minderheitsschule in Nordschleswig. Am 23. No- 
vember v. J. konnte die deutsche Minderheit im Dorfe Skovby auf 
der Insel Als einen imposanten zweistöckigen Bau für ihre dort bereits 
im April 1930 ins Leben gerufene Privatschule feierlichst einweihen; 
bei der Feier waren zahlreiche Gäste aus Schleswig und Holstein an- 
wesend, unter ihnen Schulrat Gröndahl, Flensburg, Lehrer Witte, 
Schleswig, Frau Leopold-Flensburg, namens des Provinzialschulkol- 
legiums, Konrektor Brügge und Lehrer Vollert, Flensburg, Studien- 
rat Hansen, Kiel, Jakobsen-Neumünster als Vertreter des Schleswig- 
Holsteiner-Bundes und Witt-Foth, Eckernförde, der als Vertreter von 
Kreis und Stadt Eckernförde, die für Skovby die Patenschaft über- 
nommen haben, der Schule 1000 Mk. überreichte. Dies zeigt, wie rege 
und wie stark organisatorisch ausgebaut die Verbindung zwischen der 
deutschen Minderheit Dänemarks und den schleswigholsteinischen 
grenzpolitisch tätigen Kreisen ist. 

In einem Artikel, »Aus der Entwicklungsgeschichte der Schulegs, 
schildert die »Nordschleswigsche Zeitung«, wie hier jetzt nach jahre- 
langer zäher Vorarbeit durch deutsche Wanderlehrer die Schule ge- 
worden sei. Die ganze deutsche Minderheitsschularbeit wird hier be- 
kanntlich an Kindern mit dänischer Muttersprache ausgeübt, wie das 
auch der folgende Abschnitt des Artikels verrät: 

»Bald zeigte es sich, daß der Zustrom zu den Wanderschulen 
immer größer wurde, daß auch aus den benachbarten Ortschaften 
Wünsche nach Einrichtung weiterer Wanderschulen laut wurden. 
So entstanden die Wanderschulen in Sarup und vor etwa zwei 
Jahren auch in Lebüll. Mit welcher Lust und Freude in diesen 
Schulen gearbeitet wurde, zeigte besonders die Wanderschule in 
Lebüll auf dem letzten deutschen Weihnachtsfest in Nieder- 
Tandslet. Trotzdem die Schule kaum ein Jahr bestanden hatte, 
konnten die Kinder, kleine wie größere, die die dänische Gemeinde- 
schule besuchten, und deren Heimsprache in den mei- 
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sten Fällen plattdänisch war, deutsche Gedichte einwand- 
frei aufsagen und deutsche Lieder singen, ja sogar ein niedliches 
kleines Theaterstück konnte vorgeführt werden.« 


Es soll hier durchaus nicht an dieser Art Minderheitenschul- 
arbeit Kritik geübt, sondern nur betont werden, wie verlogen sich 
dagegen die immer noch geübte deutsche Praxis in Südschleswig aus- 
nimmt, die die dänische Minderheitenarbeit, wenn sie sich auch an 
plattdeutsch sprechende Südschleswiger wendet, als »unehrlich« und 
als »Seelenfang« brandmarkt. Dann sollte man hier wenigstens auch 
so konsequent sein und das eigene Tun in Nordschleswig mit gleichem 
Maßstabe messen. | | 


Im übrigen sei.in diesem Zusammenhang auch auf die Beschluß- 
gründe des breslauer Landgerichts hingewiesen, die in dem Artikel: 
 ModernesMinderheitenrecht? einer kritischen Beleuchtung unter- 
worfen wurden. Das, was in Dänemark seitens der deutschen Schulen 
in Bezug auf die Aufgabe, deutsches Volkstum, deutsche Sprache und 
deutsche Kultur über den Kreis der jetzt bestehenden deutschen 


Minderheit hinaus zu verbreiten und so eine fortschreitende Germani- >- 


sierung dänischen Landes anzustreben, geschieht, bezeichnet das ge- 
nannte Landgericht gegenüber der polnischen Minorität in Nie- 
derschlesien als ein Vorgehen, daß keinen gesetzlichen und verfas- 
sungsrechtlichen Schutz beanspruchen könne, falls die polnischen 
Schulvereine überhaupt derart vorgehen würden. Soll das, was das 
breslauer Landgericht ausspricht, nunmehr als Grundsatz überall 
oder nur dort gelten, wo er sich gegen andere als deutsche Minder- 
heiten richtet? 


ESTLAND, 


Tagung des deutschen Kulturrats in Tallinn. Am 23. und 24. No- 
vember hat der deutsche Kulturrat, die oberste Behörde der Deut- 
schen Kulturverwaltung Estlands, in Tallinn eine Tagung abgehalten. 
Sie begann mit einem Bericht des Präsidenten Koch über die Wirk- 
samkeit der deutschen Kulturverwaltung in den nunmehr verflosse- 
nen fünf Jahren ihres Bestehens. Danach betrug die Zahl der ins 
Kataster eingetragenen Deutschen am 1. Mai 1930 13998 Personen, 
was einen Zugang von 395 erwachsenen Personen in 5 Jahren zeigt. 
Bezeichnend für die Struktur des estländischen Deutschtums ist es, 
das 84,6 % von ihm in der Stadt und nur 15,6 % auf dem Lande wohnen. 
Der Konfession nach ist die Mehrheit, nämlich 97,8 %, evangelisch- 
lutherisch. Das Budget der Kulturverwaltung balanzierte 1926 mit 
146 000 Kr., stieg dann auf 272000, 320 000, 392 000 und im Rechnungs- 
jahre 1930/31 auf 508000 Kr. | 

Unter den auf der Tagesordnung stehenden Vorlagen waren zwei 
von besonderer Wichtigkeit. Die erste betraf eine Abänderung des 
bisherigen Wahlrechts zum Kulturrat. Der Neuentwurf soll das 
Verfahren vereinfachen und das Wahlrecht den besonderen, innerhalb 
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des estländischen Deutschtums bestehenden Verhältnissen mehr Rech- 
nung tragen. Die Vorlage rief lange und lebhafte Debatten hervor 
und wurde schließlich mit 19 gegen 18 Stimmen abgelehnt, worauf der 
Kulturrat beschloß, sie bis zur Frühjahrssitzung des Rats zu vertagen. 
Der zweite wichtige Punkt der Tagesordnung betraf die Umgestal-. 
tung des deutschen Schulnetzes. Infolge Rückgangs der 
Schülerzahl u. aus finanziellen Gründen wurde eine Zusammenziehung 
mehrerer Schulen bezw. die Entziehung der Unterstützung an einige 
Mittelschulklassen und damit ihre Streichung aus dem Schulnetz ge- 
fordert. Das veranlaßte ebenfalls lebhafte Debatten, in deren Verlauf 
unter anderem (von H. v. Berg) bemerkt wurde, daß »ein Abbau 
unvermeidlich sei, weil unser durch Krieg, Revolution und Abwande- 
rung geschwächter Menschenbestand die Schulen nicht mehr füllen 
kann. Außerdem vollzieht sich auch eine Umschichtung und Umsiede- 
lung, durch die einzelne Städte noch mehr entblößt werden.« Nach der 
»Revalschen Zeitung« sagte ferner A. Walter: »Wir haben keinerlei 
Garantie, daß dieses die letzte »Frontverkürzung« ist. Das ist nichts 
abschließend Organisches« und Dr. H. von Zeddelmann: »Wir 
leiden unter Geburtenrückgang und Ueberalterung, wo aber keine Kin- 
der sind, können auch keine Schulen sein.« Als weiteren Grund be- 
tonte man die Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage. Die Vor- 
lage wurde schließlich mit Stimmenmehrheit angenommen. 

Es zeigen sich in Estland ähnliche Erscheinungen, wie sie z. B. 
auch bei der deutschen Minorität in der Cechoslovakei von deutscher 
Seite selbst scharf kritisiert werden. Darüber hinaus aber geht daraus 
auch hervor, daß. das Minderheitenproblem nicht allein ein aus- 
schließlich nationalkulturelles, noch weniger aber ein internationales 
völkerrechtliches, sondern immer stärker hervortretend ein socio- 
logisches Problem ist. Auf diese Seite der Frage ist hier immer 
und immer wieder hingewiesen worden, ohne daß die deutschen Min- 
derheitenführer andere als rein politische Maßstäbe anzuwenden be- 
reit waren, und ohne daß sie gewillt waren, auf die politische und 
internationale Behandlung des Problems zu verzichten. Was aber 
kann einer nationalen Minderheit z. B. die Zuerkennung der völker- 
rechtlichen Subjektivität nützen, wenn die Geburtenbeschränkung — 
freiwillige oder zufällige — die Schulen leert, die Vereine schwächt 
und den Siedelungsraum entvölkert? Von der großpolitischen Pro- 
paganda zu Gunsten eines bestimmten staatspolitischen Zieles des 
Mutterstaates kann keine einzige deutsche Minderheit leben und kann 
mit Hilfe dieser Propaganda lebensfähige Zukunft nicht haben. Die 
realen Tatsachen sociologischer Entwickelungen oder Tatzustände sind 
stärker als die sogenannten Schicksalsgemeinschaftstheorien, die 
letzten Endes tatsächlich geeignet sind, das Schicksal der deutschen 
Minderheiten zu besiegeln. 


LITAUEN. 


Die Wahlen im Memelland. Am 10. Oktober fanden die Wahlen 
zum memeler Landtag statt. Sie hatten folgendes Ergebnis: 


15810 St. u. 10 Sitze für die Memelländische Landwirtschaftspartei 


13709 » u. 8 » für die Memelländische Volkspartei 
6880 » u. 4 » für die Sozialdemokraten 

6856 » u. 4 » für die litauischen Landwirte 

2062 » u. 2 » für die Kommunisten 

1961 » u. 1 » für die litauische Volkspartei (Beamte) 
1215 » u. 0 » für die Wirtschaftspartei 

1237 » u. 0 >» für den Verband der Landwirtschaft. 


' Im Verhältnis zum letzten Landtag haben die Litauer und die 
Sozialdemokraten je ein Mandat gewonnen, während die deutsche 
memelländische Volkspartei 2 Mandate verloren hat. Verglichen mit 
der letzen Wahl haben die Volkspartei rund ‚4000 Stimmen, die Land- 
wirtschaftspartei 2600 Stimmen und die Kommunisten, die ihren 
zweiten Sitz nur auf Reststimmen erzielten, rund 1800 Stimmen ver- 
loren, während die Litauer ca. 1600 und die Sozialdemokraten ca. 1200 
Stimmen gewonnen haben. 

Die Deutschen des Memellandes haben durch diese Wahl ihre bis- 
herige deutschbürgerliche Zweidrittel-Mehrheit im Landtag verloren, 
aber mit 18 deutschbürgerlichen und den 6 autonomiefreundlichen 
Stimmen der Sozialdemokratie und der Kommunisten bilden sie auch 
weiterhin die überwiegende Mehrheit im Landtag. (vergl. auch hierzu 
»Pressestimmen« in Nr. 12 1930.) 


Die lutherisch-evangelische Kirche im durchwegs katholischen 
Litauen umfaßt etwa 40000 Seelen deutscher ünd 30000 litauischer 
und lettischer Nationalität. Zwischen den deutschen und litauischen 
 Lutheranern bestehen große Unstimmigkeiten und starke nationale 
Spannungen. Litauischerseits wird den deutschen Glaubensbrüdern 
vorgehalten, daß die litauische Sprache im evangelischen Gottes- 
dienste zu wenig berücksichtigt werde. Deutscherseits wird dagegen 
dieses Verhalten damit zu rechtfertigen gesucht, daß die litauisch- 
sprechenden Gläubigen das Wort Gottes auch in deutscher Sprache, 
also in der Sprache Luthers, verständen und im Grunde genommen 
zum deutschen Kulturkreise gehörten. Seinen siehtbaren 
Ausdruck fand die gegenseitige Abneigung in dem bekannten, bereits 
früher in der »Kulturwehrs berichteten Kirchenstreit zwischen dem 
deutschen Pastor M. v. Bordelius und dem litauischen Geistlichen 
Dr. Gaigalat, in Verfolg dessen sich der deutsche Pastor gezwun- 
gen sah, sein Pfarramt in Skuodas niederzulegen. Dagegen behielt 
letzterer — wie bereits berichtet wurde — die oberste Leitung der 
deutschen Schule und des Internats in Skuodas bei, an denen er den 
Religionsunterricht weiter erteilt. Wie nun deutscherseits gemeldet 
wird, ist dieser von den Litauern als eifrigster Germanisator be- 
kannte Pastor seit zwei Jahren im Hauptamt als Anstaltsleiter des 
Waisenhauses und Altersheimes »Emmanus« in der Nordwestecke 
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Litauens, unweit der lettländischen Grenze, tätig. Diese Anstalt 
wurde von dem Evangelisch-lutherischen Missionsverein gegründet. 
Ihre Haupteinkünfte bezieht sie aus den Erträgen eines zu ihr gehö- 
rigen, etwa 80 ha großen Wirtschaftsgutes. Die Angriffe der litaui- 
schen Protestanten richten sich besonders gegen das Waisenhaus, in 
welchem bisher 30 Zöglinge untergebracht werden konnten, von denen 
aber nur 23 deutscher Nationalität sind. Die übrigen sieben werden 
germanisiertt. Auch den evangelischen Waisenkindern lettischen 
Volkstums steht der Aufnahme in das deutsche Waisenhaus nichts - 
entgegen. 


Verbot des Gebrauchs der polnischen Sprache. Die polnischen 
Minderheiten in den europäischen Staaten haben in den Tagen vom 
10. bis 14. November einen Kongreß in Riga abgehalten. Der Gene- 
ralsekretär des Verbandes der nationalen Minderheiten in Deutsch- 
land, Dr. Kaczmarek, und mehrere polnische Minderheitenführer 
aus Deutschland und der Cechoslovakei fuhren auf der Rückreise 
über Litauens Hauptstadt Kaunas, um dort gleichzeitig der polni- 
schen Minderheit Litauens einen Besuch abzustatten. Eigenartiger 
Weise verboten die litauischen Polizeibehörden aber nicht nur den 
polnischen. Minderheitsangehörigen in Kaunas, mit ihren Volksgenos- 
sen aus Deutschland und der Cechoslovakei eine gemeinsame Ver- 
sammlung abzuhalten, sie untersagten ihnen auch, diese als ihre 
Gäste in ihrem Vereinshause zu empfangen.‘ Eine diesbezügliche 
Bitte, die man direkt an das litauische Innenministerium und das 
Außenministerium richtete, wurde abgelehnt. Die' polnischen Minder- 
heitenführer sahen sich daher gezwungen, in ihrem Eisenbahnwagen 
zu bleiben, und auch hier wurde ihnen noch von der litauischen Bahn- 
polizei verboten, mit Mitgliedern der polnischen Minderheit in 
Kaunas, die auf den Bahnsteig geeilt waren, um sie wenigstens kurz 
begrüßen zu können, in polnischer Sprache sich zu unterhalten! Ein 
Polizeioffizier teilte ihnen nämlich mit, daß sie die Unterhaltung 
entweder russisch oder deutsch zu führen hätten, polnisch dürfe Bier 
nicht gesprochen werden. 

Es muß jedem gerecht Denkenden vollkommen unbegreiflich er- 
scheinen, warum man einer Minderheit verbietet, sich mit ihren 
Volksgenossen der Nachbarstaaten in aller Oeffentlichkeit in der 
eigenen Muttersprache zu unterhalten, wie es gleichfalls unverständ- 
lich erscheinen muß, daß in die Pässe der litauischen Staatsbürger 
polnischer Nationalität der Vermerk eingetragen wird: »Gültig für 
alle Staaten Europas, mit Ausnahme Polens« Welchen Nutzen 
verspricht sich die litauische Regierung von solchen Maßnahmen? 


POLEN. 

Der Rückgang der deutschen Stimmen in Oberschlesien wird deut. 
scherseits in der bekannten Weise des gewaltig aufbauschenden 
Pressefeldzuges gegen Polen auf den Wahlterror zurückgeführt. 
Untersucht man dagegen sine ira et studio die verschiedenen Ge- 
schäftsberichte der einzelnen Bezirksvereinigungen des Deutschen 
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Volksbundes, in welchem die deutsche Minderheit organisiert ist, so 
findet man überall auch ein starkes Zusammenschrumpfen der Mit- 
gliederzahlen. Das ist eine schon jahrelang zu beobachtende Erschei- 
nung, die mit dem in die Welt hinausposaunten Wahlterror in keinem 
Zusammenhang steht. Dieser ständige Rückgang des deutschen Ele- 
mentes in seinen Organisationen läßt sich auch nicht auf wirtschaft- 
lichen Druck oder irgendeinen andersgearteten Terror zurückführen, 
da die deutsche Minderheit im Vergleich zur polnischen Mehrheits- 
- bevölkerung Oberschlesiens wirtschaftlich unabhängiger und sozial 
besser situiert dasteht. Der Entdeutschungsprozeß liegt vielmehr in 
der Eigenart der oberschlesischen Volkspsyche begründet, die ange- 
sichts der wirtschaftlichen Nöte in separatistischer Oppositionsstel- 
lung gegen die neu übernommenen Regierungs- und Verwaltungs- 
formen in dem Lager des Deutschtums Hilfe sucht, ohne ihm innerlich 
verwandt zu sein,- sondern in Sprache, Sitte, Religion und Hauskultur 
sich mit dem Polentum wesensgleich fühlt. Zum Beweise sei hier 
lediglich ein Geschäftsbericht der vom Schulrat Dudeck geleiteten 
Bezirksvereinigung des Deutschen Volksbundes in Katowice, der Hoch- 
burg der deutschen Minderheit, zugrunde gelegt. In der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1929 bis 30. September 1936 ging der Mitgliederbestand von 
14982 weit unter 11000 zurück, eine Zahl, die nicht konstant bleibt. 
sondern im steten Abgleiten begriffen ist. Man wird daher nicht fehl- 
gehen, wenn man annimmt, daß bis jetzt seit 1929 mehr als ein Drittel 
aller Mitglieder seinen Austritt aus der Organisation der deutschen 
Minderheit erklärt hat. Dabei steht nach dem Geschäftsbericht fest, 
daß die Leitung und Geschäftsstelle ihre Kräfte und Tätigkeit im 
erhöhten Grade vermehrte und verstärkte. Die größte Anzahl der noch 
verbliebenen Mitglieder ist in erster Linie durch wirtschaft- 
liche Interessen an den deutschen Volksbund gebunden. Den min- 
derheitsangehörigen Technikern, Handwerkern und Arbeitern werden 
in den sich vielfach in deutschen Händen befindlichen industriellen 
Unternehmungen Stellen verschafft. Den deutschen Handelsleuten 
werden durch die Geschäftsstelle verbilligte Pässe vermittelt. An ar- 
beitslose Mitglieder sind im letzten Jahre 12085 Zloty verausgabt 
worden. Die invaliden Mitglieder wurden mit 15 010 Zloty unterstützt. 
Für die Kinder der Volksbundangehörigen wurden 25000 deutsche 
Reichsmark ausgegeben, um ihnen — 580 an der Zahl — in Deutsch- 
land einen. mehrwöchigen Aufenthalt zu verschaffen. Aus den Bei- 
trägen dieser etwa 10000 Mitglieder unterhält die Bezirksvereinigung 
Katowice ferner drei höhere Privatschulen: Antonienhütte mit 355 
Schülern und 9 Lehrern in 8 Klassen, Nikolai mit 122 Schülern und 
7 Lehrern in 4 Klassen und Emanuelssegen mit 27 Kindern, die vou 
einem Lehrer in einer Klasse unterrichtet werden. Außerdem existie- 
ren in diesem Bezirke allein 24 ausschließlich vom polni- 
schen Staate finanzierte deutsche Minderheits- 
schulen. In der Aussprache über diesen Geschäftsbericht wurde 
besonders Klage über das mangelnde Interesse der Familien an der 
deutschen Kindererziehung geführt und die Gründung einer Klein- 
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kinderschule in Katowice in Aussicht gestellt. Dem mangelnden In- 
teresse aber mit wirtschaftlichen Vergünstigungen aufzuhelfen, scheint 
auf die Dauer zu einer zur Aussichtslosigkeit verdammten Minder- 
heitenpolitik zu führen. Noch aussichtsloser scheint indes die Politik 
der Minorität zu werden, den eigenen Staat auf internationalem 
Forum mit entstellten Darstellungen und Aufbauschungen zu dis- 
kreditieren. 


RUMÄNIEN. 


Der deutsche Kampf um die Volksseele in der Bukowina. Unter 
der österreichischen Herrschaft erfreute sich das deutsche Schulwesen 
in der jetzt zu Rumänien gehörigen Bukowina sehr reichlich der staat- - 
lichen Fürsorge. Für die etwa 50000 deutschen Bauern wurden gegen 
110 Schulen mit deutscher Unterrichtssprache errichtet, eine für die 
dortigen ländlichen Verhältnisse ungewöhnlich große Zahl. Davon 
dienten allerdings 29 Schulen gleichzeitig für den Unterricht rumäni- 
scher, ruthenischer und polnischer Kinder. In keinem Verhältnis zu 
dem Bedürfnis standen ferner die von der österreichischen Regierung 
errichteten elf deutschen Gymnasien, deren Frequenz auch in der 
Mehrzahl Schüler nichtdeutscher Nationalitäten aufwies. Auf Kosten 
der rumänischen Mehrheitsbevölkerung und der polnischen Volks- 
. teile, die etwa 200 bezw. 34 Volksschulen besaßen, genossen neben den 
Deutschen nur die Ruthenen bevorzugte Behandlung, für welche 226 
Volksschulen errichtet waren und denen die politische Aufgabe zuer- 
kannt wurde, im Kampfe gegen die übrigen nichtdeutschen Nationali- 
täten das völkische Gleichgewicht und die staatliche Herrschaft 
Oesterreichs zu sichern. Nach dem Souveränitätswechsel wurden in 
Verfolg von wechselvollen Schulreformkämpfen der deutschen Min- 
derheit lediglich ein Gymnasium, sechs Staatsschulen mit rein deut- 
scher Unterrichtssprache und einige öffentliche Schulen belassen, an 
denen neben der deutschen noch andersvölkische Unterrichtssprachen 
herrschten. Im Aufbau begriffen sind dagegen die privaten evangeli- 
‘schen Konfessionsschulen, von denen bisher fünf in der Bukowina 
errichtet wurden. Hemmend für die Privatinitiative wirkt jedoch das 
geringe: Interesse der deutschen Bauern, Handwerker und Arbeiter, 
die sich durchgehend rumänischer Bezeichnungen für ihre täglichen 
Gebrauchsgegenstände zu bedienen lieben und deren Kinder, vor 
allem in den Gebirgsgegenden, außerhalb der Schule rumänisch 
sprechen. Um diese Entwicklung zum Stillstand zu bringen, organi- 
sierte im letzten Jahre der »>Bund Deutscher Akademiker 
Rumäniens« in Cernauti einen Volksbildnerlehrgang, an dem 
Studierende sowohl als auch Mitglieder der deutschen Wandervogel- 
gruppe teilnahmen. Nach mehreren Wochen theoretischer Schulung 
wurden etwa fünfzehn junge Leute auf die Dörfer zur deutschen 
Minderheitsbevölkerung geschickt, um die sogenannten »Sommer- 
schulungswochen« abzuhalten, den Kindern die einfachsten Kennt- 
nisse des deutschen Lesens und Schreibens beizubringen und die 
Eltern in nationaler Beziehung aufzumuntern. Dieses Werben um die 
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Volksseele stieß jedoch auf mannigfaltige Schwierigkeiten. Ueberall 
wurden die fremden Lehrer mit Mißtrauen empfangen. Die Eltern 
hielten ihre Kinder vom Unterricht fern, um sie lieber zum Vieh- | 
hüten und für Landarbeiten verwenden zu können. Daher beschränkte 
sich die deutsche Werbung in erster Linie darauf, den Kindern 
Spiele, Tänze, Basteln, Singvorführungen und Märchenerzählungen 
zu bieten. Auch für die Erwachsenen suchte man besonders die Sonn- 
tage durch Tanzbelustigungen, kleine Theaterspiele mit Vorträgen 
und Deklamationen interessant zu gestalten, um sich auf diesem Wege 
allmählich die Sympathie und den Einfluß unter den deutschstämmi- 
gen Dorfbewohnern zu sichern. Möge auch den dargestellten Ereig- 
nissen in diesem entlegenen rumänischen Teilgebiet keinerlei minder- 
 heitspolitische Bedeutung zukommen, so erscheint die Kampfmethode 
jedoch und die heldenmütige Wehr gegen eine allgewaltige Assimilie- 
rungsentwicklung als lehrreiches Beispiel minderheitskultureller 
Kleinarbeit erwähnenswert zu sein. 


Gegenseitige Bekämpfung der Minderheiten untereinander. Ge- 
meinsame nationale Not hat die Minoritäten in den europäischen 
Staaten mehr oder weniger zur Abwehrfront gegenüber dem Mehr- 
heitsvolk zusammengeschlossen. Eine Ausnahme von dieser allge- 
meinen Erscheinung zeigt sich in den westlichen Grenzgebieten Ru- 
mäniens. Dort tobt schon seit Jahren ein heftiger Nationalitäten- 
kampf zwischen der deutschen und der ungarischen Minderheit. Zwar 
orientieren sich beide Minderheiten in konfessioneller Beziehung auf 
der gleichen Basis gegenüber dem andersgläubigen Rumänentum; 
denn beide sind römisch-katholischen Glaubens. Aber in minderheits- 
politischer Hinsicht gehen ihre Wege in zweifacher Weise ausein- 
ander. Erstens zeigt das Deutschtum hier keinerlei illoyale Gesinnung 
gegenüber dem rumänischen Staate, während sich das Magyarentum 
mit großer Leidenschaftlichkeit für eine Grenzrevision und Rückkehr 
zum benachbarten ungarischen Mutterstaate einsetzt. Zweitens sind 
die Deutschen lediglich auf die Erhaltung und Verwirklichung ihres 
bestehenden Volksbestandes bedacht, während die Ungaren aggressiv. 
und eroberungslüstern eingestellt sind in dem Bestreben, fremde 
Volksteile in sich zu verschmelzen, um dadurch das von ihnen be- 
wohnte Gebiet für einen Uebergang an den ungarischen Staat reif zu 
machen. Eine ähnliche Erscheinung in Europa, wo sich nationale 
Minderheiten nicht in der Verteidigungs-, sondern Angriffsstellung 
befinden, zeigt sich sehr kraß in den polnischen Grenzgebieten bei der’ 
deutschen Minderheit Oberschlesiens und bei dem ruthenischen Volk 
im Osten. Hier ist allerdings der gemeinsame Gegner das Mehrheits- 
volk, dessen Kinder in die minderheitlichen Schulen durch wirtschaft- 
liche Machtmittel und künstliche Machinationen gesteckt werden oder 
dessen Sachgüter nationalistischen Brandstiftern zum Opfer fallen. In 
Rumänien dagegen boten bislang die ungarischen Bischöfe und das 
Domkapitel von Sathmar dem angreifenden Magyarentum die wirk- 
samste Unterstützung gegen das Deutschtum. Von dieser ungarisch- 
geistlichen Zentrale wurden fast ausnahmslos alle Anträge der deut- 
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schen Minderheit um Einführung deutscher Predigten in den Kirchen 
oder des deutschen Religionsunterrichtes in den Schulen abgelehnt. 
Die rumänische Regierung glaubte diesem nationalistischen Treiben 
kirchlicher Kreise am besten dadurch begegnen zu können, daß sie. 
im Oktober dieses Jahres anläßlich der Wiederbesetzung des bischöf- 
lichen Stuhles in Sathmar einen deutschen Domherren Fiedler aus 
Temeswar zum Bischof ernannte. Die Erregung unter der ungarischen 
Minderheit ist dadurch natürlich auf das Höchste gestiegen. Die 
ungarischen Zeitungen konnten sich nicht genug in Wutausbrüchen 
gegen die deutsche Minderheit ergehen und ihren Ausdrücken so 
wenig Mäßigung auferlegen, daß der ungarische Abgeordnete Dr. 
Arpad Paal sogar zu behaupten wagte, die Ernennung eines Deut- 
schen zum Bischof von Sathmar bedeute eine Beleidigung und Schän- 
dung des Ungarentums. Aber auch offen und unmittelbar scheut die 
rumänische Regierung kein Mittel, die irredentistisch eingestellten 
Ungarn auf kirchlichem Gebiete zu Gunsten des Deutschtums zu be- 
kämpfen. Durch einen Ministerialerlaß wurde nämlich im Oktober 
dieses Jahres 26 Pfarrern ungarischer Nationalität die staatliche 
Gehaltszulage, die sogenannte Congrua, entzogen mit der Begründung, 
sie hätten die staatlichen Gesetze durch die Erteilung ungarischen 
Religionsunterrichtes in deutschsprechenden Gemeinden übertreten. 
Die deutsche Minderheit stellt mit Befriedigung fest, daß diese mini- 
sterielle Verfügung und Höherhängung des Brotkorbes bereits ge- 
wirkt habe, indem schon jetzt mehrere ungarische Pfarrer im Reli- 
gionsunterricht die deutsche Sprache verwendeten. 


UNGARN. 

Das Memorandum der slovakischen Minderheit an den: Genfer 
Minderheitenkongreß. In Heft 10/11 der »Kulturwehr« von 1929 haben 
wir bereits eingehend an Hand eines Protestes der amerikanischen 
Slovaken, der von acht großen Organisationen an den Völkerbund- 
eingereicht wurde, die traurige Lage der slovakischen Minder- 
heitin Ungarn geschildert. Die Eingabe hat, so scheint es, wenig 
gefruchtet, denn jetzt hat der Kulturverband der Slovaken aus Ungarn 
in Bratislava dem genfer Minderheitenkongreß zu seiner Tagung im 
September ein umfangreiches Memorandum überreicht, das in einer 
klaren Uebersicht genau dieselben Klagen wiederholt, die bereits im 
amerikanischen Protest von 1929 enthalten waren. 

In diesem Memorandum wird u. a. bemerkt, daß die Ungarn die 
Minderheiten im Allgemeinen, die slovakische Minderheit im Beson- 
deren nicht anerkennen, obwohl selbst die amtliche Statistik im 
Jahre 1927 148123 Slovaken aufweist. (Im Jahre 1920 141882, aber noch 
im Jahre 1910 163000 Slovaken). Außerdem beherrschen noch 243 955 
Personen die slovakische Sprache. Da es aber schwerlich Ungarn 
geben wird, welche die slovakische Sprache lernen, so gilt als sicher, 
daß ein Großteil auch dieser Personen eben Slovaken sind. Die 
Ungarn schreiben eben schlauerweise »Umgangssprache« und nicht 
»Muttersprache«, so daß man also annehmen kann, daß es in Ungarn 
über eine Viertel Million Slovaken gibt! 
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Das Memorandum analysiert dann Punkt für Punkt die ungari- 
schen Minderheiten-Verordnungen vom Juni 1923. Es führt Fälle an, 
wo den slovakischen Bürgern ihre Pässe abgenommen wurden, weil 

. z. B. einer eine slovakische Buchhandlung einrichtete, ein zweiter 
einen Jugendchor schaffen wollte usw. Im Vorjahr besuchten einige 
junge Leute aus Bekescaba eine landwirschaftliche Schule in der 
Slovakei, da es natürlich keine slovakische landwirtschaftliche Schule 
in Ungarn gibt. Bei der Rückkehr nach Ungarn wurden die Slovaken 
an der Grenze blutig geschlagen und werden noch jetzt verfolgt. 


Zum ungarischen Gesetz Z. 2 vom Jahre 1924 über die Rechte der 
slovakischen Sprache vor Behörden und Gerichten werden Fälle an- 
geführt, in denen slovakische Bürger, weil sie etwas in slovakischer 
Sprache forderten, einfach von den Behörden hinausgeworfen wurden. 
In allen Gegenden, in denen Slovaken wohnen, gäbe es nicht einen 
Beamten oder Richter, der die slovakische Sprache beherrscht. Ob- 
wohl die Slovaken in 20 großen Gemeinden drei Viertel der Bewohner- 
schaft und in 15 großen Gemeinden über die Hälfte, in weiteren zirka 
200 Gemeinden einen sehr bedeutenden Prozentsatz bilden, wird in 


keiner Gemeinde das Protokoll slovakisch geführt. Auf dem kulturel- . 


len Gebiete führt das Memorandum Beschwerde darüber, daß alle 
Versammlungen, in denen slovakische Kulturvereine gegründet wer- 
den sollen, einfach verboten werden. So wurden in Bekescaba wieder- 
‚holt derartige Versammlungen, die bloß die Gründung von Kultur- 
vereinen verlangten, verboten bezw. aufgelöst. Die Slovaken dieser 
Gegend haben der Regierung wiederholt Gesuche überreicht, sandten 
auch eine Deputation zum Ministerpräsidenten Bethlen, die aber nicht 
empfangen wurde. Auf ihre Gesuche erhielten sie überhaupt keine 
Antwort. In einer Menge von Fällen verboten die ungarischen Be- 
hörden slovakische Dilettantenvorstellungen, Vorträge, ja sogar 
.Tanzunterhaltungen, oder aber, wenn sie schon bewilligt wurden, 
ließen sie sie wieder auseinanderjagen. 

- Auf dem Gebiete des Schulwesens beschwert sich das Memo- 
randum darüber, daß es keine slovakischen Gemeindeschulen der 
Typen A und B gibt und bloß 49 Schulen des Typs C existieren, wo 
Religion und irgendeine primitive slovakische Grammatik in der Min- 
derheitssprache unterrichtet wird. Die. ungarische Statistik führt 
auch bloß zwei slovakische Lehrer an, woraus hervorgeht, daß in die- 
sen Schulen der Unterricht von ungarischen Lehrern erteilt wird. 
In Ungarn gibt es überdies keine slovakische Mittelschule oder 
Lehrerbildungsanstalt, so daß auch niemals ein slovakischer Lehrer- 
nachwuchs vorhanden sein wird. Slovakische Lehrer und Priester aus 
der Cechoslovakei werden in Ungarn nicht zugelassen. 

Ein Gesuch der Slovaken um Bewilligung der Herausgabe eines 
slovakischen Wochenblattes wurde zuerst mit dem Hinweis 
darauf abgewiesen, daß in Ungarn nicht genügend Papier vorhanden 
sei. Auf ein zweites Gesuch erhielten die Slovaken Jahre hindurch 
überhaupt keine Antwort. | 

In konfessioneller Hinsicht sind die Slovaken in Ungarn zu zwei 
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Dritteln evangelisch, ein Drittel ist katholisch (römisch- und grie- 
chisch-katholisch). In der Gemeinde Pitvaros machte ein Pfarrer den 
Versuch, ein slovakisches Kirchenblatt herauszugeben. Der Gespann 
ließ ihn vorladen und drohte ihm mit der Verhaftung, wenn er nicht 
von dem Versuch ablassen sollte. Gleichzeitig forderte der Gespann 
den evangelischen Bischof auf, die Strafverfolgung des betreffenden 
Pfarrers durch das kirchliche Gericht in die Wege zu leiten. In den 
slovakischen katholischen Gemeinden gibt es durchwegs nur Priester, 
welche überhaupt nicht slovakisch können. 


»Die Gesetze in Ungarn,« so wird im Memorandum abschließend 
bemerkt, »gestatten der slovakischen Minderheit, sich politisch, kul- 
turell, religiös und wirtschaftlich zu organisieren. Seit der Heraus- 
gabe dieser Verordnungen und Gesetze sind 7 Jahre verstrichen, und 
die ungarische Regierung kann auch nicht einen einzigen Fall an- 
führen, wo die Gesetze tatsächlich durchgeführt wurden. Eine Aende- 
rung ist insolange nicht zu erwarten, solange sich die ungarische 
Oeffentlichkeit nicht umorientieren wird. Die unverhältnismäßig 
größere Minderheit der Deutschen (amtlich mit 560000 angegeben) 
besitzt eine kulturelle Organisation, eine Zeitung und auch einige Ge- 
meindeschulen, aber trotzdem geht es ihr nicht viel besser. R.Kaindl 
schrieb in der »Oesterreichischen Rundschau«, »daß es den Minder- 
heiten in keinem Lande so schlecht gehe wie in Ungarn«. 


Mit den drei Typen A, B und C der ungarischen Minderheits- 
schulen verhält es sich folgendermaßen: 


Die Schulverhältnisse der Minderheiten in Ungarn wurden durch 
die Verordnungen des Unterrichtsministeriums Z.62800 u. 110478 v.J. 
1925 geregelt. Diese Verordnungen führen für die Minoritätsschulen 
drei Typen, A, B und C ein. In den Schulen des Typs A findet der 
Unterricht in der Sprache der betreffenden Minderheit statt und die 
ungarische Sprache ist obligater Lehrgegenstand. In den Schulen des 
Typs B wird der Unterricht nur zur Hälfte in der Sprache der be- 
treffenden Minorität erteilt und schließlich wird im Typ C nur Re- 
ligion in der Muttersprache unterrichtet. 


Auch der deutschen Minderheit in Ungarn soll es ja nach vor- 
stehendem Wortlaut des Memorandums nicht viel besser gehen. Ver- 
schiedene reichsdeutsche Organisationen haben allerdings schon 
früher bei der ungarischen Regierung für eine Besserung der Verhält- 
nisse der deutschen Minderheit interveniert, was bei der so stark be- 
tonten ungarisch-patriotischen Haltung der Führer dieser Minderheit, 
auf die wir erst im Septemberheft vorigen Jahres hingewiesen haben, 
doch von Erfolg gekrönt sein müßte. Die ungarische Regierung dul- 
det allerdings den deutschen Kulturverband in Budapest, hat ihnen 
aber bisher die verlangten Schulen nicht gewährt. Deutsche Dele- 
gierte Ungarns haben sich nun in diesem Jahre zum ersten Male mit 
Klagen an den genfer Minderheitenkongreß gewandt, das will schon 
etwas heißen. Auch im »Grenzland«, dem Organ des Deutschen 
Schulvereins Südmark, heißt es im Oktoberheft: 
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»im krassen Gegensatz zu dem inneren tatsächlichen Verhältnis 
steht die Haltung der ungarischen Außenpolitik. Graf Apponyi ist 
in Genf gemeinsam mit dem deutschen Reichsaußenminister Curtius 
für die Wahrung der heiligen Rechte der Minderheiten eingetreten 
und Graf Bethlen wird der Einladung des deutschen Außenministers 
nach Berlin folgen, um sich mit ihm über die Minderheitenfrage zu be- 
sprechen. Wird sich dadurch etwas ändern? Wir können nicht mehr 
daran glauben, denn diese Politik der Madjaren wird schon zu lange 
geübt, als daß man sie nicht hätte durchschauen können. 

Aeußerst eigentümlich wirkt es allerdings, wenn man dann damit 
vergleicht, was der deutsche Abgeordnete der Cechoslovakei, Senator 
Medinger, als Mitglied der interparlamentarischen Union auf einem 
Vortragsabend der englischen Völkerbundsliga gelegentlich der inter- 
parlamentarischen Konferenz in London im Juli v. J., nachdem er 
zuvor über die Notlage der Minderheiten in/den mitteleuropäischen 
und den Balkanländern geklagt hatte, lt. »Pester Lloyd« sagte: 


»Dem gegenüber wird in Ungarn im Interesse der unter Fremd- 


herrschaft schmachtenden mehreren Millionen Ungarn den Minder- 
heiten gegenüber eine freundschaftliche Politik verfolgt.« 

Den Grund dieser merkwürdigen Inkonsequenz ergeben aber die 
Worte, die er dann folgen ließ: 

»Bei Feststellung der neuen Grenzen ist Ungarn eine schwere 
Ungerechtigkeit widerfahren, da Gebiete, die von einer ungarischen 
Mehrheit bewohnt werden oder wirtschaftlich zu Ungarn gehören, 
ohne Volksabstimmung vom Mutterlande abgetrennt ‚worden sind. 
Demnach ist die ungarische Forderung nach friedlicher Revision der 
Friedensverträge auf Grund des Artikels 19 des Völkerbundpaktes in 
jeder Hinsicht verständlich.« 

Im Interesse der gemeinsamen Revisionsforderungen Deutsch- 
lands und Ungarns war es also notwendig, diesen kleinen Eiertanz zu 
vollführen. Das gleiche Bild bot sich beim Besuch des Grafen Bethlen 
in Berlin im November, nach allen gegenseitigen Beteuerungen zu 
urteilen, erfreuen sich die Deutschen in Ungarn der größten Freihei- 
ten. Auch im Interview des Redakteur Dr. Fritz Klein von der D.A.Z. 
mit Bethlen, das durchs Radio verbreitet wurde, konnte dieser unwider- 
sprochen von den Freiheiten der deutschen Minderheit reden. Kamou- 
flage auf der ganzen Linie! 


Magyarisierung deutscher Namen. Der ungarische Minister Gom- 
 bös hat an alle Brigade- und Divisionskommandanten einen Erlaß 
gerichtet, in welchem er die Bitte vorträgt, mit ganzer Entschieden- 
heit dahin zu wirken, daß jeder ungarische Offizier auch einen ma- 
gyarischen Namen tragen solle.. Wie dazu ein österreichisches Blatt 
meldet, haben einzelne Kommandanten bereits .eine Frist festgesetzt, 
bis zu welcher die Offiziere ihre Gesuche um Magyarisierung ihres 
Namens einzureichen haben. Von dieser Verfügung werden besonders 
ungarische Staatsangehörige deutscher Abstammung betroffen. Mit 
ähnlichem Druck wird von Amtswegen die Magyarisierung deutscher 
Namen in den Kreisen der Beamten und staatlichen Angestellten be- 
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trieben. Als diese Politik auf der letzten Tagung der Einheitspartei, 
der Partei des Ministerpräsidenten Bethlen, zur Sprache kam, führte 
der ungarische Innenminister Scitovssky aus, das Problem der 
Namensmagyarisierung sei eine heikle Angelegenheit, die nicht ohne 
weiteres gelöst werden könne. In erster Linie sei es aber Pflicht der 
ungarischen Gesellschaft, eine zielbewußte Propaganda einzuleiten. 
Von der Regierung könne man aus außenpolitischen Gründen keine 
Initiative hierzu erwarten. Dieser Aufforderung der Regierung 
leistete vor allem der ungarische Journalistenverein Folge. In einer 
Resolution beschloß er eine energische Magyarisierungsaktion vorzu- 
nehmen, indem sich jedes Mitglied verpflichtet, einerseits selbst nur 
unter magyarischen Namen zu schreiben, andererseits für die Namens- 
magyarisierung einzutreten, »damit auf allen Gebieten des ungari- 
schen Lebens der ungarische Name vorherrschee. In einem weiteren 
Schreiben forderte dieser Verein den ungarischen Unterrichtsminister 
auf, es möge an den Lehranstalten für die Namensmagyarisierung ge- 
wirkt werden, indem die Lehrerschaft selbst mit gutem Beispiele vor- 
angehe und die Schüler zur Liebe zu den ungarischen Namen erziehe. 
— Mit der deutschen Minderheitenbewegung in Ungarn selbst geht es 
von Jahr zu Jahr stetig bergab. Bittere Klage hierüber führte der 
Leiter des Ungarländisch-deutschen Volksbildungsvereins Dr. Gratz 
auf der vor einigen Wochen abgehaltenen Hauptversammlung. Er stellte 
fest, daß die Magyarisierungsbestrebungen in Ungarn immer mehr 
überhand nehmen und nur sehr vereinzelt einen von Jahr zu Jahr 
schüchternen Widerspruch finden. Die Stimmung unter den Dele- 
gierten dieser Generalversammlung war um so gedrückter, als die . 
Führer des Vereins im Gegensatz zum vorhergehenden Jahre nicht 
mehr'in der Lage waren, über irgendwelche Fortschritte auf dem Ge- 
biete des deutschen Schulwesens in Ungarn berichten zu können. Die 
deutsche Minderheit steht vielmehr ständig unter den Einschüchte- 
rungsversuchen und dem Terror der ungarischen Nationalisten, wel- 
che die deutsche Kulturarbeit in Ungarn als Vaterlandsverrat brand- 
marken. Besonders ist in dieser Hinsicht der deutsche Universitäts- 
professor Dr. Bleyer und dessen Freunde den schmählichsten Ver- 
dächtigungen durch die ungarische Presse ausgesetzt. 
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Pressestimmen 


Daß das politische Unterscheidungsvermögen und Finger- 
spitzengefühl der deutschen Sozialdemokraten in dem glei- 
chen Maße verloren gegangen ist, in dem ihre Beteiligung an 
den Regierungsgeschäften — die sie sich und den sozialdemo- 
kratischen Wählern und Gewerkschaftlern als Besitz politi- 
scher Macht lebhaft einreden — zugenommen hat, ist leider 
eine offenkundige Tatsache. Die Entwicklung ist zwangs- 
läufig und der Verlust der kleinbürgerlichen Wählerstimmen 
am 14. September 1930 an den extremen Nationalismus zwingt 
zu noch weiteren Konzessionen an die Mentalität dieser Wäh- 
lermassen, an die Ideologie des deutschen Nationalismus 
überhaupt. Und schließlich sogar an die Mentalität eines 
Nationalismus von der Stärke des horthy-ungarischen »Nem! 
nem! soha-« — »Nein, nein, niemals!« — 

. Einen klassischen Beweis dafür bietet der deutsche Ge- 
werkschaftsführer — im Nebenamt Vorstandsmitglied des 
antirepublikanischen »V.D.A.« (Verein für das Deutschtum 
im Auslande) — Franz Josef Furtwängler in einem an- 
läßlich der berliner Reise des ungarischen Ministerpräsiden- 
ten Bethlen in der »Geopolitik« (Dezember 1930) unter der 
ungarischen Revisionslosung »Nem, nem, soha!« erschienenen 
Artikel. Das Furtwängler dem »Paneuropa-Gedanken« ein 
schlichtes Begräbnis wünscht — er glaubt allerdings, es habe 
. schon im vergangenen Sommer stattgefunden — ist kaum von 
irgendwelcher Bedeutung, zumal ja sein Parteigenosse Löbe 
an der Spitze der reichsdeutschen Paneuropabewegung steht, 
was allerdings nichts weiter zu beweisen braucht, als den er- 
wähnten Mangel an Tatsachen- und |Fingerspitzengefühl des 
V.D.A.-Politikers Franz Josef Furtwängler. Aber »um ein- 
mal allein aus der Sphäre des Lohnarbeiterinteresses zu 
sprechen« konstatiert Furtwängler Tatsachen, die keine Tat- 
‚ sachen sind oder zumindest einseitig gesehen dargestellt wer- 

den. So bemerkenswert wie diese Eigenschaft des Autors ist 
auch seine Fähigkeit, das ungarische innenpolitische System 
zu verteidigen und dort, wo er als »Sozialdemokrat« gegen 
die Diktatur sein muß, dieses System doch wenigstens ver- 
ständlich zu machen und zu entschuldigen. Daß das Land 
heute arm ist, hat seine Ursache darin, daß Ungarn keinerlei 
soziale Bauernreformen durchgeführt hat, sondern dem Groß- 
grundbesitz, der »Gentry«, zu den alten Privilegien noch neue 
Vorteile einräumt. Um das nach Land und Boden hungernde 
Herz und Auge des magyarischen Bauern von der besseren 
Lage abzulenken, die die Agrarreform in den umliegenden 
Ländern für den Bauern, also auch für den kleinbäuerlichen 
magyarischen Minderheitsangehörigen dieser Länder, ge- 
schaffen hat, zeigt man ihm die Landkarte der»besetzten 
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Gebiete«, dieauch Furtwängler in seinem Aufsatz verwen- 
det. Statt sozial notwendiger Agrarreform zeigt man 
den unzufriedenen Bauern die Grenzrevisionspropa- 
ganda, und den dringenden Ruf dieser proletarischen Mas- 
sen nach Grund und Boden, beantwortet man mit »Nem, nem, 
soha!«. Der Sozialist und Marxist [Franz Josef Furtwängler 
aber hat sich das so erklärt oder erklären lassen: 


»Jedes Dorf hat seine Gentry, die durch Erhebung in diesen Stand, 
namentlich auf Grund kriegerischer Verdienste, entstanden ist. Die 
Gewandtheit und gewinnende Gechmeidigkeit dieser Schicht ist ein 
wertvoller imponderabler Faktor ungarischer Politik und trägt sicher- 
lich viel zu den Erfolgen des ungarischen Kampfes und der Propa- 
ganda gegen den Trianonfrieden bei. Entscheidend ist aber, daß dieser 
Kampf sich nicht auf eine Oberschicht oder Partei beschränkt, son- 
dern über alle Partei- und Gesellschaftsschranken hinweg getragen 
wird von einem einzigartig machtvollen Willen des Gesamtvolkes. 
Wie sollte es auch anders sein? Jeder fühlt am eigenen Leibe die 
Armut, in die das Land dureh seine unerhörte Verstümmelung. die 
Abtrennung aller ergiebigeren Erwerbsquellen und die wirtschaftliche 
Einkreisung durch seine mit Frankreich verbündeten Nachbarn hin- 
eingestürzt wurde.« Ä 


Furtwängler erzählt dann noch von den Erfolgen der hier 
geschilderten Propaganda und was er bedauert, ist das Feh- 
len gleicher Erfolge der dem magyarischen »Nem, nem soha!« 
adaequaten hakenkreuzlerischen Propaganda in Deutschland: 


»Pfarrer, Hoteldiener, betagte Arbeiterfrauen kennen alle Stacheln 
und Schlingen des Vertrages, der ihr Volk drückt. Wieviele Hotel- 
diener in Deutschland wissen von den deutsch-polnischen Transport- 
bestimmungen des Versailler Vertrages. oder dem Hafen, den die 
Tschechoslovakei auf Grund desselben Vertrages in Hamburg hat? 
Was geschieht, um es wissen zu lassen ?« 


Es geschieht auch in Deutschland allerhand dafür; die 
»Reichzentrale für Heimatdienst«, die doch eine beachtliche 
Summe von Steuergeldern kostet, tut was sie kann: allein 
wird sies aber nicht schaffen. Die Nationalsozialisten 
tun — aus Ueberzeugung — weit mehr und manchmal soviel, 
daß selbst die Presse der Partei des Herrn Furtwängler ent- 
setzt zur Vernunft mahnen muß. 

Nur an einer einzigen Stelle erscheint in dem Furtwäng- 
ler’schen Propagandaaufsatz für die magyarische »Revisions- 
liga« das Wort »Minderheiten«, notabene: über den 
Schutz der ungarischen Minderheiten in anderen Ländern. 
Kein einziges Wort über die deutsche, ge- 
schweige denn über eine andere nationale 
Minderheitim heutigen Ungarn! Das ist erklär- 
lich, denn das Wort »nationale Minderheiten in Ungarn« 
wirkt fast noch aufreizender auf die Informatoren Furtwäng- 
lers, als das Wort »Trianonc«. 

In ausführlicher Weise ergänzt den »sozialistischen« Autor 
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ein Aufsatz, den wir der Zeitschrift »Grenzland« des Deut- 
schen Schulvereins Südmark (Graz, November-Dezember 
1930) entnehmen; diese Zeitschrift ist das amtliche Organ der 
österreichischen Sektion des V.D.A., dem Furtwängler als 
Vorstandsmitglied angehört, sodaß die Aeußerung einer sol- 
chen Zeitschrift auch Herrn Furtwängler gegenüber ausge- 
zeichnet legitimiert erscheinen muß. In der erwähnten Zeit- 
schrift wird folgendes geschrieben: 


»Im »Pester Lloyd« vom 18. September hat Dr. Gustav Gratz, be- 
kanntlich Vorsitzender des Ungarländisch-deutschen Volksbildungs- 
vereins, einen Aufsatz veröffentlicht, den er »Minderheitenpolitik im 
alten Ungarn«' betitelt hat und der sehr bemerkenswerte Meinungen 
enthält. Einige Stellen seien herausgegriffen. Dr. Gratz schreibt; 


»Es gibt im heutigen Ungarn sprachliche Minderheiten: deutsche, 
slovakische und rumänische. Nie hat irgend eine von diesen geklagt, 
daß sie vom ungarischen Staate unterdrückt werde. 


»Ich will gewiß nicbt behaupten, daß die Nationalitätenpolitik des 
alten Ungarn ganz ohne Fehl gewesen sei. Aber sie strebte niemals 
eine Assimilierung der Minderheiten an, sie war nie darauf gerichtet, 
eine Solche gewaltsam zu erzwingen.« 

»Ein genaues Studium der Entwicklung im alten Ungarn ergibt, 
daß das Ungartum wiederholt einen Anlauf genommen hat, um die 
'Nationalitätenfrage im Geiste der Toleranz zu lösen, daß aber eine 
dünne Oberschicht der sprachlichen Minderheit eine wirkliche Lösung 
dieses Problems verhindert hat.« 

Wenn dieser Aufsatz aus der Feder eines Madjaren gekommen 
wäre, könnte eine solche Auffassung weiter nieht Wunder nehmen. 
Nun aber stammt sie von einem offiziellen Vertreter des ungarländi- 
schen Deutschtums und da können derartige Aeußerungen doch nicht 
stillschweigend hingenommen werden. 

Es ist eine klare Tatsache der Geschichte, daß in 
Ungarn madjarisiert, und zwar gewaltsam madjarisiert wor- 
den ist und weiterhin wird; eine Tatsache, die durch Ortsnamens- 
gesetz, durch Schulgesetz, durch unzählige Reden deutscher und slo- 
vakischer Abgeordneter, durch die heutigen Verhältnisse in der 

aranya u. a. m. zur Genüge bewiesen ist. Und die deutsche Minder- 
heit hat sehr wohl und sehr laut dagegen protestiert, das ganze Leben 
und Wirken und Dulden des verstorbenen Edmund Steinacker ist be- 
redter Beweis dafür. Den Gipfelpunkt jedoch stellt der letzte ange- 
führte Satz dar: Die dünne Oberschicht der Minderheiten hatte die 
toleranten Versuche der Madjaren verhindert, das heißt, an der gegen- 
wärtigen und früheren schlechten Lage sind einzig und allein die Min- 
` derheiten schuld — eine geschichtliche Fehldarstellung, die das Er- 
laubte denn doch beträchtlich überschreitet. Der Zweck heiligt nicht 
jedes Mittel. Der Zweck, der hier zugrunde liegt, geht aus dem Auf- 
satz klar hervor: Revision, Großungarn. Wir können als Deutsche den 
Revisionsbestrebungen Ungarns voll und ganz zustimmen, soweit sie 
sich auf madjarischen Volksboden beziehen, denn das völkische Selbst- 
bestimmungsrecht, das wir für unser Volk fordern, ist kein subjek- 
tives, sondern durchaus objektives Recht. Aber es ist fraglos unstatt- 
haft, als Vorsitzender der deutschen Minderheitsorganisation Revi- 
sionspropaganda auf Kosten der sittlichen Grundlagen 

ereigenen Minderheitzu treiben. Denn diese werden ihr 
dadurch entzogen und sie ist dadurch moralisch rechtlos gemacht. 
Gewehrt gegen die Entnationalisierung haben sich die Minderheiten, 
auch die deutsche, freilich, und zwar nicht nur eine dünne Ober- 
schicht, sondern das ganze Volk bis zum einfachsten Bauern, was Ge- 
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heimrat Gratz jederzeit, auch heute noch, feststellen kann, und was 
er, da er doch Abgeordneter, also berufen ist, die Verhältnisse, in denen 
seine Wähler leben, zu kennen, eigentlich wissen müßte. Die Ober- 
schicht des ungarländischen Deutschtums ist freilich dünn, zu dünn 
nech, um alle Interessen der völkischen. Minderheit im vollen Maße 
vertreten zu können. Sie ist auch noch zu jung, kaum erst ein Men- 
schenleben alt, denn vorher wurde sie durch die geleugnete Madjari- 
sierung den Minderheiten entzogen. Sie bildet sich erst langsam — 
wenn sie aber einmal sein wird, werden solche verderbliche Entglei- 
sungen nicht mehr unterlaufen können.« 


Dieser Darstellung tatsächlicher Verhältnisse braucht 
kaum etwas hinzugefügt zu werden; auch den Forderungen 
der deutschen, loyalen Minderheit setzt die »Gentry« ihr ent- 
schiedenes »Nem, nem soha!« entgegen, und es wäre wün- 
schenswert, daß auch das der deutsche Sozialdemokrat und 
V.D.A.-Politiker Franz Josef Furtwängler nicht überhören 
wollte zu Gunsten einer Revisionspropaganda, die auf Kosten 
der sittlichen Grundlage der deutschen und aller anderen 
Minoritäten in Ungarn betrieben wird. | — ska. 


Besprechungen. 


‚ C. Borchling und R. Muuß: Die Friesen. Mit 18 Bildern, 
einem Buntbild und einer farbigen Karte. Verlag Ferdinand Hirt in 
Breslau. 1931. 200 Seiten, Preis geheftet 9,—, geb. 1050 RM. 


Auf dem Allfriesenkongreß in Husum im Jahre 1930 wurde 
bekanntlich ein »Friesenrat« gegründet, dem Vertreter aller drei 
Stämme, der West-, Ost- und Nordfriesen, angehören. Das vorliegende 
Werk ist anscheinend die erste gemeinsame Publikation dieses »Frie- 
senrates« unter deutschfriesischer Führung, zu dem wir Minderheits- 
friesen und unsere jungfriesischen Freunde in Westfriesland in Oppo- 
sition stehen. 

Mit 18 Illustrationen, einem Buntbild und einer farbigen Karte 
versehen, macht es mit seinem farbenprächtigen Umschlag, der zwei 
Friesinnen in der Föhringer Nationaltracht zeigt, einen sehr an- 
sprechenden Eindruck. Es gibt einen umfassenden Ueberblick über 
Geschichte, Sprache und Eigenart der drei friesischen Stämme, auch 
muß man lobend erwähnen, daß alle Verfasser mit einer Ausnahme, 
sich größter Objektivität befleißigt haben. 

Die Einleitung hat Professor Borchling von der Hamburger 
Universität, bekannt durch seine Arbeiten auf dem Gebiet niederdeut- 
scher und friesischer Stammesforschung, geschrieben. Er behandelt 
hier in kurzem Umriß die Gesamtheit friesischen Lebens und friesi- 
scher Geschichte von ihren Anfängen an — »die Stellung des Friesen- 
tums innerhalb der geschichtlichen Entwieklung des germanischen 
Nordwestens«, wie er selber sich ausdrückt. Zur Frage friesischer 
Freiheit im Mittelalter prägt er hier die bemerkenswerten Worte: 

»In der allgemeinen Not verschwindet mehr und mehr der über- 
kommene Gegensatz der einzelnen Stände, und auf dem Prinzip der 
allgemeinen Freiheit und Gleichheit der Volksgenossen erwächst 
damals die vielgerühmte »Friesische Freiheit«, die durchaus nicht 
etwa als ein schöner Wahn anzusehen ist, hat sie doch das staat- 
liche Eigenleben der friesischen Lande während der übrigen Jahr- 
hunderte des Mittelalters bestimmt.« 
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Das Wohngebiet der Friesen vom Rhein bis zur Wiedau wird von 
Dr. Otto Jessen, Professor an der Universität Köln, geologisch und 
geographisch eingehend geschildert. Ein interessantes Kapitel im 
Buche ist auch der Artikel von Dr. Otto Reche, Professor der Leip- 
ziger Universität: Zur Herkunft und Rassenkunde der 
Friesen. Auf dem sicheren Boden wissenschaftlicher Forschung 
stellt er fest, daß alle Friesen noch heute durchaus die Merkmale der 
nordischen Rasse tragen. Den größten Prozentsatz des blonden und 
blauäugigen Typs hat er übrigens in Nordfriesland festgestellt. — Ge- 
heimrat Professor Dr. Th. Siebs von der Universität Breslau, der 
größte friesische Sprachforscher der Gegenwart, behandelt in allge- 
meinverständlicher Weise die Sprache der Friesen und gibt 
zugleich interessante Sprachproben und Dialektvergleiche aus ihren 
verschiedenen Gebieten. Die friesische Geschichte des Stammlandes 
Westfriesland, die mit der Ostfrieslands viele Berührungspunkte und 
mit Nordfriesland so gut wie keine hat, schildert knapp und sachlich 
Dr. J. H. Gosses, Professor der Universität Groningen. Mit Stolz 
kann er schreiben: »Seltsam nahm sich im 13. Jahrhundert Friesland 
unter den deutschen Territorien aus. Kein Graf, keine Lehnsleute. 
fast kein Ritter, keine Unfreien, keine ummauerten Städte; ein Land 
freier Bauern.« — Pastor Dr. Muuß, Stedesand in Nordfriesland, 
schreibt über die Geschichte Nordfrieslands. Sein Artikel ist aber 
mehr oder weniger nur ein Extrakt eines größeren Artikels von seiner 
Hand, in dem bereits in der »Kulturwehr« Nr. 9/1930 besprochenen 
»Heimatbuch Nordfriesland«, nur scheint er hier die Ausdrücke, die 
dort Seiner ein wenig gekünstelt anmutenden Erregung gegen Däne- 
mark entsprungen sind, etwas abgemildert zu haben. Etwas positiv 
Wertvolles bringt er aber hier in einem zweiten Artikel, betitelt 
»Nordfriesische Stammesart«. Er gibt hier eine recht gute 
Charakterschilderung des eigenartigen nordfriesischen Menschen, wie 
ihn nur die nordfriesischen Marsch- und Geestdistrikte am Saume des 
stürmisch-herben Nordmeeres schaffen konnten. Für den Minder- 
heitspolitiker ist der D eenas Passus in seinem Artikel immerhin von 
gewissem Interesse: »Sie (die friesischen Dialekte) werden insgesamt 
heute nur noch von 15—18 000 Menschen gesprochen, während die Zahl 
der Menschen friesischen Blutes im nordfriesischen Siedlungsgebiet 
auf 40—50 000 veranschlagt werden kann. Der größte Teil der 25—30 000 
Menschen friesischen Blutes, welche heute kein friesisch mehr spre- 
chen, spricht plattdeutsch wie die Ostfriesen. Für die Stärke des frie- 
sischen Lebensgefühls ist es aber charakteristisch. daß die plattdeut- 
schen Friesen in Ost- und Nordfriesland sich nicht zù den Nieder- 
sachsen, sondern nur zu den Friesen rechnen wollen. Die Sprache 
bezw. Mundart ist hier also nicht das Entscheidende, sondern das Blut.« 

Das friesische Recht der West- und Ostfriesen, bei 
denen es bekanntlich noch heute im klassischen Altfriesisch in Hand- 
schriften aus dem Mittelalter aufbewahrt wird, bearbeitet Prof. Dr. 
His, Münster, und endlich das nur auf Plattdeutsch weit später 
schriftlich niedergelegte nordfriesische Recht der Amtsgerichts- 
rat Dr. Hinrichsen, Garding (Eiderstedt). Zu welch widersprechen- 
den Ergebnissen die Gelehrten manchmal kommen können, beweist 
hier die folgende Fußnote auf Seite 110 des Werkes: »In schroffem 
Gegensatz zu der herrschenden Ansicht hat Julius Ficker in seinen 
tiefschürfenden Untersuchungen zur Geschichte der Erbfolge den 
Nachweis versucht, daß die Friesen zu den Ostgermanen gehören. Und 
zwar stellt Ficker die Friesen in die sogen. dänische Gruppe der Ost- 
germanen, der auch die Dänen, Nordschweden, Normannen und Goten 
angehören sollen. Die Ergebnisse Fickers sind von der deutschen Wis- 
senschaft einstimmig abgelehnt worden, obwohl die Uebereinstim- 
mung, die er zwischen den genannten Rechten aufdeckt, zum Teil in 
die Augen springt. Mit Recht haben Fickers Gegner darauf hinge- 
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wiesen, daß die Rechtsvergleichung nicht völlig von den Ergebnissen 
der Sprachforschung absehen darf, wenn sich auch nicht leugnen läßt, 

daß mitunter ein Volk seine Sprache aufgibt, aber sein Recht festhält; 
ich erinnere an die Salfranken in Nordfrankreich, die Langobarden in 
Italien. Vor allem aber ist die Grundlage von Fickers Gruppierung 
zu schmal: er hat seine Forschungen auf das Familienrecht und das. 
Erbrecht beschränkt, ohne auf die übrigen Teile des Rechtes einzu- 
gehen. Nun sind allerdings auch auf dem Gebiete des Strafrechts 
gewisse Anklänge an die Rechte der Dänen und Schweden vorhanden. 
Aber diese Anhaltspunkte reichen doch nicht aus. Sichere Ergebnisse 
kann nur eine Untersuchung bringen, die alle Teile des Rechtes um- 
faßt.« — Die Friesen zählen ja sonst nach allgemeinwissenschaftlicher 
Auffassung zu den sogenannten Westgermanen, bilden aber sicherlich 
unter diesen, was schon der deutsche Sprachforscher Grimm im 18. 
Jahrhundert festgestellt hat, einen sichtbaren Uebergang vom West- 
germanischen zum Nordgermanischen. 

Ostfrieslands Geschichte und Bevölkerung erfährt 
eine eingehende Würdigung durch Pastor Dr. H. Reimers, Loga 
(Ostfriesland). Reimers skizziert hier auch die recht bedeutende junge 
Diehtersehar unter den ÖOstfriesen. — Der bekannte westfriesische 
Dichter und jJungfriesische Führer D. Kalma, Skrâns, erzählt aller- 
lei Wissenswertes aus dem westfriesischen Volksleben der 
neueren Zeit, insbesondere der Renaissance westfriesischer Litera- 
tur in der jungfriesischen Bewegung des letzten Jahrzehnts. Als 
letztes bringt das Buch eine kulturhistorische Abhandlung des Land- 
rats Dr. Siebs, Weener: Friesische Volkskunde. 

Für alle diejenigen, die sich mit dem Friesentum beschäftigen, ist 
das Buch eine Fundgrube des Wissens. — M. L. — 


* 


Colin Ross: Die Welt auf der Waage. Der Querschnitt von 20 
Jahren Weltreise. 190 S. Verlag F. A. Brockhaus, Leipzig. Preis: 
brosch. 3,25 Mk., Leinen 4,— Mk. 

Weltherrschaften gehen zugrunde, wenn die Herrschenden von 
ihrer Aufgabe nicht mehr erfüllt sind und in dekadenter Skepsis nichts 
Neues an die Stelle des Verlorenen zu setzen vermögen. In einer sol- 
chen Lage befindet sich heute die weiße Rasse. An ihre menschheits- 
beglückende Mission glaubt sie nicht mehr. Die Grundfesten ihrer 
Weltanschauung, ihrer Rassen- und Staatsidee, ihrer Religion und 
Ueberzeugung von der Ueberlegenheit des Weißen über den Farbigen 
sind erschüttert. Jetzt hat sich ein neuer Rufer zu den Propheten ge- 
sellt, einer, der das Problem mit einem verblüffend neuen, glückver- 
heißenden Lichte erhellt: Dr. Colin Ross, der die Erde kennt wie heute 
kaum ein zweiter. Er geht nicht von irgendwelchen Konstruktionen 
der Studierstube aus, sein geistiges Rüstzeug sind sein erstaunliches 
Weltwissen, das er in allen Erdteilen selbst erworben hat, sein tiefes 
Verständnis für das Kräftespiel der Rassen, die auf dem »Schachbrett 
Erde« um die besten Stellungen kämpfen. In einem Büchlein, dessen 
Kleinheit im Gegensatz zu seiner großen Bedeutung steht, betitelt 
»Die Welt auf der Waage« gibt er zunächst einen Querschnitt des 
gegenwärtigen politischen und wirtschaftlichen Weltzustandes — an 
Vielseitigkeit, Schärfe der Beobachtung, Klarheit des Urteils wie in 
der instinktsichern politischen Voraussicht vielleicht die bedeutendste 
und lebendigste derartige Zusammenstellung, die wir bisher besitzen. 
Als Menetekel am düsteren Horizont steht nach ihm die Drohung: 
Europa — eine Kolonie der farbigen Völker! Wer dies liest, wird viel- 
siehe ERDE RUDIR den Kopf schütteln, aber jenes unbequeme Buch wird 
ihm diesen Schluß bald peinlich nahe legen. Die Beweisführung des 
Verfassers ist so zwingend, daß es für den Leser kein Entrinnen gibt. 
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Wie die fetten Schlagzeilen einer Zeitung graben sich manche beson- 
ders bedrohliche Sätze in den Sinn des Lesers. — Gibt es eine Rettung 
vor der Front dieser apokalyptischen Reiter, die Not und Elend über 
die Länder der Weißen bringen muß? Eine einzige, sagt Ross: Schafft 
eine neue Welthypothese! Gebt euch eure seelische Stärke zurück, 
greift erneut nach dem Willen, zu leben und zu herrschen, wenn ihr 
nicht untergehen wollt! Ross spricht mit seiner Forderung eines neuen 
Lebensinhalts zweifellos den mehr oder wenig unbestimmten Gedanken 
so vieler Menschen von heute aus. Er gibt den Suchenden Fingerzeige 
in der mutmaßlich besten Richtung, nämlich in der des Sieges über 
die Herrschaft der seelenlosen Maschine durch die Gewinnung eines 
neuen, magischen Verhältnisses zu ihr. Also eine Verbindung von 
Technik und Seele! Colin Ross kündigt den Beginn einer magisch- 
technischen Aera an. Er hebt mit seinem wundervollen, einmaligen 
und einzigartigen Buche einen freieren, glücklicheren Menschen aus 
der Taufe, den Menschen von morgen, den Herrscher der Zukunft. — 
BernhardR. Friedrichs. 
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Hindurch! Deutsches Volk im Kriege. Zeichnungen deut- 
scher Künstler. Gedichte aus der Kriegszeit. Verlag Fritz Heyden, 
Berlin-Zehlendorf. 

Man spricht in Deutschland heute schon wieder — nicht überall 
laut, aber fast überall ohne Widerspruch, und, was noch schlimmer 
ist, an vielen Orten mit Resignation — vom zukünftigen Krieg. Soll 
dieser Psychopathie das vorliegende Heft mit Kriegsgedichten und 
Bildern dienen als stimulierendes Gift? Oder will es zeigen, wie es 
war, damals, in der »großen Zeits, da der Krieg als »Stahlbad« — auch 
im wörtlichen Sinne, den uns die feindlichen Stahlgranaten vermittel- 
ten —, gepriesen wurde? Es ist ein zwiespältiges Buch, und es fängt 
mit einem Gedicht an: »Wir wollen in den Tagen der steilsten Lebens- 
fahrt nicht säumen und nicht fragen: wie alles ward. Wenn auf des 
Hauses Pfosten die Sonne morgen scheint, schaut sie in West und 
Osten den Feind .. .« Alfred Kerr ... wann haben Sie so gedacht 
und... gilt das auch heute noch oder schon wieder? Nein, doch wohl: 
nein! Aber es steht in einem vor kurzem — zehn Jahre nach Kriegs- 
schluß — erschienenen Buch, mit oder ohne Ihr Einverständnis... .? 

Betrachte ich die Bilder — und es sind darunter Schnitte von 
grandioser Wirkung, die manches »Gedicht« als Lüge entlarven — 
so ist’s, als wär’s ein Stück von den guten Kameraden, denen niemand 
mehr die Hand reichen kann, weil sie und das sie bewegende Hirn 
und Herz längst in Staub vermodert sind. Herz und Hirn der neuen 
Generation aber bewegen die Hand, nicht zum Brudergruß über alle 
Grenzen hinweg, sondern sind verseucht und versumpft durch den 
Ruf »Deutschland erwache!«, Menschenhände sind wieder Mörder- 
hände geworden, Brudermörderhände, in denen kein Segen Platz fin- 
den wird, solange sie Stahlruten und Revolver umklammern und so- 
lange sie in gotteslästernder Gebärde mit offener Handfläche zum 
Schlag in das menschliche Antlitz ausholen. 

»Hindurch«! ruft das vor mir liegende Buch... Wohin? — ska — 
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Bemerkungen 


Mit der »Deutschen Rundschau in Polen« (Bydgoszez) zu polemi- 
sieren ist eine jener publizistischen Aufgaben, die nur unter Einsatz 
eines großen Maßes von Selbstüberwindung bewältigt werden kön- 
nen. Seit der etwas heftig beschleunigten Flucht dieses Blattes von 
der Aufklärung über die Feststellungen des deutschen Gymnasial- 
professors Dr. Jakob in Bydgoszez wissen wir, daß die »Deutsche 
Rundschau« unbequemen Wahrheiten geflissentlich aus dem Wege 
geht; ihre Leser merken es ohnehin nicht, aber ihre Auftraggeber 
freuen sich darüber. Habeant sibi! 

Wenn wir uns hier noch einmal mit diesem »loyalen 'Blatt« be- 
schäftigen, so nur deshalb, um an einem Beispiel zu zeigen, wes Gei- 
stes Kinder die öffentliche Meinung der deutschen Minderheit in 
Polen machen, sich jedoch dabei das Recht anmaßen, den nationalen 
Minderheiten in Deutschland gegenüber als eine Art Sittenpolizei zu 
fungieren, vor allem aber die Rechtsforderungen dieser Minoritäten 
aus der Position der »beati possidentes« heraus zu bekämpfen. 

1) Anläßlich des Prozesses, den der Führer der polnischen Minder- 
heit in Deutschland, Dr. Jan Kaczmarek, gegen einige berliner Blät- 
ter wegen verleumderischer Beleidigung anstrengte, forderte Dr. Kacz- 
marek vor Gericht die Beachtung seines aus Art. 113 der Reichsver- 
fassung sich ergebenden Rechtes auf den Gebrauch seiner polnischen 
Muttersprache. Entsprechend dem »mustergültigen« Minder- 
heitenrecht in Deutschland, wurde diese Forderung — wie bisher im- 
mer — abgelehnt. Neben anderen reichsdeutschen Blättern brachte 
auch die »Frankfurter Zeitung« einen Prozeßbericht unter der 
Ueberschrift »Der Führer der polnischen Minderheitin 
Deutschland als Privatkläger« (23. 1. 191). Den wörtlich 
gleichen Bericht druckte die »Deutsche Rundschau« (27. 1. 1931) nach. 
Da der Bericht der »Frankfurter Zeitung« den Tatsachen nicht ent- 
sprach, ersuchte Dr. Kaczmarek das genannte Blatt um eine Berich- 
tigung folgenden Inhalts: 


»Zu der Meldung über den Prozeß, den der Führer der polni- 
schen Minderheiten gegen den verantwortlichen Redakteur des 
»Reichsboten« angestrengt hat, sendet uns Herr Jan Kaczmarek 
folgende Berichtigung: 

1. Die Behauptung, daß ich während der Reichstagswahlen 
einen Aufruf veröffentlicht habe, in dem angeblich gesagt wird, 
daß kein in Deutschland lebender Pole für das bankerotte Deutsch- 
land seine Stimme abgeben dürfe, ist unwahr. 

. Meine Privatklage gegen den »Reichsboten« richtet sich 

gegen die Behauptung, daß ich »gegen Deutschland im Völkerbund 
und in der polnischen Presse hetzes, sowie gegen andere, formelle 
Beleidigungen. 
‘8. Es ist unwahr, daß ich mich bequemte, anders als polnisch 
zu sprechen. Ich habe von allem Anfang an mich in der Verhand- 
lung am 22. Januar vor dem Amtsgericht Berlin-Mitte der deut- 
schen Sprache bedient, habe aber unter Berufung auf Art. 113 der 
deutschen Reichsverfassung dies nur unter ausdrücklichem und 
vom Gericht zur Kenntnis genommenen Protest getan.« 


Diese Berichtigung erschien in der »Frankfurter Zeitung« im 
ersten Morgenblatt vom 27. 1. 1931 (Nr. 21) und der Reichsausgabe des 
Blattes, Nr. 68—70 vom gleichen Tage. Das deutsche Minderheiten- 
organ in Polen »Deutsche Rundschau« druckte zwar den herabsetzen- 

en unwahren Bericht der »Frankfurter Zeitung«, unter ausdrück- 
. lichem Hinweis auf die Quelle, ab. Die Berichtigung aberhat 
die »Deutsche Rundschaw glatt unterschlagen, ob- 
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wohl sie in derselben »Frankfurter Zeitung« erschien. Wir stellen das 

ausdrücklich fest, nicht etwa deshalb, weil wir uns über diese Metho- 

den der »Deutschen Rundschau< wundern, sondern nur als Beitrag 

zur Charakterisierung eines deutschen Minderheitenblattes, das glaubt, 

un: gegenüber als eine Art Pressepolizei fungieren zu müssen und zu 
Önnen. 

2) ‚Dieselbe »Deutsche Rundschau« in Polen veröffentlicht am 16. 
1. 31 einen längeren Artikel, in dem sie auf die Ursachen zurückgreift, 
die zu dem Prozeß Dr. Kaczmarek gegen einige berliner Blätter ge- 
führt haben. Dabei spielt das Blatt den loyalen Biedermann, der von 
gar nichts weiß, sich auf nichts erinnern kann und deshalb sehr er- 
staunt tut, daß die reichsdeutsche Presse einen anonymen Brief ver- 
öffentlicht habe, der Dr. Kaczmarek und einen anderen Herrn unter 
Behauptung erfundener Tatsachen beleidige; sie — nämlich die »Deut- 
sche Rundschau« — habe diesen anonymen »Augenzeugen«-Bericht, 
recte: anonymen Brief, in keinem Teil der ihr vorliegenden reichs- 
deutschen Presse entdecken können. Uns interessiert es nicht im 
geringsten, welche reichsdeutsche Zeitungen die Redaktion der »D. R.« 
liest und wie sie diese liest; wir nehmen deshalb an, daß sie tatsäch- 
lich Ne den Motiven zu dem Dementi veranlaßt wurde, die sie selbst 
angibt. 

3) Ihr Sittenrichteramt maßt sich die »Deutsche Rundschau« wei- 
ter in einem langen Artikel vom 16. 1. 1931 an, in dem sie sich wieder 
einmal mit der »Kulturwehr« beschäftigt. Wir hatten die mit 
geradezu unerhörter Begründung durch das Amtsgericht Breslau ab- 
gelehnte Eintragung des polnischen Schulvereins für Niederschlesien 
kritisiert. Der »Deutschen Rundschau« hat es nun mißfallen, daß wir 
auch die entgegengesetzte Entscheidung des Landgerichts Breslau 
nicht noch in demselben Dezemberheft veröffentlicht haben. Dar- 
aus zieht sie den Schluß, daß sei deshalb nicht geschehen, damit »die 
Leser der »Kulturwehr« mindestens vier Wochen lang eine etwas 
überholte Entrüstung in ihrem entrüstungsreichen Leben herum- 
tragen«. Diese Verfälsechung der Motive braucht das Blatt unbedingt, 
da es sonst auf einen Angriff auf die »Kulturwehr« verzichten müßte. 
Denn daß es der »Deutschen Rundschau« lediglich um die schamlose 
Unterstellung uns fremder Motive geht, zeigen folgende Tatsachen: 
die Entscheidung des breslauer Landgerichts ist vom 12. Dezember 
1930 datiert; sie ist bei der Zentrale des »Zwiazek Polaköw w Niem- 
ezech« in Berlin am 20. Dezember eingegangen und ist zur Kenntnis 
der Redaktion der »Kulturwehr« am 24. Dezember gelangt, in einem 
Zeitpunkt also, als das Dezemberheft der »Kulturwehr« bereits fertig- 
gestellt und gedruckt war. 

Es ist uns vollkommen gleichgültig, ob das deutsche Minderhei- 
tenblatt in Polen von diesen dokumentarisch feststehenden Tatsachen 
der Oeffentlichkeit Kenntnis gibt. Ebenso gleichgültig ist es uns, ob 
es nun wahrheitsgetreu berichten wird, daß die »Kulturwehr« im Ja- 
nuarheft die Entscheidung des Landgerichts Breslau, und zwar unter 
teilweiser Heranziehung der Urteilsbegründung, veröffentlicht hat. 
Die krankhafte Sucht, vor allem der »Kulturwehr« gegenüber als »An- 
standswauwau« zu debütieren, wird der »Deutschen Rundschau« noch 
manchen vergnügten Ritt gegen die Minderheiten in Deutschland 
möglich machen. Wir gedenken sie in Zukunft nur noch als den ro- 
mantischen »Ritter von der traurigen Gestalt« aus dem Cervantes- 
schen Roman zu empfangen, ganz gleich, ob sie auf Don Quichottes 
»Rozinante« oder auf Sancho Panzas Esel ee ums i 

— Jan ala. — 
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Die minderheitliche Völkerrechts- 
. subjektizität 
Von Jan Skala. 


Kurt Junckerstorff: Die Völkerbundsgarantie des Minderheitenrechts. 
Verlag Martinus Nijhoff. Haag 1930 (Mit einem Vorwort und Literaturverzeichnis.) 


Das Buch, von dem aus hier diese Frage aufgeworfen wer- 
den soll, ist — wie Junckerstorff im Vorwort erwähnt — aus 
der Erwägung heraus entstanden, daß die Völkerbundsgaran- 
tie eine Lebensfrage des internationalen Minderheitenrechts, 
aber auch eine entscheidende Frage für die Entwicklung des 
Völkerbundgedankens sei. Die Bearbeitung des Stoffes ist — 
wie der Verfasser gleichfalls erwähnt — dazu bestimmt, so- 
wohl der Völkerrechtspolitik als auch der Völkerbunds- 
politik gleichermaßen praktisch zu dienen. Der Inhalt ist in 
folgende sechs Kapitel gegliedert: 


I. Dynamik des Völkerrechts. 
II. Die Rechtsnatur der Garantie. 
III. Die Träger der Garantie. 
IV. Der Bereich der Garantie. 
V. Der Inhalt der Garantie. 
VI. Die negative Funktion in der Völkerbundspraxis. 


In der Dynamik des Völkerrechts gibt der Verfasser eine 
knappe, aber doch informative geschichtliche Uebersicht der 
Entwicklung des partikulären zum allgemeinen Völkerrecht. 
Die Genesis des heutigen internationalen Minoritätenrechts 
beruhe auf dem Prinzip der Religionsfreiheit des Westiäli- 
schen Friedens (1648) und der »Deklaration der Menschen- 
rechte« (1789), und seine erste Formulierung sei in dem 
Schlußakte des Wiener Kongresses vom 9. Juni 1915 hinsicht- 
lich der auf Rußland, Oesterreich und Preußen aufgeteilten 
polnischen Nation erfolgt. 

“Nun ist es zwar richtig, daß diese Schlußakte als der 
historische Vorläufer der internationalen Garantie nationaler 
Minderheitenrechte gelten kann. Tatsächlich bestand diese 
Garantie praktisch überhaupt nicht, da die drei beteiligten 
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Staaten die Garanten waren, keiner Kontrolle unterstanden 
und von allem Anfang an von Prinzipien beherrscht waren, 
die den Bestimmungen der erwähnten Schlußakte diametral 
gegenüberstanden. Auch das moderne internationale Minder- 
heitenrecht ist nichts anderes als partikuläres Völkerrecht 
und zwar sowohl seinem Umfang als seinem Inhalt nach. 
Zunächst sind eine Reihe von Staaten der neuen Völker- 
rechtsgemeinschaft außerhalb der Verpflichtung zum Min- 
derheitenschutz gestellt worden und sind auch dort stehen 
geblieben, obwohl gerade von einem dieser Staaten — 
Deutschland — die materielle und formale Erweiterung des 
Völkerrechts energisch verfochten wird. Dem Inhalt nach 
ist das sich entwickelnde neue Völkerrecht auch insofern ein 
partikuläres Recht geblieben, als die von den Minderheiten- 
Schutzverträgen berührten Nationalitätenteilgruppen ledig- 
lich Objekte des Völkerrechts bilden. Der Vorstoß zur Er- 
reichung der Anerkennung jener Minderheiten als Subjekte 
des Völkerrechts ist auf eine Vereinheitlichung und Generali- 
sierung gerichtet, die aber kaum oder doch nur dann ver- 
‚wirklichbar erscheint, wenn folgerichtig und politisch wir- 
kungsıähig vorgegangen wird. So müßte zunächst überhaupt 
eine Gleichheit der Rechtsgrundlagen des 
internationalen Minderheitenschutzes für, 
alle Völkerbundsstaaten Europas, die als solche die Völker- 
rechtsgemeinschaft bilden, geschaffen werden, indem auf alle 
diese Staaten, in denen nationale Minderheiten siedeln, die 
Verpflichtungen der Schutzverträge ausgedehnt werden. Es 
ist dabei gleichgültig, unter welchen formalen Bedingungen 
das geschieht; die Logik, die dem internationalen Recht als 
Kollektivrecht innewohnt, hätte schon längst zu einer Ueber- 
nahme’ jener Schutzbestimmungen durch diejenigen Staaten 
selbst führen müssen, für die zwar moralrechtlich, nicht aber 
völkerrechtlich die Schutzbestimmungen gelten. Das führt 
in der Praxis des öfteren dazu, daß von einzelnen dieser 
Staaten diese Verpflichtungen als Pressionsmittel der inter- 
nationalen Politik gegenüber den verpflichteten Staaten an- 
gewandt werden. Soll eine Generalisierung des internatio- 
nalen Minderheitenrechts ermöglicht werden, so muß ihr 
eine Generalisierung hinsichtlich seines Geltungsbereichs vor- 
angehen. Es ist dabei minderheitsrechtlich und minderheits- 
politisch von nachgeordneter, wahrscheinlich sogar von voll- 
ständig nebensächlicher Bedeutung, ob diese Generalisierung 
als partikuläres Völkerrecht zustande kommt, wenn dabei die 
Unifizierung der in den Minderheitenschutzbestimmungen 
enthaltenen Grundrechte der Minderheiten durchgeführt 
wird. Aber auch dann bleibt noch die besonders deutscherseits 
vertretene Forderung nach der völkerrechtlichen Subjektizi- 
tät der Minderheiten unverwirklichbar. 


86 


Die Gründe sind verschiedener Art; vor allem sprechen 
zwei Erwägungen dagegen, von denen die eine politischen, 
die andere prinzipiellen Charakters ist. 

Gegen die Anerkennung der Minderheiten als Subjekte des 
Völkerrechts spricht die politische, aus Berücksichtigung 
objektiver Tatsachen entstehende Erwägung, daß die Min- 
derheiten zweipolige Erscheinungen sind: Angehö- 
rigeeinernationalen Volks- und Kulturge- 
meinschaft und gleichzeitig Angehörige 
einer politischen Staats- und Schicksalsge- 
meinschaft. Die deutsche Minderheiternideologie irrt noch 
zwischen diesen absolut notwendigen und tatsächlichen Ab 
grenzungen herum und will vor allem weder den Ausdruck 
und Begriff »Minderheiten« gelten lassen, sondern diese als 
»Nationalitäten« angesehen und behandelt haben, noch will 
sie auf die Betonung der nationalen Schicksalsgemeinschaft 
verzichten. Denn Nationalität ist nach dieser Ideologie das 
Resultat der Einheiten: Kulturgemeinschaft, Volksgemein- 
schaft, Schicksalsgemeinschaft. Eine derart aufgefaßte »Min- 
derheit«, die in Wirklichkeit als solche nicht gelten will, kann 
als selbständiges Völkerrechtssubjekt überhaupt nicht fungie- 
ren. Sie erhebt den Anspruch auf die höhere Bewertung als 
Nationalität, durch völkerrechtlich anerkannte Staatsgrenzen 
getrennt von dem aus Kultur-, Volks- und Schicksalsgemein- 
schaft gebildeten, staats- und völkerrechtlich souveränen 
Muttervolk. Will- man einer nationalen Minderheit, die sich 
als politisch vollkommen mit dem Muttervolk gleichartige 
Nationalität betrachtet, solche [Funktionen übertragen, so 
müßte man anerkennen, daß nicht Staaten, sondern Natio- 
nalitäten Faktoren und Träger des internationalen Völker- 
rechts sind. Das ist unvereinbar mit der Struktur des Völ- 
kerrechts und würde aber auch zu politischen Komplikatio- 
nen führen, die dem Sinn und den Aufgaben des Völkerrechts 
zuwiderlaufen. 


Noch stärker wirken die prinzipiellen, dem Wesen des 
Völkerrechts entsprechenden Erwägungen gegen die Aner- 
kennung der Minderheiten (»Nationalitäten«) als Subjekte 
des Völkerrechts. | 

Zwar besteht die Neigung, vor allem der deutschen Völker- 
rechtslehrer, hinsichtlich der nationalen Minderheiten die 
Bildung eines neuen Völkerrechts vorzubereiten durch Ein- 
führung von Nichtstaaten als Trägern völkerrechtlicher 
Rechte‘). Solchen Absichten widersprechen aber die aner- 
kannten und seit Jahrhunderten nicht geänderten und kaum 
änderbaren Grundlagen des Völkerrechts; die Vertretung die- 
ser Absichten erfolgt darum auch sehr zaghaft, weil diesen 


1) u. a. Liszt-Fleischmann: Das Völkerrecht, 1925. 
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Völkerrechtlern die Schwierigkeiten einer Abgrenzung der 
völkerrechtlichen Kompetenzen des Staates und der Minder- 
heit des betreffenden Staates nicht verborgen geblieben sein 
können. Da außerdem die Geltendmachung minderheits- 
rechtlicher Forderungen auf Widerstände stoßen und sogar 
zu Konflikten führen muß, wenn zwei der gleichen Völker- 
rechtsgemeinschaft angehörende Völkerrechtsträger, von 
denen der eine — der Staat — souverän, der andere — die 
Minderheit desselben ‘Staates — aber höchstens halbsouverän 
wäre, nur mit völkerrechtlichen Mitteln die Lösung einer 
Streitfrage anstreben würden, ist die Realisierung der For- 
derung: völkerrechtliche Rechtssubjektizität der Minderhei- 
ten auch aus diesem Grunde kaum möglich, da das Völker- 
recht — wie jedes Recht — nicht Selbstzweck, sondern Mittel 
zum Zweck ist. Der rechtsphilosophische Sinn und die daraus 
entspringenden ethischen Aufgaben und praktischen Zwecke 
des Völkerrechts sind auf das möglichst konfliktlose Zusam- 
menarbeiten der gesamten Menschheit gerichtet; die Normen 
des Völkerrechts sowie dessen Grundlagen müssen diese 
Funktionen ermöglichen, nicht aber innerhalb des völker- 
rechtlichen Geltungsbereichs durch falsche Grundlagenkon- 
struktion selbst Konflikte schaffen. 

Unbestritten ist als fundamentaler Grundsatz der Satz: 
Völkerrecht ist Staatenrecht, und zwar der mit- 
einander eine Völkerrechtsgemeinschaft (internationale Staa- 
tengemeinschaft) bildenden Staaten. Daraus geht auch her- 
vor, daß das Völkerrecht kein internationales Gesetz ist, son- 
dern nur ein internationaler Vertrag sein kann und es tat- 
sächlich auch ist; einzelne Staaten können ihren Beitritt ver- 
weigern, zeitweilig dieser Vertfagsgemeinschaft fernbleiben 
und ihr wieder beitreten. Vertragspartner können also nur 
Staaten sein,.nicht aber »Völker«. Die deutsche Bezeich- 
nung »Völkerc«recht könnte allerdings dazu verführen, da- 
bei an ethnische Einheiten als Rechtsträger zu denken, was 
jedoch weder theoretisch noch praktisch geschieht, da auch 
deutscherseits die Auffassung vertreten wird, daß das Völ- 
kerrecht es nur mit Staaten als Staaten, also zur staatlichen 
Souveränitätsrechtsausübung berufener und befähigter Insti- 
tutionen (Organisationen) zu tun hat. 


Damit ist aber auch die |[Forderung, nationalen Minder- 
heiten die Eigenschaft als Rechtssubjekte des Völkerrechts 
zu verleihen, als unverwirklichbar bezeichnet; denn nur die 
Staaten — und zwar die souveränen Staaten — sind vertrags- 
fähige Subjekte des Völkerrechts, berechtigt und befähigt, 
Träger von Rechten, aber auch von Pflichten zu sein. 
Daß den nationalen Minderheiten die wichtigsten Kriterien 
der Völkerrechtssubjektizität fehlen, die auch durch Aner- 
kennung des Vorhandenseins solcher Kriterien nur als Fik- 
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tionen bestehen würden, kann nur bestritten werden, wenn 
man die Grundlagen des Völkerrechts ändern und neue Prin- 
zipien aufstellen will. | 

Nun geht allerdings die Tendenz der deutschen Minder- 
heitenideologie seit dem Entstehen der neuzeitigen deutschen 
Minoritäten durchaus in dieser Richtung. Zunächst wird 
durch die deutschen Minderheitenführer und Politiker die 
Forderung nach Einschränkung und Abbau der staatlichen 
Souveränität vertreten; diese Forderung wird auch von nicht- 
deutschen Völkerrechtlern (Laserson, Mandelstam u. a. m.) 
unterstützt. Daß damit an eine der wesentlichen Teile des 
völkerrechtlichen Gebäudes Bresche zu legen versucht wird, 
ist im Sinne dieser Forderung folgerichtig. Denn sie richtet 
sich deutscherseits ausschließlich gegen jene Staaten, die 
nach Ansicht dieser Politiker durch die Minderheitenschutz- 
verträge in einem Teil ihrer Souveränität eingeschränkt sind; 
man geht dabei soweit, in der Uebernahme dieser Schutzver- 
träge ein Servitut zu sehen. Alle diese der bestehenden 
Völkerrechtsgemeinschaft angehörenden Staaten lehnen eine 
solche Interpretation ab; auch die deutsche Völkerrechtslehre 
läßt diese Auslegung nicht zu, da ausdrücklich anerkannt 
wird, daß die aus der Souveränität entstehende Handlungs- 
fähigkeit nicht berührt wird durch eine Bindung des Staats- 
willens —- in diesem Falle an die Bestimmungen des Minder- 
heitenschutzvertrages —, sofern sie nicht einem fremden 
Staate die Vertretungsbefugnis überträgt. Allerdings geht 
die deutsche minderheitspolitische Theorie und Praxis in der 
Richtung vor, aus den Minderheitenschutzverträgen die Tat- 
sache einer übertragenen Vertretungsbefugnis festzustellen, 
daraus das Recht zur Vertretung von Staatsangehörigen eines 
anderen Staates, die in diesem Staate nationale Minderheit 
sind, abzuleiten und der internationalen Völkerrechtsgemein- 
schaft gegenüber sich dieses Recht anzueignen. Wie weit 
dies rechtlich möglich ist, ist sowohl in der Völkerbunds- 
satzung wie auch in dem speziellen Vertrag zwischen 
Deutschland und Polen vom 15. Mai 1922 genau festgelegt. 
Ein allgemeines Recht zu einer solchen »Vertretung« 
besteht aber für alle Staaten gegen alle Staaten, da jeder 
dieser Staaten das Recht hat, auf jede Verletzung der Minder- 
heitenrechte den Völkerbundsrat aufmerksam zu machen. 


Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß die Forderung 
nach Einschränkung der staatlichen Souveränität oder die 
Feststellung einer derartigen schon erfolgten Einschränkung 
bei einzelnen Staaten, nicht doktrinären ideologischen Ur- 
sprungs ist, sondern durchaus gesetzpolitischen Zielsetzun- 
gen dient. Dieses Ziel findet man in eine andere Forderung 
eingekleidet: in die Forderung der Kulturautonomie. 

Die Kulturautonomie (»kulturelle Selbstverwaltung«) wird 
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gefordert als die praktische Verwirklichung des Selbstbe- 
stimmungsrechts der Völker. Es kann nicht bestritten wer- 
den, daß die [Forderung des Selbstbestimmungsrechts der 
Völker ein zeitlich auf den Abschluß des Krieges und räum- 
lich auf Europa beschränkter Grundsatz war; es wurde — 
wenn auch unvollkommen — durch die Friedensverträge 
seinem wesentlichen Inhalt nach verwirklicht. Niemand wird 
behaupten wollen, daß die Verwirklichung allen Anforderun- 
gen entsprochen hat; zu behaupten aber, daß der Grundsatz 
absichtlich zu Ungunsten einzelner Völker Europas gebeugt 
worden ist, ist verfehlt, da die Verzahnung der einzelnen 
europäischen Völker schon so intensiv erfolgt war, daß jeder 
Versuch einer anderen Lösung immer wieder Unvollkommen- 
heiten gezeigt hätte. Im übrigen haben gerade die Plebiszite 
als Funktionen dieses Selbstbestimmungsrechts gezeigt, daß 
es nicht restlos verwirklichbar ist; es würde der europäischen 
Entwicklung zu einer Union Europas widersprechen, 
wollte man die selbstbestimmungsrechtlichen Plebiszite zu 
einer dauernden Einrichtung machen. Denn das Selbstbestim- 
mungsrecht ist kein rechtliches, sondern ein politisches Pro- 
blem; seine erneute Geltendmachung auf dem Wege der 
»Kulturautonomie« ist deshalb auch gar keine rechtliche, son- 
dern eine politische Willensäußerung. 


Die Frage der »Kulturautonomie« wäre nur dann als 
rechtliche Frage zu betrachten möglich, wenn sie als ein 
innerstaatliches BEndziel der minderheitsrecht- 
lichen Forderungen aufgestellt und vertreten werden würde. 
Das geschieht aber keineswegs, sondern die »Kulturautono- 
mie« ist lediglich Etappe zur Erreichung der Territorial- 
autonomie’). Von der erreichten Territorialautonomie wäre, 
angesichts der These vom Abbau der staatlichen Souveräni- 
tät, der Schritt zur Erreichung der völkerrechtlichen Subjek- 
tizität der Minderheiten die nächstfolgende konse- 
quente Handlung. Solange also auf diesem Wege das erste 
Ziel: die »Kulturautonomie« nicht erreicht ist, wird die deut- 
sche Forderung, die Minderheiten zu Subjekten des Völker- 
rechts zu machen, nie verwirklicht werden können. Sie rückt 
der Verwirklichung näher nach Erreichung der zweiten 
Etappe »Territorialautonomie«, die den Abschluß der politi- 
schen Forderung des Selbstbestimmungsrechts bilden würde 
und der als Schlußstein die Anerkennung als Subjekte des 
Völkerrechts folgen müßte. Mit größerer oder geringerer 


?) Das fast immer zitierte Be’spiel der deutschen 'Kulturautonom.e in 
Estland widerlegt diese Zielsetzung in keiner Weise. Die deutsche Minder- 
heitenpolit'k hat dort led.gl.ch ein Versuchsfeld geschaffen, auf dem die weitere 
Etappe unsichtbar gemacht: werden konnte; vergl. z. B. die Autonomieforderun- 
gen der Deutschen in der Cechoslovakei, Sloven.en, Polen, wo :hr Endziel sofort 
sichtbar wird. 
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Wirkung wären die so bevorzugten Minderheiten be- 
rechtigt, völkerrechtliche Bindungen einzugehen, Verträge zu 
schließen, Rechte auszuüben und Pflichten zu erfüllen. Sie 
würden dann aber auch die bestehenden Staaten auflösen 
und die Völkerrechtsgemeinschaft zwangsmäßig sprengen, 
ein Ziel, das in den Forderungen: 

Ersetzung des Begriffs »Minderheiten« durch den 
Begriff »Nationalitäten« (nicht nur Kultur- und Volks- 
gemeinschaft, sondern auch politische Schicksalsgemein- 
schaıt; vergl. z. B. Kongreß der nationalen Gruppen (Natio- 
nalitätenkongreß) anstatt Kongreß der nationaien Minder- 
heiten Europas); 

erneute Durchführung des Selbstbestimmungsrechts (Kul- 
turautonomie, Territorialautonomie, Abbau der Staatssouve- 
ränität); 

Anerkennung der »Nationalitäten« als Subjekte des Völ- 
kerrechts und Gleichstellung mit den Staaten 

enthalten ist und bisher folgerichtig verfochten wurde. 
Es bedarı weder eines Beweises noch einer Erörterung über- 
haupt, daß weder die Minderheitenschutzbestimmungen, noch 
die Garantie des Völkerbundes, noch die Autigaben des VÖöl- 
kerrechts solche Zielsetzungen enthalten und ihnen dienen 
können, die nicht auf eine Losung der Minoritäten:.rage, son- 
dern auı dıe Verhinderung der einzig möglichen, 
innerstaatlichen Lösung des Problems gerichtet 
sind. Die Foraerungen der deutschen Minderheitenpolıtik 
aut internationalem Gebiet stellen ein zusammenhäangendes 
System dar, das ıoıgende Sturen und das Endziel kiar erken- 
nen läßt: 


1) Anerkennung der vertragsmäßig snime Minder- 
heiten als »Nationalitäten«, gebildet aus den Einheiten: 
kuıturgemeinschaint — Volksgemeinschait — Schicksals- 

_ gemeinschait; 

2) Erreichung der »Kulturautonomie« als erster Etappe zur 
Erreichung der Territorialautonomie als Schlußetappe 
des geıorderten Selbstbestimmungsrechts; 

3) Ausstattung dieser »Nationalitäten« als autonome |[Funk- 

tionsträger mit einer teilweisen Souveränität, durch die 

sie zu eCHIEODIERIEN des völkerrechts gemacht werden 
sollen; 

Auslösung der durch die Minderheitenschutzbestimmun- 

gen in ihrer Souveränität eingeschränkten Staaten und 

Bildung neuer staatlicher Grenzen nach völkerrecht- 

lichen Prinzipien und unter Auswirkung der völkerrecht- 

lich halbsouveränen Minderheiten-Nationaliäten; 

Revision der Staatengrenzen und Rückbildung der na- 

tionalen Grenzen nach dem Begriff des »deutschen Volks- 

und Kulturbodens.« 


= 


Or 
w” 
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Ungelöste Probleme 
Bemerkungen zu der deutschen Minderheitenpolitik von heute. 


* * 
‚Von*, 


Von deutschen Politikern und verantwortlichen Regie- 
rungsstellen wird der europäischen Oeffentlichkeit gegenüber 
ständig darauf verwiesen, daß Deutschland die Minderheiten- 
frage von sich aus in mustergültiger Weise gelöst und des- 
halb ein besonderes moralisches Recht dazu habe, seine 
Stimme in minderheitspolitischen Fragen in die Wagschale 
zu werfen. Schon im Jahre 1929 ist in der von J. Skala und 
J. Bogensee herausgegebenen Broschüre »Dienationalen 
Minderheiten im deutschen Reich und ihre 
rechtliche Situation« ausführlich und unter Be- 
nutzung von streng sachlichem Tatsachenmaterial dargelegt 
worden, daß man deutscherseits mit Fug und Recht nicht 
Anspruch auf die Bewertung erheben kann, eine umfas- 
sende Lösung des Minderheitenproblems im Sinne des 
Artikels 113 der Reichsverfassung durchgeführt zu haben. 
Wohl hat Preußen auf dem Wege der ministeriellen Verord- 
nungen für die polnische und die dänische Minderheit ein 
Schulrecht geschaffen, das als ein Entgegenkommen diesen 
Minderheiten gegenüber durchaus anerkannt werden soll. 
Aber damit ist doch nur einem minderheitspolitischen Auf- 
gabenkomplex Genüge getan, und als sehr wesentliche Tat- 
sache bleibt bestehen, daß man dieses elementarste Kultur- 
recht unseres Zeitalters einer ganzen Reihe von anderen Min- 
derheiten im deutschen Reichsgebiet — außer Polen und 
Dänen — dauernd vorenthält. Es kann darum nicht ausblei- 
ben, daß die europäische Oeffentlichkeit, die sich bisher in 
so ausgiebigem Maße mit deutschen Minderheitsklagen zu 
befassen hatte — eines Tages auch diese Tatsache erkennen 
wird, obgleich Lausitzer Serben, Litauer, Friesen 
usw. sich in einer ungleich schwierigeren Lage befinden als 
die meisten deutschen Minderheiten, da sie nicht das Recht 
haben, von sich aus ihre Klagen dem Völkerbunde vorzutra- 
gen und ein anderer Staat kaum die Vermittlungsrolle für 
sie übernehmen wird. Nicht nur diese Minderheiten selbst, son- 
dern auch der »Verband der nationalen Minder- 
heiten in Deutschland« sind wieder und wieder bei 
den verantwortlichen Stellen vorstellig geworden, bisher 
leider mit durchaus negativem Erfolg, wenn es auch hier 
und da unter der Hand nicht an — allerdings wenig ermuti- 
genden — Versprechungen gefehlt hat, daß eine »Inangriff- 
nahme dieser Probleme demnächst zu gewärtigen sei.« Die 
von dem Recht auf eigene Schulen ausgeschlossenen Minder- 
heiten Deutschlands warten weiter, wie sie bisher gewartet 
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haben, und sie sind es an dem Beispiel der bisher von Preus- 
sen erlassenen Schulverordnungen gewohnt geworden, mit 
sehr langen Zeitabständen für die Erfüllung ihrer Hoffnun- 
gen zu rechnen. Aber sie werden darum nicht müde werden, 
bei jeder Gelegenheit ihre berechtigten Forderungen vorzu- 
tragen und die Aufmerksamkeit der Oeffentlichkeit darauf 
hinzulenken. In verantwortungsbewußten deutschen Kreisen 
aber möge man bedenken, welche Verantwortung das deut- 
sche Volk auf sich lädt, wenn im Zeitalter des Minderheiten- 
rechts und der Minderheitenschule die letzten Reste eines 
alten Kulturvolkes, wie der Lausitzer Serben, dem nationalen 
Untergang preisgegeben würden, während Deutschland dabei 
nicht nur die Rolle der passiven Resistenz, sondern auch die 
der aktiven kulturellen und wirtschaftlichen Assimilations- 
bestrebungen ausübt. Eine solche Tatsache würde man vor 
der Geschichte niemals verantworten können. 


In engem Zusammenhang mit den hier berührten Fragen 
steht der dringende Wunsch der nationalen Minderheiten in 
Deutschland nach einer reichsgesetzlichen Regelung 
ihrer Minderheitenrechte, durch die ihrer kulturellen Existenz 
erst die genügend sichere Grundlage gegeben werden würde. 
Ein dementsprechender Antrag wurde bereits am 10. März 
1926 durch den Minderheitenverband der Reichsregierung 
zugeleitet, die durch den damaligen Reichsinnenminister Dr. 
Külz antworten ließ, daß die Anträge einer eingehenden Prü- 
fung unterzogen werden würden. Trotzdem der Antrag von 
Jahr zu Jahr erneuert wurde und der Minderheitenverband 
stets wieder von neuem mit seinen diesbezüglichen Wünschen 
an die Regierung herangetreten ist, sind fünf Jahre ver- 
flossen, ohne daß diese für die Minderheiten so überaus 
wichtige Frage eine Lösung gefunden hätte. Sie wäre an sich 
garnicht schwierig, nachdem bereits der wesentliche und 
schwierigste Inhalt eines solchen Ausführungsgesetzes für 
den Artikel 113 in den beiden bestehenden Schulverord- 
nungen für die polnische und die dänische Minderheit als 
gegeben gelten darf. Dadurch wird auch der bisher geltend 
gemachte Einwand hinfällig, daß die Minderheitenprobleme 
in Deutschland zu verschiedenartig für eine Gesamtlösung 
seien. In den bestehenden Schulverordnungen hat man jeden- 
falls eine in den Grundzügen gleichartige Regelung geschaf- 
fen und damit selbst den Beweis für die Unhaltbarkeit dieser 
Einwände geführt. Es liegt auf der Hand, daß ein Reichs- 
gesetz sich nicht nur auf die Regelung der Schulverhältnisse 
beschränken darf, sondern auch den bisher vollkommen 
unberücksichtigten religiösen Bedürfnissen der Minderhei- 
ten, dem Sprachgebrauch bei Gerichten und Behörden und 
anderen noch offen stehenden [Fragen Rechnung tragen 
müßte. Vor allem aber bedarf eine Frage der dringenden 
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Lösung, die ebenfalls schon seit 1926 Anlaß zahlreicher Peti- 
tionen und Anträge seitens der Minderheiten in Deutschland 
gewesen ist, die Frage der parlamentarischen Ver- 
tretung. Es ist ein unhaltbarer Zustand, daß 75000 Min- 
derheitenstimmen in Deutschland auf Grund ungünstiger 
Wahlbestimmungen einfach unter den Tisch fallen und daß 
dadurch große Bevölkerungsteile, die außerhalb des Partei- 
wesens stehen, jeder Möglichkeit verlustigt erklärt werden, 
' ihre Minderheitenrechte auch. politisch wahrzunehmen. 
Schon mit Antrag vom 9. November 196 hat der Minder- 
heitenverband aus Anlaß geplanter Aenderungen des Reichs- 
wahlgesetzes und unter Hinweis auf eine diesbezgl. Resolu- 
tion der europäischen Minderheitenkongresse der Reichs- 
regierung seine Wünsche hinsichtlich einer Sicherung der 
parlamentarischen Rechte vorgetragen und dem Wwunsche 
Ausdruck gegeben, gutachtlich gehört zu werden. Nach mehr- 
facher Erneuerung dieses Antrages wurde letzthin auf einer 
Sitzung des Verbandes am 17. Juni 1930 in Berlin eine dies- 
bezügliche Resolution gefaßt, die dem Reichskanzler mit dem 
Ersuchen um persönliche Audienz zugestellt wurde. Unab- 
hängig davon hat der Verband auf Grund des Wahlergebnis- 
ses vom Jahre 198 eine Wahlklage bis zum Staatsgerichtshof 
durchgeführt. Alles mit vollkommen negativem Erfolg. Nicht 
einmal zu einer persönlichen. Aussprache mit Regierungsver- 
tretern wurde den Minderheiten in dieser für sie so überaus 
wichtigen Frage Gelegenheit gegeben. 

Angesichts dieser Tatsachen dürfte es durchaus nicht als 
unangebracht erscheinen, erneut darauf zu verweisen, daß 
die Minderheitenfrage in Deutschland noch 
durchaus nichtin mustergültiger Weise als 
gelöst zu betrachten ist, daß im Gegenteil für die 
Minderheiten im höchsten Grade lebenswichtige Fragen in 
fünf Jahren und länger durch das passive Verhalten der Re- 
gierung um keinen Schritt gefördert wurden. 
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Friesische Renaissance 


Von M. Lorenzen 


Es gab einmal eine Zeit, in der die Friesen als freies und 
mächtiges Volk vom Rhein bis zur Wiedau empor, unabhän- 
gig von Fürstenmacht und fremder Oberherrschaft, wohnten 
und auf ihren Schiffen die Weltmeere befuhren. Als das 
tüchtigste Handelsvolk Europas galten sie damals, und ihre 
Handelsniederlassungen fand man bis hoch empor zum 
Mälarsee in Schweden. Von Dorestadt, in dem damals der 
Handel den Rhein aufwärts mündete, über Hedeby an der 
Schlei zum Norden führte ihr Haupthandelsweg. Den gesam- 
ten Handel zwischen dem Norden und dem Süden Europas 
hatten sie damals in ihren Händen. So groß war in jener 
Zeit der friesische Einfluß im Völkerleben Europas, daß ein 
schwedischer Gelehrter, Professor Wadstena, Göteborg, 
die Zeit von 400—800 n. Chr. »die friesische« nennt.- 


In der Zeit vom 12. bis 15. Jahrhundert ging dann die 
äußere friesische Freiheit zuerst im Stammlande Westfries- 
land, und nicht zum wenigsten durch eigene Schuld auf 
Grund endloser innerer Streitigkeiten, verloren. Sie scheiterte 
an der Uebersteigerung des friesischen Individualismus. Im 
16. Jahrhundert verlor auch Ostfriesland seine politische 
Freiheit, wenn es ihm auch gelang, eine gewisse staatliche 
Selbständigkeit sich bis zum Jahre 1744 innerhalb Deutsch- 
lands zu bewahren. In Nordfriesland hielt sich die alte frie- 
sische Freiheit am zähesten auf den Nordsee-Inseln, dem Ge- 
biet der »Uthlande« oder der »Königsfriesen«, deren letzte 
Freiheiten und Gerechtsame faktisch erst bei der Einver- 
leibung in Preußen 1866 verloren gingen. Wenn nun in unse- 
ren Tagen ein »Friesenrat« und ein »Greatfrysk Striidboun« 
gebildet worden sind, die alle drei friesischen Stämme umfas- 
sen wollen, wenn das alte stolze Wort »Frisia Magna« wieder 
auflebt, dann darf man wohl von einer friesischen Renais- 
sance, einer »Werberte«, wie die Westfriesen sagen, reden. 
»Frisia Magna« bedeutet hier nicht ein Streben nach politi- 
scher Vereinigung der drei Friesenstämme in Holland und 
Deutschland, etwa zu einem gänzlich utopischen neufriesi- 
schen Reiche — schon geopolitisch gesehen wäre das ja eine 
Unmöglichkeit —, sondern es bedeutet die Sehnsucht aller 
noch friesisch Denkenden und Fühlenden, ob sie nun hollän- 
dische oder deutsche Staatsbürger sind, nachkultureller 
Einigung aller Friesen zu gemeinsamem Kampfe für die Be- 
wahrung und den Ausbau ihres Volkstums und ihrer uralten 
Stammessprache, die noch nie dem Untergange so nahe war 
wie gerade in unseren Tagen. 
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Die friesische Renaissance begann bereits vor 100 Jahren, 
und zwar am kräitigsten in Westfriesland. Ja, eigentlich 
müßten wir für Westfriesland den Zeitpunkt noch weiter 
zurückdatieren, ganz bis ins 17. und 18. Jahrhundert hinein. 
Gysbert Japix, Frieslands Homer, der von 1603—1666 
still und zurückgezogen unter seinen friesischen Bauern 
lebte, schuf damals bereits den Grundstock der späteren Re- 
naissance mit seiner Grammatik der friesischen Sprache und 
seiner gefühlstiefen, klangschönen Lyrik in dem damals noch 
so verachteten sogenannten »Boerefrysk« (Bauernfriesisch). 
Im 18. Jahrhundert war es besonders Professor Wassen- 
bergh, der an der damaligen friesischen Universität 
Franeker (später von Napoleon I. aufgehoben) sprach- 
wissenschaftlich für das Friesische eintrat. Und dann be- 
gann im 19. Jahrhundert mit den 3 Brüdern Halbertsma 
vollends die erste Renaissance friesischer Art auf dem Ge- 
biete der Literatur. Es folgen Dichter wie Rinse Posthu- 
mus, Harmen Sytstra und Waling Dykstra, die 
jeder an ihrem Teile im klangschönen westfriesischen Idiom 
bedeutende literarische Werte schaffen. Diese neufriesische 
Literatur in Verbindung mit der Arbeit der inzwischen ge- 
gründeten Vereine, der »Selskib for Fryske Tael- en Skrifte- 
kennisse« und der älteren »Friesch Genootschap voor Ge- 
schied, Oudheid- en Taalkunde« und ihren resp. Zeitschriften 
»De vrije, Fries« und »Fryslân« trugen immer mehr zur Bil- 
dung einer allen westfriesischen Dialekten gemeinsamen 
Schriftsprache bei. | | 

War aber die Arbeit dieser Gesellschaften mehr wissen- 
schaftlich und hielten sie sich politisch noch so streng neu- 
tral, daß sie nur das Friesische als Volkssprache zu erhalten 
wünschten, ohne sein Recht im Öffentlichen Leben, in Kirche 
und Schule, von Holland zu fordern, so wurde das anders, als 
die gewaltigen Erschütterungen des Weltkrieges Europas 
Staatengebilde in ihren Grundfesten zum Schwanken brach- 
ten. Die überall zu höchster Glut angefachte Freiheitsbewe- 
gung der von den großen unterdrückten kleinen Völker 
Europas zündete auch in Westfriesland. 1916 entstand dort 
diejungfriesischeBewegung, die sich anfangs nur 
literarisch bemerkbar machte, bald aber als friesisch-natio- 
nale Bewegung der kräftigste Faktor einer westfriesischen 
Renaissance des gesamten friesischen Volkstums wurde. Ihr 
erster Erfolg war ein bedeutendes Aufblühen der friesischen 
Literatur, die auch bis heute standgehalten hat. Mit Recht 
konnte D. Kalma auf einem friesischen Ferienkursus 1928 
in Leeuwarden in einem Vortrage »Das Friesischeals 
Kultursprache« sagen: 


»Seit 1915 können wir von dem Formen einer eigenen friesischen 
Kultur in Westfriesland sprechen. Wie aber verhält sie sich zur 
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Kultur der ganzen Welt? Friesland hat Ureigenes der ganzen Welt 
zu geben, es soll aber und will auch mit eigenen Augen in der Kultur 
seben. Man darf die friesische Literatur nicht allein ästhetisch 
beurteilen. Erst nach 1915 beginnt der Geist friesischer Literatur sich 
mehr mit der Weltkultur zu verbinden, es entsteht das Streben nach 
eigener geistiger Orientierung in der Weltkultur. Auf dem Gebiete 
der Journalistik und in den politischen Parteien tritt jetzt das Frie- 
sische mehr in den Vordergrund, man will überall mehr friesische 
Orientierung! 

Das geistige Erwachen des friesischen Volkes zeigt sich jetzt in 
Wissenschaft, Kunst und Gottesdienst. Auch bei katholischen Festen 
werden jetzt friesische Predigten gehalten.« 

Die jungfriesische Bewegung hat aber auch von Anfang 
an kräftig den friesischen Privatunterricht (trotzdem es in 
Holland gegen 250000 Friesen gibt, ist dort das Friesische 
aus Kirche und Schule verbannt) gefördert und immer wieder 
bis auf den heutigen Tag die praktische Anerkennung des 
‚Rechts der friesischen Muttersprache in den Schulen und 
Kirchen der holländischen Provinz Friesland gefordert. Be- 
deutende Literaten der Jungfriesen sind Dr. G. A. Wumkes, 
D. Kalma, E. B. Folkertsma, F. Schurer, Bottema, Sybesma, 
De Vries, J. P. Wiersma, J. H. Brouwer u.a. m. Zu Führer- 
gestalten haben sich unter ihnen besonders D. Kalma und 
E. B. Folkertsma, die Unterzeichner der ersten jungfriesischen 
Kundgebungen, entwickelt, die ihrerseits wieder den Ansporn 
zur Gründung mehrerer jungfriesischer Vereine gaben. 1915 
gründeten Kalma und Folkertsma die »Mienskip for |Fryske 
[Folksuntjowing« (ursprünglich »Jongfryske Mienskib« ge- 


nannt), die mit ihrer Zeitschrift »De nije Mienskip« lange 


Zeit hindurch die eigentliche Trägerin der jungfriesischen 
Bewegung war. Während aber Kalma sich zum schaffenden 
Künstler entwickelte, machte Folkertsma sich sehr bald als 
stilgewandter Kritiker und Geschichtsschreiber bemerkbar, 
wie auch als friesischer Schriftsteller auf religiösem Gebiete. 
In dem bereits 1908 gegründeten »Kristlik Frysk Selskib« 
(mit einer eigenen Zeitschrift »Yn üs eigen Tael«), das sich 


der jungfriesischen Bewegung unter Wahrung seines beson- 


deren calvinistisch-religiösen Charakters. anschloß, wurde 
Folkertsma die führende Persönlichkeit, was sich auch bei 
dem später ins Leben gerufenen friesischen Wochenblatt »De 
Stim fen Fryslän«, deren verdienstvoller Hauptredakteur er 
bis heute geblieben ist, zeigte. Bald kam es leider zu einem 
Riß in .der jungfriesischen Front, der bis heute nicht ganz 
geheilt ist, und zwar mit Kalma auf der einen und Folkertsma 
auf der anderen Seite. Folkertsma und das »Kristlik Frysk 
Selskib« wie auch einige Mitglieder der 1924 gegrühdeten Ver- 
einigung »Upstalbeam« und verschiedene Leute aus anderen 
jungfriesischen Vereinen legen nämlich den größten Wert auf 
die Betonung des Nationalen in der friesischen Bewegung — 
ohne dabei das kulturelle Moment zu verkennen —, was ja 
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eigentlich selbstredend sein müßte, während Kalma neuer- 
dings die ursprünglich so reine nationale Linie verlassen hat 
und nur das Kulturelle als Hauptfaktor der Bewegung gelten 
lassen will, was Folkertsma mit Recht zu schärfster Kritik 
veranlaßt hat. 


Wie recht Folkertsma hat, wenn er — und u. a. auch J. 


P. Wiersma, der wieder auf politischem Gebiete seine eigenen, 
extremen Wege gegangen ist — Kalma vorwerfen, die ersten 
Ideale verlassen zu haben, beweist das Folgende, das zu- 
gleich ein interessantes Streiflicht auf die jungfriesische 
Ideenwelt wirft: 1915 und 1916 befürwortete Kalma in seinen 
Schritten »Die Jungiriesische Bewegung«, »Friesland den 
Friesen« und »Friesland und die Welt« (Wortlaut seines Vor- 
trages auf der Tagung der »Mienskip« am 29. Januar 1916 mit 
dem berühmten »Dream fen Skylge«) einen kulturellen An- 
schiuß der [Friesen an die angelsächsische und die skandina- 


vische Welt, denn die ureigenste Lebensaufgabe der Friesen 


sei es, die Völkerbrücke zwischen Skandinavien und Eng- 
land zu bauen. Als germanisches Volk stehen die Friesen 
seiner Meinung nach England und den drei skandinavischen 
Völkern, die er in einer Anglo-Skandinavischen Völkergruppe 
zusammenfaßt, näher als den Deutschen, die er die teutoni- 
sche Volksgruppe nennt und die er dort wie folgt charakteri- 
siert: »Die Teutonische (die Länder. mit deutschem Volks- 
charakter), die die persönliche Freiheit kraftlos zu machen 
sucht und die Organisation als das Einzig-Wahre verehrt, 
die frühreif ist und dadurch sehr an Selbstüberhebung leidet, 


die wohl denkt, aber unklar fühlt, die sich trotzdem den. 


Meisten aufzwingt und die die 42-Centimeter Kanonen erfun- 
den hat, die abbricht, aber nicht auibaut, und die, wenn sie 
nicht von slawischen und lateinischen Einflüssen befruchtet 
wird, arm an inneren Werten ist: Das Reaktionäre in der 


deutschen Literatur, die Anbetung des Militarismus um des. 


Militarismusses willen« (Seite 11 in »Fryslän en de Wräld«). 
Kalma unterscheidet nämlich zwischen einer germanischen 
Festlandskultur, die sich über Deutschland, Oesterreich und 
teilweise die Schweiz erstreckt, und einer andersgearteten 
germanischen Seekultur, die sich in den Ländern um die 
Nordsee (die Ostsee nur in Bezug auf Schweden) gebildet 
habe. Heute aber neigt Kalma zu den Deutsch-Friesen, die 
die nordfriesische Minderheitengruppe mit Hilfe der gesam- 
ten deutschen Presse aufs Schärfste bekämpfen, während 
Folkertsma und seine Gruppe mit warmer Sympathie unserm 
Kampfe folgen. Daß Kalma hierbei aber auch seine neutrale 
kulturelle Linie längst verlassen hat, müßte ihm eigentlich 
klar sein. 

- Die Förderung und Verbreitung der zahlreichen Neu- 
erscheinungen in der westfriesischen Literatur hat sich be- 
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sonders die 1923 gegründete Vereinigung »De Fryske Bible- 
teek« mit ihrer Zeitschriit »Frisia«, in der bereits viele Werke 
literarischer und’ literaturgeschichtlicher Art veröffentlicht 
worden sind, zur Auigabe gemacht. Die Katholiken unter den 
Westıriesen (die meisten Westiriesen sind reformierte Prote- 
stanten) haben sich 1918 im »Roomsk Boun« zusammenge- 
schlossen. Ihre Publikationen erscheinen unter einer beson- 
deren Rubrik in der katholischen holländischen Zeitung »Ons 
Noorden«. Im Jahre 1923 schlossen sich auch die zahlreichen 
Vereine west.riesischer Emigranten in den übrigen nieder- 
ländischen Provinzen und im Ausland zu einem »Boun fen 
Fryske selskippen buten Fryslän« zusammen, der neuerdings 
besonders kraıtig für den friesischen Unterricht eingetreten 
ist. Sein Organ ist die modern ausgestattete, allmonatlich in 
großem Format erscheinende und reich illustrierte Zeitschrift 
»It Heitelän«, wohl die bestredigierte aller westıriesischen 
Zeitschrüten, die an ihrem Teile ein treffliches Bild des 
reichen geistigen Lebens der Westiriesen darstellt. End- 
lich müssen hier noch. zwei friesische Zeitschriiten genannt 
werden, die von keiner besonderen Vereinigung herausgege- 
ben werden, sondern nur allgemein-literarische Bestrebun- 
gen veriolgen. Es sind das die ältere, wöchentlich erscheinende 
»Sljucht en Rjucht«, die eine ganze Schar westıriesischer 
Literaten zu ihren ständigen Mitarbeitern zählt, und die 
jüngste westiriesische, rein literarisch eingestellte Zeitschrift 
»De Holder«, die von J. H. Brouwer und R. P. Sybesma redi- 
giert wird und monatlich in modernster Aufmachung er- 
scheint. Wie stark sich die Westiriesen auf kulturellem Ge- 
biet iühlen, beweist auch die Forderung der westfriesischen 
Radiokommission, der Vertreter aller fünf jungfriesischen 
Organisationen angehören, auf Scharfung einer besonderen 
Reiais-Sendestation in der Provinz |Friesland, die dann in 
erster Linie friesische Sendungen bringen soll. Die hollän- 
dische Radio-Station Huizen hat übrigens schon seit Jahren 
das Westiriesische in ihrem Programm des öfteren zu Worte 
kommen lassen. 

Auch in Nordfriesland bahnt sich mehr und mehr eine 
friesische Renaissance an, die auch dort schon vor 100 Jahren 
mit den ersten Literaturwerken auf Nordiriesisch ihren An- 
fang nahm. Ich verweise hier auf die Friesennummer der 
»Kulturwehr«, Oktoberheift 1926, in der ich eingehend in mei- 
nem Artikel »Gibt es eine selbständige nordiriesische Kul- 
tur?« die literarische Entwicklung in Nordfriesland von Jap 
P. Hansen, dem Sylter Dichter, an bis in die Gegenwart hinein 
behandelt habe. Auch bei uns ist die Zeit des Weltkrieges 
nicht ohne Einfluß auf das nationale Erwachen geblieben. 
Die Gründung des »Friesisch-Schleswigschen Vereins«. im 
Jahre 1923 und sein kräftiges Eintreten für nordfriesische 
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Sprache und Eigenart und besonders seine Forderung auf 
Anerkennung als friesische Minderheit spornte auch den be- 
-reits 1902 gegründeten »Nordfriesischen Verein für Heimat- 
kunde und Heimatliebe«, die Organisation der Deutsch-Frie- 
sen, die dem friesischen Minderheitsgedanken feindlich 
gegenüber stehen, zur größeren Aktivität an. Neubelebung 
der friesischen Volkstrachten auch auf dem Festlande, eine 
Flut von Neuerscheinungen nordfriesischer Schriftsteller, der 
Schulerlaß der preußischen Regierung vom Jahre 1925 als 
erster Erfolg unserer Eingaben auf Berücksichtigung der 
friesischen Muttersprache und der Geschichte Frieslands im 
Schulunterricht, ein noch nie so lebhaft gewesenes Interesse 
für friesische Gegenwartsfragen in den weitesten Schichten 
unserer nordfriesischen Landbevölkerung, ein an vielen Stel- 
len sich bemerkbar machendes Eintreten der jungen Gene- 
ration für die Muttersprache, eine Abkehr von der bisherigen 
passiven Hinnahme des steten Rückgangs der friesischen 
Sprache gegenüber dem vordringenden schleswigschen Platt- 
deutsch — sind das nicht Zeichen einer Henaissanee auch im 
nordfriesischen Volke? 

Auch der Gedanke des unabhängigen Friesentums, die 
Idee der friesischen Minderheit, gewinnt an Boden. Was 
macht es, daß wir vorerst nur kleine Kreise ringsherum auf 
Inseln- und [Festland um unser Freiheitsbanner scharen kön- 
nen? Auch in Westfriesland gibt es unter den 250 000 Friesen 
nur wenige tausende, die in der jungfriesischen Bewegung 
offen für Frieslands Recht und Freiheit kämpfen. Der Glaube 
an das Recht unserer Sache, die Gewißheit im Dienste der 
Wahrheit und der gesamten Menschheitskultur zu stehen, 
wenn wir gegen den Untergang unseres Volkes, gegen die 
Aufsaugung unserer Volkseigenart durch den herrschenden 
Staat ankämpfen, die intuitive Ueberzeugung, aus dem Boden 
der Heimat, für die allein wir ringen, stets neue Kräfte zu 
zähem Aushalten geschenkt zu bekommen, bürgt für den 
endlichen Sieg. 


Und Ostfriesland? — Hier liegen die Verhältnisse anders 
wie in West- und Nordfriesland. Seine territorial weit offe- 
nere Lage ermöglichte ein ganz anderes Eindringen des nie- 
derdeutschen Volkselements. Das spiegelt sich darin wider, 
daß nur auf einer kleinen Nordseeinsel und eines ebenfalls 
inselartig von der Umwelt abgeschlossenen kleinen Moor- 
distriktes im Saterland sich bis heute die letzten kümmer- 
lichen Reste der einst so mächtig dastehenden ostfriesischen 
Sprache, die ja entgegen der nordfriesischen schon im frühen 
Mittelalter sich zur Schriftsprache erheben konnte (vergl. die 
ostfriesischen Rechtsquellen), haben halten können. Hat hier 
einerseits die Welle vom Süden der Muttersprache den Unter- 
gang gebracht, so war andererseits das von einer starken 
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Tradition getragene Friesenbewußtsein und der |Friesenname 
doch noch so kraftvoll in den dortigen Friesen lebendig, daß 
beides sich bis heute in Ostfriesland hat behaupten können. 
Und hier liegen die starken Stützen einer friesischen Renais- 
sance, die auch hier, wenn auch unter anderen Verhältnissen 
und in einem anderen Gewande, sich bemerkbar macht. 


Pastor Dr. H. Reimers, Loga, schreibt im Buche »Die 
Friesen« (siehe unsere Anmeldung im Heft 2/1931): 


»Das Zusammengehörigkeitsgefühl der Ostfriesen offenbart sich 
am stärksten in der Fremde. Der nach Ostfriesland von auswärts 
Zuziehende hat durchweg nicht mehr eine ablehnende Haltung der 
eingesessenen Bevölkerung zu gewärtigen, die in früheren Zeiten man- 
cherorts das sich einleben so erschwerte; dagegen spricht in den aus- 
wärts lebenden ÖOstfriesen die Stimme des Blutes mit ganz besonderer 
Stärke. Es ist wohl nicht zufällig, daß das neben Hermann Allmers 
»Friesenlied« am meisten gesungene Heimatlied Enno Hektors: »In 
Östfreesland is’t am besten«, dem Vereinsamungsgefühl eines um die 
Mitte des vorigen Jahrhunderts in Mittel- und Süddeutschland leben- 
den Ostfriesen entquollen ist.« 

»Die glutvollen friesischen Balladen, in denen er (der Dichter 
Willrath Dreesen) in seiner Art ein Stück friesischen Mittelalters so 
lebenswahr erweckt hat, wie dies wenigen gegeben ist, ein groß- 
geschauter Roman »Ebba Hüsing« und ein lebensvolles Drama »Sturm- 
flut« sind nach Blut und Körper friesisch.« 


Reimers schildert hier dann eingehend die neuere ost- 
friesische Literatur und zitiert das Urteil einer großen haupt- 
städtischen Zeitung über Ostfriesland (S. 164): »Kaum ein 
Land in Deutschland hat so viele erfolgreiche Heimatschrift- 
steller wie dieses.« | 

Die Arbeit der ostfriesischen Heimatvereine und ihr Zu- 
sammenschluß mit den West- und Nordfriesen im »Friesen- 
rat« darf wohl zu der Hoffnung berechtigen, daß auch hier 
das friesische Stammesbewüßtsein auf dem Wege ist, eine 
Renaissance zu erleben. 

Die berufensten Träger des friesischen Gedankens werden 
aber immer — schon allein deswegen, weil dort die friesische 
Muttersprache noch wurzelfest verankert ist — Westfries- 
land und Nordfriesland bleiben. Ob der Minderheitengedanke 
auch unter den Westfriesen einmal Leben und Gestaltung 
gewinnen wird, hängt ganz von der Zukunft und dem Ver- 
halten der holländischen Regierung ab. Holland ist ja. ein: 
kleines Land, und die 250000 Friesen, die in der. Provinz 
Friesland die Mehrheit und im Verhältnis zur Gesamtein-, 
wohnerzahl Hollands immerhin einen beträchtlichen Bruch- 
teil bilden, fühlen sich vorläufig weniger als Minderheit wie 
als gleichberechtigter, selbständiger Volksteil im Gesamt- 
staate’ (etwa ähnlich der Stellung der Sudetendeutschen in 
der Cechoslovakei). Holland hat ihnen jetzt den lange geheg- 
ten Wunsch eines Lehrstuhles der friesischen Sprache an der 
Universität Groningen erfüllt. Es bleibt abzuwarten, ob es 
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en dem für die Westfriesen unerträglichen bisherigen Zu- 
stande des Alleinrechts der holländischen Sprache in Kirche 
und Schule im gesamten friesischen Gebiet Daldigst: ab- 
helfen wird. 


F remdstaaten 


DÄNEMARK. 


Richtungskämpfe innerhalb der deutschen Führung. Der däni- 
schen Zeitung »Jyllandsposten« wird aus ‚Nordschleswig mit- 
geteilt, daß sich in den letzten Jahren eine auffällige Spaltungslinie 
innerhalb der deutschen Minderheit gezeigt habe. Die Leitung sei . 
immer noch in den Händen von im wesentlichen denselben Männern, 
die vor dem Kriege die Verdeutschungsorganisationen dirigierten, 
und besonders sei die Presse es. Viele von ihnen seien vom Süden 
eingewandert und: gehörten dem Viertel der Minderheit an, die 
deutschsprachig und in anderen Gegenden Deutschlands geboren ist, 
_ während der Kern der Minderheit, die Heimdeutschen, dänisch- 
sprachig ist. Diese fremden Führer fürchteten in hohem Grade die 
Sprachenfrage und noch mehr eine zw enge Verbindung zwischen 
Deutschen und Dänen im alltäglichen Verkehr. Daraus habe sich 
eine vollkommene Isolierungspolitik entwickelt. Dadurch sei aber 
ein Gegensatz zu der jüngeren Generation unter den Heimdeutschen 
entstanden, die einesteils nicht die Berechtigung der Isolierungs- 
bestrebungen anerkennen und andererseits den nationalen Kampf 
aus modernen Anschauungen heraus betrachten. Es habe sich indessen 
ganz offen gezeigt, daß die alten Führer konsequent alle diese Jünge- 
ren Oppositionsleute entfernen lassen. Hier könnten Redakteur 
Bödewadt und Dr. Harboe Kardel in Tønder und Dr. Lorenz 
Christensen, der in Kopenhagen studiert, genannt werden. Jetzt 
zuguterletzt hat man auch den früheren Sekretär des deutschen 
Wählervereins und Mitredakteur der »Nordschleswigschen 
Zeitung« Dr. Max Rasch, zum Gehen gezwungen, der bekannt- 
lich seinen Abschied zu Neujahr bekam. Hier schon von einer Spal- 
tung der deutschen Minderheit zu sprechen, wäre aber doch wohl 
übertrieben. Immerhin zeigen sich hier Symptome, die Beachtung 
verdienen. Wir erinnern hier nur an die Polemik zwischen Dr. 
Lorenz Christensen und Pastor Schmidt im vorigen Jahre in der 
»Nordschleswigschen Zeitung«, die sehr starke Meinungsverschieden- 
heiten zwischen beiden aufdeckte. Bezeichnend ist es auch, daß 
Pastor Schmidt einer Kopenhagener Zeitung, die ihn nach den Grün- 
den der Entlassung von Dr. Rasch befragte, die lakonische Antwort 
gab: »Warum? Er mußte eben gehen« Wenn man die politischen 
Spalten der »Nordschleswigschen Zeitung« im neuen Jahre sich ein- 
mal genauer ansieht, so fällt einem auch hier ohne weiteres eine ver- 
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schärfte Tonart gegen Dänemark auf, wie dies besonders deutlich in 
dem Artikel »Dänische Hemmungen« vom 7. Januar zum Ausdruck 
kam. | | | 


Drei weitere deutsche Privatschulneubauten in Nordschleswig. 
Am 14. Dezember 1930 konnte die deutsche Minderheit wieder ein 
neues Schulhaus, das ebenso wie das in Skovby ein zweistöckiger ge- . 
räumiger Bau ist, einweihen. Es dient der deutschen Privatschule in 
Hokkerup, die dort 1927 eröffnet wurde, als Heim für 22 Kinder. 

Am 17. Januar wurde in Hjortkzr ein zweistöckiges Privat- 
schulgebäude eingeweiht, daß aus Geldern des V.D. A. und der »Ju- 
gendspende Nordschleswig« (Schulsammlung in Schleswig-Holstein) 
erbaut worden ist. Die »Patenmutter«, Stadt und Kreis Eekern- 
förde, überreiehte der neuen Schule durch ihren Vertreter Wittfoht 
am Tage der Einweihung 1000 RM. Zahlreiche reichsdeutsche Privat- 
personen und Vertreter von schleswig-holsteinischen Organisationen 
waren zur Einweihung erschienen. Die deutsche -Privatschule begann 
hier vor anderthalb Jahren mit 13 Schülern und hat jetzt 23. 

Am 25. Januar hat man in Sønderborg einen nach modern- 
sten Gesichtspunkten eingerichteten geräumigen Neubau der dortigen 
deutschen höheren Privatschule übergeben. Der Bau ist aus Mitteln 
der oben erwähnten »Jugendspende Nordschleswig«, insbesondere aber 
des »Hilfswerk 1928 der höheren Schulen Schleswig-Holsteins« errich- 
- tet worden. Bei der Einweihungsfeier hatten zahlreiche Vertreter 
reichsdeutscher Verbände aus Flensburg, Schleswig, Kiel, Berlin usw. 
das Wort. Auffallend ist es, daß sich unter den vielen Geschenken, 
die an diesem Tage überreicht wurden, auch je ein Bild Bismarcks 
und des Preußenkönigs Friedrichs des Großen befanden. Ersteres. 
wurde vom Flensburger Lehrerverein und das letztere vom »Verein 
ehemaliger deutscher Soldaten in Nordschleswig« überreicht, der 
daran den Wunsch knüpfte, die Schule möge stets eine»Wehrfront 
des deutschen Geistex sein. 


LETTLAND. 


Krisis im baltischen Deutschtum. Am 26. Januar hatte die Deutsch- 
Baltische Volksgemeinschaft ihre alljährliche Delegiertentagung in 
Riga. Ihr Präsident, Rechtsanwalt von Rüdiger, begrüßte in 
seiner Eröffnungsansprache besonders die ausländischen Gäste, näm- 
lich den Präsidenten der deutschen .Kulturverwaltung Koch aus 
Estland, den Vertreter des Philologenverbandes von Ost- und West- ` 
preußen, Studienrat Faerber, den Vertreter des ostpreußischen 
Schulvereins, Schulrat Krauledat und den Vertreter des neuge- 
gründeten Hauptverbandes deutsch-baltischer Hilfsvereine in Deutsch- 
land, Baron A. Nolcken. In einem Bericht über die Gesamtarbeit 
des Verbandes, erstattet vom Geschäftsführer der Volksgemeinschaft, 
Professor Dr. Stavenhagen, wurde auf den beginnenden deut- 
schen Bevölkerungsrückgang hingewiesen, der bereits zur Schließung 
der deutschen Grundschule in Wolmar aus Mangel an Schulkindern 
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geführt habe. Ein weiterer Verlust sei die Auflösung der kleinen 
deutschen Kolonie Annahütte infolge Schließung der dortigen Glas- 
fabrik. Ein frischer Zug wehe aber in den deutschen Bauernsiede- 
lungen, die dank der Aufklärungsarbeit der drei Ringleiter zu neueren 
Wirtschaftsmethoden überzugehen beginnen und in ihrem Volksbe- 
wußtsein wesentlich erstarkt seien. Zurzeit habe man bereits deutsche 
Gemeindevertreter in 21 Gemeinden des Landes. Nach dem »Aus- 
landsdeutschen« ging aus verschiedenen Berichten von Vertretern des 
deutschen Bauerntums hervor, daß man sich nicht geringe Sorgen 
wegen des in den letzten fünf Jahren festgestellten Rückganges der 
deutschen Bevölkerung Lettlands von 71 auf 70000 macht, wobei das 
verlorene Tausend fast restlos auf die ländlichen Bezirke entfällt, in 
denen die Zahl der Deutschen von 12 auf 11000 gesunken ist, während 


sie sich in den Städten auf 59000 gehalten hat. Und das trotz des, 
großen Kinderreichtums der deutschen Bauern, der allein den er- 


schreeckenden deutschen Geburtenunterschuß in den Städten einiger- 
maßen zu decken berufen ist. Zur Erklärung wurde darauf hingewie- 
sen, daß die für das Deutschtum besonders schwierigen Verhältnisse 
auf dem Lande alljährlich viele Deutsche in die Städte treiben, wäh- 
rend ferner über 2000 Deutsche außerhalb der nationalen Siedlung 
inmitten von Letten leben, wo sie ihrem Volkstum nur zu leicht ver- 
loren gehen, namentlich wenn es sich um Knechte und Mägde auf 
lettischen Bauernhöfen handelt. — Dem Finanzamt, wurde weiter be- 
richtet, sei es dank einiger großer Spenden zum ersten Mal gelungen, 
das Budget ohne Defizit durchzuführen. Der Leiter des Finanzamts 
legte die Abrechnung und das neue Budget vor. Die Abrechnung für 
das Jahr 1929/30 balanzierte lt. Bericht der »Rigaschen Rundschau« 
mit 450 978,65 Lat, wobei auf der Einnahmeseite die Saldos vom Vor- 
‘jahre mit 20 883,62 Lat die Selbstbesteuerung*) und Nachlesesammlun- 
gen mit 219 828,27 Lat, die Spenden mit 206 751,80 Lat, die Zinsen mit 
3114,96 Lat und der Ertrag des Jahrbuches mit 400 Lat figurieren, 
während auf der Ausgabenseite 422 676,80 Lat stehen, wonach ein Saldo 
im Betrage von 2830185 Lat verbli£ben. Das Anforderungsbudget 
1931/32 balanzierte mit 531947 Lat, wobei jedoch, wenn man die noch 
völlig unbekannten Bewilligungen von Spenden in der gleichen Höhe 
wie im laufenden Jahre annehmen wolle, immer noch ein unge- 
decektes Defizit von etwa 75,000 Lat verbleiben würde, 
sodaß sich das nächstjährige Budget nur bei einer wesentlichen Er- 
höhung der Selbstbesteuerung und der Spenden bei gleichzeitiger 
größter Sparsamkeit realisieren ließe. 

Ueber die kirchliche Situation der deutschen Minderheit be- 
richtete der deutsche Bischof D. Poehlchau. Er klagte über das 
Anwachsen der lettischen chauvinistischen Einstellung gegen die 
deutsche Kirche (38 % der Einwohner Lettlands sind Deutsche), die 
sich am stärksten in einer Agitation beträchtlicher lettischer Kreise 


*) In 'Lettland existiert bekanntlich nur eine Schul- und keine Kulturauto- 
nomie, w.e z. B. in Estland, die Deutschen haben sich aber selber eine Art 
Kulturautonomie durch Selbstbesteuerung usw. auf privatem Wege geschaffen. 
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für die Fortnahme der Rigaer Domkirche zeige Andererseits 
mußte er einräumen, daß zahlreiche kirchliche Führer der Letten mit 
Bischof Irbe an der Spitze diesen Bestrebungen entgegengetreten 
seien und sie als des lettischen Volkes unwürdig befunden hätten. 

Dr. Wachsmuth, Chef des deutschen Bildungswesens, berichtete, 
daß die deutsche Bildungsverwaltung sich in den letzten 
Jahren Hand in Hand mit dem Herderinstitut, dem pädagogi- 
schen Institut und dem Lehrerverband hauptsächlich mit der weiteren 
Vervollkommnung der Lehrerfortbildung befaßt habe, wobei jedoch 
festgestellt werden müßte, daß die erzielte recht beträchtliche Hebung 
des Niveaus der Lehrerschaft leider keineswegs auch eine Hebung 
des Niveaus der Schüler nach sich gezogen habe. 

Im Februarheft der »Geopolitik« beleuchtet Hans Harmsen 
die Ursachen dieser Krisis des baltischen Deutschtums. Er kommt. 
hier zu dem Schluß, daß die größte Gefahr für das Deutschtum auf 
sozialem Gebiet (was auch aus den Berichten auf der Tagung hervor- 
geht) liege, ein neuer Beweis dafür, welch bedeutungsvolle Rolle das 
von uns von jeher hervorgehobene soziologische Moment in der Min- 
derheitenfrage spielt. Harmsen schreibt in seinem Artikel »Lebens- 
kampf im östlichen Raum«: 


»Eine Gegenüberstellung der Geburten- und Sterbeziffern inner- 
halb der deutschen Bevölkerungsteile des baltischen Raumes ergibt 
fast überall ein Ueberwiegen der Todesfälle. Dieses Absterben er- 
streckt sich aber nicht auf alle Teile der deutschen Bevölkerung; 
es ist vielmehr Ausdruck der völlig anormalen Alters- und Ge- 
schlechterzusammensetzung. Die Deutschen in den Städten sind 
ganz überwiegend verwitwete oder ledige Frauen im Alter über 
40 Jahre. Krieg und Bolschewismus hat die Zahl der Männer aus- 
serordentlich verringert. Von den Deutschen Estlands leben 31,5 
v. H. Männer und 53,2 v. H. der Frauen in Städten, gegenüber 7,2 v. 
H. Männer und 8,1 v. H. Frauen auf dem Lande. In einzelnen 
Städten ist das zahlenmäßige Verhältnis noch weitaus ungünsti- 

. ger, die Frauen überwiegen z. T. bis zu 62 v. H. Wir haben also 
damit zu rechnen, daß zunächst nicht unbeträchtliche Teile der 
noch gegenwärtig in den baltischen Provinzen vorhandenen Deut- 
schen absterben, ehe ein ausgeglichener Altersaufbau erreicht wor- 
den ist. Trotzdem stehen die Verhältnisse bevölkerungspolitisch 
nicht ganz so ungünstig, wie es auf den erster Blick scheint. Es 
gibt immerhin noch eine recht große Zahl von Familien, die sich 
auf dem Lande haben halten können und die, besonders soweit es 
sich um Kolonisten und Kleinbauern handelt, eine beträchtliche 
Familiengröße aufweisen. Von ihrer Erhaltung hängt die Ent- 
wiekelung des Deutschtunis in den baltischen Staaten ab, das sich 
bevölkerungsdynamisch durchaus neben den Letten und Esten be- 
haupten kann. | 

Nicht die Gefahr der zu geringen Kinderzahl, sondern die der 
kulturellen Entwurzelung und der zunehmenden Mischung mit dem 
Staatsvolk wird für die künftige Entwickelung des Deutschtums 
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ausschlaggebend sein. Aus einer im Herbst 1930 in Estland ange- 
stellten Erhebung über die Familienverhältnisse der Zöglinge der 
deutschen Schulen hat sich ergeben, daß von den Eltern nur 53,5 
v. H. einheitlich deutscher Nationalität sind, während bereits 
46,5 v. H. Mischehen sind. Mit der sozialen Umschichtung ist zu- 
` gleich weitgehend ein Verlust der Volkszugehörigkeit verbunden. 
Die ehemals handwerkstätigen Deutschen sinken in die Unter- 
schicht ab, auf sie haben die staatlich-sozialenAnstalten und Ein- 
richtungen wie Kindergärten, Büchereien usw. einen gefährlich 
entnationalisierenden Einfluß. Für die breite deutsche akademische 
Schicht ist im öffentlichen oder Staatsdienst keine Betätigungs- 
möglichkeit mehr gegeben, sie fallen weitgehend der Verelendung 
oder Abwanderung anheim. Nur Handel und Verkehr gewähren 
noch eine einigermaßen sichere Existenz. Diese Gruppe ist es zu- 
gleich, die die Verbindung mit dem Deutschen Reiche am stärksten 
aufrechterhält und immer wieder Träger deutschen kulturellen Ein- 
flusses ist. Die Gefahr für das Deutschtum in den baltischen Staa- 
ten ist also hauptsächlich eine soziale, zumal es schwierig ist, die 
nach Bildungsgrad und Tradition voneinander verschiedenen 
Schichten in einer gemeinsamen Gruppe zu vereinigen.« 


Das baltische Deutschtum befindet sich offenbar gegenwärtig in 
einer sehr gefährlichen Krisis, die der gesellschaftlichen Struktur- 
wandlung entspringt. Auch in Estland hat man wiederholt Ein- 
schränkungen in dem der »Kulturautonomie« unterstellten Schulnetz 
der deutschen Minorität vornehmen müssen, weil auch dort der Nach- 
wuchs an Schulkindern fehlt, und dies vor allem als Folge des Ge- 
burtenrückganges (siehe »Kulturwehr«, Februar 1931). 


LITAUEN. 
- Vertagung der Memelbeschwerde im Völkerbund. Litauen hat 
jetzt — wenn auch nach monatelangen Verhandlungen — ent- 


sprechend den Abmachungen auf der Ratstagung am 13. September 
v. J. das Memeldirektorium im Verhältnis zu den Mehrheitsparteien 


des Landtages neu gebildet und den Vertreter der deutschen Mehr- ~- 


heit Bötteher mit dem Präsidentenposten betraut. Wenn sich diese 
Neubildung solange hinauszögerte, so lag das wohl auch daran, daß 
man sich auf beiden Seiten nicht über die Person des neuen Präsiden- 
ten einig werden konnte. 

Die übrigen betreffs des Memelgebiets noch strittigen Fragen 
zwischen Deutschland und Litauen (Finanzanteil, Justizhoheit, Veto- 
recht usw.; vergl. »Kulturwehr« 10/11 1930 S. 396) wurden damals be- 
kanntlich bis Januar vertagt. Die Verhandlung über die Beschwerde 
des Memelgebiets fand am 24. Januar vor dem Völkerbund statt. Es 
entspann sich eine längere Debatte zwischen dem deutschen Außen- 
minister Dr. Curtius und dem litauischen Außenminister Dr. Za u- 
nıus, der die deutsche Regierung mehrfach scharf angriff. Auch der 
Berichterstatter des Rats, Mowiınkel-Norwegen, und der Ratsvor- 


106 


sitzende Henderson griffen mit ein. Litauen bestritt u. a. wieder 
die Rechtlosigkeit der deutschen Beschwerde, worauf Dr. Curtius er- 
klärte, er lehne es ab, sich mit Zaunius vor dem Rat über diese Frage 
auseinanderzusetzen. Zaunius zweifelte schließlich den materiellen 
Teil der deutschen Beschwerde an und weigerte sich auf den Vor- 
schlag ‚Mowinkel—Ourtius einzugehen, die juristischen ‚Streitfragen 
durch ein Gutachten des Haager Gerichthofes lösen zu lassen, 
indem er deutschen Pressemeldungen zufolge dies damit begründete, 
der litauische Staat sei nicht in der Lage, in einer Streitfrage mit 
einer seiner Provinzen sich an den Haager Gerichtshof zu wenden. 
Schließlich wurde ein Vorschlag des Ratspräsidenten angenommen, 
daß die ganze Frage, weil eine Einstimmigkeit nicht zu erzielen sei, 
noch einmal auf die Tagesordnung der nächsten Ratstagung im Mai 
zu setzen Sei. 


Wie Dr. Curtius in seiner abeno Rede vor dem Reichs- 
tag am 10. Februar erklärte, hat nur das Vetorecht bei den Verhand- 
lungen über die strittigen Memelfragen eine Klärung gefunden. Die 
weiteren Erörterungen seien auf die nächste Ratstagung vertagt. 
»Inzwischen ist im Memelgebiet,« sagte er wörtlich, »eine Kommission 
gebildet worden, die mit der litauischen Regierung eine Einigung 
über die Restpunkte erstrebt. Wir hoffen, daß es gelingt, zu einer 
Einigung zu kommen, ohne das ein Eingreifen des Völkerbundsrats 
erforderlich sein wird.« Mit der Kommission im Memelgebiet meint 
Dr. Curtius wohl die in der ersten Sitzung des neuen Memeler Land- 
tags am 26. Januar auf Antrag der litauischen Fraktion gebildete 
Sonderkommissıon des Landtags zur unverzüglichen Behandlung der 
mit der Kownoer Zentralregierung noch strittigen Fragen. Sie setzt 
sich zusammen aus je zwei Vertretern der beiden größten deutschen 
Parteien und je einem Litauer und Sozialdemokraten. 


Die Notlage der Deutschen in Litauen. Im Januar brachten ver- 
schiedene deutsche Blätter alarmierende Nachrichten über die Not 
der Deutschen in Litauen. Därin hieß es u. a.: »In keinem zweiten 
Lande des neuen Europa — das trotz aller Gewaltmaßregeln wider- 
standsfähige, weil ein geschlossenes nationales Siedlungsgebiet um- 
fassende Deutschtum Südtirols nicht ausgenommen — ist die deutsche 
Bevölkerung so sehr von einem baldigen nationalen Untergang be- 
droht, wie in Litauen (mit Ausnahme des Memelgebiets). Ein gleich 
großer Mangel an gebildeten nationalen Führern wie an Geldmitteln 
setzt die etwa 40000 zum großen Teil mit Litauern vermengt leben- 
den Deutschen, meist Bauern, außerstande, den ` namentlich in den 
letzten fünf Jahren ebenso rücksichtslos wie raffiniert durchgeführ- 
ten Entdeutschungsmaßregeln erfolgreichen Widerstand entgegen- 
zusetzen.« 

Hier haben wir ein typisches Beispiel der großen Gefahren, denen 
eine zahlenmäßig und sozial schwache Minderheit im besonderen 
Masse ausgesetzt ist, und zwar erleben die deutschen Minderheits- 
politiker, die sonst immer als Vertreter der starken Minderheiten mit 
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ein wenig Verachtung auf kleine und schwache Minderheiten herab- 
geblickt haben, es hier einmal am eigenen Leibe. »Mangel an gebil- 
deten nationalen Führern wie an Geldmitteln« ist auch vielerorts das 
Kennzeichen der dem Verbande der nationalen Minderheiten Deutsch- 
lands angehörenden Minderheitsgruppen. Wenn aber wir über diese 
unsere Verhältnisse berichten, werden auch von der deutschen Min- 
derheitenpresse die geschwächten Minderheiten verhöhnt. Ja, wir 
mußten sogar erleben, daß ein deutscher Minderheitenführer von 
nationalen Minderheiten schrieb, die so schwach seien, daß sie eine 
schwere Gefahr für die Arbeit der Genfer Kongresse bildeten; ein 
Minderheitenkongreß, der reale Politik treiben wolle, könne solche 
Schwächlinge nicht berücksichtigen.. 


ÖSTERREICH. 


Sperrung čechischer Minderheitsschulen in Niederösterreich. Auf 
der im Januar abgehaltenen Konferenz der čechoslovakischen sozial- 
demokratischen Arbeiterpartei Oesterreichs wurde vom Landtags- 
abgeordneten Machát, dem Präsidenten des čechoslovakischen Min- 
derheitenrates in Oesterreich, mitgeteilt, daß der niederösterreichische 
Landesschulrat, der von den Christlich-sozialen und Großdeutschen 
- beherrscht wird, neuerdings aus nichtigen Gründen die Schulen des 
Komensky-Vereins mit @echischer Unterrichtssprache in den nieder- 
österreichischen Landgemeinden Schwechat, Leopoldsdorf, Marien- 
thal und Guntramsdorf habe schließen lassen. Machát ‚betonte noch, 


daß die Schulen allen Einrichtungen der Schulbehörden entsprachen 


und daß an ihnen auch Lehrer österreichischer Staatsbürgerschaft 
unterrichteten. Auch die Räumlichkeiten entsprachen allen Vor- 
schriften, denn es wurde größtenteils in den Volksschulen unterrich- 
tet, welche die Verwaltung der genannten Gemeinden dem Komensky- 
Verein bereitwillig zur Verfügung gestellt hatte. — Die Schulen der 
Gechoslovakischen Minderheit in Wien sind fast ausnahmslos Muster- 
schulen im wahrsten Sinne des Wortes und entsprechen in schul- 
hygienischer aber auch paedagogischer und volkstumskultureller Hin- 
sicht den Anforderungen, die man an eine moderne Schule überhaupt 
stellen kann. Da der größte Teil dieser Schulen der Initiative und 
dem Opfersinn des Cechoslovakischen Volkes und der CGechoslovaki- 
schen Minderheit in Wien ihren Ursprung verdanken und auch wäh- 
rend der socialistischen Regierungsperioden an ihrer Entwickelung 
nicht gehindert wurden, muß leider angenommen werden, daß der 
neue, christlichsozial-nationalsozialistische Kurs in Oesterreich eine 
Kursänderung auch in der Frage des Cechoslovakischen Minderheiten- 
schulwesens einleiten soll. Das wäre aber vor allem deshalb zu be- 
dauern, weil solche Methoden die entstandenen Verständigungs- 


früchte wieder zerstören, ganz abgesehen davon, daß die Gechoslova-. 


kische Minderheit ohne den stärksten Abwehrkampf ihre Schulen 
nieht preisgeben und die Errichtung neuer Schulen den Notwendig- 
keiten entsprechend energisch betreiben wird. 
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POLEN. 

Das Ergebnis der Kommunalwahlen in Rosdzin-Schoppnitz. Die 
Zusammenlegung der beiden Ortschaften Rosdzin und Schoppnitz im 
oberschlesischen Industriegebiet zu einer Gemeinde hat eine Neuwahl 
der Gemeindevertretung erforderlich gemacht. Dabei erhielt die 
deutsche Wahlgemeinschaft. 3249 Stimmen und die Partei Korfantys 
279%. Die Mandatsverteilung ist folgendermaßen: Deutsche Wahlge- 
meinschaft 8, Korfantypartei 7, Regierungspartei 3, Polnische Sozia- 
listen 2, Arbeitslose (die Arbeitslosen hatten eine eigene Liste aufge- 
stellt) 2 und Splitterparteien 2. Die deutsche Presse nennt dies einen 
großen deutschen Sieg. 

Die deutsche Wahlgemeinschaft erhielt bei der letzten Gemeinde- 
wahl 1929 3220 Stimmen, sodaß sie 29 Stimmen hinzugewonnen hat. 
Besonders betont sie, daß die Deutschen unter dem Druck der pol- 
nischen Gewaltmaßnahmen bei den Sejmwahlen nur 2740 Stimmen 
erzielt hätten, und nennt das-einen Beweis dafür, wie wohl begründet 
die Erklärung der deutschen Minderheit war, daß sie unter dem 
Druck des allgemeinen Terrors zur freien Ausübung ihres Wahlrechts 
nicht imstande gewesen wäre. 

Die deutsche Presse vergißt dabei ganz, daß es für eine nationale 
Minderheit etwas Grundverschiedenes ist, ob sie zu einer Kommunal- 
wahl oder einer Parlamentswahl ihre Stimmen abgibt. Von einer 
Kommunalwahl auf eine Parlamentswahl und umgekehrt Rück 
schlüsse zu ziehen ist vollkommen abwegig, denn bei einer Kommu- 
nalwahl bewegt sich das Interesse bekanntlich um ganz andere Fragen 
wie bei einer Wahl des Staatsparlamentes. Wollten wir nationale 
Minderheiten in Deutschland z. B. von den Stimmergebnissen bei 
Kommunalwahlen auf die der Reichs- und Landtagswahlen schlies- 
sen, dann könnten wir noch in ganz anderem Maße vom Druck der 
Maßnahmen des Mehrheitsstaates sprechen, denn auch wir haben 
noch bei jeder Kommunalwahl bedeutend mehr Stimmen als bei den 
Reichs- und Landtagswahlen erzielt. Wollten wir also dem Beispiel 
der deutschen Presse folgen, dann könnten wir ja auch unsererseits 
daran »ziffermäßig feststellen, inwieweit der bei den Reichs- und 
Landtagswahlen ausgeübte Terror zu einem Rückgang« unserer Stim- 
men geführt hat. Die Gründe dieser Stimmenungleichheit sind eben 
letzten Endes keine nationalpolitischen, sondern in erster Linie wirt- 
schaftspolitische. Insbesondere fällt hier die Tatsache schwer ins 
Gewicht, daß ja die Stimme des einzelnen Wählers bei einer Kommu- 
nalwahl in ganz anderem Maße einen sichtbaren Erfolg davontragen 
. kann, also ganz anders zur Geltung kommt. . 


SOVET-RUSSLAND. 

Die Minderheitenpolitik der Sov&trepubliken. Das bekannte Wort 
vom Zweck, der die Mittel heiligt, gilt heute im umgekehrten Ver- 
hältnis für die Minderheitenpolitik Sovet-Rußlands. Dort heiligen 
nämlich die Mittel den Zweck. Die Mittel, die in der Behandlung der 
nationalen Minderheiten Sovet-Rußlands angewandt werden, sind aber 
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so grundverschieden von der Nationalitätenpolitik der zaristischen 
‘Zeit wie der Tag von der Nacht, dort brutale Unterdrückung und hier 
Freiheit des nationalen Lebens, also Mittel, die an und für sich nur 
Lob verdienen. Leider hat die Sache aber hier einen Haken; man 
darf nicht vergessen, daß dies alles nur Mittel für den höheren Zweck 
sind, der in diesem Falle Ausbreitung der bolschewistischen Macht 
. und Sieg der, bolschewistischen Gesellschaftslehre heißt. Wohl haben 
alle Volksgruppen Rußlands heute völlige nationale Freiheit, aber 
sie haben diese doch nur soweit, als sie mit dem Dogma der kommu- 
nistischen Idee übereinstimmen. Sie haben also in erster. Linie die 
Freiheit, die Lehren des Bolschewismus in ihrer Muttersprache 
empfangen und verbreiten zu dürfen. In den Schulen kennt man z.B. 
keinen reinen nationalen Geschichtsunterricht, sondern nur einen 
Unterricht unter dem einen herrschenden Gesichtswinkel, der Ge- 
schichte des proletarıschen Klassenkampfes. Repräsentant der Nation 
ist in Sovöt-Rußland eben die jetzt herrschende Klasse, das kommu- 
nistische Proletariat. Es gibt dort auch keine nationalen kommunisti- 
schen Parteien, sondern nur die eine kommunistische Gesamtpartei, 
die hinter allen staatlichen Gewalten in den einzelnen nationalen Re- 
publiken wie in der Union steht und die ganze Macht fest in ihren 
Händen hält. Sie gestattet deshalb auch keine irgendwie sich selbst- 
ständig äußernde Bekenntnis- und. Bewegungsfreiheit nationaler 
Minderheiten. 

Von diesen Einschränkungen abgesehen, läßt sich aber nicht leug- 
nen, daß Sovet-Rußland gemäß des kommunistischen Parteidogmas 
der Freiheit und Gleichheit aller und der Aufhebung jedes nationalen 
Privilegiums und jeder nationalen Einschränkung die freie Entwick- 


lung seiner sämtlichen nationalen Minderheiten — wenn auch, wie 
erwähnt, in den Schranken des bolschewistischen Gedankens — ge- 
 währleistet. 


Als erstes haben wir hier die volle Freiheit der Sprache, eine Frei- 
heit, die im zaristischen Rußland unbekannt war. Eine Zurück- 
setzung der nichtrussischen Sprachen gibt es nicht mehr, weder int ` 
privaten noch öffentlichen Leben. In der Ukraine, in Georgien und 
in manchen anderen Gebieten .werden im Gegenteil die Landes- 
sprachen neu belebt, sie treten als Schrift- und Umgangssprache 
immer kräftiger hervor. 


In den Schulen herrscht der -Grundsatz der nationalen Schule. 
Schon für 8-10 Kinder werden nationale Klassen errichtet, und die 
Errichtung eigener Volks- und Mittelschulen wird gefordert, ohne an 
bestimmte Zahlen gebunden zu sein. Auch die Lehrer gehören in der: 
überwiegenden Mehrzahl der Volksgruppe an, in deren Dienst die 
Schule steht. Die Eltern haben das Recht, selber die Schule ihrer: 
Kinder zu wählen. Es wird allerdings ein nationales Kataster ge- 
führt, das aber für die Wahl der Schulen nicht maßgebend sein soll. 
Für das noch nicht schulpflichtige Kind ist man eifrig bemüht, Kin- 
dergärten einzurichten. Schulen und Kindergärten sind sämtlich 
- staatlich, oder sie stehen zum mindesten unter staatlicher Kontrolle. 
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Auch das höhere Schulwesen hat man nach Möglichkeit national ge 
gliedert, in der Ukraine gibt es z. B. ukrainische, polnische und Jüdi- 
sche Hochschulen, aber keine russischen. Auch die Lehrerbildungs- 
anstalten werden den einzelnen Nationalitäten angepaßt, und nur 
dort, wo eine Minderheit der Zahl nach zu klein ist, um eine eigene 
füllen zu können, ist sie auf die Bildungsinstitute der Union ange- 
wiesen. 

Aber auch an der Staatsgewalt und am gesamten öffentlichen 
Leben dürfen sich heute die nationalen Minderheiten überall beteili- 
gen. Sovet-Rußland hat nationale Volksgerichte, nationale Sektionen 
für öffentliche Aufgaben usw. eingerichtet und die Funktionäre des 
Staates werden fast stets aus den Reihen der Minderheiten genommen. 
Auch das heutige russische Schrifttum der Union sorgt ausgiebig für 
das Erwachen der Nationalitäten. Das vom Staat übernommene Ver- 
lagswesen der Union hat besondere Abteilungen, die die Erzeugung 
und Verbreitung der Literatur der einzelnen Nationalitäten zur Auf- 
gabe haben. 


Besonders ansprechend aber ist die Tatsache, daß die bolschewi- 
stische Nationalitätenpolitik es sieh zur eigensten Aufgabe gemacht 


hat, den nationalen Haß überall zu bekämpfen. Mit ganzer Kraft wird 


auf die restlose Beseitigung der nationalen Gegensätze hingearbeitet. 
Jede nationale Reibung, den Gefühlserregungen früherer Zeiten ent- 
sprechend, wird von den verantwortlichen Stellen — wenn nötig sogar 
mit Gewalt — unterdrückt. Unter der Herrschaft des Proletariats darf 
der Betätigung nationaler. Gegensätze kein Spielraum mehr gegeben 
werden, so will es der aus der russischen Revolution geborene neue 
Staat. Die Kulturautonomie, der Traum aller deutschen Minderheits- 
politiker, ist aber auch hier, wie man sieht, noch nicht verwirklicht 
worden. 


Pressestimmen 


Die Presse Dänemarks beschäftigt sich im Allgemeinen 
weniger mit den Minderheitenfragen, wenn nicht die deutsche 
Minderheit in Nordschleswig ihr geradezu Gelegenheit dazu 
gibt. Vielleicht liegt das daran, daß Dänemark in der glück- 
lichen Lage ist, nur eine kleine fremdstämmige Minderheit 
im eigenen Lande und nur eine einzige, auch nur kleine Min- 
derheit von eigenen Volksgenossen im Auslande zu haben. 
Die Minderheitenfrage ist aber heute geradezu die euro- 
päische Frage geworden. Es ist deshalb nur zu begrüßen, 
wenn der dänische Redakteur E. Finnemann-Bruun, 
Köbenhavn — übrigens auch ein warmherziger Freund der 
uäuischen Minderh.ıt in Deutschland — kürzlich in »Kon- 
servativ Ungdom«, dem Vereinsorgan der konservativen 
dänischen Jugendvereine, einen Artikel, »Dienationalen 
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Minderheiten — ein Friedensproblem« ver- 
öffentlicht, der gleichzeitig in ca. 30 dänischen Tageszeitun- 
gen erschien, und in dem er sich besonders an die dänische 
Jugend wendet. | 

‚Finnemann-Bruun geht hier von dem Worte des Redak- 
teurs E. Christiansen, Flensburg, auf der Pressekonferenz des 
Verbandes der nationalen Minderheiten Deutschlands im 
Jahre 1929 in Berlin aus: Wie der einzelne Mensch soll jede 
Volksgruppe das Recht haben, frei aus angestammter Wurzel 
in das Sonnenlicht zu wachsen! Er gibt dann einen Ueber- 
blick über die Mannigfaltigkeit des europäischen Minder- 
heitenproblems und bemerkt hier: 


»Was aber im übrigen den Geist in der Minderheitenpolitik be- 
trifft, so muß der Revisionsgedanke verbannt sein. Unter einer Grenz- 
revisionspsyche läßt sich schwerlich, um nicht zu sagen überhaupt 
nicht, irgend ein zweckmäßiger Minderheitenschutz praktizieren. Wo 
das Kriegsgespenst den Horizont verdunkelt, hat das Recht der Min- 
 derheiten böse Tage. Dazu gibt auch das augenblickliche Europa ab- 
schreckende, gefahrdrohende Beispiele.« — 

Er schließt mit folgenden Worten: »Die Verhältnisse der nationalen 
Minderheiten sind ein wichtiges Problem im neuen Europa — nicht 
das größte Problem, aber groß genug, um durch ihre Entwicklung ent- 
scheidende Bedeutung für den Frieden und das Verstehen zwischen den 
Nationen zu bekommen. Deshalb ein Problem, das Aufmerksamkeit 
beanspruchen darf weit über den Rahmen hinaus, der von den lokalen 
Minderheitsaufgaben der einzelnen Grenzgebiete bestimmt wird. 

Hier ist nämlich nieht nur von Bestrebungen die Rede, um die 
bestmöglichste Lösung in Bezug auf den Schutz der völkischen und 
kulturellen Rechte dieser vielen nationalen Minderheiten zu finden — 
vertragsbestimmt oder rein menschlich gegebene —, hier ist gleich- 
zeitig davon die Rede, für einen neuen Geist in der internationalen 
‚Politik den Weg zu bahnen, für den Geist, der hinter den Staats- 
grenzen auch ohne Rücksicht auf ihre Wandelbarkeit das Recht des 
Sonnenlichtes für jede Volksgruppe fordert, das Recht für sie, »frei 
aus angestammter Wurzel ins Sonnenlicht zu wachsen«. 

Wird die Jugend Europas sich in steigendem Grade zu dieser 
Lehre bekennen, dann muß es doch wohl einmal gelingen, die Mächte 
der Finsternis zum Weichen zu bringen!« 


So schreibt ein konservativer, also politisch rechtsstehen- 
der Däne. Seine Worte verdienen Anerkennung und Zustim- 
mung in den Herzen der europäischen Jugend der Gegen- 


wart. l — m.i. 
* 


Unter der Ueberschrift »Eine Untersuchung in Polen« ver- 
öffentlichte der französische Journalist Bourson im »Echo 
de Paris« (14. u. 16. 1. 1931) eine Artikelserie über Oberschle- 
sien, die wir auszugsweise wiedergeben. Selten hat ein Jour- 
nalist so klar die dortige Sachlage erfaßt und so umfassend 
die Hintergründe der Deutschtumspolitik gewisser führen- 
der Kräfte in der oberschlesischen deutschen Minderheit auf- 
gedeckt. Wenn wir die deutsche Minderheit Oberschlesiens 


schon immer als eine saturierte bezeichnet haben, so wird 
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das hier noch im einzelnen bestätigt und bewiesen. Nachdem 
Bourson die Vorgeschichte, die Abstimmung usw., kurz be- 
leuchtet und an Hand deutscher Statistiken festgestellt hat, 
daß 29,5 % der Einwohner Polnisch-Oberschlesiens Deutsche 
sind, schreibt er: 


»Von 1763 bis 1918 betrieben die Deutschen hier eine methodische 
Germanisationsarbeit. Wie auch anderswo sahen sie in der Masse der 
Bauern und polnischen Arbeiter ein »menschliches Material«, dessen 
rationelle Ausbeutung ihnen einen sehr nennenswerten Ertrag sicherte. 

Die von Pless, von Reitzenstein, von Hohenlohe, Henckel von Don- 
nersmarck u. a. alte Günstlinge des preußischen Hofes, besitzen 
heute die polnische Staatsangehörigkeit. Aber sie bleiben die Beleber 
der deutschen Minderheit genau so, wie sie die größten Künstler der 
Germanisation waren. Der Fürst von Pless ist der Präsident der 
mächtigen deutschen Kampfvereinigung »Der Volksbund«, die ihren 
Sitz in Katowice hat. Vor ihm war es der Graf Henckel von Donners- 
marck, der diese Vereinigung leitete, deren Ziel es ist, über die Aus- 
dehnung der deutschen Kultur zu wachen. DiesegroßenHerren 
besitzen 145,549 Hektar der 169803 Hektar, welche 
den Grundbesitz in Polnisch- Oberschlesien aus- 
n a en. Es fehlt ihnen nicht an Machtmitteln über das polnische 

o 

Sie wissen sich dessen ganz besonders auf dem Gebiete der Schule 
und der Wahlen zu bedienen. Selbstverständlich möchte Polen Herr 
im eigenen Hause sein und es rechnet dauernd mit den Verpflichtun- 
gen, die ihm von der Genfer Konvention auferlegt sind. Es ist das 
ein äußerst wichtiger Punkt, um den es sich zwischen Polen und 
Deutschen dreht. Die Letzeren können sich nicht damit abfinden, 
nicht mehr die absoluten Herren des Landes zu sein. Ueber 250 Jahre 
hindurch sind sie das Herrenvolk gewesen, das kommandierte und aus- 
beutete. Das ist heute nicht mehr der Fall. Die Herren von gestern 
passen sich daher schlecht der Lage an; ihre schlechte Laune ist 
offenbar. Vor allem, sie haben die Front geschlossen und die Ver- 
einigung gebildet, von der die Rede ist: der Volksbund, der mehr 
als 500 Vereine mit 60,000 Mitgliedern umfaßt, beschäftigt mit allem 
Möglichen: Sport, Musik, Schöne Künste, Schulen, Bibliotheken, 
Kinos, Ferienkolonien, Wohltätigkeit usw. usw. Der Volksbund hat 
seinen Sitz in der Mlynska-Straße auf einem großen Grundstück, das 
während der Agitationsperiode der Abstimmungszeit das Große 
Hauptquartier der Deutschen war, deren Ziel es war, zu verhindern, 
daß Oberschlesien wieder polnisch wurde. Das Gebäude hat, wenn 
man so sagen darf, etwas von diesem Kampfgeist bewahrt. Auf jeden 
Fall, man muß dem Volksbund gerechter Weise dieses lassen: er ist 
großartig organisiert und gewaltig ausgerüstet, um das Ringen fort- 
zusetzen gemäß der unerschütterlichen Devise des Ostbundes, der 
seinen Sitz in Berlin hat: »Das, was wir nicht mehr halten können, 
darf nicht als verloren angesehen werden.« 

Es genügt, eine Unterredung von einigen Stunden mit diesen 
Männern, die an der Spitze des Volksbundes stehen, gehabt zu haben, 
um davon überzeugt zu sein, daß sie eine Macht bilden. Diese Macht 
ist derart, daß sie gewissermaßen einen Staat im Staate bilden. Das 
sind die Menschen mit den harten Gesichtszügen, mit dem verschlos- 
senen Antlitz, die da wissen, was sie wollen. Offiziell dazu qualifi- 
ziert, vor der Gemischten Kommission Verteidiger der deutschen 
Minderheit zu sein, spielt der Volksbund gerne die Rolle eines öffent- 
lichen Anklägers. Er versäumt keine Gelegenheit an die Kommission, 
an die polnischen Behörden, nach Genf zu appellieren. Es ist ihm 
gelungen, die Gemischte Kommission in einem Jahre mit 652 An- 
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EUCHEn Bun Klagen in Anspruch zu nehmen. Das war noch nicht mal 
ein Rekor 

Es gibt in der von Deutschland und Polen unterzeichneten Genfer 
Konvention zwei Artikel als Garantie für die Rechte der Minder- 
heiten, um die der Volksbund seit bald 8 Jahren einen harten Kampf 
führt. Es handelt sich hier um zwei hauptsächliche Artikel betr. die 
Errichtung von Minderheitenschulen und die Bestimmung der Schü- 
ler. Diese Frage der Min derheitenschulen ist außerordentlich 
wichtig in den Augen der Deutschen. Ich spreche hier nicht nur von 
den Deutschen in Oberschlesien, sondern von allen Deutschen, die 
außerhalb der politischen Grenzen des Reiches wohnen. Die Deut- 
schen des »Korridors«,, der ehemaligen Provinz Posen (Bourson 
schreibt »de Poznanie«), "Böhmens, Rumäniens, Ungarns, Jugoslaviens, 


Dänemarks, Südtirols usw., alle messen der Schulfrage die größte _ 


Bedeutung bei. Und das aus guten Gründen: wer die Schuljugend hat, 
hat die Zukunft. Es wird genügen zu erinnern, daß für die Stellung 
eines Antrages auf Eröffnung einer deutschen Minderheitenschule in 
Polnisch-Oberschlesien das Gesuch im allgemeinen mit wenigstens 
40 Unterschriften der Eltern oder Vormünder der Kinder versehen 
sein muß. Die einzelnen Bedingungen sind im Artikel 106 der Kon- 
vention gegeben, der zu lang ist, um im Rahmen dieses Artikels im 
Wortlaut angeführt zu werden. 

Man müßte glauben, daß es sich nun immer um 40 Kinder mit 
deutscher Sprache handele, aber von Anfang des Inkrafttretens der 
Genfer Konvention an ist folgendes veranlaßt worden: viele Kinder 
mit polnischer Sprache sind für die deutschen Minderheitsschulen 
bestimmt worden. Wie ist das möglich? Infolge des Einflusses, den 
die Großgrundbesitzer und die deutschen Hüttenbe- 
sitzer auf die einheimische Bevölkerung ausgeübt haben, und zwar 
durch die Mittelspersonen der Ingenieure, der Forstmeister, der Di- 
rektoren, der Aufseher und gewisser Geistlicher, wie jener von Gol- 
lasowice, wo sich die blutigen Ereignisse des verflossenen Novem- 
bers abgespielt haben. 

an muß leben! Und kann ein polnischer Familienvater immer 
der Gebundenheit an den Arbeitgeber widerstehen? Kann er riskieren, 
seine bezahlte Arbeit zu verlieren, indem er seine Kinder in die pol- 
nische Schule schickt, wenn er glaubt, daß er besser gelitten wäre, 
wenn sie auf den Bänken der Schule säßen, in der der Unterricht 
deutsch erteilt wird? Also, die Dirigenten des Volksbundes befleis- 
sigen sich nicht nur, den Kindern ihrer eigenen Minderheit die deut- 
schen Kulturgüter zu bewahren. sondern sie suchen auch zu veran- 
lassen, daß tausenden von polnischen Kindern deutscher Unter- 
richt erteilt wird. Sie können das umso besser machen, weil der 
Art. 131 der vorher erwähnten Konvention bestimmt: »für die Fest- 
stellung, welches die Sprache eines Schülers oder eines Kindes ist, 
wird einzig die mündliche oder schriftliche Erklärung der für seine 
Erziehung verantwortlichen Personen maßgebend sein. Diese Erklä- 
rung kann nicht zum Gegenstand irgend einer Nachprüfung oder An- 
zweiflung von Seiten der Schulbehörden gemacht werden.« 

Vor vier Jahren — es war 1926 — wurden die polnischen Behörden 
durch 8600 Aufnahmegesuche für die: deutschen Minderheitsschulen 
überrascht! Bis dahin hatte die mittlere Jahreszahl um 2500 herum 
gelegen. Das erschien so außergewöhnlich, daß die polnische Verwal- 
tung sich herausnahm, die Sachlage etwas näher zu prüfen. Von da 
an war der Konflikt zwischen der Regierung und dem Volksbund da. 
Er nahm sofort jenen Charakter der Schärfe an, der die geringsten 
Differenzen kennzeichnet, die in den Ländern, auf die das Auslands- 
deutschtum seinen Anspruch geworfen hat, erzeugt werden. Die pol- 
nische Verwaltung beklagte sich heftig über den »Schulkinderschmug- 
gel«.. Der Volksbund nicht minder über »den Skandal«, nachdem er 
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gesehen hatte, daß die Behörden nach der Untersuchung mehr als 
6000 Einmeldungsgesuche für die deutschen Minderheitsschulen an- 
nulliert oder als zweifelhaft erklärt hatten. Selbstverständlich fand 
der Lärm der heftigen Reklamationen des Volksbunds ein Echo in | 
Genf. Aus dem Wunsche heraus, ein reines Gewissen zu haben, sandte 
der Rat des Völkerbundes einen schweizer Experten in der Person 
des Schulinspektors Maurer nach Polnisch-Oberschlesien, der sich 
dort sechs Monate hindurch voller Ausdauer mit Forschungen be- 
schäftigte. Die Sondierungen des Untersuchers erstreckten sich aut 
1685 Kinder, von denen 811 zur polnischen Schule zurückgeschickt 
- wurden. Das waren 482 %. 

Die polnischen Kinder, denen Herr Maurer in den deutschen 
Minderheitsschulen begegnete, konnten sehr oft nicht eınmal auf die 
elementarsten Fragen antworten, die man auf deutsch an sie richtete. 
Die Eltern dieser Kinder hatten jedoch auf »Seele und Gewissen«e und 
auf ihre persönliche Verantwortung hin erklärt, »daß die Kinder für 
den Eintritt in die deutsche Schule geeignet seien«. 

Hier rührt man an das tiefbetrübende Kapitel des sinnlosen 
Druckes, der auf die Eltern ausgeübt wird. Aber kann man sich 
wundern, wenn man einen Blick auf die Karte wirft, die die großen 
Grundbesitze in Polnisch-Oberschlesien darstellt. Diese Karte ist eine 
überraschende Enthüllung. Sie erklärt alles. (Bourson fügt seinem 
Artikel eine Karte bei, auf der der Grundbesitz von 16 deutschen 
hochadeligen Großgrundbesitzern, des Fürsten Pless, der von Don- 
nersmarck, Ballestrem usw. auf dem Gebiete von Polnisch-Oberschle- 
sien schwarz gestrichelt verzeichnet ist, sodaß nur einige wenige 
weiße Flecke auf der Karte übrig bleiben. d. Uebers.) — Gewiß, der 
Völkerbundsrat hat in seiner Sitzung vom 12. März 1927 bestimmt, 
daß er nicht zugestehen kann, Kindern, die nicht deutsch sprechen, 
den Zugang in die deutschen Minderheitsschulen zu gestatten. Aber 
der »Einmeldungskonflikt« besteht weiter. Die Klagen fließen immer 
noch in großen Mengen nach Genf und der Volksbund hat selbstver- 
ständlich umfangreiche Akten angelegt, aus welchen hervorgeht, daß 
es die polnischen Behörden sind, die einen unerträglichen Druck auf 
die Eltern der Kinder ausüben. 

Ein typisches Beispiel ergibt die deutsche Minderheitsschule vou 
Golasowice, wo die Mehrzahl der Kinder spezielle polnische Namen 
trägt, woraus man ersehen kann, daß ihre Eltern von alter polnischer 
Abstammung sind. Als ich die Schule dieses Dorfes besuchte, wo der 
Polizeiwachtmeister Schnapka von Heißspornen der deutschen Min- 
derheit*) ermordet worden ist, war ich Zeuge eines merkwürdigen 
Vorfalls. Der »Visitator« wandte sich plötzlich auf polnisch an die 
Kinder (Knaben und Mädchen), um ihnen Prüfungsfragen in Geo- 
graphie und Geschichte zu stellen. Das Experiment wurde in polni- 
scher Sprache und mit gegenseitiger Lebhaftigkeit gemacht. Das war 
in einer — deutschen Minderheitsschule! 

Naturgemäß führten die Untersuchungen, mit denen sich die Be- 
hörden des Landes beschäftigten, manchmal zu beunruhigenden Ent- 
deckungen. Dazu gehört jene, daß ein gewisser Morziniec, Sekretär 
des Fürsten von Hohenlohe-Ingelfingen, in seiner Eigenschaft als 
Vertrauensmann des Volksbundes an die Schulverwaltung ein Gesuch 
gerichtet hatte, das die Unterschriften von zahlreichen Familienvätern 
trug. Morziniece ersuchte um die Eröffnung einer deutschen Minder- 
heitsschule im Dorfe Koszeein. Im Verlauf der Untersuchung, die ein 
Beamter der Wojewodschaft leitete, wurde festgestellt, daß einer der 


*) Deutscherseits wird behauptet, dass d'e Mörder Sznapkas sich zur pol- 


nischen Minderheit bekannt haben; wer oberschlesische Verhältnisse kennt, 
weiss, was solche »Bekenntnisse« bedeuten und wie sie zustande kommen (Anm. 
d. Red.). Ä 
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Unterzeichner einen »Vorschuß« von 800 Zloty unter der Bedingung 
empfangen hatte, daß seine fünf Kinder in die deutsche Minderheits- 
schule gehen würden... . Aber die Kinder des Interessierten, namens 
Wolny, konnten kein Wort deutsch! Dies Beispiel unter hundert 
anderen beweist, welch ein widerwärtiger Schacherhandel um die 
Kinder getrieben wird. Man muß hierher kommen, um diese neue 
Art von Handel kennen zu lernen. Dieser Kampf um die Schule und 
die Jugend wird mit einer Erbitterung geführt, von der man sich 
schwerlich einen Begriff machen kann. Als die Deutschen die abso- 
luten Herren des Landes waren, praktizierten sie hier die äußersten 
Germanisationsmethoden, gegen die keiner der Polen nach — Genf 
appellieren konnte! Es "gab keine polnischen Schulen. Es gab nur 


- deutsche Schulen. Das war viel einfacher.« 


Warum wir wohl diese Pressestimme in der »Kulturwehr« 
so ausführlich wiedergeben? Unsere Gegner werden schnell 
mit der Antwort bereit sein: aus Deutschenhaß. Es gibt aber 
auch eine andere, und zwar die einzig richtige Antwort: 
. unsere Zeitschriit will einzig der Idee der Freiheit der Min- 
derheitenkultur und -Politik dienen. Für eine Minderheit ist 
aber nichts geiährlicher und in der Politik von größerer Be- 
lastung, als wenn sie sich Leute zu ihren Führern wählt, die 
früher im Mehrheitsstaat die größten Unterdrücker einer 
anderen Nationalität waren, wie das Beispiel hier beweist. 
Gutgläubige Deutsche könnten uns entgegenhalten, diese 
großen oberschlesischen Magnaten und Hüttenbesitzer hätten 
aber nach dem Ausgange des Weltkrieges eine Sinnesände- 
rung erlebt, wie sie z. B. auch Stresemann bewiesen habe, der 
vom Annexionspolitiker im Weltkrieg zum ehrlichen Erfül- 
Jungspolitiker der Nachkriegszeit sich entwickelte. Dem 
müssen wir aber das alte Bibelwort entgegenstellen: »An 
ihren Früchten sollt ihr sie erkennen!« Das ganze heutige 
Gebahren dieser Herren zeigt nur zu deutlich, wie raffiniert 
sie es verstehen, auch unter den veränderten Verhältnissen 
jede Gelegenheit für ihre alten Germanisationsziele nach 
Kräften auszunutzen. Eine Minderheitenpolitik kann aber 
auf die Dauer nur dann nutzbringend und zum Segen des 
eigenen Volkes wie der ganzen Menschheit geführt werden, 
wenn sie jedem Gedanken der nationalen Expansion auf 
Kosten anderer Völker ein für allemal entsagt und nur einem 
Ziele zustrebt: dem Gedanken der Völkerversöhnung und des 
innerstaatlichen Ausgleichs mit dem Mehrheitsvolk des Her- 
bergstaates. — m. l. — 

x 


Der »Manchester Guardian« brachte am 18. Dezember 1930 
folgende Zuschrift: 

»In einem Brief über das Minderheitenproblem konstatiert Oberst 
Malone, Parlamentsmitglied: Diejenigen unter uns, die diesen 
Fragen mit Aufmerksamkeit folgen, dürfen keine günstige Gelegen- 
heit verpassen, das Licht der Oeffentlichkeit auf die Minderheiten- 
probleme, die mit soviel Gefahr für den Weltfrieden beladen sind, zu 
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lenken, in der Hoffnung, daß das öffentliche Gefühl für Gerechtigkeit 
darauf drängen wird, dem Los dieser unglücklichen Völker Erleichte- 
rung zu bringen. 

Darf ich um das Recht ersuchen, mit diesem Brief »das Licht der 
Oeffentlichkeit zu lenken« auf ein Minderheitenproblem, daß unglück- 
licherweise von Oberst Malone in seinem Brief übergangen wurde — 
auf die Lage der 800000 Polen, die als Minderheit in Deutschland leben. 
Wenn Oberst Malone in seinem Briefe feststellt, daß die Lage der 
Minderheiten »unter Pilsudski’s Regime besonders schlecht ist«, darf 
ich dann seine Aufmerksamkeit auf die Tatsache lenken, daß die Lage 
der Minderheiten unter Hindenburgs Regime bedeutend schlechter ist? 

Weil die deutsche Regierung nicht für polnische Schulen für die 
polnisehe Minderheit im Reiche sorgt, wendet ein polnischer Schul- : 
verein aus Breslau sich an die Behörden, um gemäß der Reichsver- 
fassung und der bürgerlichen Gesetze eingetragen zu werden und die 
Erlaubnis zu erhalten, eine Schule für mehrere hundert polnische 
Kinder in Breslau zu eröffnen. 

Auf dies Gesuch erhielt der Verein die folgende Antwort: (der 
Einsender zitiert hier den in der »Kulturwehr«, Dezemberheft 1930, 
bereits abgedruckten berühmten Beschluß des Amtsgerichtsrat Becker, 
nach welchem die Eintragung eines polnischen Schulvereins ins Ver- 
einsregister des Amtsgerichts gegen die guten Sitten verstößt. Später 
hat dann allerdings das übergeordnete Landgericht infolge einer Ein- 
gabe des Vorsitzenden der polnischen Schulvereine an den preußischen 
Justizminister diesen Beschluß wieder aufgehoben und die Eintragung 
gestattet.) 

Darf ich hier noch hinzufügen, daß Breslau, das keine einzige 
polnische Schule hat, eine polnische Bevölkerung von über 10000 hat, 
während die deutsche Minderheit in Polen mehr als 900 deutsche 
Schulen über ganz Polen hat, in denen ungefähr 90000 Kinder — d.h. 
ne deutsche Kinder in Polen — in ihrer Muttersprache unterrichtet 
werden.« 


Ein gewisser Commander Metzentin hat dann dem 
Einsender, Stefan Litauer, wieder geantwortet und u. a. 
zum Beweise der Rechte der polnischen Minderheit in 
Deutschland folgenden Passus aus der polnischen Minder- 
heitenschulverordnung der preußischen Regierung zitiert: 
Für die Kinder, die zur polnischen Minderheit gehören und 
deutsche Untertanen sind, muß in jedem 'Fall die Notwendig- 
keit der Errichtung einer Privatschule mit polnisch als Un- 
terrichtssprache anerkannt werden, wenn dort keine öffent- 
lichen oder privaten Schulen dieser Art in der Nachbarschaft 
sich befinden. 


Dazu erwidert am 12. Januar ein Herr Paul Selver, Lon- 
don, im »Manchester Guardian«: | 


»Es ist natürlich ausgezeichnet, daß die Notwendigkeit der Er- 
richtung einer Schule unter diesen Bedingungen anerkannt werden 
muß, aber man wundert sich etwas darüber, ob die Schulen auch aus 
sich selber heraus errichtet worden sind. Darüber scheinen noch einige 
Zweifel zu herrschen, weil Commander Metzentin selber einräumt, daß 
die Zahl solcher Schulen klein zu sein scheint, verglichen damit, was 
ein wenig eigenartig als »Bevölkerung slavischen Ursprungs« be- 
schrieben wird. Der Grund, den er für die Lage der Dinge angibt, ist 
äußerst sonderbar. Er sagt, daß die verschiedenen lokalen »slavischen« 
Dialekte in Preußen sich sehr stark von dem warschauer Polnisch 
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unterscheiden, und daß es deshalb für die Kinder schwierig ist, den 
Unterricht zu verstehen, den sie empfangen. Dies klingt nicht sehr 
überzeugend für einen unbefangenen Beobachter. Es wäre das gleiche, 
zu beweisen, daß:die Kinder in München und Köln; weil z. B. das in 
München gesprochene und das in Köln gesprochene Deutsch beträcht- 
lich von dem in Berlin gesprochenen abweicht, nicht in die Schule 
gesandt würden. Wenn dies die Grundlagen sind, auf denen die Min- 
derheitenverordnung in Deutschland basiert ist, dann ist es kaum 
überraschend, daß die Minderheiten dort Beschwerden haben. 

Der »Manchester Guardian« ist Sehr deutschfreundlich 
eingestellt und wird deshalb oft und gerne von der deutschen 
Presse zitiert. Trotz seiner Deutschfreundlichkeit war er 
objektiv genug, diesen Briefwechsel kommentarlos zum Ab- 
.druck zu bringen. Bis heute hat ihn aber keine deutsche 
Zeitung nachgedruckt. Warum folgt man hier nicht dem. 
sonst so gerne zitierten »Manchester Guardian«? —m.L— 


x 


Der Reichsratbevollmächtigte der preußischen Provinz 
Schleswig-Holstein, Dr. Schifferer, hat sich auf einer 
Veranstaltung der Deutschen Volkspartei in Kiel u. a. ge- 
äußert: »Die Minderheitenfrage bedeute die Erhaltung des 
deutschen Volkstums in den Herbergstaaten. Den neun 
Millionen Deutschen im Auslande müsse ihr 
Recht werden, denn das sei Vorarbeit für ein 
Reich, in dem sich das Volkstum mit dem 
Staate decke. Aber die Deutschen müßten dafür auch 
den fremden Minderheiten gleiche Rechte geben, wie sie sie 
beanspruchen. Auch darin sei Schleswig-Holstein im Kampfe 
mit der preußischen Regierung wegweisend vorangegangen. 
Es werde nötig sein, die Minderheitenrechte südlich und 
nördlich der Grenze noch weiter auszubauen.« 

Gravierend ist hier der Satz von der Arbeit für die neun 
Millionen Deutsche im Ausland als- Vorarbeit für ein Reich, 
in dem sich das Volkstum mit dem Staate decken soll. Noch 
niemals ist wohl von prominenter deutscher Seite aus so 
offen das geheime Ziel der nationalistisch eingestellten deut- 
schen Minderheitspolitiker in aller Oeffentlichkeit bekannt 
worden und dazu von einem Vertreter der Deutschen Volks- 
partei, die der gegenwärtigen Regierungskoalition angehört, 
und nicht etwa von Seiten der extrem rechtsstehenden Par- 
teien. 

»Das Andere Deutschland« (14. Februar) bemerkt dazu: 

»Man könnte über diese Redensart hinwegsehen, wenn nicht Dr. 
Schifferer ein bekannter Landtagsabgeordneter der Volkspartei und 
Bevollmächtigter der Provinz Schleswig-Holstein zum Reichsrat wäre. 
Wenn ein führendes Mitglied einer Partei, der der deutsche Reichs- 
außenminister angehört, öffentlich die Einfügung von neun Millio- 
nen Auslandsdeutscher in das Deutsche Reich fordert, also ein Erobe- 
rungsprogramm aufstellt, dann darf. er sich nicht wundern, daß das 
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Ausland aufhorcht. Und so erinnert denn auch die »Jydske Tidende« 
(Dänemark) daran; daß der selbe Dr. Schifferer noeh vor kurzer Zeit 
bei einer deutsch- nordischen Woche in Kiel sich für die Schaffung 
eines guten deutsch-dänischen und deutsch-nordischen Verhältnisses 
ausgesprochen habe. Das Blatt erinnert daran, daß man doch nur 
eines könne: entweder für ein gutes Verhältnis Stimmung machen 
oder für Gebietserwerbungen. 

Wir machen darüber hinaus darauf aufmerksam, daß das Ideal, 
in dem sich Volkstum und Staat decken, nie erreichbar ist. Da deut- 
sches und fremdes Volkstum nicht überall scharf voneinander abge- 
grenzt sind, da sie vielmehr oft vermischt, ineinander verschachtelt 
leben, wird es bei jeder Grenzziehung Minderheiten geben. Z.B. würde 
gerade dann, wenn man die Grenzen dem YVolkstum entsprechend 
ziehen wollte, Deutschland den Korridor niemals wieder bekommen, 
da er unzweifelhaft zum polnischen Volkstum gehört. Ja, Deutsch- 
land würde gewisse Gebiete in Masuren sogar wahrscheinlich noch 
verlieren, da es dort stellenweise eine polnische Mehrheit gibt. Hat 
Herr Dr. Schifferer das auch bedacht? 

Aber gerade weil die Völker Europas nicht geschlossen wohnen, 
sondern untermischt, weil also Minderheiten da sein müssen, ist. es 
notwendig, daß sich diese Minderheiten auf den Standpunkt stellen, 
. den die in Deutschland wohnenden fremden Minderheiten auf einer 
Berliner Tagung am 3. 8. 1929 angenommen haben, und den der Däne 
Christiansen-Flensburg so formulierte: 

»Ohne Rücksicht auf gegnerische Anfeindungen der neuen 
Grenze bekennen wir uns als Nicht - Irredentisten, als loyale 
Staatsbürger.« 

Und der Pole Kaezmarek-Berlin ergänzte dieses Programm: 

»Das Programm der Bestrebungen dieser eigenkulturellen Be- 
völkerungsteile muß das Ziel der Ruhe und des Friedens Europas 
aufzeigen.« 

Nach unserer Meinung sollte es Aufgabe eines Reichsrat-Bevollmäch- 
tigten einer deutschen Grenzlandprovinz sein, den deutschen Minder- 
heiten im Auslande diese Grundsätze und Zielsetzungen zu empfehlen. 
Die Phrase vom »Volkstum-Staat« ist keine Hilfe für die Auslands- 
deutschen, oder ist es dem »Vorarbeiter« Dr. Schifferer gar nicht um 
deren Wohl zu tun%« 


Diese Antwort trifft den Nagel auf den Kopf. Wird sie 
aber dort gehört werden, wo man in unbegreiflicher Naivität 
glaubt, mit solchen Mitteln Minderheitenpolitik treiben zu 
können und kein Auge dafür hat, welch gefährlichen Bären- 
dienst man damit den eigenen deutschen Volksgenossen im 
Auslande erweist? — m. l — 


Rundschau 


Dr. C. Georg Bruns, der bekannte deutsche Minderheitenpolitiker 
und Schriftsteller, ist nach längerer Krankheit am 27. Februar in Ber- 
lin im Alter von 40 Jahren gestorben. Bruns entstammte einer kieler 
Gelehrtenfamilie und wies gelegentlich auch auf seine friesische Ab- 
stammung hin. Nach Kriegsschluß war er Vertrauensmann der 
posener- und westpreußischen Volksräte; dieser Beteiligung an volks- 
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tumspolitischen und grenzdeutschen Arbeiten folgte seine spätere Be- 
tätigung als Rechtsberater der deutschen Minderheiten in 
Europa, die ihn zu dem einflußreichsten Vertreter der deutschen 
Minderheitenpolitik und ihrer Ideologie machte. Auch als Publizist 
ist Bruns besonders hervorgetreten und hat — abgesehen von zahl- 
reichen Zeitschriftenartikeln — eine ganze Reihe völkerrechtlicher. 
und minderheitsrechtlicher Publikationen verfaßt, in denen größten- 
teils die offizielle deutsche Auffassung dieser Probleme zum Ausdruck 
kommt. An diese theoretischen Arbeiten schloß sich aber auch eine 
umfangreiche praktisch-politische Tätigkeit des Verstorbenen an, die 
ihn mit fast allen Minderheiten in Europa in Verbindung brachte, die 
aber vor allem der Durchsetzung aller minderheitspolitischen Forde- 
rungen der deutschen Minoritäten diente. 

In den Nachrufen, die alle deutsche Minderheitenführer dem so 
früh Verstorbenen widmen, wird auf den großen Verlust hingewiesen, 
den diese Minderheiten durch den Tod Dr. Bruns erlitten haben. Die 
‘nationalen Minderheiten in Deutschland, mit deren Problemen sieh 
Bruns sehr eingehend beschäftigte, haben des öfteren Gelegenheit 
gehabt, in persönlichen Unterredungen wie auch in öffentlichen Dis- 
kussionen seine großen Fähigkeiten und seine führende Bedeutung 
kennen zu lernen. Wenn sein Blickfeld uns gegenüber mitunter sehr 
eingeengt war und von seiner Stellung als Vertrauensmann der 
Reichsregierung und des Auswärtigen Amtes beeinflußt wurde, so 
waren dies Mängel, die nicht in seiner Person, sondern in seinem Amte 
ihre Wurzel hatten. Sein Streben nach wissenschaftlicher Erfassung 
der volkstumspolitischen Probleme ließ ihn jedoch bewußt unsach- 
liche Beurteilungen vermeiden. Auch wir bedauern deshalb den 
frühen Tod des deutschen Politikers und Publizisten, von dem das 


'Diehterwort gelten kann: »Er war ein Mann — nehmt alles nur in 
allem, wir werden seinesgleichen nicht oft seh’n\« — ska. — 
x 


Erklärung der Internationalen Frauenliga zum deutsch-polnischen 
Problem. Die Polnische und die Deutsche Sektion der Internationalen 
Frauenliga für Frieden und Freiheit verfolgen mit höchster Be- 
unruhigung die wachsende Spannung zwischen Deutschland und Polen 
und verurteilen aufs schärfste jede Politik, die geeignet ist, die fried- 
lichen Beziehungen zwischen Deutschland und Polen zu bedrohen. und 
die wirtschaftliche Annäherung und Zusammenarbeit der beiden 
Länder zu verhindern. 

Die Deutsche und die Polnische Sektion erinnern ihre Besrin: 
gen daran, daß sie sich durch Unterzeichnung von internationalen Ver- 
trägen verpflichtet haben, Unstimmigkeiten, die zwischen ihnen ent- 
stehen könnten, auf friedliicehem Wege zu regeln. 

Zur Entspannung der gegenwärtigen Lage fordern die Polnische 
und die Deutsche Sektion von ihren Regierungen: 

1. strengste Maßnahmen gegen Hetzpropaganda und Anstiftung 
sowie Duldung von Gewalttätigkeiten. 
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2. Instruktion der Zoll- und Grenzbeamten im Sinne einer Verstän- 
digungspolitik, sowie alle sonst erforderlichen Maßnahmen zur 
Verhütung von Grenzzwischenfällen. | 

3. Baldmöglichste Anbahnung normaler Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen beiden Ländern unter gerechter Berücksichtigung ihrer 
wirtschaftlichen Interessen. _ 

4. Gerechte und gleiche Behandlung der beiderseitigen nationalen 
Minderheiten. | 

Die Deutsche und die Polnische Sektion der I. F. L. F. F. erklären 

sich bereit, ihre vereinte Kraft dafür einzusetzen, zwischen ihren 

Nachbarländern dauernde Beruhigung und Verständigung herbeizu- 

führen und Jamit eine feste Basis für den europäischen Frieden z 

schaffen. | | 
Die Deutsche Sektion: 


Dr. Anita Augspurg. Lida Gustava Heymann. 
Gertrud Baer. Elsa Bauer. 

Magda Hoppstock-Huth. Auguste Kirchhoff. 
Frida Perlen. Dr. Cläre Schoedon. 


| Die Polnische Sektion: 
Dr. J. Budzinska-Tylicka. Jadwiga Lypacewiez. 
Marja Chmielenska. Dr. J. Kodisowa. 


Wiedererscheinen einer wichtigen historischen Zeitschrift. Die von 
Theodor Schiemann begründete »Zeitschrift für osteuropäische Ge- 
schichte«, das angesehenste Organ auf dem Gebiete der russischen und 
polnischen Geschichte, mußte infolge des Krieges 1914 ihr Erscheinen 
einstellen. Nachdem die Verbindung mit den maßgebenden Fachkrei- 
sen in den slavischen Ländern im Laufe der letzten Jahre wieder her- 
gestellt werden konnte, ist die genannte Zeitschrift als wichtigstes 
 Zentralorgan für alle historischen Ostfragen wieder ins Leben gerufen 
worden. Zu ihrer Herausgabe vereinigten sich die Professoren 
Hoetzsch und Stählin in Berlin, Salomon in Hamburg und 
Goetz in Bonn, von denen drei die im Deutschen Reiche bestehenden 
ordentlichen Professuren für osteuropäische Geschichte innehaben. 
Das erste Heft ist bereits im Dezember 1980 im Ost-Europa-Ver- 
lag in Berlin herausgekommen. 


Besprechungen. 


.. Bruno, Adler: Der Schuß in den Weltfrieden. Die Wahrheit 
über Serajevo. Verlag Dieck & Co. Stuttgart 1931. Preis brosch. 
350 Rm.; in Leinen gebunden 4.90 Rm. 

Trotz einer Flut von Literatur ist unser gesichertes Wissen über 
die Vorgeschichte und die Vorgänge von Serajevo gering. Woher kam 
es, daß der Thronfolger der ältesten Monarchie und seine Frau dem 
Verbrechen so leicht zum Opfer fielen? Und wer waren die Täter? 
Helden und Genies, wie die einen sagen, oder Verbrecher und Wahn- 
witzige, wie die andern behaupten? Woher kamen sie, was wurde aus 
ihnen? »Der Schuß in den Weltfrieden« heißt der Bericht, der die 
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Wahrheit — und nichts als die Wahrheit — meldet. Mit absoluter 
historischer Genauigkeit, frei von jeder politischen Tendenz, geht er 
den seltsamen, unheimlichen, kaum glaubhaften Dingen auf den 
Grund. Was er bringt, sind nicht einfache Akten und Protokolle, es 
ist Fülle lebendigen Geschehens! Ein Historiker mit Einfühlungs- 
kraft, ein Erzähler mit wissenschaftlicher Gründlichkeit hat hier das 
gesamte Dokumentenmaterial und neue Forschungsergebnisse zu 
. einem eindruckstarken ‘Buch verarbeitet. Der Verfasser tritt völlig 
hinter der Erzählung zurück. Nur die Ereignisse sprechen und die 
Menschen: Fürsten und Anarchisten, Minister und Schüler, Offiziere, 
Geheimbündler, lebensvoll wie die Gestalten eines spannenden Ro- 
mans, jeder ein Name, welcher der Geschichte angehört. 

Diese Wort für Wort wahrheitsgetreue Nacherzählung bedeutender 
Schicksale ergreift und erschüttert tiefer als alle Phantasiehelden und 
Konflikte der Abenteuer- und Detektivromane! Aber ihr Wert liegt 
nicht nur darin. Sie zerstört Legenden, stellt Falsches richtig, sie er- 
öffnet die Sicht in eine dunkle, gefährliche Episode und in den 
` dunklen, gefährlichen Bezirk besessener, verblendeter Menschenseelen. 
— (Verlagsanzeige.) — Š 


»Eine Chronik des Fluggedankens bis zur Luftfahrt im Dienste 
der Völkerverbindung« — Verlag Licht und Schatten, Berlin W 9 — 
Preis: RM. 2,50. 

Es gibt gewiß schon eine umfangreiche Luftfahrt-Literatur, aber 
eine kurze, für jedermann verständliche »Chronik des Fliegens« ist 
bisher noch nicht erschienen. Diese Lücke füllt das vorliegende Buch 
aus. Die Entwicklung der Luftfahrt von der ersten Idee bis zur 
letzten modernen Verwirklichung wird nicht in lehrhafter Darstel- 
lung, sondern in Form einer Chronik durch reichhaltiges Bilder- und 
zeitgenössisches Dokumentenmaterial gezeigt. Was die Phantasie 
geträumt hat, was in kühnen Projekten jahrhundertelang nicht ver- 
wirklicht werden konnte, worüber die Zeitgenossen gestaunt und ge- 
spottet haben, ist in diesem Buche unterhaltsam und anschaulich dar- 
gestellt. So ist die vorliegende Publikation keinesfalls ein trockenes 


Lehrbuch, sondern führt durch ihre Aneinanderreihung der Gedanken, 


Pläne und Geschehnisse den Leser wahrlich wie »im Fluge« in Ver- 
gangenheit und Gegenwart der Luftfahrt ein und läßt ihn gleichzeitig 
die Zukunftsmöglichkeiten ahnen, die es auf dem Gebiete der Fliegerei 
noch gibt. In besonderer Weise wird das Buch in seinem letzten Teil 
neben der Veranschaulichkeit der technischen Entwicklung des Flug- 
wesens auch der Tatsache gerecht, daß die Luftfahrt in ihrem heu- 
tigen Umfang dazu angetan ist, räumliche Trennungen zu über- 
brücken und auf diese Weise die Menschen einander näher zu bringen. 

Hervorragende Fachleute, wie Professor August von Parseval, der 
Erfinder des unstarren Luftschiffes, Wilhelm Siegert, der verstorbene 
Inspekteur der einstigen deutschen Fliegertruppen, und andere haben 
an dem Buche mitgearbeitet. — (Verlagsanzeige.) — 
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Zeitschrift für Minderheitenkultur und -Politik 


APRIL-MAI 1931 | HEFT 4-5 


‚Ist Artikel 113 der deutschen Reichs- 
verfassung positives Recht? 
Von Dr. B. von Openkowski. 


I. : 

»Die fremdsprachigen Volksteile des Reichs dür- 
fen durch die Gesetzgebung und Verwaltung nicht in 
ihrer freien, volkstümlichen Entwicklung, besonders 
nicht im Gebrauch ihrer Muttersprache beim Unterricht 
sowie bei der inneren Verwaltung und der Rechtspflege 
beeinträchtigt werden.« 


So lautet Artikel 113 der Verfassung des Deutschen Reichs 
. vom 11. August 1919. 

In der deutschen Presse kann man nun des häufigen lesen, 
daß die Lage der nationalen Minderheiten in Deutschland, die 
dort in einer Anzahl von mehr als 11% Millionen (Dänen, Frie- 
sen, Lausitzer Serben, Litauer, Polen und Cechen) vertreten 
sind, aufs beste und in der idealsten Weise geregelt sei. Deut- 
sche Politiker und verantwortliche Regierungsstellen weisen 
in Parlamenten, auf Kongressen und bei sonstigen Gelegen- 
heiten in für die Oeffentlichkeit bestimmten Reden bei Be- 
handlung des Minderheitenproblems mit besonderer Vorliebe 
auf diese Verfassungsbestimmung hin, um der Welt zu be- 
weisen, in wie musterhafter Weise das Minderheitenproblem 
in Deutschland gelöst sei, da der Schutz der nationalen Min- 
derheiten in Deutschland sogar verfassungsmäßig garan- 
tiert sei. 

II. 


Zum geringen Teil steht die Doktrin auf dem Standpunkt, 
daß Artikel 113 der Reichsverfassung unmittelbar geltendes 
Recht sei und das Minderheitenproblem gänzlich umfasse, 
sodaß es einer weiteren Regelung auf diesem Gebiete in 
Deutschland, besonders des Erlasses von Ausführungsbestim- 
mungen zu Artikel 113, nicht bedürfe. 

So Schreibt Dr. Dachselt-München in seinem Aufsatz: 
»Die Rechtsverhältnisse der fremden Minderheiten in Deutsch- 
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land« im »Archiv für Politik und Geschichte«, 1926 (Heft 4/5) 
Seite 326 über den Artikel 113 der Deutschen Reichsverfas- 
sung: 

. Der Artikel 113 stellt sich bei näherer Betrachtung nicht als 
Dooa Progr ammsatz und Richtlinie für den künftigen Gesetzgeber 
dar, denn es heißt in ihm zu bestimmt »dürfen nicht«, d. h. nicht erst 
in ungewisser Zukunft, sondern vom Tage der Geltung der Verfassung 
an. Selbst wenn zugegeben ist, daß hinsichtlich des Begriffs »fremd- 
sprachige Minderheiten« klare Ausführungsbestimmungen nicht zu 
umgehen sind, so stellt der Artikel 113 auch aus einem anderen Grunde 
unmittelbar geltendes Recht dar. Denn da in der Nationalversamm- 
lung bekannt war, daß bereits eine ganze Reihe von Normen bestan- 
den, die als Minderheitenrecht anzusprechen waren, so war damit 
verfassungsrechtlich festgelegt, daß einfache Gesetzgebung und Ver- 
waltung für die Zukunft nicht mehr hinter die bestehenden Normen 
zurückgehen können. Der Artikel 113 ist in diesem Sinne nicht nur 
Richtschnur für die Gesetzgebung, sondern auch unmittelbare Norm 
für die Verwaltung. Außerdem lassen sich auch aus Artikel 113 
subjektive Rechte in der Weise geltend machen, daß man im Einzel- 
falle seine Heranziehung als Auslegungsnorm bei der Anwendung 
'staatsbürgerlicher Rechte als mittelbares Minderheitenrecht im Sinne 
völkischer Eigenart unbedenklich verlangen kann. Bei diesen Ge- 
sichtspunkten hat auch der Artikel 113 für die völkischen Minderhei- 
ten in Deutschland außerordentliche Bedeutung.« 
= Dr.Gerber, Professor an der Universität in Marburg, er- 
klärt in seiner Abhandlung: »Minderheitenrecht im Deut- 
schen Reich« (199) die Aufnahme der Bestimmung des Ar- 
tikels 113 in die Reichsverfassung als einen Ausfluß des Be- 
dürfnisses der Rechtsordnung, »die einheitliche Bestimmtheit . 
des ihre Geltungsgrundlage bildenden Gerechtigkeitswertes 
zu sichern; denn Entscheidungsklarheit, unbedingte Ent- 
schiedenheit, Freiheit von Zweifeln ebenso über die Ent- 
scheidungsmöglichkeiten wie über die Entscheidungsrichtung 
ist das Wesen des Rechts« (Seite 43 a. a. O). Er sieht (Seite 
44, 77 a. a. O`) in Artikel 113 der Reichsverfassung eine 
»rechtssatzmäßige Ausgestaltung eines Gerechtigkeitsgrund- 
satzes«, der sich auch gegenüber bestehenden Gesetzen 
bewährt und den Richter zwingt, bei ihrer Anwendung zu 
prüfen, ob sie den betreffenden Wertungsgrundsätzen wider- 

sprechen, da sie alsdann rechtswidrig und nicht mehr gel- 
mn sind. 

. Ferner verurteilt sie (sc. die Grundrechtsfassung) den 
Minderheitenrechtsaatz (sc. Artikel 113) nicht zur Bedeutungs- 
losigkeit und verlangt nicht das’ Entscheidende deutscher 
minderheitenrechtlicher Ordnung in noch zu erlassenden Aus- 
führungsgesetzen. Vielmehr hat sie einen Gerechtigkeits- 
grundsatz aufgestellt, der sich selbst genügt, andererseits 
aber jeder gestaltenden Rechtsregelung gegenüber, die es mit 
der inneren Durchgliederung des Staates in jeder Richtung 
zu tun hat, als Wertung gilt. Das hat Thoma’) richtig gesehen, 


1) Grundrecht und Polizeigewalt, Festgabe für das Preuß. Oberverwaltungs- 
gericht, 1925. 
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wenn er Artikel 113 unter die »völlig allgemeinen Grund- 
rechte« einreiht. Als Gerechtigkeitsgrundsatz bindet die Be- 
stimmung schließlich jeden, der an einer einschlägigen 
Rechtsgestaltung beteiligt ist, denn sie will ja gerade der Ein- 
heit des Rechtslebens dienen, der Einheit in der Gerechtig- 
keitswertung. Ueberall also, wo eine bestimmte Gerechtig- 
keitswertung entscheidend auf die die innere Staatsgliede- 
rung betreffende Rechtgestaltung einwirkt, da gilt unmittel- 
bar und ohne weiteres der in Artikel 113 rechtssatzsmäßig nie- 
dergelegte Gerechtigkeitsgrundsatz. Das gerade ist die rechts- 
technische Bedeutung der rechtssatzmäßigen Fassung von 
Wertungsgrundsätzen. Auf die Rechtsgestaltung wirkt. die 
Gerechtigkeitswertung nun in erster Linie bei der Gesetz- 
gebung ein. Deswegen gilt Artikel 113 vor allem für den Ge- 
setzgeber. Aber es wäre irrig, dies so aufzufassen, daß nur 
künftige Gesetze sich an der Wertauffassung dieser Bestim- 
mung auszurichten hätten. Vielmehr bewährt sich diese auch 
jedem bestehenden Gesetze gegenüber. Es ist unrichtig, wenn 
Anschütz (Kommentar zur Reichsverfassung) meint, bis zum 
Erlaß von Ausführungsbestimmungen verbleibt es bei den be- 
stehenden Gesetzen, richtig dagegen die Erklärung von 
Poetzsch-Heffter?”) (ebenso Giese-Volkmann’): »Es gelten zu- 
nächst, soweit sie nicht offenbar dem Grundsatz des Arti- 
kels 113 zuwiderlaufen, noch die bisherigen Bestimmungen.« 
Daß alle Arten von Verordnungen in gleicher Weise von dem 
Grundsatze betroffen werden, versteht sich von selbst« (Seite 
45 a. a. O.). ». . . Schließlich bestimmen die Gerechtigkeits- 
grundsätze auch die Tätigkeit des Richters. Auch er ist zu 
rechtsschöpferischer Tätigkeit berufen, vor allem hinsichtlich 
der Handhabung der Prozeßgesetze. Jede Ausübung freien 
Ermessens bei der Prozeßleitung ist daher als gebunden durch 
Artikel 113 anzusehen. Selbst wenn sie sich sonst völlig im 
Rahmen des Prozeßgesetzes hält, kann sie doch unter Rück- 
beziehung auf Artikel 113 ungerecht und deswegen rechts- 
widrig sein« (Seite 46 a. a. O.). »Der Richter steht Artikel 113 
Reichsverfassung ebenso gegenüber wie den 88 138, 157 B. 
G. B.« (Seite 46 a. a. O., Anm. 59). »Durch das Minderheiten- 
recht soll das im Staate geltende Recht der Volksart der Min- 
derheit soweit angepaßt werden, daß es im nationalstaat- 
lichen Sinne weiter auch als ihr, Recht angesehen werden 
kann; es ist eine Aufspaltung des geltenden Rechts in ver- 
schiedene nach unterschiedenen Volksarten gegeneinander 
abgesonderte Zweige. Dabei steht die sprachliche Fassung 
des Rechts gewiß in erster Reihe; trotzdem ist mit der Spra- 
chenfrage das Problem nicht erschöpft« (Seite 56 a. a. O.). 


2) Kom. z. Reichsverf., Anm. 2 zu Art. 113. 
3) Kom. z. preuß. Verf., Anm. 3 zu Art. 73. 
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Gerber (Seite 51 a. a. O.) hält allenfalls hinsichtlich des 
unter den Schutz des Artikels 113 fallenden Personen- 
kreises eine Ausführungsbestimmung zu Artikel 113 für 
»nützlich«. ee, 

“II. 


Demgegenüber steht die bei weitem überwiegende Mehr- 
zahl der Kommentatoren auf dem Standpunkte, daß Artikel 
113 der deutschen Reichsverfassung tediglich ein Programm 
für den zukünftigen Gesetzgeber und bis zum Erlaß von Aus- 
führungsbestimmungen unanwendbar ist" Es ist dies die 
herrschende Lehre. Anschütz, Professor an der Universität 
in Heidelberg (Die Verfassung des Deutschen 
11. August 1919, 12. Aufl., 1930, Bemerkung zu Aktikel 113) 
sagt wörtlich: 


»Obgleich dieser Artikel sich nicht nur an die Gesetzgebung, 
dern auch an die Verwaltung richtet, kann er doch nur als 
schnur für die erstere, nicht als unmittelbar anwendbare . Nor 
die letztere angesehen werden, denn seine Fassung ist zu unbesti 
als daß der Vollzug ohne Ausführungsgesetze möglich wäre. Der 
setzgeber wird erst noch zu bestimmen haben, welche Volksteile 
Reichs als fremdsprachig (das Wort ist nicht gleichlautend mit fre 
stämmig!) gelten sollen, was unter freier volkstümlicher Entwicklu®g 
zu verstehen ist, und unter welchen Voraussetzungen die Fremd- 
sprachigen von den öffentlichen Behörden und Anstalten das Ve 


Bestimmungen des Gerichtsverfassungsgesetzes, $9 184 ff., der 
prozeßordnung, $ 259, des Freiw. Gerichtsbarkeitsgetzes, $$ 8, 9, 179, 
über die Gerichtssprache und den Landesgesetzen, welche, a das 
preußische Gesetz vom 28. August. 1876 (G. S. S. 389) und die bayrische 
Verfassung vom 14. August 1919, $ 73, vorschreiben, daß der Verkehı 
mit allen Behörden und politischen Körperschaften des Staates aus- 
schließlich in deutscher Sprache stattfindet. Davon vollends, daß aus 
Artikel 113 irgendwer irgendwelche subjektiven Rechte herleiten 
könnte, kann keine Rede sein, einmal deshalb nicht, weil Individual- 
rechte gegen den Gesetzgeber überhaupt undenkbar sind, und dann 
nicht, weil der Artikel als Destinatäre der von ihm gewünschten Ver- 
günstigungen nicht Menschen, sondern Volksteile bezeichnet, diese 
aber der Fähigkeit, subjektive Rechte zu haben und geltend machen 
zu können, entbehren.« 


Giese, Meißner, Bredt, Arndt, Huber, Saenger, Hubrich, 
Nawiasky, Stier-Somlo in ihren Kommentaren zur Reichsver- 
fassung‘), Wintgens’), Erler”) u. a. vertreten die gleiche An- 
sicht wie Anschütz, und zwar auch mit dem Sinne nach glei- 
cher Argumentation’). 


3) Die sämtlichen Kommentare zu Art. 113 Reichsverfassune sind wörtlich 
abgedruckt in meinem ‘Aufsatz: »Das geltende Recht der nationalen Minder- 
heiten in Deutschland«, Kulturwehr 1927 (Heft 5/6 Seite 205 ff.). 


5) »Der völkerrechtliche Schutz der nationalen sprachlichen und religiösen 
Minderheiten, im »Handbuch des Völkerrechts« von Stier :Somlo, 1930, Band I, 
8. Abteilung, Seite 184 ff. 
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Professor Erler wendet sich Seite 182 ff. besonders gegen 
die oben skizzierte Auffassung von Gerber. Er sagt wörtlich: 


»Es ist Gerber zuzustimmen, wenn er die Aufnahme der Bestim- 
mung des Artikels 113 erklärt als einen Ausfluß des Bedürfnisses der 
Rechtsordnung, »die einheitliche Bestimmung des ihre Geltungsgrund- 
lage bildenden Gerechtigkeitswertes zu sichern.« Wenn er aber als- 
dann fortfährt: »denn Entscheidungsklarheit, Freiheit von Zweifeln 
ebenso über die Entscheidungsmöglichkeiten wie über die Entschei- 
dungsrichtung ist das Wesen des Rechts, so untergräbt er selbst die 
Grundlagen für seine Behauptung, es handle sich bei Artikel 113 nicht 
allein um einen allgemeinen, schwer greifbaren Gerechtigkeitsgrund-, 
satz, sondern um eine »rechtssatzmäßige Ausgestaltung« eines Ge- 
rechtigkeitsgrundsatzes. Niemand wird sagen können, daß der Ar- 
tikel einen Tatbestand von »unbedingter Entschiedenheit«, eine »F'rei- 
heit von Zweifeln« hinterläßt, Artikel 113 deckt die Grundlagen für 
eine von den Vertretern des deutschen Volkes zu bestimmter Zeit als 
gerecht empfundene Wertung auf und zwar nur in gröbsten Umris- 
sen; welcher Staatsbürger Auswirkungen dieser Gerechtigkeit für sich 
in Anspruch nehmen an aa welcher Hinsicht und welchem Umfang, 
das alles bleibt dunkel . 


Seite 184 a. a. O. fährt er dann bei der Pekawpiung von 
Gerbers Ansicht fort: 


»Die unmittelbare Anwendung des Artikels 113 würde ebenfalls 
der Verwaltungsbehörde die Entscheidung darüber überlassen, wer 
zu einem fremdsprachigen Volksteil und was zu einer freien volks- 
tümlichen Entwicklung gehört, und endlich, was als Beeinträchtigung 
dieser Entwicklung und des Gebrauchs der Muttersprache anzusehen 
ist. Die Entscheidung im Einzelfalle kann bei völliger Unklarheit 
von Inhalt und N adune ore renauna A eines vom Gesetzgeber auf- 
gestellten Grundsatzes nicht als eine Rechtsanwendung angesehen 
werden, wie sie dem Richter und der Verwaltungsbehörde mangels 
besonders delegierter Rechtssatzungsbefugnis lediglich zusteht, son- 
dern als unmittelbare Festsetzung der einen bestimmten Tatbestand 
treffenden Rechtsfolge, mithin als unautorisierte Gesetzgebung. Der 
in Artikel 113 ausgedrückte Bewertungsgrundsatz enthält eben nur 
ein ethisches Programm, keine verbindliche Regelung menschlichen 
Zusammenlebens. Man kann deshalb nicht in materiellem Sinne von 
einer rechtssatzmäßigen Ausgestaltung eines Gerechtigkeitsgrund- 
satzes sprechen, sondern nur von einer förmlichen Erklärung, daß das 
deutsche Volk in seiner Mehrheit auf dem Boden einer bestimmten 
Gerechtigkeitswertung steht und diese Bewertung als nur auf verfas- 
sungsmäßigem Wege trennbaren Bestandteil der Summe von Einzel- 
bewertungen ansieht, auf der sich das in der Verfassung, besonders 
ihrem Grundrechtskatalog formgewordene Rechtsbild aufbaut. Man 
muß deshalb umgehende Ausführungsgesetze zur Verwirklichung des 
Programms des Artikels 113 verlangen und abwarten.« 


IV. 


Konform mit der herrschenden Doktrin ist auch nach der 
Entstehungsgeschichte Artikel 113 der Reichsverfassung 


6) »Das Recht der nationalen Minderheiten«, Heft 37/39 von »Deutschland 
und Ausland« von Georg Schreiber, 1931, Seite 181 ff. 

) Den Kommentar zu Artikel 113 von Professor Anschütz habe ich wört- 
lich an dieser Stelle zitiert, weil sich besonders auch die deutschen Gerichte 
in ihren Entscheidungen auf ihn berufen. 
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lediglich ein Programm für den zukünftigen Gesetzgeber und 
ohne praktische Bedeutung bis zum Erlaß von Ausführungs- 
bestimmungen. Bei der Beratung über Artikel 113 der Reichs- 
verfassung in der Sitzung vom 11. Juli 1919 der deutschen 
Nationalversammlung wurde ausgeführt: 


»Wenn man bei einem Artikel sagt — wir haben uns damit in 
einer Reihe von Sitzungen des Verfassungsausschusses beschäftigt — 
z. B. die Todesstrafe ist abgeschafft — dann ist das unmittelbar gel- 
Be Recht, damit sind alle entgegenstehenden Bestimmungen auf- 
gehoben. Wenn aber der Artikel sagt: die Todesstrafe ist abzu- 
schaffen — so muß sie durch Ausführungsgesetze erst abgeschafft 
ne Man muß sich daher den Wortlaut jedes einzelnen Artikels 
ansehen. 

Es kommt allerdings noch eins hinzu. Es sind Artikel darunter, 
die nicht sagen, »ist aufzuheben«, oder »ist einzuführen«, sondern posi- 
tiv sprechen, sodaß man annehmen könnte, sie schaffen. unmittelbares 
Recht. Sie sind aber so allgemein gehalten, daß sie ohne nähere Be- 
stimmung praktisch nicht leicht ausgeführt werden können. .. . Da 
ist das Prinzip als bindend ausgesprochen, es bedarf aber noch der 
Ausführungsbestimmungen.« Weiterhin: »Was die Rechtssätze an- 
geht, so finden sich sehr zahlreiche Rechtssätze, die Programmpunkte 
für eine künftige Gesetzgebung bilden, beispielsweise Artikel 112 
(— nunmehriger Artikel 113): 

Die fremdsprachigen Volksteile des Reichs dürfen durch die Ge- 
setzgebung und Verwaltung nicht in ihrer freien, volkstümlichen 
Entwicklung, besonders nicht im Gebrauch ihrer Muttersprache beim 
Unterricht sowie bei der inneren Verwaltung und der Rechtspflege 
beeinträchtigt werden. . . . Ein Programm nur, nach dem sich die 
Gesetzgebung künftig einzurichten hat.« (Stenographische Berichte 
der Deutschen Nationalversammlung 1919 Seite 1502 ff., 1499; An- 
schütz a. a. O. Seite 453 £.). 


V. 


In der Praxis wird Artikel 113 der deutschen Reichs- 
verfassung auch nicht als unmittelbar anwendbare Norm, 
sondern als Programm und Richtschnur für den künftigen 
Gesetzgeber bewertet; sowohl die Verwaltungs- als auch die 
Gerichtspraxis hält daran einheitlich fest. Im folgenden sol- 
len 3 verschieden gelagerte Gebiete aus er Praxis behandelt 
werden. 

1. 

Einmal wird Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung 
von den Gerichten nicht berücksichtigt, wenn es sich um die 
Eintragung minderheitlicher Vereine in die gerichtlichen 
Vereinsregister unter ihrem fremdsprachigen Vereinsnamen 
und unter Vorlage des Vereinsstatuts in der Minderheits- 
sprache handelt. 

Ein Verein legt sich in der Regel einen Vereinsnamen bei, 
unter dem der Verein nach außen hin auftritt, und wenn ein 
Verein nach deutschem Recht die Rechtsfähigheit durch Ein- 
tragung ins gerichtliche Vereinsregister erlangen will, so 
muß er einen aus der Vereinssatzung PERL MENCHEN Namen 
haben. 
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Das deutsche Bürgerliche Gesetzbuch, das die gerichtliche 
Registrierung von Vereinen regelt, enthält nun keine Be- 
stimmungen über die Art, Form und Sprache des einzutra- 
genden Vereinsnamens. Es bestimmt in $ 57 nur, daß der 
Name des Vereins sich von den Namen der an demselben 
Orte oder in derselben Gemeinde bestehenden eingetragenen 
Vereine deutlich unterscheiden soll. Zieht man in Erman- 
gelung spezieller vereinsrechtlicher Bestimmungen über die 
Art und Form der einzutragenden Vereinsnamen analog die 
Vorschriften des deutschen Handelsgesetzbuches heran, so 
ergibt sich, daß auch dort weder in den Bestimmungen über 
das Handelsregister noch über die Handelsfirma eine Rege- 
lung dahin enthalten ist, in welcher Sprache die Firma ge- 
‘ führt und eingetragen werden soll oder darf. Sowohl das 
bürgerliche Gesetzbuch als auch das Handelsgesetzbuch läßt 
vielmehr nach seiner Fassung die Wahl der Sprache für den 
Namen bzw. die Firma frei, verbietet daher insbesondere 
auch nicht die Entlehnung des Namens oder der [Firma aus 
einer fremdländischen Sprache, weder für ausländische noch 
für inländische Vereine und Institute. Aus SS 8, 9 des Reichs- 
gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Mai 1898 und 
8 184 des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 22. März 1924 sind 
gleichfalls keine Bedenken gegen die Wahl und Eintragung 
eines fremdländischen Vereinsnamens herzuleiten. Es heißt 
dort nur: »die Gerichtssprache ist deutsch«. Das heißt aber 
nur, daß die Verhandlungssprache deutsch zu sein hat. Für 
die Namensgebung eingetragener Vereine sind damit keine 
Bestimmungen getroffen, denn der Vereinsname gehört zum 
materiellen Inhalt der Eintragung. Durch die Wahl eines 
fremdländischen Namens ist dem Gericht auch nicht etwa 
die Möglichkeit der Prüfung entzogen, ob der Zweck des Ver- 
eins dem $ 21 des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches ent- 
spricht oder ob der Verein sonst nicht eintragungsfähig ist. 
Derartige Bedenken sind schon deshalb nicht begründet, da 
in vielen Fällen es geradezu unmöglich ist, durch einen Kur- 
zen Namen die Ziele eines Vereins klarzustellen. Und da nun 
auch gesetzliche Beschränkungen in der Freiheit der Namens- 
gebung nicht bestehen, erscheint es nicht zulässig, solche Be- 
schränkungen durch entsprechende Anwendung firmenrecht- 
licher Bestimmungen des Handelsgesetzbuches einzuführen. 
In ständiger Uebung haben denn auch die Registergerichte 
Vereinsnamen zugelassen, die für sich allein noch keinen 
 Rückschluß auf den Zweck und die Tätigkeit der Vereine zu- 
lassen. Die Rechtslehre und Rechtsprechung vertritt auch 
einheitlich die Auffassung, daß danach auch der Eintragung 
fremdländischer Vereinsnamen keine Bedenken ent- 
gegenstehen. Das Kammergericht in Berlin als höchstes 
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preußisches Gericht hat in ständiger Rechtsprechung diese 
Meinung vertreten (vgl. K.G.8.23; K.G. in Rechtsprechung, 
Beilage zur Deutschen Richterzeitung 1930 Sp. 433 Nr. 643). 
Gleicher Meinung sind auch die Kommentare zum Register- 
= wesen, die als einzige Beschränkung bei der Namengebung 
anerkennen, daß verwechselbare oder täuschende Vereins- 
namen unzulässig sind (vgl. Michaelis 1930, S. 214; Brand- 
Meyer 1929, S. 383; Sternberg-Sieher Seite 439; Staub, 9. Aufl. 
Anm. 22 zu $ 17, Lehmann-Ring, 1914, Seite 101, Bem. 11). Es 
ergibt sich also, daß ohne Rücksicht auf Artikel 113 der deut- 
schen Reichsverfassung schon auf Grund bestehenden Rechts 
die Eintragung fremdländischer Vereinsnamen in die Ver- 
einsregister zulässig ist. Die Registergerichte haben auch 
stets bedenkenfrei fremdländische Vereinsnamen bei auslän- 
dischen Vereinen eingetragen. In den uns bekannten Fällen 
haben die Registergerichte aber Schwierigkeiten gemacht, 
wenn minderheitliche Vereine ihrer Muttersprache die 
Vereinsbezeichnung entnommen und zur Eintragung beim 
Vereinsregister angemeldet haben, und zwar mit der Begrün- 
dung, daß die Gerichtssprache deutsch ist und daß daher nur 
ein deutscher Vereinsname eintragungsfähig ist. Erst auf Be- 
schwerden der beteiligten Vereine hin sind dann bei minder- 
heitlichen Vereinen die der Muttersprache entlehnten Ver- 
einsnamen in die VOremoTegister eingetragen worden. 


Hierzu einige Fälle. 

a) Der Verein»TowarzystwoSzkolnenaobwöd 
rejencjiKolonji« meldete die Eintragung zum Vereins- 
registrr im Jahre 1925 beim Amtsgericht in Köln an. Laut 
Mitteilung des Amtsgerichts vom 10. 11. 1926 und 9. 12. 1926 
— 24 VR 1030/15 — ist der Verein am 10. 11. 26 ins Vereins- 
register mit der deutschen Namensübersetzung: »Polnischer 
Schulverein für den Regierungsbezirk Köln a./Rh.« eingetra- 
gen worden. In der gerichtlichen Begründung (Schreiben 
vom 9. 12. 1926) heißt es: »Als Name ist Polnischer 
Schulverein für den Regierungsbezirk Köln 
a.|Rh. eingetragen, weil es sich um eine Eintragung in ein 
deutsches Register handelt.« Der Beschwerde gab das Land- 
gericht in Köln dürch Beschluß vom 13. Januar 1927 — 8 T 
12/27 — statt. Ein Eingehen auf den in der Beschwerde- 
schrift in Bezug genommenen Artikel 113 der Reichsverfas- 
sung hat das Landgericht vermieden, vielmehr aufgrund des 
bestehenden Rechts die Eintragung des fremdsnrachigen Ver- 
einsnamens für zulässig erklärt. 

b) Der Verein »Polskie Towarzystwo Szkolne 
naHannoveriokolice« meldete seine Eintragung ins 
Vereinsregister beim Amtsgericht in Hannover an. Der An- 
trag wurde durch Beschluß vom 4. März 1925 — 129 R. 2/25 — 
mit der Begründung abgelehnt: 
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»Nach $ 1 der Satzungen lautet der Name des Vereins: 
»Polskie Towarzystwo Szkolne na Hannover i okolice, Han- 
nover« (Polnischer Schulverein für Hannover u. Umgegend). 
Das Gericht hat durch Zwischenverfügung vom 8. Jan. 1925 
die Anmeldung insofern beanstandet, als es gefordert hat, 
daß der deutsche Name des Vereins an 1. Stelle zu stehen 
habe. Diese Beanstandung ist nicht behoben und soll nach 
der mündlichen Erklärung des Rechtsanwalts Israel auch 
nicht behoben werden. 

Die vom Gericht geltend gemachte Bean- 
standung findet zwar im Gesetz keine posi- 
tive Stütze, sie folgt jedoch aus dem Wesen eines bei 
einem deutschen Gericht geführten Vereinsregisters. Im In- 
teresse der Uebersichtlichkeit des Registers ist es notwendig, 
daß bei dem Namen eines Vereins, der eine deutsche und 
nichtdeutsche Bezeichnung trägt, diese an 1. Stelle geführt 
wird.« 

Die hiergegen eingelegte Beschwerde wurde vom Landge- 
richt in Hannover durch Beschluß vom 8. April 1925 — 8 T 
224/25 — mit gleicher Argumentation zurückgewiesen. 
Schließlich ist die Eintragung in der beantragten Form doch 
erfolgt. 

c) Der Verein »Polskie Towarzystwo. Przyja- 
ciół Ligi Narodów w Niemczech« meldete unter 
dem 11. 3. 1926 die Eintragung zum Vereinsregister des Amts- 
gerichts in Charlottenburg an. Der Antrag wurde durch Ver- 
fügung vom 4. 12. 1926 — 6 E R 379. 26/1 wie folgt, abgelehnt: 
»Die Aufnahme des Vereinsnamens in der fremdsprachlichen 
Bezeichnung wird abgelehnt. Es ist der Antrag zu stellen, 
daß nur der Name in der deutschen Uebersetzung eingetra- 
gen wird.« Schließlich wurde der Verein am 11. Juni 1927 ins 
Vereinsregister in der beantragten Form eingetragen, da der 
Verein auf der Eintragung der polnischen Namensform aus- 
drücklich beharrte. 


d) Der Verein »Polskie Towarzystwo Szkolne 
Szczecin« meldete am 16. 10. 1930 beim Amtsgericht in 
Stettin die Eintragung ins Vereinsregister an. Durch Beschluß 
vom 18. 11. 1930 — 5 E R 159/30 — wurde der Antrag mit de) 
Begründung zurückgewiesen: 

»Dadurch, daß der Verein einen Namen in polnischer 
Sprache ohne jeden Zusatz in deutscher Sprache gewählt hat, 
ist dem Gericht die Möglichkeit der Prüfung entzogen, ob der 
Zweck des Vereins dem $ 21 BGB entspricht oder ob der Vev- 
ein sonst nicht eintragungsfähig ist. Bevor aber eine solche 
Prüfung nicht möglich ist, kann eine Eintragung nicht er- 
folgen. | | 

Ebenso wie eine Handelsfirma nach den Vorschriften des 
Handelsgesetzbuches über die Firmenwahrheit einen klaren, 
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eindeutigen, keine Täuschung herbeizuführen geeigneten 
Namen führen muß, kann auch von einem Verein, der Rechts- 
fähigkeit erlangen will, verlangt werden, ’daß er seine Na- 
mensbezeichnung diesem Grundsatz entsprechend vornimmt 
(Brand-Meyer S.385 Anm. 1). Der Zweck der Eintragung ins 
Vereinsregister besteht gerade darin, daß die Art des Vereins 
zur allgemeinen Kenntnis gebracht wird. Dieser Zweck kann 
aber nur erreicht werden, und es besteht sogar ein Anspruch 
der Oeffentlichkeit darauf, daß der Name und die Art eines 
Vereins in einer ihr verständlichen Sprache aus dem Vereins- 
register ersichtlich gemacht werde. 

Da nach der bisherigen Anmeldung die Unterlagen für 
eine solche Eintragung nicht vorliegen, kann dem Antrag 
nicht entsprochen werden.« 

Der Beschwerde wurde durch Beschluß des Landgerichts 
in Stettin vom 12. 12. 1930 — 8 T 557/30. V/11 stattgegeben. 
Betreffs des Artikels 113 heißt es in dem Beschluß: 

»Nicht gerechtfertigt ist allerdings der Hinweis in der Be- 
schwerdeschrift auf die Reichsverfassung. Artikel 113 der 
Reichsverfassung enthält nur eine Anweisung an die Gesetz- 
gebung und Verwaltung, gibt aber den einzelnen Interessen- 
ten keine subjektiven Rechte gegen die Gerichte.« 


x, 


Ein Verein, der sich ins gerichtliche Vereinsregister ein- 
tragen lassen will, muß nach deutschem Recht eine schrift- 
liche Satzung haben. Dies ergibt sich aus § 59 des bürger- 
lichen Gesetzbuches, wonach der Vereinsvorstand der Anmel- 
dung außer einer Abschrift der Urkunden über die Bestellung 
des Vorstandes die Vereinssatzung in Urschrift und Abschrift 
beizufügen hat. In den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetz- 
buches über Inhalt und Form der Vereinssatzung (vgl. §§ 57 
ff.), ist nun keine Bestimmung über die Sprache enthalten, 
in welcher die Vereinssatzung abgefaßt sein muß. Da, wie 
schon oben dargelegt ist, die Bestimmungen des Gerichts- 
verfassungsgesetzes über die Gerichtssprache, die gemäß 
SS 8, 9 des Reichsgesetzes über die Angelegenheit der freiwil- 
ligen Gerichtsbarkeit auch in der nichtstreitigen Gerichts- 
barkeit Anwendung finden, sich lediglich auf das Gerichts- 
verfahren, auf die Verhandlungssprache beziehen, nicht auf 
den Inhalt einer gerichtlichen Eintragung, so ist ebenso wie 
hinsichtlich des Vereinsnamens so auch hinsichtlich der Ver- 
einssatzung die Sprache dem freien Belieben des Vereins über- 
lassen; denn ebenso wie der Vereinsname gehört auch die 
Vereinssatzung zum Inhalt der gerichtlichen Eintragung. 
Auch aus dem deutschen Handelsgesetzbuch können bei 
analoger Heranziehung Einschränkungen auf diesem Ge- 
biete nicht hergeleitet werden. Es ergibt sich also, daß schon 
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ohne Rücksicht auf den Artikel 113 der Reichsverfassung der 
Einreichung des Vereinsstatuts in einer nichtdeutschen 
Sprache Bedenken nicht entgegenstehen. Es werden aber in 
dieser Beziehung deutscherseits sogar in der Provinz Ober- 
schlesien, in der außer der Reichsverfassung auch die Genfer 
Konvention vom 15. Mai 1922 gilt und in der sich die deutsche 
Reichsregierung zu besonderem Schutze der .dortigen pol- 
nischen Bevölkerung verpflichtet hat, Schwierigkeiten berei- 
tet. In Artikel 67 Absatz 4 ist über die Gerichtssprache der 
Grundsatz aufgestellt: »Unbeschadet des Rechts der deut- 
schen Regierung, eine Staats- und Amtssprache zu bestim- 
men, müssen den fremdsprachigen deutschen Reichsange- 
hörigen für den schriftlichen oder mündlichen Gebrauch 
ihrer Sprache vor den Gerichten angemessene Erleichterun- 
gen gewährt werden,« und in Ergänzung dieses Satzes sind 
dann in den Artikeln 140—146 der Genfer Konvention, betitelt 
»Gerichtssprache« eingehende Bestimmungen über den Ge- 
brauch der polnischen Sprache vor den Gerichten enthalten, 
die mit dem Satz (Art. 140) eingeleitet wurden: »Vor den or- 
dentlichen Gerichten des Abstimmungsgebiets wird jeder- 
mann gestattet, in Wort und Schrift die deutsche oder die pol- 
nische Sprache an Stelle der Amtssprache zu gebrauchen.« 


Und die Praxis? Ein Beispiel: 


e) Als der Związek Polskiej Młodzieży Kato- 
lickiejna SlaskuOpolskim« sich durch seinen Vor- 
stand zur Eintragung ins Vereinsregister beim Amtsgericht 
in Oppeln anmeldete und die Vereinssatzung in polnischer 
Sprache vorlegte, lehnte das angegangene Amtsgericht zu- 
nächst die Eintragung ab. Es teilte mit Schreiben vom 11. 
Februar 1930 — 8 V. R. — dem Vereinsvorstand folgendes mit: 

»Anliegende Satzung wird mit dem Ersuchen zurückge- 
sandt, eine deutsche Uebersetzung der Satzung beizufügen. 

Schon jetzt wird darauf hingewiesen, daß der Verein, so- 
bald er eingetragen ist, den Zusatzeingetragener Ver- 
einin deutscher Sprache zu führen hat.» 

Erst nachdem der Vereinsvorstand durch Schreiben vom 
24. Februar 1930 ausdrücklich auf der Weigerung der Erfül- 
lung der Auflage unter Rücksendung der polnischsprachigen 
Satzung bestand und um einen offiziellen Gerichtsbeschluß 
ersuchte, um ev. den Beschwerdeweg zu beschreiten, teilte 
das Amtsgericht unter dem 10. 4. 1930 folgendes mit: 

»In unser Vereinsregister ist am 10. April 1930 unter 
Nr.87 der Verein Związek Polskiej Młodzieży Ka- 
tolickiej na Slasku Opolskim, Eingetragener Ver- 
ein, Sitz Oppeln, eingetragen.« 

Das Amtsgericht gab sich also schließlich mit der polni- 
schen Satzung zufrieden. Der Vereinsname ist auch in der 
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beantragten polnischen Form, der Zusatz »eingetragener 
Verein« dagegen in deutscher Sprache eingetragen worden. 

§ 65 des deutschen Bürgerlichen Gesetzbuches bestimmt 
nämlich: «Mit der Eintragung erhält der Name des Vereins 
den Zusatz: »eingetragener Verein«. 

Gegen die Eintragung ist nun, soweit es sich um die 
deutsche Bezeichnung »eingetragener Verein« handelt, Be- 
schwerde vom Verein eingelegt und beantragt worden, statt 
der deutschen Bezeichnung: »Eingetragener Verein« die pol- 
nische Bezeichnung »Towarzystwo zapisane« oder abge- 
kürzt: »T. Z.« ins Vereinsregister einzutragen. In der Begrün- 
dung wurde darauf hingewiesen, daß die Sprache des an sich 
nicht eintragungspflichtigen Zusatzes »eingetragener Ver- 
ein« der Wahl 'des betr. Vereins überlassen bleiben müsse, 
daß die prozessualen Vorschriften über den Gebrauch der 
deutschen Sprache als amtlicher Gerichtssprache auf diesen 
Zusatz als Namensbestandteil und damit als Inhalt der (an 
sich nicht obligatorischen) Eintragung keine Anwendung 
finden; schließlich wurde noch auf Artikel 113 der Reichs- 
verfassung hingewiesen. Das Landgericht in Oppeln ver- 
warf durch Beschluß vom 9. Mai 1930 — 2 a T 191/30 — die 
Beschwerde. Zu dem in Bezug genommenen Artikel 113 
wurde keine Stellung genommen. Das Kammergericht in Ber- 
lin hat durch Beschluß vom 10. Juli 1930 — 1 b X 397/30 — 
die weitere Beschwerde des Vereins aus formalen und dann 
auch aus sachlichen Gründen zurückgewiesen. Bezüglich 
des Artikels 113 der deutschen Reichsverfassung ist in der 
Begründung des Kammergerichtsbeschlusses ausge- 
führt: 


:»Der beschwerdeführende Verein beruft sich endlich zur Recht- 
fertigung seines Antrages auf Artikel 113 der Reichsverfassung und 
auf das deutsch-polnische Abkommen über Oberschlesien. Was zu- 
nächst Artikel 113 der Reichsverfassung angeht, so bestimmt dieser, 
daß die fremdsprachigen Volksteile des Reichs durch die Gesetz- 
gebung und Verwaltung nicht in ihrer freien, volkstümlichen Ent- 
wieklung, besonders nicht im Gebrauch ihrer Muttersprache beim 
Unterricht sowie bei der inneren Verwaltung und der Rechtspflege 
beeinträchtigt werden dürfen. Mit Anschütz, Anmerkung zu Ar- 
tikel 113 Reichsverfassung, und der herrschenden Meinung kann nun 
Artikel 113 Reichsverfassung nicht als eine Rechtsquelle angesehen 
werden, aus der die fremdsprachigen Volksteile oder sogar ihre An- 
gehörigen unmittelbare Rechte für sich herleiten können. Auch der 
in der weiteren Beschwerde angeführte Dachselt gibt in Deutscher 
Juristenzeitung 1926, 610 dem Artikel 113 nur die Auslegung, daß er 
über die Wirkung eines bloßen Programmsatzes hinaus in dem Um- 
fange unmittelbar geltendes Recht sei, als er verhindere, daß einfache 
Reichsgesetzgebung, Landesgesetzgebung und Verwaltung in Zukunft 
hinter die bereits bestehenden Minderheitenrechtsnormen zurück-. 
gehen könnten?) Es kann daher dahingestellt bleiben, ob polnisch 


8) Vergl. auch Dachselt, »Die Rechtsverhältn'sse der fremden Minderheiten 
in Deutschland« im »Archiv für Politik und Geschichte«, 1926 (Heft 4/5) Seite 326. 
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sprechende Reichsangehörige überhaupt im Gebrauch ihrer Mutter- 
sprache im Sinne des Artikels 113 Reichsverfassung bei der Rechts- 
pflege beeinträchtigt werden, wenn ein von ihnen gegründeter Ver- 
ein mit dem Zusatz »eingetragener Verein« im Vereinsregister ein- 
getragen wird. 


Die Eintragung dieses Zusatzes verstößt aber auch nicht gegen das 
deutsch-polnische Abkommen über Oberschlesien san 15. Mai 1922 
(RGBl. II 237). Dessen Artikel 67 Absatz 4 (a. a. O. S. 273) lautet: 
»Unbeschadet des Rechts der deutschen Regierung, eine Staats- und 
Amtssprache zu bestimmen, müssen den fremdsprachigen deutschen 
Reichsangehörigen für den schriftlichen oder mündlichen Gebrauch 
ihrer Sprache angemessene Erleichterungen gewährt werden. Es soll 
ihnen also, wie Artikel 140 des Abkommens ergänzend bestimmt, vor 
den ordentlichen Gerichten im Abstimmungsgebiet gestattet sein, in 
Wort und Schrift die polnische Sprache zu gebrauchen, insbesondere 
also bei Anträgen, Verhandlungen, Vernehmungen, Einlegung von 
Rechtsmitteln und dgl. Die Frage, ob ein Verein den Zusatz »einge- 
tragener Verein« in polnischer Sprache tuhren darf, wird durch diese 
Bestimmung nicht berührt. 


f) In diesem Zusammenhang soll noch aus einem Be- 
schluß des Landgerichts in Breslau vom 9. Dezember 1930 — 
13. T 374/30 — eine Stellungnahme zu Artikel 113 der deut- 
schen Reichsverfassung erwähnt werden. 

Das Amtsgericht in Breslau hatte die Eintragung des 
»Polskie Towarzystwo Szkolne na Śląsk 
Dolny« ins Vereinsregister mit folgendem Beschluß ab- 
gelehnt: 

62 E. R. 194/30. 
Betr.: Schulverein für Niederschlesien (Towarzystwo. 
Szkolne na Slask Dolny), Breslau. 
Beschluß. 


Die Anmeldung vom 4. Oktober 1930 wird kostenpflichtig zurück- 
gewiesen, . da die Tendenz derartiger polnischer Gründungen gegen 
den Bestand des preußischen Staates oder von Teilen desselben ge- 
richtet ist, demnach gegen die guten Sitten verstößt. Durch derartige 
Gründungen wird bezweckt, Teile des Staates als von nationaler pol- 
nischer Bevölkerung bewohnt erscheinen zu lassen, um bei passender 
Gelegenheit diese Teile als polnisches Gebiet in Anspruch zu nehmen. 

Breslau, den 3. November 1930. : 


Das Amtsgericht. 
(Siegel) gez. Becker, Amtsgerichtsrat. 
Ausgefertigt: Breslau, den 3. November 1930. 


Also: polnische Schulvereine, die in Preußen gegründet 
werden, um die polnischen Minderheitsschulen in Preußen 
auf Grund der »Ordnung zur Regelung des Schulwesens für 
die polnische Minderheit vom 31. Dezember 1928 — St. M. I 
15514/28, M. f. W. K. und V. A. III O 3662/28, 1 —, die das 
preußische Staatsministerium in Teilanwendung des Artikels 
113 der Deutschen Reichsverfassung erlassen hat, und auf 
Grund der Ausführungsbestimmungen des Preußischen Mi- 
nisters für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung vom 21. 
Februar 1928 — A. III O. Nr. 481. U III D 1 — zu diesem 
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Staatsministerialerlaß erstehen zu lassen, sind nach Ansicht 
des Amtsgerichts in Breslau staafsfeindlich und verstoßen 
gegen die guten Sitten. Gegen diesen sonderbaren Beschluß 
ist Beschwerde eingelegt worden, und das Landgericht in 
Breslau hat, nachdem auch der. Vorsitzende des »Zwiazek 
Polskich Towarzystw Szkolnych w Niemczech T. z.« und ehe- 
malige Landtagsabgeordnete Jan Baczewski in Berlin einen 
Protest beim preußischen Justizminister und beim Preus- 
sischen Minister für Wissenschaft, Kunst und Volksbildung 
eingelegt hatte, durch Beschluß vom 9. Dezember 1930 — 
13 T. 374/30 — der Beschwerde stattgegeben. Bezüglich des 
in der Beschwerde in Bezug genommenen Artikels 113 der 
e Reichsverfassung heißt es in dem Beschluß vom 
9. 12. 1930: 


»Der Verein bezweckt, wie es sich aus $ 1 Absatz 2 der Satzung 
ergibt, die Pflege des polnischen Volkstums, der polnischen Sprache 
und der polnischen Kultur. Er verfolgt damit einen Zweck, der unter 
dem Schutz des Artikels 113 der Reichsverfassung steht. Nun bildet 
allerdings dieser Artikel nicht eine unmittelbar anwendbare Rechts- 
norm, sondern er stellt sich nur als eine Anweisung an die Gesetz- 
gebung dar (vgl. dazu Anschütz, Die Verfassung des Deutschen 
Reichs, Anmerkung zu Artikel 113). Da aber der Verein nach seiner 
Satzung nur etwas bezweckt, was nach dem Inhalt des genannten Ar- 
tikels der Reichsverfassung ausdrücklich unter verfassungsmäßigen 
Schutz gestellt ist, so kann keine Rede davon sein, daß die Gründung 
des Vereins eben um dieses Zweckes willen gegen die guten Sitten 
. verstoße. Die Sachlage könnte vielleicht davon anders beurteilt wer- 
den, wenn der Verein es sich zur Aufgabe machte, polnisches Volks- 
tum, polnische Sprache und polnische Kultur über den Kreis der 
jetzt bestehenden polnischen Minderheit hinauszuverbreiten und so 
eine fortschreitende Polonisierung schlesischen Landes anzustreben. 
Eine solche Bestrebung würde den Schutz des Artikels 113 der Reichs- 
verfassung nicht genießen. Nach dem Inhalt der Satzung liegen 
jedoch derartige Bestrebungen nicht vor. Dies ergibt sich aus $ 2 
Abs. 1 der Satzung, in dem die Erwerbung der Mitgliedschaft davon 
abhängig gemacht wird, daß derjenige, der Aufnahme begehrt, sich 
zur polnischen Minderheit bekennt. 

Mit dieser Bezeichnung der Minderheit hält sich ‘die Satzung 
durchaus im Rahmen dessen, was von der preußischen Regierung als 
Minderheit angesehen wird. Dies zeigt der Artikel 1 der vom Preus- 
sischen Staatsministerium offenbar in Ausführung des Artikels 113 
der Reichsverfassung erlassenen »Ordnung zur Regelung des Schul- 
wesens für die polnische Minderheit« vom 31. 12. 1928. Dieser Artikel 
lautet: »Unter Minderheit im Sinne der folgenden Bestimmungen 
werden diejenigen Volksteile des Reichs verstanden, die sich zum 
polnischen Volkstum bekennen.« 


2. 

Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung findet auch 
bei mündlichen gerichtlichen Verhandlungen keine Berück- 
sichtigung, wenn ein Minderheitsangehöriger als Partei oder 
Zeuge auftritt und unter Berufung auf Artikel 113 der Reichs- 
verfassung den Wunsch äußert, sich seiner Muttersprache zu 
bedienen, und den Antrag um Stellung eines Dolmetschers 
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stellt. In den dem Verfasser bekannten Fällen sind derartige 
auf Artikel 113 der Reichsverfassung gestützte Anträge von 
den Gerichten stets abgelehnt worden. Sogar in solchen Fäl- 
len wurden behördlicherseits Schwierigkeiten gemacht, wenn 
der als Partei oder Zeuge auftretende Minderheitsangehörige 
ausdrücklich erklärt hat, er kenne und verstehe nicht oder 
nicht genau die deutsche Sprache und könne sich in seiner 
Muttersprache besser ausdrücken, auch dem Gang der Ver- 
handlung verständlicher folgen, sich ausreichend verteidi- 
gen, seine Rechte genügend wahrnehmen. Der oben bereits 
erwähnte $ 184 des deutschen Gerichtsverfassungsgesetzes 
vom 27. Januar 1877 in der |Fassung vom 22. März 1924 — 
Reichsgesetzblatt I Seite299 —, wonach die Gerichtssprache 
die deutsche Sprache ist, gilt auch für mündliche Gerichts- 
verhandlungen und gerichtliche Vernehmungen. Auf diese 
Bestimmungen haben sich in den bekannt gewordenen Fäl- 
len die Gerichte berufen, wenn sie den Antrag eines Minder- 
heitsangehörigen um Stellung eines Dolmetschers zurück- 
wiesen, obschon sogar nach geltendem Recht — ohne Rück- 
sicht auf den Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung — 
unter bestimmten Bedingungen ein Dolmetscher zu stellen 
ist. Die §§ 185 ff. des Gerichtsverfassungsgesetzes lassen 
nämlich Erleichterungen zu und sehen insbesondere die Stel- 
lung eines Dolmetschers für Fälle vor, in denen die betr. Per- 
son der deutschen Sprache nicht mächtig ist. Das materielle 
Recht (vgl. z. B. die erbrechtlichen Bestimmungen des deut- 
schen Bürgerlichen Gesetzbuches, §§ 2244 ff., ferner das 
Reichsgesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit vom 17. 5. 1898 in der Fassung vom 20. 5. 1898, 
88 175 ff.) und das Prozeßrecht (z. B. § 259 der Reichsprozeß- 
ordnung vom 1. Februar 1877 in der Fassung vom 22. März 
1924) ergänzen die betr. Bestimmungen des deutschen Ge- 
richtsverfassungsgesetzes. 


Entgegen der deutscherseits vielfach vertretenen Auffas- 
sung muß abgelehnt werden, die Vorschriften des geltenden 
Rechts, die die Berücksichtigung einer Fremdsprache bei ge- 
wissen Amtshandlungen unter gewisser Voraussetzung zu- 
lassen, als Minderheitsschutz im Rechtssinne und auch aus 
tatsächlichen Gründen anzusehen, schon um deswillen, weil 
darin ausdrücklich bestimmt ist, daß nur die des Deutschen 
»Nichtmächtigen« Berücksichtigung ihrer Muttersprache in 
beschränktem Ausmaße finden, d. h. mit anderen Worten: 
- wer zur nationalen Minderheit gehört und außer seiner Mut- 
tersprache auch die deutsche Sprache versteht, genießt nicht 
das Recht aus den genannten Vorschriften. Der Minderhei- 
tenschutz muß aber — wenn von einem solchen überhaupt 
die Rede sein soll — weiter reichen. Auch der des Deutschen 
kundige Minderheitsangehörige muß das Recht der Berück- 
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sichtigung seiner Muttersprache im behördlichen Verkehr 


für sich in Anspruch nehmen können, wie dies in der Gen- 


fer Konvention vom 15. 5. 1922 vorgesehen ist, die allerdings, 
wie wir sehen, von den deutschen Ausführungsbehörden viel- 
fach gebrochen wird. Im übrigen steht es nach den geltenden 
Bestimmungen im Ermessen des Richters, zu entscheiden, ob 


‘eine Person der deutschen Sprache mächtig ist oder nicht 


und ob daher das Recht aus den genannten Bestimmungen 
einzutreten habe. Es muß vielmehr dem Belieben des Min- 
derheitsangehörigen anheim'’ gestellt bleiben, sich der deut- 
schen oder seiner Muttersprache im Amtsverkehr zu bedie- 
nen, soll von einem wahren Minderheitenrecht und Minder- 
heitenschutz die Rede sein. Dadurch, daß nach bestehendem 
Recht es letzten Endes der Richter in der Hand hat, die 
Sprache zu bestimmen, sind der Willkür und der Illoyalität 
gegenüber den nationalen Minderheiten, wie die Erfahrung 
lehrt, Tür und Tor geöffnet. Soweit nach bestehendem Recht 
Ausnahmen für die Zulassung einer Fremdsprache vor Ge- 
richten und sonst im behördlichen Verkehr zugelassen sind, 
handelt es sich weiter um nichts als um ein sogenanntes 
Fremdenrecht, wie es jeder Kulturstaat in seiner Gesetz- 
gebung für Fremdsprachige ohne Rücksicht auf deren 
Staatszugehörigkeit vorgesehen hat. 

Zur Charakteristik mögen einige Fälle genannt werden: 


a) Vor dem Amtsgericht in Hohenstein (Ostpreußen) fand 
am 17. Juni 1924 eine Strafverhandlung gegen einen polni- 
schen Minderheitsangehörigen, den Landwirt Johann Bur- 
chert in Klein-Maransen, statt. Den Vorsitz führte Amtsge- 
richtsrat Dr. Müller. Es handelt sich um die Sache C 37/24. 


Der Angeklagte verlangte in der mündlichen Verhandlung. 


die Stellung eines Dolmetschers, was ihm aber abgelehnt 
wurde. 

Am 11. Februar 197 war der gleiche Minderheitsange- 
hörige in einer Aufwertungssache zu einer Verhandlung vor 
dasselbe Amtsgericht in Hohenstein geladen. Auch jetzt be- 
antragte er die Stellung eines polnischen Dolmetschers, der 
ihm jedoch nicht zugebilligt wurde; die Verhandlung fand 
vielmehr in deutscher Sprache statt. 

Der frühere Landtagsabgeordnete Jan Baczewski in Ber- 
lin hatte sich der Sache angenommen. In einer Beschwerde 
vom 16. Juli 1926 an den preußischen Justizminister stellte 
er bezügl. des betr. Minderheitsangehörigen fest: »Der Ge- 


nannte spricht nur polnisch und versteht kein Wort deutsch. - 


Er hat während der Hauptverhandlung (sc. am 17. 6. 1924) 
einen Dolmetscher verlangt, diesem Verlangen wurde nicht 
stattgegeben. Der Richter soll insbesondere geantwortet 
haben, es gibt jetzt keine Dolmetscher mehr.« Der Justiz- 
minister gibt die Aeußerung des Amtsgerichtsrats Dr. Müller 
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zu dem Angeklagten im Schreiben vom 30. August 1924 — 
IV e 5212 a —, in dem er erklärte, daß die Beschwerde vom 
16. Juli 1924 »nach Prüfung des Sachverhalts zu Maßnahmen 
im Dienstaufsichtswege keinen Anlaß gebe,« wie folgt wieder: 
»Amtsgerichtsrat Dr. Müller hat dem Landwirt Burchert nur- 
erklärt, daß der einzige am Amtsgericht Hohenstein bestellte 
Dolmetscher abwesend sei.« In einer weiteren Beschwerde 
vom 22. Februar 1927 an den Preußischen Justizminister 
schreibt hierzu der frühere Landtagsabgeordnete -Baczewski: 


»Ich nehme ergebenst Bezug auf meine Eingabe vom 16. Juli 1924 
und die Antwort des Herrn Ministers vom 30. 8. 1924. Danach habe 
ich dem Herrn Minister berichtet, daß das Amtsgericht in Hohen- 
stein in Ostpreußen in der Sitzung vom 17. Juni 1924 die Stellung 
eines Dolmetschers trotz ausdrücklichen Antrages mit der Erklärung 
verweigert hat, es gäbe jetzt keine Dolmetscher mehr. Im Antwort- 
schreiben des Herrn Ministers vom 30. August 1924 — IV e 5212 — ist 
dieser Sachverhalt in Abrede gestellt bezw. entstellt wiedergegeben. 
Ich kann nur annehmen, daß der Herr Minister damals falsch infor- 
miert worden ist. Es scheint beim Amtsgericht in Hohenstein die 
Tendenz zu bestehen, überhaupt die Stellung eines Dolmetschers ab- 
zulehnen, wenn ein der deutschen Sprache nicht mächtiger Angehöri- 
ger der polnischen Minderheit mit dem Gericht zu tun hat. Ein Fall, 
der sieh unlängst wiederum beim Amtsgericht in Hohenstein ereignet 
hat, gibt mir diese Gewißheit.« 

Er kommt dann auf den Vorgang vom 11. Februar 1927 zu spre- 
chen und führt hierzu aus: 

»Die Verhandlung vor dem Gericht sollte in deutscher Sprache 
stattfinden. Dem Gericht ist bekannt. daß Burchert der deutschen 
Sprache nicht mächtig ist, sondern nur polnisch spricht. Um nun 
eine Verständigung zu ermöglichen, beantragte Burchert auch jetzt, 
daß ihm ein Dolmetscher beigegeben werden sollte. Dies wurde jedoch 
abgelehnt, und die Verhandlung fand in deutscher Sprache statt. 
Burchert konnte der Verhandlung nicht mit dem erforderlichen Ver- 
ständnis folgen, mit Recht fühlt er sich benachteiligt. In dem Ver- 
halten des Amtsgerichts zu Hohenstein muß weiterhin ein Verstoß 
gegen Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung 
sowie insbesondere auch gegen $ 187 des deutschen Gerichtsverfas- 
sungsgesetzes erblickt werden. Das Amtsgericht zu Hohenstein wird 
sich, wie aus dem Antwortschreiben des Herrn Ministers vom 30. 
August 1924 auf meine vorhin genannte Eingabe zu folgern ist, viel- 
leicht wieder damit zu entschuldigen suchen, daß der Minderheits- 
angehörige der deutschen Sprache mächtig sei. Doch kann durch 
Vernehmung von Zeugen und Sachverständigen, insbesondere auch 
‘durch den Minderheitsangehörigen selbst festgestellt werden, daß 
dieser die deutsche Sprache nicht beherrscht.« 


Mit Schreiben vom 16. Mai 1927 — II a 2005 — hat der 
preußische Justizminister auf das Schreiben des früheren 
Abgeordneten Baczewski vom 22. [Februar 1927 geantwortet: 


Die Ermittelungen haben keinen Anhalt dafür erbracht, daß sei- 
tens des Amtsgerichts in Hohenstein grundsätzlich die Zuziehung 
eines Dolmetschers abgelehnt wird, vielmehr erfolgt die Zuziehung 
stets, wenn Sie nach dem Gesetz erforderlich ist. Der Bescheid vom 
30. August 1924 muß auch nach nochmaliger Prüfung aufrechterhal- 
ten werden. Der Landwirt Johann Burchert, durch dessen Verhalten 
sowohl der damalige Bescheid wie auch die jetzige Beschwerde ver- 
anlaßt worden ist, beherrscht nach einwandfreien Feststellungen 
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zweifellos die deutsche Sprache, wie aus verschiedenen Verhandlun- 
gen mit ihm und insbesondere auch aus einem von ihm selbst in 
deutscher Sprache abgeschlossenen notariellen Kaufvertrag hervor- 
geht. Das Verfahren des Amtsgerichts in Hohenstein steht daher 
durchaus im Einklang mit dem $ 187 des Gerichtsverfassungsgesetzes, 
welcher unbeschadet der im Artikel 113 der Reichsverfassung gege- 
benen Richtschnur in Wirksamkeit geblieben ist. Ich vermag die Be- 
schwerde daher nicht als begründet zu erachten. | 

Darauf entgegnete der damalige Landtagsabgeordnete 
Baczewski mit Schreiben vom 22. Mai 1927 wie folgt: | 

»Ich stelle fest, daß der Landwirt Johann Burchert aus Klein 
Maransen die deutsche Sprache in Wort und Schrift nicht beherrscht, 
sondern lediglich die polnische. Ich kenne ihn persönlich. Wenn der 
Herr Justizminister im Schreiben vom 16. Mai erklärt, daß Burchert 
»zweifellos die deutsche Sprache beherrscht«, so kann ich diese Fest- 
stellung des Herrn Ministers lediglich auf unrichtige Information 
der untergeordneten Behörden zurückführen. Aus dem im gleichen 
Schreiben erwähnten in deutscher Sprache abgeschlossenen notariel- 
len Kaufvertrag geht auch nicht hervor, daß Burchert des Deutschen 
mächtig wäre. Der Notar, vor dem der Kaufvertrag abgeschlossen ist, 
beherrscht die polnische Sprache, er hat die Verhandlungen mit Bur- 
chert in polnischer Sprache geführt und dann den Vertrag schriftlich 
in deutscher Sprache abgefaßt, den dann Burchert mit seinem Namen 
unterzeichnet hat.« 

b) In der Privatklagesache des Breslauer Universitäts- 
professors Laubert gegen den verantwortlichen Redakteurs 
der »Kulturwehr« Jan Skala in Berlin verlangte der Ange- 
klagte unter Berufung auf Art.113 der deutschen Reichsverfas- 
sung als Angehöriger der lausitzserbischen Minderheit für 
den mündlichen Verhandlungstermin am 17. Dezember 1928 
vor dem Amtsgericht in Breslau — Aktenzeichen: 35 B 591/28 
— einen beeidigten Dolmetscher der lausitzserbischen Spra- 
che. Das Amtsgericht in Breslau lehnte die Forderung mit 
der Begründung ab, daß die Gerichtssprache die deutsche 
Sprache ist und daß der Angeklagte der deutschen Sprache 
mächtig sei, was daraus hervorgehe, daß er verantwortlicher 
Redakteur einer deutschgeschriebenen Zeitschrift sei, wei- 
ter, daß er selbst in dieser Sprache Artikel schreibe und die 
Kenntnis der deutschen Sprache auch garnicht in Abrede 
stelle. Die Beschwerde gegen diesen erstinstanzlichen Be- 
schluß hat das Landgericht in Breslau als zweite Instanz 
durch Beschluß vom 17. 11. 1928 — Aktenzeichen: 36 Q 463/28 
— verworfen. In der Gerichtsverhandlung am 17. 12. 1928 ver- 
trat der Verteidiger des Angeklagten noch einmal die Forde- 
rung auf Stellung eines Dolmetschers unter Berufung auf 
Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung; dies wurde ab- 
gelehnt?). Der Angeklagte anwortete nunmehr auf die Frage 


®) Die Stellung eines Dolmetschers ist hier selbstverständlich nur für den 
Richter notwendig, um die Durchführung der Verhandlungen überhaupt zu er- 
möglichen, da zwar der Angeklagte der deutschen Sprache mächtig war, nicht 
aber der Richter der Muttersprache des Angeklagten, der sein Recht aus 
Art. 113 geltend machte. 
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nach seinen Personalien in seiner Muttersprache, um damit 
seinen Rechtsanspruch auch faktisch zum Ausdruck zu brin- 
gen. Er gab dann folgende Erklärung ab: 


»Durch die Entscheidung der ersten und zweiten Instanz werde 
ich in der Geltendmachung meines verfassungsmäßigen Rechts auf 
den Gebrauch meiner Muttersprache vor Gericht gehindert. Da es 
mir daran liegt, die Durchführung der Verhandlung zu ermöglichen, 
werde ich im weiteren Verlauf mich der deutschen Sprache bedienen. 
Ausdrücklich möchte ich dabei aber wiederholen, daß dies nicht 
einen Verzicht auf meine verfassungsmäßigen Rechte bedeutet, wenn 
ich hier der höheren Gewalt nachgebe; weiter erkläre ich, daß ich 
mich der deutschen Sprache nur unter ausdrücklichem Protest bedie- 
nen werde.« 


c) Der verantwortliche Schriftleiter der »Kultur- 
wehr« hatte in seiner eigenen Privatbeleidigungsklage ge- 
gen den verantwortlichen Schriftleiter der »Leipziger Neue- 
sten Nachrichten« Dr. Günther in Leipzig beim Amtsgericht 
Berlin-Mitte, vor dem die Gerichtsverhandlung auf den 25. 
März 1930 anberaumt war — Aktenzeichen: 147 B 33.30 — mit 
Schriftsatz vom 15. März 1930 unter ausdrücklicher Berufung 
auf Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung die Ladung 
eines beeidigten Dolmetschers der lausitzserbischen (ober- 
wendischen) Sprache beantragt. Durch Beschluß vom 18. März 
1930 — 147 B 33.30/7 — lehnte das Amtsgericht, nachdem der 
Termin vom 25. März 1930 vertagt worden war, den Antrag 
ab. Nach dem Wortlaut des Beschlusses ist die Stellung eines 
Dolmetschers abgelehnt, »da die Voraussetzungen dazu nicht 
vorliegen«. Die Beschwerde wurde durch Beschluß des Land- 
.gerichts I in Berlin vom 26. März 1930 — Aktenzeichen: 10 Q. 
47.30/10 — verworfen. | 

Im Hauptverhandlungstermin am 1. Mai 1930 gab der Pri- 
vatkläger die Erklärung ab, daß er auf sein Recht aus Arti- 
kel 113 der deutschen Reichsverfassung als Angehöriger einer 
nationalen Minderheit nicht verzichte, aber, um die Verhand- 
lung stattfinden zu lassen, bereit sei, in deutscher Sprache 
zu verhandeln, worauf dann die Verhandlung in deutscher 
Sprache vor sich ging. In dem alsdann ergangenen Urteil — 
den Vorsitz in der Verhandlung führte Amtsgerichtsrat Dr. 
Bues — heißt es wörtlich: 

. es war dem Angeklagten das Recht nicht zu nehmen, 
das Verhalten des Privatklägers vor dem Breslauer Gericht 
zu besprechen. Er durfte es auch kritisieren und seiner Ent- 
rüstung über das weite Kreise befremdende Verlangen des 
Privatkläger (sc. auf Stellung eines Dolmetschers) Ausdruck 
verleihen... « 

Diesem Prozeß lag nämlich eine Zeitungsnotiz der »Leip- 
ziger Neuesten Nachrichten« zu Grunde, in der der Ange- 
klagte Dr. Günther das Verlangen des Privatklägers 
Redakteur Skala im Beleidigungsprozeß vor dem Amtsgericht 
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in Breslau auf Stellung eines Dolmetschers auf Grund des 
Artikels 113 der deutschen Reichsverfassung als »wendische 
Unverfrorenheit« bezeichnete. Der Gerichtsvorsitzende hat 
durch die Wortfassung im Urteil seine Auffassung bezüg- 
lich des Anspruchs auf Stellung eines Dolmetschers deutlich 
gekennzeichnet. 

Aehnlich liegt ferner der folgende [Fall: 

In der Privatbeleidigungssache des Generalsekretärs des 
Verbandes der nationalen Minderheiten Deutschlands Dr. 
Kaczmarek gegen den verantwortlichen Schriftleiter des 
»Reichsboten«, einer in Berlin erscheinenden Zeitung, 
wünschte der Privatkläger unter ausdrücklicher Berufung 
auf Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung im mündli- 
chen Verhandlungstermin am 22. Januar 1931 — Aktenzei- 
chen: 149 B 804.30 — vor dem Amtsgericht Berlin-Mitte sich 
der polnischen Sprache zu bedienen und verlangte die Stel- 
lung eines polnischen Dolmetschers für das Gericht. Dies 
wurde vom Gerichtsvorsitzenden, Amtsgerichtsrat Dr. B ü- 
chert mit den Worten abgelehnt: »Sie können sich ja der 
polnischen Sprache bedienen, aber ich betrachte dann das 
von Ihnen in polnischer Sprache Gesagte als nicht von 
Ihnen vorgetragen.« Dr. Kaczmarek erklärte darauf, daß er 
unter Protest sich der deutschen Sprache bedienen werde, 
auf Sein verfassungsmäßiges Recht jedoch nicht verzichte. 


x 


Sogar in Oberschlesien, wo durch die bereits oben 
zitierten Bestimmungen der Genfer Konvention vom 
15. Mai 1922 der Gebrauch der polnischen Sprache vor Ge- 
richt ausdrücklich dem freien Belieben der Beteiligten über- 
lassen ist, werden behördlicherseits Schwierigkeiten ge- 
macht. Es ist hier sogar der Fall vorgekommen, daß ein 
Richter erklärt hat, die Bestimmungen der speziell für Ober- 
Schlesien geschaffenen Genfer Konvention nicht zu kennen. 
Zwei charakteristische Fälle werden die Situation am besten 
beleuchten: 

d) In der Strafsache-. gegen den polnischen Minderheits- 
angehörigen Baron in Sorowski wegen wissentlich falscher 
Anschuldigung fand vor dem Amtsgericht in Rosenberg am 
14. April 1926 — Aktenzeichen: 5 D 119/25 — die Hauptver- 
handlung statt. Die Fragen des Vorsitzenden Amtsgerichts- 
rats Kammler beantwortete der Angeklagte in polnischer 
Sprache, weil er die deutsche Sprache nicht vollständig be- 
herrscht. Amtsgerichtsrat Kammler verbot ihm dies mit fol- 
genden Worten: »Herr Baron, ich bitte Sie, sprechen Sie 
deutsch, denn ich kenne Sie schon aus früheren Prozessen 
und Sie können deutsch. Ich mache Sie darauf aufmerk- 
sam, daß es allein von mir abhängt, wie das Strafmaß aus- 
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fällt. Das wollen Sie sich zu Gemüte ziehen.« Auf weiteres 
Befragen antwortete der Angeklagte wiederum teilweise 
polnisch, weil er die deutschen Ausdrücke nicht schnell ge- 
nug finden konnte. Der Amtsgerichtsrat Kammler entgeg- 
nete ihm: »Ich mache Sie noch einmal darauf aufmerksam, 
daß, wenn Sie mir ein deutsch-polnisches 
Theater aufführen wollen, werden Sie sich 
selbst die Härte des Gesetzes zuzuschreiben‘ 
haben.« Baron wurde unverhältnismäßig schwer bestraft. 
Bemerkenswert ist, daß er in der Berufungsinstanz durch 
Urteil der kleinen Strafkammer in Kreuzburg vom 17.5. 1927 
— Aktenzeichen: N 27/27 — freigesprochen wurde. 
Die Vorgänge wurden vom Zwiazek Polaköw w 
Niemczech bezw. von dem früheren Landtagsabgeordne- 
ten Klimas zum Gegenstand von Beschwerden an die vor- 
geordneten Behörden gemacht. Der Preußische Justizmini- 
ster hat die Verfehlungen des Amtsgerichtsrats Kammler 
‘durch Schreiben. vom 28. Februar 1927 — Aktenzeichen: 
II d 556 — und 11. Mai 1927 — II d. 1486 — anerkannt. In 
seinem Schreiben vom 28. Februar 1927 heißt es darüber: 


‚.»Auf Ihre Beschwerde ‘vom 28. Oktober v. Js. gegen den Amtsge- 
richtsrat Kammler in Rosenberg wegen seines Verhaltens in der 
Strafsache gegen Baron in 5 D 119/25 habe ich eine endgültige Ent- 
scheidung noch nicht treffen können, weil Kammler seit längerer 
Zeit krankheitshalber zur Kur im Auslande weilt und seine Ver- 
nehmung daher nicht erfolgen konnte. 

Ohne der endgültigen Entscheidung vorgreifen zu wollen, glaube 
ich aber jetzt schon in Uebereinstimmung mit Ihrer Auffassung 
feststellen zu können, daß das Verhalten des Richters mit Artikel 140 
des deutsch-polnischen Abkommens über Oberschlesien vom 15. Mai 
1922 nicht im Einklang steht, wie dies auch bereits in dem Bescheide 
des Oberlandesgerichtspräsidenten in Breslau an den Bund der Polen 
Deutschlands vom 23. Oktober 1926 — 13 IX 1.1%/79.2 — zum Aus- 
druck gebracht worden ist. Ob die aus diesem Grunde dem 
Richter gemachten Vorhaltungen als ausreichend anzu- 
sehen oder ob etwa andere Maßnahmen am Platze sind, kann erst 
nach Anhörung des Richters abschließend geprüft werden. 

Eine Verletzung des Art. 75 Abs. 3 a.a.O. halte ich nicht für vor- 
liegend; denn selbst wenn der Ausdruck von einem deutsch-polnischen 
Theater gefallen sein sollte, woran sich der Richter, der Protokoll- 
"führer und der Oberlandjäger Teichmann nicht erinnern können, so 
waren diese Worte doch nach dem Zeugnis des Büroangestellten 
Wawrzynek jedenfalls nicht als eine Beleidigung des Barons in seiner 
Eigenschaft als Pole aufzufassen. Ob der Richter durch Ankündi- 
gung einer höheren Strafe den Baron zur Anwendung der deutschen 
Sprache hat zwingen wollen, bedarf noch weiterer Klärung. 

Nach Abschluß der Ermittelungen werde ich auf die Angelegen- 
heit zurückkommen.« 

Im Schreiben vom 11. Mai 1927 heißt es dann weiter: 

»Die in meinem Schreiben vom 28. Februar 1927 — II d. 556 — in 
Aussicht gestellte weitere Nachprüfung hat nicht ergeben, daß der 
Richter den Angeklagten Baron durch den Hinweis auf die Höhe der 
von ihm zu verhängenden Strafe zum Gebrauch der deutschen Sprache 
hat bewegen wollen. Wenn auch das Verhalten des Richters, wie be- 
reits in meinem oben bezeichneten Schreiben ausgeführt ist, nicht in 
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allen Punkten gebilligt werden kann, so liegt danach doch keine Ver- 
anlassung vor, über die ihm erteilte Vorhaltung hinaus noch weitere 
disziplinarische Maßnahmen zur Anwendung zu bringen. « 

Schließlich wurde Amtsgerichtsrat Kammler außerhalb 
des gemischtsprachigen Gebiets, und zwar nach Friedland in 
Oberschlesien, versetzt; er hat sich noch weitere Verstöße 
gegen polnische Minderheitsangehörige zuschulden kommen 
lassen; dies wurde gleichfalls beschwerdeführend gerügt. 

e) Ein zweiter Vorfall in Oberschlesien: In einer Zivil- 
prozeßsache des Polsko-Katolickie Towarzystwo 
Szkolne na Slask Opolski stand am 16. September 
1927 vor dem Amtsgericht in Beuthen — Aktenzeichen: 7 G 
687/27 — Termin zur mündlichen Verhandlung an. Bei Er- 
öffnung der mündlichen Verhandlung beantragte der Kläger 
für seinen Geschäftsführer und zwei zu vernehmende Zeu- 
gen die Stellung eines polnischen Dolmetschers. 

Der Verhandlungsvorsitzende Amtsgerichtsrat Dr. Streu- 
bel wandte sich daraufhin an den Geschäftsführer Dr. Józef. 
Michalek und sagte: »Ja, wie denn, Sie können doch gut 
deutsch.« Dr. Józef Michałek entgegnete, daß er sowie die 
Zeugen verlangen, in polnischer Sprache auszusagen, da sie 
nicht auf die ihnen in der Genfer Konvention garantierten 
Rechte verzichten wollen. Amtsgerichtsrat Dr. Streubel er- 
widerte: »Ich weiß, daß ein Vertrag zwischen Deutschland 
und Polen geschlossen worden ist, aber ich kenne nicht die 
Bestimmungen.« Er fragte dann die einzelnen Zeugen, wes- 
halb sie sich der polnischen Sprache bedienen wollten, ob- 
gleich sie gut deutsch sprechen könnten. Die Zeugen Stanis- 
ław Feliks und Wajciech Michałek erklärten, daß ihnen die 
polnische Muttersprache geläufiger sei und sie sich daher 
dieser bedienen möchten. Darauf entgegnete der Amitsge- 
richtsrat: »Ich höre, Sie können gut deutsch. Die deutsche 
Sprache ist die Amtssprache, und ich kann nicht zulassen, 
daß vor deutschen Gerichten polnisch gesprochen wird, wenn 
die Partei der deutschen Sprache mächtig ist. In Königs- 
hütte müssen auch alle polnisch sprechen.« 

Die Verhandlung wurde sodann vertagt, und es erging 
dann unter dem 17. September 1927 ein Beschluß des Amts- 
gerichts, wonach die Vernehmung der Zeugen Stanislaw 
Feliks und Wojciech Michałek in polnischer Sprache statt- 
finden würde. Die Angelegenheit war gleichfalls Gegenstand 
von Beschwerden an die vorgeordneten Behörden. Der preus- 
sische Justizminister hat auf dahingehende Beschwerden des 
früheren Landtagsabgeordneten Klimas durch Schreiben vom 
15. 10. 1927 — I Nr. 1443 — und vom 29. November 1927 — 
I Fr. 1614 — die Verfehlungen des Amtsgerichtrats Dr. Streu- 
' bel anerkannt. Im Schreiben vom 15. 10. 1927 schrieb er: 


»Wegen des in dem gefl. Schreiben vom 3. d. Mts. erörterten Vor- 
gangs ist bereits das Erforderliche gegen den Amtsgerichtsrat Dr. 
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Streubel im Dienstaufsichtswege veranlaßt worden. Ein Hinweis auf | 


die für das Abstimmungsgebiet geltenden Bestimmungen der Genfer 
Konvention ist schon in der allgemeinen Verfügung vom 21. Juni 
1922 — J. M. Bl. S. 230 — enthalten. Ihre peinliche Beachtung ist 
neuerdings den Richtern wieder eingeschärft worden, sodaß die Kennt- 


nis der Bestimmungen bei sämtlichen Richtern des Abstimmungs- 


gebiets gewährleistet wird.« | 

Und im Schreiben vom 22. November teilt der Minister mit: 

»Auf das gefällige Schreiben vom 15. ds. Mts. betreffend die Be- 
schwerde über den Amtsgerichtsrat Dr. Streubel in Beuthen teile ich 
Ihnen ergebenst folgendes mit: | 

»Streubel hat allerdings, als die der. deutschen Sprache mächtigen 
Zeugen erklärt hatten, polnisch sprechen zu wollen, zunächst ohne 
genauere Kenntnis der Bestimmungen des Genfer 
Abkommens versucht, sie zur Benutzung der deutschen Sprache 
zu veranlassen, und dabei die Frage aufgeworfen, ob die polnischen 
Richter in Königshütte im umgekehrten Falle die deutsche Sprache 
zulassen würden. Er hat aber keinerlei Zwangsmaßnahmen angewandt 
oder auch nur angedroht, sondern sich, als sein Versuch ergebnislos 
verlief, über die Rechtslage unterrichtet und sodann einen Beschluß 
erlassen, der den Vorschriften des Genfer Abkommens in allen Punk- 
ten Genüge tut. Hiernach ist sein Verhalten nur insoweit zu beàn- 
standen, als er vor einer sachgemäßen Entscheidung und vor Ein- 
sichtnahme in den Wortlaut des ihm bedauerlicherweise nicht gegen- 
wärtigen Artikels 140 den Zeugen und Parteien die Benutzung der 
deutschen Sprache nahe gelegt hat. Wegen dieses Verhaltens ist ihm 
eine förmliecehe Mißbilligung ausgesprochen worden. Eine 
weitergehende disziplinare Ahndung kann nicht in Frage kommen; 
eine Versetzung Streubels gegen seinen Willen ist nur im Wege eines 
Disziplinarverfahrens möglich, zu dessen Einleitung nach Lage des 
Falles eine Veranlassung nicht gegeben ist. Daß Streubel bewußt 
und aus nationaler Voreingenommenheit heraus gehandelt haben 
sollte, ist gänzlich ausgeschlossen.« i 


3. 


Ein weiteres Gebiet, auf dem nach den bisherigen Erfah- 
rungen der Artikel 113 der Deutschen Reichsverfassung in 
Preußen-Deutschland keine Berücksichtigung findet. ist das 
der Namensgebung. 

Das Recht der Beilegung des Vornamens ist ein Ausfluß 
des Rechts und der Pflicht zur Sorge für die Person des Kin- 
des und gebührt dem Träger dieser Rechtsame, also den 
Eltern, in der Regel dem Vater ($$ 1627 ff. 1684 ff. des Deut- 
schen Bürgerlichen Gesetzbuchs). Eine Beschränkung dieses 
Rechts bezüglich der Auswahl der Vornamen ist weder im 


Deutschen Bürgerlichen Gesetzbuch noch sonst reichsgesetz- _ 


lich ausgesprochen. Auch die Rechtslehre erklärt die Aus- 
wahl des Vornamens in Deutschland für unbeschränkt; sie 
stellt lediglich die sich aus der Natur der Sache ergebende 
und darum selbstverständliche, mithin nicht als Einschrän- 
kung im eigentlichen Sinne zu wertende Grenze auf, daß der 
gewählte Vorname nicht unanständig oder anstößig sein 
dürfe und daß er außerdem zur Kennzeichnung einer Person 
innerhalb ihrer Familie geeignet sein müsse. 
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Im Reichsgesetz über die Beurkundung des Personenstan- 
des vom 6. |Februar 1875, § 22 Ziffer 4, ist bezüglich des Vor- 
namens nur allgemein bestimmt, daß die Eintragung des 
Geburtsfalles ins Geburtsregister den bzw. die »Vornamen des 
Kindes« enthalten soll; kein Wort ist dort erwähnt über die 
‘Art, Form oder Sprache des einzutragenden Vornamens. In 
den Ausführungsbestimmungen zum Personenstandsgesetz, 
und zwar in der Bundesratsordnung vom 25. März 1899 — 
Reichsgesetzblatt Seite 225 — heißt es in § 11 Absatz 1: »Die 
Standesregister sind in deutscher Sprache zu führen.« Wie 
sich aber schon aus der Ueberschrift dieser Bundesratsver- 
ordnung: »Register- und Geschäftsführung« ergibt, hat diese 
Vorschrift lediglich formalrechtliche Bedeutung für die 
Einrichtung und Behandlung der Standesregister ; sie bezieht 
sich nicht auf den materiellen Inhalt einer Eintragung, und 
zum materiellen Inhalt der Eintragung gehört auch der ein- 
zutragende Vorname. 

In der Literatur finden sich nun vereinzelt Hinweise auf 
vorhandene Verwaltungsvorschriften der standesamtlichen 
Aufsichtsbehörden, durch welche diese angewiesen werden, 
bei Anmeldung von fremdländischen Vornamen lediglich die 
etwa vorhandene deutsche Sprachform zu beurkunden. Al- 
lein solche Verwaltungsvorschriften haben nicht die Kraft, 
ein reichgesetzlich unbeschränkt gelassenes Recht einzuengen. 

Auf Grund bestehenden Reichsrechts und mangels aus- 
drücklicher diesbezüglicher Gesetzesregelung in Preußen ist 
daher in Preußen schon ohne Rücksicht auf Artikel 113 der 
deutschen Reichsverfassung die Eintragung fremdländischer 
Vornamen in der fremdländischen Form in die Geburtsregi- 
ster nicht nur für Ausländer, für die im übrigen bezüglich der 
Vornamen eine besondere administrative Vorschrift (der Er- 
laß des preußischen Innenministers vom 27. 10. 1903, abge- 
druckt in der Zeitschrift: Der Standesbeamte 1904 Seite 1), 
ergangen ist, sondern auch für Inländer unbeschränkt zuläs- 
sig (vergl. Beschluß des Landgerichts II in Berlin vom 21.10. 
1929 — Aktenzeichen: 2 T 39/29 —). Für die Provinz Ober- 
schlesien gilt allerdings bei Vorhandensein einer deutschen 
Form für den fremdländischen Vornamen laut Schlußproto- 
koll zum deutsch-polnischen Abkommen über Oberschlesien 
vom 15. Mai 1922, Ziffer XVI, Absatz IV, die Sonderregelung: 
»Weicht die Schreibart oder die Form des Vornamens in der 
Sprache der Minderheit von der Schreibart oder der Form der 
Amtssprache ab, so ist auf Antrag der Vorname neben der 
‚amtlichen Schreibart oder Form auch in der Schreibart oder 
Form der Minderheit einzutragen oder nachträglich hinzu- 
zufügen.« 


Nach den gemachten Erfahrungen verweigern aber die 
Standesbeamten, die auf Grund des Reichsgesetzes über die 
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Beurkundung des Personenstandes vom 6. Februar 1875 für 
die Beurkundung der Geburten zuständig sind, bei Minder- 
heitsangehörigen die Eintragung von Vornamen, die der Min- 
derheitssprache entlehnt werden. 

Lehnt nun der Standesbeamte die Vornahme einer Amts- 
handlung ab, so kann er dazu auf Antrag der Beteiligten nach 
8 11 des Personenstandesgesetzes durch das zuständige Amts- 
gericht angewiesen werden, und in Fällen ‚in denen eine fal- 
sche Beurkundung erfolgt ist, kann nach §§ 65 ff. des Perso- 
nenstandesgesetzes auf Grund gerichtlicher Anordnung die 
Berichtigung im Standesregister erfolgen. Gegen die Ent- 
scheidungen des Amtsgerichts ist auf Grund des Reichs- 
gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit (§§ 19 ff.) die Be- 
schwerde ans Landgericht und gegen dessen Entscheidung in 
Standesregistersachen die weitere Beschwerde an das Kam- 
mergericht in Berlin gegeben. 

In wiederholten, mir bekannt gewordenen Fällen ist dieser 
Beschwerdeweg auch beschritten worden; (die diesbezüg- 
lichen Verfahren haben sich teilweise jahrelang hinge- 
zogen, da sie zum Teil mehrfach durch die sämtlichen Instan- 
zen gegangen sind; ein Erfolgistjedochnicht ge- 
zeitigt worden. Die Standesbeamten wie auch die Ge- 
richte bis zur höchsten Instanz haben die Anträge bezw. Be- 
schwerden betr. die Eintragung der gewünschten fremdspra- 
chigen Vornamen der Minderheitsangehörigen stets unter 
Bezugnahme auf $ 11 der Bundesratsverordnung vom 25. März 
1899 — Reichsgesetzblatt S. 225 — wonach die Standesregister 
in deutscher Sprache zu führen sind — zurückgewiesen und 
nur solche fremdsprachige Vornamen zugelassen, für die es 
keine anerkannte deutsche Sprachform gebe. Die Berück- 
sichtigung des Artikels 113 der deutschen Reichsverfassung 
ist dabei stets unter ausdrücklicher Bezugnahme auf den 
oben wörtlich zitierten Kommentar von Anschütz abgelehnt 
worden. 


Vom KammergerichtinBerlin sind z.B. in aller- 
jüngster Zeit drei Entscheidungen auf eingelegte weitere Be- 
schwerden ergangen, die sämtlich die Eintragung polnischer 
Vornamen in die Geburtsregister ablehnen. 

Ein Beschluß datiert vom 9. Januar 1931 und hat das 
Aktenzeichen 1 a X 713/30. Er lehnt die Eintragung des pol- 
nischen Vornamens »Ludomila« für das am 3. Juni 1927 
geborene Kind des Redakteurs Waclaw Jankowski ab und 
bestätigt die vom Standesbeamten in Halbendorf (Oberschle- 
sien) vorgenommene Eintragung der deutschen [Form »Lud- 
milla«. 

Der zweite Kammergerichtsbeschluß allerneuester Zeit da- 
tiert vom 16. Januar 1931 und hat das Aktenzeichen 1 a X 
770/30; er lehnt die Eintragung der polnischen Vornamen 


149 


»Wojciech« und»Jözef« ab und bestätigt die Eintragung 
der deutschen Form »Josef«, die vom Standesbeamten in 
Allenstein-Stadt getätigt wurde, während für den polnischen 
Vornamen »Wojciech« eine Eintragung überhaupt nicht statt- 
gefunden hat. Es handelt sich in diesem Falle um den am 
5. März 1929 geborenen Sohn des Geschäftsführers Franz 
Barczin Allenstein. Bezüglich des Artikels 113 der Reichs- 
verfassung hatte das Landgerichtin Allenstein als 
Vorinstanz im Beschluß vom 26. 8. 1929 — Aktenzeichen: 
4 T 562/29/11 — ausgeführt. | 


»Diese Vorschriften (sc. $ 11 Bundesratsbekanntmachung vom 25. 3. 
1899, Allgemeine Verfügung des Preuß. Justiz- und Innenministers 
vom 11. 3. 1898 — Min. Bl. f. d. inn. Verw. 1898 Seite 58) haben auch 
durch die Reichsverfassung vom 11. August 1919 ihre Wirksamkeit 
nicht verloren; denn die Vorschrift des Artikels 113 Reichsverfassung 
über die Rechte der nationalen Minderheiten stellt, wie sich aus seiner 
Fassung ergibt, keine unmittelbar anwendbare Norm, 
sondern lediglich eine Richtschnur für die Gesetz- 
gebung (vgl. Anschütz, Kom. zur Reichsverfassung, Bemerkung 
zu Artikel 113) dar. Ausführungsvorschriften über fremdsprachige 
Vornamen sind auf Grund des Artikels 113 Reichsverfassung bisher 
nicht erlassen worden. Infolgedessen sind die bisherigen Vorschrif- 
ten in Geltung geblieben. Aus diesen folgt aber, daß das Verlangen, 
Ben en in polnischer Form einzutragen, in Jedem Falle unbe- 
grundet 1St.« 


Der dritte Kammergerichtsbeschluß jüngster Zeit datiert 
vom 30. Januar 1931 und hat das Aktenzeichen: 1 a X 1341/30. 
Er verwirft die Eintragung des Vornamens »Joanna« und 
bestätigt die vom Standesbeamten in Ahlen in Westfalen ge- 
tätigte Eintragung des Vornamens in der deutschen Form: 
. »Johanna« (d. h. mit h) für die am 18. Februar 1930 geborene 
Tochter des Bergmanns Jan Sikora. Das Amtsgericht in 
Ahlen hatte als unterste Gerichtsinstanz bezüglich des Ar- 
tikels 113 der Reichsverfassung zum Beschluß vom 25. Juni 
1930 — Aktenzeichen: III 374/30 — ausgeführt: 


»Nach $ 11 Absatz 1 der Ausführungsvorschriften des Personen- 
standsgesetzes (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 25. 3. 1899 — 
R. G. B1. S. 227) sind die Standesregister in deutscher Sprache zu füh- 
ren. Es fragt sich, ob der Anwendbarkeit dieser Vorschrift der Ar- 
tikel 113 der Reichsverfassung entgegensteht. Abgesehen davon, daß 
die Eintragung der deutschen Namensform in das Standesregister 
eine Beeinträchtigung des Antragstellers im Gebrauch seiner polni- 
schen Muttersprache nicht enthält und schon aus diesem Grunde der 
Artikel 113 Reichsverfassung im vorliegenden Falle garnicht zur An- 
wendung kommen dürfte, enthält der Artikel 113 Reichsverfassung 
entgegen der Auffassung des Antragstellers nach absolut herrschen- 
der Ansicht lediglich ein Programm für den zukünftigen Gesetzgeber, 
ohne bestehende Vorschriften in ihrer Geltungskraft irgendwie zu be- 
einträchtigen. Die Fassung des Artikels 113 Reichsverfassung ist zu 
unbestimmt, als daß der Vollzug ohne Ausführungsgesetze möglich 
wäre (Anschütz zu Artikel 113). Der von dem Antragsteller in seinem 
Schriftsatze vom 3. 6. 1930 angezogene Kommentar Gerber weist selbst 
darauf hin, daß sämtliche Kommentare der Reichsverfassung und 
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sämtliche Lehrbücher des Reichsverfassungsgesetzes den Artikel 113 
der Reichsverfassung lediglich für einen vorläufig praktisch bedeu- 
tungslosen Programmpunkt halten. Auch die Rechtsprechung hat 
diesen Standpunkt stets vertreten. Es sei hier auf die Beschlüsse des 
Kammergerichts vom 10. Dezember 1926 und vom 5. Juli 1929 (Standes- 
registersachen des Amtsgerichts Ahlen III 6/26 und III 11/28) ver- 
wiesen. Das Gericht sieht daher keine Veranlassung, den bisher in 
der Rechtsprechung vertretenen Standpunkt zu verlassen. Somit 
kommt der Artikel 113 Reichsverfassung für die Beantwortung der 
Frage nach der Unzulässigkeit der Eintragung eines polnischen Vor- 
namens nicht in betracht.< 


Das Landgericht in Münster in Westfalen hat als zweite 
Instanz im Beschluß vom 29. Juli 1930 — Aktenzeichen: 4 T. 
512/30 — bezüglich des Artikels 113 der Reichsverfassung 
ausgeführt: | 


»Daß...9 11 Absatz 1 a. a. O. auch gegenüber Artikel 113 Reichs- 
verfassung wirksam ist, ist auch trotz der hiergegen gerichteten An- 
griffe des Beschwerdeführers und der von ihm vorgelegten Entschei- 
dung des Landgericht II in Berlin die Ansicht der Kammer. 


Die drei genannten Kammergerichtsbeschlüsse vom 9. Ja- 
nuar, 16. Januar und 30. Januar 1931 geben dieselbe Begrün- 
dung. Im folgenden soll die Begründung des Beschlusses vom 
9. Januar 1931 auszugsweise im Wortlaut wiedergegeben 
werden: i 


»Das Kammergericht hat aus $ 11 Abs. 1 Ausf. Vorschr. PSTG. 
vom 25. März 1899 (RGBl. 225) den Grundsatz abgeleitet, daß, wie jedes 
in die Standesregister aufzunehmende deutsche Wort, so auch ein Vor- 
name, für den eine deutsche Form existiere, grundsätzlich in der 
letzteren Form in das Standesregister einzutragen sei; und zwar auch 
dann, wenn für einen Vornamen sowohl eine deutsche als auch eine 
fremdsprachliche Form bestehe, weil der in deutscher Sprache vor- 
handene Vorname dadurch, daß er in einer fremden Sprache abwei- 
chend laute, für den deutschen Standesbeamten nicht zu einem fremd- 
sprachlichen werden könne; vielmehr entspreche es .dem Grundsatze, 
nach welchem die Führung der Standesregister in der deutsch&n 
Sprache erfolge, daß ein Wort, für welches eine anerkannte deutsche 
Sprachform bestehe, auch in dieser Form in das Standesregister auf- 
genommen werde. Für seine Auffassung beruft sich das Kammerge- 
richt vor allem auf die Entstehungsgeschichte des Personenstands- 
gesetzes. Bei dessen Beratung (Sten. Ber. des Reichstags 1874/75 Bd. 2 
S. 1237) ist nämlich eine von dem Abgeordneten Prinz Radziwill vor- 
geschlagene Resolution angenommen worden, wonach der Reichskanz- 
ler ersucht werden sollte, bei der preußischen Regierung dahin zu wir- 
ken, daß die Standesbeamten in den Landesteilen mit polnischer Be- 
völkerung angewiesen würden, diejenigen Vornamen, welche in beiden 
Sprachen eine verschiedene Form haben, zwar in deutscher Schreib- 
weise in die Register einzutragen, die polnische Form aber in Klam- 
mern beizufügen. Hieraus entnimmt das Kammergericht unzweideu- 
tig die Auffassung des Reichstags, daß die Eintragung von solchen 
Vornamen in die Standesregister in deutscher Sprache zu bewirken 
sei. In Verfolg dieser Resolution sind in Preußen entsprechende Ver- 
waltungsanordnungen ergangen. Die Minister des Innern und der 
Justiz haben mit Erlaß vom 27. Juli 1875 die Oberpräsidenten bezw. 
Regierungspräsidenten ersucht, den Standesbeamten in den Landes- 
teilen mit polnischer Bevölkerung aufzugeben, danach zu verfahren 
(vgl. OLG. Marienwerder in Jur. Monatsschrift für Posen/Westpreus- 
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sen 1898 S. 43). Diese Vorschriften sind in dem Schlussatz der A. V. 


, der Minister der Justiz und des Innern vom 11. März 1898 (Min. Bl. f. d. 

innere Verwalt. 1898-S. 58) ausdrücklich aufrecht erhalten und auch In 
die preußischen Vorschriften vom 16. Januar 1907 (abgedr. bei Stölzel 
PSTG. 3. Aufl. S. 346) Ziffer 14c übergegangen. 

Die Rechtsauffassung des Kammergerichts, die bis in die letzte 
Zeit aufrecht erhalten worden ist, (vgl. KGJ. 20 A S.2352; Besch!. v. 
10. 12. 1926, 1 a X 1019/26; STAZ. 1926; STAZ. 1927 S. 65; Beschl. v. 5. 7. 
1929 1 a X 470.29), wird auch von der Literatur geteilt (vgl. Hinschins- 
Boschan PSTG. 4. Aufl. $ 12 Anm. 10 S.437; Stölzel a.a.O. Anh. IX 
S. 736). Sie liegt übrigens auch dem Schlußprotokoll zum Deutsch- 
Polnischen Abkommen über Oberschlesien vom 15. Mai 1922 (RGBl.II 
S. 237, insbes. S. 538) zu Grunde, welches in Ziff. XVI bestimmt, daß, 
falls die Schreibart oder die Form des Vornamens in der Sprache der 
Minderheit von der Schreibart oder der Form der Amtssprache ab- 
weicht, auf Antrag .der Vorname neben der amtlichen 
Schreibart oder Form auch in der Form oder Schreibart der 
Minderheit einzutragen oder -nachträglich hinzuzufügen ist. Auch 
daraus erhellt also, daß die eigentliche Eintragung stets in der deut- 
schen Sprachform zu erfolgen hat (vgl. dazu KG. v. 4 V. 1928 — 1a X 
--810/457.28 — STAZ. 1928 S. 374). ; i 


An dieser Rechtsansicht hält der Senat auch nach nochmaliger 
Prüfung fest. Die auf Grund des $ 83 PSTG. erlassene Bundesrats- 
verordnung vom 25. März 1899 (RGB]. S. 225) enthält allerdings, wie 
ihre Ueberschrift besagt, nur Vorschriften zur Ausführung des PSTG. 
Wenn also $ 11 Abs. 1 bestimmt, daß die Standesregister in deutscher 
Sprache zu führen sind, so bedeutet das zunächst nichts weiter, als 
daß die Eintragungen und Verhandlungen in dieser Sprache stattzu- 
finden haben. Die Vorschrift bezieht sich also in erster Linie nur auf 
die Geschäftssprache, nicht auf den materiellen Inhalt der Eintra- 
gung. Infolgedessen wird die Eintragung fremdsprachlicher Nameu 
dadurch, wie auch das Landgericht nicht verkennt, nicht ausgeschlos- 
sen. Dies ergibt sich schon daraus, daß die Minister der Justiz und 
des Innern in dem oben erwähnten Erlaß vom 11. März 1898 (MBI. f. 
d. innere Verw. S. 58) ausdrückliche Bestimmungen über die Schreib- 
weise fremdsprachlicher Namen getroffen haben. Außerdem hat der 
Minister des Innern durch Erlaß vom 27. Oktober 1903 (STAZ. 1904 S.1) 
ansdrücklich entschieden, daß bei dem Mangel entgegenstehender Vor- 
schriften die Standesbeamten für verpflichtet zu erachten sind, bei 
der Anzeige der Geburt des Kindes eines ausländischen Staatsange- 
hörigen auf Verlangen die der Landessprache desselben angehörigen 
Vornamen in das Geburtsregister einzutragen. Die Frage aber, wel- 
che Vornamen einem deutschen Kinde beigelegt werden können, ge- 
hört dem Gebiete des öffentlichen Rechts an und bestimmt sich nach 
dem Landesrecht (Staudinger BGB. 9. Aufl. $ 1616 Anm. 3c; RGB. 
Komm. BGB. 6. Aufl. $ 1616 Anm. 1). In Preußen fehlt es in dieseı 
Beziehung an ausdrücklichen Gesetzvorschriften. Deshalb ist die Aus- 
wahl der Vornamen, abgesehen von unanständigen und anstößigen 
Worten- grundsätzlich unbeschränkt (Stölzel a.2a.0. Anh. IX $ 15 
S. 335). Es steht also nichts im Wege, auch bei Kindern von Inländern 
Vornamen einzutragen, die lediglich einer fremden Sprache ange- 
hören (so KG. in la X 1019 26 STAZ. 1927 S. 65; Hinschins-Boschau 
a.a.O. S.472). Wählen aber Inländer für ihr Kind einen Vornamen, 
für den sowohl eine deutsche als auch eine ausländische Sprachform 
besteht, so ist aus dem formellrechtlichen Grundsatz, daß die Standes- 
register in deutscher Sprache zu führen sind, die materlellrechtliche 
Forderung zu ziehen, daß alsdann auch nur die deutsche Sprachform 
in das Standesregister eingetragen werden kann. Selbst wenn man 
aber zu dem Ergebnis käme, daß $ 11 Abs. 1 Ausf. Vorschr. PSTG. 
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diesen Schluß nicht rechtfertige, wäre zum mindesten anzunehmen, 
daß der aufgestellte Rechtssatz durch die langjährige Rechtsprechung 
des Kammergerichts und die Uebung der Vermittlungsbehörden par- 
tikuläres Gewohnheitsrecht geworden ist. Daß sich ein solches Ge- 
wohnheitsrecht auf den dem Landesrecht vorbehaltenen Gebieten und 
unter örtlicher Beschränkung seiner Wirksamkeit auf das.Gebiet des 
betreffenden deutschen Landes auch heute noch bilden kann, ist unbe- 
stritten (vgl. Staudinger BGB. 9. Aufl. EG. $ 2 Anm. III5, insbes. b. 
hs.). Voraussetzung für seine Entstehung ist, daß es in gleichmäßiger 
dauernder Uebung als Recht in der Ueberzeugung von der rechtlichen 
Notwendigkeit der Uebung angewendet wird. Diese Voraussetzungen 
ergeben sich für Preußen aus der dargelegten Rechtsprechung der 
Gerichte, den Erlassen der Minister des Innern und der Justiz und 
der entsprechenden Praxis der Standesämter (vgl. Staudinger a.a. U. 
$ 12 Anm. 5a). Selbst wenn bei der Uebung eine rechtsirrtümliche 
Auslegung des $ 11 Abs. 1 der Ausf, Vorschr. PSTG. mitgewirkt hätte, 
würde dieser Irrtum doch die Entstehung eines Gewohnheitsrechts 
nicht hindern, weil daneben volkliche Gesichtspunkte den Hauptgrund 
für die Ausübung des Rechtssatzes gebildet haben und der neuen 
Rechtsbildung durch die Berufung auf die Bundesratsvorschriften 
nur leichterer Eingang verschafft werden sollte (vgl. Enneccerus- 
Kipp-Wolff BGB. 30.—34. Aufl. Bd. I $ 36, insbes. Ziff. 5a u. b). 

An dem bisherigen Rechtszustand ist auch durch Art. 113 RV. 
nichts geändert worden. Diese Vorschrift besagt: »Die fremdsprach- 
lichen Volksteile des Reichs dürfen durch die Gesetzgebung und Ver- 
waltung nicht in ihrer freien, volkstümlichen Entwicklung, besonders 
nicht im Gebrauch ihrer Muttersprache beim Unterricht sowie bei der 
inneren Verwaltung und der Rechtspflege beeinträchtigt werden.« 
Bereits in dem Beschluß des Senats vom 5. Juli 1929 — 1a X 470.29 — 
ist die Ansicht vertreten worden, daß diese Vorschrift nur als Richt- 
schnur für die Gesetzgebung, nicht als Rechtsnorm für die Verwal- 
tung angesehen werden könne, weil sie in ihrer Fassung zu unbe- 
stimmt sei, als daß ein Vollzug ohne Ausführungsgesetz möglich wäre. 
Bei dieser Auffassung wird auch nach nochmaliger Prüfung ver- 
blieben. Die lediglich programmatische Erklärung des Art. 113 bedarf 
erst einer gesetzlichen Erläuterung, welche Volksteile als »fremd- 
sprachlich« gelten sollen, was unter »freier volkstümlicher Entwick- 
lung« zu verstehen ist und unter welchen Voraussetzungen die fremd- 
sprachigen Volksteile von den öffentlichen Behörden und Anstalten 
das Verständnis und den Gebrauch der Muttersprache verlangen kön- 
nen (so Anschütz RV. 12. Aufl. Anm. zu Art.113).. Welche Zweifel in 
letzterer Hinsicht entstehen können, beweist z. B. die von dem Senat 
in den erwähnten Beschlüssen vom 10. Dezemer 1926 — I a X 1019/29 
— verneinte Frage, ob die Eintragung der deutschen Form eines Vor- 
namens in das Standesregister eine Beeinträchtigung des Antragstel- 
lers im Gebrauch seiner Muttersprache darstellen würde. Die von dem 
Beschwerdeführer gegen diese Rechtsauffassung ins Feld geführten 
Darlegungen von Gerber (Minderheitenrecht im Deutschen Reich, Ber- 
lin 1929) vermögen nicht zu überzeugen. Gerber (a.a.0. S.41 ff.) sieht 
in Art. 113 der RV. eine »rechtsatzmäßige Ausgestaltung eines Gerech- 
tigkeitsgrundsatzes«, der sich auch gegenüber bestehenden Gesetzen 
bewährt und den Richter zwingt, bei ihrer Anwendung zu prüfen, ob 
sie den betreffenden Wertungsgrundsätzen widersprechen, da sie als- 
dann rechtswidrig und nicht mehr geltungskräftig sind. In Verfolg 
dieser Auffassung meint Gerber bei Behandlung des Personenstands- 
rechtes (a.a.0. S.58), daß der von den Eltern in der Volkssprache der 
Minderheit erteilte Vorname der rechtlich richtige sei und der Stan- 
desbeamte nicht die Befugnis habe, den Vornamen anders zu bestim- 
men oder rechtswirksam zu ändern. Die Ausführungen Gerbers 
scheitern aber an der Unklarheit des Artikels 113 RV, welcher die von 
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den Vertretern des deutschen Volks zu bestimmter Zeit als gerecht 
empfundene Wertung nur in allgemeinsten Umrissen aufdeckt und 
im Dunkeln läßt, welche Staatsbürger, in welcher Hinsicht und ın 
welchem Umfang die Gerechtigkeit für sich in Anspruch nehmen 
können. Die unmittelbare Anwendung des Art. 113 könnte nicht menr 
als eine Rechtsanwendung, sondern nur als eine unmittelbare Fest- 
setzung der einen bestimmten Tatbestand treffenden Rechtsfolge, mit- 
hin als unautorisierte Gesetzgebung angesehen werden (so mit 
Recht Erler, Das Recht der nationalen Minderheiten 191, S. 181 ff., 
insb. S. 183, 184).« 

Auf die Entscheidung des Kammergerichts vom 16. J anuar 
1931 (1 a X 770/30/1) stützt sich das Landgericht in Al- 
lenstein in einem Beschluß vom 23. Februar 1931 — 4 T. 
138/31 —, worin unter wörtlicher Anpassung an die Gründe 
jenes Kammergerichtsbeschlusses die Eintragung des polni- 
schen Vornamens »Zygmun t« für den am 16. 5. 1928 gebo- 
renen Sohn des Landwirts Skodowski in Lengainen abgelehnt 
und die vom Standesbeamten in Lengainen vorgenommene 
Eintragung der deutschen Form »Siegmund« bestätigt wurde. 
Die Registersache Skodowski war schon einmal sämtliche 
Gerichtsinstanzen durchgegangen. Im ersten Instanzengang 
hatte das Amtsgericht inWartenburg durch Be- 
Beschluß vom 2. Oktober 1928 — Aktenzeichen: III Nr. 4/28 
sowie das Landgericht in Allenstein durch Beschluß vom 
29. 12. 1928 — 4 T. 761/28 — den zuvorigen auf die Allgemeine 
Ministerialverfügung vom 11. 3. 1898 gestützten Antrag des 
Vaters auf Eintragung des polnischen Vornamens in Klam- 
mern hinter der deutschen Form, also: »sSiegmund (Zyg- 
m unt)« mit der Begründung abgelehnt, daß Lengainen nicht 
ein Gebiet mit »vorwiegend polnischer Bevölkerung« im 
Sinne jener Ministerialverfügung sei. Nach jener im übrigen 
als rechtswirksam bestrittenen Ministerialverfügung können 
nämlich in Gegenden mit »vorwiegend polnischer Bevölke- 
rung« polnische Vornamen in einer Klammer hinter der deut- 
schen Form ins Geburtsregister eingetragen werden, falls 
eine anerkannt deutsche Form besteht. Nach der Entwick- 
lungsgeschichte des Personenstandsrechts sind nun aber als 
Gebiete mit »vorwiegend polnischer Bevölkerung« im Sinne 
jener Ministerialverfügung die Landgebiete Preußens zu ver- 
stehen, die zum früheren Staatsgebiet Polen einstens gehört 
haben, und das gilt auch für Lengainen. 

Das Amtsgerichtin Allenstein hat im Beschluß 
vom 26. Februar 1931 — Aktenzeichen 2 III 16/30 — die Ein- 
tragung der polnischen Namen »Stanislaw Tadeusz« 
für den am 30. März 1930 geborenen zweiten Sohn des Ge- 
schäftsführers |Franz Barcz in Allenstein gleichfalls unter 
ausdrücklicher Berufung auf die vom Kammergericht in Ber- 
lin vertretene Ansicht abgelehnt und die vom Standesbeam- 
ten vorgenommene Eintragung in der deutschen Form: »Sta- 
nislaus Thaddaeus« gebilligt. Ä 
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In der Registersache 1 a X 1019/26 hatte das Kammer- 
gericht in Berlin bereits im Beschluß vom 10. Dezember 
1926 zu Artikel 113 der Reichsverfassung wie folgt Stellung 
genommen: 

»Andererseits steht dem oben Gesagten (d. h. $ 11 Bundesratsver- 
ordnung vom 25. März 1899 und die Allgemeine Verfügung vom 1l. 
März 1898, Ministeril-Bl. f. d. inn. Verw. 1898 Seite 58) auch nicht die 
von der weiteren Beschwerde angezogene Vorschrift des Artikels 113 
der Reichsverfassung entgegen, da die durch den Standesbeamten er- 
folgende Eintragung der deutschen Namensform in das Standesregi- 
ster keine Beeinträchtigung des Antragstellers im Gebrauch seiner 
Muttersprache bedeutet.« 

Als die Sache erneut ans Kammergericht kam, hat es im 
Beschluß vom 5. Juli 1929 — 1a X 470/29 — bezüglich des Ar- 
tikels 113 der Reichsverfassung wie folgt Stellung genommen: 

»Nach $ 11 Absatz 1 der Ausführungsverordnung zum Personen- 
standsgesetz (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 25. 3. 1899 
RGBl. K. 227 —) sind die Standesregister in deutscher Sprache zu 
führen. Diese Vorschrift ist nicht, wie die weitere Beschwerde meint, 
durch Artikel 113 in Verbindung mit Artikel 178 Absatz 2 Satz 1 der 
Reichsverfassung für Angehörige einer nationalen Minderheit aufge- 
hoben. Denn Artikel 113 kann nur als Richtschnur für die Gesetz- 
gebung, nicht als Rechtsnorm für die Verwaltung angesehen werden; 
er ist in seiner Fassung zu unbestimmt, als daß ein Vollzug ohne Aus- 
führungsgesetz möglich wäre (vgl. Anschütz, Reichsverfassung, zu Ar- 
tikel 113). Außerdem bedeutet die Eintragung der deutschen Namens- 
form in das Standesregister, wie bereits in dem früheren Beschluß des 
Senats vom 10. Dezember 1926 — la X 1019/26 — dargestellt worden 
ist, keine Beeinträchtigung des Antragstellers im Gebrauch seiner 
polnischen Muttersprache.« 

In dieser Registersache, in der das Kammergericht die ge- 
nannten Beschlüsse vom 10. 12. 1926 und 5. 7. 1929 erlassen 
hatte, handelt es sich um den polnischen Vornamen »C zes- 
ła w«; statt dessen trug der Standesbeamte in Ahlen bei dem 
am 1. 7. 1926 geborenen ersten Kinde des Bergmanns Jan 
Sikora daselbst die Form »Czeslaus« ein. Die Sache be- 
schäftigt bereits im dritten Instanzenwege das Amtsgerichtin 
Ahlen. — Eigenartig ist, daß das Landgericht in Münster i. W. 
durch Beschluß vom 21. Januar 1927 — I 12/27 — die Eintra- 
gung des polnischen Vornamens »Czeslaw« gebilligt hat. Auf 
dahingehenden Antrag des Regierungspräsidenten in Mün- 
ster vom 26. 1. 1928 wurde dann auf Anordnung des Amtsge- 
richts in Ahlen wieder »Czeslaus« ins Geburtsregister einge- 
tragen. 

Gegen die nunmehr auch von den unteren Gerichten über- 
nommene Auffassung des Kammergerichts bezüglich der 
Tragweite des $ 11 der Bundesverordnung vom 25. März 1899 
hat das Landgericht II in Berlin im Beschluß vom 21. Oktober 
1929 — 2 T. 39/29 — Stellung genommen. In diesem Beschluß 
wurde die Eintragung des französischen Vornamens »Char- 
les« im Geburtsregister zu Berlin-Neukölln zugelassen; es hat 
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sich um einen Inländer gehandelt, nicht aber um einen Min- 
derheitsangehörigen. In den Gründen führt das Landge- 
richt II in Berlin aus: | | 


. .»Das Kammergericht hat nun freilich wiederholt noch eine recht- 
liche Einschränkung im engeren Sinne für das Recht zur Beilegung 
des Vornamens auf Grund von $ 11 der Ausführungsvorschriften zum 
Pers. St. Ges. vom 25. März 1899 (RGBl. S. 225) aufgestellt. Es nimmt 
an, daß diese Vorschrift, nach welcher die Personenstandsregister in 
deutscher Sprache zu führen sind, für den zur Beilegung des Vor- 
namens Berechtigten auch die Pflicht begründe, bei Vorhandensein 
einer deutschen Sprachform für einen etwa gewählten ausländischen 
Vornamen die deutsche Form zu wählen (vgl. Beschlüsse des Kam- 
mergerichts vom 10. 12. 1926 und 4. 5. 1928, abgedruckt in der Zeitschrift 
für das Standesamtswesen 1927 Seite 65 und 1928 Seite 374, ferner Be- 
ar a Kammergerichts vom 11. 6. 1900, abgedruckt Johow Bd. 20 

. S. 252). | | 

: Allein diesem Standpunkt vermag sich das Beschwerdegericht nicht 
anzuschließen. Die genannte Bundesratsverordnung vom 25. März 1894 
hat — entsprechend ihrer Ueberschrift — eine rein formalrechtliche 


Tragweite, sie gibt lediglich die formellen Vorschriften für die Ein- 


richtung und Behandlung der Personenstandsregister, und zwar über- 
all nur in Ausführung der Bestimmungen des Personenstandsgesetzes 
selbst. Dagegen enthält sie nirgends materielle Ausführungsvoı:- 
schriften nicht einmal zu den materiellrechtlichen Bestimmungen des 
Personenstandsgesetzes, geschweige denn zum Familienrecht des BGB. 
Wollte man der Verordnung eine Beschränkung des in den Bestim- 
mungen des BGB. wurzelnden Rechts zur Erteilung des Vornamens 


auf deutsche Namensformen, sei es auch nur für die Fälle des Zusam-. 


mentreffens von in- und ausländischen Sprachformen, entnehmen, so 
würde man die obenbezeichneten Grenzen überschreiten, die ihrer 
Tragweite gesteckt sein müssen und wie die Ueberschrift der Ver- 
ordnung bestätigt, auch gesteckt sind. Hiernach beschränkt sich die 
Bedeutung des $ 11 der Ausführungsverordnung dahin, daß damit dem 
Standesbeamten zur Pflicht gemacht wird, den jeweils zur Beurkun- 
dung gelangenden personenstandsrechtlichen Vorgang in deutscher 
Sprache zu beurkunden. Dieser Rechtssatz wird aber naturgemäß 
durch Entgegennahme eines fremdländischen Vornamens seitens des 
Standesbeamten zum (Geburtenregister nicht verletzt. Anderenfalls 
müßte die folgerichtige Durchführung des Standpunkts des Kammer- 
gerichts sogar dahin führen, auch von Heirats- und Sterbeurkunden 
die Aufnahme ausländischer Vornamensformen auszuschließen, und 
es wäre selbst nicht abzusehen, weshalb alsdann vor ausländischen 
Familiennamen, für die gleichzeitig eine deutsche Sprachform be- 
steht, wie z. B. Lejeune, Young, Leblanc, White, Meunier, Renard usw, 
Halt zu machen wäre. Alle diese Folgerungen sind aber auch von der 
Gegenmeinung niemals gezogen worden. Die vorstehend mißbilligte 
Auslegung des $ 11 der Ausführungsverordnung wird in dem oben- 
angeführten Beschluß des Kammergerichts vom 11. 6. 1900 aus den 
parlamentarischen Verhandlungen zum RBReichspersonenstandsgesetz 
begründet. Indes kommen derartige Erwägungen gegenüber dem oben 
dargestellten heutigen Rechtszustande. nicht mehr in Betracht. 
Hiernach verbleibt es bei dem Ergebnis, daß die Wahl des 
Vornamens rechtlich frei ist. Demgemäß steht es 
im Ermessen auch deutscher Eltern, ihren Kindern 
einen ausländischen Vornamen beizulegen, mag er 
zugleich eine deutsche Sprachform haben oder 
nicht. Diese Folgerung ist bereits früher gezogen worden in dem 


Beschluß des Landgerichts Freiburg in Baden vom 31. Mai 1927 (ab- | 
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gedruckt Zeitschrift für Standesamtswesen 1927 Seite 229); seinen Er- 
wägungen ist im einzelnen ‚völlig beizutreten.« 


IV. 


Wir sehen aus den obigen Ausführungen, daß nach der 
herrschenden Auffassung Artikel 113 der Deutschen Reichs- 
verfassung bis zum Erlaß von Ausführungsbestimmungen 
praktisch unanwendbar ist und daher kein positives 
Recht darstellt, daß sogar bestehende Gesetze zu Un- 
gunsten der nationalen Minderheiten in Deutschland 
ausgelegt und angewandt werden. Nach langjährigen 
Bemühungen der Minderheitenvertreter ist schließlich er- 
reicht worden, daß in Preußen Minderheitsschulverordnun- 
gen für die polnische und dänische Minderheit erlassen wor- 
den sind, die man als partikuläre Ausführungsbestimmun- 
gen zu Artikel 113 der Reichsverfassung ansprechen kann. 
Unberücksichtigt geblieben sind aber auf,dem Gebiete des 
Minderheitsschulwesens die Lausitzer Serben, die Litauer, die 
Cechen und die Friesen. Des weiteren verbleiben, wie die 
obigen Ausführungen deutlich gezeigt haben, noch zahlreiche 
andere Gebiete im Wege von Ausführungsbestimmungen zu 
Artikel 113 der Reichsverfassung zu regeln, so unter anderem 
vor allem auch die Sprachenfrage. 

Die deutsche Regierung hatte seinerzeit Vorschläge für 
die Errichtung eines Völkerbunds der Pariser Friedenskon- 
ferenz durch die deutsche Friedensdelegation mit Note vom 
9. Mai 1919 überreicht, in denen unter anderem in einem be- 
sonderen Abschnitt folgende Forderungen allgemein zu Gun- 
sten sämtlicher Minderheiten innerhalb der Völkerbunds- 
staaten aufgestellt wurden: 

»Den nationalen Minderheiten innerhalb der einzelnen Völker- 
bundsstaaten wird ein nationales Eigenleben, insbesondere in Sprache, 
Schule, Kunst, Wissenschaft und Presse verbürgt. 

Ueber die Durchführung dieses Grundsatzes entscheidet ein beson- 
deres Abkommen, das vornehmlich bestimmt, in welcher Weise das 
Recht.der Minderheiten, vor. den Organen des Völkerbundes geltend 
‘gemacht werden kann... « 

[Ferner wurden Bemerkungen der deutschen Friedensdele- 
gation zu den Friedensbedingungen, Anlage zur Note der 
deutschen Friedensdelegation vom 29. Mai 1919, der Friedens- 
konferenz in Versailles folgenden Inhalts vorgelegt: 

»Deutschland tritt allgemein für den Schutz der 
nationalen Minderheiten ein. Dieser Schutz wird am zweck- 
mäßigsten im Rahmen des Völkerbundes zu regeln sein. Jedoch müs- 
sen deutscherseits bereits im Friedensvertrag bestimmte Zusicherun- 
gen für diejenigen deutschen Minderheiten verlangt werden, die durch 
Abtretung unter fremde Staatshoheit gelangen. Diesen Minderheiten 
ist die Pileg ihrer deutschen Art zu ermöglichen, insbesondere durch 


Einräumung des Rechts, deutsche Schulen und Kirchen zu unterhal- 
ten und zu besuchen sowie deutsche Zeitungen erscheinen zu lassen. 


157 


Erwünscht wäre es, wenn noch weitergebend eine kulturelle Auto- 
nomie auf Grund nationaler Kataster geschaffen würde Deutsch- 
land ist seinerseits entschlossen fremdstämmige 
Minderheiten auf seinem Gebiet nach den gleichen 
Grundsätzen zu behandeln« 

Die alliierten und associierten Mächte entgegneten mit 
folgender Erklärung, die der deutschen Regierung mit der 
Mantelnote vom 16. Juni 1919 überreicht wurde: 

»Les Puissances alliées et associées sont prêtes à accorder des 
garanties aux droits des minoritées allemandes en matière d'éducation, 
de religion et de culture dans les territoires transférés de Empire 
allemand aux nouveaux Etats créés par le Traité. Ces garanties 
seront placées sous la protection de la Société des Nations. Les Puis- 
sances alliées et associées prennent acte de la déclaration des Dé- 
légués allemands que l'Allemagne est décidée à traiter sur son PUL 
toire les minorités étrangères conformément aux mêmes principes . 

Während nun entsprechend den Anregungen der a 
schen Regierung in den |Friedensverträgen anderen Staaten, 
wie z. B. Polen im Artikel 93 des Versailler Friedensvertrages 
und im speziellen Minderheitenschutzvertrag vom 28. 6. 1919, 
zugunsten der deutschen Minderheiten eingehende Schutz- 
verpflichtungen unter der Garantie des Völkerbundes aufer- 
legt worden sind, ist in Gemäßheit der Zusicherungen der 
deutschen Regierung in den genannten Erklärungen vom 
9. und 29. Mai 1919 für Deutschland eine gleiche Verpflichtung 
in den Versailler Friedensvertrag nicht aufgenommen worden; 
auch besteht — abgesehen von dem zwischen Polen und dem 
Deutschen Reich auf Grund des Botschafterbeschlusses (Gen- 


fer Note) vom 20. Oktober 1921 geschlossenen Abkommen : 


über Oberschlesien (Genfer Konvention) vom 15. Mai 1922 — 
kein Minderheitenschutzvertrag zwischen dem Deutschen 
Reich einerseits und den alliiierten und associierten Mächten 
andererseits zugunsten der nationalen Minderheiten Deutsch- 
lands analog dem Minderheitenschutzvertrag vom 28. 6. 1919, 
der zwischen den alliierten und assoziierten Mächten einer- 
seits und Polen andererseits zugunsten der dortigen Minori- 
täten abgeschlossen worden ist. 

Wenn nun deutscherseits an hohen und höchsten Stellen 
mit der Begründung, daß für das Deutsche Reich in den Ver- 
sailler Friedensvertrag eine Minderheitenschutzverpflich- 
tung nicht aufgenommen worden sei, auch sonst — abgesehen 
vom Genfer Vertrag vom 15. Mai 1922 — ein Deutschland ver- 
pflichtender Minderheitenschutzvertrag nicht bestehe, der 
Standpunkt vertreten wird, daß die Betreuung der nationalen 
Minderheiten im Deutschen Reich ein durchaus freiwilliger 
Entschluß des Deutschen Reiches sei, so muß immerhin 
aus den der eigenen Initiative entsprungenen Anregun- 
gen und Zusicherungen in den deutschen Erklärungen 
vom 9. und 29. Mai 1919 und aus der ausdrücklichen Annahme 
dieser Vorschläge und Erklärungen seitens der alliierten 
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und associierten Mächte in der Entgegnung vom 16. Juni 1919 
zum mindesten eine moralische Verpflichtung für das 
Deutsche Reich hergeleitet werden, den nationalen Min- 
derheiten im eigenen Lande die Rechte zu geben, die zugun- 
sten der deutschen Minderheiten in den Fremdstaaten den 
Anregungen der deutschen Regierung gemäß den Pflicht- 
staaten unter der Garantie des Völkerbundes auferlegt wor- 
den sind. Nicht mit Unrecht wird verschiedentlich zum Nach- 
weis des Reziprozitätsverhältnisses auf die deutschen Erklä- 
rungen vom 9. und 29. Mai 1919, sowie auf die Entgegnung der 
alliierten und associierten Mächte vom 16. Juni 1919 hinge-. 
wiesen, und zwar im Zusammenhang mit einem Memoran- 
dum, das die polnische Friedensdelegation der Friedenskon- 
ferenz in Versailles vorgelegt hatte’). 

Dessenungeachtet ist das Deutsche Reich bisher, trotzdem 
es schon Mitglied des Völkerbundes ist, an die Realisierung 
jener Zusicherungen nicht herangetreten. Nach langen Be- 
ratungen war zwar durch die weimarer Nationalversamm- 
lung 1919 Artikel 113 in die Reichsverfassung aufgenommen 
worden; auch in die Verfassung des Freistaates Preußen 
wurde der Artikel 73 aufgenommen, wonach die Provinzial- 
landtage durch Provinzialgesetze neben der deutschen Spra- 
che zulassen können: a) eine andere Unterrichtssprache für 
fremdsprachige Volksteile, wobei für den Schutz der deut- 
schen Minderheiten zu sorgen ist; und b) eine andere Amts- 
sprache in den gemischtsprachigen Landesteilen. 

Aus den obigen Ausführungen haben wir jedoch gesehen, 
daß der Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung vom 11. 
August 1919 nach deutscher herrschender Auffassung vor Er- 
laß von Ausführungsbestimmungen keine praktische Bedeu- 
tung hat. Im Sinne des Artikels 73 der preußischen Staats- 
verfassung vom 30. November 1920 sind bisher auch noch 
keine Bestimmungen ergangen. Die Tatsache, daß seit Be- 
stehen der beiden Verfassungen bereits mehr als zehn 
Jahre vergangen sind, ohne daß den dortigen beiden Min- 
derheitenbestimmungen durch Erlaß von Ausführungsbe- 
stimmungen — sieht man von den lediglich die polnische 
und dänische Minderheit berücksichtigenden Minderheits- 
schulerlassen ab — praktische Bedeutung verliehen worden 
ist, sowie auch die Entstehungsgeschichte besonders des Ar- 
tikels 113 der deutschen Reichsverfassung erwecken den Ein- 
druck, daß deren Schöpfern die Schaffung eines positiven - 
modernen Minderheitenrechts als Ziel nicht vorgeschwebt 
haben kann und daß vor allem in Artikel 113 der Reichs- 
verfassung lediglich ein Mittel für die minderheitspolitische 


1) Dr. Szagunn, Forderungen und Anklagen völkischer Minderheiten im 
neuen Europa, in: Tiedje, Heft 8 der Schriftenfolge des Ausschusses für Min- 
derheitenrecht: Das Selbstbestimmungsrecht ‘der Deutschen, Berlin, 1928, Seite 
11/12, ‚Bemerkung 2. 
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Propaganda zu gunsten der deutschen Minoritäten in den - 
europäischen Staaten gewonnen werden sollte, um nach 
außen zu zeigen, daß das Deutsche Reich das liberalste Min- 
derheitenrecht der Kulturwelt besitze und daß der Minder- 
_ heitenschutz in Deutschland sogar verfassungsmäßig garan- 
tiert sei. Solange die deutsche Regierung ihre programmati- 
schen Vorsehläge und Zusicherungen gegenüber der Pariser 
iFriedenskonferenz nicht in vollem Umfange und für alle im 
Reichsgebiet befindliche nationale Minderheiten realisiert, 
solange nicht in Ausführung des Artikels 113 der Deutschen 
Reichsverfassung die rechtliche Lage der nationalen Minder- 
heiten im Deutschen Reich zufriedenstellend geregelt wird, 
solange kann von einem Minderheitenrecht in Deutschland 
keine Rede sein, auch können die Ansprüche der deutschen 
Minderheiten in anderen Staaten nicht weitergehende Be- 
-rücksichtigung finden, als sie das Deutsche Reich seinen 
eigenen nichtdeutschen Volkstumsangehörigen gewährt. Die 
reichsgesetzliche Regelung des Minderheitenrechts unter gut- 
achtlicher Hinzuziehung der minderheitlichen Verbände und 
die reichsgesetzliche Garantie für die loyale Handhabung des. 
zu schaffenden alle nationale Minderheiten Deutschlands ’be- 
rücksichtigenden Minderheitenrechts durch die Ausführungs- 
organe war von jeher und ist weiterhin die Forderung der 
nationalen Minderheiten in Deutschland. 


Schleswigsche Minderheitenprobleme und 


ihr historischer Hintergrund 
Von M. F. 


In dem Gebiet des ehemaligen dänischen Herzogtums Schleswig. 
das seit dem Plebiscit im Jahre 1920 zur Hälfte an Dänemark zurück- 
gefallen ist, gibt es heute eine deutsche Minderheit im dänischen 
Staatsgebiet und eine dänische Minderheit- in dem bei Deutschland 
bezw. Preußen verbliebenen südlichen Teil Schleswigs. Keine Grenz- 
ziehung vermag eben Staatsgrenze und Volksgrenze miteinander in 
Einklang zu bringen, die gleiche Erscheinung trifft man ja auch in 
vielen anderen Grenzgebieten der europäischen Staaten. Eigenartig an 
den schleswigschen Minderheitenproblemen ist aber die Tatsache, daß 
es hier dänischsprachige Glieder der deutschen Minderheit Dänemarks 
und deutschsprachige Glieder der dänischen Minderheit Deutschlands 
gibt. Die Sprache ist hier also nicht das entscheidende Kriterium bei 
der jeweiligen Minderheit, sondern allein das Volkstum bezw. die rein 
subjektive Willenskundgebung des einzelnen Minderheitsangehörigen. 

In Dänemark nennt man die dänischsprachigen, aber deutsch- 
gesinnten Nordschleswiger (die übrigens zwei Drittel der gesamten 
deutschen Minderheit ausmachen) »Heimdeutsche«, und ihr Vorhan- 
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densein ist dort nachgerade zu einem Problem geworden, das neuer- 
dings in der dänischen Oeffentlichkeit eingehend diskutiert wird. Die 
Deutschen ihrerseits haben für plattdeutschsprechende, aber dänisch- 
gesinnte Südschleswiger die Bezeichnung »Neudänen« geprägt, um sie 
dadurch von den »Altdänen«, wie sie die Glieder der dänischen Min- 
derheit nennen, die noch ihre dänische Muttersprache bewahrt haben, 
zu unterscheiden — von den gehässigen Bezeichnungen wie »Speck- 
dänen« usw. wie sie in deutschnationalen Kreisen des Grenzgebiets 
leider auch heute noch üblich sind, ganz zu schweigen. 

Warum decken sich nun Sprache und Gesinnung in den schles- 
wigschen Grenzgebieten nicht? Die Antwort gibt uns die Geschichte 
Schleswigs. | 

»Eydora Terminus Imperii Romani« las man einst 
über dem Südertore der Stadt Rendsburg, der südlichsten Stadt des 
ehemaligen Herzogtums Schleswig. Diese alte historische Inschrift 
deutete auf die Zeit des karolingischen Frankenreiches zurück, dessen 
Grenzen um das Jahr 800 nach der Niederwerfung der Sachsen bis 
zum Eiderstrom ausgedehnt wurden. Damit begann für Dänemark der 
tausendjährige deutsche Kampf um sein südliches Grenzland Schles- 
wig, in dem das kleine Dänemark dem großen Deutschland gegenüber 
nicht nur deswegen unterlag, weil es der schwächere Teil war, sondern 
in erster Linie, weil der dänische Staat vom Mittelalter an seine süd- 
liche Grenzprovinz leider nationalpolitisch vernachlässigt und sie 
mehr oder weniger unbewußt der Germanisation preisgegeben hat. 
Zur Entschuldigung dient allein die Tatsache, daß die Staatsgewalten 
des Mittelalters fast überall für die nationalpolitischen Belange ihrer 
Untertanen wenig Verständnis hatten, wie das ja überhaupt der da- 
maligen absolutistischen Zeitrichtung entsprach. 

Eine generelle Uebersicht über die geschichtliche Entwicklung 
Schleswigs möge das beweisen. 

Im Jahre 815 überschritt zum ersten Male in der Geschichte Däne- 
marks ein deutsches Heer die Eider. Dieser erste zeitlich nur kurze 
Einfall blieb aber ohne politische Folgen. 934 erfolgte der zweite und 
974 der dritte deutsche Einfall ins dänische Land. Der deutsche Kaiser 
Otto I. errichtete damals eine »deutsche Mark Schleswig«, die aber nur 
das kleine Gebiet zwischen Eider und Schlei (Stadt Schleswig) bezw. 
dem Danewerk (ein um 800 errichteter dänischer Grenzwall quer 
durchs Land), aus welchem die Dänen ihn nicht vertreiben konnten, 
umfaßte. Schon im Jahre 983, also 9 Jahre später, zerstörten die Dänen 
Otto’s Markgrafenburg, deren genaue Lage sich heute nicht mehr ge- 
schichtlich feststellen läßt, und damit hatte die deutsche Mark Schles- 
- wig ein schnelles Ende gefunden. Im Jahre 1027 bestätigt der deutsche 
Kaiser Konrad dem dänischen König Knud dem Großen (der über 
Dänemark, Norwegen und England herrschte) erneut die alte Eider- 
grenze. Nach einer kurzen dänischen Glanzperiode unter dem Ge- 
schlecht der Valdemare, die nicht nur Holstein und Hannover, sondern 
auch Mecklenburg und Pommern für kurze Zeit eroberten, folgte eine 
Zeit des zunehmenden Niedergangs unter unfähigen Königen. Unter 
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ihrer Mißwirtschaft nahm die Verdeutschung Schleswigs durch die 
holsteinischen Grafen ihren Anfang. Die schleswigschen Herzöge aus 
dem Geschlecht des königlichen Brudermörders Abel gerieten nämlich 
in dieser Zeit immer mehr in Abhängigkeit zum holsteinischen Gra- 
fengeschlecht der Schauenburger, mit dem sie sich verschwägert hat- 
ten. Hinzu trat das durch schwache Könige erleichterte Streben der 
schleswigschen Herzöge nach der dänischen Königskrone, das einen 
dauernden Kriegszustand und die. steigende Verarmung des Landes 
zur Folge hatte. Im Schatten der fürstlichen Streitigkeiten war es 
dem deutschen Adel Holsteins und den Schauenburgern ein Leichtes, 
den alten dänischen Adel Schleswigs zu verdrängen. Im Jahre 1260 
mußte Herzog Erich Abelsohn den Teil seines Landes, der zwischen 
Eider und Schlei lag, dem holsteinischen Grafen Gerhardt verpfänden. 
An dem Tage, an dem dann Gerhardt seine Residenz nach Rendsburg 
verlegte, faßten die Holsteiner zum ersten Male festen Fuß auf schles- 
wigschem Boden. Aber nicht nur die Herzöge, auch die dänischen 
Könige gerieten damals immer tiefer in finanzielle Abhängigkeit zu 
den Schauenburgern, sodaß diese zuletzt fast ganz Dänemark äls 
Fautspfand.. besaßen (nach damals herrschendem allgemeinem Usus 
betrachteten ja die Landesfürsten ihre Staaten als ein Privateigen- 
tum, das sie für geldliche Verpflichtungen ihren Gläubigern ver- 
pfänden konnten). Graf Gerhard III. (der Große, wie die Holsteiner 
ihn nannten) von Rendsburg wurde im Jahre 1325 Vormund des jungen 
schleswigschen Herzogs Valdemar, und nach der von ihm bewerkstel- 
ligten Vertreibung des unfähigen dänischen Königs Christoffer II, 
der ihm gegenüber tief verschuldet war, auch Reichsverweser ganz 
Dänemarks, und als solcher setzte er kurzerhand den erst elfjährigen 
Valdemar auf den dänischen Königsthron und ließ sich dann selber 
'von seinem jungen Mündel im Jahre 1326 mit dem Herzogtum Schles- 
wig belehnen. Aus jenen Tagen stammt auch die vielumstrittene »Con- 
stitutio Valdemariana«, die den Passus enthalten haben soll, Schleswig 
dürfe niemals mit Dänemark und der dänischen Krone dergestalt ver- 
bunden werden, daß nur ein Herr über beiden sei. Die Urkunde selbst ist 
aber heute nirgends auffindbar und die einzige von ihr existierende Ab- 
schrift enthält gerade diesen Passus nicht. Im Jahre 1330 gewann der 
vertriebene Christoffer II. aber schon seinen Thron zurück und Val- 
demar wurde nun wieder an Gerhards III. Stelle Herzog von Schles- 
wig. Nach dem Aussterben der Abelschen Linie im Jahre, 1374 hätte 
eigentlich Schleswig als Lehen rechtlich ans dänische Reich zurück- 
fallen müssen, aber die holsteinischen Grafen griffen zu den Waffen 
und hatten im Jahre 1380 nach vielen Kämpfen das ganze Herzogtum 
— teils mit Gewalt, teils mit List durch Bestechung der dänischen 
Lehnsmänner — sich erobert. Die dänische Königin Margrete, die mit 
ihren vielen Kämpfen um Schweden vollauf beschäftigt war, sah es 
daher für das Klügste an, den jungen holsteinischen Grafen Gerhardt 
mit Schleswig zu belehnen — das er und seine Brüder ja sowieso sich 
schon erobert hatten. Die Holsteiner fühlten dies als eine Niederlage 
und versuchten später die Belehnung aufzuheben, und so tobte der 
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Kampf auf Schleswigs Erde zwischen Dänemark und dem Schauen- 
burger Geschlecht mit kleinen Unterbrechungen weiter zum Schaden 
der Einwohner, deren Heimat zu einem dauernden Kriegsschauplatz 
geworden war. Die holsteinischen Grafen ließen sich auch durch ein 
Urteil des deutschen Kaisers Siegismund, das jener als Schiedsrichter 
über beide Parteien im Jahre 1415 fällte, wonach die Schauenburger 
jedes Recht auf Schleswig durch Traktatbruch usw. verwirkt hätten, 
nicht beirren. Friede wurde erst, als das Oldenburger-Geschlecht auf 
den dänischen Thron gelangte und Christian I. im Jahre 1460 in Ribe 
von Vertretern des Adels beider Länder zum Herzog von Schleswig 
und Grafen von Holstein gewählt wurde. Obgleich er hatte verspre- 
chen müssen, daß beide Länder »bliwen ewich tosamende ungedeelt«, 
begann gerade mit ihm und seinen Nachfolgern eine Aera dauernd 
wechselnder Aufteilungen des Landes unter die königliche und die ein- 
zelnen fürstlichen Linien der Oldenburger, die im Laufe der Jahre 
entstanden. 


Ein Blick auf eine Karte aus jener Zeit zeigt Schleswig und Hol- 
stein zerstückelt in lauter- kleine Teile, die bald dem Könige, bald 
irgend einem der vielen Herzöge der Seitenlinien gehörten. Dazu kam 
dann noch zum Nachteile der dänischen Bevölkerung Schleswigs die 
Reformation, die nämlich zur Folge hatte, daß Schleswig, bisher dem 
nordischen Erzbistum Lund angehörend, aus dem skandinavischen 
Verbande herausgerissen wurde und mit Holstein zusammen einen 
Generalsuperintendenten erhielt. Fortan wurden die Geistlichen in 
der Mehrzahl aus Deutschland herbeigerufen, während die ihm noch 
gebliebene heimische Geistlichkeit ihrerseits auf der von den Got- 
torpern neu errichteten Kieler Universität ebenfalls nur in deutschem 
Geiste ausgebildet wurde. Welche Mißstände sich hieraus ergaben — 
konnte doch bald die gesamte Geistlichkeit kaum mehr die dänische 
Sprache ihrer Gemeindeglieder verstehen — liegt klar auf der Hand. 
Seit 1500 beginnt die Regierungszeit der Gottorper Herzöge, einer 
Seitenlinie der Oldenburger, die nunmehr ganz offen ihre dänenfeind- 
liche Einstellung zeigten und alles taten, um ihren Anteil im Schles- 
wigschen zu verdeutschen, weil ihr ganzes Streben darauf gerichtet 
war, nicht nur ganz Schleswig mit Holstein zusammen zu gewinnen, 
sondern auch das verhaßte dänische Lehnsverhältnis in Bezug auf 
Schleswig zu lösen und souveräne Herren des ganzen Landes zu wer- 
den. Die ewigen Verrätereien der Gottorper ihrem königlichen Lehns- 
herren gegenüber (dauernd arbeiteten sie bei kriegerischen Verwick- 
lungen mit den Feinden Dänemarks zusammen), endeten schließlich 
damit, daß sie 1713 ihren gesamten herzoglichen Besitz verloren. Bis 
1864 verwaltete dann Dänemark beide Herzogtümer (Holstein war 
inzwischen auch Herzogtum geworden) durch einen königlichen Statt- 
halter, der in Schleswig seinen Sitz hatte. Aber auch nach 1713 konnte 
die Germanisation Schleswigs fast ungestört fortgesetzt werden, saßen 
doch überall deutsche Beamte in der dänischen Administration. Erst 
um das Jahr 1840 herum begann Dänemark diese Gefahr zu erkennen 
und sich dagegen zu wehren, aber jetzt war es zu spät. Bismarcks Er- 
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oberung beider Herzogtümer 1864 bezw. 1866 bildete den militärischen 
Schlußstein einer jahrhundertelangen systematischen Eroberung 
Schleswigs auf kulturellem Gebiete unter dem Schutze der dänischen 
Krone. 

Sieht man sich nun eine historische Karte Schleswigs aus den 
Tagen der Gottorper Herrschaft von 1500—1700 genauer an, so ist es 
geradezu auffallend, wie sich das damalige. Gottorpsche Gebiet in 
Nordschleswig mit dem Gebiet deckt, in welchem man heutzutage den 
Kern des Heimdeutschtums vorfindet; in jener Zeit sind also die ersten 
Anfänge des Heimdeutschtums zu finden. Der Gottorper Hof war 
vollkommen deutsch eingestellt, die gesamten Verwaltungsbehörden 
und das Rechtswesen ebenfalls, die Pastoren und Lehrer — soweit es 
damals Schulen gab — hatten ihre Ausbildung teils außer Landes an 
deutschen Universitäten und teils an der deutschgeprägten Landes- 
universität Kiel:empfangen und fühlten sich in erster Linie als Ver- 
mittler der deutschen Kultur. Der Adel war mit wenigen Ausnahmen 
prodeutsch und antidänisch. Ja, der deutsche Einfluß erstreckte sich 
zuletzt sogar bis nach København, der Landeshauptstadt, empor (die 
Oldenburger Könige bis zu Christian VII. einschließlich standen fast 
ohne Ausnahme vollkommen unter deutschem Einfluß und waren in 
der Regel mit deutschen Prinzessinnen verheiratet), war doch sogar 
dort Deutsch nachgerade die Sprache der Gebildeten und der gesamten 
Oberschicht geworden und die dänische Landessprache zum verachte- 
ten Idiom von Bauern und Dienstboten herabgesunken. Den Höhe- 
punkt erreichte die Germanisation Dänemarks mit der bekannten 
Aera Struensee in der Regierungszeit des geisteskranken Königs 
Christian VII. Struensee, Hofarzt, Günstling und allmächtiger Mini- 
ster des schwachen Königs, ging nämlich schließlich soweit, daß er 
auch in der obersten Verwaltung ganz Dänemarks die deutsche 
Sprache als Regierungssprache (im dänischen Heer war sie schon seit 
langem Kommandosprache gewesen) einführen wollte — weil er selber 
dänisch nicht verstand! Das ging aber den Dänen denn doch zu weit, 
in elfter Stunde erhob sich das dänische Volk aus seiner Lethargie 
und eine nationale Welle der Selbstbesinnung, der am Anfang des 
19. Jahrhunderts eine klassische Periode dänischer Literatur und 
Kunst folgte, rettete das Land vor völligem nationalen Untergang. 
Struensee mußte seine Tat mit dem Leben büßen, ein allzu hartes Ur- 
teil, hatte er doch auch als begeisterter Anhänger der französischen 
Aufklärungsideen manchem Guten auf gesetzlichem Wege in Däne- 
mark zum Durchbruch verholfen (Pressefreiheit u.a. m.). 


Darf man sich wundern, daß auf einem solchen Hintergrunde 
deutsches Wesen und deutsche Art im dänischen Schleswig, dem am 
meisten ausgesetzten Teile Dänemarks, tiefe Wurzeln schlugen? Muß 
man sich nicht vielmehr darüber wundern, daß nicht ganz Schleswig 
bis zur Königsau empor dem Dänentum verloren ging? Es wäre viel- 
leicht auch geschehen, wenn nicht die unvernünftige, brutale preußische 
Unterdrückungspolitik alles Dänischen unter dem Regierungspräsiden- 
ten v. Köller in den 90iger Jahren das Dänentum Nordschleswigs wach- 
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gerüttelt hätte. So stark war das dänische Volkstum im Schleswiger 
verankert, daß es 'auch die schwersten Zeiten nationaler Unter- 
drückung überdauert hat und sogar. von 1840, dem Einsetzen der däni- 
schen Bewegung in Schleswig, an, auch langsam Schritt für Schritt 
einen Teil des verlorenen Terrains sich zurückgewonnen hat. Wenn 
aber damals noch nordschleswigsche Familien im Laufe der verflos- 
senen Jahrhunderte sich so fest mit dem deutschen Geistesleben ver- 
wachsen hatten und sich mit ihm so eng verbunden fühlten, daß sie 
sich jetzt der gleichzeitig 1840 vom Süden kommenden deutschen politi- 
schen Bewegung, dem Schleswigholsteinismus, trotz ihrer dänischen 
Muttersprache anschlossen, und wenn ihre Nachkommen heute zur 
deutschen Minderheit gehören wollen, so muß man das im Hinblick 
auf das geschichtliche Werden verstehen können. Wenn sie aber auch 
heute noch zähe an der dänischen Sprache festhalten, so ist das ein 
nur zu lobender schöner Zug des Festhaltens am Heimatlichen. 

Man findet heute das Heimdeutschtum in erster Linie in den 
Landgebieten um Tender, Tinglev und Aabenraa und zum Teil auch 
Senderborg, während das Deutschtum in den Städten Nordschleswigs 
überwiegend deutschsprachig ist, was schon darauf zurückzuführen 
ist, daß diese Städte zuerst, und zwar bereits im Mittelalter, unter 
dem Einfluß des deutschen Handelsverkehrs.dem Eindringen-der platt- 
deutschen Sprache zugängig waren. Dänemark treibt heute loyale 
Minderheitenpolitik und denkt garnicht daran, dies Heimdeutschtum 
etwa aufsaugen zu wollen, was ja nahe liegen würde, weil weder 
Sprache, noch Konfession, noch Volkstum im eigentlichsten Sinne 
den Heimdeutschen von seinem dänischgesinnten Nachbarn scheidet, 
sondern einzig der subjektive Wille, zur deutschen Minderheit gehören 
zu wollen. Das Heimdeutschtum ist ja insofern durchaus autochton, 
während in den Städten zahlreiche vom Süden eingewanderte Deut- 
sche wohnen. 


War so einerseits das Deutschtum weit nach Nordschleswig hinein 
vorgedrungen, so hatte sich doch auch andererseits in Südschleswig 
in den von den Städten weitab liegenden mageren Heidegegenden 
Mittelschleswigs und in der alten dänischen Handelsstadt Flensburg 
dänische Art und dänisches Wesen trotz aller Verdeutschung in 
Kirche, Schule und Verwaltung halten hönnen. Das wurde wohl schon 
dadurch etwas erleichtert, weil hier kein Gottorper Gebiet war, son- 
dern das ganze Gebiet um Flensburg herum im Mittelalter zum könig- 
lichen Anteil Schleswigs gehörte Uebrigens hielt sich die alte 
dänisch-jütisehe Muttersprache bis 1800 sogar bis vor die Tore der 
Stadt Schleswig, und noch heute lebt sie im deutschen Teil Schleswigs 
in einigen Geestdörfern in der Mitte des Landes. Um diesen fester: 
dänischen Kern gruppiert sieh heute der Teil der dänischen Minder- 
heit Südschleswigs, der zu Hause plattdeutsch spricht, allerdings ein 
typisch schleswigsches Platt mit überwiegend dänischer Syntax und 
zahlreichen dänischen Lehnwörtern aus der Zeit des Sprachwechsels, 
der ja erst im vergangenen Jahrhundert — zum Teil nicht ohne Schuld 
der dänischen Verwaltung, wenn man an die Zeit der »Sprachreskripte« 
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denkt*) — vollzogen wurde. Heute fühlen sie sich als dänisch gesinnte 
Schleswiger, und die meisten von ihnen haben auch inzwischen gelernt, 
dänisch zu lesen, um dadurch mit der gesamten dänischen Kultur in 
Kontakt kommen zu können. Als nämlich nach dem Weltkrieg und 
dem Zusammenbruch des deutschen Kaiserreichs die bewegte Plebis- 
zit-Zeit kam, wurde vielen Südschleswigern durch die dänische Wer- 
bung in Wort und Sehrift die Augen über ihre wahre völkische Ab- 
stammung geöffnet. Was schon bei manchen draußen im Schützen- 
graben begonnen hatte, wo der Südschleswiger im Nordschleswiger 
den Landsmann erkannte, der ihm doch unendlich näher stand als 
etwa der Bayer oder der Ostpreuße, das kam jetzt endgültig zum 
Durchbruch. Zum ersten Male in ihrem Leben lasen sie jetzt etwas 
über die wahre Geschichte ihrer schleswigschen Heimat, denn die 
preußische Schule hatte ihnen bisher nur einen winzigen Ausschnitt 
daraus übermittelt, und auch den natürlich nur mit preußischen Augen 
gesehen. Sie entdeckten, daß ihr Volkstum nach dem Norden und 
nicht nach dem Süden zeigt, und jetzt erst lernten sie, in dem Buche 
der Heimat, das ihnen fremd geworden war, zu lesen, und die vielen 
bisher so fremdklingenden altdänischen Orts- und Flurnamen zu ent- 
ziffern und zu verstehen. 

»Es liegt eine gewisse Romantik über der dänischen südschleswig- 
schen Bewegung«, hat Pastor Schmidt-Wodder, der Führer der deut- 
schen Minderheit Dänemarks, einmal gesagt. Wenn Romantik das Zu- 
rückfinden zu den Quellen des eigenen Volkstums, das Wieder- 
Heimischwerden in der Geschichte seines Landes, seiner Kultur und 
seiner Sprache, das Wieder-Einswerden mit dem, was einmal die Väter 
vor einem Jahrhundert — wenn auch mehr unbewußt — schon waren, 
bedeutet, dann hat Pastor Schmidt mit diesem Ausspruch den tatsäch- 
lichen Vorgang charakterisiert, der zum Entstehen des »Neudänen- 
tums« innerhalb der dänischen Minderheit führte. 

Der Südschleswiger ist aus jahrhundertelangem völkischen 
Schlummer erwacht, er ist aus seiner politischen Gleichgültigkeit 
durch die Ereignisse der letzten Decennien aufgerüttelt worden und 
lauscht heute mehr und mehr den Stimmen der nordischen Heimat- 
erde. Es ist wie mit der Sage von den versunkenen Glocken, nur die 
mit gläubigem Herzen Suchenden können ihr stilles Läuten verneh- 
men und ihre Sprache deuten... | 

Eins aber vereint Heimdeutsche und Dänen Nordschleswigs, 
Dänischgesinnte und Deutschgesinnte Südschleswigs: sie alle sind 
Kinder eines Landes, entsprossen der gemeinsamen schleswigschen 
Heimaterde. Und darum können sie auch heute in ruhiger, gegensei- 
tiger Achtung der Eigenart des Andersdenkenden, trotz der politi- 


*) In den Jahren von 1851—64 versuchte die dänische Regierung, dem 
Sprachwechsel in Angeln durch sogenannte »Sprachreskripte«, die in einem 
Teile Angelns dänischen re und dänischen Schulunterricht einführten, 
Einhalt zu tun, was aber als Zwang von oben empfunden wurde und die Be- 
völkerung nur noch mehr von Dänemark abwandte, sodaß sie jetzt bewußt Ihre 
alte dänische Muttersprache aufgab und sich dem Deutschen zuwandte. 
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schen Trennungslinie, die oft sogar mitten durch die einzelnen Fa- 
milien geht, im Frieden zusammenleben (vgl. auch hiermit den Ar- 
tikel »Grenzlanddualismus« in Nr. 9 1%0 der »Kulturwehr«). Liegt 
nicht gerade hierin der Grund dafür, daß das Minderheitenproblem 
in keinem europäischen Grenzgebiet so friedlich gelöst wird wie in 


. Schleswig? 


Die Tradition der Zusammenarbeit fremder 
Nationalitäten in Deutschland 


Erinnerungen des früheren dänischen Ministers und Abgeordneten 
im deutschen Reichstag, H. P. Hanssen, Aabenraa. 


Der Gyldendal’sche Verlag in Kopenhagen hat zu 
Weihnachten den zweiten Band der Erinnerungen des 
früheren dänischen Ministers und Abgeordneten im 
deutschen Reichstag, H. P. Hanssen, Aabenraa, heraus- 
gebracht. (H. P. Hanssen: »Et Tilbageblik«, Gyldendal- 

. ske Boghandel — Nordisk Forlag — MCMXXX.) Der 
dänische Führer ist nicht nur ein überragender Politi- 
ker, sondern auch ein überaus fleißiger Autor. Aus sei- 
ner Feder liegen bereits mehrere Bücher vor, unter 
denen namentlich seine Tagebuchaufzeichnungen aus 
der Kriegszeit größtes Interesse besitzen. Die zwei 
Bände »Erinnerungen«, die bis jetzt erschienen sind, 
werden dagegen unzweifelhaft einmal zu der wichtigen 
europäischėn Memoirenliteratur gehören, welche die na- 
tionalen Kämpfe Ausgang des XIX. und Anfang des 
XX. Jahrhunderts zum Gegenstand hat. Beinahe ein 
Menschenalter hindurch hat der Verfasser an hervor- 
ragender Stelle im Brennpunkt dieser Kämpfe gestanden 
und einen Schatz an Erinnerungen gesammelt, den er 
jetzt der Nachwelt übergibt. Wir gestatten uns in Ver- 
bindung mit diesem kurzen vorläufigen Hinweis ein 
Kapitel aus dem letzten, jetzt vorliegenden Bande in der 
Uebersetzung wiederzugeben, in dem der Verfasser sein 
Verhältnis zu den polnischen Abgeordneten in den deut- 
schen Parlamenten schildert. Für uns ist dies Kapitel 
dadurch besonders wertvoll, als es den Beweis dafür lie- 
fert, wie schon vor dem Kriege die fremden Nationali- 

- täten in Deutschland in enger Zusammenarbeit mit ein- 
ander gestanden haben. Die heutige Zusammenarbeit der 
nationalen Minderheiten in Deutschland ist also begrün- 
det auf einer Tradition, auf die wir stolz sein können. 
Das an Hand eines Seniors nationaler Arbeit feststellen 
zu können, ist uns ganz besonders wertvoll. Im übrigen 
lassen wir jetzt H. P. Hanssen durch sein Buch sprechen: 


Im Herbst 1896 wurde ich zu einem parlamentarischen Abend bei 
dem Reichskanzler, dem alten Fürsten Hohenlohe, eingeladen. Weil 
ich früher nicht an derartigen Zusammenkünften teilgenommen hatte, 
fühlte ich mich bedrückt von der Tatsache, daß Gustav Johannsen 
(ebenfalls dänischer Parlamentarier in Berlin. Red. der »Kulturwehre), 
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mein sicherer Berater in allem, was mit der parlamentarischen Tätig- 
keit Verbindung hatte, abwesend war. Aber ich nahm gleichwohl die 
Einladung an. 


Die Gäste trafen sich um 9 Uhr. Wir wurden von dem alten Für- 
sten empfangen, der merkwürdig müde, geistesabwesend und hinfällig 
aussah. Nachher verteilten wir uns in den prachtvollen Festsälen. 
Ich war noch fremd in dieser Umgebung. Aber gewählt bei einer Er- 
gänzungswahl, mitten in einer Wahlperiode, war ich als »neuer Mann 
im Parlament« Gegenstand eines gewissen Interesses. Verschiedene 
Kollegen beschäftigten sich gleich mit mir, und ich entdeckte bald, 
daß man Lust hatte, mir auf den Zahn zu fühlen. | 


Mitten im Speisesaal war ein großes Buffet mit ausgesuchten 
kalten Speisen- aufgestellt. Nachdem man sich dort versorgt hatte, 
zogen die Gäste sich an Seitentische in angrenzende Säle zurück, wo 
die Dienerschaft Rotwein, Rheinwein und Champagner servierte. 
Zwei angesehene Parlamentarier, der Führer der »Freisinnigen Ver- 
einigung« Heinrich Riekert.und ein Zentrumsführer, der Vizeprä- 
sident des Landtages, Dr. Porsch, die beide auffällig freundlich 
gegen mich gewesen waren, verstanden es so einzurichten, daß ich 
einen Platz in ihrer Mitte erhielt, umgeben von anderen bedeutenden 
Parlamentariern. | 


Sie brachten sofort das Gespräch auf Nordschleswig und began- 
nen mich auszufragen. Ich mußte eine Darstellung unserer nationalen 
Situation und meines persönlichen Standpunktes geben. Ich erklärte, 
daß das Ziel unserer Wünsche die Wiedervereinigung Nordschleswigs 
mit Dänemark sei, aber daß wir auf dem Boden der Verfassung stän- 
den und den uns aufgezwungenen Verteidigungskampf für unsere 
Muttersprache und unsere ererbte dänische Nationalität im Rahmen 
der Gesetze führten. -Sie bezeichneten die Abtretung Nordschleswigs 
an Dänemark als vollkommen aussichtslos, erkannten jedoch die Ver- 
teidigung unserer ererbten Nationalität als berechtigt an. Inzwischen 
nötigten sie mich zum Trinken und waren sorgfältig bestrebt, mein 
Glas stets mit schäumendem Champagner zu füllen. Ich merkte, daß 
ich jetzt auf meinem Posten. sein und meine Worte wohl überlegen 
müsse. 

Sie forderten mich eindringlich auf, offen auf jeden Gedanken 
einer Abtretung Nordschleswigs an Dänemark zu verzichten. In dem 
Falle würden ihre Parteien alle unsere kulturellen Bestrebungen kräf- 
tig unterstützen. Sie hegten keinen Zweifel, daß die Regierung dann 
die zwangsweisen Germanisierungsbestrebungen aufgeben und uns 
volle kulturelle Freiheit zugestehen würde. Ich antwortete: Fangt 
damit an! Schafft wieder erträgliche Verhältnisse in Nordschleswig. 
Führt wieder. die Muttersprache als Unterrichtssprache in unseren 
Schulen ein. Gebt uns wieder das Recht, sie bei der Verwaltung und 
. im Gerichtssaal zu gebrauchen. Haltet auf mit den Ausweisungen. 
Gebt den Optanten die Möglichkeit der Naturalisation. Führt kurz 
gesagt ein liberales, humanes und gerechtes Regiment; dann wird sich 
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eine Atmosphäre entwickeln, die weiterrehende Verhandlungen er- 
möglicht. 

Sie antworteten, erst halb scherzend, aber nach und nach mehr 
anzüglich. Gleichzeitig stießen sie fleißig mit mir an und eiferten mit 
einander, mir aufs neue mein Glas zu füllen, bevor es halb geleert 
war. Ich merkte die Absicht und wurde verstimmt. Mißmutig brach 
ich auf und schlenderte durch die benachbarten Säle, wo sich die 
Gäste gruppierten. Die Unterhaltung war sehr lebhaft. Ich fühlte 
mich einsam und verlassen. Da ertönte plötzlich ein scharfes: »Reichs- 
feind hier!« Ich blieb mit einem Ruck stehen und sah mich erstaunt 
um. In einer tiefen Fensternische saßen ungefähr zehn Polen in der 
Weise um einen Tisch, daß sie eine geschlossene Gesellschaft bildeten. 
Der Vorsitzende der polnischen Fraktion im Landtag, Motty, der 
das Präsidium hatte, erhob sich und winkte mich heran. Als ich mich 
näherte, hieß er mich Willkommen unter den Vorkämpfern der Na- 
tionalitätsidee und bat seine Landsleute zusammenzurücken, damit 
ich an seiner Seite Platz nehmen ‘konnte. Ich dankte freudig über- 
rascht, ließ mich bei ihm nieder und verbrachte danach einige sehr 
vergnügte Stunden zusammen mit meinen polnischen Kollegen. Motty 
eröffnete sitzend die Reihe der Redner und forderte uns auf, das Glas 
auf den Sieg der nationalen Sache zu leeren. Damit war der Ton 
gegeben. Dr. v. Jazdzewski, Herr v. Czarlinski und andere folgten 
ihm. Motty erzählte mir, daß er in seiner Jugend oft Gast in dem 
Palais gewesen sei, das damals dem Fürsten Radziwill gehörte. In dem 
Saal, in dem wir saßen, hatte er als Student oft mit jungen polnischen 
Damen getanzt. Als er später als Parlamentarier nach Berlin kam, 
residierte Bismarck in dem Palais. Die Zeiten ändern sich. Die Stim- 
mung wurde nach und nach sehr lebhaft. Gäste, die an unserm Tisch 
vorüberkamen und sahen, daß wir sehr aufgeräumt waren, ahnten, 
was vor sich ging, aber wir befanden uns außerhalb ihrer Kontrolle. 
Wohlgesinnte Kollegen lächelten und nickten uns zu. Die Alldeutschen 
warfen uns mißtrauische, einige geradezu gehässige Blicke zu. Aber 
wir feierten ruhig weiter. 


Ich schloß an dem Abend Freundschaft mit Motty. Um Mitter- 
nacht verließ ich das Palais zusammen mit ihm und. seinem Schwie- 
gersohn, Herr v. Cegielski. Wir gingen auf Vorschlag Mottys zun 
»Hotel Kaiserhof« um eine Tasse Kaffee zu trinken, bevor wir uns 
nach Hause begaben. Im Cafe zog er mich abseits in eine Ecke und 
sagte mir: »Bevor wir uns trennen, will ich doch vertraulich Ihnen 
eine große Freude mitteilen, die ich in diesen Tagen erlebt habe. Wie 
Sie aus den Zeitungen ersehen haben werden, haben zwei österreichi- 
sche Minister Badeni und v. Golchowski in offizieller Mission Berlin 
besucht. Obgleich sie, wie alle höheren auswärtigen Staatsbeamten, 
welche die Reichshauptstadt besuchen, unter ständiger Observation 
seitens der geheimen Polizei standen und dies auch wußten, haben sie 
mich doch mit ihrem Besuch erfreut. Bei der Gelegenheit konnte ich 
mich davon überzeugen, daß beide sich vollkommen als Polen fühlen. 
Obgleich ich nie an ihrer nationalen Gesinnung gezweifelt habe, bin 
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ich doch entzückt davon, daß sie sich mir gegenüber als warmfühlende 
polnische Patrioten ausgesprochen haben, welche die Zukunftshoff- 
nung aller polnischen Vaterlandsfreunde teilen« — Der zurückhal- 
tende und sonst so wortkarge Motty gab mir dadurch nicht nur einen 
rührenden Beweis seines persönlichen Vertrauens, sondern gleichzei- 
tig auch einen interessanten Einblick in die Verbundenheit und das 
Zusammenhalten der Polen über die Staatsgrenzen hinweg. 


Als ich in den Landtag gewählt wurde, waren die Polen in Posen 
und Westpreußen beinahe ausschließlich durch adelige Gutsbesitzer 
und hohe katholische Geistliche vertreten. Im Reichstag waren sie 
vertreten durch einen Prinzen, 2 Fürsten, einen Grafen, einen Baron, 
11 adelige und nur 3 bürgerliche Reichstagsabgeordnete, im Landtage 
durch 10 adelige und 7 bürgerliche Landtagsabgeordnete. Im Herren- 
hause, der ersten Kammer des Landtags, hatten die Oberhäupter von 
6 hochadeligen polnischen Geschlechtern einen lebenslänglichen Sitz 
inne. Insgesamt hatten die Polen damals über 40 parlamentarische 
Vertreter in Berlin. 


Oberschlesien, das durch ungefähr 700 Jahre von dem polnischen 
Reiche getrennt gewesen war, war damals noch ausschließlich durch 
deutschgesinnte, aber polnisch redende Katholiken vertreten, die sich 
dem Zentrum anschlossen. Mit ihnen standen wir auf gutem Fuße. 
Sie verteidigten, obgleich deutsch gesinnt, das Recht der Mutter- 
sprache in Kirche und Schule und vor Gericht und waren jederzeit 
bereit, unsere Anträge in der Beziehung zu unterstützen. Mit Kor- 
fanty kam im Jahre 1904 der erste polnische Vertreter aus Oberschle- 
sien nach Berlin. Im Landtag erhielt er seinen Platz neben mir. Das 
nationale Erwachen in Oberschlesien, hervorgerufen durch das preus- 
sische Gewaltregiment, machte schnelle Fortschritte Bei Ausbruch 
des Weltkrieges hatte Oberschlesien 5 polnische Vertreter im deut- 
schen Reichstag. 


Im Restaurant des Reichstages und Landtages hatten die Polen 
ihre eigenen Tische. Außerhalb des Parlaments bildeten sie einen ge- 
schlossenen Kreis. Unter sich sprachen sie meistens nur polnisch. 
Gesellschaftlich kamen wir deshalb nicht viel mit ihnen zusammen. 
Aber im Parlament war gute Gelegenheit, um Meinungen auszutau- 
schen. Wir lernten gegenseitig viel von einander. Oft standen wir 
Seite an Seite in der Debatte. Nie baten wir vergebens um Unter- 
stützung. 


Wenn ich in dem alten Landtagsgebäude, wo wir Seite an Seite 
mit den Polen saßen, meinen Platz aufsuchte, pflegte ihr bedeutend- 
ster Parlamentarier, der angesehene Propst v. Jazdzewski, mich stets 
mit einem warmen Händedruck und der Frage zu begrüßen: »Wie 
steht es heute in Dänemark ®%« 


Stiftspropst, Professor und päpstlicher Hausprälat Dr. v. Jazdzew- 
ski war unser Gönner und stellte jederzeit seine reiche parlamentari- 
sche Erfahrung bereitwilligst zu unsern Diensten. Ohne Aufforde- 
rung nahm er mit Nachdruck unsere Interessen wahr, wenn wir nicht 
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zugegen waren. Er trat jederzeit als unser politischer Freund und 
Kampfgenosse auf. 

Herr v. Jazdzewski hatte seinen theologischen Doktortitel in Mün- 
chen erworben, war Pfarrer an der Domkirche in Warschau gewesen, 
apostolischer Missionar in England, Professor in Warschau und Prä- 
lat in Rom, wo er seine ersten theologischen Werke herausgab. In- 
zwischen hatte er lange Reisen durch die meisten europäischen Länder 
unternommen. Nach dem Tode des Erzbischofs Florian war er prä- 
destiniert für das Amt seines Nachfolgers in Posen, aber die preus- 
sische Regierung erhob Protest gegen seine Wahl. 

In den Parlamenten hatte Herr v. Jazdzewski sich im Laufe der 
Jahre eine bedeutende Position geschaffen. Wenn er den Verhand- 
lungssaal betrat, lenkte er stets die Aufmerksamkeit auf sich. Wo er 
hindurch wollte, öffnete sich ihm schnell ein Weg. Von allen Seiten 
wurde er mit wohlwollendem Lächeln begrüßt, das doch mit merk- 
würdig mißtrauischen Blicken gepaart sein konnte. Ein derber Hände- 
druck, eine vertrauliche Frage, ein Scherzwort, eine sarkastische Be- 
merkung begleiteten seine Ankunft den Mitgliedern gegenüber, denen 
er auf seinem Wege begegnete, und damit gab er kurz und knapp zu 
erkennen, auf welchem Fuße er mit ihnen zu stehen wünschte. Bei 
Ministern und hohen Beamten in den Ministerien genoß er das Recht 
einer eigenen freimütigen Sprache. Mit einer höflichen Verbeugung 
warf er ihnen seine witzigen Bemerkungen zu, die in der Regel fühl- 
bar trafen, aber im gleichen Nu pflegte er ihnen mit einem Lächeln 
die Spitze zu nehmen, sodaß ihm niemand gram sein konnte, Formell 
korrekt und rücksichtsvoll war seine Rede doch stets beißend scharf. 
An den Regierungstischen entstand Unruhe, und bevor er schloß, hat- 
ten ein Minister oder zwei sich in der Regel zum Wort gemeldet. 
Herr v. Jazdzewski verließ dann die Rednertribüne nur, um sich 
direkt vor dem Redner zu postieren, um ihn mit seinem besonderen 
zwingenden Lächeln zu größerer Rücksicht zu veranlassen, als sie ihm 
von vornherein zugedacht war. Niemand verstand es besser wie er, 
die Debatte mit belustigenden, ironischen, immer sicheren Zurufen zu 
würzen. Während der heftigsten Angriffe konnte er mit bewunderns- 
werter Sicherheit die Chance des Augenblicks ergreifen und die 
Lacher auf seine Seite bringen. Oft hat er in der Weise uns nord- 
schleswigschen Vertretern in kritischen Augenblicken wertvolle Hilfe 
geleistet. 

Neben Dr. v. Jazdzewski saß Dr. Szuman, über dessen Persön- 
lichkeit noch der Glanz des Aufstandes vom Jahre 1848 lag, wo er 
Sekretär des Revolutions-Komitee’s gewesen war. Beinahe 90 Jahre 
alt, nahm er nicht mehr an den parlamentarischen Kämpfen teil, aber 
seine tiefen, schwarzen Augen leuchteten noch mit dem Glanz der 
Jugend, wenn die Polen angegriffen wurden, und heftige, leidenschaft- 
liche Zurufe zeigten dann, daß er noch von dem Geiste von Achtund- 
vierzig beseelt war. 


Herr v. Czarlinski war ein alter Haudegen. Stets kampflustig 
und kampfbereit und durch starke Freundschaftsbande mit uns ver- 
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bunden, hat er im Laufe der Jahre manche Schlacht für uns geschla- 
gen. Herr v. Czarlinski war Vertreter des Teiles von Polen, den man 
jetzt den »polnischen Korridor« nennt. Dieser Landesteil ist stets 
durch Polen im deutschen Reichstag und im preußischen Landtage 
vertreten gewesen. Unter den dortigen Vertretern befand sich Pro- 
fessor, Lic. theol. Neubauer, trotz seines deutschen Namens ein warm- 
fühlender Pole, dem ich nie begegnen konnte, ohne daß er ein Ge- 
spräch über die nationalen Verhältnisse damit einleitete, mir aus 
seiner großen Silbernen Schnupftabaksdose eine Prise anzubieten. Im 
Landtage vertrat er u. a. den weltbekannten Badeort Zoppot, der jetzt 
zum Freistaat Danzig gehört. | 

Zu unseren besonders guten Freunden gehörte auch der päpst- 
liche Konsistorialrat Dr. v. Mizerski, ein kleiner lebhafter Herr, 
der sich stark für unsere Verhältnisse interessierte und unsere Gesell- 
schaft suchte, wenn sich Gelegenheit dazu bot. Das führte dazu, daß 
ich eines Tages mit ihm fasten mußte. Ich betrat das Restaurant des 
Landtages um zu essen. Dr. v. Mizerski saß alleine am polnischen 
Tisch. Kaum hatte er mich bemerkt, als er sich erhob und mich bat, 
an seiner Seite Platz zu nehmen. Das Menue setzte sieh aus Suppe, 
Fisch, Braten und Dessert zusammen. Nachdem die Suppe serviert 
war, brachte der Kellner mir Rührei statt Fisch. Ich fragte: Warum? 
Da erhob sich der päpstliche Konsistorialrat und bemerkte mit Würde: 
»Entschuldigen Sie, Herr Kollege, es ist heute Freitag und damit ein 
Tag des Fastens für uns Katholiken. An dem Tage dürfen wir nicht 
beides, Fisch und Fleisch, essen, sondern nur eins dieser beiden Teile. 
Rührei ist deshalb ein Surrogat, daß wir anstatt Fisch erhalten, und 
da Sie an unserm Tisch sitzen, hat der Kellner angenommen, daß Sie 
Katholik sind.« Nach diesen Erläuterungen erklärte ich mich dazu 
bereit, mit dem Konsistorialrat zu fasten, und wir würzten dann 
unsere Fastenspeise mit einem Glase Rheinwein. 


Zu dem aristokratischen Flügel gehörten Graf v. Brudzewo- 
Mielzinski und Herr v. Dzembowski-Pomian, Rechtsanwalt 
beim Oberlandesgericht in Posen, der u. a. bei dem großen Schul- 
prozeß im Jahre 1906, wo 120000 polnische Schulkinder streikten, weil 
sie den Religionsunterricht nicht in der Muttersprache erteilt be- 
kamen, die Verteidigung in Händen hatte. Graf Mielzinski hatte in 
München studiert, war Kunstmaler und aktiver preußischer Kürassier- 
offizier gewesen, bevor er die Verwaltung seiner Güter übernahm. 
Einige Jahre vor dem Kriege wurde er von einem tragischen Schick- 
sal betroffen, weil er in einem Anfall von Raserei seine Frau tötete, 
weil er sie bei der Untreue ertappte. Nach der Tat stellte er sich der 
Polizei und legte sein Mandat nieder. Die Umstände, unter denen die 
Tat geschah, waren derart, daß eine verhältnismäßig milde Strafe 
über ihn verhängt wurde. Noch vor Ausbruch des Weltkrieges befand 
er sich wieder auf freiem Fuße. Er wurde als Reserveoffizier einbe- 
rufen, suchte den Tod im Felde und — war einer der ersten preußi- 
schen Offiziere, die für erwiesene Tapferkeit mit dem eisernen Kreuz 
I. Klasse ausgezeichnet wurden! Nach Kriegsschluß tauchte er unter 
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anderem Namen in Oberschlesien auf, wo er das Oberkommando in 
dem von Korfanty gegen Preußen entfachten Aufstande übernahm. 


Der päpstliche Kammerherr, Propst Wawrzyniak führte ein 
recht unbemerktes Dasein im Landtage und meldete sich sehr selten 
zum Wort. Aber nur wenige Polen haben so tiefe Spuren in der 
neueren Geschichte des polnischen Volkes hinterlassen wie dieser 
großzügige, ansehnliche und tatkräftige Prälat. Wawrzyniak war 
Leiter der vereinigten polnischen Genossenschaften und beherrschte 
damit das polnische Geldwesen. Unter seiner klugen, überlegenen und 
zielbewußten Leitung haben die Polen in der Zeit vor dem Weltkriege 
große Triumpfe auf wirtschaftlichem Gebiet gefeiert, namentlich im 
Kampf um den Boden. Persönlich bin ich nur wenig mit ihm in Be- 
rührung gekommen, weil er so von seiner umfangreichen Tätigkeit 
in der polnischen Genossenschaftsbewegung in Anspruch genommen 
war, daß er schon früh seine parlamentarische Stellung aufgab. Aber 
dessen ungeachtet ist er derjenige meiner polnischen Kollegen, von 
dem ich am meisten gelernt habe. 


In einem Briefe nach Hause schrieb ich 1897: »Gestern frühstückte 
ich zusammen mit Herrn v. Szaniecki und verbrachte später den 
Abend mit ihm. Er forderte mich auf, nach Posen zu reisen, um 
an Ort und Stelle ihre nationale Arbeit zu studieren. Er will mir. 
Empfehlungen an ihre leitenden Persönlichkeiten mitgeben. Sein 
Schwager ist Sekretär des Marzinkowski-Vereins, dessen Tätigkeit 
ich mit großem Interesse verfolge. Der Verein hält alle vierzehn Tage 
Vorstandssitzungen ab. Er verfügt über bedeutende Fonds und hat 
eine Jahreseinnahme von ca. 10000 Mk. Der Direktor der polnischen 
Rettungsbank ist sein intimer Freund, dem er mich besonders empfeh- 
len will. Die Bank arbeitet mit einem Aktienkapital von 3 Millionen 
und betreibt die Ausparzellierung im Großen. Ich gewann wiederum 
einen starken Eindruck von der Arbeit der Polen, ihren weitreichen- 
den Verbindungen und ihrer Macht. Sie haben über 40 Vertreter hier 
in. Berlin, 20 im Reichstag, 17 im Landtag und 6 im Herrenhause. Ge- 
wöhnlich sind es hervorragende Geistliche oder hohe Adelige. Sie 
sind anders gerüstet als wir, die wir uns unter kleinen Verhältnissen 
vorwärtskämpfen müssen. Szaniecki’s Vater war Gutsbesitzer. Von 
seinem neunten Lebensjahre an wurde in- seinem Heim mit ihm fran- 
zösisch gesprochen. Man hielt eine französische Gouvernante, und von 
der Zeit an sprachen die Eltern nur französisch mit den Kindern. 
Danach wurde er deutscher Student und bestand sein juristisches 
Examen. Er wollte die Riehter-Laufbahn einschlagen, aber aus politi- 
schen Gründen wurde ihm der Weg versperrt. So wurde er Guts- 
besitzer, mußte jedoch während der Landwirtschaftskrise sein Gut 
aufgeben.« | 

Herr v. Szaniecki interessierte mich und wir verbrachten oft ge- 
meinsame Abende mit einander. Er betrachtete sich selbst als Ver- 
treter einer sinkenden, die Juden als Vertreter einer aufstei- 
genden Gemeinschaftsklasse. Deshalb war er Antisemit geworden. 
Seinem Unwillen den Juden gegenüber verlieh er oft drastischen Aus- 
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druck. »Zu den Bauern auf dem Gute meines Vaters,« erzählte er mir 
einmal, »kam ein alter Jude mit dem Namen Moses Pis,’ der Lumpen 
und Knochen aufkaufte. Sein Sohn, den ich damals kannte, kam in 
die Handelslehre und wurde später Großkaufmann in der Korn- 
branche in Posen, wo er seinen Namen veränderte und sich Moritz 
Wasserfall nannte. Sein Sohn wieder wurde im Bankfach ausgebildet 
und ist jetzt Bankier in Paris. Er hat wiederum eine Namensände- 
rung vorgenommen und nennt sich Mourice de la Fontaine« Als 
Gegenstück dazu nannte er Mitglieder des polnischen Hochadels mit 
strahlenden Namen, die während der Landwirtschaftskrise in den 
achziger Jahren in Armut herabgesunken waren. Als Antisemit nahm 
er übrigens eine isolierte Stellung unter den Polen ein, die sich stets 
durch Toleranz ausgezeichnet haben. 

Während der Debatte im Jahre 1898, wo es sich um eine Bewilli- 
gung von 100 Millionen Mark für den Aufkauf polnischer Besitzungen 
handelte, richtete der konservative Landtagsabgeordnete, Landrat 
v. Gerlich, einen heftigen Angriff gegen die Polen. »Ihre Waffen sind 
schleichendes, schurkenhaftes Gift,« sagte er u. a. Motty forderte ihn 
sofort auf, diese beleidigenden Worte zu widerrufen. Dessen weigerte 
er sich. Darauf sandte Motty ihm noch am gleichen Abend eine For- 
derung auf Pistolen. Als ich am nächsten Tage den Landtag betrat, 


teilte Herr v. Czarlinski mir mit, daß er und drei andere polnische 


Landtagsabgeordnete im Laufe des Tages Herrn v. Gerlich ebenfalls 
fordern würden. Wenn Motty im Duell fallen sollte, würde man ihn 
zwingen, weiter zu kämpfen, bis er selbst auf der Woahlstatt bliebe. 
Wie ernst Motty die Sache nahm, ging daraus hervor, daß er sofort 
an seine Frau telegraphiert hatte, um von ihr Abschied zu nehmen. 
Im Laufe des Tages traf ich sie in der Stadt wieder. Herr v. Gerlich 
war inzwischen mürbe geworden, als er die anderen vier Forderungen 
erhielt. Einige hohe katholische Geistliche wurden als Vermittler her- 
angezogen. Auf ihren Vorschlag erklärte er sich bereit, die beleidigen- 
den Worte zurückzunehmen und sich bei den Polen von der Redner- 
tribüne des Landtages aus zu entschuldigen, wenn sie ihre Forderun- 
gen zurückziehen würden. Dem gaben die Polen ihre Zustimmung. 
Herr v. Gerlich tat Abbitte von der Tribüne des Landtages, und die 
Duelle fielen fort. 

Aber das war nicht das letzte Mal, daß die Polen sich im Parla- 
ment Respekt verschafften, dadurch, daß sie ihre Gegner auf Pistolen 
forderten, wenn sie sich weigerten, ehrenrührige Beschuldigungen 
zurückzunehmen. » 
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| Noch immer Unterdrückungspolitik gegen die dänische Minder- 
heit. Nachstehende Aeußerungen brachte der »>Schleswiger« in 
seiner speziellen Minderheitenrundschau vom 29. März: 

»Ein paar Jahre vor dem Weltkriege wurde in Preußen das »Be- 
sitzfestigungsgesetz« geschaffen. Wie das »Enteignungsgesetz« den 
Polen gegenüber in den damals preußischen Landesteilen mit polni- 
scher Bevölkerung, so sollte das »Besitzfestigungsgesetz« gleichfalls 
dort, jedoch auch in Nordschleswig den Dänen gegenüber in der Weise 
gehandhabt werden, daß der Grund und Boden allmählich den Minder- . 
heiten unter den Füßen fortgezogen und in die Hände der Deutsch- 
gesinnten hinübergespielt würde. Das »Enteignunsgegesetz« erlitt im 
Osten den Polen gegenüber einen elenden Zusammenbruch; die macht- 
volle polnische Organisation sowie der Entrüstungsschrei in der zivili- 
sierten Welt erreichten, daß die Enteignungen polnischen Besitzes 
nach einigen Versuchen aufgegeben werden mußten. In Nordschles- 
wig war man sich auch sofort klar über die drohende Gefahr; man 
organisierte sich im »Landevzern« und suchte durch Preisausschreiben 
in der dänischen Presse den treffendsten Namen für das schändliche 
»Besitzfestigungsgesetz« zu finden. Als solchen wählte man die Be- 
zeichnung: »Bindelov«, weil man sowohl die Besitze als auch die Be- 
sitzer »binden« wollte. Die Schleswig-Holsteinische Höfebank wurde 
mit der Ausführung dieser Knebelung betraut. Zu Helfershelfern 
wollte sie die Spar- und Darlehnskassen machen, indem diese, die auf 
dem Prinzip der unbeschränkten Haftung beruhten, veranlaßt wur- 
den, Bürgschaft zu leisten für die Renten für alle die Gelder, welche 
ihre Mitglieder als letzte Hypotheken von der Höfebank geliehen be- 
kamen. Das Arbeitsfeld der Höfebank waren die Kreise Hadersleben, 
Apenrade, Sonderburg, große Teile des Kreises Tondern sowie vom 
Kreise Flensburg die vier nördlichsten Amtsbezirke, darunter auch 
Oeversee. Das Treiben dieses staatlich geschaffenen und finanzierten 
Geldinstitutes, das Geldbedürfnis der Besitzer für seine politischen 
Ziele auszunutzen, wurde dadurch bemäntelt, daß man die Anleihen 
von ihm als eine segensreiche Hülfsaktion, als eine Vergünstigung 
anpries. Der Umstand, daß die Besitzer der von der Höfebank beliehe- 
nen Besitze unfrei wurden, daß sie nicht mehr mit ihrem Eigentum 
schalten und walten konnten, wie sie wollten, wurde möglichst ver- 
schleiert oder als belanglos dargestellt. In Wirklichkeit aber behielt 
die Höfebank durch Eintragung eines Vorkaufs- und Wiederkaufs- 
rechts immer eine Handhabe, um die politische Gesinnung der Be- 
sitzer beeinflussen zu können. Die aufgenommenen Anleihen konnten 
wohl zurückgezahlt werden, d. h. bis auf eine Mark, wodurch Vor- 
kaufs- und Wiederkaufsrecht auf immer für die Höfebank gesichert 
blieb. Einige Spar- und Darlehnskassen in der südlichen Umgebung 
Flensburgs weigerten sich, Bürgschaft für die Höfebankhypotheken- 
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renten zu leisten, und zwar aus rein vermögensrechtlichen Betrach- 
tungen heraus. Die Spar- und Darlehnskasse e. G. m. u. H. in Bilschau 
beschloß am 27. März 1914 mit 19 gegen 12 bei 4 ungültigen Stimmen, 
die Bürgschaft für die Rentenzahlung zu übernehmen. Gegen diesen 
Beschluß wurde von der Minderheit Klage geführt. Vom Landgericht 
Flensburg wurde der Beschluß daraufhin durch Urteil vom 20. Mai 
1914 für nichtig erklärt, und zwar aus rein formellen Gründen. Auf 
den Kernpunkt der Klage, daß der Beschluß gegen den Zweck der 
Genossenschaft verstoße, ging man im Urteil nicht ein. Am 15. Juli 
1914 wurde erneut eine außerordentliche Generalversammlung abge- 
halten, wozu von der Höfebank einige »Sachverständige« aus Kiel — 
Herren mit weißer Weste — geschickt waren, um den richtigen Lauf 
der Dinge zu dirigieren. Zum zweiten Male wurde nun durch Mehr- 
heitsbeschluß die Bürgschaftsübernahme beschlossen. Obwohl die 
Minderheit in ihrem Rechte war, wagte sie es nicht, erneut Prozeß 
zu führen, weil sie befürchten mußte, daß ihr nicht Recht zugespro- 
chen würde. 

Wie eine Schicksalsantwort kam gut zwei Wochen später der 
Weltkrieg zum Ausbruch, der nach 4jähriger Dauer für Nordschles- 
wig das Ende der Höfebankversklavung bedeutete. Von den 4 »gefähr- 
deten« Amtsbezirken im Kreise Flensburg kamen aber nur Bau und 
Teile von Handewitt mit zu Dänemark zurück, während u. a. Oeversee 
bei Deutschland und somit unter dem Wirkungsbereich der Schles-. 
wig-Holst. Höfebank verblieb. Diese Bank verfolgt noch immer das- 
selbe Ziel wie vordem auch in Nordschleswig, nämlich: der dänischen 
Minderheit langsam und fast schmerzlos den Boden zu entziehen. Die 
Spar- und Darlehnskassen — an sich zwar eine nützliche, segensreiche 
Einrichtung — können von dänischen Südschleswigern, die nicht ihr 
eigenes Volkstum untergraben wollen, eben wegen der übernommenen 
Bürgschaften für die Höfebankrenten, nicht als Kreditanstalt in An- 
spruch genommen werden! Die Dänischgesinnten sind gezwungen, 
für ihren Geldverkehr und für ihre Anleihen andere Kreditinstitute 
zu wählen. 

Bald nach der Revolution wurde von preußischer Seite aus in 
Flensburg ein Anlauf gemacht, der darauf deutete, daß dänischer 
Schulunterricht nunmehr zu seinem vollen Rechte kommen würde. 
Für die dänischen Eltern, die es für durchaus notwendig erachteten, 
daß ihre Kinder hier im doppelsprachigen Grenzgebiet beide Sprachen 
so vollständig wie möglich zu beherrschen erlernten, bereitete es nach 
1920 immer mehr Enttäuschung, daß der scheinbar vorhanden ge- 
wesene gute Wille auf preußischer Seite, diesen berechtigten Wün- 
schen stattzugeben, allmählich ganz einzuschlafen schien und daß 
stattdessen offener Widerwille und offizielle Unterdrückung sich 
breit machten. 

Wie in den Gemeinden nördlich von Flensburg, so wartete man 
auch in der Gemeinde Jarplund ein paar Jahre vergeblich auf frei- 
williges Entgegenkommen der Behörden. Man behalf sich inzwischen 
mit privatem dänischen Unterricht durch Wanderlehrer in den Win- 
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ternachmittagsschulstunden für Kinder. Als 1924 ein neues Schulhaus 
gebaut werden sollte, beantragten die Dänen Einrichtung einer Schul- 
klasse mit dänischer Unterrichtssprache. Die ablehnende Haltung 
und die Verschleppung des Antrages durch Schulkommission und Ge- 
meindevertretung führten jedoch dazu, daß die dänischen Wünsche 
nicht verwirklicht wurden. Erst die preußische Minderbeitenschul- 
verordnung 1926 brachte es mit sich, daß ohne Rücksicht auf die 
dänenfeindliche Haltung der Körperschaften eine dänische Privat- 
schule errichtet werden konnte ..... 


Die Schulkommission hatte nach der vorletzten Kommunalwahl 
eine paritätische Zusammensetzung. Die Vertreter der drei verschie- 
denen Listen waren: 3 deutsch-bürgerliche, 1 Arbeiter, 2 Dänen. Ohne 
weiteres wurde die Schulkommission in derselben‘ Zusammensetzung 
gewählt. | 

Nach der letzten Kommunalwahl war das Stimmenergebnis: deut- 
sche Einheitsliste 127, dänische Liste 52, Arbeiterliste Hornholz 36; 
die Mandatverteilung dementsprechend 4:1:1. Für die Wahl zur 
Schulkommission behauptete man nun, daß der Gemeindevorsteher 
und sein Stellvertreter mit stimmberechtigt seien. Da die deutsche 
Mehrheit es natürlich in der Hand hatte, diese beiden Personen aus 
ihren Reihen zu wählen, steigerte sie dadurch ihr eigenes Stimmen- 
übergewicht in dem Maße, daß sie bei gemeinschaftlicher Liste mit 
dem Arbeitervertreter die Dänen aus der Schulkommission auszu- 
schließen imstande war. 52 von 215 Stimmen berechtigten die Dänen 
zur Anwartschaft auf 24,18 % der Mandate, also von 6 Schulkommis- 
sionsmitgliedern nahezu 1%, in Wirklichkeit also mindestens ein Man- 
dat. Statt dessen wurde durch die deutsche Selbstsupplierung eine 
Erdrosselung der dänischen Minderheit in der Schulkommission er- 
möglicht und auch ausgeführt.« — 


Außerdem beklagt sich der Einsender, A. Lorenz Büchert, 
auch noch über allerlei kleinliche Schikanen der deutschen Mehrheit 
im ländlichen Vereinswesen, den landwirtschaftlichen Vereinen, den 
Meiereigenossenschaften, der freiwilligen Feuerwehr und endlich in 
` der Gemeindevertretung des Dorfes Jarplund, in der die dänischen 
Gemeindeverordneten sich in der Minderheit befinden. 

Man könnte nun vielleicht von einigen der hier geschilderten Vor- 
kommnisse behaupten, das seien ja doch alles nur Kleinigkeiten, wie 
sie überall vorkommen können. In der Minderheitenfrage gelte es 
großzügig zu sein und über Kleinigkeiten hinwegzusehen. Aber ist 
nicht das ganze Alltagsleben schließlich nur aus lauter »Kleinig- 
keiten« zusammengesetzt? Sind es nicht gerade diese vielen Kleinig- 
keiten des Alltags, aus denen sich das ganze Leben und damit auch 
»Große« erst zusammensetzt? Und muß nicht gerade eine Mehrheits- 
politik, die sieh aus solchen tausenderlei kleinen Nadelstichen im täg- 
lichen Leben mit seinem ohnehin harten Kampf um die Existenz jedes 
Einzelnen zusammensetzt, eine kleine und schwache Minderheit wie 
die dänische auf die Dauer einem mehr oder weniger schnellen Auf- 
saugungstode ausliefern? Gerade in den kleinen Dingen des privaten 
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Zusammenlebens von Mensch zu Mensch in Dorf und Stadt am Sonn- 
tag wie am Alltag soll es sich zeigen, ob die Mehrheit aus ehrlichem 
Herzen heraus gewillt ist, das Lebensrecht der Minderheit anzuerken- 
nen. Sapientia sat! 

Die dänische Privatschule in der Stadt Schleswig, die am 13. No- 
vember v. J. mit 16 Schülern eröffnet wurde, hat jetzt bereits nach 
Verlauf eines halben Jahres ihre Schülerzahl verdoppeln können. Sie 
hat nach Ostern ihr neues Schuljahr mit 35 Schülern begonnen, sodaß 
es erforderlich wurde, für die Jüngsten eine besondere Unterrichts- 
abteilung einzurichten. 


LITAUER. 


Gewaltsame »Verdeutschung« litauischer Ortsnamen. Schon ein 
flüchtiger Blick auf die Karte der Provinz Ostpreußen läßt erkennen, 
daß der gesamte nordöstliche Teil unserer Provinz fast ausschließlich 
litauische Ortsbezeichnungen bezw. Ortsnamen litauischen Ursprungs 
aufweist. Es sind überwiegend Ableitungen von litauischen Familien- 
oder Flußnamen und sonst dgl. Die Verdeutschung derselben durch 
die Endung »en« hat nicht vermocht, den litauischen Charakter dieser 
Namen zu verwischen. Man findet die litauischen Ortschaften tief im 
Innern von Ostpreußen auch da, wo heutzutage nicht mehr oder nur 
selten litauisch gesprochen wird; die litauischen Namen sind stumme 
Zeugen dafür, daß nicht vor allzu langer Zeit auch dort das litauische 
Lied (die Daina) erscholl. Sie sprechen von längst entflohenen Zeiten, 
wo einst dort noch gute Litauer wohnten. Deren Nachkommen aber 
sind dem angestammten Volkstum durch fremden Einfluß verloren 
gegangen. 

Vielfach wird in bezug auf die eingangs bezeichneten Landesteile 
als von einem kerndeutschen Land gesprochen. Dieselben Leute 
empfinden das Vorhandensein der alten litauischen Ortsnamen recht 
unangenehm. Um sich des Uebels zu entledigen, hat man bereits in 
früherer Zeit teilweise eine Umbenennung der litauischen Ortsnamen 
vorgenommen. Die vereinzelt vorkommenden deutschen Namen sind 
daher durchweg neueren Datums und durch die Umbenennung ent- 
standen. (Vergl. Tilsit aus dem litauischen Tilze, Insterburg aus 
Isrutys, Heinrichswalde aus Gastai, Rautenburg aus Stamerus usw.). 
Im litauischen Sprachgebrauch bedient man sich jedoch auch heute 
noch der alten litauischen Ortsnamen. 


In letzter Zeit ist man mit besonderer Intensität am Werk, um 
dem Lande ein deutsches Gepräge zu geben. Rücksichtsloser als selbst 
ein Mussolini in Südtirol will man die Spuren der tausendjährigen 
Geschichte des litauischen Volkes und alle geschichtlichen und kultu- 
rellen Traditionen durch gewaltsame Germanisierung zerstören. Mehr 
als ein halbes Hundert litauischer oder polnischer Ortsnamen mußten 
wiederum im Laufe kurzer Zeit von der Bildfläche weichen, um für 
deutsche Namen wie »Tannengrün« und »Eichenfelde« Platz zu schaf- 
fen. Dabei lehrt die Erfahrung, daß solche traditionelle, geschicht- 
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liche Ortsnamen noch nach Jahrhunderten in der Volkssprache weiter- 
leben und schließlich zu Doppelnamen führen. .Merkwürdig muß aber 
diese »Verdeutschungs«-Sucht erscheinen, wenn man bedenkt, daß 
deutscherseits sogar gegen die Rückbildung verstümmelter oder ent- 
stellter slavischer Orts-, Fluß- und Städtenamen in Polen und der 
Gechoslovakei in ihre ursprüngliche Form heftig: protestiert wird; 
selbst die Anwendung der in den von Deutschland abgetrennten Gebie- 
ten amtlich festgesetzten postalischen Bezeichnungen wird bekämpft. 
Es läßt sich aufgrund der alten bodenständigen Orts-, Flur- und Fluß- 
namen nachweisen, daß die autochthonen Siedler des mitteleuropäi- 
schen wie auch des ostpreußischen Raumes nicht Germanen waren, 
wie andererseits von niemand bestritten wird, daß die Jahrhunderte 
dauernde Kolonisationszeit gleichfalls neue — flamische, nord- und 
westgermanische, sächsische und fränkische — Siedlungsnamen ge- 
schaffen hat. Zwar sind die Verdeutschungen ‘im heutigen Deutsch- 
land zum größten Teil seit Jahrhunderten durchgeführt; daß nun noch 
die letzten Reste des in Ortsnamen festgehaltenen Sprachgutes und 
der Heimatsgeschichte beseitigt werden, zeugt von mangelndem Ge- 
schichtssinn aber auch von der Sucht, alles Deutsch erscheinen zu 
lassen, was nie sogenannter deutscher »Kulturboden«, sondern höch- 
stens deutsches »Eroberungsland« gewesen ist. 


-= Fremdstaaten 


CECHOSLOVAKEI. 


Eine neue magyarische Partei mit aktivistischem Arbeitspro- 
gramm. Innerhalb der ungarisch - magyarischen Minderheit in der 
Cechoslovakei scheint sich jetzt eine Strömung anzubahnen, die sich 
von der bisherigen überwiegend oppositionellen Politik abkehrt und 
gewillt ist, künftig statt dessen aktiv am Staate mitzuarbeiten. Wie 
der »Prager Presse« aus Bratislava gemeldet wird, kamen dort näm- 
lich am 22. Februar Vertreter der magyarischen Bauern und Gewerbe- 
treibenden aus allen Teilen der Slovakei und dem entfernten Kar- 
pathorußland zusammen, um eine neue magyarische Partei zu grün- 
den. Sie sucht die Zusammenarbeit der magyarischen Minderheit mit 
den übrigen Nationen der Republik anzubahnen und stellt sich vor- 
behaltslos auf den Boden der Gechoslovakischen Republik, ohne dabei 
ihr Magyarentum verleugnen zu wollen. Diese neue Partei erklärt 
ausdrücklich, daß sie gegenüber den bestehenden mägyarischen Par- 
teien in der Cechoslovakei keinen feindseligen Standpunkt einnehmen 
will, daß sie aber zur Erreichung ihrer Ziele andere Wege gehe. 

Auf der Gründungsversammlung betonte der frühere langjährige 
Generalsekretär der magyarischen christlich-sozialen Partei, Land- 
wirt Szappanos, u. a, daß nach dem Umsturz die Frage offen ge- 
blieben sei, wie sich die magyarische Minderheit in der Cechoslovakei 
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dem Staat gegenüber verhalten solle. Bisher könne nur eine zwölf- 
jährige Lethargie des Magyarentums beobachtet werden, die auch 
verschuldet habe, daß die Cechoslovaken den Magyaren in der Repu- 
blik noch immer mit Reserve begegnen. Sie müßten sehr lange war- 
ten, meinte er, ehe jene Leute in der magyarischen Minderheiten- 
bewegung, die das Ruder in der Hand halten, eine Annäherung an 
die übrigen Nationen des Staates anstreben würden. Die Magyaren 
seien Leute von offenem geraden Charakter, deshalb gehe es nicht an, 
daß sie den Andersnationalen in Kampfstellung gegenüberstehenblei- 
ben. Sie müßten ehrlich um die Rechte kämpfen, welche den Magya- 
ren gebühren und dort eine Besserung anstreben, wo man ihnen wirk- 
lich helfen kann... Dem bisherigen Eiertanz der magyarischen Poli- 
tik verdanken die Magyaren ihre gegenwärtige mißliche wirtschaft- 
liche Lage. Mit einer solchen Politik könne auf die Dauer weder 
ein Staat noch eine Nation auskommen. Die einzig nützliche Politik 
sei eine Politik der Arbeit. Außenpolitisch orientieren sich die Ma- 
gyaren der Republik weder für Hitler noch für Mussolini, betonte 
Szappanos, vielmehr sehen sie die einzige Möglichkeit für die Geltend- 
machung ihrer Forderungen in Briands Paneuropa-Politik, die sich 
ebenso gegen das russische Dumping, wie gegen den amerikanischen 
Weizen richtet. Sie seien bereit, sich ohne Hintergedanken mit den 
Vertretern der Regierung an den Verhandlungstisch zu setzen. 


Nach Ansicht der »Prager Presse« bedeutet diese Neugründung 
den Anfang einer neuen Aera der magyarischen Politik in der Čecho- 
slovakei. Daß sie es gewagt hat, sich so offen zu Briands Paneuropa- 
politik zu erklären, wird ihr sicherlich von den extremen nationalisti- 
schen Revisionisten unter den Magyaren sehr übel genommen wer- 
den. Die neue Partei wird sich auf viel Gegnerschaft im eigenen 
minderheitlichen Lager gefaßt machen müssen. 


DÄNEMARK. 


Forderung staatlicher und kommunaler Zuschüsse für die deut- 
sche Privatschule in Aabenraa. In Aabenraa hat sich eine Sache zu- 
getragen, die später in den deutsch-dänischen Presseerörterungen zu 
einer prinzipiellen Frage erweitert wurde und so auch die Verhält- 
nisse der dänischen Minderheit Südschleswigs berührt. 

Auf einer Sitzung des Stadtparlaments (Byraad) von Aabenraa 
am 11. März 1931 stellte die deutsche Fraktion den Antrag, ihr 10436 
Kronen als Zuschuß für ihre höhere deutsche Privatschule zu gewäh- 
ren, weil durch die Gründung dieser Schule die Stadt Aabenraa an die 
20000 Kronen spare, da ihre Schüler sonst die deutschsprachige Kom- 
munalschule daselbst besuchen würden. Bürgermeister Fink lehnte 
den Antrag als unberechtigt ab. 

»Wir haben hier eine dänischsprachige und eine deutschspra- 
chige Schule, in die alle Kinder der Stadt sehr gut gehen können,« 
sagte er. »1924 forderte man von deutscher Seite aus eine dettsche 
Mittelschule, und die Stadt entsprach ihrem Antrage. Wenn man 
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dann. noch eine Schule gründet, so ist das Privatsache.« Der Stadt- 
verordnete Lehrer Bruhn bemerkte noch, der dänische Staat gebe der 
deutschen Privatschule bereits 124 Kronen pro Kind, wozu der deut- 
sche Wortführer erwiderte, der Staatszuschuß betrage kaum 50 Kro- 
nen pro Kind. Wenn man in Nordschleswig 27 Privatschulen mit 
1100 Kindern errichtet habe, so beweise das doch, daß die Eltern nicht 
mit der bestehenden Schule zufrieden seien. Der Antrag wurde 
schließlich mit Stimmenmehrheit (Dänen und Sozialdemokraten) ab- 
gelehnt. Ä 

Die »Nordschleswigsche Zeitung« bemerkte am nächsten Tage 
dazu, daß die deutsche Schule allerdings keinen Anspruch auf den er-. 
betenen Zuschuß habe, und die Dänen, wenn sie den Antrag ablehn- 
ten, formell im Recht gewesen seien. Man habe aber doch nur an den 
guten Willen des Stadtverordnetenkollegiums appelliert. Die dänische 
Minderheit südlich der Grenze erhalte auch mehr, als sie verlangen 
könne. Der jährliche Zuschuß, den die deutschen Privatschulen er- 
halten, sei kein besonderes Entgegenkommen, sondern ein gesetz- 
liches Recht in Dänemark, während dagegen der Staatszuschuß, den 
die Dänen für ihre Privatschulen vom deutschen Staat erhalten, ein 
besonderes Entgegenkommen bedeute*). Mit Recht erwiderte »Flens- 
borg Avis« darauf, daß die Dänen ihre Staatszuschüsse erst durch 
eine Verordnung zu Weihnachten 1928 erhalten hätten, während die 
deutschen Privatschulen in Nordschleswig den dänischen Staatszu- 
schuß sofort 1920 bekamen. Die mangelhafte deutsche Ge- 
setzgebung auf dem Gebiete der Minderheitenfrei- 
heit solle wohl nicht in einen Vorteil umgewandelt 
werden. Seit 1920 habe die dänische Minderheit einfach das ge- 
fordert, was der deutschen Minderheit in Dänemark sogleich einge- 
räumt worden sei. Wenn man sich jetzt von deutscher Seite aus in 
einzelnen Punkten noch weiter gestreckt habe, so habe man offenbar 
die deutschen Minderheiten im Auslande im Auge gehabt. Das Zuge- 
ständnis an die kleine dänische Minderheit solle wohl mit großen 
Zinsen zurückkehren. . 


*) Mit dieser formalistischen Unterscheidung macht sich das genannte Blatt 
der deutschen Minderheit nur lächerlich; es sollte aber solche Vergleiche auch 
schon deswegen lieber unterlassen — im deutschen Interesse —, weil sie deut- 
lich zeigen, daß die Rechte der deutschen Minderheit in anmerkennenswerter 
Weise gesetzmäßig festgelegt sind, während die dänische Minorität in 
Deutschland lediglich auf ein bemevolentes Entgegenkommen angewiesen Ist. 
Es wäre zweifelsohne zweckmäßiger, auch die deutschen Staatszuschüsse. für 
das dänische Privatschulwesen in der gleichen ge setzmäßigen Form festzu- 
legen, wie es gegenüber dem deutschen Pr’vatschulwesen in Dänemark ge- 
schieht. Das Verhalten der deutschen Minderheit in Nordschleswig ist deshalb 
in höchstem Maße unehrlich, wenn sie ihre vorte’lhafte Lage mit der der däni- 
schen in Preußen vergleicht; dies würde sofort sichtbar werden, wenn die däni- 
sche Staatszuschußzuwendung der deutschen Methode angepaßt werden würde 
und die deutsche M’nderheit Dänemarks ebenfalls auf ein besonderes Entgegen- 
kommen des dänischen Staates angewiesen wäre. Wir gönnen der deutschen 
Minorität ihre bevorzugte Behandlung; nur sollte sie nicht immer und !mmer 
weder mit so lächerlichen Argumenten gegen die dänische Minderheit in Preus- 
sen polemisieren, da sie doch nur den deutschen Interessen schadet. 
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| LETTLAND. 


Der Kampf um die rigaer Domkirche. Sowohl bei der lettischen 
Möhrheit wie auch der deutschen Minderheit gingen in den letzten 
Monaten im Kampf um die rigaer Domkirche die Wogen der natio- 
nalen Erregung sehr hoch, obgleich eine Kirche ja doch an und für 
sich ein wenig geeignetes politisches Streitobjekt sein sollte. Um 
diesen erbitterten Kampf verstehen zu können, ist es unerläßlich, sich 
erst einmal die psychologischen Hintergründe zu vergegenwärtigen. 
Gewiß wurde der Kampf in erster Linie in den Presseorganen beider 
Richtungen mit größter Leidenschaft ausgefochten, ein Kampf, der 
auch in der reichsdeutschen Presse ein vielfaches Echo fand. Aber 
hinter der Gesetzesvorlage auf Uebergabe des Doms an die Garnisons- 
gemeinde bezw. das Kriegsministerium stand doch nicht nur der Ab- 
geordnete Skujeneek und seine Partei der progressiven Jungwirte 
wie auch das lettische demokratische Zentrum, sondern auch große 
Teile des lettischen Volkes. Dabei spielte aber nicht schlechtweg 
irgendein nationaler Haß gegen alles Deutsche mit, sondern hier hatte 
man es mit dem Rest eines Nationalhasses zu tun, der sich noch aus 
der einstigen sozialen Kluft zwischen den deutschbaltischen Herren 
und den lettischen Untergebenen, wie er sieben Jahrhunderte hin- 
durch hier herrschend war, herleitet. Der Dom ist eben für den Letten 
das Symbol der deutschen Oberschicht, die sich auch heute noch gerne 
als die höhere Schicht, die Herrenschicht, fühlt. Gerade im rigaer 
Dom findet man ja auch die Familiengrabmäler und Epithaphien fast 
des gesamten baltischen Adels. Jene lettischen Kreise wollten aber 
. nun den Dom in ein lettisches Nationalheiligtum, eine Art Pantheon, 
umgewandelt haben. Andererseits darf man nicht vergessen, daß der 
Dom sicherlich von deutschen Baumeistern errichtet und seit Jahr- 
hunderten als eine der ältesten deutschen Kirchen der baltischen 
Staaten die Kirche des deutschen Bürgertums der Stadt Riga gewe- 
sen ist. Und schließlich stand dieser Antrag auch im strikten Gegen- 
satz zum $ 6 der im Jahre 1928 vom lettischen Staat verkündeten 
Autonomiebestimmungen für die evangelisch-lutherische Kirche: 

»Die Gotteshäuser, Kapellen und Kirchhöfe der evang.-lutheri- 

< schen Kirche, die sich in der Verwaltung dieser Kirche befinden, 

dürfen gegen ihren Willen nicht enteignet, konfisziert oder für 
andere Zwecke bestimmt werden. 

Am 20. Februar brachte der Abgeordnete Skujeneek einen Antrag 
auf Abänderung des Domkirchengesetzes vom Jahre 1923 ein, nach 
welchem der Dom bezw. die Marienkirche mit allen Appertinenzien in 
den Besitz des lettländischen Staates übergehen und dem Kriegsmini- 
sterium zur Verfügung gestellt werden solle. Als die Mehrheit des 
Parlaments diesen Antrag annahm und ihn an die öffentlich-recht- 
liche Kommission zur Beratung weiterleitete, antwortete die deutsche 
Fraktion damit, daß sie der Regierungskoalition am 23. Februar das 
Vertrauen entzog und sofort aus ihr austrat. Die Folge war eine let- 
tische Kabinettskrise und der Abgang der damaligen Regierung 
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Zelmin. Inzwischen hat sich eine neue bürgerliche Regierung gebil- 
det. Im öffentlich-rechtliehen Ausschuß wurde der Gesetzantrag aber 
am 13. März mit 5 gegen 4 Stimmen abgelehnt. Um der deutschen 
Fraktion eine Stimme mehr bei der endgültigen Abstimmung im 
Plenum zu sichern, hatte der ortsabwesende Abgeordnete Dr. P. Schie- 
mann inzwischen sein Mandat zu Gunsten eines anderen niedergelegt. 
Am 23. März fiel dann die Entscheidung: Mit 50 Stimmen (wovon 
allerdings 32 Stimmenthaltungen, die in Lettland als Ablehnung an- 
gesehen werden) gegen 28 Stimmen wurde das Domkirchengesetz ab- , 
gelehnt. Gegen den Antrag stimmten die Vertreter der deutschen, 
russischen, polnischen und jüdischen Minderheiten. 

Zurück steht allerdings noch das Ergebnis einer kurz darauf von 
den Antragstellern beantragten Volksabstimmung für die Domkir- 
chenenteignung. Es dürfte aber kaum denkbar sein, daß 50 % der 
Wähler — wie erforderlich — für dies Referendum stimmen werden. 
Inzwischen hat auch die lettische Synode, die oberste Behörde der 
evangelisch - lutherischen Kirche Lettlands, auf ihrer Tagung am 
9. April mit 216 gegen 144 Stimmen einen Antrag angenommen, der 
besagt, daß die lettische Garnisonsgemeinde sich auf gütlichem Wege 
mit der lettischen Friedensgemeinde (die seit einigen Jahren mit der 
Domgemeinde zusammen den Dom benutzt) und der deutschen 
Domgemeinde zu einigen habe, daß die bestehenden Rechte der Ge- 
meinde nicht angetastet werden dürfen und daß evtl. für die Garni- 
sonsgemeinde eine neue Kirche erbaut werden soll. Einen Tag später ` 
wurde dann allerdings noch unter Stimmenthaltung der deutschen 
Vertreter eine Resolution angenommen, die die Domkirche als die 
offizielle Kirche des Bischofs der lettländischen ev.-luth. Kirche be- 
zeichnet und dem Bischof die uneingeschränkte Nutzung der Dom- 


. kirche und ihrer Immobilien zusichert. Die deutsche Domgemeinde 


soll auch ihrerseits von jeher dem Bischof den Dom noch nie vorent- 
halten haben. 

Die ganze Frage ist also immer noch nicht definitiv entschieden. 
Es sollte jedoch kaum einen Zweifel darüber geben, daß die Enteig- 
nung einer Kirche, mit der daneben noch national-geschichtliche Er- 
innerungen verbunden sind, eine unerfreuliche Erscheinung wäre, die 
keinem Volk zu Ehren gereichen kann. Zwar haben sich die Deut- 
schen selbst nicht gescheut, dort wo sie in der Macht sind, ähnliche 
Fragen weniger rigoros zu betrachten und zu behandeln. Trotzdem 
wäre es seitens des lettischen Volkes richtiger gehandelt, wenn es 
auf die Enteignung der Domkirche verzichten wollte; vielleicht würde 
das auch auf die deutsche Nation in dem Sinne des alten Sprichwortes 
einwirken: Was Du nicht willst, daß man Dir tu, das füg’ auch 
keinem andern zu. 
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Pressestimmen 


Ueber die Bedeutung der Muttersprache als des wichtig- 
sten volkstumskulturellen Ausdrucksmittels und nationalen 
Kulturguts überhaupt, bestehen, trotz verschiedener Wert- 
unterscheidungen, sowohl bei den Mehrheitsvertretern wie 
allen Minderheitsangehörigen ganz einheitliche Auffassun- 
gen. Tatsächlich, das ist: praktisch und den Bedingungen des 
realen Lebens entsprechend gibt es vor allem für eine natio- 
nale Minderheit kaum eine Frage von so eminenter Bedeu- 
tung wie die Muttersprache und ihre Behandlung im Schul- 
wesen der Minderheiten; alle sonstigen Forderungen und 
Wünsche der Minderheiten sind ebenso von nachgeordneter 
Bedeutung, wie alle übrigen Kriterien zur nationalkulturellen 
Differenzierung, sei es die Abstammung,- sei es die Willens- 
äußerung, nur Ersatzmittel sind. 


Mit hervorragender Klarheit und überzeugender Argu- 
mentation nimmt zu der [Frage des muttersprachlichen Schul- 
wesens Dr. Auerhan in einem Artikel über die ungari- 
schen Ansichten — und wir bemerken hierzu, es sind das lei- 
der nicht nur ungarische Ansichten — zur Minderheitenfrage 
in der »Prager Presse« (23. März 1931) Stellung, die die auf- 
` merksamste Beachtung verdient und in der Auerhan folgen- 

des sagt: 


»Wer aber die Minderheitenfrage richtig verstehen und lösen will, 
der muß sich auf den Standpunkt stellen, daß sämtliche Bürger des 
Staates gleichwertig und gleichberechtigt sind. Es darf im Staate 
keine einzige Gemeinde sein, von der man sagen könnte, die Leute 
dort sind froh, daß man ihnen nichts zuleide tut, daß man sie zum 
Beispiel nicht einsperren läßt, wenn sie eine andere Sprache sprechen, 
als die offizielle Staatssprache. Auch die fremdsprachige Bevölkerung 
hat ihre heiligen, natürlichen Rechte, die von niemandem, auch von 
der Regierung nicht, verletzt werden dürfen. Und zu diesen heiligen 
Rechten rechne ich in erster Linie den Anspruch darauf, in der Mutter- 
sprache erzogen zu werden. Schon der große pädagogische Reforma- 
tor J. A. Komensky hat den Grundsatz gepredigt, es solle der 
Unterricht in der Muttersprache erteilt werden. Diesen 
Grundsatz hat Komensky auch den Magyaren ans Herz gelegt, wie 
diese , damit selbst prahlen (Siehe »Ungarns Unterrichtswesen« 
von J. Kornis), und die nichtmagyarischen Volksteile in Ungarn 
haben heute beinahe keine Schulen in der Muttersprache! Und wie 
schaut es in jenen Schulen aus, in welchen der Unterricht in einer 
den Kindern fremden Sprache erteilt wird? Kinder, zu denen der 
Lehrer in einer fremden Sprache spricht, die sie nicht verstehen, kön- 
nen dem Unterricht nicht folgen, und es dauert recht lange, bevor sie 
die Unterrichtssprache so weit erlernen, um dem Unterricht folgen zu 
können. Einige begabtere Kinder eignen sich die Unterrichtssprache 
früher an als der Großteil der Klasse und erfassen auch die Grund- 
lagen des Unterrichts. Mit diesen Kindern wird dann weiter fortge- 
fahren, während die Mehrzahl der mittelmäßig und minderbegabten 
Kinder auch dann dem Unterricht nur ganz oberflächlich und unge- 
nügend folgen kann, auch wenn sie Sich inzwischen eine gewisse 
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Kenntnis der Unterrichtssprache angeeignet hat. Und so bleibt denn 
aller Unterricht an der Oberfläche haften, ohne daß die Kinder ihn 
recht verdauen und Sich ihn aneignen könnten. Doch nicht genug 
daran. Die Mehrzahl dieser Kinder eignet sich trotz der langen, in der 
Schule verbrachten Jahre die Unterrichtssprache nicht so perfekt an, 
um schwere Bücher lesen und sich weiter bilden zu können. Und in 
.der Muttersprache zu lesen, hat man sie in der Schule überhaupt nicht 
gelehrt. Deshalb liest sie nichts; die aus der Schule mitgebrachten 
Kenntnisse verflüchtigen sich allmählich, und so ist eine ungebildete, 
rohe, nur zu den gröbsten physischen Arbeiten befähigte und auch 
nur zu diesem Zwecke benutzte Generation aufgewachsen, die von der 
»besseren« Gesellschaft mißachtet wird. Hier sehen wir die schweren 
sozialen Folgen des unnatürlichen Unterrichtens in fremder Sprache. 
Und das ärgste: die mehr als mittelmäßig begabten Kinder, von denen 
‘ wir oben gesprochen haben, welche sich die Kenntnis der Unterrichts- 
sprache. früher angeeignet haben, begiunen auf ihre zurückgebliebe- 
nen Mitschüler von oben herabzusehen und schließen sich dann, wenn 
sie die höheren Schulen beziehen, mit Herz und Seele an die Kultur 
der Unterrichtssprache an. Und der Rest ihrer Mitschüler, von dem 
wir gesagt haben, daß er als ungebildete Generation die Schule ver- 
läßt, wächst auf ohne Führer aus eigener Mitte, ohne eigene In- 
telligenz. ER: 

Schließlich ist hier noch folgendes zu beachten: der Unterricht in 
fremder Sprache hat traurige Folgen auch in moralischer Richtung, 
da er nicht angetan ist, so auf das Gemüt des Kindes zu wirken, wie 
der in der Muttersprache erteilte Unterricht. Wir sehen also: Es 
handelt sich da nieht etwa nur um eine Sprachen- 
oder nationale Frage, sondern um eine pädagogische 
Frage von weitreichender Bedeutung, sowie um eine 
soziale und ethische Frage Und von diesen Stand- 
punkten aus muß die Frage gelöst werden, 

Ein Staat, der die Schulfrage in solcher Weise regelt, ‚daß die 
-fremdsprachigen Kinder beim Eintritt in die Schule nicht in ihrer 
gewohnten Muttersprache, sondern in einer ihnen ganz fremden 
Sprache unterrichtet werden, daß ihre junge Seele in den ersten Schul- 
jahren verkümmert, erfüllt nicht seme Pflichten gegenüber seiner 
Bevölkerung. 

Ich muß da die goldenen Worte anführen, die im Jahre 1848 unser 
größter Publizist Karel Havlitek gesagt hat: Auch in den freiesten 
Ländern ist jene Bevölkerung, deren Sprache aus der Schule und aus 
den Aemtern ausgeschlossen ist, als bedrückt anzusehen. Denn dort 
ist die Sprache des Volkes mit großen Schlüsseln gesperrt, dort herr- 
schen die Privilegierten in fremder Sprache. Dort ist das Volk ohne 
eigene Führer, und wenn jemand von der Intelligenz sich besinnt, daß 
er auch zum Volke gehört und will das Volk emporheben, kann er 
sich mit dem Volke nicht verständigen, weil die Volkssprache bis 
jetzt nur auf die Küche und auf den Stall angewiesen, nicht einmal 
genug Worte hat für höhere Begriffe. Das sind die traurigen Folgen 
der bösen Tat, wenn man einem Volke den Unterricht in der Mutter- 
sprache verweigert. Es ist dies die größte Sünde, die ein Staat an sei- 
ner Bevölkerung begehen kann. 

Hier ist es ganz nebensächlich, ob die betreffende Minderheit 
einen Wunsch nach einem Minderheitenschutz ausgesprochen hat, bzw. 
ob sie ihn aussprechen durfte und konnte; der Staat hat ein- 
fach die Pflicht, um das Schulwesen in der Minder- 
heitssprache zu sorgen. 


Besondere Beachtung verdienen die Ausführungen Dr. 
Auerhan’s auch vor allem deshalb, weil durch sie überzeu- 
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gend dargetan wird, daß die Unterrichtung in der Mutter- 
sprache nicht lediglich eine nationale, sondern vielmehr eine 
paedagogische und ganz besonders eine sociale und ethi- 
sche Forderung ist. Wer in praktischer Minderheitenarbeit 
Erfahrungen gesammelt hat, wird jeden einzelnen Satz in der 
Formulierung Dr. Auerhan’s nur bestätigen können. Ganz 
besonders gilt das hinsichtlich der geschwächten und prole- 
tarischen Minoritäten wie die Kritik gegen die gegenwärtige 
Schulpraxis nicht auf Ungarn beschränkt werden kann, son- 
dern auch auf andere Staaten mit ausgesprochenen Entnatio- 
‚nalisierungswillen anzuwenden ist. Wir verweisen hierbei 
vor allem wieder auf die preußische Schulpolitik gegenüber . 
den Lausitzer Serben, die heute: im 20. Jahrhundert, nach 
Erlaß von besonderen Minderheitenschutzbestimmungen un- 
ter der Kontrolle des Völkerbundes und trotz der aggressiven 
Lamentationen deutscher Minderheiten über Unterdrückung, 
obwohl sie überall bessergestellt sind und sogar durch 
Minister in den Regierungen vertreten sind, noch nicht eine 
einzige Volksschule mit muttersprachlichem Unterricht, noch 
weniger eine Mittelschule oder eine Lehrerbildungsanstalt 
besitzen, in der ein solcher muttersprachlicher Unterricht — 
sei es auch nur fakultativ — stattfände. Wer heute anders 
behauptet oder durch die deutsche Presse behaupten läßt, 
spricht wissentlich und absichtlich die Unwahrheit. 

Es wäre zu wünschen, daß sich mit den Darlegungen Dr. 
Auerhan’s auch einmal diejenigen internationalen Organisa- 
tionen beschäftigen, die mit dem Minderheitenproblem gern 
im internationalen Fahrwasser herumplätschern, ohne an die 
Grundursachen heranzutreten. Non navigare, sed vivere 
necesse est! — ska. — 


* 


Die schwedische Presse hat in letzter Zeit recht häufig 
das europäische Minderheitenproblem behandelt, und zwar ` 
in der Mehrzahl mehr oder weniger auf Grund einseitiger 
Blickrichtung. Eine Ausnahme bildet dagegen ein Artiket 
im »Nya Dagligt Allehanda« vom 25. 2. 31, in dem an der 
deutschen Minderheitenpolitik mit folgenden Worten Kritik 
geübt wird: j 

»Bezüglich der Klagen, die im Januar aus Anlaß der polnischen 
terroristischen Behandlung der deutschen Minderheit in Oberschle- 
sien in Genf vorgebracht wurden, enthält eine katholisch-deutsche 
Zeitschrift einige kritische Kommentare, die etwas vom innersten 
Wesen in diesem ganzen delikaten Minderheitenproblem offenbaren 
dürften. Ganz offen erklärt diese katholische Zeitschrift, daß man 
eigentlich in der modernen deutschen staats- und rechtswissenschaft- 
lichen Philosophie die Ansichten vertreten findet, deren Umformung 
in die Praxis ohne weiteres, ganz gleich welchem Staat, das Recht 
geben, seine völkischen Minderheiten zu entnationalisieren. Die deut- 
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sche rechtspositivistische Doktrin, wie sie noch an einer 
Menge deutscher Universitäten gepredigt wird, leugnet nämlich, daß 
es ein menschlich-individuelles und überkommenes Naturrecht, das 
nicht unter die Gerichtsbarkeit des Staates fällt, gibt. Der Mensch, 
der ein Mittel im Dienste der Gesellschaft ist, hat nur das Recht, das 
ihm der Staat gibt. Folglich hat auch der Staat die Möglichkeit — und 
diese Möglichkeit ist moralisch begründet — über die Sprache, die 
jener sprechen, und die volklichen und nationalen Traditionen, zu 
denen er sich bekennen soll, zu bestimmen. Der konsequenteste Aus- 
schlag dieser Philosophie ist die Unterdrückung der Minoritäten. 

Diese deutsche Kathederweisheit — der Rechtspositivismus, die 
Lehre vom souveränen Staat usw. — bildet in dieser Art die eigent- 
liche moralische Verteidigung des gesamten modernen extremen Na- 
tionalismus mit seinem ihm folgenden Ausrottungskrieg gegen die 
volklichen Minderheiten. Preußen vor 1914 gab das erste drastische 
Beispiel der Anpassung dieser Wissenschaft an die Praxis. Nunmehr 
tragen die gelehrigsten Schüler der preußischen Professoren die 
Namen Pilsudski und Mussolini. Dies Raisonement ist unwiderleg- 
bar. Germania docet... Preußen ist der Lehrmeister. Sowohl 
an der polnischen wie der italienischen Universität ist jetzt diese 
Wissenschaft die letzte Mode, die Zeitungen predigen sie in ihren 
Leitartikeln, die politischen Pamphletisten verkünden sie als die neue 
Erlösung in tausenden von Broschüren, die kleinen Kinder saugen sie 
in sich aus ihren ABC-Büchern. Die europäischen Diktaturen stehen 
und bestehen nur dank dieser deutschen Wissenschaft. Aber das Re- 
sultat bedeutet in Bezug auf das deutsche Volk nur eine endlose 
Hetzjagd auf die deutschen Minderheiten in Südtirol und Ober- 
schlesien. Das es aber eigentlich die deutsche Wissenschaft. ist, die 
den Bütteln die Waffen in die Hände gegeben hat, dazu findet sich 
keiner, der daran denkt — am allerwenigsten in Deutschland. 

Irgend eine Lösung des Minoritätenproblems ist nicht möglich, 
solange noch diese Philosophie auf den. deutschen Hochschulen do- 
miniert und von dort über die Welt verbreitet wird. Die Deutschen 
können lamentieren über die Verhältnisse in ihren Minderheiten- 
gebieten, sie können sich im Notfall beim Rat des Völkerbundes be- 
klagen — aber irgend einen philosophischen Rechtsgrund, auf den sie 
sich zum Schutze der Minoritäten berufen können, besitzen sie nicht. 
Die Verhältnisse zwischen Staat, Volk und den Minoritäten Europas 
werden gegenwärtig, ausgedrückt mit einer alten klassischen Wen- 
dung aus dem Zeitalter der Religionskriege, von der Maxime geregelt: 
Cuius regio, eius religio — was in der modernen Sprache 
ungefähr sagen will, daß es ausschließlich die Staaten sind, die ein 
Recht haben, über das nationale Bekenntnis der Mitbürger zu bestim- 
men. Das nationale Religionsfreiheitsprinzip, wenn man einen sol- 
chen Ausdruck gebrauchen darf, ist noch nicht gepredigt worden. 
Erst an dem Tage, an dem man dies Prinzip von deutschen Kathedern 
herunter verkündigt hört, können die Deutschen überhaupt eine Ver- 
anlassung haben, die Lösung des Minoritätenprinzips in einer für 
das deutsche Volk günstigen Richtung zu erwarten. 

Es ist nun äußerst merkwürdig und typisch für die Zeit, diese 
Ansicht in einem katholischen Organ anzutreffen. Im Interesse der 
historischen Gerechtigkeit muß nämlich erkannt werden, daß gegen- 
wärtig der Katholizismus die einzigste politische Macht in Europa 
ist, die rein prinzipiell gesehen eine Möglichkeit hat, das Recht des In- 
dividuums gegenüber der überhandnehmenden staatlichen und natio- 
nalen Unterdrückung zu verteidigen. Der europäische Liberalismus 
befindet sich nämlich in diesem Fall in einem entschiedenen Gegen- 
satz zu sich selber. Dieser Liberalismus kann sich möglicherweise von 
der Anklage befreien, Gevatter des in der Praxis äußerst freiheits- 
feindlichen Marxismus — sowohl in seiner russischen wie seiner euro- 
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päischen Form — zu sein. Der moderne freiheitsfeindliche Nationa- 
lismus ist dagegen direkt den völkerbefreienden Ideen aus dem An- 
fang des vorigen Sekulums entsprungen — mit anderen Worten dem 
Liberalismus. Seine extreme Anpassung an die Praxis bedeutet 
gleichzeitig den Schlußtriumph des Liberalismus und seinen absolu- 
ten Bankrott. Eine moderne Freiheitsbewegung in Europa, die nicht 
gleichzeitig auch gegen den Nationalismus reagiert, ist absolut un- 
denkbar. Infolgedessen spielt der Liberalismus keine Rolle mehr, weil 
er nicht für diese intensivste Freiheitsforderung der Menschheit 
konsequent auftreten kann. Das tut dagegen merkwürdig genug ein- 
schließlich dieses speziellen Gebietes die katholische Kirche. 
Hier haben wir eine der Umwertungen traditioneller Werte, die in 
unserer Zeit oft so verwirrend auf den Beobachter wirken und die 
auch zu Zeiten geeignet sind, alle alten politischen Partei- und Grenz- 
linien vollständig illusorisch zu machen .. .« 


‘ Nach der Erörterung des grundsätzlichen Gegensatzes 
zwischen der katholischen Kirche und dem neuen heidni- 
schen nationalistischen Cäsarismus schreibt der Verfasser 
weiter: 


»Alle Konflikte, die Fragen der Nationalität und der staatlichen 
Souveränität berühren, erhalten zweifellos ihre Zuspitzung in Minori- 
tätsgebieten. Die Gebiete in Europa, in denen deutsche Minoritäten 
wohnen, sind indessen in dieser Hinsicht trotz allem weniger interes- 
sant. Auf die Dauer wagt doch kein Volk auf dem europäischen Kon- 
tinent, mit Ausnahme Frankreichs, die Deutschen allzu sehr heraus- 
zufordern, und auch in den extremsten Nationalstaaten — z. B. Polen 
und Italien — dürften daher die deutschen Minoritäten einer relativ 
humanen Behandlung im Vergleich zu den übrigen versichert sein. 
Dies trotz aller Behauptungen entgegengesetzter Richtung. Erst dort, 
wo sich kein starker Staat jenseits der Grenzen befindet, der zum 
Schutze für seine verfolgten Stammesgenossen auftreten kann, wird 
die nationalistische Raserei vollständig losgelassen. Einen der interes- 
‚ santesten Belege für diese Wahrheit. bietet die italienische Behand- 
lung der kleinen slavischen Minorität in Triest und der umliegenden 
Gegend. Ich habe selber vor einem halben Jahr diesen Distrikt be- 
sucht und das Problem an Ort und Stelle studiert und habe später 
die ganze Zeit hindurch dank meiner privaten Informationen den ein- 
zelnen Phasen dieses ganzen eigenartigen Trauerspiels, das dort unten 
sich entrollt, gefolgt. Hier ist es ein kleines Volk mitten im Herzen 
Europas, das vollständig verdammt ist, national unterzugehen. Es 
gibt keine Macht, kein Prinzip in der Welt, welches dies verhindern 
kann — — — mit Ausnahme der katholischen Kirche.« 


Nilsson schildert dann im Einzelnen den Verzweiflungs- 
kampf der Slovenenin Italien und die Unterstützung, die 
sie durch die katholische Geistlichkeit empfangen, und wei- 
ter den Kampf des Fascismus gegen die katholischen Geist- 
lichen, die dort für das Recht der Muttersprache sich ein- 
setzen. »Diese Menschen,« schreibt er. von den Slovenen, 
»dürften mehr rechtlos sein, als zu ihrer Zeit die Negerskla- 
ven Nordamerikas.« Mussolinis Organ »Popolo d’Italia« habe 
im Herbst in einem Leitartikel den Slovenen überhaupt den 
Namen eines Volkes abgesprochen: »Könnte man wirklich 
auch noch Wanzen, die in eine Wohnung eingedrungen sind, 
als ein Volk betrachten ?%« fragte diese berühmte Zeitung. »Das 
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ist die historische und moralische Position, die die innerhalb 
unserer Grenzen wohnenden Slovenen einnehmen.« — Be- 
denkt man, daß die italienischen Fascisten in der Venetia 
Julia erst vor kurzem dem greisen Erzbischof von Ljubljana 
Dr. Jeglić trotz regelrechtem Paß und italienischem Visum 
den Besuch des goricer Bischofs Sedej unmöglich machten, 
indem sie Dr. JegliC zur sofortigen Rückreise zwangen, so 
illustriert dies die traurigen Zustände in deutlichster Weise. 
Der Vatikan ist offensichtlich machtlos, da er aus anderen, 
politischen, Gründen dem italienischen Fascismus in der Re- 
gierung Koncessionen machen muß; rechtlichen, moralischen 
und minderheitspolitischen Erwägungen gegenüber aber ist 
Italien hartnäckig verschlossen. Ueber die Schreibweise des 
»Popolo d’Italia« ist kein Wort zu verlieren; sie entspricht 
‚einem Niveau, das tiefer nicht liegen kann. Die würdelose 
Haltung des Blattes kann die slovenische Minderheit in kei- 
ner Weise treffen oder ihre Ehre herabsetzen, kann aber 
schwerlich auch die Ehre des italienischen Volkes als einer 
gesitteten Nation tangieren, das solche Presse leider ebenso 
ertragen muß wie das slovenische Minderheitsvolk. 


Rundschau 


Der V.D. A. im Dienste der nationalen Assimilierungstheorie. Am 

22. Januar hat man vor der Ortsgruppe des V.D.A. (Verein für das 
Deutschtum im Auslande) in Flensburg ein Theaterstück aufge- 
führt, das bereits vorher bei der Einweihung eines deutschen Turn- 
saals in Tinglev in Dänemark gespielt worden ist. Es heißt »Heim- 
kehr« und ist von einem Professor Ernst Hammer verfaßt worden. Der 
Inhalt ist in aller Kürze der Folgende: Die Handlung spielt kurz nach 
dem Weltkriege in einer nordschleswigschen Familie in Dänemark. 
Der Vater ist ein überzeugter Däne, die Mutter entstammt einer 
deutschgesinnten Familie (Nordschleswig war bekanntlich von 1864 
bis 1920 ein Teil des preußischen Staates). Aus Gründen des häuslichen 
Friedens hat sie aber ihrer deutschen Gesinnung keinen besonderen 
Ausdruck verliehen. Die beiden Söhne dieser Familie sind in dänischem 
Geiste erzogen worden. Der Jüngste ist im Kriege gefallen. Der 
Aelteste kehrt nach 3-jährigem Frontdienst und einem Jahre Kriegs- 
gefangenschaft auf dem Seewege über Kopenhagen (die Siegerstaaten 
hatten bekanntlich für dänisch gesinnte Nordschleswiger besondere 
. Gefangenenenlager eingerichtet und sandten die Insassen derselben 
nach Kriegsende— auch früher— über Dänemarks Hauptstadt heim) als 

Deutschgesinnter zurück. Seine ganze Entwicklung und seine 
Auseinandersetzung mit denen daheim ist der Inhalt des Einakters. 
Die neue Weltanschauung des Sohnes und das dänische grundtvigsche 
Christentum des Vaters in Verbindung mit zwei grundverschiedenen 
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nationalen Gesinnungen stehen sich hart auf hart gegenüber. Aber 
Vater und Sohn kommen zu einem Ausgleich und finden einen Weg, 
auf dem sie sich die Hände zum Frieden reichen können. — Pastor 
- Schmidt -Wodder, der Führer und Folketingsabgeordnete der deut- 
schen Minderheit Dänemarks, soll dies Theaterstück als »das weitaus 
Beste, das jemals über die Nordschleswig-Frage geschrieben« sei, be- 
zeichnet haben. 

Wie aber verträgt sich die Handlung dieses Werkes mit der von 
deutschen Minderheitspolitikern so scharf bekämpften nationalen 
Assimilierungstheorie? Ist nicht die ganze Tendenz dieses Stückes: 
die Hoffnung auf eine nationaldeutsche Aufsaugung der dänisch er- 
zogenen Jugend Nordschleswigs, eine Aufsaugung obendrein durch 
eine Minderheit — dank der ihr von Dänemark gewährten großen 
minderheitlichen Freiheiten? 


Besprechungen. 


R. N. Coudenhove-Kalergi: Paneuropa-A B C. 26 Ant- 
worten und Beweise. Paneuropa-Verlag. Berlin-Wien-Leipzig 1931. 
Preis 0,50 RM. 

Wie fast alle Publikationen des Paneuropaverlages ist auch diese 
Broschüre eine Werbeschrift für die paneuropäische Lösung der euro- 
päischen Krise. Aber sie ist doch etwas mehr als nur Werbeschrift 
oder Propagandamaterial. In 26 durch Stichworte, richtiger: schlag- 
wortförmige Fragen überschriebenen Kapiteln wird das gesamte Pro- 
gramm der Paneuropaunion klar und gemeinverständlich vorgetragen; 
die hervorragende Fähigkeit des Autors, Gedanken und Formulierung 
zu einer Einheit zu schmieden, hat ihn fast jede Phrase vermeiden 
lassen. Gewiß wird mancher dieser Gedanken, öfter vielleicht die For- 
mulierung auf Wiederspruch stoßen; das aber wäre kein Beweis gegen 
ihren Wert, sondern nur ein Zeichen dafür, daß das ABC der Pan- 
europaidee eine sehr zeitgemäße Publikation darstellt. 

Nur einige Fragen mögen als Beispiel für die angestrebte Univer- 
salität erwähnt werden: Ist Paneuropa möglich? Gehört die Sovjet- 
Union zu Europa? — Gibt es eine europäische Gemeinschaft? — Wie 
löst Paneuropa die Grenzfragen? — Was bedeutet die Initiative 
Briands? u. a. m. 

Im Vorwort sagt der Verfasser: »Paneuropa« teilt das Schicksal 
aller Schlagworte: viel benutzt, aber wenig verstanden zu werden. 
Diese Schrift soll diesem Mangel abhelfen. Es soll allen, die es wün- 
schen, klaren Aufschluß darüber geben, was Paneuropa ist und will«. 
Zu dieser Aufklärung ist die Broschüre ausgezeichnet geeignet und 
kann mit gutem Recht empfohlen werden — man möge zu den Pan- 
europaplänen Coudenhoves oder Briands Unionplan sich stellen wie 


immer man wolle. — ska, — 
* 


K. Koziolek: Beitrag zur Aufklärung in der sog. Minderheits- 
frage. Verlag Friede durch Recht, G.m.b.H. 1930. 15 Seiten. Preis 50 Pfg. 
Pfarrer Koziołek, der greise ehrwürdige Führer der Polen in 
Deutsch-Oberschlesien hat im November v.J. ein kleines Heft heraus- 
gegeben, das seinen Standpunkt in der Minderheitenfrage klar und 
schlicht, wie es seine ‚Art ist, darlegt. Man ist versucht, es mit der 
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Belehrung eines Vaters seinem Sohne gegenüber zu vergleichen. Es 
ist aber vielleicht doch mehr der Ton des Beichtvaters zu seinen 
Beichtkindern, der in dieser Darlegung dominiert. Wie Pfarrer Ko- 
ziolek im Vorwort sagt, soll das Büchlein gleichzeitig »als Antwort 
dienen den vielen Schreibern der an mich gesandten Drohbriefe und 
der Zeitungsartikel, die da glaubten durch boshafte Verleumdungen 
und mir unterstellte üble Verdächtigungen mich zum Irredentisten 
stempeln zu können. Ich verzeihe ihnen, da sie das Minderheits- 
problem in Oberschlesien nur in ihrer weltlichpolitischen Geschäfts- 
art erblicken, weit entfernt, diese reine Menschlichkeitsfrage einmal 
sine ira et studio zu sehen. Wenn ich mich als Greis anläßlich der 
Reichstagswahlen zum 14. September 1930 an die Spitze der »Polsko- 
Katolicka Partja Ludowa« gestellt habe, so bewogen mich deren stets 
in den Vordergrund gestellten Ideale: Katholische Religion — Pol- 
nische Muttersprache!, die so inniglich in unserer oberschlesischen 
Heimat miteinander verwoben sind und deren Verteidigung mir Her- 
zenssache Sein wird bis an mein Lebensende.« — Hier offenbart sich 
sogleich der Ton, auf den das ganze Heft abgestimmt ist, es atmet 
brüderliche Liebe zu allen, Verständnis und liebevolles Eingehen 
auch auf die Argumente des Gegners. Kein Mißton des Völkerhasses 
mischt sich darein. Auf Seite 7 heißt es z. B.: 


»Wie ist aber das Verhältnis zwischen den nationalen und patrio- 
tischen Pflichten? — Ich muß sagen: »Die unrichtige Beantwortung 
dieser Frage ist das Haupthindernis für ein friedliches und ersprieß- 
liches Zusammenleben der deutschen mit den polnischen Mitbürgern 
in unserem Staate.« 


Bei richtiger Beantwortung dieser Frage ist ausdrücklich zu er- 
klären, daß die Treue gegen den Staat und sein Oberhaupt unter allen 
Umständen gewahrt werden muß, daß also keine noch so begründete 
nationale Beschwerde einen Hochverrat rechtfertigen könnte. — Na- 
türlich verdienen die auf politische Umwälzung gerichteten Bestre- 
bungen nur dann das Brandmal: Hochverrat, wenn sie mit unerlaub- 
ten Mitteln arbeiten. 


Von solehen hochverräterischen Gesinnungen und Bestrebungen 
will meine polnische Minderheit nichts wissen. Ihr Denken, Fühlen 
und Wollen, Reden und Handeln geht nunmehr dahin, ihre Pflichten 
gegenüber der weltlichen Obrigkeit (nämlich Ehre, Gehorsam in er- 
laubten Dingen, Treue, Entriehtung der Abgaben etc.) ernstlich und 
ausdauernd zu erfüllen. 


Wir haben uns der am 20. 3. 1921 durch das Plebiszit getroffenen 
Entscheidung über das Schicksal Oberschlesiens gefügt und betrach- 
ten als unser Vaterland Oberschlesien im Rahmen des Deutschen 
Reiches. Dieses Vaterland wollen wir aufrichtig lieben und ihm als 
loyale Staatsbürger dienen — ohne irgend welche Hintergedanken, 
wie es unsere Religion gebietet. Dafür verlangen wir aber, daB mau 
uns die ungestörte Religionsübung in ungehindertem Gebrauch der 
Muttersprache auch im öffentlichen Leben nicht bloß schriftlich ga- 
rantiere, wie es durch die Reichsverfassung und die Genfer Konven- 
tion geschehen ist, sondern, daß wir auch — unbehelligt und unbe- 
schwert durch irgendwelche Schikanen untergeordneter Behörden — 
unseren religiösen und nationalen Verpflichtungen tatsächlich nach- 
kommen können. 

Nur in diesem Falle werden wir uns wohl, zufrieden und glück- 
lich fühlen.« 

Am Schluß seines Büchleins betont der Verfasser dann noch aus- 
drücklich, daß er als Quellenschriften lediglich deutsche, von katholi- 
schen Theologen verfaßte Bücher, verwandt habe. Das Büchlein ist 
besser wie alles andere eine Antwort auf die ewigen Hetzereien deut- 
scher Nationalisten, die die polnische Minderheit gerne zu einer haß- 
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erfüllten Irredenta und einer schweren Gefahr für das Bestehen des 

deutschen Staates stempeln möchten; es ist ein beredtes Zeugnis des 

lautern Friedenswillens der polnischen Minderheit in Deutschland. 
er — M. L. — 


EmilRuecker: Grundsätzliches über die deutsche Außenpoli- 
tik. Verlag Danziger Zeitungsverlags-Gesellschaft m. b. H. Danzig 1930. 

Die vorliegende Abhandlung Ruecker’s ist eine kritische Ausein- 
andersetzung mit einzelnen deutschen Politikern und Publizisten, die 
zu den Problemen der deutschen Außenpolitik Stellung genommen 
haben und Grundsätze für Deutschlands außenpolitisches Programm 
aufzeichneten. Aus einem zeitgemäßen Anlaß entstanden, bewegen 
sie sich um eine aktuelle Frage, an der der Verfasser zutreffend und 
folgerichtig die Grundsätze der deutschen Außenpolitik und die 
Problematik dieser stark ideologischen Prinzipien aufrollt und be- 
leuchtet. Die Feststellung, daß jede bewußt nationale Aeußerung des 
Deutschen gewöhnlich über die Grenzen des eigenen Staates in den 
sogenannten deutschen »Kulturbodenx hinauszuschwärmen pflege, 
wird in jedem außenpolitisechen Programm, aber auch in nahezu jeder 
einzelnen außenpolitischen Aktion und nicht zuletzt auch in der offi- 
ziellen Außenpolitik sichtbar. Das ist ganz besonders betont in der 
Behandlung des europäischen Minoritätenproblems, das deutscherseits 
im wesentlichen und fast ausschließlich als eine Angelegenheit der 
deutschen Minderheiten und ihres Mutterstaates angesehen und be- 
handelt wird, trifft aber auch für wirtschaftliche und rein politische 
— völkerrechtliche Probleme zu. 

Daß der Verfasser das deutsch-polnische Problem hervor- 
hebt, ist wegen der Aktualität nicht nur, sondern auch wegen der 
Aktivität — und sagen wir auch ruhig: der Aggressivität — der deut- 
schen Osteuropa-Außenpolitik verständlich. Dieser Teil der Broschüre 
ist darum auch der interessanteste. Aus naheliegenden, verstandes- 
mäßig bestimmten Gründen sehen wir von einer kritischen Bewertung 
der Ausführungen Ruecker’s ab, weil außenpolitische Fragen nicht 
Angelegenheit minderheitsrechtlicher and minderheitspolitischer 
trachtungen sein können, da sie ausschließliches Aufgabengebiet der 
Staatenpolitik sind. Beachtenswert aber bleiben sie für jeden Politi- 
ker, der sich — sei es theoretisch, sei es praktisch — mit deutsch-pol- 
nischen Fragen beschäftigt. ~ — ska, — 
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A. Tor p, Polske Mindretalsforhold. Ei Rejseindtryk. Sær- 
tryk af »Hejmdal«, Aabenraa, Dänemark. 

Der Verfasser hat in den letzten J in Skt nur Polen, sondern 
auch Belgien, Estland, Lettland, Frankreich, Italien und die Čecho- 
slovakei bereist, um sich überall über die Minderheitenverhältnisse 
zu orientieren. Außer vorstehender Abhandlung über die Minderhei- 
tenverhältnisse in Polen erscheint demnächst aus seiner Feder eine 
weitere über die Minderheitenverhältnisse in der Čechoslovakei. Torp 
geht dabei sehr gewissenhaft vor, wie das die vorliegende Schrift be- 
weist. An Hand von Informationen aus Kreisen des Staates und der 
Mehrheitsbevölkerung wie denen der Minderheiten selbst hat er ver- 
sucht, sich ein genaues und nüchternes Bild über die wirkliche Lage 
der Minderheiten in Polen zu verschaffen. 

Interessant sind verschiedene Aussprüche von Minderheitsführern 
ihm gegenüber. So erklärte einer der Führer der deutschen Minder- 
heit, Dr. Ulitz, ihm gegenüber: »Die Ukrainer machen mir viele Sor- 
gen, sie sind Halbasiaten und ziehen es vor, zur blanken Waffe zu 
greifen, anstatt den Verhandlungsweg zu gehen. — Das Deutschtum 
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in Polnisch-Oberschlesien bestehe teilweise aus wirklichen Germanen, 
die sich hier unter deutscher Herrschaft niederließen, erklärte Dr. 
Ulitz ihm, und teilweise aus germanisierten Polen. »Also eine Art 
„Heimdeutschen”«, fügt Torp hinzu, dem dies den nordschleswigschen 
Verhältnissen verwandte Phänomen natürlich sehr interessant erscheint. 
Dr.Ulitz habe diese germanisierten Polen doch für ebenso wertvoll an- 
gesehen wie die eigentlichen Deutschen, obgleich sie sehr dazu neigten, 
an ihrer polnischen Muttersprache festzuhalten, sodaß er sogar im Büro 
des Deutschen Volksbundes oft genötigt sei, die Unterhaltung auf 
polnisch zu führen!‘ »Die Polen rechnen damit,« schreibt Torp, »daß 
75 % der deutschen Minderheit Polnisch als Heimsprache haben; diese 
Leute genießen indessen dieselben Minderheitenrechte wie die übrigen 
Deutschen, indem die Polen — ebenso wie wir in unserem (Grenzge- 
biet — von dem Gedanken ausgehen, daß die Bestimmung der Natio- 
nalität für die Einzelperson eine Sache des Willens ist.« 


Der Verfasser hat gleichzeitig das Gebiet der polnischen Minder- 
heit in Deutsch-Oberschlesien bereist. Er wundert sich darüber, daß 
die polnische Minderheit in so geringem Grade die Rechte aus dem 
Genfer Uebereinkommen in Anspruch genommen hat, daß, während 
die Deutschen in Polen über 90 000 Schüler auf deutsche Volksschulen 
senden, die fast ebenso große polnische Minderheit auf deutschem Ge- 
biet nur 28 kleine polnische Volksschulen mit 434 Schülern errichtet 
habe. Die Schuld läge nicht bei den deutschen Behörden*) — auf jeden 
Fall nicht den oberen Stellen — der Grund sei der, daß die Polen hier 
eine nationale Unterklasse bilden und noch immer so schlecht gestellt 
sind, daß sich bei ihnen noch kein kräftiges polnisches National- 
bewußtsein hat entwickeln können. Die polnischen Arbeiter fühlen 
sich abhängig von ihren Arbeitgebern und melden ihre Kinder nicht 
in die polnischen Minderheitsschulen ein, weil sie befürchten, dann 
ihre Arbeit zu verlieren, und die kleinen Handwerker und Kaufleute 
wagen es nicht, um nicht ihre Kunden zu verlieren. Die Leiter der 
polnischen kulturellen Arbeit erzählten ihm, daß, wenn es endlich 
geglückt sei, kleine Gesangvereine, Vortragsvereine und Sportvereine 
zu gründen, diese Arbeit dann sehr oft doch dadurch verhindert würde, 
daß die Gastwirte entweder ihre Lokalitäten den Polen nicht zu über- 
lassen wagen oder es nicht wollen. Die meisten Dörfer werden von 
vier Männern beherrscht, nämlich dem Lehrer, dem Förster, dem 
Gutsinspektor und dem Gendarm. Diese leiten die nationale deutsche 
Arbeit und sind im allgemeinen der Minderheit gegenüber feindlich 
eingestellt. Sie kommen täglich in die Gastwirtschaft, und der Wirt 
wagt es nicht, sich dadurch dem Verlust ihrer Kundschaft auszu- 
setzen, daß er polnischen Vereinen sein Lokal einräumt. Gegen die 
Ferienreisen von Kindern der polnischen Minderheit nach Polen sah 
er folgenden deutschen Aufruf veröffentlicht: 

»Deutsche Landsleute! Paßt auf, wer seine Kinder in diesem 
Sommer nach Polen schickt, um sie dort polonisieren zu lassen. 
Paßt auf, wer zur Posener Ausstellung fährt. Merkt euch diese ver- 
kappten Polen. Wenn wieder Deutsche aus Oberschlesien ausge- 
wiesen werden, wollen wir unsere Regierung zwingen, auch die 
Polen Westoberschlesiens auszuweisen. Keine Gewalttaten, aber 
VE un auf gesetzlichem Wege ist unsere Parole. Deutsche Ab- 
wenr.« 

Torp schildert dann noch eingehend die vielen deutschen kulturel- 
len Maßnahmen, den gewaltig organisierten deutschen Apparat gegen 
die Arbeit der polnischen Minderheit. Seine Abhandlung schließt er 


*) Torp hat zweifelsohne bona fide angenommen, dass die deutschen Behör- 
den sich korrekt verhalten; wir verweisen auf den ersten Artikel des Februar- 
Heftes, der d’e behördlichen Tendenzen klar aufdeckt. (D. Red.) 
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mit dem Bemerken, daß die Gegensätze zwischen den beiden Kulturen, 
die sich hier begegnen, so groß sınd, daß viele meinen, der europäische 
Friede könne gerade in diesen Gegenden leicht gestört werden. Man 
müsse wohl auch der Meinung sein, daß gegenseitige Minderheiten- 
verträge, wie diejenigen, die hier gelten, keine Sicherheit für den 
Frieden sind und bei weitem keine Garantie dafür, daß den Minder- 
heiten ihre kulturellen Rechte gesichert sind. Hierzu gehört in erster 
Linie, daß die Sinnesverfassung des umgebenden Mehrheitsvolkes sich 
zu derselben Geisteshöhe entwickelt hat, der die Verträge Ausdruck 
verleihen. Ein solcher Freisinn herrsche auf jeden Fall nieht in Ober- 
schlesien. i ; — M, L. — 


Max Hildebert Boeh m: Die deutschen Grenzlande. Mit 25 Kar- 
ten und 50 Abbildungen. Zweite vermehrte Auflage. Verlag von Rei- 
mar Hobbing in Berlin 1930. 

Als Leiter der beiden Minderheitsinstitutionen: des Instituts für 
Grenz- und Auslandstudien und der Deutschen Gesellschaft für Na- 
tionalitätenrecht in Berlin-Steglitz gilt der Verfasser unter den 
deutschen Minderheiten im Ausland als hervorragender Sachberater. 
Mit dem vorliegenden Buche will er sich, wie er im Vorwort ausführt, 
an deren Führerschieht wenden und die Gesamtzusammenhänge des 
deutschen Grenzlandsschicksals klarstellen. Er geht zunächst auf die 
Begriffe Grenzland und Grenzvolk ein, um dann vom Westen ange- 
fangen nach Norden und darauf vom Südosten nach Nordosten hin 
eine Wanderung durch die dem Deutschen Reiche ehemals ange- 
hörigen Gebiete zu machen, denen er die Bezeichnung »die deutschen 
Grenzlande« gibt und womit er das ganze Buch betitelt hat. 

Bei jedem Grenzabschnitt wird zunächst in großen Zügen die Ge- 
‚schichte des Landes vorgeführt, die die historischen Ansprüche 
des Deutschtums auf das betreffende Gebiet beweisen soll. Die Aus- 
führungen sind indeß weit von einer pragmatischen Geschichts- 
schreibung entfernt, sondern kennzeichnen den subjektiven, schwung- 
vollen Ideengang des Verfassers, der von außen in die Materie hinein 
einen »großdeutschen Sinn des grenzdeutschen Ringens« konstruiert. 
Dort, wo man den historischen Tatsachen keine Gewalt antun konnte, 
wie z. B. in dem Abschnitt Eupen—Malmedy, wo den Belgiern ein in 
Deutschland wenig bekanntes, großes geschichtliches Unrecht ange- 
tan wurde, desgleichen in dem Abschnitt »Posen und Westpreußen«e, 
wird die geschichtliche Entwicklung wohlweislich mit keinem Wort 
erwähnt. 

Gekünstelt scheint vor allem die Art des Verfassers, eine gemein- 
same Kulturidee, die »Grenzeraufgabe« oder »Grenzertum« der deut- 
schen Minderheiten in Vergleichen zwischen den Gebieten des Westens 
und des Ostens zu suchen, indem eine Zusammenfassung und Gleich- 
heit von Interessen des West- und des Ostdeutschen konstruiert wird. 
Bei diesen wiederholt auftauchenden Versuchen, eine geistige Ver- 
bindung zwischen dem weit und breit verstreuten Deutschtum zu 
kombinieren, scheint mehr der Wunsch Vater des Gedankens zu sein. 
Denn die Ausführungen des Verfassers sind vom nationalistischen, 
romantisch schwärmerischen Schwung getragen, von dem Traume, 
daß ein zukünftiges Großdeutschland ganz Mitteleuropa 
umfassen werde. »Eine befriedigende großdeutsche Lösung ist ohne 
eine grundlegende Umgestaltung Mitteleuropas in seinem inneren 
Aufbau und in seinen Verhältnissen zum Osten und Westen undenk- 
bar,« schreibt der Verfasser auf Seite 323. »Ein Nationalstaat im west- 
lichen Sinn ist nicht das letzte Wort der deutschen Geschichte, wie er 
auch keineswegs ihr erstes und herrlichstes Wort gewesen ist. Das 
großdeutsche Ziel kann überhaupt nicht der zentralisierte Staat des 
Westens, sondern nur ein Reich sein, dessen Formen in sich so einzig- 


194 


artig sein werden, wie etwa die des englischen oder auch des heutigen 
russischen Reiches. Die Verwirklichung solcher Ziele liegt in so 
weiter Ferne, daß man sich scheut, heute in die Erörterung staats- 
rechtlicher Einzelheiten überhaupt nur einzutreten.« 

Diese imperialistische Grundtendenz durchzieht das ganze Werk. 
Auf Seite 222 preist dieser Minderheitenrechtler das Woaffenhand- 
werk, indem er Friedrich Wilhelm I. zum Vorwurfe macht, daß er 
»das selbstgeschaffene, militärische Werkzeug nicht zu nutzen ver- 
standen habe.x »Ein eigentümlicher Zug wenig bekannter nordost- 
deutscher Gutmütigkeit bricht in dem rauhen Mann durch. Seine 
»langen Kerls« sind ihm zu schade zum Totgeschossenwerden. Es ist 
Preußens Glück, daß sein großer Sohn das Grenzvolk im Nordosten 
wieder zu außenpolitischen Taten spornte, die den Grund für den Auf- 
stieg der scheinbar zum Untergang bestimmten deutschen Nation 
legten.« .. ..»Vielleicht ist es ein Stück zugleich preußischer und deut- 
scher Tragik, bedauert der Verfasser weiter, »daß Friedrich der 
Große gegen Polen nicht zu kämpfen brauchte« .. . »Durch allzu 
leichte Erfolge im Osten entwöhnte sich auch das preußische Volk 
in den entscheidenden Jahrzehnten seiner eigensten Grenzeraufgabe 
und überließ die Bewältigung der Polengefahr in anerzogener Füh- 
rungswilligkeit dem Staat.« Für die gegenwärtigen Verhältnisse aber 
könnte ein Chauvinist seine imperialistischen Gefühle nicht besser zum 
Ausdruck bringen, als der Minderheitenrechtler Boehm, der auf Seite 
326 u. a. ausführt: Die Grenzfragen »sind mehr, als die vielverspotte- 
ten »Querelles allemandes«. Wenn wir im Weltkrieg gleichsam den 
Siebenjährigen Krieg auf geschichtlich höherer Ebene verloren haben, 
so sind wir dadurch in den Dreißigjährigen Krieg zurückgeworfen 
worden, der im Vordergrund deutsch-französische, deutsch-polnische, 
deutsch-tschechische Grenzplänkeleien zeigen mag: in Wahrheit hat 
er die Bedeutung einer euramerikanisch-eurasiatisch-eurafrikanischen 
Auseinandersetzung im Herzen des alten Festlandes, auf dem. blut- 
getränkten deutschen Boden. Revolutionen; Teilkriege, Legionär- 
meutereien, Wirtschaftskatastrophen, Hungersnöte, Völkerwanderung 
und vieles andere werden die einzelnen Erscheinungsformen dieses 
Krieges sein, wenn es nicht in letzter Stunde gelingt, aus großdeut- 
schem Wollen heraus eine Erneuerung mitteleuropäischen igen- 
stolzes gegen Ost und West durchzusetzen und zu politisch-geschicht- 
licher Erscheinung zu bringen.« 

Kein Wunder, wenn diesem Sachberater der deutschen Minder- 
heiten Verträge und Minderheitenrechte um ihrer selbst willen nicht 
heilig sind, sondern ihm nur als Etappen auf dem Wege zum im- 
perialistischen Ziele dienen. Bezüglich des Locarnopaktes schreibt 
nämlich Boehm (S. 65): »Für das Deutschtum im Reich erfährt die 
elsaß-lothringische Frage dadurch eine besondere Verwirklichung, 
daß die deutsche Regierung im Jahre 1925 in Locarno den sogenann- 
ten Westpakt geschlossen hat, durch den sie sich für alle Zukunft 
von jedem Versuch lossagt, Elsaß-Lothringen auf kriegerischem Weg 
für das Reich zurückzugewinnen. Italien, das Mutterland des Irre- 
dentismus, hat in den Jahrzehnten vor dem Krieg gezeigt, daß außen- 
politische Bindungen der Regierungen für die Nation selber nur eine 
relative Bedeutung haben. Es wäre schlimm um die deutschen Zu- 
kunftsaussichten bestellt, wenn das Volk mit all seinem autonomen 
Kräften innerlich und willentlich die tausend Fesselungen anerken- 
nen würde, die sich seine Regierungen 1919 und seither gefallen lassen 
mußten, zumal über die Notwendigkeit dieser Bindungen im einzelnen 
die Meinungen im Volk selbst geteilt sind.« 

Wie sehr aber der Leiter der berliner Minderheitsrechtsinstitute 
das Minderheitenrecht herabwürdigt, verrät er im folgenden Satz 
(S. 295): »Dieses Minderheitenrecht (se. in den Oststaaten) in seiner 
gegenwärtigen Form ist die wohlverdiente Strafe für ihren Ver- 
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rat mitteleuropäischen Gemeinbewußtseins.« An anderer Stelle, auf 
Seite 177, macht der Verfasser, wo es sich um nichtdeutsche Minder- 
heiten handelt, aus seiner Minderheitenfeindlichkeit überhaupt keinen 
Hehl, indem er die Germanisierung der Magyaren, die in dem zu 
Oesterreich gehörigen Burgenland ansässig und begütert sind, be- 
fürwortet und ausführt: »Es spricht für das nationale Verantwor- 
tungsbewußtsein der politischen Führung des Burgenlandes, daß man 
solchen Versuchungen (sc. einer radikalen Agrarreform) im Hinblick 
auf das Schicksal auslanddeutscher Volkstumsgruppen nicht statt- 
gegeben hat, sondern seit 1929 in durchaus 'besonnener und loyaler 
Weise an eine Bodenreform gegangen ist, die das Eigentumsprinzip 
in keiner Weise verletzt, sondern durch allmählichen Aufkauf und 
Parzellierung von Großgrundbesitz die bedrohliche Besitzschichtung 
im Sinne der deutschen Volksinteressen bessert.« 


Diese wenigen Stellen aus dem 346 Seiten zählenden umfang- 
reichen Werke mögen genügen, um zu dokumentieren, wessen Geistes 
Kind der Leiter zweier minderheitsrechtlicher Institute und einer der 
maßgebendsten Experten von Minderheitsfragen bei der »breiten 
.Führerschicht der deutschen Nation diesseits und jenseits der Reichs- 
grenzen« (Vorwort) ist. Minderheitenrecht sind diesen Sachberatern 
nicht Fragen der Ethik und Menschlichkeit, sondern, wenn ein offenes 
Wort gestattet sein darf, ein scheinheiliges Mittel zum imperialisti- 
schen Zweck. Als Anhang ist dem vorliegenden Werke ein umfang- 
reiches Literaturverzeichnis beigefügt. Aeußerlich zeigt sich das 
Buch in einem schönen, bilderreichen Gewande. — n. p. — 
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Dr. Wilhelm Glungler: Rechtsschöpfung und Rechtsgestaltung. 
Dritte, neubearbeitete Auflage. Druck und Verlag: Otto Maidl, Mün- 
chen-Sendling, Lindwurmstr. 124. 1930. 86 Seiten, Ladenpreis: RM. 2,50. 


Das Buch ist höchst originell geschrieben; denn sonderbarer Weise 
werden hier in die juristische Fachliteratur Begriffe und Veranschau- 
lichungen Aus den Naturwissenschaften eingeführt, um das bislang 
wenig beachtete Gebiet der Rechtspolitik in ein neues Licht zu rücken. 
Die rechtshistorischen Periodisierungen, sowohl, als auch die zu be- 
obachtende Erscheinung, daß das geltende positive Recht hinter den 
stets fortschreitenden Bedürfnissen der Wirtschaft nachhinkt, werden 
mit der elektrophysikalischen Phasenverschiebung erklärt. Dabei wird 
seltsamerweise der Versuch unternommen, die mathematisch bewerte- 
ten Erscheinungen bei der Phasenverschiebung in Relation zu der 
Geisteswissenschaft des Rechts zu setzen. »Wie der Ingenieur, so 
schreibt der Verfasser, »durch vorausschauende Berechnung und Ge- 
staltung den Phasenverschiebunswinkel beeinflußt, so kann Rechts- 
schöpfung und Rechtsgestaltung in der Rechtspolitik ein Recht der 
Zukunft formen, das dem Volksgeist der Zukunft gemäß ist.« Das 
scheint mir ein zu gewagter und allzu gekünstelter Vergleich zu sein. 
Die Gesetzmäßigkeiten auf dem Gebiete der Naturwissenschaften sind 
zu heterogen, um auf die Geisteswissenschaften angewandt werden zu 
können. Letztere laufen den ersteren parallel. Sie sind in ihrem Ur- 
sprung und Wesen so verschiedenartig, daß jede Kombination zwecks 
Gewinnung einer wissenschaftlichen Methode für die Rechtspolitik 
m. E. zur Unfruchtbarkeit verutteilt zu sein scheint. Es müßte schon 
halt um die Rechtsphilosophie, insbesondere Rechtspolitik arg bestellt 
sein, falls sie ihre Denkgrundlagen von den Naturwissenschaftlern 
borgen müßte. Dagegen wird der Leser mit dem größten Vergnügen 
die gründlich durchdachten Erörterungen über die statische und dyna- 
mische Deutung des Rechts lesen, wenn er die Statik und Dynamik 
des Rechts auf eigene Gesetzmäßigkeit gründet und Beziehungen zur 
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Mechanik und Physik ablehnt. Richtig und erschöpfend deutet der 
Verfasser die statische Form des geltenden positiven Rechts in seiner 
Ruhelage und Wiederherstellung des gestörten Gleichgewichts, prak- 
tisch veranschaulicht in der Subsumtion gleichartiger oder ähn- 
licher Fälle unter einen Rechtstypus. Interessant sind ferner 
die Ausführungen über die dynamische Deutung des Rechts gehalten, 
Gedankengänge, die zur Kennzeichnung namentlich des öffentlichen 
Rechts von praktischer Bedeutung sind. Die Synthese zwischen der 
Statik und Dynamik des Rechts findet der Verfasser in einem von 
ihm neu geprägten Begriffe der »pragmatischen Deutung des Rechts«. 
Darunter versteht er »das verantwortungsbewußte selbständige Han- 
deln« des rechtsanwendenden Beamten, »das Gestalten als einer Er- 
kenntnisverwertung und Wertverwirklichung«. Der Verfasser meint, 
daß das pragmatische Denken sich nieht vom Prinzip der Möglichkeit 
und Nützlichkeit leiten lasse, sondern von der Notwendigkeit. Not- 
wendig ist aber »diejenige Entscheidung, die aus der Tatsache des 
organschaftlichen Handelns für den Staat sich ergibt. Ein besonderes: 
Interesse ist somit für sie bestimmend: das Interesse des Staates, die 
Staatsraison im wahren Sinne des Wortes.« Auf der Grundlage dieser 
rechtsphilosophischen Erörterungen entwirft nun der Verfasser Richt- 
linien für die Methodik einer wissenschaftlichen Rechtspolitik. Auch 
hier wird dem unvoreingenommenen Leser die Eigenart des Verfas- 
sers auffallen, der das rechtspolitische Denken in gleiche Linie setzt 
mit dem perspektiven und plastischen Schauen in der Malerei und 
Architektur. Schließlich werden sogar nach Erwähnung eines Werkes 
von Hans Pfitzner: »Werk und Wiedergabe« Beziehungspunkte zwi- 
schen der Musik und der juristischen Interpretation gefunden. Aber 
auch Wissenschaften, wie die Chemie, Medizin und historische For- 
schung sind bei seinen Erörterungen und Vergleichen nicht unberück- 
sichtigt geblieben. Die ganze Studie verrät daher ein immenses Wis- 
sen auf allen Gebieten der Wissenschaften und Kunst. Der gesamte 
Aufbau und Stil der Broschüre ist ferner ungemein geistreich gehal- 
ten. Nur glaube ich, dem Verfasser nicht darin folgen zu können, daß 
die Betrachtungsweisen in den Naturwissenschaften und Künsten allen 
Ernstes als Erkenntnismethodik für die Geisteswissenschaft des Rechts 
herangezogen werden könnten. Das Buch stellt eine schöne, geist- 
reiche T'heorie dar, die m. E. nur den praktischen Wert hat, als sym- 
bolisches Veranschaulichungsmittel rechtspolitischer Probleme zu 
dienen. — L1L- 
%* 

»Zeitschrift für osteuropäische Geschichte.« Herausgegeben in Ver- 
bindung mit Karl Stählin, Bonn / Richard Salomon, Hamburg / K. L. 
Goetz, Bonn von Professor Dr. Otto Hoetzsch. Band V (Neue Folge, 
Band I) Heft 1. Gr. 8°. 176 Seiten. Einzeln RM. 850; Bezugspreis für 
4 Hefte jährlich (1 Band) RM. 30.—. Im Ost-Europa-Verlag, Berlin 
W 35 und Königsberg/Pr. i 

Die von Theodor Schiemann gegründete »Zeitschrift für osteuro- 
päische Geschichte« war bis Kriegsausbruch, bei dem sie ihr Erschei- 
nen einstellen mußte, das wichtigste europäische Organ der slawischen 
Geschichtsforschung, besonders geschätzt wegen ihrer wertvollen 
wissenschaftlichen Beiträge. Nach sechzehnjähriger Unterbrechung 
wird sie jetzt wieder fortgeführt und vereinigt die vier einzigen Hi- 
storiker, die im Deutschen Reich die Professuren für osteuropäische 
Geschichte innehaben, als Herausgeber. 

Im neuen umfangreichen ersten Heft entwickelt Professor Hoetzsch 
das Programm für die künftige Arbeit des Organs, in dessen Arbeits- 
‘ gebiet neben Rußland und Polen auch Finnland, Estland, Lettland und 
Litauen einbezogen werden. Die Mitarbeit aller namhaften Geschichts- 
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forscher dieser östlichen Länder ist gewonnen worden. 

Im ersten Heft ist bereits der angesehene russische Geschichts- 
forscher Platonov mit einem Bericht über den heutigen Stand der 
Frage nach der Entstehung der Leibeigenschaft in Rußland vertreten, 
während der bekannte Berliner Historiker Professor Stählin einen 
interessanten Beitrag über die Memoirenliteratur aus der. Epoche 
Katharinas II. beigesteuert hat. Neben einem Artikel über Paisius 
Ligarides, einem »sonderbaren Heiligen der russischen Kirchen- 
geschichte«, von dem Salomon-Hamburg erzählt, sei auf den instruk- 
tiven Aufsatz über die Entwicklung der Geschichtsforschung in der 
Sovjet-Union seit dem Ausgang des Weltkrieges von Hans Jonas auf- 
merksam gemacht. Den Beschluß des reichhaltigen und lesenswerten 
Heftes bilden die Miszellen, Kritiken, Referate und Selbstanzeigen, die 
wertvolle Bibliographie und die vielseitigen Notizen der Rubrik »Wis- 
senschaftliche Chronik«. 

Es darf erwartet werden, daß der begrüßenswerte Entschluß diese 
bedeutende historische Zeitschrift wieder ins Leben zu rufen, bei allen 
a ahenen und Geschichtsfreunden Anklang und Unterstützung 
indet. ; 


* 


Südschleswigsche Flugschriften, Heft 5. Verlag W. L. Andresen. 
Flensburg. 1930. 

In zwangloser Folge sind in den letzten Jahren (seit 1927) diese 
südschleswigschen Flugschriften, früher im Verlage von M. Lorenzen, 
Schleswig, und jetzt W. L. Andresen, Flensburg, erschienen. Die 
Initiative zu ihrer Herausgabe ging seinerzeit vom Hofbesitzer Peter 
Lassen-Struxdorf aus, dem bekannten dänischen Minderheiten- 
führer, der auch dänischer Kreistagsabgeordneter des Kreises Schles- 
wig ist. Peter Lassens Name bedeutet ein Programm. Man kann es 
in folgende Worte kurz zusammenfassen: Wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit aller Südschleswiger im deutschen wie im dänischen Lager, 
Aufklärung der gesamten südschleswigschen Bevölkerung über ihr 
wahres Volkstum, ihre Abstammung und ihre Geschichte auf der 
Basis ihrer tausendjährigen Zusammengehörigkeit mit Dänemark, die 
erst 1864 gewaltsam abgebrochen wurde, und schließlich als letzter 
Punkt: die uneingeschränkte kulturelle Freiheit für die dänische Min- 
derheit Südschleswigs im gesamten geografischen Gebiet des ehe- 
maligen Herzogtums Schleswig. | 

Der Aufklärung der südschleswigschen Landsleute, denen die 
preußische Volksschule allzu wenig über die wahre Geschichte ihrer 
Heimat vermittelt hat, sollen diese Flugschriften dienen. Bekannte 
südschleswigsche Vertreter aus der dänischen und der friesischen 
Minderheit wie W. L. Andresen, D. Petersen, M. Lorenzen u. a. haben 
neben Peter Lassen in den ersten 4 Nummern der Flugschriften ak- 
tuelle Fragen der Heimat behandelt. Heft 3 enthält z. B. folgende 
interessante Artikelreihe: »Das Minderheitsschulwesen und Südschles- 
wig« — »Friesisches Minderheitenrecht, Begrenzung der Berechtig- 
ten?« — »Südschleswigsche Probleme« — »Von Volk zu Volk« (noch 
ein Beitrag zum deutsch-dänischen Verhältnis) — »Gemeinsame Front«. 

Das jetzt vorliegende Heft 5 bringt einen längeren heimatsge- 
schichtlichen Beitrag aus der Feder W. L. Andresens, »Der Sprach- 
wechsgal in Südschleswig, in dem ein sehr wichtiges 
Phänomen der Geschichte Schleswigs eingehend geschildert wird. 
Außerdem hat Peter Lassen einen Artikel »Zum Thema Grenz- 
kampf« geschrieben, in welchem er sich mit einem deutsch gesinn- 
ten Jungen Heimatsgenossen über die Formen des deutsch-dänischen 
geistigen Grenzkampfes auseinandersetzt. — l|. m. — 
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Bemerkungen 


Die » Ostdeutsche Morgenpost« in Beuthen hat eine um- 
fangreiche »Abstimmungs-Gedenkausgabe« mit zahlreichen Illustra- 
tionen herausgebracht, in der so ziemlich alles, was irgendwie auf 
Oberschlesien Bezug hat, behandelt wird: die Abstimmungskämpfe. 
die Selbstschutzverbände und die polnischen Aufständischen, die 
deutsche Minderheit in Polnisch O.-S. und die polnische in Deutsch 
O.-S., die wirtschaftlichen Folgen der Teilung Oberschlesiens usw. 
Vizepräsident Dr. Fischer, Oppeln, behandelt hier die polnische 
Minderheit in Oberschlesien. Wer gehört zur polnischen Minderheit? 
fragt er. Nachdem er dann nachgewiesen hat, daß weder die polni- 
sche Muttersprache noch das Religionsbekenntnis oder das Volkstum, 
ja nieht einmal die Stimmabgabe für Polen in der Plebiseitzeit dafür 
ausschlaggebend sein kann, kommt er zu dem bei ihm nicht gerade 
absonderlichen Schluß, daß sich die Zahl der sich zur polnischen 
Minderheit Bekennenden überhaupt nicht feststellen läßt. Man hat 
sich außerdem für diese Nummer von Professor Rene Martel, 
Robert Tourly und Jaques Kayser, Paris, Aeußerungen zum 
Oberschlesienproblem geben lassen, die in französischer Sprache (mit 
deutscher Uebersetzung) veröffentlicht werden. Da Martel und Tourly 
über die Polen herziehen, erscheinen ihre Aeußerungen in großer Auf- 
machung, während Jaques Kayser, der die den ostdeutschen Junkern 
so verhaßten Worte Völkerbund und Paneuropa miteingeflochten hat, 
sich mit einem kleinen, unauffälligen Plätzchen mitten in einem 
anderen Artikel begnügen muß. Wie sagt doch Goethe im »Faust«: 

»Ein echter deutscher Mann mag keinen Franzen leiden, 


Doch ihre Weine trinkt er gern.« 

Was aber in dieser Nummer von einem Professor Dr. Hermann 
Muchau, Brandenburg a.H. als ernsthafte wissenschaftliche Ab- 
handlung dargeboten wird, spottet jeder — Wissenschaft und charak- 
terisiert an sich schon das Niveau dieser »Gedenkausgabe«. »Das 
Märchen von den urpolnischen Provinzen« steht mit großen Lettern 
über seiner Abhandlung. Daß die Ostgoten oder Ostrogoten an der 
unteren Weichsel einmal in vorgeschichtlicher Zeit gewohnt haben, 
ist allgemein bekannt. Professor Muchau verlegt ihren Wohnsitz aber 
ohne weiteres an die mittlere Weichsel, und von dort geht er 
weiter quer über Mitteldeutschland bis nach Thüringen hinein, ja 
bis hoch hinauf in den Norden, bis an die nordfriesische Nordsee- 
küste, indem er auch noch das nordfriesische Dorf Deezbüll für seine 
ostrogotische Namensforschungen mit beansprucht. Zum Zwecke des 
Beweises, daß alle Ortsnamen Ostelbiens, in denen noch heute pol- 
nische bezw. slavische Worte durchklingen, in Wirklichkeit urdeutsch 
sind, erklärt er sie alle glattweg für ostrogotisch. Das macht ihm 
nicht viel Kopfzerbrechen, denn er hat »auf Grund 50-jähriger unaus- 
gesetzter Namensforschungen« den »Marktrufs bezw. »Festruf« (Ostro- 
gotthiudnas mathel bezw. Got-thibudnas) der Ostrogoten entdeckt 
oder richtiger sich zurechtkonstruiert. Mit dieser Konstruktion macht 
er mühelos jeden noch so slavisch klingenden Namen zu einem ostro- 
gotischen, also: urdeutschen. Läßt sich der Name einer Ortschaft 
allein nicht mit seinem ominösen Marktruf vereinen, dann nimmt er 
eben gleich drei oder vier verschiedene und leitet sie dann ge- 
meinsam als »Gaunamen« davon ab. So beweist er nämlich, daß die 
Namen Ostrau, Kattowitz, Beuthen und Myslowitz ostrogotischer 
Herkunft sind, denn alle vier Namen seien im Marktruf »Ostro- 
gotthibuda-müthl« enthalten. Um dann auch noch schnell Oppeln mit 
hinein zu bekommen, konstruiert er in einem weiteren Abschnitt die 
Form »Ostrau—Kotjebeuthen Podel dun« und leitet aus »Podel duns, 
indem er diesem kurzerhand ein »O« vorsetzt, »Oppeln« ab! 
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Hier ein Beispiel seiner sexakt wissenschaftlichen« Arbeitsweise: 
»Bevor ich nun an die Durchforschung des Gaunamens Beu- 

then-Oppeln gehe, der eine aus Kotjebudenmothel entstandene (Ab- 
schnitt I, 2) gleichberechtigte Nebenform Kotjebudenmothel dar- 
stellt, müssen alle Namensformen besprochen werden, die sich aus 
Kotjebudens mothel entwickelt haben. Aus der Gleichung Kosse- 
baude-Gospoda (Wirtshaus, Abschn. I, 4) ergibt sich sehon die Not- 
wendigkeit, auch die mit Pudnsmathel beginnenden Ortsnamen 
heranzuziehen, da außer thibud auch thipud aus thiwud (Volk) 
entstanden ist. Der Ortsname Posemuckel hat bisher immer als 
slawısch gegolten. Mit Unrecht, denn seine Entstehung aus dem 
Marktruf des germanischen Ostrogotenvolkes ist klar nachzuwei- 
sen, der Dostrogotthigudsmutchel lautete: aus ihm sind die Orts- 
namen Rogsen und Posemuckel übrig geblieben (südlich von 
Brätz), do oder du heißt »zu« gotisch und polnisch. Das Rogsen 
für das ursprünglich Strogotse (das noch in Straguth bei Dessau, 
und Striegau, Schles. erhalten ist) eingetreten ist, darf uns nicht 
wundern, da auch dem uralten Flußnamen Strymon (jetzt Strumitza 
in Mazedonien) der Strömung bedeutet, nicht das griechische Wort 
sreuma, sondern reuma (Rheumatismus) entspricht. 

Somit stammen alle angeblich polnisch-wendischen Ortsnamen 
auf Rog (Rogasen, Rogäsen, Rogösen, Rogätz bei Magdeburg, Ra- 
guhn) von der gemeinsamen Grundform Strogot, also aus der 
Sprache des Ostrogothiwud, d. h. des germanischen Ostgotenvolks.« 
Ganz abgesehen von der durchaus unwissenschaflichen, willkür- 

lichen Art, mit der Professor Muchau sich seine Beweise zurecht- 
konstruiert, und abgesehen davon, daß geschichtlich nur die untere 
Weichsel als Wohnort der Ostgoten feststeht und nie jenes Gebiet, 
das er sich zum Arbeitsfeld ausgewählt hat, fragt sich doch auch 
jeder vernünftig denkende Mensch sofort: wenn hier wirklich einmal 
Ostrogoten gewohnt und diese Ortsnamen gebildet haben sollten, wie 
haben sie es aber dann bloß fertig gebracht, den Slaven ihre ostro- 
gotischen Ortsnamen zu übermitteln? 

Offensichtlich ist das auf Grund der Beweisführungen Muchau’s 
so vor sich gegangen, daß in jeder Siedelung, in die die Slaven ein- 
drangen, ein Ostrogote zurückblieb, den fremden Eindringlingen 
seinen »Marktruf« oder »Festruf« zurief und die Slaven das auch 
sofort verstanden: aha, das ist der Name dieses Ortes! Aus »podel 
dun«, »müthl—mathl« und »pudsmithlschidnskord« machten sie dann 
. schnell »Oppeln«, »Beuthen«, pardon: Opole, Bytom usw. Soweit der 
außergewöhnlich interessante und wissenschaftliche Artikel Muchaus 
verständlich ist, muß angenommen werden, daß die Ostrogoten nach 
der Muchau’schen Erklärung den Rheumatismus nach dem Westen 
mitgebracht haben, denn alle Orte mit der Anfangssilbe »Rog« wer- 
den ausdrücklich mit diesem Wort erklärt. 

Mit den Muchau’schen Methoden kann man natürlich alles so er- 
klären, wie es Muchau tut. Wir gestatten uns deshalb, einmal auf 
diese Art den Nachweis zu führen, daß die rheinisch-westfälischen 
Siedelungen urpolnische Gebiete sind, bitten aber gleichzeitig, die 
nachfolgenden Erklärungen nicht ernster zu nehmen als die des 
Herrn Muchan. | 

Betrachten wir z. B. Bochum. Nach Muchau ließe sich das so 
erklären: Bochum ist die älteste polnische Siedelung in Europa über- 
haupt. Denn es ist aus »bog« und »um« entstanden: Bóg = Gott, 
um = Wissen (vergl. umiejetność — Wissenschaft); Bochum ist also 
der Ort, an dem Gottes-Wissenschaft (Gottesgelahrtheit) entstand, aus 
der sich die polnische Kultur entwickelte. Als die Ostrogoten dorthin 
kamen, riefen ihnen die Polen ihren Festruf »bog um« zu, und aus 
bog machten die Goten boch; das g verwandelte sich in h, das e schob 
man vor h ein und fügte die zwei Silben zusammen. Nicht auszuden- 
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ken ist die Folge dieser Vorgänge: noch heute sitzen tausende von 
Polen in Bochum, ein Beweis dafür, wie sorgsam die Ostrogoten 
schon damals die polnische Minderheit behandelten, sodaß sie dabei 
sogar selbst zugrunde gingen. 

"Oder ein anderes Beispiel: Herne. Herne ist gleichfalls eine pol- 
nische Ursiedelung. Es entstand aus dem Wort »czarne« = schwarz; 
die Polen buddelten damals in der Erde herum und fanden schwarze 
Kohlenstücke. Als die Ostrogoten dorthin kamen,hielten die Polen gerade 
Kohlenmarkt und riefen deshalb den gotischen Eindringlingen ihren 
Marktruf »ezarne« zu. Die polnische Aussprache war für ihre Zunge 
zu schwierig, und so sprachen sie, wie sie es konnten, »podel dun 
hernemathl«. Da später in Westfalen podel und dun nur in einem 
ganz bestimmten Sinne verstanden wurde, ließ man es aus naheliegen- 
den Gründen weg; den Marktruf »mathl« verstand sowieso niemand, 
also fiel er auch weg und blieb »Herne«. 

Damit wollen wir diese Forschungsergebnisse abschliessen und 
Herrn Professor Muchau in Brandenburg nur noch darauf aufmerk- 
sam machen, daß der Ursprung des Namens »Schlesinger« unmöglich 
ostrogotisch sein kann; wie der kleine Moritz aus Smithlschidnskord 
mätteilt, ist der Name hebräischen Ursprungs, was aus den vielen jüdi- 
schen Familiennamen »Schlesinger« hervorgeht. Vielleicht äußert 
sich Herr Prof. Muchau aus Brandenburg noch einmal in der »Ost- 
deutschen Morgenposts, die in Kotjebudenmothel erscheint, zu dieser 
Frage; wir können hier nichts anderes tun, als alle Interessierten mit 
Horaz zu fragen: risum teneatis, amici? — sl. — 
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In der Stadt Schleswig, in deren Straßen vor hundert Jahren noch 
die dänische Muttersprache, die damals dort bis an die Schlei heran 
zu Hause war, erklang, lebt heute ein kleiner Teil der dänischen Min- 
derheit Südschleswigs. Sie zählt hier inmitten einer preußischen Be- 
amtenbevölkerung, die sich dort seit 1864 aus allen Teilen Deutsch- 
lands zusammengefunden hat, nur ein paar hundert Seelen, die aber 
doch ein besonderes Presseorgan, den »Schleswiger« mit eigener Lokal- ' 
redaktion in Schleswig ihr eigen nennen. In gleichem Maße, wie die 
»Schleswiger Nachrichten<e — ein von allen Behörden protegiertes 
Nordmark-Kampfblatt — der Lokalredaktion der flensburger sozial- 
demokratischen »Volkszeitung« seit ihrem Bestehen in Schleswig das 
Leben sauer gemacht haben, schlugen sie auch sofort auf dies Kon- 
kurrenzorgan nieder, als es 1922 in Schleswig zu erscheinen begann. 
Nur war es ihnen natürlich erheblich leichter, dem »Schleswiger« die 
Luft abzuschnüren, weil sie hier mit dem groben Geschütz der »Dänen- 
gefahr«, des »Speckdänentums«, der »Landesverräter und Renegaten« 
u. a. m. ein leichtes Spiel hatten. Daneben aber machten sie offiziell 
durchaus in »deutsch-nordischer Verständigung. Man muß ihnen 
auch ehrlich einräumen, daß sie in den letzten Jahren mehr und mehr 
einen friedlicheren, gemäßigten Kurs eingeschlagen haben. d 

Ganz plötzlich aber haben die »Schleswiger Nachrichten« einen 
bösen Rückfall in ihr altes Leiden bekommen. Der Lokalredakteur 
des »Schleswiger« hat nämlich von einer Versammlung eines. Bürger- 
vereins, in der eine etwas delikate kommunale Frage verhandelt 
wurde, sehr offen berichtet und sogar einem Gegner des kommunal- 
politischen Redakteurs der »Schleswiger Nachrichten« seine Spalten 
. geöffnet. Das war zuviel! Sofort ein Wutanfall des Stahlhelmblattes, 
das es »mit der nationalen Würde unvereinbar« fand, »den Agenten 
der dänischen Presse in einer Versammlung deutscher Bürger zu 
dulden«e. Der »Verein für Handel und Industrie« wurde mobil ge- 
macht und mußte eine geharnischte Erklärung loslassen, daß die 
Interessen der Stadt durch eine solche »Benutzung« der dänischen 
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Presse geschädigt würden und daß er »von diesem nicht im Sinne 
der schleswiger Geschäftswelt und überhaupt Bürgerschaft liegenden 
Treiben energisch abrücke« — man verzeihe das schlechte Deutsch, 
es steht aber so in jener Erklärung. 

Der arme Bürger, der in dieser Sache so arg mit den allmächtigen 
»Schleswiger Nathrichten« ins Gefecht geriet, ist Geschäftsmann und 
mußte wohl oder übel zu Kreuze kriechen und in einer demütigen Er- 
klärung in den »Schleswiger Nachrichten« bekennen, daß er ein guter 
Deutscher und kein »Dänling« sei, und daß es, wenn er »neben ande- 
ren Zeitungen auch einem dänisch eingestellten Blatt in einer allge- 
mein interessierenden kommunalen Angelegenheit Informationen 
gab«, auf keinen Fall in seiner Absicht gelegen habe, seinem däni- 
schen Chauvinismus Vorschub zu leisten«. Als dann der »Schleswiger« 
und »Flensborg Avis« diese ganze Sache mit Recht als dem finsteren 
Mittelalter angehörend und als ein Wiedererwachen des preußischen 
Gewaltgeistes und der Unduldsamkeit gegen Andersdenkende und 
Minderheitsangehörige bezeichneten, erschien in den »Schleswiger 
Nachrichten« ein längerer, haßerfüllter, witzig-boshaft sein sollender 
Artikel, der an gemeinen Angriffen gegen die gesamte dänische Min- 
derheit und ihre Presseorgane alles andere überbot. Der »Schleswiger« 
wird hier mit einem Küken, einem kleinen Gockelhahn, verglichen, 
der unter den schützenden Fittichen der alten Glucke »Flensborg 
Avis«e »allen Abfall von sämtlichen deutschen Kehricehthaufen zusam- 
menträgt, um so ein Zerrbild deutschen Lebens und Strebens zu ent- 
werfen«. Wenn der »Schleswiger« also, wie das seit Jahren bekannt- 
lich sein Bestreben ist, immer wieder das Gute des friedlichen, des 
Weimar-Deutschlands sucht und hervorhebt und als Gegensatz dazu 
den Hakenkreuz- und Stahlhelmrummel, den »Geist von Potsdam«, 
scharf geißelt, so ist das in den Augen der »Schleswiger Nachrichten« 
. ein Zusammentragen allen Abfalls von sämtlichen deutschen 
Kehrichthaufen. Aber — so wird im Artikel fortgefahren — »neben 
dieser allgemeinen Aufgabe, scheine er noch den speziellen Auftrag 
zu haben, eine anscheinend ehrliche Legitimation für die unehr- 
liche dänische Minderheit in Schleswig zu liefern«. Die 
dänische Minderheit, mit der der preußische Staat sich immerhin in 
einer Minderheitenverordnung und einer Ergänzungsverordnung recht 
eingehend beschäftigt hat, wird "hier also offen als unehrlich be- 
schimpft. Weiterhin wird dann noch im Artikel von einer »tatsäch- 
lich bis auf einzelne Ausnahmen durch materielle Mittel ins Leben 
gerufenen »dänischen« Minderheit in Schleswig« und von einer 
»unsauberen Handlungsweise der Dänen« gesprochen. Der »Schles- 
wiger« blieb dem Blatt die Antwort nicht schuldig und verglich es, 
indem er auf dessen Hühnerhofton einging, mit einem schnatternden 
Gänschen auf einem Kehrichthaufen. »Flensborg Avis« zitierte in 
seiner Entgegnung folgenden Passus aus dem Nachrichten-Pamphlet: 
»In Nordschleswig und auch südlich der Grenze werden dänische Zu- 
sammenschlüsse es sidh mit Recht energisch verbitten, daß deutsche 
Blätter bezw. deren Vertreter Zutritt erlangen«. »Wir wollen hier 
nicht bei den Fällen verweilen«, schreibt »Flensborg Avis« dazu, »in 
denen die deutsche Presse sich nicht an solches gehalten hat, obgleich 
es sich um private Verhältnisse und geschlossene Versammlungen der 
dänischen Minderheit handelte. Aber hier dreht es sich in Bezug auf 
die Stadt Schleswig um Versammlungen in einem Kommunalverein 
über einen Gaswerkkauf, der selbstverständlich für einen dänisch 
gesinnten wie für einen deutsch gesinnten Steuerzahler dieselbe Be- 
deutung hat. Es handelt sich hier einfach von Seiten des deutschen 
Blattes aus um einen widerlichen Versuch, zu gleicher Zeit die Mei- 
nungsfreiheit und die Minderheitenfreiheit zu knebeln und Seine eigene 
wankende Stellung durch wenig ansprechende Mittel zu unterbauen.« 
Es fand sich aber doch wenigstens ein deutsches Presseorgan, das es 
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wagte, öffentlich von diesem widerlichen Treiben des schleswiger 
Blattes abzurücken. Scharf und ironisch geißelte die sozialdemokra- 
tische »Volkszeitung« die Sache in einem ausführlichen Artikel, denn 
»das Ansehen einer anständigen Journalistik gebiete, von diesen Me- 
thoden abzurücken«. Die Pater peccavi-Erklärung des schleswiger 
Bürgers sei überflüssig und unnötig gewesen, betont sie, »denn das 
»dem dänischen Chauvinismus Vorschub leisten« besteht doch nur für 
Herrn Hamann und einige von ihm aufgeregte Spießer«. 

In dieser ganzen Sache ging es Ja letzten Endes nicht um irgend 
welche kleinstädtisch kommunale Angelegenheiten, sondern um die 
Frage nach der Theorie und der Praxis im Verhältnis zwischen der 
deutschen Mehrheit und der dänischen Minderheit im schleswigschen 
Grenzgebiet. Es zeigte sich nämlich hier wieder einmal, wie die deut- 
schen Versicherungen der Presse- und Meinungsfreiheit für die natio- 
nalen Minderheiten von der deutschen nationalistischen Presse in der 
rauhen Wirklichkeit praktiziert werden. — M.L— 


BERICHTIGUNG: 


Im Märzheft des laufenden Jahrganges sind folgende Satzfehler 
richtig zu stellen: 

Seite 85, 6. Zeile von unten: anstatt 9. Juni 1915 richtig: 9. Juni 1815; 
Seite 89, 4. Zeile von unten: anstatt: gesetzpolitisch richtig: zweck- 
politisch; Seite 91, 10. Zeile von unten: anstatt Rechtsobjekten richtig 
Rechtssubjekten. 


203 


INHALTSANGABE 


Artikel: 
Ist Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung positives Recht? 
Schleswigsche Minderheitenprobleme. 
Die Tradit;on der Zusammenarbeit der Minderheiten. 

Berichte: 


DÄNEN: Noch immer Unterdrückungspolitik. Die dänische Privat- 
schule in Schleswig. — LITAUER: Gewaltsame Verdeutechung alter 
litauischer Ortsnamen. 


Fremdstaaten. 
ÖBECHOSLOVAKEI: Eine neue magyarische Partei. — DÄNEMARK: 
Forderung staatlicher und kommunaler Zuschüsse. — LETTLAND: 
Der Kampf um die rigaer Domkirche. 


Pressestimmen. 
Rundschau. 
Besprechungen. 
Bemerkungen. 


Einzelpreis dieses Heftes 2,50 Reichsmark. 


Redaktion und Administration: Berlin-Charlottenburg 4, Schlüter- 
strasse 57. Telefon Bismarck 7546. 

Unverlangte Manuskripte werden nur zurückgesandt, wenn Rück- 
porto und Einschreibegebühr beigefügt werden. 
Abonnement: Deutschland vierteljährlich 2.50 RM. inkl. Porto. Ausland: 
vierteljährlich 1 auerik. Dollar. 


Zahlungen sind im Inland an das Postscheckkonto Berlin NW, 57 906, 
Dr. Jan Kaczmarek (Verwaltung »Kulturwehr«), aus dem Auslande per 
Postanweisung oder Einschreibebrief an Herrn Dr. J. Kaczmarek, 
Charlottenburg 4, Schlüterstr. 57. V. zu richten. 


Redaktionsschluss am 2. jeden Monats. 
Nachdruck nur mit Quellenangabe und: gegen Einsendung eines Beleg- 
exemplars an unsere Redaktion gestattet. 


Verantwortlicher Redakteur: Jan Skala, Berlin. 
Druck: Flensborg Avis A.-G., Flensburg, 


KULTURWEHR 


Zeitschrift für Minderheitenkultur unä -Politik 


JUNI 1931 | HEFT 6 


Die westfriesischen Autonomieforderungen 


(E. B. Folkertsma: Selbistjür for Fryslân. Verlag 
A. J. Osinga, Bolswert (Holland) 1930.) 


Der Minderheitengedanke scheint doch neuerdings auch 
bei den Westfriesen stark an Boden gewonnen zu haben. Vor 
uns liegt ein Buch des bekannten jungfriesischen Führers 
E. B. Folkertsma, das den Wortlaut einer von ihm auf 
der Weihnachtstagung der »Kristlik Frysk Selskikb« 
im Jahre 1929 gehaltenen Rede wiedergibt. 

Nicht der Sprachenkampf, nicht die Literaturbewegung 
allein, nicht Vorträge, Theateraufführungen, Geschichts- und 
Sprachstudien allein können ein Volkstum vom Untergang 
retten, sagt Folkertsma hier als Einleitung, sondern der 
Kampf muß auch politisch geführt werden. Kommt man nur 
mit Literaturfragen zu dem einfachen Mann aus dem Volke, 
dann findet er das alles wohl schön und gut, aber 


»kommt man zu denselben Menschen mit Anregungen zur Lösung 
der Pachtfrage*), des Grundbesitzes, der Erstarkung der Landwirt- 
schaft, eine Vergrößerung der Macht der »friesischen Steaten« 
(Name des Provinziallandtags der niederländischen Provinz Fries- 
land) und einer Verminderung des Uebergewichtes von Holland 
(Holland hier als Teil der Niederlande gedacht. D. Red.), dann wer- 
den sie einen nicht nur verstehen, sondern auch den Wert und die 
Notwendigkeit einer Aktion einsehen.« 


Nicht, daß Friesland die Literatur entbehren könne: 


»Die Literatur ist unsere sittliche Rechtfertigung, in ihr kommt 
Friesland zur Mucht des Wortes. Aber um das Volk zu gewinnen, 
ist es notig, daß Friesland zur Macht der Tat d. h. der Politik 
kommt. Beide sind erforderlich: Wort und Tat, Literatur und 
Politik... .« 


*) Für die westfriesischen Bauern, die durchweg nur Pächter ihrer Höfe 
sind, und zwar zu ungrecht hohen Pachtpreisen, die obendrein an Besitzer 
gehen, die außerhalb Frieslands wohnen und leben, bedeutet die Reformierung 
dieses unglücklichen Zustandes geradezu eine Existenzfrage. D. Red. 
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"Aber außerdem zwingt auch die Not der Zeit und über- 
haupt die ganze gegenwärtige Zeitrichtung Friesland dazu, 
sagt Folkertsma, und dann fährt er fort: 


»Politik hat aber als Unterbegriff und als Ziel die Bildung 
einer gerechten Macht. Soll eine friesische Politik zu ihrem Ziele 
kommen, dann muß sie die Macht sich bilden, um das Recht des 
friesischen Volkes zu verwirklichen. Das Recht und die Macht hat 
das Volk heutzutage und seit den Tagen der Revolution (die fran- 
zösische ist hier gemeint. D. Red.) nicht. Individuell mögen die 
Friesen dieselben Rechte ‚besitzen wie alle anderen Bürger des 
niederländischen Staates 2 als Einheit (Mienskip), als Volk, als 
Nationalität sind sie bei weitem nicht gleichberechtigt, sind sie 
eines sehr großen Teiles ihres nationalen Rechtes verlustig gegan- 
gen. Ihre Sprache und ihre Kultur bestehen vor der Staatsautori- 
tät nicht. Ihre politischen und ökonomischen Belange müssen weit 
hinter denen von Holland zurückstehen. Für das friesische Volk 
ist daher die Kardinalfrage in der Politik das Verhältnis zum 
Reich. Wie ist dies Verhältnis seit der französischen Zeit? Das 
niederländische Reich ist ebenso wie die meisten europäischen 
Staaten stark zentralistisch. Das Uebergewicht ruht nicht bei den 
Teilen, sondern dem Ganzen, dem Zentrum, Holland, Den Haag. 
Die Reichsregierung hat den Hauptteil der Macht, die »Provinsjale 
Steaten« (provinziale Territorien) und die Gemeinderäte haben nur 
ein klein wenig zu sagen. Hier könnte beim ersten Blick mit schein- 
barem Recht der Einwurf gemacht werden, daß das Reich auf dem 
Gebiete der ausführenden Macht doch dezentralisiert ist und den 
Vollzug verschiedener Gesetze ganz oder teilweise den »Steaten« 
und Gemeindeverwaltungen übertragen hat. Aber wie überträgt 
es sie ihnen? Schon vielfach so, daß die Kosten den kleineren Ver- 
waltungen auferlegt werden. Sie dürfen dem Staat helfen, das 

Werk zu vollbringen, und sie dürfen das Werk bezahlen. Derge- 
stalt kommt natürlich von wahrer Dezentralisation nicht viel zu- 
stande, vor allem in diesen teueren Zeiten nicht, wo verschiedene 
provinziale- und Gemeindehaushaltungen besonders auch durch die 
auferlegte Hilfe ans Reich schwer belastet sind .. « 


Was nützt diese Art Dezentralisation, führt er dann im 
einzelnen weiter aus, wenn die gesamte gesetzgebende Macht 
dem Reich allein zusteht? Ueberall sind den Provinzen die 
Flügel beschnitten, als die größten Nachteile dieses zentrali- 
stischen Systems faßt er zusammen: 


»Der zentralistische Staat ist äußerst einförmig und gibt keinen 
Spielraum für die Mannigfaltigkeit und die mancherlei Formen 
des Volkslebens. Es ist ihm praktisch unmöglich, mit dem großen 
Unterschied der verschiedenen Teile des Reiches zu rechnen. Er 
erläßt dieselben Gesetze für seine landwirtschaftlichen Gegenden 
wie für die industriellen Gebiete. Er kennt keinen Unterschied 
zwischen dem römisch-katholischen Süden und dem protestanti- 


scheu Nurden und zwischen Stadt und Land, zwischen Holland und 
Limburg und Friesland. Die Zentralisation des Staats gibt der 
Stadt Uebergewicht über dem Lande, der Industrie und dem Han- 
del über der Landwirtschaft, Holland ‚über Friesland, dem Süden . 
- über dem Norden . 


Der Zentralismus des niederländischen Reiches bedeutet Hol- 
lands Uebegewicht. Das ist nicht zufällig, sondern natürlich. Durch 
seine Lage an der Nordsee zwischen Deutschland und England, am 
Seewege von Nord- nach Südeuropa, ist Holland ökonomisch und 
durch seine großen Städte ist es kulturell der stärkste Teil des 
Reiches. So mußte es wohl im zentralistischen Reiche das große 
und herrschende Zentrum werden, zu dem alles hinblickt. Hollands 
Sprache ist die Reichssprache. Hollands Kultur fördert das Reich. 
Dem Interesse des holländischen Handels, der holländischen Häfen, 
der holländischen großen Städte dient in erster Linie die nieder- 
ländische Handelspolitik, die niederländische ökonomische Vor- 
sorge, die niederländische soziale Gesetzgebung. Um Hollands Er- : 
haltung geht es bei der militärischen Verteidigung des Reiches. Im 
Kulturellen, Økonomischen, Sozialen und Politischen hat Holland 
das Vorrecht. Die abseits liegenden Provinzen Brabant, Limburg, 
die »sächsischen Teile«, »Grieslän«, Friesland fühlen das jeden Tag 
— und Friesland nicht am wenigsten. Trotzdem, das ist im gegen- 
wärtigen Staatssystem eine natürliche Sache. Die Politik wirkt 
sich in den ökonomischen und kulturellen Machtverhältnissen aus. 
Es gibt nur eine Gesundung: eine radikale Dezentralisation des 
niederländischen Reichs.« 


Von Seite 14 an heißt es dann: 


. Eine organische Entfaltung der friesischen Volksgemein- 
schaft fordert einen anderen politischen Status, der es Friesland er- 
möglicht, selber seine eigenen Sachen zu ordnen. ... Laßt uns vor 
allem die Dinge in Friesland nicht als klein ansehen. Das Fries- 
land, das seine nationale Form zu gewinnen sucht, ist in der Welt 
nicht auf sich selber allein angewiesen. Sein Kampf ist der- 
selbe wie der der Nationalitäten, die mit einem 
größerem Volkeim Staatsverbande leben undihre 
Rechte nichtbekommen. Die Umstände mögen verschieden 
sein, bei allen ist es ein und derselbe Kampf für Recht und Frei- 
heit. Darum ist es Sache der breiten Politik, in weitem Maße zu 
untersuchen, welche Wege die anderen Nationalitäten, um zu dem- 
selben Ziel wie wir zu kommen, gegangen sind. Im neunzehnten 
Jahrhundert gibt es zweierlei Nationalitätenbewegungen in Europa 
und der Welt. Bei einigen kleinen Völkern ist sie in der Haupt- 
sache Sprachbewegung, ich meine Flandern und Friesland. Es ge- 
nügt ihnen, die eigene Sprache als Volkssprache zu behalten und 
ihre literär-kulturelle Entfaltung zu. befördern. Bei andern, wie 
z. B. den Iren, ist der Kampf. hauptsächlich Politik; sie kämpfen, 
um sich vom Reichsverbande frei zu machen und einen eigenen 
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selbständigen Staat zu bilden. Aber das zwanzigste Jahrhundert 
ergibt ein ganz anderes Bild. Besonders im Weltkriege lernten die 
Völker hinsichtlich der Nationalitätenfrage zwei Dinge: erstens, 
daß sie durch die Sprachförderung und den ganzen Sprachenkampf 
eine so schwerwiegende Notsache beide auch sind, nicht genug tun, 
um ihre Existenz zu sichern und ihrer nationalen Entfaltung gewiß 
zu sein; zweitens, daß die Bedeutung des Staates für das Leben 
einer Nation nicht so groß ist, daß das Zerbrechen des Reichsver- 
bandes und die Errichtung eines eigenen Staates eine durchaus not- 
wendige Sache sein muß. Die vermehrte Einsicht auf beiden Seiten 
hat zur Folge, daß diese beiden Auffassungen einer nationalen Be- 
wegung sich in den letzten Jahren einander sehr genähert haben. 
Auf der einen Seite erweitert sich die Sprachbewegung wie z.B. in 
Flandern mehr zu einem politischen; auf der andern geben wie z.B. 
in Irland die politischen Nationalitätenbewegungen ihr Streben nach 
einem selbständigen Staat nach und nach auf und sind mit einem 
Wohnen im Reich in Verhältnissen, die die nationale Entfaltung 
möglich machen, zufrieden. Noch mehr durch die Fügung der sie- 
genden Großmächte als durch eigene zielbewußte Arbeit*) haben 
einzelne kleine Völker einen selbständigen Staatsverband bekom- 
-= men: die Finnen z. B. und die Cechoslovaken und die Polen — aber 
bei den anderen kommt es mehr und mehr zu ein und derselben 
Auffassung des Zieles im nationalen Kampf. Sie werden je länger 
je mehr eines Sinnes in ihrer Anschauung, daß der Kampf eben- 
sowohl politisch wie literär-kulturell sein muß. wenn man eine 
nationale Entfaltung erstrebt. Und es ist ihnen klar geworden, daß 
sie dazu nicht aus dem Reichsverband herausbrauchen, wenn ihnen 
“in demselben Raum gewährt wird, sich zu entfalten. Selbstverwal- 
tung — das ist das Ziel, das sich gegenwärtig Nation bei Nation vor 
Augen hält. Das ist die Form, in der die kleinen Minderheiten und 
Nationalitäten heutzutage ihre Kulturpolitik zu verwirklichen suchen. 
Auch Friesland muß wissen, was es kulturell und politisch will. 
Auch Friesland muß sich, um sich zu entfalten, seine politische 
Form vor Augen halten und machen ... Ich will die Selbstverwal- 
‚tung für Friesland. Das hat zweierlei für sich: erstens, daß das’ 
friesische Volk, soweit es hier. wohnt, im niederländischen Reiche 
verbleibt, zweitens, daß es in diesem Reichsverbande Herr in seinem 
eigenen Hause ist und durch seine Gemeinderäte und die Provin- 
zialverwaltung (de Steaten) seine eigenen Angelegenheiten berät. 
In einem Kampf für den Bruch mit dem Reichsverbande erblicke 
ich weder Heil noch Nutzen. Das Westerlauwersche Friesland 
dürfte ökonomisch und politisch schon klein genug sein, um noch 
als selbständiger Staat für sich bestehen zu können. Und die Ge- 


*) Hier ist Folkertsma doch wohl schlecht orientiert. Wohl haben diese 
Staaten in gewissem Sinne ihre Existenz dem Siege der alliierten Großmächte 
zu verdanken, aber ihre staatliche Wiedergeburt wäre ohne die von ihnen tat- 
sächlich geleistete ungeheure nationale .Kleinarbeit Jahrzehnte voraus wohl 
nicht zustande gekommen. D. Red. 
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schichte der letzten vierbundert Jahre hat neben entgegengesetzten 
Belangen auch in einigen Dingen Gemeinsamkeit und Zusammen- 
arbeit gebracht, beiden Teilen, Friesland und Holland zum Heile. 
Der Bruch dürfte eine zu einfältige Lösung sein und mit den wirk- 
lichen Verhältnissen, den ökonomischen sowohl wie den geistigen, 
nicht übereinstimmen. Außerdem sehe ich die Notwendigkeit nicht 
ein. Es gilt die nationale Entfaltung des friesischen Volkes, und 
ich sehe nicht ein, warum der niederländische Staat nicht so ein- 
zurichten ist, daß er dieser Entfaltung Raum gibt. Mehr ist nicht 
erforderlich. Aber mit weniger begnüge ich mich auch nicht. Für 
die Zukunft des friesischen Volkes ist es eine Notwendigkeit, daß 
es im Verbande des niederländischen Reiches seinen nationalen 
Idealen Form geben und seine nationale Entfaltung verwirklichen 
kann. Der Staat muß für Friesland so eingerichtet werden, daß er 
den Rechten und Freiheiten, die dem friesischen Volke als Volk 
zukommen und ihm von Gott gegeben sind, Raum und Schutz ge- 
währt: die Freiheit und das Recht der Volkssprache, das Friesische 
als erste offizielle und Unterrichtssprache; Freiheit und Recht für 
die friesische Kultur, ideel] und materiell; für eine eigene Gerichts- 
sprache, eigene Steuern, eigene soziale und ökonomische Politik, 
eigene Wahl der Verwaltungsbehörden und Beamten und alles, was 
Volksrechte sind. Es dürfte nicht erforderlich sein, die Niederlande, 
die eine große Freiheitstradition ihr eigen nennen und mit soviel 
Sympathie dem Kampf in Flandern und Süd-Afrika folgen, weit- 
läufig von dem friesisch-nationalen Recht zu überzeugen. Beim 
Reich würde verbleiben, was in der Hauptsache gemeinsam ist oder 
nach Außen hin am besten durchs Reich verwaltet werden kann. Ich 
nenne als wichtigste Dinge: die Außenpolitik, die Ordnung des 
Maaß-, Gewichts- und Münzwesens, die Handelspolitik ... Auf die 
»Fryske Steaten« und die Gemeinderäte würde kommen, was in 
erster Linie und am meisten friesischen Belangen dient, oder am 
besten durch sie ausgeführt werden kann: die freie Verwaltung des 
Provinzial- und Gemeindebudgets; das Recht eigener Steuerverwal- 
tung auch als Basis der mitfolgenden Reichslasten; die Ernennung 
der »Kommissaris« (höchste Provinzbeamte), der Bürgermeister, 
der Beamten, der öffentlichen Unterrichtskräfte, der Polizei, der 
Richter; die Freiheit einer eigenen Gerichtssprache und Gerichts- 


. verfassung; die Verwaltung der Wasserstraßen und Be- und Ent- 


wässerungsanlagen (de wettersteat), soweit sie nicht autonom ist; 
Mitbestimmung über den friesischen Teil von Heer und Flotte und 
die militärische Verteidigung von Friesland; Mitbestimmung über 
die »Südersee-Provinz«; freie Wahl der offiziellen Sprache oder 
Sprachen; das Unterrichtswesen, vor allem das niedere und mittlere 
und teilweise auch das höhere; die Förderung der friesischen 
Kultur.« aaa 


Folkertsma fragt dann: Ja, ist das aber möglich? Kann 


Friesland sich auch selber verwalten? Zum Beweis weist er 
auf die Dezentralisation in der Verwaltung der Vereinigten 
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Staaten von Nordamerika, des südamerikanischen Argenti- 
nien, Dänemarks in Bezug auf Island und vor allem auf die 
der Schweiz hin, wo sich die einzelnen Kantone größter 
Selbstverwaltung erfreuen. 

Von besonderem Interesse ist dann folgende Bemerkung 
im Schlußabschnitt des Buches:. 

»Es sind in Friesland nicht allein die friesischen Nationalisten, 
die gegen den Zentralismus des niederländischen Reiches auftreten. 
Die zurückgehenden Zeiten veranlassen es wohl, daß die friesischen 
Bauern, die im Landpächterbund usw. organisiert sind, am eigenen 
Leibe zu fühlen beginnen, wie viel der Zentralismus Friesland 
kostet. Die »Friesischen Antirevolutionären« (eine politische Par- 
tei) haben niemals mit dem gegenwärtigen Staatssystem sympathi- 
siert (dweept) und im vorigen Jahr kam D. v. d. Meulen, der Chef- 
redakteur des »Friesch Dagblad«, bei einer Erörterung der politi- 
schen Verhältnisse Frieslands und des Reichs aus der antirevolutio- 
nären Idee heraus aus freien Stücken zum selben Endergebnis wie 
ich. Im übrigen Friesland hat man dasselbe Problem. Der Kampf 
der Helgoländer geht gegen den preußischen Zentralismus, der die 
alten Rechte der friesischen Insel vernichten will. Auch die »Frie- 
sisch-Schleswiger« treten für eine Verwaltungsordnung ein, die dem 
nordfriesischen Volke Raum gewährt, sich im deutschen Reichsver- 
bande besser und freier zu entfalten. Einer von ihnen, W. L. An- 
dresen, tritt in seiner interessanten Broschüre »Der sterbende Par- 
lamentarismus« dafür ein, daß Nordfriesland sich in seiner politi- 
schen Gestaltung wieder an die alte friesische Selbstverwaltung, 
wie sie vor 1864 noch auf Sylt und in Eiderstedt bestand, anschlies- 
sen möge. | 


Nicht nur für die friesische Minderheit allein, sondern 
auch für den gesamten Verband der nationalen Minderheiten 
in Deutsehland ist dies Buch von größtem Interesse, zeigt sich 
doch hier, wie über die typisch deutsche. Forderung der Kul- 
turautonomie hinaus, die ja die Gefahr eines irredentistischen 
Staates im Staate in sich birgt, eine territoriale Autonomie, 
basiert auf der loyalen Staätstreue der Minderheit, verwirk- 
licht werden kann. (Es gibt bekanntlich 400,000 Westfriesen, 
von denen noch über 250,000 die Muttersprache sprechen, in 
der niederländischen Provinz Friesland.) — M. L. — 
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„Brunnenvergiftung“ 


Definitive -Erwiderung in der Vydunas-Affaire. 


Unter dem vielversprechenden Titel »Brunnenvergiftung«, 
der aus dem Wortschatz des Herrn Dr. Ewald Ammende 
stammt, veröffentlicht die deutsche Minderheitenzeitschrift 
»Nation und Staat« (Aprilnummer) einen Aufsaz der 
»Presse-Wochenschau zur Nationalitäten-. 
frage« (Nr. 6) zu der den Genfer Minderheitenkongreß und 
seine Leiter in jeder Hinsicht beschämenden Vydunas-Affaire 
des vorjährigen Kongresss. 

Nun: ich kenne die Weise und kenne den Text und kenne 
auch den Verfasser; er hat sieben Monate gebraucht, um sich 
über die Art seiner Antwort auf meine dokumentarisch 
fundierte Kritik der gegen die litauische Minderheit ange- 
wandten »Solidaritäts«-Methoden schlüssig zu werden. Diese 
Antwort und Verantwortung ist ja auch dementsprechend 
ausgefallen: alles, was ich unter Anwendung dokumentari- 
scher Beweismittel und unter gleichzeitiger Veröffentlichung 
dieser Dokumente im Heft 10/11, 1930 der »Kulturwehr« ge- 
schrieben habe, ist nach Ansicht des Herrn Dr. Ewald Am- - 
mende eine »Anhäufung von Unwahrheiten« — »grobe Un- 
wahrheiten und Entstellungen vom Anfang bis zu Ende« — 
»Herr Matschulat, Skala und die sonstigen Hintermänner« — 
man beachte die interessante Denkweise, die in dieser Formu- 
lierung sich decouvriert — haben die Kongreßleitung irre- 
führen wollen und kein Mensch hat »von den eigentlichen 
Absichten der Drahtzieher« etwas gewußt, usw. 

Was zu der für den Kongreß, vor allem für seine beiden 
prominentesten Funktionäre (Herrn Dr. Ewald Ammende und 
Herrn Dr. Wilfan) so blamablen Angelegenheit zu sagen war, 
ist hier an Hand authentischer Dokumente im Oktober-No- 
vemberheft 1930 gesagt worden. Bis auf den heutigen Tag 
haben weder die beiden Herren noch Herr Dr. h. c. Storost- 
Vydunas ein einziges dieser Dokumente zu entkräften, oder 
auch nur einen einzigen Satz meiner Kritik zu widerlegen 
vermocht. Allerdings haben alle drei Beteiligten nach Kräf- 
ten versifcht, den Tatsachenbestand zu bestreiten. Jeder von 
ihnen, der an dem Versuch der Zerstörung einer seit Jahren 
bestehenden und unter großen Opfern geschaffenen Minder- 
heitsorganisation (der »Vereinigung der Litauer«) Anteil 
hatte, hat es in der ihm entsprechenden Art getan: Herr Prä- 
sident Dr. Wilfan mit großem Aufwand seiner diplomati- 
schen Fähigkeiten, Herr Dr. h. c. Storost-Vydunasmit 
einem an mich gerichteten, unter Ausschluß der Oeffentlich- 
keit erschienenen »Offenen Brief«, von dessen Inhalt ich erst 
aus »Nation und Staat« Kenntnis nahm und Herr Dr. Ewald 
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Ammende mit der ihm am geläufigsten »Brunnenvergif- 
tung«. Irgend einen sachlich und formal ‚einwandfreien 
Gegenbeweis haben die Herren nicht geführt und auch nicht 
zu führen versucht, es sei denn, daß sie ihre subjektiven Be- 
 hauptungen und gegen mich verkündeten diffamierungssüch- 
tigen Beschuldigungen schon als vollgültige Beweise ansehen 
und von der Oeffentlichkeit erwarten, sie werde sich unter 
ebenso bescheidenen Ansprüchen damit begnügen. 

Das jedoch ist schon eine Angelegenheit, die mich kaum 
veranlassen kann, mit so bedürfnislosem Gegner mich noch 
einmal ganz ausführlich zu befassen. Denn zur Nieder- 
kämpfung unbequemer Wahrheiten hat sich ja im- 
mer und überall eine Kameradie gebildet, die den sonst 
nicht angreifbaren Kritiker mit lautem Geschrei über dessen 
»Unwahrheiten« etc. mundtot zu machen bemüht ist und wohl 
auch zwangsläufig bemüht sein muß. Die Herrn Dr. Ewald 
Ammende und Herrn Dr. Wilfan nahestehende minderheits- 
politische journalistische Clique greift mich schon seit Jah- 
ren mit viel Mühe und wenig Geschick in ähnlicher Weise an, 
wie es jetzt durch die »Pressewochenschau« auf dem Weg 
über die deutsche Minderheitenzeitschrift »Nation und Staat« 
geschieht. Es hat mir das nichts geschadet; manches hat mir 
genützt und alles hat mir zuweilen einige recht heitere Augen- 
blicke verschafft. | 

Jedem einigermassen informierten Zeitgenossen ist jedoch 
folgendes klar — und ich bitte um Nachsicht, wenn ich es 
mit sanfter Ironie ausspreche —: 


Die Kongreßleitung ist besonders durch die fortschreitende 
innerstaatliche Verständigung (siehe z. B. Jugoslavien, Ru- 
mänien etc.) zu dem Versuch gezwungen, den inneren und 
äußeren Verfall des Kongresses mit Machinationen à la Vy- 
dunas aufzuhalten oder zu verhindern. Die große Arbeit, die 
die Kongreßleitung seit Jahren gegen die Solidarität 
innerhalbdesVerbandesdernationalenMin- 
derheitenin Deutschland und gegen seine organi- 
satorische Intaktheit richtet, erinnert ein wenig an die from- 
men Wünsche jenes bayrischen Bauerns, der über den Ein- 
gang zu seinem Haus den Spruch setzte: »O du heiliger Flo- 
rian, verschon mein Haus vor Feuer, zünd’ andre an.« 
Zwar kann man sich Herrn Dr. Ewald Ammende sehr schwer 
als heiligen Florian vorstellen; immerhin aber betätigt er 
sich und betätigte sich auch schon früher gegenüber der dä- 
nischen Minderheit in Deutschland im Sinne des frommen 
Spruches, damals allerdings mit anderem »Erfolg« als jetzt 
bei den Litauern Preußens. 

Inzwischen hat die »Solidaritätsarbeit« des Herrn Dr. h. c. 
Storost-Vydunas schon einige Früchte im Sinne des Herrn 
Dr. Ewald Ammende gezeigt. Die litauische Minderheitsbewe- 
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gung wird mit allen Kräften zu zersplittern versucht, und der 
»verdienstvolle Führer des litauischen Volkes« gründet jetzt 
nachträglich die Vereine, dieihn schon 1930 
zum Genfer Kongreß als Delegierten ent- 
sandthaben, wobei er merkwürdigerweise auch von dem 
litauischen Konsul in Tilsit, Herrn Dr. Jatules, unterstützt 
wird. Die »Vereinigung der Litauer in Preußen«, die von der 
litauischen Minderheit allein als die legitimierte und berufene 
Organsation betrachtet und bezeichnet wird, hat nunmehr 
die Machinationen des Herrn Dr. Ewald Ammende und dessen 
Vertrauensmannes Herr Dr. h. c. Storost-Vydunas in Tilsit 
noch durch eine besondere Publikation ergänzend aufgeklärt. 

In der Zeitschrift »Litauische Stimme« (März 1931), dem 
Organ der »Vereinigung der Litauer Deutschlands«, wird zu 
der Affaire »Dr. Ewald Ammende—Dr. h. c. Storost-Vydunas« 
ausführlich Stellung zu den Zersplitterungsversuchen der 
Genfer Kongreßleitung Stellung genommen‘). Darin wird 
nach einer — meines Erachtens unnötig pointierten — Cha- 
rakterisierung des Herrn Dr. Vydunas folgendes zur Aufklä- 
rung mitgeteilt: 

»Die Vereinigung der Litauer richtete im Frühjahr v. J. erneut 
ein Einladungsgesuch, das von dem Generalsekretär des Verbandes 
der nationalen Minderheiten in Deutschland, Herrn Dr. Kaczmarek in 
Berlin, an den Kongreßausschuß weitergeleitet wurde. Mit dem neuen 
Schritt?) erstrebte man wieder von neuem in erster Linie die Lösung 
der grundsätzlichen Frage, daß für die preußischen Litauer der Cha- 
rakter einer organisierten nationalen Gruppe mit eigenen kulturellen 
Leistungen zuzusprechen ist. Eine Teilnahme der preußischen Litauer 
an dem Kongreß war schon von vornherein unmöglich, solange nicht 
allen Mitgliedern des Verbandes der nationalen Minderheiten in 
Deutschland, d. h. auch den Friesen, sachlich und formell die Möglich- 
keit gegeben wird, in den Kongreß einzutreten. Es sei hier ausdrück- 
lich hervorgehoben, daß diese grundsätzliche Auffassung der Gesamt- 
vorstand der Vereinigung der Litauer schon von vornherein ver- 
. treten hat. 

Als das Gesuch der preußischen Litauer bei dem Kongreßausschuß 
angelangt war, kam der Generalsekretär des Kongresses, Herr Dr. 
Ammende, nach Tilsit gefahren, um angeblich eine Nachprüfung der 
nationalen und kulturellen Verhältnisse der preußischen Litauer an 
Ort und Stelle vorzunehmen. Der Vorsitzende der Vereinigung der 
Litauer, Herr Matschulat, machte Herrn Dr. Ammende nach seiner 
Ankunft in Tilsit zunächst mit dem ehemaligen Mittelschullehrer 


1) Wir verweisen hierbei auf die Sonderbeilage der »Litauischen Stimme« 
imf vorliegenden Juniheft. 

2) Die Vereinigung der Litauer Deutschlands hat seit 1925 um die Auf- 
nahme in den Kongreß ersucht und noch 1927 durch den dänischen Delegier- 
ten Bogensee ein ausführliches Memorandum zu diesem Zwecke dem Kongreß- 
präsidium übereichen lassen. Die Aufnahme wurde jedoch verweigert, obwohl 
schon 1925 wie auch 1927 dieselben Voraussetzungen vorhanden waren wie 
1930, als Herr Dr. Ammende und Herr Regierungspräsident a. D. Junghann es 
für zweckmäßig hielten, die Litauer aufzunehmen, um so einen Zerfall des Ver- 
bandes der nationalen Minderheiten in Deutschland demonstrieren zu können. 
(Anm. d. Verf.) 
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Storost-Vydunas bekannt. Letzterer setzte sich ohne weiteres für eine 
bedingungslose Beteiligung der preußischen Litauer an dem Natio- 
nalitätenkongreß ein, obwohl nach den ausführlichen Referaten des 
Herrn Dr. Ammende der Vorstand der kompetenten litauischen Min- 
derheitsorganisation, der »Vereingung der Litauer«, die Auffassung 
zum Ausdruck brachte, daß die litauische Minderheit es für unbedingt 
notwendig halte, daß alle Mitglieder des Verbandes wieder zum Kon- 
greß zurückkeliren. Herr Storost-Vydunas, der eigentlich mit den 
litauischen minderheitspolitischen Bestrebungen nichts zu tun hat, 
brachte es fertig, durch seine positive Zusage für Herrn Dr. Ammende, 
daß die Litauer an dem Kongreß teilnehmen werden, der Vereinigung 
der Litauer in den Rücken zu fallen. Derselbe Mann ist ferner soweit 
gegangen, ohne Wissen und Willen der maßgebenden minderheitspoliti- 
schen Organisation außerdem mit dem Herrn Regierungspräsidenten 
a. D. Dr. Junghann über den Beitritt der preußischen Litauer zu dem 
europäischen Nationalitätenkongreß Verhandlungen zu führen und 
Zusicherungen zu geben, so daß letzterer bereits am 16. Juni 1930 in 
einem in Berlin stattgefundenen kontradiktatorischen Vortragsabend 
die Feststellung machen konnte, daß die Litauer bereits die Solidarität 
mit dem Verband aufgegeben hätten und am nächsten Kongreß teil- 
nehmen würden. 


Herr Storost-Vydunas irrt ganz gewaltig, wenn er glaubt, daß der 
Vorsitzende der Vereinigung der Litauer seinerzeit Herrn Dr. 
Ammende zu ihm als dem entscheidenden Vertreter der Litauer zur 
Führung der Verhandlungen geführt habe; die Vermittlung der Be- 
kanntschaft erfolgte aus dem Grunde, damit Herrn Dr. Ammende Ge- 
legenheit gegeben werden sollte, mit einem litauischen Dichter be- 
kannt zu werden, der ihm nötigenfalls Aufschluß über die kulturellen 
Leistungen auf dem Gebiete der preußisch-litauischen Literatur geben 
könnte. Keineswegs war genannter aber befugt, mit dem Funktionär 
des Kongresses weittragende Abmachungen zu treffen, da selbiger 
weder Mitglied noch Ehrenmitglied der »Vereinigung der Litauer 
Deutschlands« ist. 

Es ist insbesondere unwahr, daß der Schriftleiter der in Berlin 
erscheinenden »Kulturwehr«, Herr Skala, gelegentlich seines Tilsiter 
Aufenthalts den Vorstand der »Vereinigung ded Litauer« zu der ab- 
lehnenden Haltung gegenüber dem Nationalitätenkongreß beeinflußt 
habe. Tatsache ist jedoch, daß Herr Storost-Vydunas am 21. August 
v. J. die Vorstandsmitglieder der Vereinigung der Litauer nach seiner 
Wohnung lud und selbst dieselben beeinflussen wollte, ihm Vollmach- 
ten zur Teilnahme an dem Kongreß zu erteilen, um dadurch seine 
Herrn Dr. Ammende und Herrn Dr. Junghann gegenüber gemachten 
positiven Zusagen, daß die Litauer an dem nächsten Kongreß teil- 
nehmen werden, zu erfüllen. Alle von Seiten des Herrn Storost- 
Vydunas zur Erlangung einer Vollmacht für Genf unternommenen 
Schritte sind jedoch gescheitert. 

Der Kongreß ließ den genannten Herrn Storost-Vydunas, trotz 
seiner unvollständigen Legitimation, als »Vertreter« der Jitauischen 
Minderheit auftreten, obwohl die Vereinigung der Litauer« allein die 
zuständige Organisation der litauischen Minderheit ist, und dem Kon- 
greßpräsidenten ausdrücklich mitgeteilt hatte, daß die litauische Min- 
derheit sich mit dem Verband der nationalen Minderheiten in Deutsch- 
land solidarisch erkläre und jede separate Aktion außerhalb des Ver- 
bandes ablehne. Es erschien dem Kongreß aus durchsichtigen Grün- 
den zweckmäßig, einen Litauer aus Deutschland auf dem Kongreß 
zu haben. In dem Vorgehen des Kongreßauschusses ist das Bestreben 
zu erblicken, den Verband der 'nationalen Minderheiten in Deutsch- 
land mit den verwerflichsten Mitteln zu unterminieren und die Soli- 
darität einer Minderheitsgruppe illusorisch zu machen. Die Versuche, 
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einzelne Mitglieder des Verbandes abzusprengen, sind seinerzeit sogar 
von dem Kongreßpräsidenten. Dr. Wilfan, selbst bei den Lausitzer 
Serben unternommen. Ferner sei auch auf die seitens des Herrn Dr. 
Ammende im Jahre 1929 mit gleicher Tendenz gegen die dänische Min- 
derheit unternommenen Schritte besonders hingewiesen. Alle Be- 
mühungen der Kongreßleitung, den Verband der nationalen Minder- 
heiten in Deutschland zu zerschlagen, hatten jedoch einen negativen 


Erfolg. 
Es war von vornherein abzusehen, daß Herr Storost-Vydunas ... 


auf die von den Funktionären des Nationalitätenkongresses unternom- 
menen Intrigen hereinfallen wird. Bewußt oder unbewußt hat sich 
derselbe den machtpolitischen Bestrebungen des Kongresses als wil- 
liges Werkzeug hergegeben, obwohl ein derartiges Verhalten den In- 
teressen des eigenen Volkstums widerstrebt. Durch die einwandfreie 
Haltung der überwiegenden Mehrheit der litauischen Minderheitsange- 
hörigen dürfte der Versuch der Kongreßleitung, die litauische Minder- 
heit aus der Verbandsgemeinschaft zu lösen, als gescheitert angesehen 
werden, weil die litauische Minderheit nur in der unbedingten Solida- 
rität mit dem Verband der nationalen Minderheiten in Deutschland 
eine wirksame Förderung ihrer nationalen und kulturellen Interessen 


erblickt.« 

Diese offizielle Darstellung der »vVereinigung der 
Litauer« kann durch die Auslegungskünste und aufgereg- 
ten Deklamationen des Herrn Dr. Ewald Ammende nicht wie- 
derlegt werden. Es kann ferner von diesem Funktionär der 
Genfer Kongresse nicht bestritten werden, daß er seinem Be- 
such bei Dr. Storost-Vydunas nachträglich eine Deutung gibt, 
mit der die eindeutigen Machinationen gegen die litauische 
Minderheit und gegen den Verband der nationalen Minder- 
heiten in Deutschland vor den Augen der Oeffentlichkeit ver- 
schleiert werden sollen. 

Zu klären bliebe noch die Rolle, die Herr Regierungspräsi- 
dent a. D. Dr. Junghannin dieser Angelegenheit gespielt 
hat; aus naheliegenden Gründen soll hier zunächst von einer 
Erörterung darüber abgesehen werden, da die Aufgaben, die 
sich die einzelnen Akteure der Vydunasaffaire insgeheim zu- 
geteilt hatten, noch nicht in vollem Umfange sichtbar sind. 
Daß aber Herr Dr. Jungjohann, der sich auch im Rahmen des 
vorjährigen Genfer Kongresses sehr entschieden für die An- 
erkennung des Herrn Dr. Vydunas als legitimierter Vertreter 
der litauischen Minderheit einsetzte, bereits Mitte Juni 
von den im Stillen gegen den Verband der nationalen Min- 
derheiten in Deutschland getriebenen Manövern unterrichtet 
war, zeigt auch einigermaßen den Anteil, den er daran ge- 
habt hat. 

Jedem unvoreingenommen Denkenden ist kein Zweifel 
mehr möglich, daß die Versuche des Herrn Dr. Ewald Am- 
mende resp. seiner Auftraggeber und Mithelfer zur Zerstö- 
rung einer ihnen unbequemen Minderheitsorganisation ein 
Vorgehen darstellen, das im Interesse aller Minderheiten- 
arbeit auf das schärfste abzulehnen und zu bekämpfen ist. 
Versuche dieser Art könnten bei genügender Robustheit des 
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Gewissens und des persönlichen Auftretens der Akteure 
gegen jede Minderheitenorganiation in jedem anderen Staate 
Europas mit Aussicht auf Erfolg unternommen werden. Will 
der Genfer Minderheitenkongreß, wollen seine verantwort- 
lichen Funktionäre für ein solches Verfahren z.B. 
auch gegenüber den deutschen Minderheits- 
organisationen in den verschiedenen Staa- 
tenplaidieren? Ja oder nein! 

Solange eine eindeutige Erklärung zu dieser Frage nicht 
erfolgt und solange Herr Dr. Ewald Ammende nicht durch 
eine authentische und dokumentarisch ebenso praecise be- 
legte Darstellung die Richtigkeit seiner gegen mich gerichte- 
ten Behauptungen und Beschuldigungen nachweist, werde 
ich sein Vorgehen so bezeichnen, wie es bezeichnet zu wer- 
den verdient: Versuch einer konsequenten politischen Wühl- 
arbeit innerhalb der Reihen einer Minderheitenorganisation, 
deren Solidarität ihm und seinen Auftraggebern ein Dorn im 
Auge ist. Damit betrachte ich dieses mehr als traurige Kapitel 
in der Geschichte der europäischen Minderheitenarbeit als 
vorläufig beendet. Jan Skala. 


Fremdstaaten 


CECHOSLOVAKEI. 


Die »erschütternden Daten« über das deutsche Schulwesen in der 
Cechoslovakei. Folgende aufklärende Ausführungen der »Cechosl. 
Korrespondenz« beleuchten das Schulwesen der deutschen Minorität 
wie auch die Zustände zur Zeit der deutschen Herrschaft in Böhmen: 

Der kasinodeutsche Abgeordnete Dr. Peters hat sich als Anwalt 
der angeblich zurückgesetzten deutschen Beamten etabliert; sein 
deutsch-agrarischer Kollege Hodina befaßt sich nahezu ausschließ- 
Jich mit Klagen und Anklagen über deutsche »Schuldrosselungen«, 
wobei nicht nachgeforscht werden möge, woher Bartl den Most holt. 
Abg. Dr. Peters war, wenn wir nicht irren, unmittelbar nach dem Um- 
sturz sozusagen Flügeladjutant des damaligen »Landeshauptmannes 
von Deutschböhmen«, Dr. Lodgman, dürfte sich also noch daran er- 
‚ innern, wie über mittelbare oder unmittelbare Einwirkung seines 
Chefs deutsche Beamte sich weigerten, der.@echoslovakischen Repu- 
blik das Treugelöbnis zu leisten, weil sie vermeinten, daß das Selbst- 
bestimmungsrecht der »Sudetendeutschen« Anerkennung und damit 
der Beschluß der Wiener Nationalversammlung internationale Rati- 
fikation finden werde, womit die deutschen Siedelungsgebiete Böh- 
mens, Mährens und Schlesiens als »integrierender Bestandteil Deutsch- 
österreichs deklariert wurden. Ja, so weit gingen damals die Neigun- 
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gen »Deutschböhmens«, daß sogar alle Vorbereitungen zur Wahl in 

die Wiener Nationalversammlung getroffen wurden. Die »deutsch- 
böhmische Landesregierung«, welche eigenmächtig Steuern einkas- 
sierte, hat mit ihren unbedachten und illegalen Verfügungen nieman- 
den so schwer geschädigt, wie jene deutschen Beamten,‘ die unüber- 
legterweise ihren selbstherrlichen Weisungen folgten. Jene deutschen 
Beamten und Angestellten, die mehr Voraussicht erwiesen, als die 
politischen Führer, oder ihre Existenz nicht preisgeben wollten, haben 
ihre Amtsposten behalten, und deren Zahl ist wahrlich nicht gering. 

Wenn nach dieser Erfahrung nicht sofort deutsche Bureaukraten 
an die verantwortlichsten Stellen der Zentralämter berufen wurden, 
so haben sie dies in erster Linie Dr. Lodgman und dessen Anhang zu 
verdanken. Uebrigens hat Präsident Masaryk trotz alledem die 
leitenden deutschen Politiker zu unverbindlichen Besprechungen über 
eine Annährung zwischen Cechen und Deutschen eingeladen, wobei 
auch die Ernennung einzelner deutscher Sektionschefs ventiliert wer- 
den sollte, doch haben mit Ausnahme Krepek’s alle Eingeladenen re- 
fusiert. 

Wie hielten es zudem die Deutschen mit der »Beamtenfrage«, als 
sie noch am Ruder waren und die Nebenregierung im Prager Kasino 
entscheidenden Einfluß in den offiziellen Sphären besaß? Damals galt 
es als förmliches Dogma, daß die Leitung der Landesbehörden unbe- 
dingt in zuverlässig deutschen Händen sein müsse. Als einmal eine 
Ausnahme gemacht und zum Präsidenten des Prager Oberlandesge- 
richts ein sehr gemäßigter Ceche von ausgezeichneter Qualifikation, 
Dr. Jansa, ernannt worden war, erhob sich im deutschen Lager ein 
ebenso vehementer als nachhaltiger Proteststurm, denn alle maß- 
gebenden und entscheidenden Amtsposten galten als unantastbarer 
»deutscher Besitzstand«. Ein wirklicher Ceche als Statthalter Böhmens 
wäre einfach undenkbar gewesen; ja, selbst eine hinlängliche Kennt- 
nis der Cechischen Sprache war für den politischen Landeschef nicht 
als notwendig erachtet worden. Die Sprachenfrage in ihren schroff- 
sten Formen war im Grunde eine Brotfrage, denn die deutschen Be- 
amten- und sonstigen Bürgerfamilien wollten ihren Söhnen, welche 
die bureaukratische Karriere einschlugen, jede unbequeme Konkur- 
renz ferne halten und den »landesfürstlichen Dienst« nach Tunlich- 
keit für die Deutschen monopolisieren. Erst als die machtvoll aufstre- 
dende deutsche Industrie dem bourgeoistischen Nachwuchs ein lohnen- 
des Berufsfeld eröffnete, verlor allmählich der Kampf gegen das »Ein- 
dringen des Gechischen Elements in die Staatskanzleien« etwas von 
seiner ursprünglichen Schroffheit. Abg. Dr. Peters, dem sonst real- 
politisches Denken nicht abgesprochen werden kann, sollte diese Re- 
miniszenzen nicht unberücksichtigt lassen, weil sie ‚wesentlich zum 
Verständnis der heutigen Entwicklungsstufe beigetragen, welche eben 
nur eine Fortsetzung früherer Evolutionsstadien bildet. Völker haben 
ein Gläubigergedächnis, wenn es sich um eine ihnen zugefügte Unbill 
handelt, und auch in diesem Punkt weist die Leidenschronik des Cechi- 
schen Volkes recht inhaltsschwere Kapitel auf. 
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Vielleicht in noch höherem Grade sollte dieses Moments der Abg. 
Hodina eingedenk sein, der durch allerhand Querellen den Anschein 
erwecken will, als wären die Deutschen in unserer Republik auf dem 
Schulgebiet arg unterdrückt und verkürzt, wofür er nach der 
erhitzten Phantasie des ihn favorisierenden Kasinominoteurs »er- 
schütternde Daten« beigebracht haben soll. Und worin bestanden die- 
selben, nach dem Bericht des angedeuteten Blattes? Daß an den deut- 
schen Bürgerschulen der Republik unter 42,688 Schülern sich 40,530 
Deutsche, 1513 Cechen, der Rest Anderssprachige und Ausländer, unter 
den 156,445 Frequentanten der Gechischen und slovakischen Bürger- 
schulen 2533 Deutsche befanden. Von den 337,943 Kindern an den deut- 
schen Volksschulen waren 1523 @echisch, von den 1,093,278 Schülern der 
Cechischen und slovakischen Volksschulen 5515 deutscher Volkszuge- 
hörigkeit. Analysieren wir einmal die vom Abg. Hodina angeführten 
Daten. An den deutschen Bürgerschulen befinden sich 1573, also 3% % 
cechische Kinder-, während die @echischen Bürgerschulen bloß 12 % 
deutsche Kinder besuchen, was bedeutet, daß die Deutschen besser 
daran sind, als die Cechen. _ 

Was die Volksschulen betrifft, so halten sie einander das Gleich- 
gewicht, denn die Cechischen zählen ein halbes Prozent deutscher, die 
deutschen gleichfalls ein halbes Prozent Gechischer Kinder. Betrach- 
tet man demnach die Verhältniszahl der Volks- und Bürgerschulen 
zusammen, so schneiden die Cechen unvorteilhafter ab, als die Deut- 
schen. Worin liegt also das »Erschütternde« in den Daten des Herrn 
Abg. Hodina? Etwa in seinem Hinweis auf Prag? Gibt es wohl in 
ganz Europa eine Hauptstadt, in welcher eine nationale Minderheit 
in so Juxuriösem Maße mit Unterrichtsanstalten aller Kategorien aus- 
gestattet wäre, wie die Deutschen in Prag? 


Abg. Hodina hat es insbesondere auf die @echischen Minoritäts- 
schulen abgesehen. Er behauptet, daß schon für drei Cechische Kin- 
der eine Schule errichtet würde, während in deutschen Gemeinden — 
es werden 22 angeführt — trotz höherer Kinderzahl eine Minderheits- 
schule fehlt. Nach der Amitsstatistik besuchten im Schuljahre 1918/19 
in Böhmen allein 15,780 Cechische Kinder deutsche Schulen. Für 
Mähren und Schlesien, wo die Situation für die Cechen relativ noch 
ungünstiger lag, fehlen die offiziellen Daten. Anno Oesterreich wur- 
den Volksschulen mit deutscher Unterrichtssprache auch ausschließ- 
lich für Cechische Schüler erhalten, wie die Tatsache beweist, daß sich 
1921 in die »deutschen« Schulen in Eibenschitz, Jamnitz, Kostel, Straß- 
nitz, Bisenz, Ungar. Ostra, Wesely, Presov, Trebitsch, Gewitsch und 
anderen Orten kein einziges Kind einschreiben ließ. Wie benevolent 
sonst vorgegangen wurde, erhellt auf dem Umstande, daß man 1921 
deutsche Schulen fortbestehen ließ, welche von 3 Schülern (Chlumec), 
9 (Pribram), 11 in zwei Klassen (Schüttenhofen), 28 in 5 Klassen (Pra- 
ger Josefstadt), 13 in 6 Klassen (Schimitz in Mähren) besucht wurden. 
Der Amtsstatistik zufolge entfielen nach all den »Schuldrosselungen«, 
im Jahre 1921 in Böhmen auf eine Cechische Volksschulklasse durch- 
schnittlich 50,4, auf eine deutsche 46,5, in Mähren 50,5 beziehungsweise 
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42, in Schlesien 55,2 beziehungsweise 51,5 Schüler, was beweist, daß 
die Deutschen in den böhmischen Ländern prozentuell mehr Volks- 
schulklassen — und auch Volksschulen — besaßen als die Cechen. Und 
nun kommt der Herr Abg. Hodina mit seinen Filigranschmerzen und 
erzählt, wo sich in einer @echischen Minoritätenschule Kinder aus 
Mischehen oder gar Sprößlinge von Zigeunern befinden! Was soll mit 
solchen Bagatellen bewiesen werden? Wenn es hie und da Mängel ört- 
licher Natur gibt, so hat Schulminister Derer, der sich jetzt persön- 
lich von dem Stande des Scehulwesens überzeugt, in jedem berechtig- 
ten Falle Abhilfe zugesagt. Wir möchten nicht daran erinnern, wie 
vor jeder Schülereinschreibung, insbesondere in Nordböhmen, der 
rücksichtsloseste Terrorismus herrschte; wie gegen »widerspenstige« 
Eltern in abhängiger Stellung mit Delogierung und Arbeitsentlassung 
vorgegangen wurde, weil sie ihre Kinder in deren Muttersprache 
unterichten lassen wollten. Während des deutschliberalen Regimes 
wurde von staatswegen germanisiert, wie es seit den Zeiten des Leit- 
meritzer Bischofs Dr. Kindermann Tradition war, der als Inspektor 
der »Trivialschulen« des Landes Böhmen für die »Eindeutschung« des 
Gechischen Nachwuchses so eifrig wirkte, daß er geadelt wurde. Die 
Schule war ja nach damaliger Auffassung ein Politikum, sie blieb es 
auch in der konstitutionellen Aera, und erst unter dem Grafen Taaffe 
wurde sie einigermaßen neutralisiert, was eben zur Gründung des 
»Deutsehen Schulvereins« führte, der sozusagen im übertragenen Wir- 
kungskreis die früher mit allen offiziellen Machtmitteln geförderte 
Einntnationalisierung der slavischen Jugend in eigener Kompetenz und 
mit ergiebiger Privathilfe fortsetzen sollte. Herr Abg. Hodina stellte 
auch konkrete Anträge, welche u. a. darauf abzielten, daß »Minder- 
heitsschulen nur für Kinder des betreffenden Volkes errichtet wer- 
den sollten.« Als im Jahre 1894 Abg. Dr. Zátka im Böhmischen Land- 
tag einen Gesetzesantrag einbrachte, wonach nach dem Muster der 
konfessionell gesonderten sächsichen Volksschulen in Böhmen natio- 
nale Minderheiten zu einer eigenen Schulgemeinde zusammengefaßt 
werden sollten, welche ihre Schulumlagen für konnationale Unter- 
richtszwecke entrichtete, da machten die Deutschen schroffste Oppo- 
sition ebenso wie sie entschiedenst die »Lex Kvicala« ablehnten, wel- 
che die Aufnahme von Kindern in Schulen mit anderer Unterrichts- 
als ihre Muttersprache wollte. Erst im Brünner Ausgleichspakt 
vom Jahre 1906 stimmten die mährischen Deutschen diesem Grund- 
satz zu, der in der »Lex Perek« kodifikatorischen Ausdruck fand. Die 
praktische Durchführung ließ jedoch deutscherseits so ziemlich Alles 
vermissen, wie die wiederholten Beschwerden bis an die obersten In- 
stanzen beweisen. 

Angesichts alles dessen erscheinen die »erschütternden Daten« des 
Abg. Hodina als bloße Bagatellen, welche man keinesfalls als Emana- 
tion wahrer Volkspolitik, sondern nur als Aeußerung kleinlichen Res- 
sentiments und enger Kreisrichterei bewerten kann. 
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Das Sprachenrecht nach der Volkszähung von 1930. Wie aus nicht- 
amtlichen Veröffentliehungen über partielle Ergebnisse der Volks- 
zählung vom 31. Dezember 1930 hervorgeht, hat die nationale Schich- 
tung der Bevölkerung in einzelnen Städten oder Bezirken insofern 
eine Verschiebung erfahren, als die Zahl der deutschen oder magya- 
rischen Minderheit nicht mehr 20 % erreicht. Aus diesem Umstand, 
der ein keineswegs überraschendes Ergebnis der natürlichen Entwick- 
lung darstellt, schließen einzelne Blätter, daß nun die nicht mehr 
qualifizierten Minoritäten sprachlich vollends entrechtet sein würden. 
Die »Bohemia« (vom 20. Januar 1931) stellt sogar folgende Behaup- 
tung auf: 

»Aus einer Reihe von Städten und Bezirken, in welchen das Insel- 
deutschtum bis vor Kurzem noch eine maßgebende Stellung einnahm, 
wird gemeldet, daß nunmehr der Prozentsatz der Deutschen unter 
zwanzig gesunken sei, was zur Folge hätte, daß in diesen Gebieten 
von nun an einsprachig Gechisch amtiert werden soll. Was dieser 
plötzliche Umscehwung für viele Leute, namentlich für die Angehö- 
rigen älterer Jahrgänge bedeutet, kann nur ermessen, wer selbst im 
techischen Sprachgebiet wohnt und viel mit den Behörden zu tun hat. 
Aber auch für den, dessen Verkehr mit den Behörden sich nur auf 
das alljährliche Bekenntnis zur Einkommensteuer beschränkt, werden 
sich vielfach Schwierigkeiten ergeben, die er nicht geahnt hat.« 


— Die hier wiedergegebenen Befürchtungen der »Bohemia« ent- 
springen entweder mangelnder Vertrautheit mit den gültigen Gesetz- 
normen oder aber bewußter Trübungstendenz. In Wahrheit verfügt 
die Sprachenverordnung vom 4. Februar 1926 über die Stellung der 
Deutschen vor den Gerichten, Behörden und Organen der Republik, 
speziell hinsichtlich der hier in Betracht kommenden Bruchteile der 
deutschen Minderheit Folgendes: Bildet die Unterlage der Amtshand- 
Jung ein Gerichtsbezirk, in welchem die Zahl der Deutschen nicht 
zwanzig Prozent der Bevölkerung ausmacht, dann wird mit deutschen 
Parteien in der offiziellen Sprache verhandelt. Von dieser Bestim- 
mung wurden bisher, wie die »Bohemia« selbst angibt, 80,000 Deutsche 
berührt, welche in eine kompakte @echische Mehrheit eingesprengt und 
über die ganze Republik verstreut sind. Aber selbst diesen vereinzel- 
ten Personen oder Gruppen wird bei mündlichen Anbringen, bei Er- 
suchen um Auskünfte, um beschleunigtes Gerichtsverfahren u. dgl. in 
ihrer, also in deutscher Sprache entgegengekommen. Auch bei 
der eigentlichen Amtshandlung können Zeugen oder Sachverständige, 
welche nicht der offiziellen Sprache in zureichendem Maße mächtig 
sind, ohne Dolmetscher in ihrer Sprache vernommen werden. Nur 
in dem Fall, als der Richter oder Beamte nicht deutsch versteht, wird 
ein beglaubigter Uebersetzer beigezogen, die Aussage zwar in der 
offiziellen Sprache protokolliert, jedoch dem Einvernommenen wort- 
getreu verdeutscht. Die staatlichen Unternehmungen erledigen ihre 
geschäftliche Korrespondenz überall, auch wenn sie sich auf kompakt 
Cechischem Siedlungsgebiete befinden, in der Sprache der Kundschaft. 

Schon aus diesem Sachverhalt geht zur Evidenz hervor, daß Kla- 
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gen, wie sie beispielsweise die »Bohemia« zum Ausdruck. bringt, zu- 
mindest arg übertrieben sind. Zudem wird die Praxis möglichst libe- 
ral sein und auch die Zahl der Angehörigen einer nationalen Minder- 
heit, welche nicht die Grenze von 20 % erreicht, keinesfalls eine so 
beträchtliche Steigerung gegenüber dem bisherigen Zustand erfahren, 
daß das Verlangen nach grundsätzlichen Aenderungen berechtigt er- 
schiene. Der deutsche Statistiker Dr. Oberschall hat im November 
1923 in der »Sudetendeutschen Tageszeitung« festgestellt, daß nach § 2 
des Sprachengesetzes in Böhmen 95,4 %, in Mähren-Schlesien 91,2 % 
der deutschen Bevölkerung Eingaben in ihrer Muttersprache machen 
können. Wir wollen nicht daran erinnern, wie es mit den sprachlichen 
Rechtsnamen des Gechischen Volkes überhaupt bestellt wäre, wenn die 
Mittelmächte gesiegt und die zisleithanischen Machthaber den von 
Seidler angekündigten »deutschen Kurs« im »Kaisertum Oesterreich« 
wirklich etabliert hätten. Die zehn Punkte, welche die deutschen 
Reichsratsklubs anno 1917 der Regierung als ihr Minimalprogramm 
für die »sprachlich nationale Neuordnung« der Regierung vorlegten, 
boten einen bitteren Vorgeschmack dafür. Wir wollen auch nicht in 
Erinnerung bringen, wie anläßlich des Verständigungsversuches 
Koerbers die Deutschen das 20 % Minimum für die sprachrechtliche 
Stellung der @echischen Minderheiten hinaufschrauben wollten, weil 
es geschehen konnte, daß die Cechen im Brüxer Bezirk wirklich diese 
Ziffer erreicht hätten. Für die deutschen Minderheiten in Prag. Pil- 
sen und anderswo sollte von vornherein eine Ausnahme statuiert 
werden. 

Daß in unserer Republik die Festsetzung einer bestimmten Stich- 
zahl keine nationalpolitische Spitze gegen die deutsche Minderheit 
besitzt, sondern nur aus dienstlich-administrativen Rücksichten er- 
folgte, wird schon durch nachstehende Analogie erhärtet. Im Deut- 
schen Reich setzte der »Deutsche Schutzbund« gemeinsam mit der 
»Deutschen Liga für den Völkerbund« einen Ausschuß für Minder- 
heitenrechte ein, welcher u. a. auch den »Entwurf eines internationa- 
len Vertrages über den Schutz nationaler Minderheiten« ausarbeitete, 
dessen Autor der seinerzeitige Wiener, nunmehr Hamburger Univer- 
sitätsprofessor Dr. Laun, ein gebürtiger Deutschböhme, ist, der auch 
in hervorragender Weise an der Ausarbeitung einer zu oktroyieren- 
den Kreisverfassung für Böhmen beteiligt war, also nicht bloß durch 
seine fachliche Befähigung, sondern auch durch seine nationale Ge- 
sinnung bei seinen »sudetendeutschen« Landsleuten als Autorität zu 
gelten vermag. Prof. Dr. Laun’s Entwurf brachte DESBE EIG des Spra- 
chenrechtes der Minderheiten folgende Vorschläge: 

»Artikel 30. Die Gesetze, Verordnungen und Öffentlichen Kund- 
gebungen der Zentralbehörden werden auch in der Sprache jener 
Nationalität veröffentlicht, welcher zumindestens 20 % der Einwohner 
des Staates angehören. 

Artikel 31. Die Verordnungen und öffentlichen Kundmachungen 
aer Mittel- und Unterbehörden werden auch in der Sprache jener Na- 
tıonalität veröffentlicht welche mindestens 20 % der Einwohnerschaft 
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des Amtssprengels der verordneten oder kundmachenden Behörde an- 
gehören. 

Artikel 32. Jede staatliche Behörde hat sich im Verkehr mit den 
Privatparteien der Sprache der Partei zu bedienen, wenn diese einer 
Nationalität zugehört, welche mindestens 20 % der Einwohner des 
Amtssprengels der Behörde umfaßt. Analog damit wird auch der 
Sprachengebrauch bei den Ortsgemeinden und höheren Gebietskör- 
perschaften geregelt, welche mit den vorgesetzten Behörden in ihrer 
eigenen durch Mehrheitsbeschluß festzusetzenden Amtssprache ver- 
kehren, sofern mindestens 20 % der Einwohner des Amtssprengels der 
Behörde Angehörige ihrer Nationalität sind.« 

— In allen diesen, von einwandfreier deutschgesinnter und sach: 
kundiger Seite stammenden Vorschlägen, wird also die Grenze von 
zwanzig Prozent mit strengerer Konsequenz festgehalten, als dies bei 
der milderen Praxis der Fall ist. Wenn nunmehr infolge natür- 
licher Popularitetsverhältnisse in einzelnen Gebieten mit lokaler 
oder regionaler Umgrenzung die Zahl einer nationalen Minder- 
heit unter 20 % sank, so kann dies doch nicht als begründeter Anlaß 
für die allgemeine Umwandlung fizierter in gleitende Sprachen- 
rechte gelten. Umsoweniger, als die Befürchtungen bezüglich einer 
Entrechtung der »degradierten Minderheiten ebenso der bloße Aus- 
fluß eines krankhaften Ressentiments sind, wie es die unheilvollen 
Vorhersagen waren, welche die vor genau fünf Jahren erfolgte Ver- 
öffentlichung der Sprachenverordnung begleiteten. Die Erfahrung 
dieses Quinquenniums hat gezeigt, daß die deutsche Bevölkerung nie- 
mals die Unbill verspürte, welche streitbare Parlamentarier und 
Publizisten in Ueberfülle prophezeit hatten. Umsoweniger werden 
sich die düsteren Besorgnisse als begründet erweisen, welche jetzt 
als Folge einzelner Volkszählungsergebnisse wirklich gehegt oder 
auch nur vorgespiegelt werden. 


Das Deutschtum in deı Zips einst und jetzt. Die Zipser Deutschen 
waren anno Magyarien in nationaler Hinsicht vollends entrechtet. 
Ihre Mundart war höchstens im engen Familienkreis gelitten. Die 
Jugend wurde in den magyarischen Schulen entnationalisiert und zei- 
tigte solche Magyaronen, wie es etwa Herr Dr. Flachbart war, der 
gleich zu Beginn der »Affsre Tuka« aus Prag verschwand, wo er zu- 
letzt seine irredentistische Tätigkeit ausübte. Wenn man erwog, wie 
rasch die wohlhabende deutsche Bevölkerung von Preßburg auf eine 


kleine Minderheit zusammenschmolz, so konnte man genau berechnen, 


wann die Reste des Zipser Deutschtums aufgesaugt sein würden. Die- 
sem Prozeß der »Einschmelzung«, wie es die Magyaren nannten, wurde 
erst durch die Abtrennung der Slovakei von Ungarn und ihre Zutei- 
lung zur Cechoslovakei Einhalt geboten. Es wurde eine stattliche An- 
zahl von Schulen errichtet und den Zipser Deutschen die Möglichkeit 
zurückerstattet, ihr Volkstum zu erhalten und zu pflegen und sich 
wirtschaftlich und kulturell zu entfalten. Erst vor wenigen Tagen 
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wurde berichtet, daß die. berufenen Fachleute eine Versamlung über 
die Organisation und Weiterentwicklung der deutschen Volksbüche- 
reien abhalten. Das alles sind Symptome dafür, daß die Zipser Deut- 
schen heute weitaus mehr als ein karges nationales Existenzminimum 
besitzen, daß sie vielmehr politisch frei atmen und sich volklich unbe- 
hemmt ausleben können. Der Staat beansprucht keinerlei Anerken- 
nung für diese Vorsorge. So viel kann aber doch erwartet werden, daß 
der gute Wille nicht verkannt wird. Das aber geschieht neuerdings 
wieder in der in Prag erscheinenden Halbmonatsschrift: »Der Weg«. 
welche ursprünglich ein etwas höheres Niveau einzuhalten versuchte, 
als die nationalistische Schriftleiterpresse in der Provinz, seit einiger 
Zeit aber ganz verhitlert ist. Wie denn auch ihr Herausgeber Herr 
Senator Jesser, der sich eine gewisse Abklärung zu eigen machte, nun- 
mehr auch unter die »Sachsengänger« eingereiht worden ist und sich . 
weder in Ton noch Tendenz von den übrigen einsilbigen Haken- 
kreuzlerschreibern Jung, Knirsch, Sims, Krebs und Karg sonderlich 
unterscheidet. Im Märzheft des »Weg« befindet sich ein Artikel von 
Dr. Kreysler-Preßburg, der nichts enthält wie »impotente Raunzerei«, 
garniert mit den parteiüblichen Kraftworten, worunter jenes der Ver- 
logenheit und Unehrlichkeit, welche der staatlichen Schulverwaltung 
vorgeworfen wird, sich besonderer Beliebtheit zu erfreuen scheint. 
Von den 137 Bürgerschulen seien bloß 5 mit 15 Klassen und 31 Lehr- 
kräften deutsch. Heuer sei Jedoch ein gewisser Fortschritt zu ver- 
zeichnen, da die Zahl der Klassen auf 36, jene der Schüler auf 1514 
ausgewachsen ist. Dazu kommen noch utraquistische Lehranstalten, 
nämlich deutsch-slovakische und deutsch-magyarische, wobei es die 
Galle des Autors besonders aufzurühren scheint, daß sich unter den 
Lehrern auch Cechen oder Slovaken befinden. Die Magyaren würde 
er pardonisieren, damit sie ihre Dienstzeit bis zur Erringung des Pen- 
sionsanspruches fortsetzen. Nicht gerade erbaut scheint Herr Dr. 
Kreysler auch von dem Umstand zu sein, daß an 175 »fremdsprachi- 
gen« Lehranstalten 15,154 Schüler deutschen Sprachunterricht genos- 
sen, was beweise, daß die Ziffer der Deutschen in der Slovakei mit 
4.73 % nicht deren Bedeutung für das Land ausschöpfe, wenn 60 % 
der nichtdeutschen Bürgerschüler »freiwillig-unfreiwillig« deutsch 
lernen. Also selbst eine so weitausgedehnte Gelegenheit zur Erlernung 
der deutschen Sprache gibt Anlaß zum Raisonnieren. 

Was die Volksschulen betrifft, bestanden 103 deutsche mit 242 
Klassen und 239 Lehrern, davon 196 Deutsche, außerdem 22 čechoslo- 
vakisch-deutsche Schulen mit 183 Klassen, 179 Lehrern, davon 58 
Deutsche; zwei deutsch-magyarische Schulen mit 20 Klassen, 20 Leh- 
rern, davon 13 Deutschen; schließlich 2 deutsch-magyarisch-slovaki- 
sche mit 18 Klassen, 18 Lehrern, davon 2 Deutsche. Von den Volks- 
schülern kann 1 % der gesamten Schülerzahl angeblich nicht in 
»deutschmuttersprachlicher« Schule untergebracht werden, was dem 
simmer wieder vorkommenden Seelenfang« zugeschrieben werden 
mag. Wie viele von diesem angeblichen 1 % aus Beharrungsvermögen 
— magyarische Schulen frequentieren, davon sagt der Autor kein 
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Wort. Dafür schließt er seine Lamentationen wie folgt: »Daß die Für- 
sorgebereitschaft übrigens nicht so ganz ehrlich ist, geht daraus her- 
vor, daß an 9 &echoslovakischen und magyarischen Hilfsanstalten für 
nichtvollsinnige und vernachlässigte Kinder von 726 Pfleglingen nur 
29 deutsche zu finden sind. Das bedeutet für den deutschen Bevölke- 
rungsanteil von 12 deutschen Pflegestellen auch hier also nichts als 
Mangel.« | g 

Was da der Herr Doktor Kreysler dartut, ist ein Musterbeispiel 
von Querlanz. Wie es sich beispielsweise mit der Stellung eines Teils 
der Zipser Deutschen zum Staat verhält, darüber findet sich in dem 
Artikel kein Wort. Auch nicht darüber, daß sie einen eigenen Abge- 
ordneten Pitsch Andor (!) besitzen, der im Parlament und außerhalb 
desselben mit den magyarischen Oppositionellen durch Dick und 


. Dünn geht. Ist das die richtige Manier, sich Privilegien zu sichern? 


Oder hätte es der Herr Dr. Kreysler-Preßburg während der magyari- 
schen Herrschaft gewagt, einen derartigen Kampfartikel zu veröffent- 
lichen, wozu doch wirklich triftiger Grund vorhanden gewesen wäre 
— und wenn er es gewagt hätte, was wäre ihm da passiert? — Č.K. 


UNGARN. 


Die Situation der deutschen Minorität in Ungarn. In letzter Zeit 
haben die Klagen der Minoritäten in Ungarn einen Umfang ange- 
nommen, der deutlich die »nem nem, soha«-Tendenz der magyarischen 
und seine Verschärfung dartut. Vollständig entrechtet und unter- 
drückt ist dieslovakische Minorität; aber auch die Juden und vor allem 
die Deutschen können sich der nationalistischen Aggressivität nicht 
erwehren, obwohl gerade die letzteren an der traditionellen außenpoli- 
schen Hilfsstellung der deutschen Nationalisten zum magyarischen 
Nationalismus festhalten und dadurch die machtpolitischen, auf 
Grenzrevision gerichteten Forderungen stützen. Wie: Ungarn diese 
Loyalität belohnt, geht aus den folgenden Klagen hervor, die man in 
der deutschen Minderheitspresse Rumäniens findet: 

»Es klingt fast ungeheuerlich, wenn wir sagen, daß in Ungarn 
mehr als 75 Prozent der deutschen Kinder in der Volksschule nicht in 
ihrer deutschen Muttersprache unterrichtet werden. In den Kinder- 
gärten ist das Verhältnis noch weit schlimmer! Von deutschen Mittel- 
schulen kann überhaupt keine Rede sein! Die deutsche Minderheit in 
Ungarn hat keine deutsche Lehrerbildungsanstalt, kein deutsches 
Priesterseminar, kein deutsches Gymnasium, keine deutsche Handels- 
schule, keine deutschen Mädchenschulen ... Wenn man uns, oder 
unsere magyarischen Brüder hier in Rumänien auf diese Weise ab- 
speisen wollte, da hätten wir schon längstens vor dem Völkerbunde 
mit flammendem Protest Klage geführt. Unsere Brüder aber in 
Ungarn schmachten in einer kulturellen Not, wie sie nirgends in 
Europa, von Südtirol abgesehen, ärger ist. Die Südtiroler Deutschen 
haben aber zwei Kraftquellen, welche die Kulturbrutalität der Italie- 
ner in hohem Maße wettmachen: den deutschen katholischen Klerus 
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und die mit dem Volke vereinte deutsche Intelligenz. In Ungarn’ 
fehlen beide fast gänzlich. Sowohl die katholische wie die evangeli- 
sche Kirche stehen fast restlos im Dienste der Entnationalisierung der 
Deutschen. In der Stuhlweißenburger Diözese zum Beispiel wurde in 
den deutschen Gemeinden die deutsche Frühmesse fast überall bereits 
abgeschafft. Warum? Damit die deutsche Schuljugend, die stets die 
Frühmesse zu besuchen hat, kein deutsches Wort mehr in der Kirche 
höre. Ja sogar der Religionsunterricht ist meistens nur mehr magya- 
risch. In einer deutschen evangelischen Gemeinde, wo die Kirche aus 
Mitteln des deutschen Gusta-Adolf-Vereines erbaut wurde, ist neuer- 
dings der deutsche Gottesdienst abgestellt worden. Was aber die deut- 
sche Intelligenz in. Ungarn anbelangt, da steht es nicht viel besser. 
Es ist ja kaum denkbar, daß aus den übertriebenen magyarisch-natio- 
nal eingestellten Mittelschulen eine deutschbewußte Intelligenz her- 
auskommen könne. Janitscharen übelster Sorte wachsen aus solchen 
Schulen empor. Und wenn denoch einige junge Intelligenzler es wa- 
gen, ihr Wort gegen die Entnationaliersung zu erheben, so sind sie 
dem brutalsten gesellschaftlichsten und behördlichen Terror und Boy- 
kott ausgesetzt. Vor einigen Monaten hat ein General Waldvogel (!) 
im Komitat Gran gegen den Kaplan einer deutschen Gemeinde 
(Környe) die Anklage erhoben, er sei ein »pangermanischer Agitator«. 
Die Untersuchung ergab das Gegenteil! In der Schule. der deutschen 
Gemeinde Környe wird nur magyarisch unterrichtet und in der Kirche 
wird teilweise schon magyarisch gesungen und gebetet. Trotz diesem 
Ergebnis fühlte sich das hochpartriotische Komitat veranlaßt, eine 
Denkschrift an die Regierung und an sämtliche Komitate zu richten, 
in der die Auflösung des Deutschen Volksbildungsvereines (die ein- 
zige kulturelle Organisation des ungarländischen Deutschtums) ge- 
fordert wurde. Eine ähnliche Hetzaktion wurde auch im Tolnauer 
Komitat gegen den Volksbildungsverein eingeleitet. 

Von einer deutschen Volksorganisation, wie unsere Banater 
Deutsch-schwäbische Volksgemeinschaft eine ist, von einem schwäbi- 
schen Landwirtschaftsverein oder Gewerbeverein, von einem deut- 
schen Schülerheim, von deutschen Frauen- und Jugendvereinen, wie 
wir sie hier im Banate haben, — konnte drüben in Ungarn bisher nicht 
mal im Traume die Rede sein! 

Angesichts dieser beklagenswerten Sachlage ergibt sich die drin- 
gende Frage: was ist zu tun, um der hilflos und unter einem unge- 
heueren Terror stehenden, zum Großteil von ihrer Kirche und Intelli- 
genz verlassenen deutschen Volksgruppe in Ungarn in ihrer kulturel- 
len Not zu helfen? Wir glauben, es ist höchst an der Zeit, daß diese 
Frage sowohl vor der großen Oeffentlichkeit des Mutterlandes, wie 
auch im Verbande der deutschen Volksgruppen Europas dringend be- 
handelt werde. Es geht nicht an, daß in der internationalen Oeffent- 
lichkeit von einem »Paradies der Minderheiten in Ungarn« gefaselt 
wird, — in Wirklichkeit aber eine Entnationaliserungsarbeit voll- 


bracht wird, derengleichen kaum noch irgendwo in Europa zu fin- 


den ist.« 
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Das »Mutterland« wird aus Gründen der gemeinsamen revisio- 
nistischen Propaganda schwerlich so für die Deutschen in Ungarn ein- 
treten, wir es z. B. gegenüber Polen auftritt. Und was kann und wird 
der »Verband der deutschen Volksgruppen in Europa« tun, wenn er 
auf den genfer Minderheitenkongressen auf die benevolente Mitwir- 
kung der magyarischen Minderheitenführer angewiesen ist, die keine 
Parole der — übrigens auch vom Minderheitenkongreß sabotierten — 
»Solidarität«, sondern nur das Right or wrong: my country! anerken- 
nen. Die internationale Oeffentlichkeit wird von den Kongressen 
über die wirklichen Minderheitenfeinde nur irregeführt; die magya- 
rische Entnationalisierungsarbeit hat von dort nichts zu befürchten. 
Trotzdem wird man natürlich auch der deutschen Minderheit in 
Ungarn einreden, daß der genfer Minderheitenkongreß der Messias 
aller Minderheiten sei. Quousque tandem .. .?- 


Pressestimmen 


Sudetendeutsche Hakenkreuzler für einen »Block der 
unzufriedenen Minderheiten«; das ist die neueste 
Parole der Negativisten! 

Die parteipolitische Aufteilung der deutschen Minderheit 
in der lechoslovakischen Republik zeigt fast genau dieselbe 
Vielseitigkeit wie die Parteienmusterkarte des benachbarten 
Deutschland. Neben den deutschen Sozialdemokraten sind es 
die deutschen Agrarier in der Cechoslovakei, die in ihrer 
minderheitspolitischen Schulung soweit fortgeschritten sind, 
daß sie ihre [Forderungen mit den staatspolitischen Notwen- 
digkeiten in Einklang zu bringen suchen; daß dabei die sozi- 
alen und wirtschaftspolitischen Interessen die politische Tak- 
tik stark beeinflussen, ist von untergeordneter Bedeutung, 
weil das »primum vivere« gleichstarken Druck auf Mehrheit 
und Minderheit ausübt. Ebenso selbstverständlich ist es, daß 
sich gegen diesen aus realpolitischen Erwägungen entwickelten 
Patriotismus auch im deutschen Minderheitslager der Cecho- 
slovakei jene destruktiven Gruppen stellen, deren Negativis- 
mus zwangsläufig zur Kultivierung einer Unzufriedenheit der 
Massen führt, die Selbstzweck ist und im Ganzen mehr 
lächerlich als gefährlich wirkt. | 

Zu diesen minderheits- und staatspolitisch gleich unfähi- 
gen Negativisten gehören programmäßig natürlich auch die 
deutschen Nationalsozialisten in der Cechoslovakei, die von 
zwei oder drei Politikern geführt werden, über deren Bedeu- 
tung und Wichtigkeit niemand in- und außerhalb der deut- 
schen Minderheit in Zweifel ist. Das beweist neben vielem 
anderen auch ihre neueste »Aktion«, über die das Organ der 


226 


"a 


sogenannten »sudetendeutschen Freiheitsbewegung« folgen- 
des berichtet (»Sudetendeutschland« Mai 1931): 


»Am 19. März fand in Anssig eine große Kundgebung für die 
Selbstverwaltung statt, bei der der karpathenrussische Abgeordnete 
Kurtyak und Abgeordneter Hans Krebs sprachen. Uber diese bedeu- 
tungsvolle Kundgebung schreibt die »Brüxer Zeitung« unter 
anderem: 

Der Abgeordnete Iwan Kurtyak, der als Vertreter des karpatho- 
russischen Volkes nach Aussig gekommen war, und: Abgeordneter 
Hans Krebs, der namens der Deutschen nationalsozialistischen Arbei- 
terpartei sprach, leisteten vor der begeisterten Menge das feierliche 
Gelöbnis, den Kampf um die nationale Autonomie der Völker künftig 
Seite an Seite durchzufechten. Einen historischen Augenblick nannte 
Abgeordneter Krebs die Stunde, da sich endlich zwei von den Tsche- 
chen zu Unrecht als Minderheiten bezeichnete Völker dieses Staates 
die Hand reichten zu dem Versuch, gemeinsam eine neue Brücke in 
eine schönere, freie Zukunft zu bauen. Es gab in der sudetendeutschen 
Geschichte so manchen Augenblick, der als »historisch« bezeichnet 
wurde, der auch wirklich geschichtliche Bedeutung hätte erlangen 
können — und an den heute nicht die leiseste Erinnerung mehr mahnt. 
Durch unsere Schuld! Durch die Unfähigkeit der Sudetendeutschen, 
sich auf ein gemeinsames volkspolitisches Ziel zu einigen und ihre 
geschlossene Kraft dahinter zu setzen. Zurückhaltung der Hoffnungen 
und Zurückhaltung im Wort sind daher dringend geboten. Dennoch 
hatte Abgeordneter Krebs ein Recht, von einem historischen Augen- 
blick zu sprechen, denn es hat sich gestern zum erstenmal ereignet, 
daß die Sudetendeutschen den Führer einer im gleichen Staatsver- 
bande unter den gleichen unbefriedigenden Bedingungen um die An- 
erkennung ihrer bescheidenen Lebensansprüche als Volk kämpfenden 
anderen Minderheit bei sich begrüssen konnten. Der Osten und der 
Westen reichen einander die Hand! Zum ersten Mal — und sei es auch 
in improvisierter Form — kommt es zu einem Akte des Zusammen- 
-schlusses zweier Völker, denen die Vernunft eigentlich schon längst 
hätte sagen müssen, daß sie taktisch auf die gegenseitige Unter- 
stützung angewiesen sind und daß es zwischen ihnen nichts gibt, was 
sie hindern könnte, den Anfang zu einem Block der unzufrie- 
denen Minderheiten dieses Staates zu legen.s 


Der »Block derunzufriedenen Minderheiten 
der Cechoslovakei« ist also die wichtigste politische 
Forderung der sudetendeutschen Hitlerianer; daß sie an eine 
Realisierung dieses Wunsches — mehr stellt die Ankün- 
digung trotz der Teilnahme des Herrn Kurtyak nicht dar — 
glauben, ist kaum anzunehmen. Die »Närodni Politika*« hat 
die aussiger Tagung sehr treffend kritisiert, als sie auf den 
Unterschied zwischen den karpatho-russischen Autonomie- 
forderungen und den hakenkreuzlerischen Aktionsversuchen 
hinwies: 

»Herr Kurtyak drängt nach etwas, was sein wird, was sein muß 
und was im Interesse des Staates gelegen sein muß, während die 
Hakenkreuzler die Deutschen in etwas hetzen, was ihnen der Staat 
nicht geben kann, nicht geben darf, denn die deutsche nationale Selbst- 
verwaltung würde die Existenz der Tschechoslovakischen Republik 
bedrohen. Pflegen doch die Vordermänner der Deutschen national- 


*) Wir zitieren hier nach dem Wortlaut der »Br. Ztg.« (Anm. d. Red.) 
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sozialistischen Arbeiterpartei von »Machthabern« herausauszusechälen, 
daß die Einführung der deutschen Selbstverwaltung 
nur eine Etappe zur Erreichung des Endziels — der 
Selbstbestimmung bedeutet, das ist die Abtrennung 
vom tschechoslovakischen Staate und die Vereini- 
gung zueinem großen Deutschland, daß noch um Oester- 
reich erweitert werde.« 

Die autonomistischen Forderungen, die deutscherseits im- 
mer und immer wieder geltend gemacht werden, sind vor 
allem minderheitspolitisch undiskutabel, weil sie nicht 
minderheitsrechtlichen, sondern revisions- 
politischen Charakters sind. Es wird niemanden 
einfallen — und auch von mir ist dies wiederholt präcise zum 
Ausdruck gebracht worden — die Forderung kultureller 
Selbstverwaltungskörperschaften ohne weiteres abzulehnen. 
Eine Reihe administrativer und kulturpolitischer Funktionen 
kann der nationalen Minderheit eines Staates zugewiesen . 
werden. Voraussetzung dafür ist die Eignung der betreffen- 
den Minderheit zur Ausübung solcher Funktionen. Diese Eig- 
nung kann nicht allein in den technischen Funktionsmöglich- 
keiten gesehen werden, sondern muß vor allem auch durch 
die staatsbürgerlich locale. politische Haltung und der ihr 
zugrunde liegenden politischen Grundsätze klar und ohne 
jede »reservatio mentalis« dargetan werden. Ebensowenig wie 
der Staat Selbstzweck sein kann, kann auch die Minderheit. 
mit ihren Lebensäußerungen Selbstzweck sein; beide haben. 
sociologische Funktionen, die nicht allein in der Richtung der- 
»Contrats sociaux« zu suchen sind, sondern weit eher durch. 
die von Masaryk und die modernen Humanisten überhaupt. 
vertretenen Staats- und Nationalitätsideen vorgezeichnet. 
werden. Staat und Minorität müssen — unter Modifizierung: 
der Formen zwar, nicht aber der politischen Grundsätze —- 
nach einer Synthese streben, die nicht anders verstanden wer-- 
den kann und nicht anders angebahnt werden darf als durch. 
eine socialethisch befruchtete und Völkergegensätze überwin-. 
dende Ausgleichung und Angleichung der Interessenspannun-. 
gen. Gelingt das, so sind alle nationalpolitische und kulturelle 
Uniformierungsbestrebungen, an denen viele Staaten, aber: 
auch einzelne nationale Minoritäten kranken, endgültig be-- 
seitigt. Wer jedoch diese Entwicklung mit dem gezeichneten 
Endziel nicht wünscht, muß selbstverständlich nach Surro-: 
gaten wie den »Block der unzufriedenen Minderheiten des. 
Staates« suchen und irredentistische »Minderheiten-. 
politik« in Etappen vertreten. Solchen »Etappenpolitikern« 
sind jedoch alle Konzessionen autonomistischen Charakters. 
zu versagen, weil sie gar nicht an eine Lösung des Problems, 
sondern auf eine Auflösung staats- und völkerrechtlich legi-- 
timierter, aber auch BEI Denen begründeter Zustände hin-- 
arbeiten. — ska. — 
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Die memeler »Allgemeine Zeitung« (27. März) beleuchtet 
in einem längeren Aufsatz die Tendenzen eines Teiles der 
deutschen Minderheit, der von Deutschland aus durch Agita- 
toren und materielle Unterstützung zu einer illoyalen politi- 
schen Haltung gegenüber Litauen gedrängt wird. Der Unter- 
schied zwischen den beiden deutschen Gruppen im litaui- 
schen Staatsgebiet »Memelland« hat bei verschiedenen Ge- 
legenheiten die Gegensätze so scharf hervortreten lassen, daß 
es vergebens wäre, das Vorhandensein von staatsbürgerlich 
loyalen und nichtloyalen Angehörigen der deutschen Minder- 
heit zu leugnen. Die Ursachen und [Folgeerscheinungen schil- 
dert die genannte Zeitung mit folgenden Worten: 


»Daß die nichtloyalen Elemente des Memelgebiets diese loyalen 
Elemente aufs schärfste und mit allen, auch den verwerflichsten Mit- 
teln, bekämpfen, wobei sie von einer ihnen zur Verfügung stehenden 
Presse auf das kräftigste unterstützt werden, ist ebenfalls eine Tat- 
sache, die sich so oft gezeigt hat, daß man sie ebenfalls nicht mehr 
wegleugnen kann. Im Gegenteil, die Erkenntnis dieser Tatsache be- 
ginnt sich auch unter der Bevölkerung des Memelgebiets immer mehr 
Bahn zu brechen. 

Die Methoden, deren sich diese illoyalen Elemente in ihrem politi- 
schen Kampfe bedienen, sind nun sicherlich sehr primitiv. Aber viel- 
leicht gerade wegen dieser Primitivität haben sie früher immer noch 
auf die wenig urteilsfähige breite Masse großen Eindruck gemacht. 
Bis sieh jetzt allmählich doch die Macht der Tatsachen durchsetzt und 
und die Erkenntnis Bahn bricht, daß von jener Seite nur mit leeren 
Schlagworten — und ebenso leeren Versprechungen — operiert wird. 


Die bei weitem am häufigsten angewandte dieser Methoden ist 
folgende: Wenn die loyalen deutschen Elemente des Memelgebiets 
ihrer inneren Ueberzeugung nach etwas befürworten oder gar durch- 
- zuführen bestrebt sind, was aus wirtschaftlichen Gründen sehr not- 
wendig ist, dabei allerdings staatserhaltend wirkt, so wird sofort von 
Seiten der Illoyalen, weil sie keinen anderen vernünftigen Gegengrund 
haben und über keine Möglichkeiten einer sachlichen Kritik verfügen, 
der Vorwurf erhoben, daß sie sich gegen das »Deutschtum« vergingen. 
Dieser Vorwurf wirkt sieh natürlich bei der großen Masse als diffa- 
mierend aus, und es ist schwer gegen ihn anzukämpfen und den Gegen- 
beweis zu führen. | 

Daneben freilich wird auch noch mit anderen, nicht weniger 
unfairen und unmoralischen Methoden gearbeitet. Man hat es oft ge- 
nug erfahren müssen, daß solche unbequemen Bürger des Memelge- 
biets, die es wagten, eine eigene Meinung zu haben oder gar der An- 
sicht waren, daß das Memelgebiet mit einer tatsächlich auf dem staats- 
bürgerlichen Boden stehenden Politik nicht nur wirtschaftlich, son- 
dern auch politisch viel weiter kommt, dem schlimmsten wirtschaft- 
lichen Terror unterworfen wurden. Und das wurde den llloyalen um 
so leichter, als diese tatsächlich bisher über die größten wirtschaft- 
liehen Machtmittel im Gebiet verfügten und sie skrupellos anzuwen- 
den verstanden, um unbequeme Leute entweder durch irgendwelche 
Bindungen zu fesseln oder wirtschaftlich tot zu machen und damit 
vom Öffentlichen Auftreten auszuschalten. | 

Für die Anwendung dieser Methoden hat man bis in die Jüngste 
Zeit hinein Beispiele genug erlebt. Man kann übrigens wohl mit Recht 
behaupten, daß besonders der gewesene Oberbürgermeister Dr. Gra- 
bow in der Handhabung dieser Mittel hier Schule gemacht hat. Und 
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man weiß ja jetzt, welch eine Beurteilung seine Politik schon selbst in 
der führenden deutschen Presse gefunden hat. 

Besonders deutlich zeigten sich diese Methoden, als seinerzeit die 
Wirtschaftspartei auf den Plan trat, aus der Erkenntnis heraus, daß 
die Wirtschaft des Memelgebiets durch die von den Illoyalen betric- 
bene Obstruktionspolitik zugrunde gerichtet werden muß. Das waren 
alles Persönlichkeiten, die wirklich eine weiße Weste besitzen und 
denen man dabei sicherlich nicht mit Recht den Vorwurf machen 
konnte, daß sie irgendwie gegen das Deutschtum eingestellt seien, die 
sich vielmehr nur von tatsächlich realpolitischen Erwägungen leiten 
ließen, die den tatsächlichen Verhältnissen des Memelgebiets ent- 
sprechen. Selbst diese Leute hat man mangels tatsächlicher Gegen- 
gründe als Verräter des Deutschtums verleumdet, und, wo man nur 
irgend konnte, auch mit Hilfe der zu Gebote stehenden wirtschaft- 
lichen Hebel in der unfairsten Weise bekämpft und terrorisiert. 


Diese verwerflichen politischen Mittel sind ferner auch seinerzeit 
gegen den früheren Präsidenten des Direktoriums Kadgiehn ange- 
wandt worden, dem man ebenfalls den Vorwurf machte, daß er sich 
gegen das Deutschtum vergangen habe Und dem Vernehmen nach 
wird jetzt bereits versucht, auch gegenüber dem jetzigen Präsidenten 
des Direktoriums, mit dessen Arbeit man angeblich doch so zufrieden 
ist — wie: auch in der letzten Landtagssitzung geflissentlich betont 
wurde — hinter den Kulissen mit denselben Mitteln zu arbeiten, um 
“auf ihn in einem gewissen Sinne einzuwirken. 

Man wird aber feststellen müssen, daß auf diese Art und Weise 
dem Ansehen des Deutschtums sicherlich nicht gedient wird und daß 
men so für das Deutschtum keine Sympathien erwerben kann und 
wıra.« 

Es ist kein Geheimnis, was das deutsche Blatt Memels 
schreibt, wie es ebensowenig ein Geheimnis ist, daß sich sol- 
che Verhältnisse bei fast allen deutschen Minderheiten in 
Europa zeigen. Man werfe nur einen Blick nach der Cecho- 
slovakei; den verantwortungsbewußten Führern aus dem 
aktivtischen Lager stehen jene Negativisten gegenüber, die in 
ihrer politischen Unfruchtbarkeit zu den ewig Gestrigen ge- 
hören, mit ihrer »Politik« auf allen Gebieten Schiffbruch er- 
litten haben und nur noch eine Rettung des Hauptes und der 
Glieder vom destruktiven Nationalisozialismus des benach- 
barten Deutschen Reichs erwarten. Nicht anders ist es in 
Polen, wo eben jetzt eine aktivtische Gruppe der deutschen 
Minderheit zu erkennen beginnt, daß die Verständigung mit 
dem Staate, der Mehrheit, unabwendbare Notwendigkeit ist. 
Und ist’s in Rumänien nicht ebenso, wo die großdeutsch orien- 
tierten »Minderheitspolitiker«, den magyarischen Irreden- 
tismus gutheissen, weil sie ssIbst daran verhindert sind, 
während einer der prominentesten Führer des rumänischen 
Deutschtums die aktive Mitarbeit im Staate als das wichtig- 
ste Gebot der Stunde erkennt und die Folgerungen auf einer, 
dieser Mitarbeit günstigen politischen Situation zieht? Auch 
in Rumänien sin die Negativisten ebenso wie in Polen und 
Litauen unzufrieden mit der natürlichen Entwicklung, die 
die negativistische Ideologie verdrängt und an ihre Stelle 
die positive Arbeit gedrängt hat. Diese Entwicklung ist unauf- 
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haltsam und wird auch den Staaten eine Haltung zu ihren 
loyalen Minderheiten nahelegen, die den intransigenten Nega- 
. tivisten versagt wurde. Wir hoffen, daß auch Deutschland 
diese Entwicklung nicht übersehen werde. Die nationalen 
Minderheiten im Deutschen Reich haben sich immer in die- 
sem Sinne betätigt. Es ist ein erfreulicher politischer Gewinn, 
daß ihre Grundsätze internationale Anerkennung gefunden 
haben, und daß ihre These von der absoluten Verpflichtung 
zur staatsbürgerlichen Loyalität wie auch die These von der 
innerstaatlichen Regelung der Minderheitenrechte jetzt auch 
von jenen deutschen Minderheitenpolitikern in der Praxis an- 
gewandt werden, die unsere Prinzipien teilweise sogar scharf 
abgelehnt oder als unrealisierbar abgelehnt haben. Das 
memelländische Deutschtum wird kaum andere Wege gehen 
können, wie überhaupt minderheitsrechtliche Erfolge ohne 
die gegenseitige Anpassung der Interessen des Staates mit 
denen der Minorität nicht erwartet werden können. — ska. — 
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Das Organ des Deutschen Auslandsinstituts in Stuttgart 
»Der Auslandsdeutsche« (1. Februarheft 1931) veröffentlicht 
einen Teil eines Formulars, das im Elsaß verwendet wurde. 
Bemerkenswert ist daran die Tatsache, daß er zweisprachig 
vom Pensionsministerium in Paris verausgegeben wurde und 
zwar französisch und -— vom »Auslandsdeutschen« fälschlich 
»elsässisch« genannt — »allemanisch-mundartlich«. 

Wir geben zunächst das Zitat der genannten Zuschrift und 
ihre Stellungnahme dazu wieder: 


»Eine elsässische Zeitung veröffentlichte unlängst den Wortlaut 
eines amtlichen französischen Formulars, das entschieden verdient, 
für die Nachwelt festgehalten zu werden. 

Es ist ein typisches Dokument für die französische Sprachen- 
politik, die mit ihrer »direkten Methode« ein seltenes Beispiel von 
Sprachunterdrückung gibt, und die da, wo sie das »Elsässische« aner- 
kennt, keine Mühe scheut, es als irgendeine keltisch - romanische 
Sprache und nicht als deutsche Mundart nachzuweisen. Man versucht 
nun, das Nützliche mit dem Notwendigen zu verbinden, und treibt in 
Verwaltungssachen zugleich Sprachenunterricht. Das Schreiben, um 
das es sich handelt, stammt vom Pensionsministerium und behandelt 
bestimmte Ansprüche der Kriegsbeschädigten. Im Schreiben selbst 
ist unter jeder französischen Zeite das entsprechende »elsässische« 
Wort angegeben; hier möge genügen, den angehängten Auszug aus 
den entsprechenden Bestimmungen wiederzugeben: 

- »Extrait du Reglement sur les Centres d’appareillage. 

Ueszug üssem Reglement üwer Centres d’appareillage. 

L’itere&t du mutilé est de se présenter à la convocation qui lui est 
adresse pour appareillage. 

Es isch im Interesse vum Verletzte, sich der Bestellung gemäss 
vorzustelle, die ihm zügestellt wurd, um ihn mit eme Apparat zü 
versähn. 

Tout blessé qui, dument touché par une convocation, ne sy rend 
pas perd son tour d’appareillage a moins de raison valable. 
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Alli Vorwnndete: die bstellt wäre, um e Apparat zü erhalte, un 
sich nit vorstelle, verliere ihre Reih und ihr wertvolles Recht uff de 
Apparat. | 

Le Mutil& qui se présente en dehors du jour fixé par la convoca- 
tion, perd ses droits aux frais de déplacement; en cas d’empächement, 
renvoyer la convocation et en demander une nouvelle. 

Wer sich am en andere Da vorstellt, als der, wo uff dem Zettel 
bstimmt isch, hett kenn Recht uff Reisegebühre; wer nitt kumme 
kann, soll d’Inladung zerruckschicke un en andri verlange« 

Das elsässische Blatt, das dieses Monstrum veröffentlicht, führt 
es auf die Ueberlegung zurück, wie man das Elsaß wieder einmal 
lachen machen könne. Diese Absicht mag wohl gelungen sein, aber 
im übrigen ist das Ganze doch ein beschämendes Zeugnis für die Art, 
wie man nicht nur Schulkinder, sondern ein ganzes Volk seiner 
Sprache zu entfremden sucht und es hoffnungslos zwischen zwei Kul- 
turen verkümmern läßt.« 

Dazu möge man uns einige Bemerkungen gestatten. | 

Zunächst: die Bemühungen des französischen Ministers 
erscheinen wirklich überflüssig. Soviel französisch wird 
wahrscheinlich jeder Elsässer verstehen, um sich nach dem 
Formular zu richten; hielt man aber eine Uebersetzung für 
notwendig, so konnte sie wohl auch ohne Bedenken in der 
deutschen Schriftsprache erfolgen. Das französische Ministe- 
rium kann sich aber darauf berufen, daß es zu seiner Ueber- 
setzung einen Sprachgebrauch gewählt hat, der in Deutsch- 
land literarischen Ausdruck durch den allemanischen Dichter 
Johann Peter Hebel gefunden hat. Mit dessen mundartlichen 
Gedichten mußten wir uns in unserer Schulzeit abquälen, 
während man uns, die wir einer nationalen Minderheit ange- 
hören, kein einziges Stück aus der eigenen Volkstumslitera- 
tur (polnischen, dänischen, friesischen oder lausitzserbischen) 
näherbrachte. 

Beschämender als das Vorgehen des französischen Mini- 
steriums ist die noch heute in Preußen geübte Praxis gegen- 
über den Kindern der lausitzserbischen Minorität. Die Ab- 
sicht, sie ihrem Volkstum zu entfremden, ist der preußischen 
Regierung leider schon zu oft gelungen; im Ganzen aber sind 
die preußischen Schulmethoden gegen die Lausitzer Serben 
»doch ein beschämendes Zeugnis für die Art, wie man nicht 
nur Schulkinder, sondern ein ganzes Volk seiner Sprache zu 
entfremden versucht und es hoffnungslos zwischen zwei Kul- 
turen verkümmern läßt«, denn in Deutschland wird kein ein- 
ziges amtliches Formular, keine amtliche Bekanntmachung, 
keine Verordnung etc. anders als in deutscher Amtssprache 
veröffentlicht. . — ska. — 
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In der Minderheitennummer des »Schleswiger« vom 26.2. 
findet man unter der Ueberschrift: »Ein Nichtfriese 
über die Friesen« folgende bemerkenswerte Ausführun- 
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»Der Friese wurzelt in der Familie und in der Tradition. Im 
Kampf um seine Heimat ist er fest in dem Boden, auf dem er lebt, 
verwachsen und stemmt sich mit fast elementarer Gewalt gegen alles, 
was seine Stellung und Lage verändern könnte. Rauh wie das Klima, 
ın dem er lebt, und drastisch wie das Meer, das die Grenzen seines 
Landes umtobt, ist sein Wesen. Drastisch ist seine Sprache. Aber 
zuweilen atmet sie auch die feine, tückische Klugheit, die verschlagene 
Listigkeit, wie sie die Natur selber oft im Sonnenschein vor herein- 
brechender Flut als Stimmung über See und Land ausgießt. Gewohnt, 
mit allen Finessen dem Meere seine Schwächen abzulauschen, sueht 
er auch als Mensch unter Menschen durch kluge Berechnung seinen 
Vorteil. Selten verletzt er die Familie, denn sie ist ihm heilig. Im 
Notfall hat er keine andere Hilfe als seine Familie, und darum geht 
sein Innigstes Streben dahin, sie zu erhalten und zu schützen und sie 
mächtig werden zu lassen. Auf Familie und Besitz gründet sich auch 
sein Stolz, und aus ihr schöpft er auch seine oft maßlose Freiheits- 
liebe; aber auch seine Treue. Er liebt es, sich abzuschließen und alles 
Fremde abzuweisen. Wer kein geborener Friese ist, der hat es schwer, 
in Friesland, ohne mißtraut zu werden, zu leben. 

Das Streben zur Autokratie wohnt dem Friesen inne Es kann 
zuweilen zu erbitterten Kämpfen innerhalb der Sippen kommen. Aber 
wenn eine große Not kommt und es gilt, einen von außen hineindrin- 
genden Feind, wie Meer und Menschen, zu bekämpfen, dann sehließen 
sich die Friesen zusammen und lassen den inneren Streit um der 
‘größeren Sache willen fahren. Im Innern Frieslands aber und an der 
Ostgrenze ist die friesische Art im Verfall. Die einströmenden Kul- 
turen sind stärker als die Jetzt lebende Generation. Stirbt mit der 
friesischen Sprache auch das echte Friesentum ab? Friesen in Rein- 
kultur, wenn man so sagen darf, sind eigentlich nur noch die Friesen, 
die Ara am Ufer des blanken Hans leben und mit ihm zu kämpfen 
haben. 

Einst war der Friese weder deutsch, noch dänisch gesonnen, sondern 
nur friesisch. Jetzt spült die große deutsche Welle über Friesland... 
Die Frage ist am Ende: »Wer wird das Erbe des alten Friesentums 
antreten? Welche Kultur wird es in sich aufnehmen können?« Eine 
alte friesische Prophezeiung sagt: »Was das Meer gab, das nimmt das 
Meer auch wieder.« So soll Friesland einmal untergehen in den Fluten 
des blanken Hans. Auch Rungholt war mächtig; eines Tages aber 
nahm’s der blanke Hans in seinen Schoß zurück. Es nagt »der blanke 
Hans« an der Seele des Volkes. Unstillbar, wie der Hunger des rast- 
losen Meeres. Wird der Friese seine Seele retten? Wer wird sie ret- 
ten können? Womit? Wodurch? Gottlob — es gibt noch Friesen 
mit Zukunftsglauben!« 

Man wundert sich nur, warum der Verfasser die |Frage: 
-wer wird das Erbe des alten Friesentums antreten? welche 
Kultur wird es in sich aufnehmen können? unbeantwortet 
läßt. Hierauf gibt es doch wohl nur eine Antwort: Die Friesen 
selber werden das Erbe antreten. Weder von der deutschen 
noch von der dänischen Kultur werden sie sich aufsaugen 
lassen, denn noch ist ihre eigene Kultur stark genug, nicht 
nur von diesen beiden Nachbarkulturen, sondern überhaupt 
von den Kulturen aller Völker Europas lernen- und dabei 
doch durchaus Eigenes sich selber bewahren und auch an 
‚die Weltkultur weıtergeben zu können. Das ist die Aufgabe, 
die sich die Jungfriesen in Westfriesland gestellt haben, und 
ihr will auch der Friesisch-Schleswigsche Verein in Nord- 
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friesland nach Kräften dienen, indem er in erster Linie für 
die Anerkennung der friesischen Minderheit kämpft, um da- 
mit das Erbe des alten Friesentums auf rechtlicher Basis 
sicherstellen zu Können. — m. l. — 


Besprechungen. 


Rudolf Lehmann: Geschichte des Wendentums in der Nie- 
derlausitz im Rahmen der Landesgeschiechte. — Forschungen zu Ge- 
schichte und Volkstum der Wenden im Auftrage der Stiftung für 
deutsche Volks- und Kulturbodenforschung, Leipzig, herausgegeben 
von Rudolf Kötzschke. Heft 2. Mit einer Siedlungskarte nebst 
2 Deckblättern und 6 Tafeln. Langensalza 1930. Verlag Julius Beltz. 

Preis brosch. Mk. 5.—. 

»Forschungen zu Geschichte und Volkstum der Wenden« nennt 
sich ein neu erscheinendes vorläufig auf 11 Einzelarbeiten berechnetes 
wissenschaftliches Werk über die Lausitzer Serben. In Gang 
gesetzt. hat die Arbeiten der Leipziger Geheimrat Prof. Volz, dem 
das ostdeutsche Volkstum mancherlei zu verdanken hat. Volz ist der 
Leiter der »Stiftung für deutsche Volks- und Kulturbodenforschunge; 
die im wesentlichen aus Reichsmitteln finanziert und als die Auftrag- 
'geberin des ganzen Werkes genannt wird. Als Herausgeber wurde der 
Leipziger Professor für Landesgeschichte und Siedlungskunde Rudolf 
'Kötzschke gewonnen. ' 

Prof. Kötzschke will die Arbeiten als rein wissenschaftliche auf- 
gefaßt wissen. Er erwartet von ihnen »allgemeine Erkenntnis zum 
Problem des Zusammenlebens zweier Volkstümer und betont: »Es gilt, 
dies alles ohne Voreingenommenheit und nur der Wahrheit gemäß zu ` 
erforschen und darzulegen«. So schreibt er im Vorwort der ersten, 
jetzt vorliegenden Broschüre. 

Das Buch setllt eine aufschlußreiche Arbeit dar. Es ist wertvoller 
als die oberflächliche, gehässige und auffallend billige »Wenden- 
schrift« von Otto Eduard Schmidt, die 1926 erschien und sich unter 
Lehmanns zahlreichen Quellenangaben auch nicht einmal vorfindet; 
auch auf die Verwendung der in französischer Sprache erschienene 
Trendenzschrift Schmidt’s gegen die Lausitzer Serben »Les Wen- 
des«*) (Paris 1930) hat der Verfasser offensichtlich verzichtet. Leh- 
mann ‚bearbeitet sein Material nach fünf Zeitabschnitten. Jedesmal 
folgt einem Abriß der »äußeren« Schicksale des Landes die Schilde- 
rung der Entwicklung des »Wendentums« in der betreffenden Periode. 

In den ersten beiden Abschnitten sind mit Erfolg die ganzen mo-- 
dernen siedelungswissenschaftlichen Methoden angewandt: der Lehrer: 
erhält ein Bild vom slavischen Siedelgebiet der Niederlausitz vor: 
1000 Jahren und von den Vorgängen der Kolonisationsperiode. Die Art. 
und Stärke der Beteiligung der Lausitzer am sog. »Landesausbau« wird 
uns freilich nicht klar und wird wohl kaum je aufgezeichnet wer-- 
den können. 

Daß die deutsche Verwaltung bei der Besitznahme des Landes an 


*) Wie einwandfrei festgestellt wurde, ist die Schrift in Deutschland. 
gedruckt worden und wird von der als Verleger bezeichneten französischen 
Firma in Paris nur vertrieben; das genügt, um sie als eine Propagandaschrift.. 
gegen die Lausitzer Serben zu erkennen, wie ja auch das deutsche Original aus. 
Material der amtlichen Propaganda in Berlin besteht. 
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slavische Verwaltungsorganismen anknüpfte, soll ein Beweis dafür sein, 
daß man deutscherseits keineswegs rücksichtslos (S. 23) vorging. Rück- 
sichtnahme paßt aber schlecht zu anderen Zügen dieser Zeit: Tötung 
der Erwachsenen, Verschleppung der Kinder (928 Gana), Enteignung 
und Herabdrückung zur Hörigkeit durch Gründung von großen Krie- 
gergütern. Der wahre Grund wird gewesen sein: bessere steuerliche 
und sonstige Ausnutzungsgelegenheit durch teilweise Belassung der 
alten Verwaltung. — Recht interessant sind die Ausführungen über 
Zeidlergenossenschaften, S. 51. Zurück in die Zeit des Spätmittel- 
alters und der beginenden Neuzeit versetzen die kurzen Abschnitte 
über das Verhältnis der Slaven zu Stadt und Zunft. 

Die neuere Geschichte der Lausitzer Serben bewegt sich haupt- 
sächlich um die Stellung ihrer Sprache im Staats-, Kirchen- und 
Schulleben. Dabei wird allerlei Aktenmaterial zum Druck gebracht. 

»Brutalen Verfolgungswillen, systematische Vernichtungspolitik 
gegenüber dem Wendentum in der Niederlausitz hat es zu keiner 
Zeit gegeben.« Dieser Satz ist in Lehmanns Augen das Hauptergebnis 
seiner Arbeit (S. 130). 

Er will das wohl so verstanden wissen, daß früher in der Nieder- 
lausitz eine Unterdrückung des Wendentums aus Nationalgefühl in 
modernem Sinne heraus nicht stattfinden konnte, weil sich dieses erst 
seit dem 18. Jahrhundert entwickelte (vgl. S. 127). Also eine ziemlich 
banale Feststellung, die nichts Neues sagt. Der etwas zweideutige 
L.sche Satz gibt damit zunächst indirekt zu, daß Benachteiligungen 
des Niederlausitzer Wendentums aus wirtschaftlichen oder anderen 
nichtnationalistischen Gründen stattgefunden haben. Aber auch so 
hat man noch zu fragen, ob es richtig ist, daß das sogenannte nationale 
Moment sich vor dem 18. Jahrhundert dabei überhaupt nicht geltend 
machte. Bei der Gegensetzung wendisch-deutsch in den Bürger- und 
Innungsbüchern spielte zweifellos die Standesfrage, also ein sozialer 
Gesichtpunkt, eine Hauptrolle. Lehmann bringt aber selbst (S. 79) 
einen für das Jahr 1594 (!) datierten Hinweis: »Der Markgraf lehnt 
unter Hinweis auf die Gleichheit (!) der deutschen und wendischen 
Nation (!) ab, eine neue Abmachung zu treffen«. Woraus sich ergibt, 
daß mindestens der Markgraf unsere Art der Unterscheidung von Na- 
tionen bereits kannte und hinsichtlich des wendischen und deutschen 
Volkes anwendete. k ' 

„Für L. existiert das nationale Moment zwischen Wenden und 
Deutschen also vom 18. Jahrhundert an. Es kommt ihm nun anschei- 
nend viel darauf an, daß die Lausitzer Serben dadurch keine Schädi- 
gung Seitens der Deutschen erlitten haben. Jedenfalls führt er alle 
Hilfe, die von deutscher Seite gekommen ist, genau an. Ja, es sei 
eigentlich deutscher Gnade zu verdanken, daß die »Wenden« noch 
existieren, liest man etwa (S. 118). 

Es handelt sich hier in der Neuzeit hauptsächlich um die Behand- 
| der »wendischen« Sprache durch kirchliche und weltliche Be- 
hörden. 

Wenn da Lehmann schreibt, daß sie von ihnen »im allgemeinen 
durchaus nicht gewalttätig unterdrückt worden sei (S. 104), vielmehr 
vdie oberen (S. 104) Instanzen möglichst bemüht waren, die Wünsche 
der Bauern zu erfüllen«, so ist das schon sehr gewunden und vorsich- 
tig ausgedrückt und bedeutet mindestens noch lange keine Pflege des 
Kulturgutes (Sprache) der Untertanen, was doch Aufgabe der Behörde 
ist. Direkt widerlegt wird dann aber L.s Behauptung durch das zum 
Teil von ihm angeführte Material (1. in nur 150 Jahren 100 Gesuche, 
sich unter den Pfarrstellenbewerbern doch die aussuchen zu dürfen, 
die die Muttersprache beherrschten. 2. Verordnung zum Besuch deut- 
scher Schulen. 3. Beherrschung des Deutschen (zwischen den Zeilen 
zu lesen!). 4. Katechismus bei Abendmahl und Aufgebot). Es kommt 
schließlich darauf an, was man unter »nicht gewalttätig« verstehen 
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will! Daß die Behörden mit ihren Maßnahmen die besten Absichten 
verfolgt haben können, ist durchaus richtig — aber sie brauchten doch 
eben ihre Gewalt, auch wenn sie sahen, daß sie das Wendentum damit 
schädigen mußten. 

Auf all unsere Richtigstellungen kommt es uns viel an, denn auch 
eine »Geschichte des Wendentums« hat minderheitspolitische Bedeu- 
tung. Es ist z. B. nicht unwesentlich, ob die Lausitzer Serben sich nie- 
mals genügend um ihre Muttersprache gekümmert haben (vgl. aber 
die 100 Gesuche), wenn es schon die Behörden nicht taten. Oder ob- 
sie sich nicht mehr als Volk betrachten lassen dürfen (Lehmann, 
S.130). Oder ob das heute oft bemerkbare Erlahmen des Willens zum 
Volkstum nicht vielmehr durch den dauernden Druck deutscherseits 
„verursacht ist. Von dem Ausfall der Antworten auf diese Fragen will 

man nämlich heute die Gewährung bezw. Nichtgewährung »wendischer« 
Schulen abhängig machen. 

Eine Totschweigetaktik wäre heute, in der Zeit der Minderheiten- 
‚kämpfe, unmöglich. So entschloß man sich zu diesem Werke, dessen 
politische Tendenz sich in Form von Angriff oder Verteidi- 
gung mehr oder minder deutlich durch das ganze erste Heft hin zieht 

Die besondere Betonung der wissenschaftlichen Absichten des. 
Buches (s. Vorwort) war überflüssig. Wir nehmen niemanden seine 
politische Haltung übel, solange er daraus kein Geschäft macht oder in 
Götzenanbetung verfällt. 

Lehmann hat uns mit seiner Geschichte der Niederlausitzer Ser- 
ben zugleich eine Geschichte der sie betreffenden Regierungsmaßnah- 
men gegeben. Danach handelte die Regierung stets gemäß den An- 
schauungen der Gebildeten ihrer Zeit, auch gegenüber dem Lausitzer 
Volk; in »bester Absicht« wurden die Untertanen nicht sehr um ihre 
Meinung befragt. 

Heute steht Heimat, Volkstum, Muttersprache hoch im Kurs. 
Möchte doch die Regierung, die nach dem Stande der heutigen Wis- 
schenschaft jedem Volke am besten in seiner Sprache fruchtende 
Schule auch endlich in der »Wendei« einführen! Volksbefragung wäre 
hier nur ein Mittel zum Seelenfang und Stimmenkauf! Bei Einführung 
des Schulzwangs wäre man z. B. damit auch nicht weitgekommen. 
Mehrsprachigkeit hat ihre Bildungswerte. Sonst würde man in den 
heutigen Schulen nicht soviele Mühe auf »Sprachen« verwenden. Selbst 
Volksschulen haben ihre Sprachklassen. In doppelsprachigen Gegen- 
den sollte man beide Umgangssprachen pflegen: hier liegt neben d&m 
Bildungs- auch ‘ein praktischer Wert vor. 

Die Lausitzer Serben haben sogar in Massen um stärkere Berück- 
siehtigung ihrer Sprache in der Schule gebeten — nicht bloß ihre Ge- 
bildetenschicht trat dafür ein. Würden ihre Wünsehe endlich erfüllt 
werden, so würden sie dem Staate, der doch auch ihr Staat ist, nicht 
so uninteressiert oder gar ablehnend gegenüberstehen, wie es heute 
vielfach die Folge der minderheitspolitischen Praxis vor allem der 
preußischen Behörden ist. | — n. k. — 


x 


Jan Kefer: Bjarnat Krawe. K sedmdesätinäm lužickosrbského 
hudebniho skladatele a spisovatele. Cesko-luZicka knihovnička e. 16. 
a Dr. Josef Päta. Praha 1931. Näkladem_ č.-l. spolku »Adolf 

erny«. A 

Diese Festschrift zum 70. Geburtstag des verdienstvollen lausitz- 
serbischen Komponisten und Musikschriftstellers Bjarnat Krawe- 
Schneider gibt in gedrängter Form einen ausgezeichneten Ueber- 
blick über die Lebensarbeit des Jubilars. Leider ist die @echische Ar- 
beit die einzige, die aus obigem Anlaß erschienen ist; weder die Lau- 
sitzer Serben selbst noch die deutsche Musikwelt haben des Meisters 


236 


gedacht, obwohl die ersteren Krawe auf musikalischem Gebiet der 
Neuzeit fast Alles, die letzteren ebenfalls manches Wertvolles zu ver- 
danken haben. Besonders hervorgehoben sei die erschöpfende Biblio- 
graphie der Krawe’schen Arbeiten, die im musikalischen Teil 78 
größere und kleinere Sammel- und Einzelwerke enthält, darunter 
8l deutschsprachige, während im literarischen Teil 23 Arbei- 
ten angezeigt werden, darunter ebenfalls deutschsprachig 10 
mehr oder weniger umfangreiche Publikationen und Aufsätze. Ab- 
geschlossen wird das gut ausgestattete Heftchen mit einem Resumé 
in französischer und deutscher Sprache; dies erleichtert Interessenten, 
sich mit dem Schaffen eines Künstlers bekannt zu machen, das Ein- 
blicke in das Kulturgut einer nationalen Minderheit verschafft, die 
politischer Haß am liebsten ausrotten und dem intolerante Unvernunft 
Jede Existenzberechtigung absprechen möchte. — ska, — 


x 


Cuno Horkenbach: Das Deutsche Reich von 1918 bis heute. 
Herausgegeben von C. Horkenbach mit sachlicher Unterstützung der 
Reichsbehörden, von Parlamentariern und Journalisten, Parteien, 
Körperschaften und Verbänden. Berlin 1930. Verlag für Presse, Wirt- 
schaft und Politik. Preis geb. Mk. 15.—. 

Das Goethewort über die Geschichtschreiber, daß es nicht der Geist 
der Zeiten ist, der aus ihren Werken spricht, sondern daß ihr eigener 
Geist sich in den Zeiten widerspiegelt, trifft naturgemäß am meisten 
auf die Darstellungen unserer jüngsten Vergangenheit und der Gegen- 
wart zu. Sie unterliegen selbstverständlich am leichtesten der Be- 
einflussung durch die Parteileidenschaft und durch die persönlichen 
Auffassungen und Voreingenommenheiten des Verfassers. Umso wert- 
voller sind deshalb Werke wie »Das Deutsche Reich von 1918 bis 
heute«, das von Cuno Horkenbach im Verlag für Presse, Wirtschaft 
und Politik herausgegeben worden ist. Hier werden nur kurz und 
sachlich Tatsachen mitgeteilt, an denen nicht zu rütteln ist und die 
jeder nach Belieben sofort überprüfen kann. In einer Chronik der 
Ereignisse seit 1918 wird in knappster Form, aber trotzdem mit er- 
staunlicher Vollständigkeit ein Bild jener bewegten und ereignisrei- 
chen Jahre entworfen, die wir seit dem Umsturz durchlebt haben, und 
von denen wir — wie man bei der Lektüre feststellen wird — nur 
noch allzu wenig wissen. Dabei ist die Darstellung trotz der chrono- 
logischen Form nicht einmal langweilig, sie bekommt vielmehr auf 
den Höhepunkten : infolge des stürmischen Tempos der Ereignisse 
geradezu dramatischen Atem. An die Geschichte unserer Tage schließt 
sich ein systematischer Teil an, der ein erschöpfendes Bild des heu- 
tigen Deutschlands in seiner politischen Gestaltung darbietet. Die Zu- 
sammensetzung der Volksvertretungen, der Behördenaufbau, die 
Reichsverfassung, der Friedensvertrag, der Young-Plan und die übri- 
gen internationalen Verträge Deutschlands, die öffentlichen Berufs- 
verbände, die Religionsgesellschaften, die diplomatischen Vertretun- 
gen Deutschlands ım Auslande und des Auslandes in Deutschland, 
Biographien führender Persönlichkeiten, die Organisationen und In- 
stitute der Presse und des Schrifttums, die politischen Parteien und 
schließlich eine außerordentlich lehrreiche statistische Aufstellung, 
das alles finden wir in diesem Buche auf 850 Seiten mit Gewissenhaf- 
tigkeit und Genauigkeit zusammengetragen, mit einem Wort — wir 
haben hier das Kompendium des öffentlichen Lebens in Deutschland, 
das uns bisher so gefehlt hat und das in keiner öffentlichen Bibliothek 
fehlen darf. Das Werk ist ein Standardwerk der politischen Orientie- 
rung, das niemand entbehren kann. en 
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„Rudolf Schulze-Mölkau: Die Grundzüge des wolgadeui- 
schen Staatswesens im Rahmen der russischen Nationalitätenpolitik. 
Schriften der deutschen Akademie, herausgegeben in Gemeinschaft 
mit dem Institut für Politik, Staatslehre und Völkerrecht an der Uni- 
versität Leipzig; München 1931. Verlag Ernst Reinhardt. Preis 
brosch. 6,50 Rm. 

‚Die Publikation verdient die Beachtung aller Politiker, die sich 
mit dem Minderheitenproblem beschäftigen, da sie in sachlicher und 
auf umfassende Information gerichteter Weise in ein Gebiet der Na- 
tionalitätenpolitik führt, das allgemein auch heute noch als eine »terra 
incognita« gelten muß. Denn die bisher bekanntgewordene Literatur 
über die sov&trussische Minderheitenpolitik ist sehr spärlich und fast 
durchgängig tendenziös, ganz gleich, ob es sich um die Darstellung 
von der einen oder der anderen Seite handelt. 

Es besteht gar kein Zweifel, daß die Nationalitätenpolitik des 
Sov£tstaates nicht einheitlich und auch nicht konstant ist; es sei nur 
auf die Unterschiede in der Behandlung der Wolgadeutschen und 
z. B. der Ukrainer oder Georgier hingewiesen. Die Nationalitäten- 
frage und ihre »Lösung« im Rahmen des Staates hat für die U.S.S.R. 
ein doppeltes Gesicht, ein innen- und ein außenpolitisches, das letztere 
rein propagandistisch geschminkt und präpariert. Trotzdem wäre es 
falsch, die Nationalitätenpolitik und ihre Rechtsgrundlagen nur des- 
halb ablehnen zu wollen, denn die Motive sind von untergeordneter 
oder überhaupt ganz nebensächlicher Bedeutung, da es auf die reine 
positive Rechtsbildung und Anwendung ankommt. In dem Kapitel 
Ausblick nimmt der Verfasser kritisch zu dem Gegenstand Stellung, 
und Seine Ausführungen zeichnen sich durch das Streben nach objek- 
tiver Beurteilung aus, die natürlich ebensowenig die Schatten ver- 
schweigen kann, die das Licht ergänzen. Ich glaube, das Buch schon 
seines reinen Informationswertes und der Materialiensammlung wegen 
empfehlen zu können. " — ska. — 


Otto Chr. Fischer: Der deutsche Osten. Rettung oder Ver- 
zicht? (Wirtschaftsprobleme der Gegenwart, Bd. 13. Herausgegeben 
von Prof. Dr. Adolf Weber, München.) Berlin 1931. Verlag Juncker 
und Dünnhaupt. Preis brosch. 3,50. 

Die Arbeit Fischers ist auf die deutsche These aufgebaut, daß 
durch die Neuordnung der östlichen Raumgrenzen und die Teilung 
Oberschlesiens wirtschaftliche Notstandsgebiete entstanden sind, für 
die staatliche Fürsorgeaktionen eingesetzt werden müssen, solange es 
nicht gelingt, die Revision der Grenzen durchzuführen; ausdrücklich 
wird dabei gesagt, daß für die Wahl der Mittel nicht nur wirtschaft- 
liche, sondern auch bevölkerungspolitische und nationale Gesichts- 
punkte bestimmend sein sollen und Sein werden. 

` Auf die geschichtsphilosophischen Erwägungen des Verfassers 
kann hier nicht eingegangen werden, da sie neben teilweise Riehtigem 
sehr viel längst Widerlegtes und auch durch die Nachkriegsentwick- 
lung vollständig Ueberholtes vorbringen. Auch die Behandlung der 
wirtsehaftlichen, bevölkerungspolitischen und nationalen Tatsachen 
und Verhältnisse läßt ein unvoreingenommenes Sichten, Prüfen und 
Beurteilen vermissen und hat leider einem — vom deutschen Stand- 
punkt natürlich durchaus verständlichem — Ausdeuten und teilweise 
sogar Zurechtbiegen der Tatsachen Platz machen müssen. Die wirt- 
schaftliche Krise und ihre Folgeerscheinungen sind eben nicht nur auf 
den östlıehen Grenzenraum beschränkt, sondern sind mit derselben 
Vehemenz und unter den genau gleichen Formen auch im übrigen 
agrarischen Deutschland in Erscheinung getreten; daß sie durch die 
besonderen sozialen Verhältnisse des Ostens der Vorkriegszeit noch 
in diesem Raum gesteigert wurden, wird von niemand ernstlich be- 
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stritten. Das aber sind nicht Folgen politischer Umgestaltungen, son- 
dern Resultate eingetretener soziologischer Umschichtungen und an- 
derer sozialpolitisch und wirtschaftstechnisch bestimmter Umformun- 
gen. Was Fischer in dieser Hinsicht an Beweisstücken heranzieht, 
kann sachlicher Kritik nur in den seltensten Fällen standhalten; was 
aber an anderen Behauptungen vorgebracht wird, ist mit wirtschafts- 
politischen Begründungen und pseudowissenschaftlichen Argumenten 
durchsetzte Revisionspropaganda. So nennt Fischer z. B. das Genfer 
Abkommen, auf das die deutsche Minderheit Polnisch-Oberschlesiens 
ihre ganze politische Arbeit aufgebaut hat, einen kümmerlichen Not- 
behelf; in Wirklichkeit ist das Genfer Abkommen für die deutsche 
Außenpolitik die politisch wirksam verwendbare Möglichkeit, vor 
dem Völkerbund als Anwalt der Minderheiten im allgemeinen, der 
Deutschen in Polnisch-Oberschlesien im besonderen auftreten zu kön- 
nen. In der gleichen Weise erwähnt F. — um nur noch ein Beispiel 
anzuführen —, daß »die unglücklichen Bewohner Beuthens kaum 
2 km gehen können, ohne auf die polnische Grenze zu stoßen«, läßt 
aber unerwähnt, daß sich dieser Grenzübertritt ebenso reibungslos ab- 
spielt, als an mancher anderen, hunderte von Jahren alten Grenze, nnd 
daß z. B. beim Uebergang aus Deutschland nach Oesterreich fast 
genau dieselben Formalitäten mit Paß und Zollrevision sich abspielen 
wie an der neuen polnischen Grenze. 

Besonderes Interesse verdienen die Hilfsmaßnahmen, die der Ver- 
fasser für die Grenzgebiete des Ostens vorschlägt; sie sind im Ganzen 
von dem neuesten Osthilfegesetz des Reichs und Preußens berück- 
sichtigt worden, wobei allerdings zu beachten ist, daß für die voll- 
ständige Realisierung der Fischer’schen Vorschläge die erste Milliarde 
Reichsmark nicht genügen wird. . 

Am Schlusse des Buches fehlt auch nicht die Beteuerung, daß die 
Revision der Grenzen nur mit friedlichen Mitteln erfolgen soll. 
Leider verrät Fischer mit keinem Wort, wie er sich diese »friedliche« 
Revision vorstellt und mit welchen realen Mitteln er sie erreicht wis- 
sen will. Mit den Mitteln der Propaganda zur Beseitigung des »Un- 
rechts im Osten< — die auch Fischer als das Allheilmittel erscheint —, 
wird kaum etwas anderes erreicht werden, als die Befestigung der bis- 
'herigen Abwehr der Revisionspropaganda. Es gibt nur ein fried- 
liches Mittel: die Anpassung der Wirtschaftan die wirt 
schaftlichen Möglichkeiten zwischen den beiden 
Staaten Deutschland und Polen, Abbau der ressen- 
timentalen Grundsteine hypernationaler Herkunft 
und ernsthaftes Wollen einer völkerverständigen- 
denZusammenarbeit mit Polen. Aber da das Buch Fischers 
sich gegen solche Möglichkeiten, die zugleich Notwendigkeiten sind, 
richtet, ist es nur eine von jenen vielen, allzuvielen deutschen Publi- 
kationen, die zwar von einer friedlichen Lösung reden, die friedlichen 


Mittel aber ablehnen und so schließlich — gewollt oder ungewolit, 
sicher aber erfolgreich — eine gewaltsame Lösung vorbereiten. 
| — ska. — 
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der »Vereinigung der Litauer, E. V.« in Tilsit 
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In der Sitzung des Verbandes der nationalen 
Minderheiten in Deutschland vom 15. April 1931 in 
Berlin erstattete der Vorsitzende und Delegierte der 
litauischen Minderheitsorganisation W. Matschu- 
laitis im Auftrage der »Vereinigung der 


Litauer Deutschlands E. V.« (Tilsit) Be- 
richt über die Aktionen, die seit einem Jahre seitens 


des genfer Nationalitätenkongresses gegen die er- 
wähnte Minderheitenorganisation der Litauer 
Deutschlands unternommen wurden. 

Diese Aktionen richteten sich gegen die organi- 
satorische Einheit der litauischen Volkstumsarbeit 
und waren von der Tendenz geleitet, ditse Organi- 
sation zu zerschlagen. 

Auf Grund dieses Berichtes der »Vereinigung 
der Litauer« erheben die im Verband der nationalen 
Minderheiten in Deutschland organisierten Minori- 
täten gegen ein derartiges Vorgehen der Kongreß- 
leitung der europäischen Nationalitätenkongresse 
in Genf den schärfsten Protest. 


Berlin, am 15. April 1931. 


Verband der nationalen Minderheiten 
in Deutschland. 
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Preußische Siedlungspraxis 
gegenüber den nationalen Minderheiten 
Von Dr. B. von Openkowski, 


I. 


Eines der wichtigsten Gebiete, auf denen die nationalen 
Minderheiten in Preußen benachteiligt werden, ist der Grund- 
stücksverkehr. Ich habe schon wiederholt in der Kulturwehr 
ausgeführt‘), daß die nationalen Minderheiten in Preußen in 
dieser Beziehung systematisch ausgeschaltet werden. Wenn 
demgegenüber deutscherseits behauptet wird, daß es insbe- 
sondere nach dem Kriege keine gegen die Minderheiten gerich- 
teten Ausnahmegesetze im Grundstückwesen in Deutschland 
gebe, und daß auf diesem Gebiete auch in der Praxis die natio- 
nalen Minderheiten vollsständig gleichwertig mit dem Mehr-‘ 
heitsvolke behandelt würden, so stimmt dies mit den Tat- 
sachen nicht überein. Dr. Fritz Karl nimmt z. B. in seiner 
Schrift: »Die rechtliche Lage der nationalen 
Minderheiten in Reich und Preußen«) Stellung 
zu meinem Artikel: »Agrar- und Siedlungspolitik, Ausnahme- 
gesetzgebung« in der »Kulturwehr« 1928, Heft 7/8, S. 269 ff. Er 
sagt Seite 32 unter Bezugnahme auf meinen Artikel: »Es kann 
keine Rede davon sein, daß die Agrar- und Siedlungspolitik 
des neuen Deutschland — wie.es in den ost- und südosteuro- 
päischen Staaten zum Teil der Fall ist, eine Ausnahmegesetz- 
gebung gegen die nationalen Minderheiten darstellt. 

Nun, daß die deutschen Minderheiten in ihren Aufenthalts- 
staaten die größte Bewegungsfreiheit auch auf dem Gebiete 
des Grundstücksverkehrs haben, ist schon wiederholt in der 
»Kulturwehr« nachgewiesen worden. Aus letzter Zeit mag 
nur auf die Tatsache hingewiesen werden, daß der Freistaat 
Polen im deutsch-polnischen Liquidationsabkommen vom 31. 
Oktober 1929, das durch den am 21. April 1931 in Warszawa 
erfolgten Austausch der Ratifikationsurkunden Rechtskraft 
erlangt hat, auf das ihm von Rechts wegen zustehende Liqui- 
dations- und Wiederkaufsrecht an Grundstücken aus eige- 
nem freien Willen verzichtet hat und daß auf Grund dieses 
Verzichts es mehr als 70 000 Deutschen (Landwirten mit ihren 
Familien, Arbeitern und Angestellten) vergönnt ist, auf nicht 
liquidierten Gütern in Westpolen ihre Existenz zu haben und 


1) Vergl. u. a. meine Aufsätze: »Siedlungspolitik« im Jahrg. 1927 Heft 10 
S. 479 ff. — »Agrar- und Siedlungspolitik« im Jahrgang 1928 Heft 7/8 S. 269 ff. 
— »Agrarpolitische Ausnahmegesetzgebung gegen die "nationalen Minderheiten 
in Deutschland« im Jahrg. 1930 Heft 4/5 S. 121 ff. 


2) Buchdruckerei H. Büttner, Berlin SO. 16 (Dissertation der Universität 
Köln) 1930. 
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über die Güter uneingeschränkt zu verfügen, sie insbesondere 
auch an Deutsche weiter zu veräußern oder zu verpachten. 
Im Gegensatz zu dieser für das Deutschtum bedeutungsvollen 
Tat Polens wird in Preußen weiter im Sinne der polnisch- 
feindlichen Rentengutsgesetzgebung der bismackschen Epoche 
praktiziert’). Noch unlängst hat das Landgericht in Schneide- 
mühl in einem Urteil vom 13. März 1931 — Akt. Zeichen: 
2. O. 787/30 — erklärt, daß die Bestimmung des Art. 109 der 
Reichsverfassung, wonach alle deutschen Staatsbürger vor 
dem Gesetze gleich sind, die Gültigkeit bestehender Aus- 
nahmegesetze und damit auch der vorkriegslichen Renten- 
gutsgesetzgebung und des darauf fußenden Wiederkaufs- 
rechts nicht berührt. Die schon im Wortlaut als Ausnahme- 
gesetzgebung gegen die Minderheiten sich dokumentierende. 
"Rentengutsgesetzgebung ist von Dr. Fritz Karl mit keiner 
Silbe erwähnt. | 


Wenn Dr. Fritz Karl weiter bezüglich der von mir aufge- 
führten Agrarbestimmungen erklärt: »Die Bestimmungen der 
Bekanntmachung des Reichskanzlers über den Verkehr mit 
landwirschaftlichen Grundstücken vom 15. März 1918 (R.G. 
Bl. S.123 ff.) sowie des Reichssiedlungsgesetzes vom 11. August 
1919 (R. G. Bl. S. 1429 ff.) enthalten nichts, das diesen Vorwurf 
(d. h. die von mir behauptete minderheitenfeindliche Tendenz) 
rechtfertigen könnte«, so muß ich entgegenhalten: Ich habe 
in meinem Artikel (vgl. a.a. O. S. 269, 270) unzweideutig be- 
tont, daß die Bestimmungen vom 15. März 1918 und vom 11. 
August 1919 zwar dem Wortlaut nach keinen Unterschied 
machen zwischen nationalen Minderheiten und Deutschstäm- 
migen, daß aber die Bestimmungen auf Grund ihrer prak- 
tischen Handhabung durch die Behörden und sonst 
beteiligten Organisationen, nämlich wegen ihrer einseiti- 
genAnwendunggegendienationalenMinder- 
heiten letztenendes als Ausnahmebestimmungen sich quali- 
fizieren. Ich habe im übrigen auch diese zwei Bestimmungen 
zusammen in einem besonderen Artikel für sich (a. a. O. 
S. 273/79) behandelt, während ich — eben um den äußeren 
Gegensatz hervorzuheben — in einem weiteren besonderen 
Abschnitt für sich (a. a. O. S. 279/90) die Bestimmungen behan- 
delt habe, die sich schon im Wortlaut als Ausnahmebestim- 
mungen gegen die nationalen Minderheiten kennzeichnen. Die 
von mir dort gerügten Geheimerlasse gegen die nationalen 
Minderheiten auf dem Gebiete der Agrarpolitik, speziell den 
Erlaß des Oberpräsidenten der Provinz Oberschlesien vom 
9. 4.1925 — O. P. III. 3/Nr. 779 — hat Dr. Fritz Karl überhaupt 


°’) Vgl. meinen Aufsatz: »Agrarpolitische Ausnahmegesetze gegen die na- 
tionalen Minderheiten in Deutschland. Ein Gegenstück zum deutsch-polnischen 
Liquidationsabkommen«, in der Kulturwehr 1930 Heft 4/5 S. 121 ff. 
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nicht in den Kreis seiner Erörterungen gezogen, und die 
gleichfalls zitierten »—Bestimmungen des preußi- 
schen Ministers für Volkswohlfahrt vom 6.3. 
1927 über die Förderung des Baues von Land- 
arbeiter-Wohnungen aus Mitteln der pro- 
duktiven Erwerbslosenfürsorge« bagatellisiert 
er als »Notmaßnahmen, die aus der Notwendigkeit eigen- 
nationaler Erhaltung geboren wurden«. Versuche, die min- 
derheitsfeindliche Agrarpolitik Preußen-Deutschlands als 
nicht vorhanden hinzustellen, werden indes an der Tatsache 
nichts ändern, daß tatsächlich Ausnahmebestimmungen auf 
dem Gebiete der Agrarpolitik gegen die nationalen Minder- 
heiten in Preußen-Deutschland bestehen, daß auch die Be- 
.stimmungen vom 15. 3. 1918 und vom 11. 8. 1919 dazu dienen, 
um die nationalen Minderheiten vom Grundstückerwerb aus- 
zuschließen. Die vielen Klagen aus den Reihen der nationalen 
Minderheiten, das reiche Material insbesondere auch aus den 
zahlreichen Beschwerden und Interpellationen der früheren 
polnischen Landtagsabgeordneten im preußischen Landtag 
und an die Regierung liefern den Beweis, daß die Nachkriegs- 
politik in Preußen gegen die nationalen Minderheiten auf dem 
Agrargebiet der vorkriegslichen an Schärfe und Intensivität 
keineswegs nachsteht, wenn auch die Formen sich zum 
Teil geändert haben. Mit Recht führte der frühere Landtags- 
abgeordnete Jan Baczewski im preußischen Landtag am 
1. Juli 1925*) aus: 

»... kann ich in Bezug auf die jetzige Polenpolitik nur feststellen, 
daß das alte System der Kaiserzeit auch heute noch geblieben ist. Nur 
die Taktik hat sich geändert. Seinerzeit führte man das Enteignungs- 
gesetz durch. Enteignungspolitik wurde betrieben. Heute soll eine 
Siedlungspolitik betrieben werden, dasselbe mit anderen Worten aus- 
gedrückt. Da hat zum Beispiel der Vertreter des Oberpräsidenten 
Proske, Berger aus Oppeln, einen Geheimerlaß an die Landräte ge- 
richtet: Der Oberpräsident der Provinz Oberschlesien unter streng 
geheim O. P. III 3 Nr. 779 vom 9. April 1925. In diesem »streng ge- 
heimen« Erlaß macht er die Landräte persönlich dafür verantwort- 
lich, daß kein Grundstück in polnische Hände kommt. »Unter dem 
Begriff »Polen« sagt er ausdrücklich, um Mißverständnissen vorzu- 
beugen, »sind nicht nur polnische Staatsbürger zu verstehen«, also 
auch Angehörige der polnischen Minderheit, auch wir, die wir die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen. »Geheim« zeichnet schon an 
sich das Wesen des Unerlaubten, weil es das Licht der Welt scheut. 
Der Geheimerlaß ist eine Charakteristik der Siedlungspolitik, Ent- 
eignungspolitik. Wir, die Bodenständigen, sei es in Oberschlesien. 
Ostpreußen, Ermland, Mazuren, sollen von unserem Grund und Boden 
verdrängt werden, ohne Rücksicht auf die Gesinnung. Fremde Ein- 
dringlinge sollen dort angesiedelt werden ... Wenn gesiedelt werden 
soll, hat die einheimische Bevölkerung vor allen Dingen das Recht 
angesiedelt zu werden und Land zu bekommen. Während man nach 
außen den Schein der Gerechtigkeit zu wahren sucht, will man im 


*) Vgl. Stenographischer Landtagsbericht 1925 S. 2973 f. 
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geheimen, wie dieser Geheimerlaß zeigt, eine Enteigung betreiben, die 
man nach außen hin Siedlungspolitik genannt hat. 


II. 


Wohlweislich wird möglichst vermieden, den wahren 
Grund der Absage, die Zugehörigkeit zur nationalen Minder- 
- heit, zu benennen, wenn Minderheitsangehörigen die behörd- 
liche Genehmigung zu Kauf- oder Pachtverträgen versagt 
wird oder sonst Bewerbungsgesuche von Minderheitsangehö- 
rigen um Baukredit, Siedlungsstellen, Ackerland zu Kauf 
oder Pacht usw. abgewiesen werden. Die Gründe, die genannt 
werden, um die Ablehnung mit einem Paragraphen in Ein- 
klang zu bringen, sind bisweilen so gesucht und gekünstelt, 
daß sie unschwer als bloße Scheingründe erkennbar sind. Viel- 
fach stimmen sie mit den Tatsachen nicht überein. Um ein 
paar Beispiele zu nennen: 

Nach § 1 in Verbindung mit § 3 Ziffer 1—4 der Bekannt- 
machung vom 15. 3. 1918 darf bei land- oder forstwirtschaft- 
lichen Grundstücken von größer als 5 ha die Genehmigung 
zur Auflassung eines Grundstücks, zur Bestellung eines ding- 
lichen Rechts, zum Genusse der Grundstückserzeugnisse und 
. zu jeder Vereinbarung, welche den Genuß der Erzeugnisse 
oder die Verpflichtung zur Grundstücksübereignung zum 
Gegenstand hat, die behördliche Genehmigung versagt wer- 
den, wenn 

'1) durch die Ausführung des Rechtsgeschäfts die ordnungs- 
mäßige Bewirtschaftung des Grundstückes zum Scha- 
den der Volksernährung gefährdet erscheint, oder 

2) das zum Betriebe der Landwirtschaft bestimmte Grund- 

stück an jemanden überlassen wird, der die Landwirt- 
schaft nicht im Hauptberuf ausübt oder früher ausge- 
übt hat, oder 

3) das Rechtsgeschäft zum Zwecke oder in Ausführung 

einer unwirtschaftlichen Zerschlagung des Grundstücks 
erfolgt, oder | 

4) durch die Ausführung des Rechtsgeschäfts die Auf- 

hebung der wirtschaftlichen Selbständigkeit eines land- 
wirtschaftlichen Betriebes durch Vereinigung mit einem 
anderen zu besorgen ist. 

In Groß-Dammer (Grenzmark Posen-Westpreußen) kaufte 
nun der polnische Minderheitsangehörige Jan Bloch ein 
Grundstück, um es später seinem Sohne Thomas zwecks 
Selbständigmachung zu geben. Der Landrat in Meseritz ver- 
sagte die Genehmigung mit Berufung auf § 3 Ziff. 4 der obigen 
Bestimmung, weil Jan Bloch ein eigenes Grundstück am 
Orte besitze und die Vereinigung der beiden Grundstücke zu 
fürchten wäre. Der Sohn Thomas Bloch trat nun formell als 
Käufer auf. Jetzt wurde die Genehmigung auch mit Berufung 
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auf Ziffer 1 des obigen § 3 versagt; weil der Sohn ohne Ver- 
mögen sei, liege ein Scheingeschäft vor, um das Grundstück 
über den Sohn dem Vater in die Hände zu spielen; außerdem 
erscheine die Bewirtschaftung des Grundstücks wegen der 
Vermögenslosigkeit des Sohnes zum Schaden der Volksernäh- 
rung gefährdet, zumal das Grundstück auch ohne Inventar 
sei. Die Tatsache der Finanzierung von dritter Seite, zumal 
wie hier durch den Vater aus dem Vermögen des Sohnes, 
macht aber regelmäßig ein Rechtsgeschäft nicht zum Schein- 
geschäft. Außerdem soll auch: entsprechendes Inventar auf 
dem gekauften Grundstück vorhanden gewesen sein. Da der. 
preußische Landwirtschafstminister auf eingelegte Be- 
schwerde erklärt hat, in erster Linie müßten die aus Polen 
heimkehrenden Optanten mit Land versorgt werden, so kann 
man wohl als den eigentlichen Grund der Versagung der Ge- 
nehmigung die Zugehörigkeit der Familie Bloch zur polni- 
schen Minderheit ansehen. 


Der Landrat in Flatow (Grenzmark Posen-Westpreußen) 
hat die Genehmigung zu dem Kaufvertrag zwischen dem 
Landwirt Budnik in Königsdorf und den Käufern Andreas 
Budzinski, Franz Brostowicz u. a. mit Bezugnahme auf Zif- 
fer 3 des obigen § 3 versagt, weil durch die Parzellierung eine 
unwirtschaftliche Zerschlagung des Grundstücks stattfinde. 
Weiter heißt es dann in der Begründung: »Die amtlichen Er- 
mittlungen haben ergeben, daß die Grundstücke des Verkäu- 
fers aus zwei selbständigen Wirtschaften bestehen, die durch 
Kauf vor etwa 20 Jahren in eine Hand vereinigt worden sind. 
Im Interesse der Volksernährung und einer ordnungsmäßigen 
rationellen Bewirtschaftung des Grundstücks ist es notwen- 
dig, wenn die Grundstücke wieder in zwei selbständige Wirt- 
-schaften aufgeteilt werden, insbesondere, da die erforder- 
lichen Gebäude für beide Wirtschaften vorhanden sind.« Dem- 
gegenüber ist zu bemerken: nicht vor 20 Jahren, sondern vor 
35 Jahren sind angeblich die zwei Grundstücke in ein Grund- 
stück vereinigt worden, die sich damals in den Händen von 
zwei Brüdern befanden. Die Baulichkeiten sollen im übrigen 
gänzlich unzureichend und baufällig sein, soweit sie für jene 
beiden Grundstücke für sich in Frage kommen. Viel zweck- 
mäßiger soll dagegen die vorgehabte Parzellierung sein. 

Der Landrat in Flatow hat den Kaufvertrag zwischen dem 
Landwirt Habura in Seedorf und den Käufern Botanski, 
Szalski, Plewa, Pyszczek u. a. Käufern mit Berufung auf § 3 
Ziffer 3 und 4 der obigen Bestimmungen nicht genehmigt. Die 
Parzellen, die verkauft werden sollten, seien so klein, daß sie 
selbständige, existenzfähige Betriebe nicht bilden könnten. 
Das Restgrundstück von 25 Morgen (das ganze Grundstück 
betrug 60 Morgen) biete ebenfalls keinen selbständigen Wirt- 
schaftsbetrieb. — Die Käufer wollten aber lediglich ihren bis- 
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herigen Besitz durch Zukauf der Parzellen vergrößern. Bo- 
tanski besitzt bereits eine eigne Wirtschaft von 4 Morgen 
Land, zu denen er 1212 Morgen hinzuerwerben wollte; Szalski 
besitzt 1 Morgen eigenes Land und wollte 7 Morgen dazu- 
haben; Plewa besitzt 14 Morgen eigenes Land und wollte bei 
der Parzellierung 6 Morgen dazuerwerben. Pyszczek besitzt 
bereits 5 Morgen Land und gedachte 5 Morgen zuzukaufen. 
Ebenso wollten auch die anderen Käufer lediglich ihren Be- 
sitz vergrößern. Unersichtlich ist auch, weshalb ein Rest- 
grundstück von 25 Morgen nicht existenzfähig sei. 

Der Landrat in Flatow hat die Genehmigung zum Kauf- 
vertrag des Landwirts Schwanke aus Lugetal und des Land- 
wirts Kulpa aus Dobrin unter Berufung auf Ziffer 1 des obi- 
gen § 3 versagt mit der Begründung, der Kaufpreis von 50,000 
Reichsmark sei außerordentlich hoch und der Käufer mit sei- 
nem ihm zur Verfügung stehenden Kapital nicht in der Lage, 
das Grundstück ordnungsmäßig zu bewirtschaften, umso- 
weniger, als ein großer Teil des Inventars vom Verkäufer 
vom Grundstück entfernt sei. Demgegenüber soll das Kauf- 
grundstück 125 Morgen groß und in allerbester Kultur und 
mit fast neuen massiven Gebäuden bebaut sein, deren Wert 
allein auf mindestens 20,000 Reichsmark geschätzt wird. Mit- 
verkauft worden ist außerdem die ganze Ernte. Der Preis 
von 50,000 Reichsmark soll durchaus angemessen sein. Der 
Käufer besitzt angeblich ein Vermögen von 35,000 Reichsmark, 
wovon 30,000 Reichsmark angezahlt sind. Er selbst ist ein 
alter erfahrener Landwirt, und zwar im Hauptberuf, der zu 
disponieren versteht. Wegen Herrschens der Maul- und 
Klauenseuche war ihm die Beschaffung von größerem Vieh- 
bestand zur Zeit des Kaufabschlusses nicht möglich. | 


IHI. 


Im Reichssiedlungsgesetz vom 11. 8. 19, das die Schaf- 
fung von Neusiedlungen sowie die Förderung der soge- 
nannten Anliegersiedelung, d. h. Hebung bestehender kleiner 
Ackerwirtschaften zu selbständiger Ackernahrung vorsieht, 
ist im § 4 den mit Ausführung dieser Siedlungsarten betrau- 
ten Siedlungsunternehmungen ein Vorkaufsrecht zur 
Erfassung von Siedlungsland eingeräumt. Dieses Vorkaufs- 
recht bietet natürlich eine Handhabe, um 'Minderheitsange- 
hörige vom Grundstückserwerb fernzuhalten. Als z. B. in 
Tiefenau, Kreis Marienwerder, die Eigentümer Geschwi- 
ster Gluzewskiihr Grundstück in Parzellen an polnische 
ortsansäßige kleinere Bauern verkauften, wurden die Kauf- 
verträge vom zuständigen Landrat zwar genehmigt, da offen- 
bar keine Möglichkeit bestand, daß Versagungsgründe auf 
Grund des § 3 der Bekanntmachung vom 15. März 1918 vorge- 
bracht werden konnten. Da aber übte die Ostpreußische Land- 
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gesellschaft in Königsberg auf Grund des $ 4 des Reichssied- 
lungsgesetzes das Vorkaufsrecht aus und verkaufte die Par- 
zellen weiter an Deutschstämmige. Das Grundstück war. seit 
undenklichen Zeiten in polnischem Besitz. Die ursprüng- 
lichen Käufer gehörten sämtlich zur polnischen Minderheit. 
Aus einer Stellungnahme der Ostpreußischen Landgesell- 
schaft vom 14. November 1928 — E 17 697 — kommt deutlich 
zum Ausdruck, daß im Siedlungsverfahren nur DENEEINEN 
mige in Frage "kommen. 


Die sogenannte Anliegersiedlung, für die außer dem 
Reichssiedlungsgesetz vom 11. August 1919 noch einige Aus- 
führungsbestimmungen in Betracht kommen, hat zur Vor- 
aussetzung neben der Tatsache des wirtschaftlichen Nutzens 
der Landfläche, dié der Landbewerber bereits besitzen muß, 
den Besitz einer Wohnung, landwirtschaflicher Gebäude und 
landwirtschaftlichen Inventars, Beruf als Landwirt im Haupt- 
beruf oder auch im Nebenberuf dann, wenn die Tätigkeit aus 
dem Hauptberuf z. B. als Handwerker, Industriearbeiter usw. 
keinen ausreichenden Lebensunterhalt abwirft. Die Praxis 
zeigt, daß Minderheitsangehörige auch auf diesem Siedlungs- 
gebiet übergangen werden. Bei der Aufteilung der staatlichen 
Domäne in Skietz (Grenzmark Posen-Westpreußen) wurden 
etwa 25 Bewerber polnischer Nationalität vom Kulturamt in 
Schneidemühl nicht berücksichtigt. Als Grund wurde ange-: 
geben, Arbeiter oder Handwerker hätten keinen Anspruch 
auf Land — deutschgesinnte Arbeiter oder Handwerker er- 
hielten aber Land bis zu 20 Morgen und noch mehr. Andere 
wies man mit der Begründung ab, sie hätten für Polen op- 
tiert, obwohl dies nicht der Fall war. In Bresnitz, Kreis 
Ratibor (Oberschlesien) hatten die Auszügler Bozek, Hala- 
moda, Olbryst, Frau Murawiec, Grzesik, Kriegerwitwe An- 
derska u.a. polnische Minderheitsangehörige vom Herzog von 
'Ratibor lange Jahre Pachtland gehabt, um sich wirtschaftlich 
zu verbessern. Eigenes Land besitzen sie 1—6 Morgen. Das 
Pachtland wurde ihnen abgenommen und an Deutschgesinnte 
weiter verpachtet. Auf Befragen wurde ihnen mit Achsel- 
zucken und mit Worten geantwortet wie: »Sie bekommen wo 
anders Acker, stören Sie uns nicht.« »Wo anders« sollte offen- 
bar bedeuten: »in Polen«. — In Schonowitz, Kreis Ratibor, 
-wurde den polnischen Minderheitsangehörigen Radek, Wycisk 

und Wylezich, ferner der Minderheitsangehörigen Frau Gor- 
nik aus Makau, Kreis Ratibor, Siedlungsacker vom Kultur- 
amt in Ratibor im Anliegersiedlungsverfahren verweigert. 
Regierungs- und Kulturrat Nowak von Ratibor hat aus- 
drücklich erklärt, daß Polnischgesinnte Sied- 
lungsland nicht erhalten. Die polnischen Minder- 
heitsangehörigen Halamoda, Lepiorz und Zebraka aus Lubo- 
witz, Kreis Ratibor, hatten seit 16 Jahren von der Herzog- 
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lichen Kammer in Lubowitz Acker zu Pacht. Das Land wurde 
ihnen nunmehr unter Zutun des Kulturamts in Ratibor ge- 
nommen und an Deutschgesinnte gegeben, die weniger be- 
dürftig waren und genug Land hatten. Regierungs- und Kul- 
turrat Nowak hatte u. a. erklärt: »Halamoda, Sie bekommen 
überhaupt keinen Acker. Sie sind Großpole.« — »Lepiorz ist 
Insurgent. Er bekommt auch keinen Acker.« — Der Minder- 
heitsangehörige Josef Stolot in Schierot, Kreis Gleiwitz, 
kaufte sich Land. Vor der Auflassung wurde er zum Amts- 
vorsteher in Pinow vorgeladen. Dieser erklärte ihm mit einem 
Male, daß bezüglich seiner Staatsangehörigkeit Zweifel ent- 
standen wären, daß er als Kommandant der Ortswache sich 
betätigt hätte, seine Tochter in der paritätischen Kommission 
einen Posten bekleidete, und er dafür jetzt noch Ackerland 
kaufen wolle. Es mußte sich die Schlichtungsstelle für Ober- 
schlesische Staatsangehörigkeitsfragen mit der Frage seiner 
Staatsangehörigkeit befassen. Der Regierungspräsident in 
Oppeln mußte indes seine deutsche Staatsangehörigkeit an- 
erkennen. — Beim Verkauf des Grundstücks Madelungin 
Sakrau, Kreis Gleiwitz, durch das Kulturamt in Oppeln 
“ wurde den Käufern erklärt: »Man kann die ganze Wirtschaft 
verkaufen, aber nur an einen Deutschen drüben aus Polen. 
Nie darf sie an einen hiesigen (d. h. polnischen Minderheits- 
angehörigen) verkauft werden. Hier behält sich das Kultur- 
amt das Vorkaufsrecht vor.« Die Eintragung des Vorkaufs- 
rechts zugunsten des Kulturamts in Oppeln ist offenbar er- 
folgt, um den Grundstückserwerb durch polnische Käufer zu 
verhindern. Die Landwirte Gralla aus Sakrau und 
Ochmann aus Oleszek, die zur polnischen Minderheit 
gehören, wurden als Käufer zurückgewiesen. Zu dem Beam- 
ten des Kulturamts sagte der Gutsinspektor bezüglich des 
Ochmann: »Er ist weiß-rot« (d. h. ein Pole). Wiederholt sind 
besonders auch in Oberschlesien, im Geltungsbereich der 
Genfer Konvention, Fälle vorgekommen, daß polnische Min- 
derheitsangehörige trotz Vorhandenseins der gesetzlichen 
' Voraussetzungen Land nicht zugeteilt erhielten, Deutsche da- 
gegen zu gleicher Zeit weit mehr als eine Ackernahrung. Es 
wurden polnische Minderheitsangehörige einer Ortschaft 
nicht berücksichtigt, in der ein Anliegersiedlungsverfahren 
stattfand, dagegen Deutschstämmige aus anderen Orten her- 
angezogen, obwohl diese auch sonst nicht den gesetzlichen 
Voraussetzungen (eigene Wohnung usw.) entsprachen. Es ist 
auf diese Weise im Wege des Anliegersiedlungsverfahrens wie 
auch sonst allgemein durch Schaffung von Siedlungen in 
rein polnischen Gegenden ein Keil von Deutschstämmigen 
derart gelegt worden, daß in der Gemeindevertretung nun- 
mehr die deutschen Stimmen das Uebergewicht erlangten; 
nachher hieß es, die betreffende Gemeinde sei eine deutsche. 
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In manchen Fällen haben zwar auch bei den polnischen Be- 


werbern die Voraussetzungen für die Berücksichtigung im 
Anliegersiedlungsverfahren nicht vorgelegen. Sie wurden 
abgewiesen, während Deutschstämmige bei der Landzutei- 
lung berücksichtigt wurden, obwohl auch bei ihnen die ge- 
‚setzliichen Voraussetzungen nicht erfüllt waren. Die nicht- 
berücksichtigten polnischen Landbewerber wurden vielfach 
damit vertröstet, daß sie sich bei der nächsten Vornahme einer 
Anliegersiedlung — die nach 5—6 Jahren zu erwarten wäre 


—, von neuem um Land bewerben möchten. — Die gleiche 


Zurücksetzung von Minderheitsangehörigen erfolgt im Bau- 
kreditwesen. Der Landwirt Slawinskiin Gillau O.Pr. 
erhielt vom Landrat in Allenstein keinen Baukonsens. Die 
vorgegebenen Gründe mußten im Verwaltungsstreitverfahren 
aufgegeben werden. Als Slawinski sich dann um Baukredit 
bewarb, wurde ihm im Landratsamt ausdrücklich erklärt, 
daß Geldmittel zu Siedlungszwecken nur an Deutsch- 
stämmige gegeben werden dürften. In der aus Öffentlichen 
Mitteln finanzierten Heimstätte wurde ihm erklärt, daß 


Polnischgesinnteim Heimstätten- und Sied- 


lungswesen nicht berücksichtigt werden 
dürfen. | 
IV. 


»Bei den Bestimmungen des preußischen Ministers für 
Volkswohlfahrt vom 6. März 1927 über die Förderung des 
Baues von Landarbeiterwohnungen aus Mitteln der produk- 
tiven Erwerbslosenfürsorge — IIIR5 c gen. 6/27 —« sagt wei- 
ter Dr. Fritz Karl, »handelt es sich um Notmaßnahmen, die 

aus der Notwendigkeit eigennationaler Erhaltung geboren 
= wurden, abgesehen davon, daß sie vollkommen unzulänglich 
sind. Mit Recht weisen die Zweckbestimmungen darauf hin, 
daß das unerträgliche Mißverhältnis, daß Hunderttausende 
Deutscher in ihrem Vaterlande erwerbslos sind, während Aus- 
länder in großer Zahl als ländliche Saisonarbeiter in unserem 
Lande Arbeit und Verdienst finden, in der Hauptsache nur da- 
durch beseitigt werden könne, daß geeignete Wohnungen für 
deutsche Landarbeiter auf dem Lande geschaffen werden. Sie 
sind aber nicht zum Zwecke der Bekämpfung der nationalen 
Minderheiten in Preußen erlassen. Die aus der Vorkriegszeit 
her bekannte preußische Ansiedlungskommission ist durch 
Gesetz vom 10. März 1924 (G. S. 126) liquidiert.« 

Was zunächst die frühere Ansiedlungskommission für 
Westpreußen und Posen, früherer Sitz in Poznan, betrifft, so 
ist sie formell zwar durch das preußische Gesetz vom 10. 
März 1924 (Preußische Gesetzsammlung Seite 126) aufgehoben. 
In ihrem Geiste wird aber weiter in den Grenzgebieten gear- 
beitet. Ihre Funktionen sind durch die preußische Ausfüh- 
rungsverordnung vom 24. 4. 1924 (Preußische Gesetzsamm- 
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lung Seite 479) auf andere Behörden übergegangen. Der Prä- 
sident der preußischen Bau- und Finanzdirektion in Berlin 
bezeichnet sich (vgl. Schreiben vom 2. 11. 1929 — zu Nr. 3531/ 
1929 —) als RechtsnachfolgerderAnsiedlungs- 
kommission, und das Landgericht in Schneidemühl hat 
in dem bereits erwähnten Urteil vom 13. März 1931 dies aner- 
kannt und die Wirksamkeit der Zession des Wiederkaufs- 
rechts seitens des Präsidenten der preußischen Bau- und Fi- 
nanzdirektion auf die Grenzmarksiedlung in Schneidemühl 
sowie der Ausübung des Wiederkaufsrechts bestätigt. Einer 
ehrlichen Politik schlägt es geradezu ins Gesicht, wenn man 
feststellen muß, daß laut Schreiben des Landrats in Flatow 
vom 30. 12. 1929 — Tgb. Nr. 151 Geh. — die Ausübung des 
Wiederkaufsrechts vom preußischen Landwirtschaftsminister 
in dem dem Prozeß zugrunde liegenden Falle ausdrücklich 
angeordnet worden ist, in einem Zeitpunkte, in dem die Ver- 
handlungen zwischen Polen und Deutschland über den 
deutsch-polnischen Liquidationsvertrag, in welchem Polen 
bekanntlich auf das Liquidations- und Wiederkaufsrecht zu- 
gunsten der deutschen Bevölkerung verzichtet, noch nicht 
rechtswirksam abgeschlossen waren. Auf Grund des Obigen 
ergibt sich das praktische Resultat, daß die Ansiedlungs- 
kommission offenbar faktisch in anderer. Form fortbesteht. 
Licht in das Dunkel wird der vom früheren Landtagsabgeord- 
neten und Vorsitzenden des Verbandes polnischer Schulver- 
eine Deutschlands, Jan Baczewski in Berlin, geführte Prozeß 
bringen, mit dem sich nunmehr, nachdem auch das Oberlan- 
desgericht in Marienwerder durch Urteil vom 30. Juni 1931 
in zweiter Instanz im Sinne des Landgerichts in Schneide- 
mühl entschieden hat, das Reichsgericht in Leipzig als Re- 
visionsinstanz befassen wird. 


Und was nun den Erlaß des preußischen Volkswohlfahrts- 
ministers vom 6. 3. 1927 betrifft, so ist über den Zweck der 
Maßnahmen eingangs des Erlasses gesagt: »Das unerträgliche 
Mißverhältnis, daß Hunderttausende Deutscher in ihrem Va- 
terlande erwerbslos sind, während Ausländer in großer Zahl 
als ländliche Saisonabeiter in unserem Lande Arbeit und Ver- 
dienst finden, wird in der Hauptsache nur dadurch beseitigt 
werden können, daß gesundheitlich und kulturell für deut- 
sche Landarbeiter geeignete Wohnungen auf dem Lande ge- 
schaffen werden. Zur Förderung des Landarbeiterwohnungs- 
baues haben Reich und Staat Mittel der produktiven Erwerbs- 
losenfürsorge zur Verfügung gestellt. Mit dieser Maßnahme 
soll neben der Verdrängung der Ausländer eine vorteilhaftere 
Verteilung der Arbeitskräfte herbeigeführt oder neue Arbeits- 
gelegenheit geschaffen, insbesondere auch dem Uebergang 
von Arbeitskräften aus der Stadt auf das Land und der Stei- 
gerung der landwirtschaftlichen Erzeugung gedient werden.« 
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Wenn freilich lediglich dieser Zweck mit der Verwendung 
der Reichs- und Staatsmittel auf Grund der Bestimmungen 
des Wohlfahrtsministers vom 6. 3. 1927 verfolgt werden 
würde, dann würde eine Berechtigung der preußischen Staats- 
regierung zu den Maßnahmen im Interesse der eigenstaat- 
lichen Wirtschaft anzuerkennen sein; wenn tatsächlich ledig- 
lich eine bessere Arbeitsverteilung und Arbeitsbeschaffung 
für Inländer durch Ausschaltung von Ausländern mit den 
Maßnahmen beabsichtigt sein würden, wenn sämtliche preus- 
sische und deutsche Staatsbürger ohne Rücksicht auf ihre 
volkliche Zugehörigkeit in gleicher Weise an den Maßnahmen 
auf Grund der Bestimmungen des Wohlfahrtsministers teil- 
nähmen, dann würden Einwendungen nicht zu erheben sein. 
Und aus den oben zitierten Eingangsworten der Bestimmun- 
gen des Wohlfahrtsministers, insbesondere auch aus der Ge- 
genüberstellung von »Deutschen« zu »Ausländern« (»das 
unerträgliche Mißverhältnis, daß Hunderttausende Deut- 
scher in ihrem Vaterlande erwerbslos sind, während A u s- 
länderin großer Zahl als ländliche Saisonarbeiter ih unse- 
rem Lande Arbeit und Verdienst finden .. .«), scheint tatsäch- 
lich auf den ersten Blick zu folgen, daß sämtliche deutsche 
und preußische Staatsbürger ohne Rücksicht auf ihre natio- 
nale Herkunft auf Grund der Maßnahmen Berücksichtigung 
finden. | 

Hält man sich indes die weiteren Abschnitte jener Bestim- 
mungen vor Augen, so ergibt sich die Tatsache, daß es sich 
bei den Bestimmungen um direkte Ausnahmebestimmungen 
gegen die Fremdnationalitäten in Preußen handelt. Ausdrück- 
lich ist in den weiteren Abschnitten vorgeschrieben, daß nur 
Deutschstämmige Berücksichtigung bei der Vergebung 
der Landarbeiterwohnungen, deren Bau aus Mitteln der pro- 
duktiven Erwerbslosenfürsorge gefördert werden, finden, daß 
also mit anderen Worten Fremdstämmige, die die deutsche 
Staatsbürgerschaft besitzen, ausscheiden. Dies muß als ein 
umso größeres Unrecht empfunden werden, als an der Auf- 
bringung der Reichs- und Staatsmittel für die Wohnungen 
auf Grund der Bestimmungen vom 6. 3. 1927, die laut aus- 
drücklicher Vorschrift hauszinssteuerfrei sind, sämtliche 
deutschen Staatsbürger, alsoauch die natio- 
nalen Minderheiten, in gleicher Weise beteiligt sind 
wie ihre deutschstämmigen Mitbürger. Mag die eigennatio- 
nale Erhaltung auch noch so notwendg erscheinen, so darf 
dies in keinem Falle auf Kosten der Steuerleistungen der 
Fremdnationalen gehen, die die gleiche Staatsbürgerschaft 
besitzen. Artikel 109 der deutschen Reichsverfassung schreibt 
gleiches Recht für alle deutschen Staatsbürger, gleichviel 
welcher nationaler Zugehörigkeit, vor, Artikel 111 der deut- 
schen Reichsverfassung vollste Freizügigkeit und Gleichbe- 
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rechtigung aller deutschen Staatsbürger beim Grundstücks- 
erwerb, Artikel 113 der deutschen Reichsverfassung verbietet 
noch besonders jegliche Einengung der nationalen Minder- 
heiten im kulturellen und sozialen Leben durch gesetzliche 
oder Verwaltungsmaßnahmen — es entbehrt also der ge- 
nannte Erlaß des preußischen Wohlfahrtsministers jeglicher 
gesetzlicher Unterlage, wenn einseitig nur Deutschstämmige 
an den Vergünstigungen teilnehmen. 


' Die Bestimmungen des Wohlfahrtsministers vom 6. 3. 1927, 
die durch eine ganze Reihe von späteren Bestimmungen we- 
sentlich ergänzt und auch auf das Heimstättenwesen ausge- 
dehnt worden sind, kommen nicht nur Deutschstämmigen 
deutscher Staatsbürgerschaft, sondern sogar auch Auslän- 
dern zugute, soweit sie deutscher Herkunft 
sind. | 

Als Beihilfe werden auf Grund jener Bestimmungen zins- 
lose langfristige Darlehen gewährt, die als Sicherheitshypo- 
thek ins Grundbuch eingetragen werden, um damit den Sied- 
lungsbau zu fördern. Die geschaffenen Wohnungen sind, wie 
gesagt, hauszinssteuerfrei. Weiterhin ist Voraussetzung für 
die Darlehnsgewährung die Eintragung einer beschränkten 
persönlichen Dienstbarkeit ins Grundbuch des Inhalts, daß 
dieWohnungen auf die Dauer von 50Jahren 
nur von deutsstämmigen Land- oder Forst- 
arbeiterfamilienbewohntwerden dürfen. Die 
Eintragung hat zugunsten des preußischen Staates, vertreten 
durch den zuständigen Regierungspräsidenten, zu erfolgen. 
Die Eintragung dieser beschränkten persönlichen Dienstbar- 
keit bleibt auch im Falle der Rückzahlung des Darlehns be- 
stehen. Die Eintragungsfähigkeit der beschränkten persön- 
lichn Dienstbarkeit ist durch Beschluß des Kammergerichts 
in Berlin vom 3. 12. 1925 — Akt. Z.: 1. X. 669. 25.1. — aner- 
kannt worden. Diese grundbuchmäßig gesicherte Verpflich- 
tung der Siedler, nur Deutschstämmige in die Wohnungen 
aufzunehmen, also nicht Angehörige einer fremden Natio- 
nalität, auch Solche nicht, die die deutsche Staatsbürger- 
schaft haben, hat in vielen Fällen erfahrungsgemäß dazu ge- 
führt, daß auswärtige Arbeiter, die nicht deutschstämmig 
sind, aber die deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, außer- 
halb ihres Wohnsitzes ihre Arbeit nicht aufnehmen konnten, 
eben weil sie keine Unterkunft fanden. Bei dem großen Ar- 
beitsmangel, der viele Arbeitskräfte dazu zwingt, ihre Woh- 
nung und ihre Familie zu verlassen, um anderwärts Arbeit 
zu suchen, können derartige Maßnahmen geradezu katastro- 
phal wirken. Gern wollten und möchten erfahrungsgemäß in 
vielen Fällen Siedler in ihren Wohnungen Arbeitsuchenden, 
die gerade am Orte der Siedlung Arbeit gefunden haben, 
Unterkunft gewähren, schon, um sich wirtschaftlich durch 
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ein schwaches Entgelt für die. Unterkunft ein wenig zu ver- 
bessern, aber‘ jene Verpflichtung zwang sie stets zur Abwei- 
sung der Wohnungsuchenden, denn bei Zuwiderhandlungen 
gegen die Bestimmungen des Wohlfahrtsministers bleibt die 
Rückforderung des Darlehns unter Hinzutritt eines. Zuschlags 
von 25 % und eines Zinssatzes von 2? % über dem Reichsbank- 
-= diskont des Fälligkeitstages vorbehalten. | 

Als Träger der Maßnahmen sind in dem Ministerialerlaß 
die provinziellen Wohnungsfürsorgegesellschaften und die 
Landwirtschaftskammern benannt, die in jenem Erlaß für die 
einzelnen Landesteile Preußens namentlich aufgeführt sind. 

Die Bestimmungen vom 6. 3. 1927 sind seinerzeit Gegen- 
stand einer Interpellation im preußischen Landtag gewesen. 

An Hand eines Einzelfalls aus Oberschlesien hat der 
frühere polnische Landtagsabgeordnete Klimas wie folgt 
die Staatsregierung unter dem 11. Juli 1927 — kleine Anfrage 
Nr. 1735 Bl. 1112 — bezüglich der Siedlungen auf Grund jener 
Bestimmungen interpelliert: 


.. kann insbesondere auch nicht geduldet v daß die siat 
nahme nicht Deutschstämmiger, d. h. polnischer Bevölkerung in den 
Siedlungshäusern von Staatswegen verboten wird. Es sind viele Fälle 
bekannt, daß die Eigentümer von Siedlungshäusern eine vom Staat 
geforderte grundbuchmäßig gesicherte Verpflichtung eingehen muß- 
ten, keinen Polen bis zu 50 Jahren als Mieter aufzunehmen, trotzdem 
die Polen ebenso die Hauszinssteuer zahlen müssen. Nicht nur Sied- 
lungshäuser sind und werden unter der Bedingung, keine Polen als 
Mieter aufzunehmen, abgegeben, sondern auch Kredite an Grund- 
stückseigentümer zumeist nur unter dieser Bedingung erteilt. Es ist 
dies ein unhaltbarer, der Genfer Konvention widersprechender Zu- 
stand und bedeutet nichts weiter, als die Vertreibung der polnischen 
Bevölkerung aus Oberschlesien. 

Ist das Staatsministerium bereit, diesem Zustand sofort ein Ende 
zu machen? Welche Maßnahmen gedenkt es zu diesem Zwecke zu er- 
greifen? Wird es insbesondere die Regierung in Oppeln sofort an- 
weisen, daß sie die Löschung aller diesbezüglicher Eintragungen in 
den Grundbüchern veranlaßt und in Zukunft den Eigentümern von 
Siedlungsgrundstücken und den kreditsuchenden Grundstücksbesitzern 
die Verpflichtungen nicht mehr abnimmt, nur Deutschstämmige als 
Mieter aufzunehmen % 


Daraufhin hat die preußische Staatsregierung wie folgt 
geantwortet: 


»Antwort auf die kleine Anfrage Nr. 1735 des Abgeordneten 
Klimas. (Blatt 1112.) 


Der preußische Minister Berlin, den 21. Oktober 1927. 
für Volkswohlfahrt. 
II. R. I. 63 spec. 39/27. 


An den Herrn Präsidenten des Landtags. 
Die Kleine Anfrage Nr. 1735 über die Verletzung der Genfer Kon- 
vention durch den Regierungspräsidenten in Oppeln beantworte ich 
im en mit dem Herrn preußischen Justizminister wie folgt: 


2) Die Förderung des Baues von Landarbeiterwohnungen ist 
5) Kommt in diesem Zusammenhang nicht in Betracht. 
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durch Erlaß des preußischen Ministeriums für. Volkswohlfahrt vom 
6. März 1927 — III. R. 5 c. gen. 6/27 — für das gesamte Gebiet des 
Freistaates Preußen einheitlich geregelt. Soweit dieser Erlaß Bestim- 
mungen enthält, die mit der durch das Genfer Abkommen geschaffe- 
nen besonderen Rechtslage des ehemaligen Abstimmungsgebietes nicht 
vereinbar wären, ist Vorsorge getroffen, daß diese Bestimmungen 
innerhalb des bezeichneten Teilgebietes keine Anwendung finden. 

In Vertretung: 

(—) Scheidt.« 


Abgeordneter Klimas interpellierte daraufhin unter dem 
22. November 1927 — Kleine Anfrage Nr. 1986 Blatt 1386 — 
wie folgt im preußischen Landtag die preußische Staats- 
regierung: 


»Mit der Antwort des Herrn preußischen Ministers für Volkswohl- 
fahrt vom 21. Oktober 1927 — III. R. I. 63 spec. 39/27 — auf meine 
Kleine Anfrage Nr. 1735 (Blatt 1112) zu Punkt 2: | 

Die Förderung des Baues von Landarbeiterwohnungen ist 
durch Erlaß des preußischen Ministeriums für Volkswohlfahrt 
vom 6. März 1927 für das gesamte Gebiet des Freistaates Preußen 
einheitlich geregelt. Soweit dieser Erlaß Bestimmungen enthält, 
die mit der durch das Genfer Abkommen geschaffenen besonderen 

Rechtslage des ehemaligen Abstimmungsgebiets nicht vereinbar 

wären, ist Vorsorge getroffen, daß diese Bestimmungen innerhalb 

des bezeichneten Teilgebiets praktisch keine Anwendung finden 
bin ich nicht zufrieden. Ich hatte in der Kleinen Anfrage u. a. zum 
Ausdruck gebracht, daß für den preußischen Staat, vertreten durch 
den Regierungspräsidenten von Oppeln, in die Grundbücher von Sied- 
lungshäusern das Verbot für deren Besitzer eingetragen ist, auf die 
Dauer von 50 Jahren nur Deutschstämmige als Mieter aufzunehmen, 
und daß auch Kredite an Grundstückseigentümer zumeist nur gegen 
eine solche grundbuchmäßig gesicherte Verpflichtung erteilt werden. 
Auf Grund dieses Sachverhalts hatte ich folgende Fragen gestellt: 

Ist das Staatsministerium bereit, dem Zustand sofort ein Ende 
zu machen? Wird es insbesondere die Regierung in Oppeln sofort an- 
weisen, daß es die Löschung aller diesbezüglichen Eintragungen in 
den Grundbüchern veranlaßt und in Zukunft den Eigentümern von 
 Siedlungsgrundstücken und den kreditsuchenden Grundstücksbesitzern 
die Verpflichtung nicht mehr abnimmt, nur Deutschstämmige als 
Mieter aufzunehmen? 

Auf diese Fragen geht der Herr Minister für 
Volkswohlfahrt in der Antwort nicht ein, und es be- 
stehen jene Grundbucheintragungen noch heute, 
und nach wie vor ist polnischen Landarbeitern das 
Wohnenin den Siedlungshäusern verwehrt. 

Ist das Staatsministerium nunmehr bereit, jene Fragen im ein- 
zelnen in befriedigender Weise zu beantworten und für die sofortige 
Behebung der gerügten Mißstände nachdrücklichtst Sorge zu tragen?« 


Die Antwort lautete: 


»Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 1986 Blatt 1386 des Abgeord- 
neten Klimas. 
Der preußische Minister Berlin, den 6. Januar 1928. 
für Volkswohlfahrt. 
III. R. 63 spec. 47/27. 

An den Herrn Präsidenten des Landtags. 

Ueber die Verletzung der Genfer Konvention durch den Regie- 

rungspräsidenten in Oppeln. 
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Das Staatsministerium sieht keine Veranlassung, die in den An- 
fragen Nr. 1735 (Blatt 1112) und Nr. 1986 (Blatt 1386) gewünschten 
Maßnahmen zu ergreifen, da die beregten Mißstände, wie bereits in 
der Beantwortung der ersten Anfrage Nr. 1735 (Blatt 1112) ausführlich 
dargelegt ist, nicht vorhanden sind. 

In Vertretung: 
(—) Scheidt.« 


Anläßlich eines Beschwerdefalles hatte der Präsident 
derGemischten Kommission in Katowice u. a. fol- 
gendes dem Związek Polaków w Niemczech T. z. unter dem 
12. 7. 1926 — J. Nr. 1041/26 — geschrieben: 

»... Dagegen ist nach dem Bericht der deutschen Regierung ein 
Geheimerlaß wegen Erwerbs von Siedlungsland nicht ergangen. Viel- 
leicht wurde mit der in der mündlichen Verhandlung vom 15. Mai 1926 
aufgestellten Behauptung der Erlaß des preußischen Wohlfahrts- 
ministers vom 23. März 196 — III. R. I. 1500/26 — betr. Förderung des 
Baues von Landarbeiterwohnungen gemeint, der aber durchaus kein 
Geheimerlaß ist. Soweit der erwähnte Erlaß etwa Bestimmungen ent- 
hält, die mit der durch das Genfer Abkommen geschaffenen besonderen 
Rechtslage des ehemaligen Abstimmungsgebiets nicht vereinbar wären, 
findet nachden Erklärungen der deutschen Regierung 
selbstverständlich eine Anwendung dieser Bestim- 
mungen innerhalb des bezeichneten Teilgebiets 
nichtstatt... 

Dieser Ministerialerlaß vom 23. März 1926 — III. R. I. 1500/ 
26 — ist lediglich ein Vorläufer des Erlasses vom 6. März 1927 
— III. R. 5 c. gen. 6/27 — und hatte bis zum 1. 4. 1927 Geltung. 
Mit diesem Tage wurde er durch den Erlaß vom 6. März 1927 
- abgelöst, mit dem er materiell die gleiche Tendenz hat. 

Der Związek Polaków w Niemczech T. z. wandte 
sich dann unter dem 3. Dezember 1929 an den Staatsgerichts- 
hof für das Deutsche Reich in Leipzig, wo er den Antrag auf 
Feststellung der Verfassungswidrigkeit des Ministerialerlas- 
ses vom 6. 3. 1927 stellte. In seiner Sitzung vom 18. Februar 
1930 — Aktenzeichen: St. G. H. Tgb. 94/29 — hat der Staats- 
gerichtshof für das Deutsche Reich den Antrag mit der For- 
malbegründung abgelehnt, daß der Zwiazek Polaköw w Niem- 
czech für die Klage vor dem Staatsgerichtshof für das Deut- 
sche Reich aktiv nicht legitimiert sei. Nunmehr wandte sich 
der Antragsteller, da ein Rechtsmittel gegen die Entscheidun- 
gen des Staatsgerichtshofes nicht gegeben ist, an den preus- 
sischen Ministerpräsidenten, um im Aufsichtswege die Auf- 
hebung der Bestimmungen zu erwirken. Als Antwort ging 
folgendes Schreiben ein: 
Da EE ser Berlin, den 4. September 1930. 


für Volkswohlfahrt. 
III. 6229. 27.5. b. 

Betr.: Förderung des Baues von Landarbeiterwohnungen aus Mit- 
teln der wertbeschaffenden Arbeitslosenfürsorge. 


‚ Auf die an den Herrn Ministerpräsidenten gerichtete gefällige 
Eingabe vom 17. April ds. Jrs. — Tegb.-Nr.: 1311/30 — erwidere ich 
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Ihnen namens der preußischen Staatsregierung, daß entgegen Ihrer 
gabe weder früher noch in letzter Zeit in den von der polnischen 
Minderheit bewohnten Gebieten, besonders auch in Oberschlesien, Be- 
werber polnischer Abstammung gegenüber Deutschstämmigen zurück- 
gesetzt worden sind und daß eine solche Zurücksetzung auch für die 
Zukunft nicht zu erwarten ist. Für Maßnahmen im Sinne Ihres An- 
trages liegt hiernach kein Anlaß vor. 
In Vertretung: 
(—) Dr. Schneider. 


Mit der Stellungnahme der preußischen Staatsregierung, 
daß der Erlaß vom 6. 3. 1927 praktisch keine Anwendung finde, 
stimmen die Tatsachen nicht überein. Auch in Oberschlesien, 
dem Geltungsbereich der Genfer Konvention, werden die Be- 
stimmungen nach wievorweiterangewandt. Dem 
Verfasser liegen z. B. diesbezügliche Verträge aus den 
Jahren 1929 und 1930 vor, in denen die »Wohnungsfürsorge- 
gesellschaft für Oberschlesien« in Oppeln als Siedlungs- 
geber auftritt. In diesen Verträgen ist ausdrücklich auf die 
Bestimmungen des Wohlfahrtsministers vom 6. 3. 1927 Bezug 
genommen. Die Wohnungsfürsorgegesellschaft für Ober- 
schlesien in Oppeln ist in dem genannten Ministerialerlaß 
ausdrücklich als Träger der Maßnahme zur Förderung des 
Baues von Landarbeiterwohnungen aus Mitteln der produk- 
tiven Erwerbslosenfürsorge gemäß Erlaß vom 6. 3. 1927 auf- 
geführt. Im übrigen beweist aber auch die amtliche Statistik 
die weitere Anwendung des genannten Ministerialerlasses. 
Nach einer Statistik inder»Volkswohlfahrt« 12. Jahrg. 
(1. 6. 1931) Nr. 11 Spalte 559/60 (Stand vom 1. 4. 1931) sind in 
Oberschlesien mit polnischer und Cechischer Minderheit seit 
Festigung der Währung (1923) aus Mitteln der wertbeschaf- 
fenden Arbeitslosenfürsorge insgesamt 492 Werkwohnungen 
und 2642 Eigenheime für Landarbeiter, zusammen also 3134 
gefördert worden, und zwar im einzelnen an Werkwohnungen 
im Jahre 1923/24: 168, im Jahre 1925: 65, im Jahre 1926: 88, 
im Jahre 1927: 83, im Jahre 1928: 53, im Jahre 1929: 20, im 
Jahre 1930: 15, und an Eigenheimen im Jahre 1923/24: 695, 
im Jahre 1925: 643, im Jahre 1926: 307, im Jahre 1927: 272, im 
Jahre 1928: 288, im Jahre 1929: 244, im Jahre 1930: 193. Neh- 
men wir die übrigen Landgebiete Preußens mit autochthoner 
Minderheitsbevölkerung, so ergibt sich folgendes Bild: in Ost- 
preußen z. B. mit polnischer und litauischer Minderheits- 
bevölkerung wurden auf grund jenes Ministerialerlasses in 
den Jahren 1923/30 an Werkwohnungen 5067 und an Eigen- 
heimen 2502, insgesamt also 7569, in der Grenzmark Posen- 
Westpreußen mit polnischer Minderheitsbevölkerung in der 
gleichen Zeit an Werkwohnungen 734 und an Eigenheimen 
1321, insgesamt also 2055 gefördert, in Schleswig-Holstein mit 
dänischer und friesischer Minderheitsbevölkerung in den glei- 
chen Jahren an Werkwohnungen 179 und an Eigenheimen 
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1494, insgesamt 1673 Landarbeiterwohnungen. In Nieder- 
schlesien und Brandenburg, wo außer polnischer Bevölkerung 
die lausitzserbische (wendische) Minderheit ansäßig ist, sind 
in gleicher Zeit an Werkwohnungen 676 bezw. 1086 und an 
Eigenheimen 1181 bezw. 2028, zusammen also 1857 in Nieder- 
schlesien und 3114 in Brandenburg gefördert. In Pommern, 
wo ein großer Prozentsatz Polen wohnen, wurden in den 
gleichen Jahren 2071 Werkwohnungen und 2354 Eigenheime, 
insgesamt also 4425 Landarbeiterwohnungen gefördert. Ins- 
gesamt wurden in Preußen auf Grund des Erlasses vom 
6. 3. 1927 in der Zeit von 1923/24 bis 1930 einschließlich 
12,188 Werkwohnungen und 25,901 Eigenheime, zusammen 
also 38,089 Landarbeiterwohnungen gefördert. An Förderungs- 
beträgen aus Reichs- und Landesmitteln der wertbeschaffen- 
den Arbeitslosenfürsorge wurden für den Landarbeiterwoh- 
nungsbau seit Festigung der Währung 206 Millionen Mark 
aufgewandt, davon im Jahre 194: 17 Millionen, im Jahre 
1925: 19,5 Millionen, im Jahre 1926: 21,5 Millioner, im Jahre 
1927: 37 Millionen, im Jahre 1928: 38 Millionen, im Jahre 1929: 
33 Millionen, im Jahre 1930: 40 Millionen Mark. 

Wie auf Grund dieser Tatsachen die Regierungsstellen in 
den obengenannten Bescheiden erklären können,daß eine Aus- 
nahmebehandlung zuungunsten der nationalen Minderheiten 
auf Grund des Ministerialerlasses vom 6. 3. 1927 in Preußen 
nicht stattfinde, ist unverständlich. Die Vorschrift, daß nur 
Deutschstämmige für die Vergebung der Siedlungshäuser in 
Frage kommen, ist doch in jedem Falle eine Ausnahmevor- 
schrift gegen die Fremdstämmigen, die, wie schon oben dar- 
getan, in gleicher Weise steuerpflichtig sind wie ihre Mit- 
bürger deutschen Stammes. SolangederMinisterial- 
erlaß vom 6. 3. 1927 besteht und ausgeführt 
wird, ist und bleibt er eine Ausnahmevorschrift 
gegen die nationalen Minderheiten, solange 
sind die nationalen Minderheiten im Siedlungswesen auf 
Grund der Vorschrift beeinträchtigt. 


* k 
* 


Der Zwiazek Polaköw w Niemczech T.z. hatte mit Datum 
vom 8. März 1929 an den Völkerbundsrat in Genf Beschwerde 
geführt über die Zurücksetzung der nationalen Minderheiten 
in Deutschland, insbesondere auch der polnischen Minder- 
heit in Oberschlesien auf dem Gebiete der Agrar- und Sied- 
lungspolitik. Er hat in der Beschwerde die Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 15. März 1918, das Reichssiedlungs- 
gesetz vom 11. August 1919, die Geheimerlasse, insbesondere 
auch denjenigen des Oberpräsidenten der Provinz Oberschle- 
sien vom 9. 4. 1925 — O. P. III. 3 Nr. 779 — und schließlich 
auch die Bestimmungen des preußischen Wohlfahrtsministers 
vom 6. 3. 1927 herangezogen und an einer ganzen Reihe von 
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praktischen Beispielen die Zurücksetzung der polnischen Be- 
völkerung durch die praktische Handhabung der genannten 
Bestimmungen nachgewiesen. Die deutsche Regierung hat 
auf der nächsten Völkerbundsratssitzung zugesichert, daß 
sie die gerügten Mißstände beheben werde. Die oben geschil- 
derten Tatsachen ergeben aber, daß eine Behebung der Miß- 
stände nicht eingetreten ist. 


Reichsdeutsche Minderheitenpolitik 


Imaginäres Reichsminderheitenrecht. — Die amtliche Statistik des 

Minderheitenschulwesens in Preußen. — Statistik des »Tow. Szkolne«. 

-- Deutsche Schulen in Polen. — Die Forderungen des »Deutschen 
Schutzbundes«. 


Von Jan Skala. 


Infolge der erneuten Intervention, die der Reichsaußen- 
mnister Dr. Curtius als Anwalt der deutschen Minderhei- 
ten im Völkerbund unternahm, ist auch die rechtliche Situa- 
tion der nationalen Minderheiten im Deutschen Reich wieder 
Gegenstand des öffentlichen Interesses Europas geworden. 
Besonders tritt dabei die Tatsache in den Vordergrund, daß 
sich die verfassungsmäßige Rechtslage, wie sie in 
dem einzigen Artikel 113 der deutschen Rechtsverfassung ge- 
geben ist, insofern nicht verändert hat, als nach wie vor seit 
11 Jahren dieser Artikel ohne jede Ausführungsbestimmung 
geblieben ist. Dies fällt umso schwerer ins Gewicht, als 
Deutschland sich zu dem gleichen Minderheitenschutz, wie er 
von zahlreichen anderen europäischen Staaten durch die 
Minderheitenschutzverträge festgelegt und in die Staatsver- 
fassungen der betreffenden Länder übernommen wurde, zwar 
moralisch verpflichtet hat, ohne völkerrechtlich dazu ver- 
pflichtet zu werden. Erschwert wird die rechtliche Lage der 
Minderheiten in Deutschland außerdem noch dadurch, daß 
ferner die Gesetzgebung des Reichs und der beteiligten Län- 
der (mit Ausnahme des Uebergangsschutzgesetzes vom 22. Juli 
1919 in Sachsen) jede gesetzmäßige Rechtbildung für die na- 
tionalen Minderheiten ihres Gebiets konsequent ausschalten 
und das Minderheitenrecht ausschließlich auf dem Wege mi- 
nisterieller Verordnungen und Erlasse — sogar durch Ge- 
heimerlasse — regeln; Deutschland ist somit das einzige Land 
in Europa, das 

1) keinen verfassungsmäßigen Minderheitenschutz und kein ver- 
fassungsmäßiges Minderheitenrecht gewährt, sondern die An- 
wendung des Artikels 113 seit mehr als einem Jahrzehnt durch 
danernde verfassungsverletzende Deutung dieses Artikels 113 
verhindert, 
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2) Deutschland ist das einzige Land in Europa, in dem die Bildung 
des minderheitlichen Rechts nicht auf legislativem, sondern auf 
administrativem Wege betrieben wird, sodaß es keine Minder- 
heitengesetzte, sondern Minderheitenverordnungen und Schul- 
erlasse gibt. 


Hinsichtlich der Feststellung einer verfassungsverletzen- 
den Kommentierung des Artikels 113 sei auf die aktenmäßi- 
gen feststehenden Tatsachen hingewiesen, die klar und ein- 
deutig beweisen, daß praktisch diese einzige verfassungsrecht- 
liche Bestimmung keine Gültigkeit besitzt. Weder ist der 
Gebrauch der Muttersprache vor Gericht gestattet, noch wird 
in der Verwaltung irgendwelche Rücksicht auf die Verfas- 
sungsvorschrift genommen; sogar die Eintragung mutter- 
sprachlicher Vornamen wird abgelehnt oder verhindert‘). Die 
Methoden der Rechtsbildung mit administrativen Mitteln 
bedürfen keiner besonderen Erklärung, da selbst die wenigen 
schulrechtlichen Bestimmungen nicht Gesetzte sind, sondern 
amtlich ausdrücklich als »Verordnungen« und »Erlasse« be- 
zeichnet werden; von diesen sind aber sogar eine ganze Reihe 
als Geheimerlasse ergangen und nie veröffentlicht worden. 

Im Einzelnen handelt es sich um folgende geheime Erlasse*): 


1438 B vom 28 August 1872. 

U III 16124 vom 9, November 1877. 
U II A 711 ©- vom 11. November 1918. 
U III A 430 vom 3. Mai 1919. 

U III A 2107 vom 6. November 1920. 
B 1174 = vom 4. Juli 1873. 

B 7439 III vom 20. Juli 1886. 

B 216 U III A vom 11. Februar 1902. 
U III A 1287 vom 30. November 1918. 
B 1740 vom 23. Juni 1873. 

B 5222 vom 16. März 1894. 
Ministerialerlaß vom 27. September 1901. 
U III A 608 B vom 23. Juni 1917 

U III a 15397 I vom 25. August 1880. 
1034 U III a vom 28. Februar 1881. 
U III A 413 vom 9. April 1914. 

U III A 1067 vom 25. August 1919. 


wobei zu beachten ist, daß die Erlasse nur den Teil darstellen, 
der auf ein einzelnes Ministerium — das Unterrichtsministe- 
rium — entfällt. 

Diese dokumentarisch feststehenden Tatsachen haben nun 
nicht etwa den verantwortlichen Stellen einen Versuch zur 
Aenderung der politisch und minderheitsrechtlich unhalt- 
baren Rechtszustände nahegelegt, sondern haben die merk- 


1) Vergl. »Kulturwehr« 1931. Heft 4/5, Seite 125 ff. 

*) Es sind hier auch die älteren Geheimerlasse vor allem deswegen mit 
erwähnt, weil ihre Gültigkeit nicht aufgehoben worden ist und sie deshalb 
jederzeit angewendet werden können und zweifelsohne nn werden, 
soweit es den Zwecken entsprechend erscheint. 
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würdige Erscheinung zur Folge gehabt, daß mit den Mitteln 
der amtlichen Propaganda versucht wird, diese Tatsache zu 
bestreiten und so eine rechtliche Situation der Minderheiten 
in Deutschland vorzuzeigen, die weder dem modernen Minder- 
heitenrecht entspricht, noch mit der von der deutschen Aus- 
senpolitik beanspruchten Mission als Anwalt aller Minder- 
heiten im Einklang steht. | 

Besondere Erwähnung verdient hierbei Preußen, wo — mit 
Ausnahme der Lausitzer Serben, die außerdem auch noch im 
Freistaat Sachsen siedeln und dort eine etwas modifizierte 
Behandlung erfahren — fast alle Minoritäten siedeln (Cechen, 
Dänen, Friesen, Lausitzer Serben, Litauer, Polen). Die ver- 
antwortlichen deutschen Politiker und die preußischen Be- 
hördenvertreter kennen natürlich die Verhältnisse und Zu- 
stände ebenso genau, wie die Vertreter der Minderheiten, sie 
sehen deshalb auch die Auswirkungen, die solche Zustände 
nach außen ausüben, und es ist durchaus verständlich, wenn 
versucht wird, diese Wirkungen abzuschwächen oder unwirk- 
sam zu machen. 

Ein interessantes Beispiel dieser Art haben vor kurzem 
der preußische Landtag und das preußische Ministerium für 
Wissenschaft, Kunst und Volksbildung gegeben. Der preus- 
sische Landtag faßte in seiner Plenarsitzung vom 25. März 
1931 (Drucksache Nr. 6328) folgenden Beschluß: 

»Das Staatsministerium wird ersucht, dem Landtage eine Ueber- 
sicht vorzulegen, die nachweist, wieviel deutsche Schulen in ehemals 
deutschen Gebieten seit Annahme des Versailler Vertrages geschlos- 


sen wurden und wieviel polnische Minderheitsschulen auf deutschem ' 
Boden seit dieser Zeit entstanden sind.« 


Am 26. Mai 1931 hat der preußische Unterrichtsminister 
folgendes geantwortet’): | 

»Ich teile ergebenst mit, daß ich leider nicht in der Lage bin, so- 
weit die Schulen in den ehemals deutschen Gebieten in Frage kom- 
men, die verlangte Uebersicht einwandfrei aufzustellen. Wegen der 
polnischen Minderheitsschulen in Preußen verweise ich auf die in der 
Anlage 1 beigefügte Aufstellung vom 25. Februar 1931 — U III A 5045 
— nebst Anlage 2. 

Dieser Antwort sind ferner zwei Anlagen beigefügt, von 
denen die erste eine Schilderung der Sachlage in den einzel- 
nen Gebieten enthält: 

. Schleswig-Holstein; 

. Oppeln; 

. Sonstiges Preußisches Staatsgebiet; 

. Polnischen Schreib-, Lese- und Religionsunterricht auf 
auf Grund des Erlasses vom 31. Dezember 1918 — 
U III A 1412 —; 

E. Wendischer Unterricht; 


?) Veröffentlicht in Nr. 7302, Preuß. Landtag. 3. Wahlperiode. 1: Tg. 1928/31. 
U III A Nr.5180 A III O. 


Jana 


261 


die zweite Anlage ist eine Tabelle der auf Grund der Verord- 
nung vom 31. Dezember 1928 bestehenden privaten polnischen 
Volksschulen in Preußen. 


ad A. wird gesagt, daß in der öffentlichen dänischen Volks- 


adB. 


schule 182, in den 7 privaten dänischen Volksschu- 


len (Flensburg Land und Schleswig) 617 Minderheits- 


kinder unterrichtet werden; an den privaten dänischen 
Volksschulen sind 23 Lehrkräfte tätig, von denen 5 die 


preußische, 18 die dänische Staatsangehörigkeit be- 


sitzen. Nebenbei wird festgestellt, daß in Flensburg ein 
starker Uebergang der Kinder. aus der Staatsschule — 
wo natürlich nur deutsche Lehrer tätig sind — in die 
dänische Privatschule stattfindet. Sieht man von der 
heftigen, von dortigen Staatsbeamten betriebenen Agi- 
tation gegen die dänische Privatschule in Schleswig ab, 
ergibt sich, daß man sich amtlich mit der Tatsache des 
dänischen Privatschulwesens abgefunden hat. 

Anders ist es mit dem polnischen Schulwesen in 
Oberschlesien. Die Drucksache des Landtags operiert 
auch hier wieder mit den angeblich offen gehaltenen 
24 Minderheitsschulen, die auch der Reichsaußenmini- 
ster Dr. Curtius in Genf besonders hervorhob. Tatsäch- 
lich bestehen nur 27 staatliche Minderheitsschulen in 
Preußisch-Oberschlesien. Wird behauptet, daß 51 sol- 
scher Schulen vorhanden sind: 27 bestehende u. 24 offen 
gehaltene, so ist das sachlich eine Irreführung der 
Oeffentlichkeit. Diese berühmten »Schulen ohne Schü- 
ler« bestehen nur auf dem Papier, haben keine Lehrer, 
keine Schulräume und sind nicht einmal namentlich 
bekannt.) Wir nehmen an, daß nach und nach bei den 
verantwortlichen Stellen die Zahlenspielerei aufhören 
wird, da sie niemanden zu überzeugen vermag; sachlich 
ließe sich diese Angelegenheit m. E. am besten dadurch 
regeln, daß diese angeblich offengehaltenen preußischen 
Staatsschulen in private polnische Minderheitsschulen 
umgewandelt werden; sie werden dann sicher nicht 
mehr leer stehen und es wird dann tatsächlich 24 pol- 
nische Minderheitsschulen mehr in Preußisch-Ober- 
schlesien geben, was auf die internationale Oeffentlich- 
keit des Völkerbundes mehr zu Gunsten Deutschlands 
wirken wird, als die imaginären 24 »offengehaltenen« 
Papierschulen. 

Ueber die polnischen Privatschulen sagt die Land- 
tagsdrucksache, daß auf Grund der Genfer Konvention 
7 private polnische Volksschulen mit 26 Kindern und 
7 Lehrkräften polnischer Staatsangehörigkeit Dealenen; 
4 Schulen seien z. Zt. ohne Schüler. 


3) Vergl. auch »Kulturwehr« 1931, Heft 2, Seite 41 ff. 
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adC. Im übrigen preußischen Staatsgebiet sind öffentliche 


adD. 


ad E. 


(staatliche) Minderheitsschulen für die polnische Mi- 


norität nicht vorhanden. Die Drucksache zählt die pol- 
nischen privaten Schulen in den Regierungsbezirken 
Allenstein, Marienwerder, Schneidemühl und Köslin 
auf: 53 Volksschulen mit 1637 Kindern und 71 Lehr- 
kräften, davon 3 mit preußischer, 68 mit polnischer 
Staatsangehörigkeit. Diese Darstellung wird von uns 
weiter unten noch entsprechend ergänzt; von den 92 
(nicht: 68) Lehrern mit polnischer Staatsangehörigkeit 
besitzen aber 31 das Lehrerpatent eines preußi- 
schen Lehrerseminars aus der Vorkriegszeit, sodaß 
sie sich nur durch den polnischen Paß von ihren 18 
(nicht: 3) reichsdeutschen Amtskollegen unterscheiden. 


Für den polnischen Schreib-, Lese- und Religionsunter- 


richt in den Bezirken Allenstein, Marienwerder, Schnei- 
demühl und Oppeln gibt die Drucksache folgende 
Ziffern: 

98 Schulen mit 7243 polnischsprachigen Schulpflich- 
tigen, von denen angeblich nur 1687 für den polnischen 
Unterricht in Frage kommen, 1806 ihn aber tatsächlich 
besuchen. Demnach besuchen also 119 Kinder mehr den 
erwähnten Unterricht, als nach Meinung der Behörden 
dafür in Frage kommen. Die Drucksache gibt über diese 
Erscheinung keine Erklärung; wenn aber 1806 Kinder 
den polnischen Unterricht tatsächlich besuchen, dann 
kommen sie doch ohne Zweifel dafür auch »in Frage«. 
Oder will man sagen, daß überhaupt keine dieser Kin- 
der »in Frage« kommen? Dann wäre der Unterricht 
entweder ganz einzustellen — wie es beim Bezirk Allen- 
stein kurz und bündig gesagt wird: »Polnischer Schreib-, 
Lese- und Religionsunterricht wird an öffentlichen 
Schulen nicht erteilt.« Oder aber alle 7234 polnisch- 
sprachige Schulkinder müßten diesen Unterricht ohne 
weiteres erhalten, da sie dafür tatsächlich »in Frage« 
kommen. 

Gerade an diesem Beispiel zeigt sich — wenn auch 

unbeabsichtigt — die Unhaltbarkeit der ganzen preus- 
sischen Minderheitenschulpolitik. ‘Nicht nur daß drei 
verschiedene Schulungsmethoden angewandt werden: 
1) Staatliche Minderheitsschule, 2) Private Minderheits- 
schule, 3) Schreib-, Lese- und Religionsunterricht, — 
wird auch noch versucht festzustellen, wer denn dafür 
nun eigentlich »in Frage« komme. 
Zum ersten Male seit dem Bestehen Preußens gibt eine 
Behörde die Zahl der Schulen und der Schulkinder an, 
die der lausitzserbischen SUSE Minderheit 
angehören. 
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Es sind das für die 43.000 Lausitzer 
Serben der amtlichen preußischen Sta- 
tistik 


zwei Schulen mit 54 Kindern, 


die den Schreib-, Lese- und Religions- 
unterricht in ihrer Muttersprache an- 
geblicherhalten. 

Leider trifft nicht einmal diese Mitteilung in vollem 
Umfange zu. Weder in Kotten noch in Hoske ist ein 
Lehrer tätig, der wirklichen Schreib- und Leseunter- 
richt erteilen kann, da keiner eine entsprechende Aus- 
bildung auf einer Lehrerbildungsanstalt erhalten hat. 
Lediglich der Religionsunterricht wurde eine zeitlang 
von einem katholischen Geistlichen in lausitzserbischer 
Sprache erteilt und dürfte gegenwärtig auch wieder so 
erteilt werden. | 

Aber selbst dann, wenn die Mitteilung der Landtags- 
drucksache in vollem Umfange zutreffen würde — was 
nicht der Fall ist —, liegt in ihr ein Eingeständnis, das 
ich allen denjenigen zur Beachtung empfehle, die seit 
Jahren und noch vor kurzem (z.B.Deutsc heRund- 
schau in Polen-Bydgoszcz, Nordschleswig- 

‚sche Zeitung-Aabenraa, Grenzdeutsche 
Rundschau-Hamburg u.a.m) mit Nachdruck be- 
hauptet haben, daß meine Darstellung der Schulver- 
hältnisse der Lausitzer Serben in Preußen »Lügen«, 
»Unwahrheiten«etc.seien. Ich stelle deshalb erneut fest: 

43.000 Lausitzer Serben haben in Preußen lediglich 
2 Schulen, an denen zusammen 54 Kinder den Religi- 
onsunterrichtin der Muttersprache erhalten. 

Zu der Tabelle ist nur eine kurze Bemerkung erfor- 

derlich, da wir selbst eine genauere Statistik des pol- 
nischen Schulwesens hier zur Veröffentlichung bringen. 

Neben den Angaben über die Schulorte etc. mit pol- 
nischen Privatschulen enthält die Uebersicht eine 
Rubrik über die Zahl der Schulkinder, die folgende 
Spezialisierung aufweist: 

Zahl der Schulkinder 

am Tage der Eröffnung 

Am Stichtag: 1. 1. 1931 

zusammen / deutsch / deutsch u. polnisch / evange- 

lisch / kathol. 


Danach besuchen also zunächst einmal 1491 polnische Kin- 
der die polnischen Privatschulen, ferner angeblich noch 
5 deutsche und schließlich noch 141 deutschpolnische Kinder. 
Diese deutschpolnischen Kinder sind eine der merkwürdig- 
sten Ercheinungen der vorgelegten amtlichen Uebersicht. Da 
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sie ausdrücklich neben den »polnischen« erwähnt werden, 
liegt die Frage nahe, zu welchem Zweck das geschieht. Denn: 
entweder sind es deutsche Kinder, deren Eltern der polni- 
: schen Privatschule den Vorzug vor der deutschen Beschulung 
ihrer Kinder geben, oder es sind polnische Kinder, die dann 
ohne weiteres in der polnischen Schule am rechten Platz sind. 
Deutschpolnische Kinder aber, die eine polnische Minderhei- 
tenschule besuchen, existieren nur in der Vorstellung jener 
Behörden, die sich verpflichtet fühlen, die klaren Verhältnisse 
nach Möglichkeit zu Ungunsten der Minderheit zu verbiegen, 
um so der uninformierten Oeffentlichkeit eine möglichst 
niedrige Zahl polnischer Schulkinder zu suggerieren. 

An sich wäre ein derartiges Zurechtmachen der Statistik 
vollkommen nebensächlich; sie gewinnt aber sofort Bedeu- 
tung durch die Tatsache, daß solche zurechtgemachten Zahlen 
in der politischen Propaganda gegen die polnische Minder- 
heit Verwendung finden. Diese Propaganda aber werden wir 
nachdrücklich und ohne Rücksicht vor der europäischen 
Oeffentlichkeit in die scharfe Beleuchtung stellen, vor der 
sie dann schwerlich ihr gewolltes Halbdunkel wird beibehal- 
ten können. Zwei Beispiele erleichtern uns dabei in ausge- 
zeichneter Weise diese Abwehr: 

In Flatow-Abbau (Reg. Bez. Schneidemühl) verzeichnet die 
amtliche Statistik 23 »deutschpolnische«, aber kein 
einziges »polnisches« Kind in der privaten polnischen Minder- 
heitsschule! Noch interessanter wird diese Statistik im Re- 
.gierungsbezirk Köslin: in sämtlichen 4 angeführten Schulen 
sind alle vorhandenen Kinder nur »deutschpolnisch«. 

In beiden Fällen handelt es sich natürlich nur um rein 
polnische Kinder. Denn daß ihrer Gesinnung, Sprache und Ab- 
stammung nach wirklich deutsche Eltern ihre Kinder in die 
polnische Minderheitsschule schicken, werden doch wohl 
auch das preußische Unterrichtsministerium und der preus- 
sische Landtag nicht behaupten wollen. Mit dieser Feststel- 
lung ist aber auch die Tendenz der vorgelegten Statistik 
enthüllt, und es kann dem Urteil der Oeffentlichkeit überlas- 
sen bleiben, hieraus die entsprechende Folgerung zur Bewer- 
tung dieser amtlichen Ziffern und der Methoden ihrer Ent- 
stehung selbst zu ziehen. 

* | 

Die Statistikdes»ZwiazekPolskichTowarzystw 
Szkolnych« (Verband polnischer Schulvereine) in Deutsch- 
land ergibt nach dem Stand vom 1. Juni 1931 folgendes Bild: 


1. Private Volksschulen ........ 64 Schulen, 1884 Kinder 
2. Staatliche Minderheitsschulen . 27 » 306  » 

3. Sprachkurse ....22ccceereen 94 Kurse 3709 » 

4. Religionsunterricht in polnischer 


Sprache (Staatsschulen) ...... 34 Schulen 721 » 
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5. Lehrer, die an diesen Schulen 
— mit Ausnahme der 27 staats- 
lichen Minderheitsschulen in | 
Oberschlesien — unterrichten.. 110 Lehrer, davon 18 mit 
deutscher und 9 mit polnischer Staatsangehörigkeit. 
Bemerkung: An den 27 staatlichen Minderheitsschulen 
in Oberschlesien unterrichten deutsche Lehrer 
(deutscher Staatsangehörigkeit und deutscher 
| Volkstumsangehörigkeit). 
Ferner sind noch zu erwähnen: 
28 Kindergärten mit 441 Kindern, 
23 Fortbildungsschulen mit 759 Besuchern, 
weiter: 
153 Mittelschulbesucher polnischer Volkstumszugehö- 
rigkeit (auf deutschen Mittelschulen), 
5 Schülerinnen in einem Kindergärtnerinnen- 
Seminar, | 
131 Schulbesucher auf Mittelschulen in Polen, 
76 Schulamtskandidaten und Kandidatinnen auf Leh- 
rerseminarien in Polen, 
33 Akademiker (auf in-u. ausländischen Universitäten), 
6 Kandidaten auf der Paedagogischen Akademie in 
Beuthen, OJS. 


Sämtliche deutsche Zeitungen haben die statistischen An- 
gaben der Landtagsdrucksache (6328/7302) in der Form nach- 
gedruckt, wie sie von den amtlichen Pressestellen verbreitet 


wurden. Die »DeutscheAllgemeine Zeitung« (Ber- 


lin, 23. 6.) begnügte sich mit einem einzigen kommentierenden 
Satz: »Und wie werden die deutschen Minderheiten in den 
abgetretenen Gebieten behandelt?« Die »Rheinisch- 
Westfälische Zeitung« (Essen, 6. 6.) bemängelt die 
fehlenden Mitteilungen des preußischen Unterrichtsministers 
über die deutschen Schulen in den ehemals deutschen Gebie- 
ten mit folgenden Worten: 


»Es ist angesichts der Zunahme polnischer Minderheitsschulen, 
die doch nur der Hochzüchtung einer polnischen Irredenta in den uns 
verbliebenen Ostgebieten dienen, sehr bedauerlich, daß das preußische 
Staatsministerium es versäumt hat, Auskunft über das deutsche Min- 
derheitswesen in Polen zu geben. Es ist kaum anzunehmen, daß die 
preußische Unterrichtsverwaltung nicht über diese brennende Frage 
genau orientiert ist; denn das würde eine sträfliche Nachlässigung 
bedeuten. Die Vermutung liegt vielmehr nahe, daß man sich scheut, 
genauere Angaben zu machen, weil besonders auf dem Gebiet des 
Schulwesens die Polen ihren Verpflichtungen in keiner Weise nach- 
gekommen sind.« 


Eine Leistung ganz besonderer Art aber ist die Stellung- 
nahme der »Frankfurter Zeitung« (10. 6.), die jedoch 
nur bestätigt, was diesem Blatt zu wiederholten Malen hier 
nachgewiesen wurde: es schreibt über Minderheitenfragen 
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- wie der Blinde über die Farben und es bemüht sich — aller- 
dings mit wenig Geschick — die nationalen Minderheiten in 

Deutschland und deren Rechtsforderungen im Sinne der. 
amtlichen Propaganda nach Möglichkeit zu bagatellisieren. 
Die Veröffentlichung der preußischen Minderheitsschulstati- 
stik leitet die »FrankKfurter Zeitung« mit folgenden 
pathetischen Erwägungen ein: 


»Wir Wilden .... Immer wieder wird von polnischen Zeitungen 
und Politikern, gelegentlich auch von Herrn Zaleski in Genf gegen- 
über deutschen Beschwerden deklamiert: »Wir Polen wären froh, wenn 
unsere Landsleute in Deutschland es auch nur annähernd so gut hät- 
ten wie die deutsche Minderheit in Polen!« Da das Ausland von den 
wirklichen Verhältnissen in Polen wie in Deutschland nur wenig 
weiß, so findet dieser wider besseres Wissen in die Welt hinausge- 
schriene Vergleich nicht wenige dankbare Hörer und Leser, wenn 
auch mancher vielleicht durch die Verhandlungen über die polnischen 
»Befriedungs«-Maßnahmen in Oberschlesien und der Ukraine stutzig 
geworden sein mag. Wie es in Wirklichkeit um die Beschulung der 
polnischen Minderheit in Deutschland steht, zeigt eine Uebersicht des 
preußischen Unterrichtsministers — außerhalb Preußens gibt es in 
Deutschland keine polnische Minderheit — über den Stand des polni- 
schen Minderheitsschulwesens in den östlichen Grenzprovinzen.« 


Wer wider besseres Wissen etwas in die Welt hinaus- 
schreit und wie faktisch die Verhältnisse der polnischen Min- 
derheit in Deutschland und der deutschen Minderheit in 
Polen liegen, zeigt folgende Gegenüberstellung: 


Deutschland. Polen. 

Zahl der polnischen Minder- Zahl der deutschen Minder- 
heitsangehörigen in Deutsch- heitsangehörigen in Po- 
land ungefähr ........ 1.000.000 len ungefähr .......... 900.000 

Zahl der polnischen Minder- Zahl der deutschen Minder- 
heitsschulkinder (15% der heitsschulkinder (15% der 
Erwachsenen)............ 150.000 Erwachsenen) .......... 135.000 

Davon erhalten polnischen davon erhalten deutschen 
muttersprachlichen Unter- muttersprachlichen Unter- 
TICHt Asse et 6.620 richt: ses 76.036 

Zahl der polnischen Privat- Zahl der privaten deutschen 
schulen _.................. 64 Volksschulen ............ 242 

Zahl der staatl. Minderheits- Zahl der staatl. Minderheits- 
Schulen u. su. 27 schulen .................. 535 

Zahl der polnischen privaten Zahl der privaten deutschen 
Mittelschulen ............ — Mittelschulen ............ 36 

insgesamt Schulen: 91 insgesamt Schulen: 813 

Von ca. 150.000 polnischen Kindern in Deutschland 

erhalten Mae upe. dans u N ha, en aut ae dee | die 6.620 
polnischen muttersprachl. Unterricht = ca. 4 % 

Von ca. 135.000 deutschen Schulkindern in Polen 


erhalten ke osel ma. ee. Ber las de, se ee 20.036 
deutschen muttersprachl. Unterricht = ca. 59 % 
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Auf 150.000 polnische Schulkinder in Deutschland entfallen 
91 Schulen; also ist für je 1945 polnische Kinder in Deutsch- 
land eine Schule vorhanden; 
auf 135.000 deutsche Schulkinder in Polen entfallen 813 
Schulen; also ist für je 165 deutsche Kinder in Polen eine 
Schule vorhanden. 
x 


Wenn ich im ersten Teil des vorliegenden Artikels auf die, 
Geist und den Wortlaut der Deutschen Reichsverfassung vom 
11. August 1919 verletzende Kommentierung hinwies, so ge- 
schah es ausschließlich mit der Absicht, den zur Durch- 
führung der Verfassung verpfichteten In- 
stanzen die Folgen ihrer Passivität in der 
reichsdeutschen Minderheitenrechtsbil- 
dungklarunddeutlichvordieAugenstellen. 
Die Aktitivtät in der propagandistischen Bagatellisierung der 
minderheitsrechtlichen Forderungen aller nationalen Minder- 
heiten in Deutschland aber kann wirkungsvoll und absolut 
überzeugend zurückgewiesen werden, wenn gleichzeitig der 
deutschen wie der internationalen Oeffentlichkeit gezeigt 
wird, wie dieentsprechenden Forderungen der 
deutschen Minderheiten von berufener deutscher Seite lauten. 

In dem »Kalender für deutsches Recht« (1929), 
den der unter amtlicher Förderung der Reichs- und Länder- 
regierungen stehende »DeutscheSchutzbund«in Ber- 
lin herausgab, sind diese Forderungen in dankenswerter 
Klarheit formuliert. Ueber das generelle Ziel, das man 
von Deutschland aus den deutschen Minderheiten in den ab- 
getretenen oder anderen Gebieten vorgezeichnet, wird dort 
gesagt (auf dem Kalenderblatt vom 13./14. September): 

»Die politischen Veränderungen des Kriegsausganges haben in 
zahlreichen der abgetrennten und gefährdeten Deutschtumsgebiete 
dahin geführt, daß die neuen Machthaber das eingesessene Deutsch- 
tum massenweise aus dem Lande zu drängen suchten. Man bediente 
sich dabei nur zum Teil der Methode der direkten Ausweisung, da- 
neben zahlreicher anderer Druckmittel, wie Boden- und Vermögens- 
beraubung, Anfechtung der Staatsangehörigkeit, Beamtenabsetzung,. 
Boykott, Terror usw. Soweit Deutsche unter unausweichlichem Zwang 
ins Reich abwandern mußten, haben sie Anspruch auf Entschädigung 
für erlittene Einbuße, vor allem aber ist es eine Ehrenpflicht für die 
deutsche Außenpolitik, ihnen das Recht der Rückkehr auf ihren 
Außenposten und der Fortführung ihres zwangsweise unterbrochenen 
Grenz- und außendeutschen Dienstes an Heimat und Volk zu er- 
kämpfen und sicherstellen.« 

Soweit deutsche Minderheiten tatsächlich von solchen 
Methoden betroffen wurden, ist von den nationalen Minder- 
heiten mehr als einmal zu erkennen gegeben worden, daß sie 
ihnen entschieden ablehnend gegenüberstehen. Das gibt 
ihnen politisch und moralisch das Recht, ähnliche und gleich- 
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geartete Methoden der deutschen Innenpolitik gegen - 
die Minderheitenim Deutschen Reich mit aller 
Deutlichkeit vor der europäischen Oeffentlichkeit sichtbar zu 
machen und sie entschieden zu bekämpfen‘). Wenn das 
»Ehrenpflicht der deutschen Außenpolitik« 
ist, was der »Deutsche Schutzbund« im letzten Absatz des 
obigen Zitats betont, ist es dann nicht vielmehr Ehren- 
pflicht der deutschen Innenpolitik, den natio- : 
nalen Minderheiten in Deutschland, die in loyalster staats- 
bürgerlicher Treue auf dem Boden ihrer Väter trotz der 
schwersten politischen und wirtschaftlichen Schicksals- 
schläge ausgeharrt haben, das natürliche Volkstumsrecht 
nicht vorzuenthalten und das verfassungsmäßige Recht nicht 
zu beugen? | 

Das Recht auf die volkstumskulturelle Schule ist 
teilweise den Dänen und Polen gewährt worden; allen ande- 
ren wird es vorenthalten und es geschieht nichts, um dieses 
Unrecht so zu beseitigen, daß daraus ein Recht wird, wie es 
von den deutschen Minderheiten und für sie in dem erwähn- 


ten Propagandawerk des »Deutschen Schutzbundes« (Kalen- 


derblatt vom 17./18. Mai) gefordert wird: 


»Das Recht auf deutsche Schulen, das die auslanddeutschen Volks- 
gruppen innerhalb ihrer Staaten und vor dem internationalen Forum 
anmelden, beschränkt sich nicht auf die deutsche Unterrichtssprache, 
sondern erstreckt sich auf die zugrundeliegende deutsche Gesin- 
nung, die in der Form gesunder kultureller Selbstverwaltung am 
befriedigendsten zu gewährleisten ist... .« l 


Ein wesentliches Recht, das vor allem der polnischen Min- 
derheit (aber auch den Lausitzer Serben) verweigert wird, 
obwohl auch für diesen Rechtsanspruch Artikel 113 der Deut- 
schen Reichsverfassung die klare Grundlage gibt, ist das 
Recht der Eltern, für ihre Kinder den Vornamen zu be- 
stimmen. Die deutsche Forderung lautet (Kalenderblatt 
vom 12./13. April): 


»Es erscheint als eine völlige Selbstverständlichkeit, daß jeder- 


' mann das Recht auf die Führung seines ererbten Namens und auf die 


Bestimmung der Vornamen seiner Kinder hat. In Wahrheit ist bei- 
des im Nationalitätenkampf durchaus angefochten. Die Führung der 
Zivilstandsregister gibt dem Staat die praktische Möglichkeit an die 
Hand, auf den Wortlaut oder die Schreibung der Vornamen neuge- 
borener Kinder einen Einfluß zu gewinnen und beispielsweise darauf 
zu dringen, daß ein Johann als Jan oder ein Joseph als Guiseppe ein- 
getragen wird und damit gesetzlich zeitlebens diesen fremden Namen 
trägt. Aber auch an den Familiennamen vergreift sich der Staat, 
wenn er in Südtirol die von Ortsnamen abgeleiteten Familiennamen 
gewaltsam entsprechend den neuen geographischen Bezeichnungen 


+) Vergl. »Kulturwehr«, 1931, Heft 4/5, Seite 125 £f., ferner 1931, Heft 7: 
»Die preußische Siedelungspraxis gegenüber den nationalen Minderheiten«, und 
1927, Heft 5/6: »Das geltende Recht der nationalen Minderheiten im Deutschen 
Reich«. 
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ummodelt oder wenn er in Lettland und Litauen den deutschen Namen 
Endungen anhängt und ihnen seine Rechtschreibung aufdrängt. Im 
Recht auf den eigenen Namen verteidigt das deutsche Volkstum im 
Ausland einen der wichtigsten Faktoren der Familienüberlie- 
ferung und der völkischen Beharrungskraft.« 


Dieses Recht nehmen auch wir mit der gleichen Begrün- | 


dung für uns in Anspruch; wann endlich wird das Deutsche 
Reich selbst dazu übergehen, die traditionellen Tauf- und Vor- 
namen der nationalen Minderheiten nicht zu verdeut- 
schen und die aus der Familienüberlieferung stammenden 
Familiennamen der Lausitzer Serben auch in den amtlichen 
Matrikeln und Urkunden anzuwenden? 

Von außerordentlicher Bedeutung für das gesamte staats- 
bürgerliche Leben der nationalen Minderheiten ist die An- 
wendung der Muttersprache in der Rechts- 
pflege. Zwar sagt Artikel 113 der Verfassung des Deutschen 
Reichs ausdrücklich, daß die fremdsprachlichen Volksteile in 
dem Gebrauch ihrer Muttersprache in der Rechtspflege nicht 
beeinträchtigt werden dürfen. Mit folgenden Worten wird 
für die deutschen Minderheiten die muttersprachliche 
Rechtspflege gefordert (Kalenderblatt 29./30. März): 


»Das alte germanische Recht erkannte jedermann den Anspruch 
zu, nach eigenem Recht von seinesgleichen gerichtet zu werden. Seit 
der Staat alle Rechtspflege an sich gerissen hat, müssen die bedräng- 
ten Nationalitäten froh sein, wenn ihnen die Möglichkeit sichergestellt 
wird, vor Gericht ohne ungebührliche Mehrbelastung in eigener 
Sprache klagen, sich verteidigen und richterlichen Spruch entgegen- 
nehmen: zu können. Seit in Belgien zwei Flamen hingerichtet worden 
sind, deren Unschuld sich später erwies, und die weder die Anklage 
verstehen noch sich gegen eine unverstandene Anklage verteidigen 
konnten, ist man auf diese furchtbare Gefahrenquelle von Justiz- 
morden und Rechtsirrungen aufmerksam geworden, ohne daß wirk- 
same Abhilfe geschaffen wäre. Kein Staat kann als Rechtsstaat an- 
erkannt werden, der seinen Staatsbürgern das Recht auf mutter- 
sprachliche Rechtspflege vorenthält.« 


Jeder einzelne bisher gestellte Antrag auf die Anwendung 


der Muttersprache der nationalen Minderheiten in der Rechts- 
pflege wurde in verfassungsverletzender Weise mit formali- : 


stischen Einwendungen abgelehnt. Was gegenüber allen an- 
deren Staaten mit Minderheitenbevölkerung nach der zitier- 
ten deutschen Auffassung gelten soll, gilt auch gegen- 
über Deutschland: kein Staat kann als Rechtsstaat 
anerkannt werden, der seinen Staatsbürgern das Recht auf 
muttersprachliche Rechtspflege vorenthält. 

Mit diesen Feststellungen einer zum Schutze des Deutsch- 
tums berufenen Organisation, wie sie der »Deutsche Schutz- 
bund« darstellt, möge diese Abhandlung über reichsdeutsches 
Minderheitenrecht und reichsdeutsche Minderheitenpolitik 
beendet werden. Es wird der reichsdeutschen propagandisti- 
schen Arbeit gegen die nationalen Minderheiten im Deutschen 
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Reich nicht mehr möglich sein, die Forderungen dieser Mino- 
ritäten als übertrieben abzutun oder die Minderheitenfrage im 
Deutschen Reich als in mustergültiger Weise gelöst darzu- 
stellen. Es möge deshalb angenommen werden, daß die ver- 
antwortlichen Instanzen die sittlich und politisch notwendi- 
gen Folgerungen ziehen werden, die sich aus den Ansprüchen 
und Forderungen aller eigenen deutschen Minderheiten 
auchfürdienationalenMinoritätenimDeut- 
schen Reich von selbst ergeben. 


Die nationalen Minderheiten im Deutschen 
Reich und ihre rechtliche Situation 


Kritische Bemerkungen zu einer Kritik. 


In der »Zeitschrift für Politik« (XX. Band, Februar 1931) 
unterwirft Herr Prof. Dr. Ludwig Hamburger-Genf die 
unter dem obigen Titel erschienene Broschüre einer Kritik, 
auf die hier mit einigen kritischen Gegenbemerkungen er- 
widert werden soll. 

Zunächst möge der einzige Punkt herausgestellt werden, 
über den Dr. Hamburger mit uns einer Meinung ist oder doch 
zumindesten zu sein scheint: die Notwendigkeit der gesetz- 
lichen Regelung der Minderheitenrechte in Deutschland an- 
stelle der Verordnungen, Erlasse und sogar Geheimerlasse, 
mit denen mar. bisher die Praxis betrieb. Diese Notwendigkeit 
ist in der Broschüre mit staatsrechtlichen und minderheits- 
politischen Begründungen nachgewiesen worden. Dr. Ham- 
burger geht aber über sie hinweg und sagt nur, daß gegenüber 
der Broschüre eine großzügige Gegenaufklärung nötig sei. 
Die Erwägungen, die dabei in den Vordergrund treten, formu- 
liert Hamburger so: 

»Wir brauchen ein Reichs-, mindestens ein preußisches Minder- 
heitengesetz, ein Ausführungsgesetz zu Art. 113 der Reichsverfassung. 
Gewiß, zum Schulwesen sind die Verordnungen vom 13. Februar 1926, 
31. Dezember 1928 und 30. April 1929 ergangen und der Sache nach 
reichen sie für Polen und Dänen zweifellos aus. Aber, so entgegen 
Bogensee und Skala, die anderen schutzbedürftigen Nationalitäten 
stehen außerhalb dieser Verordnungen! Und vor allem: Es kommt 
bei so einer Angelegenheit keineswegs nur auf die Sache an, sondern 
auf den Eindruck von der Sache. Daher geht der Einwand vorbei, das 
preußische Schulrecht beruhe ja im wesentlichen überhaupt auf Ver- 
ordnungen, und für die Nationalitäten könne man keine Ausnahmen 
machen. Gewiß, man soll sie sogar machen! Solange man sie näm- 
lieh nieht macht, wird sich die andere Seite das Argument nicht ent- 
gehen lassen, daß Verordnungen leicht zu beseitigen sind, verläßlicher 
genereller Schutz also nicht bestehe. Mit dieser These werden gewisse 
Minderheitenvertreter, wie in vorliegender Schrift, an das Ausland 
appellieren und in den vielen gläubigen Ohren beklagenswerten 
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Wiederhall finden. Ganz anders dagegen läge es, hätten wir ein 
Reichsminderheitengesetz, das die Minderheiten verlangen. Der Appell 
an das Ausland wäre sehr erschwert, und der Erlaß schon eines der- 
artigen Gesetzes, nach vorhergehender parlamentarischer Beratung, 
wäre eine Geste, anders als die Schulverordnungen weithin sichtbar 
und höchst wirkungsvoll. Vor allem stünde der Reichsvertreter in 
Genf mit einem solchen Gesetz in der Hand viel sicherer da, Verdäch- 
tigungen wären leichter abzuwehren, sein Mandat wäre unangreif- 
barer, seine Position denkbar stark. Der Auslandsdeutsche darf viel- 
leicht auf diese Seite der Sache mit besonderem Nachdruck hinweisen: 
Ein Reichs- oder preußisches Minderheitengesetz ist eine außenpoliti- 
sche Notwendigkeit. Je eher wir es haben, desto besser! Der Gegen- 
stand ist groß genug, um die Aenderung gewohnter und sogar be- 
währter legislatorischer Methoden zu rechtfertigen; die Ministerial- 
juristen haben schon gesetzgeberische Schwierigkeiten ganz anderer 
Art überwunden. Uebrigens liegt selbstverständlich der Erlaß eines 
Gesetzes auch im unmittelbaren Interesse der deutschen Minderhei- 
ten im Ausland und der deutschen Vertreter auf dem Internationalen 
Minderheitenkongreß!« 


Wir haben hier das zwar nicht neue, aber auch in 
dieser Wiederholung nicht uninteressante Eingeständnis, 
daß die ganze innerdeutsche, resp. preußische Minder- 
heitenpolitik ausschließlich als Instrument der deutschen 
Außenpolitik zu fungieren hat und daß deshalb »ein Reichs- 
oder preußisches Minderheitenrecht eine außenpolitische Not- 
wendigkeit« ist. Im Rahmen der Aufgaben, die durch das 
Minderheitenproblem der deutschen internationalen Politik 
gestellt worden sind, ist natürlich die eigene reichsdeutsche 
Minderheitenpolitik ein Störungsfaktor, solange mit Recht auf 
die Tatsachen hingewiesen werden kann, durch die die recht- 
liche Situation der Minderheiten in Deutschland dargestellt 
wird. Wenn Dr. Hamburger dabei eine großzügige Gegenauf- 
klärung für notwendig hält, so ist es ihm wie auch den amt- 
lichen Stellen, doch durch niemand, am allerwenigsten durch 
uns verwehrt, sie in Erscheinung treten zu lassen. Da die 
Broschüre bereits seit zwei Jahren der Oeffentlichkeit be- 
kannt ist, hätte diese Gegenaktion schon längst geschehen 
sein können. Daß sie unterblieb, ist ein Zeichen dafür, daß 
man sich amtlicherseits scheut, Tatsachen, die auch den Be- 
hörden nur zu gut bekannt sind, noch einer schärferen Kritik, 
als sie in der Broschüre geübt wurde, auszusetzen. Nachdem 
aber Dr. Hamburger diese amtliche Gegenaufklä- 
rung Öffentlich fordert, nehme ich an, daß sie 
jetzterfolgen wird, wasden Minderheitenin 
Deutschland im Interesse einerinnerpoliti- 
schen und minderheitsrechtlichen Klärung 
nurerwünschtseinkann Daß dabei von uns bisher 
nicht publiziertes Aktenmaterial gleichfalls zu dieser Klä- 
rung herangezogen werden wird, kann und muß als notwen- 
dige Selbstverständlichkeit gelten; der Anfang ist unsererseits 
im April-Maiheft 1931 der »Kulturwehr« gemacht worden (Dr. 


272 


von Openkowski: Ist Artikel 113 der deutschen Reichsverfas- 
sung positives Recht?). 

Zu den einzelnen Punkten, die Dr. Hamburger für seine 
Kritik aus der Broschüre herausgegriffen hat, ist nur folgen- 
des zu erwidern: 


Besonderes Mißfallen hat bei Dr. H. die der Broschüre bei- 
gegebene Karte über die Siedelungsgebiete der nationalen 
Minderheiten im Deutschen Reich erregt. Das hat ihn leider 
dazu verleitet, aus der Karte etwas herauszulesen, was bei 
einiger Ueberlegung niemand aus ihr heraus- oder in sie hin- 
einzulesen vermag, es sei denn, daß es unter allen Umständen 
geschehen soll, um den Inhalt der Broschüre von A bis Z nach 
Kräften diskreditieren zu können. Diese tendenziöse Absicht 
gibt Hamburger erfreulicherweise auch gleich im ersten Satz 
seiner Kritik zu erkennen; »stets muß man dem Autor dan- 
ken, wenn er die Flagge schon auf der ersten Seite zeigt«, so 
leitet Dr. Hamburger seine Kritik ein und so gebührt auch 
ihm unser besonderer Dank! 

Was die Karte selbst betrifft, so braucht gar nicht beson- 
ders betont zu werden, daß sie durchaus korrekt gezeichnet 
ist; ich habe sie auch ausdrücklich als Karte der Siedelungs- 
gebiete bezeichnet. Damit ist ganz klar gesagt, daß es sich um 
territoriale Umgrenzungen, nicht aber um eine statistische 
Karte handelt. Wenn Dr. Hamburger weiter bemängelt, daß 
zwar die Minderheiten im Deutschen Reich übersorgfältig 
(also doch!) eingezeichnet worden sind, nicht aber die deut- 
schen und sonstigen Minderheiten in Polen und in der Cecho- 
slovakei, so darf ich wohl darauf aufmerksam machen, daß 
die Karte ausdrücklich als un des Deut- ` 
schen Reichs bezeichnet ist. Wenn sie den Eindruck ge- 
macht hat, den Dr. Hamburger erwähnt, so ist das nicht meine 
Schuld, sondern die Tatsachen sind auch hier eben stärker 
als alle Sentiments des Herrn Dr. Hamburger. Andererseits 
ist Dr. Hamburger wieder erstaunt oder ist unzufrieden mit 
uns, daß die Existenz der lechischen Minderheit in Berlin 
nicht in der Karte vermerkt ist. Ich habe viel Verständnis für 
seine freundliche Ironie und so wird es wohl das Beste sein, 
wenn ich mir für die zweite Auflage die kritisierte Karte von 
Herrn Dr. Ludwig Hamburger in Genf zeichnen lasse. 

Nun ein Wort zu den Zahlen. Sie sind hinsichtlich der 
Cechischen Minderheit den amtlichen Statistiken entnommen; 
soweit die »Reichsländer« der deutschen Statistik in Frage 
kommen, glaube ich auf Grund einer Ueberprüfung der Zahlen 
für die Lausitzer Serben das Recht zu einer skeptischen Be- 
urteilung zu haben. Denn dort werden (nach dem statistischen 
Handbuch für die europäischen Nationalitäten) 196 Reichs- 
ausländer mit »wendischer« oder »deutscher und wendischer« 
Muttersprache angegeben. Wer die Verhältnisse auch nur 
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einigermassen kennt, weiß genau, daß es zwar eine große An- 
zahlreichsdeutscher Staatsangehörigen deutscher Ab- 
stammung im Sprachgebiet der Lausitzer Serben gibt, die die 
l.-serbische (wendische) Sprache beherrschen; woher aber die 
wendischsprachigen »Reichsausländer« stammen, ist ein Ge- 
heimnis der deutschen Statistik. Aber wenn bei den mit 
<techischer Muttersprache gezählten die Zahl der Reichsaus- 
länder stimmt: unter der Minderheitsbevölkerung Schlesiens 
mit lechischer Muttersprache befinden sich lediglich 1728 
Reichsausländer, sodaß auch durch diese Tatsache die Sied- 
lungsabgrenzung der von mir gezeichneten Karte als rich- 
tig erwiesen wird, wobei ich allerdings die von Dr. Hambur- 
ger beanstandete Zählung der fluktuierenden reichsausländi- 
schen £echischsprachigen Bevölkerung in Berlin und im 
übrigen Reich unbeachtet gelassen habe, was sachlich kaum 
beanstandet werden kann. 


Bezüglich der Lausitzer Serben (H. schreibt »Sor- 
ben«, was immerhin noch richtiger ist als »Wenden«) hat der 
Verfasser nur zu bemerken, daß wir den schriftsprachlichen 
Unterschied zwischen Ober- und Niedersorben nicht erwähnt 
haben und daß die Zahlen viel zu hoch gegriffen seien. Die 
erste Beanstandung ist zu kleinlich, als daß hier besonders 
darauf erwidert werden müßte; wenn aber behauptet wird, 
daß sich gerade daraus erhebliche Schwierigkeiten für den 
Minderheitenschutz ergeben, so ist das nur ein Vorwand zur 
Verweigerung der nationalkulturellen Rechte und wird da- 
durch zu einer euphemistischen Entschuldigung dieser 
‚ Rechtsverweigerung. Wenn ich von einem einheitlichen sla- 

vischen Volkstum gesprochen habe, so bezog sich das, aus dem 
Wortlaut des ganzen Abschnittes betrachtet, doch nur auf die 
Lausitz der Gegenwart; wenn Dr. Hamburger aber glaubt, nur 
von Stämmen sprechen zu können, so hat es auch kein ein- 
heitliches deutsches Volkstum jemals gegeben, am allerwenig- 
sten in der Gegenwart. Die Existenz der vielen deutschen 
»Länder des Reichs«, in denen die Stammeseigenart konser- 
viert werden soll, beweisen das und auch die deutsche Reichs- 
verfassung dekretiert in der Praeambel: Das deutsche Volk, 
einig in seinen Stämmen... 


Was die Zahl der Lausitzer Serben anbelangt, so steht 
unsere Zahlenangabe in keinem Gegensatz zu der Feststellung 
in Masarykuv Slovnik Nau£öny, »der ein dauerendes Zurück- 
gehen der Wenden erkennen läßt«. Bewiesen wird dadurch 
nur, daß durch die Verweigerung der muttersprachlichen na- 
tionalkulturellen Schule langsam aber stetig die stets geleug- 
nete zwangsweise Germanisierung der Lausitzer Serben Fort- 
schritte macht. Die Zahl von 160,000 wird selbst von deutschen 
Kennern der Verhältnisse nicht mehr bestritten, wie erst vor 
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kurzem in einem Vortrag des berliner Rundfunks festgestellt 
werden konnte. 


Daß Dr. Hamburger die Erwähnung der Friesen keine 
Freude bereitet hat, sodaß er eine recht verärgerte Zwischen- 
bemerkung macht, ist durchaus verständlich. Einen beson- 
deren Trumpf glaubt Dr. Hamburger gegen uns auszuspielen, 
wenn er die Stellungnahme des Herrn Prof. Adolf Černý im 
Slovanský Přehled zitiert. Nun ist aber die Kritik Cerny’s 
nichts weiter als seine persönliche Ansicht, oder ein Wunsch, 
den wir zur Kenntnis nehmen können, wenn uns konkret ge- 
sagt wird, welche ethnografischen und statistischen Angaben 
wissenschaftlicher und gründlicher in einer allgemein infor- 
mierenden Schrift von 23 Seiten Umfang hätten sein können. 
Im übrigen möge hier jedoch der Klarheit und Wahrheit hal- 
ber festgestellt werden, daß Herr Prof. Černý der Minderhei- 
tenbewegung in Deutschland — und zwar naturgemäß — sehr 
fern steht; daran ändert auch sein spezielles Interesse an den 
Lausitzer Serben nichts, da auch diese — wie alle übrigen 
Minderheiten in Deutschland — die Minoritätenfrage als eine 
innerstaatliche Angelegenheit betrachten. Wenn Černý meint, 
die Broschüre sei offenbar zur Information des Auslandes 
gesehrieben, so ist das richtig; dielnformation 
für die deutsche Oeffentlichkeit erschien 
uns aber weit wichtiger, und deshalb auch 
wurde die Schriftin deutscher Sprache her- 
ausgegeben. Die polnische Uebersetzung dient aber — 
genau so wie die dänische, die Dr. Hamburger offenbar nicht 
kennt — der Unterrichtung jener Kreise, die an ihrem Min- 
derheitenvolkstum in Deutschland das gleiche berechtigte 
Interesse haben, wie das deutsche Volk an seinen Stammes- 
genossen in anderen europäischen Staaten; ein vorsichtiges 
Ausschweigen darüber besteht nur in der Phantasie des Herrn 
Dr. Hamburger, und wir wollen ihm verraten, daß bisher eine 
englische und französische Ausgabe nicht erschienen ist, aber 
jederzeit herauskommen Könnte. 


Die Kritik Dr. Hamburgers enthält im Ganzen wenig an 
sachlichen Beanstandungen; umso mehr aber ist der Verfas- 
ser bemüht, den Autoren der Broschüre Motive zu unterstel- 
len, die bei objektiver Beurteilung niemand in der Broschüre 
vorzufinden vermag. Dazu möchte ich nur bemerken: diese 
Unterstellungen, daß die Broschüre nur geschrieben wurde, 
um der Außenpolitik Deutschlands Schwierigkeiten zu ma- 
chen, müssen wir uns ganz entschieden verbitten. Es ist ein 
unfaires Beginnen, die Schilderung der tatsächlichen 
und bewiesenen rechtlichen Verhältnisse, unter denen die 
nationalen Minderheiten im Deutschen Reich auch heute noch 
— 10 Jahre nach Eintritt Deutschlands in den Völkerbund — 


279 


leben, als eine illoyale Handlung gegen Deutschland zu denun- 
zieren. Beseitigt die Tatsachen und jede Möglichkeit einer Ge- 
fährdung der außenpolitischen Aufgaben der deutschen Reichs- 
politik wird von selbst entfallen! Darin ist Herr Dr. Hamburger 
— wie aus einzelnen seiner Wendungen geschlossen werden 
könnte — einundderselben Meinung mit uns. Die Gegenäuße- 
rungen, die er fordert, sollten wirklich erfolgen, und wir erwar- 
ten dringend die Mitteilung dessen, was das Deutsche Reich, 
resp. Preußen alles für die nationalen Minoritäten in seinen 
eigenen Staatsgrenzen getan hat; die Welt wird dann aus offi- 
ziellem Munde erfahren, um wieviel weniger es ist als das, was 
für die eigenen Volkstumsangehörigen, die als Minderheiten in 
Europa leben, gefordert wird. — ska. — 


Pressestimmen 


Immer wieder versucht die deutsche nationalistische Presse 
in ihren Ennunziationen den Eindruck hervorzurufen, daß 
die Deutschen im Südosten Europas zu den unterdrückten 
Minderheiten gehören. Das beruht auf Böswilligkeit, denn 
auch die deutsche Presse ist gut genug von den Tatsachen 
unterrichtet, über die z. B. »Dybbel-Posten« (Sønderborg, 
15. Mai) einen Artikel aus der Feder A. Grau’s bringt, und in 
dem dieser sachliche Kritiker und Kenner der tatsächlichen 
Verhältnisse u. a. schreibt: 


»Seit 1920 war es ein zweifelhaftes Vergnügen, der Entwicklung 
der Verhältnisse zwischen den nationalen Minderheiten und den Mehr- 
heitsstaaten zu folgen. An manchen Stellen hat eine solche Atmo- 
sphäre der Mißverständnisse und des Mißtrauens, Ja auch des Hasses 
zwischen ihnen geherrscht, daß es schwierig war, einen Ausweg zur 
friedlichen Lösung vieler dieser Fragen zu erblicken. Die ganze Schuld 
lag hier nicht bei den Mehrheiten, in manchen Fällen auch vielleicht 
nicht einmal die Hauptschuld, aber gleich bedauerlich war eine Ent- 
wicklung zwischen zwei Teilen, die genau genommen nur als Kläger 
und Angeklagte einander gegenüber standen. An vielen Stellen waren 
die Minderheiten ungeduldig und pochten auf vertragliche und mo- 
ralische Rechte, während die Staaten oft wartend und zögernd Bevöl- 
kerungsteilen gegenüberstanden, die dem Anschein nach zu allerletzt 
sich mit den bestehenden Verhältnissen abfinden wollten. In der Mitte 
des soeben vergangenen Jahrzehnts scheint doch die erste Etappe der 
Mißverständnisse und des Hasses durchbrochen zu sein. Die Jahre 
1925 und 1926 sind seit dem Friedensschluß nach dieser Richtung hin 
die bedeutungsvollsten und zeichnen sich durch eine Reihe sehr wich- 
tiger Begebenheiten aus. 1925 wurde der erste Minderheitenkongreß 
in Genf abgehalten. Er tritt mit einem damals noch ausgeprägten 
Friedensprogramm hervor, dessen erste Losung die Verständigung 
zwischen Minderheit und Mehrheit war, und nach außen hin prägt 


‘ der Kongreß jene Forderung der staatsbürgerlichen Loyalität, die 


allen Kongreßteilnehmern gestellt wird, und mit der man es 
später nicht so genau genommen hat. Die Bedeutung des. 
Kongresses für die Minderheitensache darf nicht unterschätzt werden. 
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1925 wird die Kulturautonomie in Estland eingeführt. Prinzipiell ist 
dies ein sehr wichtiger Schritt. Das Jahr 1926 wird aber noch.wiehti- 
ger. Bis zu diesem Zeitpunkt ist nämlich Preußen, das bis dahin keine 
Minderheitenordnung gehabt hat, soweit gekommen, daß es den ersten 
Schritt in dieser Richtung macht, indem die Dänen in Südschleswig 
ihre erste Schulordnung erhalten. Erst zweieinhalb Jahre später be- 
kommen auch die Polen die ihrige. Die Lausitzer-Serben und Litauer 
haben noch keine, aber der erste Schritt wird 1926 gemacht. Im selben 
Jahre ereignet sich etwas ungeheuer Wichtiges in der Cechoslovakei, 
wo die beiden ersten deutschen Minister ins Ministerium aufgenom- 
men werden und die sogen. aktivistische Richtung, die sich auf 
einen staatsloyalen Standpunkt stellt, siegt. Seitdem scheint die Ent- 
wicklung in freiheits- und friedensfreundlicher Richtung nicht allein 
zu stocken, sondern hier und da sogar den Krebsgang zu gehen. Und 
dieser Marsch auf der Stelle oder Rückgang, der sich durch erbitterte 
innere Kämpfe in verschiedenen Ländern kennzeichnet, scheint mit 
dem Anwachsen der nationalistischen Welle in den deutschsprachigen 
Ländern zu kulminieren. Es ist bezeichnend, daß die schärfsten 
Aeußerungen derselben auf beiden Seiten der deutschen Ostgrenzen 
zu finden sind. Die deutschen Klagen über polnische Uebergriffe vor 
den Wahlen sind.bereits auf der letzten Ratstagung in Genf behandelt 
worden, weniger bekannt sind Angriffe und Ueberfälle 
deutscher Nationalisten auf polnische Schulen und 
Vereinszusammenkünfte in Preußen, von denen die meisten ebenso 
wie die polnischen in Oberschlesien ihr gerichtliches Nachspiel be- 
kommen haben. 

Aber jetzt, da wir am Eingang zum zweiten Jahrzehnt nach dem 
Friedensschluß stehen, ereignen sich wieder bedeutungsvolle Fort- 
schritte, und zwar diesmal auf dem Balkan innerhalb Jugoslaviens 
und Rumäniens, vorläufig nur noch für einzelne Minderheiten, aber 
vielversprechend in ihrem Anfang. Die jugoslavische Regierung hat 
eine Reihe neuer Schulgesetze für die deutsche Minderheit in diesem 
Lande geschaffen. Die Deutschen sind dort die größte Minderheit, 
gegen 550,000, und sie wohnen zumeist in Kolonien, die bis zu 800. Jah- 
ren alt sind. Die Ausführung dieser Gesetze — jene, auf die es an- 
kommt — ist jetzt in vollem Gang, und es sieht danach aus, als ob sie 
in einem Geiste geschieht, der Jugoslavien alle Ehre macht. Auf 
deutscher Seite ist man voller Erwartungen und im allgemeinen auch 
voll von Lob über das, was dort geschehen ist. Die anderen nationalen 
Minderheiten in Jugoslavien, die Magyaren, Rumänen usw., haben 
noch nicht dieselben Rechte wie die Deutschen. Diese haben gleich- 
zeitig das Vereinsrecht für ihre kulturellen Institutionen und Organi- 
sationen erhalten. In Rumänien erwarteten die Minderheiten eine 
neue Epoche, als Maniu vor zweieinhalb Jahren ans Ruder kam. Es 
wurden neue freisinnige Gesetze verkündet, eine Regierungsdelegation 
wurde ausgesandt, um an anderen Stellen die Minderheitenfrage zu 
studieren und daraus Erfahrungen für die Abfassung der neuen Ge- 
setze zu gewinnen. Die Deutschen gingen eine Wahlverbindung mit 
Maniu ein, die Magyaren dagegen nicht. Aber nichts geschah. Durch 
die neue Regierungsbildung mit Prof. Jorga ist doch etwas ge- 
schehen, indem der bekannte deutsche Minderheitenführer Brandsch 
zum Unterstaatssekretär in Minderheitenfragen ernannt worden ist. 
Die Aeußerungen, mit denen er nach seiner Ernennung hervorgetreten 
ist, zeigen, daß dort jetzt ein Wille lebt, auch dort eine vollständige 
Minderheitenordnung zu schaffen, wo die Deutschen ca. dreiviertel 
Millionen ausmachen, während (die Zahl der Magyaren an die andert- 
halb Millionen beträgt, außer sechs verschiedenen anderen Minder- 
heiten. Die rumänischen Verhältnisse sind noch zu unstabil, um etwas 
Bestimmtes erwarten zu können, aber den Willen dazu hat man jeden- 
falls momentan stark demonstriert. Für den, der diesen Fragen folgt, 


277 


liegt in den beiden erwähnten Dingen etwas wirklich Verheißungs- 
volles. Es ist, als ob damit die Entwicklung wieder einige Schritte 
vorwärts geführt wird. Die 11 Jahre, die jetzt seit dem Inkrafttreten 
der Friedensschlüsse verflossen sind, sind ja nur eine kurze Zeit- 
spanne im Leben der Völker. Jeden Fortschritt muß man unter die- 
sem Gesichtspunkt und im Verhältnis zu dem Einfluß, den er auf die 
Gesamtentwieklung ausübt, betrachten.« 


x 


Das dänische »Sydslesvigsk Korrespondancebureau«, Flens- 
burg, bringt eine sehr interessante Uebersicht über den gegen- 
wärtigen Stand der deutschen Volkshochschulen im schles- 
wigschen Grenzgebiet, die man dort nach dem vortrefflichen 
Vorbild der dänischen Volkshochschule in den Jahren nach 
1920 errichtet hat. Nachdem sie die, eine besondere Stellung 
einnehmende und sich nicht grenzpolitisch betätigende sozial- 
demokratische Arbeiter-Volkshochschule in Harrieslee bei 
Flensburg kurz skizziert hat, heißt es weiter in der Korre- 
spondenz: 


»Von den übrigen deutschen Hochschulen in Schleswig hat be- 
sonders die in Rendsburg, die früher von Professor Tonnesen geleitet 
wurde, eine Sonderstellung erhalten, weil sie Verbindungen mit den 
deutschen Minderheiten in Europa gesucht und Schüler aus einer 
ganzen Reihe europäischer Staaten erhalten hat. Sie ist dadurch zu 
einer deutschen Minderheitenhochschule europäischer Prägung ge- 
worden, betrachtet aber dauernd den grenzpolitischen Einsatz in 
Schleswig als eine Hauptaufgabe. 

Die neuesten Berichte über diese Hochschule geben einen guten 
Eindruck von der Bedeutung der Hochschule in der deutschen Grenz- 
arbeit. Die Hochschule in Rendsburg hat im Winterhalbjahr 1930 
42 Schüler gehabt, die zum größten Teil aus Nordschleswig, Südschles- 
wig und Holstein stammten, 8 Schüler waren aber aus Kärnten, 
l aus Südtirol und 3 aus Rumänien. Die Hochschule in Leck 
eben südlich der Grenze wurde im Winterhalbjahr 1930 von 24 Schü- 
lern besucht und war damit vollkommen besetzt. Die meisten Schüler 
stammten aus der näheren Umgebung der Schule in Südschleswig und 
ein Teil aus Nordschleswig und Holstein. Ein Schüler war aus Kärn- 
ten und einer aus der Cechoslovakei. Folketingsabgeordneter 
Schmidt und Rektor Koopmann (Deutsehtumsführer im dänischen 
Nordschleswig. D. Red.) haben Vorträge auf der Schule gehalten. Die 
Volkshochschule Mohrkirch-Österholz in Angeln wurde im Winter- 
halbjahr von 28 weiblichen Schülern, von denen 8 aus Nordschleswig 
waren, besucht. Im Jahresbericht bezeichnet die Schuldirektion als 
ihre Hauptaufgabe, die deutsehsprachliche und deutschgeistige Aus- 
bildung der Jugend des abgetretenen Gebietes und die Stärkung ihres 
deutschen Nationalitätsgefühls. Die einzige deutsche Hochschule in 
Nordschleswig, in Tinglev, hat in diesem Sommerhalbjahr 36 Schüler 
und man konnte nicht einmal alle diejenigen aufnehmen, die sich 
meldeten. Von diesen Schülern sind 21 aus Nordschleswig, 12 aus 
Südschleswig und Holstein, 2 aus Rumänien und 1 aus Danzig. 

Diese Veröffentlichungen zeigen den wachsenden Einfluß der 
deutschen Hochschulen in der deutschen Grenzarbeit in Nordschles- 
wig, aber gleichzeitig geht daraus hervor, daß sie zugleich die ge- 
samte deutsche Minderheitenarbeit beeinflussen, indem sie aus allen 
möglichen Gegenden Europas, wo sich deutsche Minderheiten befin- 
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den, Schüler zu sich heranziehen. Von dänischer Seite aus ist deshalb 
kein Grund vorhanden, die Bedeutung der Hochschule in der natio- 
nalen Arbeit zu unterschätzen. 


Die Idee einer Minderheitenvolkshochschule 
ist ausgezeichnet. 

Wie wäre es, wenn die Dänen — der S. K. B.-Artikel ist 
in einer ganzen Reihe dänischer Zeitungen zum Abdruck ge- 
kommen — hier einmal von den Deutschen lernen würden 
und eine der vielen dänischen Volkshochschulen in Nord- 
schleswig nicht nur, was bisher ja schon auf allen dänischen 
geschieht, Schülern aus der dänischen Minderheit Südschles- 
wigs, sondern auch aus den Reihen der übrigen fremdstaat- 
lichen Minderheiten des Verbandes der nationalen Minder- 
heiten in Deutschland öffneten, also dort auch eine Art Min- 
derheitenvolkshochschule schufen? Die jungen Leute aus 
unseren Reihen könnten dann gleichzeitig mit der dänischen 
Kultur Fühlung nehmen, und das Ganze würde deshalb auch 
der Zusammenarbeit im Verbande im höchsten Grade zugute 
kommen. Auf jeden Fall könnte man hier einmal mit der den 
Dänen am benachbartesten Minderheit, nämlich der frie- 
sischen, einen Anfang machen. — m. l. — 


Besprechungen. 


Dr. Wintgens, Hugo: Der völkische Schutz der nationalen, 
sprachlichen und religiösen Minderheiten. Im Handbuch des Völker- 
rechts 2. Bd. 8. Abt. Herausgeber Professor Dr. Stier-Sombo in 
Köln a. Rh. Verlag von W. Kohlhammer, Stuttgart 1930. 

In dem vorliegenden Werke ist in umfangreicher, allumfassender 
Bearbeitung das Material zusammengetragen und systematisiert wor- 
den, das in irgendeiner Form den Rechtsschutz europäischer Minder- 
heiten zum Gegenstand hat oder hatte Der Verfasser holt weit aus, 
beginnt im 1. Teile den Begriff und die ideellen Grundlagen 
des Minderheitenrechts zu erläutern, um im 2. Teile eine 
Berhichte des internationalen Minderheitenschut- 
zes vom Mittelalter ab zu schreiben und im 3. Teile über die gegen- 
wärtige politische Lage der einzelnen europäischen 
Minderheiten zu berichten. Erst im 4.Teile fängt die eigent- 
liche juristische Darstellung des geltenden internationalen 
Minderheitenrechtes an. 

Hier wird systematisch zunächst das materielle Minderheitenrecht 
nach seinen Quellen, individuellen und kollektiven Charakter behan- 
delt; sodann folgt die Darstellung des formellen Minderheitenrechts, 
geordnet nach den Quellen und geltendem Verfahrungsgang vor den 
internationalen Instanzen. In diese bunte Menge internationaler Be- 
stimmungen, die für die versehiedenen betroffenen Staaten Europas 
ganz anders gelagerte Verhältnisse regeln und deshalb oft völlig von- 
einander abweichen, Systematik hineinzubringen, konnte naturgemäß 
nicht als leichte Aufgabe erscheinen. Diese Schwierigkeit suchte der 
Verfasser dadurch zu beheben, daß er bestimmte Rechtsinstitute, wie 
z. B. Eigentum, Staatsangehörigkeit, Bekenntnis- und Sprachfreiheit 
etc. in den einzelnen internationalen Abkommen, Verträgen und son- 
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stigen Verpflichtungen miteinander verglich, um das ihnen Gemein- 
same oder Abweichende hervorzuheben. Dabei ist aber nicht zu ver- 
kennen, daß die Schutzbestimmungen, welche die deutschen Minder- 
heiten in Polen betreffen, besonders berücksichtigt worden sind. Sehr 
eingehend und als besonderer 5. Teil des Werkes hat der Verfasser 
den Minderheitenschutz nach dem deutsch-polnischen Abkommen über 
Oberschlesien (OSA) vom 15. V. 1922 behandelt. Wegen der über- 
ragenden Bedeutung, welche dieses Abkommen auch für die polnische 
Minderheit in Deutsch-Oberschlesien gewinnt, sei der Aufbau des 
5. Teiles kurz skizziert. 


Im geschichtlichen Abschnitt wird zunächst die rechtliche Grund- 
lage der Volksabstimmung in Oberschlesien, der Art. 88 des Versailler 
Friedensvertrages, erörtert. Es folgt die übliche Abgrenzung des 
räumlichen und zeitlichen Geltungsbereiches des O.S.A. Von grund- 
sätzlicher Bedeutung wird dem Leser sodann die Darstellung über 
das Verhältnis zwischen Titel I und II des dritten Teiles des ober- 
schlesischen Abkommens erscheinen, schon deshalb, weil sie den 
Schlüssel gibt zum Verständnis und zur Auslegung vieler wichtiger 
Bestimmungen des O.S.A. Von gleicher Bedeutung ist die Frage des 
Verhältnisses des O.S. A. zur deutschen Reichsverfassung und polni- 
schen Staatsverfassung. Bei der Behandlung der einzelnen Bestim- 
mungen des materiellen Minderheitenrechts beginnt der Verfasser mit 
dem Schutz der zivilen und staatsbürgerlichen Rechte und dem Schutz 
der Religionsfreiheit, um sich sodann eingehender mit dem Minder re 
heitenschul-, und sprachenrecht in Oberschlesien zu befassen. Im Ab- 
schnitt über das formelle Minderheitenrecht werden in übersichtlicher 
Form die Kompetenzen und Verfahrensregelungen vor den internatio- 
nalen Kontrollinstanzen abgegrenzt. 


Im Anschluß an den Rechtsschutz nach dem O. S. A. folgt eine all- 
gemeine, der Auffassung des berliner Auswärtigen Amtes Rechnung 
tragende, politische Schlußbetrachtung über die Erweiterung des ma- 
teriellen Minderheitenrechtes und des Minderheitenverfahrens vor 
dem Völkerbundsrate. . 


Ueber das Werk im ganzen kann man ein Urteil dahin treffen, 
daß überall das Bestreben des Verfassers hervortritt, sich in den 
Grenzen der objektiven Rechtssätze zu halten und in systematischer, 
wissenschaftlicher Weise eine alles Wichtige umfassende, aber mög- 
lichst vollständige Darstellung des umfangreichen Stoffes zu bieten. 
Gleichwohl kann aber nicht unbemängelt bleiben zunächst die nur 
der Verwirrung dienende, stetige Einführung neuer Begriffe in die 
Minderheitenrechtsliteratur, wie z. B. »Nehmestaat«, »Gebestat« oder 
»Ferndeutsche« im Gegensatz zu »Ausland- und Grenzdeutschen« u.a., 
sodann viele Vergleiche von Rechtsinstituten in den internationalen 
Bindungen, Vergleiche, die deshalb daneben greifen, weil vielfach 
völlig andere Voraussetzungen für die rechtliche Regelung des Min- 
derheitenschutzes vorlagen. Bisweilen ist auch in die Vorträge etwas 
hineinprojiziert, was aus ihnen nicht entnommen werden kann, wie 
z. B. in das O.S. A. ein »Grundsatz der Verbindung mit dem Heimat- 
staat« bei der Lehreranstellung u. a. Dem großen, unbestreitbaren 
Wert des Gesamtwerkes soll damit aber duchaus nicht Abbruch getan 
werden. Praktisch ist es von großem Nutzen und dem Leser zu Nach- 
schlagezwecken zu empfehlen, umsomehr als es sich freizuhalten be- 
müht von jener Art des größten Teils der deutschen Minderheiten- 
rechtsliteratur, die lediglich problematisiert und sich in subjektive 
Auffassungen verliert, deren Theorien dabei mehr von politischem 
Wollen getragen sind, als von dem reinen Bestreben nach Erkenntnis 
der Wahrheit. — n. p. — 
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Karl Bell: Siebenbürgen. Monografiensammlung: Das Deutsch- 
tum im Auslande. ee A von Karl Bell. Mit 3 Karten und 
zahlreichen Abbildungen esden 1930. Deutscher Buch- und Kunst- 
verlag Wilhelm Berger. Preis kart. 6,50 RM.; geb. 8— 'RM. 

Das vorliegende vom Verlag gut ausgestattete Buch ist in mehrere 
Abschnitte gegliedert, die zum Teil vom Herausgeber, vorwiegend aber 
von siebenbürgischen Autoren verfaßt wurden: Der Siebenbürger 
(richtiger wohl: siebenburgener oder siebenburgischen, abgeleitet von 
Sibiuburg = Sibiu = Hermannstadt) Sachsen Schicksal und Sendung 
(Bell); Kirche und Schule bei den S. Sachsen (Müller-Langenthal); Die 
Sprache der S. Sachsen (A. Schleiner); Deutsches Schrifttum in Sie- 
benbürgen (Klein); Kunst und Lebensform der S. Sachsen (V. Roth); 
Sitte und Brauch der S. Sachen (V. Roth); Die Volkstracht der S. Sach . 
sen (V. Roth); Wirtschaft und Volkstum in Siebenbürgen (Bell). 

Ueber das siebenburgische Sachsenvolkstum, das ein Ergebnis 
kolonistischer Vermischung fast aller deutscher "Stämme ist, besteht 
schon seit langem eine umfangreiche und erschöpfende Literatur. Es 
war deshalb für den Herausgeber nicht leicht, etwas Neues zu bringen, 
und im wesentlichen ist das Buch auch nur eine Quellenausschöpfung - 
unter gleichzeitigem Zuschuß neuzeitiger deutscher Ideen und Ziel- 
setzungen, die sich in den Begriffen »deutsche Kultur- und Schicksals- 
gemeinschaft« ausdrücken, von denen jedoch gerade die »Schicksals- 
gemeinschaft« kaum mehr als eine schlagwortartige Phrase ist, will 
man anders die ganze Geschichte der siebenburgischen Sachsen nicht 
verfälschend umdeuten. Es ist darum durchaus verständlich, daß die 
sachlich wertvollsten Aufsätze von den bodenständigen Autoren 
stammen; zu dem interessantesten gehört m. E. die Abhandlung von 
Andreas Scheiner über die Sprache der S. Sachsen, aber auch alle 
drei Aufsätze von Dr. Viktor Roth, während die Bell’schen Arbei- 
ten gar zu deutlich — und nicht gerade zum Vorteil des guten Buches 
— den unter dem Einfluß des Deutschen Schutzbundes oder des Ver- 
eins für das Deutschtum im Auslande stehenden Reichsdeutschen ver- 
raten. Von diesen Mängeln abgesehen — die aber zu scharf hervortre- 
ten, als das sie übersehen werden könnten — empfiehlt sich das Buch 
als ein volkstumskulturelles Lesebuch, das dem Nicht- 
deutschen ein starkes, gesundes und trotz allen Entnationalisierungs- 
versuche der Magyaren doch noch blühendes Volkstum zeigt, an dem 
„ man sein Wohlgefallen haben kann. -= — ska, — 


pe 
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Karl Haushofer: Geopolitik der Pan-Ideen. Weltpolitische 
Bücherei. Bd. 21. Herausgegeben von Dr. Adolf Grabowsky. Zentral- 
verlag G. m. b. H. Berlin W. 35. 

In einer Zeit, in der das scheinbar idealistische Ringen des deut- 
schen Volkes um jede noch so kleine Gruppe außerhalb der gegebenen 
Staatsgrenzen des Deutschen Reichs lebender Minderheiten, Emigran- 
ten oder Kolonisten, mit fast religiöser Intensität gefübrt wird, kommt 
das vorliegende Buch im rechten Augenblick, um diesen Idealismus zu 
beleuchten. Haushofer, der Theoretiker und Propagator der specifischen 
deutschen »Geopolitik<, unternimmt in seiner Publikation den Ver- 
such, die Entwicklung der Pan-Ideen geschichtlich darzustellen und 
sie im modernen geopolitischen Sinne zu deuten, zu bewerten und so 
ihre praktische politische Auswertung vorzuzeichnen. Das raumpoliti- 
sche Denken ist hier die Ergänzung des nationalpolitischen Senti- 
ments, von dem die Auslandsdeutschtumspolitik einschließlich der 
deutschen Minderheitspolitik beherrscht wird. Diese ist zu einer Art 
Religion gemacht worden, mit Glaubenssätzen und Dogmen, gegen die 
es keine Auflehnung geben darf und die bestimmt ist, die auf Allge- 
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meingeltung gerichtete Massenbewegung geistig zu ernähren. Die 
geopolitische Ideologie sieht fast gänzlich von dem Menschen im 
Raum ab; sie betrachtet den Raum als die größte politische Realität. 
Es ist selbstverständlich, daß sie keine Glaubenslehrsätze aufstellt, 
sondern mit Formulierungen arbeitet, die reinste Machtpolitik ver- 
treten. Es wirkt deshalb merkwürdig — und sogar ein wenig peinlich 
—, wenn Haushofer in seiner Broschüre z. B. Maximen des heiligen 
Augustinus für seine Darstellungen zitiert. Trotzdem erkennt man 
aber, daß der Gedanke einer pangermanischen Ideendurchsetzung bei 
den Nationalpolitikern wie bei den Geopolitikern gleichen Ursprungs 
ist: pan-atheistische Anbetung des Machtgedankens. 

Die Broschüre zeigt zahlreiche sehr interessante, teilweise sogar 
fesselnde Aspekte neben recht gewöhnlichen und vielfach unklaren 
Formulierungen. Die Diktion und Gedankenassoziation ist jedoch 
mehr gekünstelt als gekonnt und manchmal von professoraler Breit- 
spurigkeit. Ein einfaches und klares Orientierungsmittel ist das 
Büchlein nicht, obwohl es als solches angepriesen wird; trotzdem sollte 
es kritisch von jedem Volkstumspolitiker studiert werden, um die 
Gegensätze und Zusammenhänge in der deutschen Ideologie über Volk 
und Raum zu erkennen. — ska. — 
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ClementDeltour: Enthüllungen. Verlagsanstalt Tyrolia. Inns- 
bruck-Wien-München 1930. 


Wer ist »Cl&ment Deltour«? Was enthüllt sein-Buch? Nun, nach 


dem eigenen Geständnis des Enthüllers ist er selbst ein ungarischer 
Geistlicher, hatte bei Kriegsausbruch Beziehungen zum französischen 
Kriegsministerium, trug sich mit Plänen, zumindest mit Gedanken, 
wie der deutsche Vormarsch auf Paris beschleunigt, die Marneschlacht 
verhindert oder doch deren Folgen von Deutschland abgewehrt werden 
könnten, wird französischer Kriegsgerichtsfunktionär und glaubt, alles 
das unter einen Hut bringen zu können. Was »Deltovr« enthüllt, sind 
gar keine Enthüllungen, sondern — bei benevolenter Beurteilung — 
Bekenntnisse einer schönen Seele, die leider die Franzosen nicht ver- 
standen und die Deutschen auch nicht, sodaß sie jetzt in einem Kloster 
ausruht von den vielen Enttäuschungen. Der Verfasser behauptet, daß 
er katholischer Geistlicher sei, was ihm niemand ohne weiteres glau- 
ben wird; er bestreitet, daß er Spion gegen seinen Gaststaat, in 
dessen militärische Dienste er unter recht eigenartigen Umständen 
trat, war, was ıhm gleichfalls sehr wenige Menschen glauben werden. 
Wer und was ist also dieser Schreiber eines politisierenden Schund- 
romans? . Er wurde nach eigener Behauptung bereits einmal tot- 
gesagt, ist unsagbar eitel auf seine »Berühmtheits; sein letzter Wunsch 
ist: der Welt tatsächlich gestorben und Gott geweiht zu sein für alle 
Zeit... Er hat zwar auch trotzdem noch andere Wünsche. Aber dem 
sei wie es wolle: de mortuis nihil! — ska. — 
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Bemerkungen 


Vor etwa einem Vierteljahr veröffentlichte das Organ der deut- 
schen Minderheit in Dänemark »Nordschlewigsche Zeitung« 
(Aabenraa) einen Artikel mit der Ueberschrift: Die »Kulturschande« 
des Herrn Skala. Inhalt und Form des Artikels lassen erkennen, daß 
es sich um einen der zahlreichen Versuche handelt, mich und meine 
minderheitspolitische Arbeit mit den schimpflichsten Mitteln herab- 
zusetzen. Meine Antwort, die im »Schleswiger« in Flensburg er- 
schien, hat die »Nordschleswigsche Zeitung« zunächst mit Ausflüchten 
erwidert, und als ich sie dann zu einer klaren Antwort zwang, hat sie 
es nach berühmten Mustern vorgezogen, die Sprache gänzlich zu ver- 
lieren. 

Neben der »Nordschleswigschen Zeitung« haben den erwähnten 
anonymen Artikel auch noch die »Schleswiger Nachrichten« gebracht, 
was jedoch vollständig bedeutungslos ist. Da aber auch der »Schles- 
wig-Holsteiner« (Kiel) und die »Grenzdeutsche Rund- 
sch au« (Hamburg) ihre Spalten der Beschimpfung eines unbequemen 
politischen Gegners geöffnet haben, sehe ich mich einer systemati- 
schen Verleumdungsarbeit gegenüber, der ich entgegentreten muß. 
nicht aus persönlichen Gründen — ich bin gewohnt, meine Person der 
Sache zu unterordnen —, sondern aus der Erkenntnis heraus, daß man 
auf mich schlägt, aber die von mir vertretene Sache der nationalen 
Minderheiten in Deutschland treffen will. Um der Oeffentlichkeit zu 
zeigen, wie dies geschieht und welches publizistische Niveau diese 
Gegner bevorzugen, gebe ich hier den Wortlaut des betreffenden Ar- 
tikels, wie er mir in dem Organ der deutschen Minderheit in Däne- 
mark »Nordschleswigsche Zeitung« (5. 2. 191) und einem 
Organ der deutschen Mehrheit »Grenzdeutsche Rundschauw« 
(Märzheft 1931) zu Gesicht gekommen ist, zur Kenntnis: 


»Noch ist Polen nicht verloren! Die Entlastungsoffensive ist in 
vollem Gang, und da der Angriff die beste Parade ist, wird alles auf- 
geboten, was den dazu nötigen großen Mund besitzt. Wie könnte Herr 
Jan Skala dabei fehlen als Kronzeuge der fluchwürdigen Unter- 
drückung der Minderheiten in Deutschland. Nun, in dieser freude- 
armen Zeit soll man sich das Vergnügen nicht entgehen lassen, das 
dieser edle Recke in voller Kriegsbemalung bietet, und darum lohnt 
es sich schon, ein Wörtchen zu einem Artikel der Belgrader Zeitung 
»Vreme« zu Sagen, in dem der Berliner Berichterstatter des Blattes 
den »bekannten serbischen Literaten« bemüht, um der deutschen Aus- 
senpolitik wieder einmal zu bescheinigen, daß sie die Minderheiten- 
frage nur als Vorwand für ihre revisionistische Politik benützt, wäh- 
rend gerade Deutschland kein Recht hat, sich als Anwalt der Minder- 
heiten zu gerieren. Die »Vreme« selbst hat diesen bedauerlichen 
Lapsus ihres kritiklosen Berichterstatters durch einen Artikel ihres 
politischen Redakteurs am nächsten Tage schon wieder korrigiert; 
vielleicht war es ihr selbst etwas zu viel des Guten gewesen! 

Da sich die Tatsache der preußischen Minderheitenschulverord- 
nung ja beim besten Willen nicht wegleugnen läßt, und da die »Schi- 
kanen« bei der Ausführung dieser Verordnung ein reichlich mattes 
Argument gegen die deutsche Minderheitenpolitik im Innern sind, 
müssen also die Wenden herhalten, »die dritte nationale Minderheit 
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in Deutschland, über die Herr Curtius sich einfach ausschweigt«. Was 
kann dieses Schweigen anderes sein als ein verlegenes Eingeständnis, 
daß die armen Wenden »in der Schule, in Kirche und in der Verwal- 
tung ohne alle Rechte sind«? Nach dieser Einführung legt nun Herr 
Skala los, derselbe Herr Skala, der 1918 mit seinen Freunden die Kon- 
junktur ausnutzen wollte, der sich immer wieder — allerdings vergeb- 
Jich — bemühte, die Arbeiten des Europäischen Nationalitätenkon- 
gresses zu sabotieren, und der seine Tätigkeit als »Führer« der Wenden 
— und als Schriftleiter der »Kulturwehr< (deren nächste Mitarbeiter 
die Dänen Grau und Bogensee sind) — zu nichts anderem benützt, als 
das friedliche Zusammenleben von Deutschen und Wenden zu stören. 
Da er offenbar selbst weiß, daß von seinen Worten auch die Gläubig- 
sten mehr als die Hälfte abziehen, fängt er gleich mit der Behauptung 
eines »systematischen Vernichtungskampfes gegen die Ueberreste der 
Elbe-Slaven« an. »Den wendischen Kindern ist es nicht erlaubt, ihre 
Muttersprache und Kultur zu pflegen und zu erhalten. In ganz Preus- 
sen besteht keine einzige Volksschule für die Lausitzer Serben, keine 
einzige Lehrerbildungsanstalt. Es besteht keine einzige mittlere und 
höhere Schule, in der die Muttersprache dieser Kinder, und sei es 
auch nur fakultativ, gelehrt würde.« Daß nach Anweisung des preus- 
sischen Unterrichtsministeriums von 1921 den Wünschen der Eltern- 
schaft nach weitergehender Berücksichtigung der wendischen Sprache 
im Unterricht Rechnung getragen wird, unterschlägt Herr Skala; daß 
in Sachsen an den höheren Schulen der Lausitz Wendisch Wahlfach 
ist, verschweigt er, und daß den Kindern die Pflege der Muttersprache 
verboten wäre, das lügt er. Durch nichts enthüllt er aber seine 
Methoden deutlicher, als durch die Forderung einer Lehrerbildungs- 
anstalt. Es gibt in Preußen eine Reihe Pädagogischer Akademien, 
unseres Wissens für je 4,7 Millionen Einwohner eine, während in 
Sachsen die Lehrerausbildung den Hochschulen angegliedert ist. Wie 
soll man also einen Politiker nennen, der für 70000 preußische Wenden 
die Errichtung einer Pädagogischen Akademie — selbstverständlich 
auf Staatskosten! — fordert? (Daß die »Vreme« in.Belgrad diesen 
baren Unsinn druckt, während in Jugoslawien für die 600 000 Deutschen 
noch nicht mal die endgültige Genehmigung zur Errichtung einer 
privaten Lehrerbildungsanstalt erteilt ist, sondern nur das Ver- 
sprechen auf eine Genehmigung vorliegt, das ist ja auch ein Beitrag 
zur politischen Komik und alles in Ordnung!) 


Man glaubt nicht, daß damit die Leistungsfähigkeit des Herrn 
Skala schon erschöpft wäre. Dreister hat sich aber wohl kaum je 
einer aufgeführt als mit dem Satz: »Alle amtlichen und nichtamtlichen 
deutschen Kreise sind bemüht, den Bestand der Lausitzer Serben trotz 
ihrer Literatur und Sprache, die so schön erhalten ist« — also doch? — 
»zu leugnen«. In Wirklichkeit wäre das wendische Volkstum wirklich 
nur noch eine Erinnerung, wenn es nicht immer wieder von deutscher 
Seite wohlwollende, ja liebevolle Pflege erfahren hätte. Heißt das 
den Bestand der Wenden leugnen, wenn in Schule und Kirche nach 
den Wünschen der Bevölkerung wendisch gesprochen wird, wenn das 
wendische Vereinswesen sich völlig ungehindert entfalten kann, wenn 
man den wendischen Sokol mit seinen slawischen Fahnen ruhig an 
dem Allslawischen Sokolkongreß in Belgrad 1930 teilnehmen läßt, ob- 
wohl dieser Kongreß eine rein militärisch-politische, und zwar fran- 
zösisch-kleinententistische Manifestation war, wenn man zusieht, wie 
die Serbska Ludowa Banka in Bautzen von Prag aus finanziert wird, 
wenn man schließlich Herrn Skala ohne Behinderung seinen Geschäf- 
ten nachgehen läßt. Und angesichts dieser schlichten Tatsachen wagt 
es dieser Mann, die Behandlung der Wenden »eine Kulturschande« zu 
Baden wie sie »keine deutsche Minderheit auf der Welt zu erleiden 
habe«! 
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Dies alles geschieht, man vergesse es nicht, um Deutschland das 
Recht abzusprechen, in Genf die polnischen Unmenschlichkeiten und 
Rechtsbrüche aufzuzeigen. Wenn Herr Skala es eine »Kulturschande« 
nennt, daß der deutsche Staat sich nicht bereit findet, die heimattreuen 
Wenden aus ihrer Verbundenheit mit Land und Volk ihrer Heimat 
gewaltsam zu lösen, wie in aller Welt soll man dann den polnischen 
Terror nennen, Terror gegen Deutsche, gegen Ukrainer, ja gegen Polen 
selbst, wie dies in erschütternder Weise die Zeugnisse der in Brest- 
Litowsk gefolterten Abgeordneten erweisen. Und wenn der Bericht- 
erstatter der »Vreme« ein solches Wort glaubt und weitergibt, so muß 
man ihn wohl an die Minderheitenpolitik seines Staates erinnern, die 
von der Vernichtung der Friedhofsinschrift in Cilli »Hier enden Neid, 
Verfolgung und Klagen« bis zur Folterung von Frl. Reiter genügend 
Beispiele einer »Kulturschande« liefert! 

Wir sind weit davon entfernt, die Wenden in ihrer großen, großen 
Mehrheit für das Treiben eines Jan Skala verantwortlich zu machen. 
. Für diejenigen aber, die sich in seine Gefolgschaft begeben, gilt der 
Satz: Sage mir, mit wem du gehst, und ich will dir sagen, wer du bist!« 


Schon ein altes deutsches Sprichwort sagt: »Ein Hundsfott, wer 
mehr gibt als er hat«; meine Stellungnahme zu dem geistigen Niveau 
des Artikels kann sich umso eher auf dieses Zitat beschränken, als 
keine einzige der erwähnten Zeitungen und Zeitschriften auch nur mit 
einer Zeile ihren Lesern von meiner sachlich auf Tatsachen aufge- 
bauten Erwiderung im »Schleswiger« Kenntnis gegeben hat. Das 
ist jedoch durchaus verständlich und gehört hierzulande — wie über- 
all — zu den grundsätzlichen Gepflogenheiten jener Presse, die ich 
klar und eindeutig nur mit »Journaille« bezeichnen würde, wenn ich 
die Absicht hätte, mich mit ihr auseinanderzusetzen. Ich verzichte 
darauf und beschränke mich auf die nachfolgende Klarstellung einiger 
Punkte, die zur Erreichung ihrer Diffamierungsabsichten meinen 
Gegnern besonders wichtig erscheinen. 

1. Der Artikel denunziert, ich sei »derselbe Herr Skala, 
der 1918 mit seinen Freunden die Konjunktur aus- 
nutzen wollte«, wobei vorsichtig verschwiegen wurde, welche 


Konjunktur des Jahres 1918 ich denn eigentlich ausnutzen wollte. Es 


sei deshalb festgestellt — und das kann jederzeit nachgeprüft werden: 
ich kam Mitte November 1918 aus dem Felde nach Berlin, stellte mich 
dem Versorgungsamt Schöneberg für die Abwickelungsarbeiten: zur 
Verfügung und arbeitete in der Dienststelle Berlin (Bülowstr.), wo 
die Renten-, Prothesen- und Heilungsanträge der Schwerver- 
letzten bearbeitet wurden. Es wurde dort öfters bis zu 14 Stunden 
täglich gearbeitet. Als der größte Ansturm dort bewältigt war, trat 
ich im Januar 1919 in das berliner Sicherheitspolizeikorps (Alexander- 
kaserne) ein, habe dort während der spartakistischen Unruhen als ein- 
facher Wachmann, später als Gruppenunterführer Wachdienst im 
Kriegsministerium und anderen wichtigen Staatsgebäuden getan, bin 
unter Einsetzung des Lebens etwa 14 Mal zum Straßenordnungsdienst 
mit ausgerückt und habe im übrigen meinen Dienst — den ich als eine 
staatsbürgerliche Pflicht in jener chaotischen Zeit betrachtete — so 
versehen, daß mir mein Kommandant, Hauptmann von Below, ein 
außerordentlich anerkennendes Zeugnis ausstellte, mit dem ich der 
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damals wohl wichtigsten Dienststelle — dem Waffen- und Munitions- 
amt der Polizei in Moabit — zugeteilt wurde. Dort habe ich die streng 
- geheimen Nachweisstatistiken über Anzahl und Unterbringung von 
Waffen- und Munitionsbeständen, die von der Heeresleitung übernom- 
men wurden, mitbearbeitet. Es wäre mir ein Leichtes gewesen, 
Verrat an die Interalliierte Kontrollkommission zu üben, wenn ich 
die Interessen des deutschen Reichs hätte schädigen wollen, wie das 
meine Gegner mir so gern unterstellen. Ich habe nicht im entfernte- 
sten daran gedacht, weil meine Auffassung der staatsbürger- 
lichen Pflichten damals wie heute ein derartiges Verhalten 
ausschloß und ausschließt. Als ich zur minderheitspolitischen Arbeit 
als Redakteur des »Serbski Dzenik« in Weißwasser O.-L. nach 
der Lausitz gerufen wurde,. bin ich 1919 aus dem Staatsdienst ausge- 
treten. So habe ich die Konjunktur 1918 ausgenützt! Ich 
wünsche nicht, daß mich jemand deswegen lobt, wie ich noch weniger 
erwarte, daß die niederträchtige Verleumdungskampagne nun gegen 
mich ohne weiteres aufhören wird. Ich könnte beispielsweise das Ver- 
halten jener deutschen Minderheitenpolitiker hierbei in Vergleich 
stellen, die in Polen und in der Cechoslovakei die Konjunktur von 1918 
und sogar noch 1921 in einer Weise tatsächlich ausnutzten, die offenen 
Landesverrat darstellt; auch darauf verzichte ich, weil die geschicht- 
liche Entwicklung der europäischen Minderheitenfrage das Urteil 
über diese Konjunkturpolitiker bereits gesprochen hat. 


2. Einzelne Stellen meiner Information, die ich dem Vertreter der 
beograder »Vreme« gab, haben die genannten Zeitungen und Zeit- 
schriften durch Weglassungen verfälscht; ein Vergleich mit einem die 
gleichen Informationen enthaltenen Artikel in »Kristeligt Dag- 
blad« (Kopenhagen) und »Baltische Presse« (Danzig) zeigt, 
was ich tatsächlich gesagt habe. Diese Artikel halte ich vollinhaltlich 
aufrecht und verbitte mir jede fälschende Deutung und Unterstellung; 
die dort von mir getroffene Formulierung ist zwar oppositionell, aber 
minderheitspolitisch wie überhaupt politisch einwandfrei, weil sie auf 
Tatsachen fußt. An eben diesen Tatsachen aber geht die »Nord-. 
schleswigsche Zeitung« in Aabenraa — und alle anderen mit ihr — 
wie an einem heißen Eisen vorbei, obwohl ich das Blatt zweimal 
öffentlich zur Aeußerung aufgefordert habe. Die Herren in Aabenraa 
wollten aber — es war das im Februar 1931 — ihrem anonymen Mit- 
arbeiter meine Aufforderung zur Stellungnahme zusenden. Bis 
heute hat dieser Verleumder, der auch Verfasser der einzel- 
nen gleichlautenden Artikel ist, nicht geantwortet; die Vor- 
sicht, mit der er seinen Namen verschweigt, obwohl er die heftigsten 
persönlichen Beschimpfungen ausspricht, charakterisiert ihn wie auch 
die Presse, deren er sich bedienen durfte. 

Eine besonders niedrige Unterstellung leistet sich der anonyme 
Verfasser dadurch, daß er die tiefbedauerlichen Vorkommnisse in 
Polen und in Jugoslavien mit den Angriffen auf mich verbindet; die 
Aufzählung der Mißhandlungen, die dort vorgekommen sind, soll of- 
fensichtlich den Eindruck hervorrufen, daß ich Anklagen gegen 
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Deutschland erhebe, die Rechtsbrüche in anderen, vor allem slavischen 
Staaten, aber stillschweigend übersehe oder gar gutheiße. Meine 
kroatischen und ukrainischen Freunde, mit denen ich eingehend dar- 
über gesprochen habe, wissen, daß ich, wie auch die Mehrzahl 
aller Polen und Jugoslaven, solche Entartungen des politi- 
schen Kampfes aufs schärfste verurteile. 

Aber alles Unrecht, das irgendwo in der Welt geschieht, gibt der 
deutschen Presse und den deutschen Politikern kein Anrecht auf 
moralische Entrüstung, solange in Preußen einem Kulturvolksrest wie 
den Lausitzer Serben mit allerdings raffinierteren »kultivierte- 
ren« Methoden das Leben dadurch zerstört wird, daß ihnen und ihren 
Kindern der muttersprachliche, nationalkulturelle 
Unterricht der Schule verweigert und vorenthalten 
wird. Das aber geschieht in Preußen bis auf den heutigen Tag, und 
ich frage deshalb nochmals eindringlich und fordere darauf eine klare 
unzweideutige Antwort: 


1) Gibt es in ganz Preußen eine einzige Volksschule für die Lau- 
sitzer Serben, in der muttersprachlicher Unterricht den Kindern 
der lausitzserbischen Minderheit erteilt wird, und zwar von ent- 
sprechend vorgebildeten sprachlich und paedagogisch qualifi- 
zierten Lehrern? 


2) Gibt es in Preußen auch nur eine einzige Lehrerbildungsanstalt 
oder eine Paedagogische Akademie, innerhalb deren Lehr- 
planes für muttersprachliche und paedagogische Ausbildung des 
Nachwuchses an lausitzserbischen Lehrern gesorgt wird? 

Gibt es in Preußen eine einzige Lehrerbildungstanstalt oder 
Paedagogische Akademie, an der die Möglichkeit eines fakulta- 
tiven Unterrichts für der lausitzserbischen (wendischen) Sprache 
mächtigen Lehramtskandidaten besteht? 


Gibt es in Preußen eine einzige Mittelschule oder höhere Schule, 
in der die Kinder der LausitzerSerben (Wenden) — und sei es 
auch nur fakultativ — in ihrer Muttersprache mitunterrichtet und 
in den volkstumskulturellen Kategorien ihres lausitzserbischen 
Volkstums unterrichtet werden? 
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Solange auf diese Fragen, die von allen Volkstumsorganisationen 
der Lausitzer Serben seit Jahren an die preußische Regierung gestellt 
werden, keine klare und unzweideutige Antwort erfolgt, werde ich 
und werden meine lausitzserbischen Mitkämpfer für unser Recht sol- 
che Behandlung so nennen, wie sie in der ganzen Kulturwelt betrach- 
tet wird und wie sie benannt werden muß: 


»Eine Kulturschande, wie sie keine einzige der deutschen Minder- 
heiten in der ganzen Welt zu erleiden hat« u I en 
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Alte und neue Töne im deutsch-dänischen 
Minderheitenkampf in Schleswig 


In der Stadt Schleswig wurde am 13. November 1930 gemäß 
der dänischen Minderheitenverordnung des preußischen Staa- 
tes eine dänische Minderheitenschule mit 16 Kindern eröffnet. 
Zu Ostern 1931 stieg die Kinderzahl auf 35. Da man keine ge- 
eigneten Schulräume für sie finden konnte — sie ist vorläufig 
nur in notdürftig für sie hergerichteten Räumen unterge- 
bracht —, begann man gleichzeitig mit dem Neubau eines 
. Schulgebäudes, das jetzt seiner Vollendung entgegengeht. Be- 
sonders dieser Neubau forderte nun schon im April ds. Js. die 
schärfsten Angriffe in den Spalten der nationalistischen 
»SchleswigerNachrichten« heraus. »Was geht hier 
denn eigentlich vor?« so fragte dort ein anonymer Einsender 
im Brustton eines preußischen Gendarmen der Vorkriegszeit: 
»Urdeutsches Land wird künftig hier die Schule tragen, wo 
dänische Kultur getrieben, wo deutschen Kindern dänische 
Sprache und Art beigebracht wird, damit sie Helfer werden, 
die Ziele der Dänen zu verwirklichen.« 

Dazu schreibt »Der Schleswiger« am 23. 4.: 

»Wir fragen: Was ging denn eigentlich 1864 vor? Wie handelte 
Preußen an altem dänischen Land, an der dänisch-schleswigschen Be- 
völkerung? 

Urdeutsch — dieser Begriff strauchelt über die Jahreszah] 1864! 
Uns kann man’s doch nicht ausreden: die Heimat, das schleswigsche 
Land und seine Menschen waren dänisch, durch tausendjährige Ge- 
schichte und durch Blutsbande mit Dänemark verknüpft. Bis Preußen 
das Herzogtum Schleswig durch seinen Eroberungszug vom bluts- 
verwandten Norden trennte und es durch Beamten-Einwanderung und 
systematische Germanisierung »urdeutsch« zu machen suchte. 

Der Einsender stellt die Dinge auf den Kopf. Das ist es eben. In 
Schleswig ist nicht von einer »dänischen Invasion«, wie es einmal in 
den »Schleswiger Nachrichten« so klangvoll hieß, sondern von einer 
langsam vollzogenen Verdeutschungsarbeit zu reden, der wir däni- 
schen Schleswiger in friedlichem Volkstums-Schaffen entgegentreten; 
mit gutem Recht; aus dem Gefühl einer verpflichtenden Treue gegen 
Geschichte, Heimat und Volk heraus!« 

Am 24. April brachte dann die»Nordschleswigsche 
Zeitung«, Aabenraa (Dänemark), einen Artikel »Die däni- 
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sche Minderheit in Schleswig«, in dem in Verbindung mit 
lokalen Differenzen zwischen der dänischen Minderheit der 
Stadt Schleswig und einer dort gegründeten bürgerlichen 
Nothilfe gesagt wird: 


»Es unterliegt gar keinem Zweifel, daß es wirklich dänische Fa- 
milien in Schleswig nur ganz verschwindend wenig gibt; die lassen 
sieh an den Fingern einer Hand abzählen. Was es sonst noch an »dä- 
nischer« Minderheit in Schleswig gibt, das sind teils Mitglieder, die 
in der Inflationszeit durch materielle Lockmittel vom Dänentum ge- 
wonnen und durch immer neue materielle Opfer dem Dänentum erhal- 
ten worden sind, ohne dadurch im allgemeinen etwas anderes als 
Wohfahrtsdänen zu werden. Das beweist auch der starke Wechsel in 
den Reihen der dänischen Minderheit. Was im Laufe der Jahre hinzu- 
gekommen ist, sind zu einem Teil entwurzelte Existenzen, bei denen 
Volkstumsfragen überhaupt keine Rolle spielen, sondern die sich 
lediglich aus einem kalten Kalkül. heraus statt nach dem bolschewisti- 
schen Moskau nach dem königlichen Kopenhagen orientieren. Schheß- 
lich ist der heutige Kronensegen immer noch besser in den Augen 
dieser Leute als der Wechsel auf eine sehr unsichere kommunistische 
und bolschewistische Glückseligkeit in der Zukunft. 

Genau so verhält es sich mit dem großen Zustrom zur dänischen 
Privatschule. Es finden da teils die Kinder Aufnahme, die von den 
vorerwähnten Mitgliedern stammen, zum anderen gehen Kinder in 
die dänische Schule, die in der deutschen nicht versetzt wurden, oder 
die wegen ihrer geringen Begabung verpflichtet gewesen wären, in 
die Hilfsschule zu gehen. In der dänischen Privatschule ist alles will- 
kommen, und sie hat auch deutschen Schulen gegenüber das Vorrecht, 
geistig Minderwertige nicht in die Hilfschule schicken zu brauchen. 
Wie dabei ein geordneter Schulbetrieb möglich, wie dabei überhaupt 
ein verantwortlicher Unterricht zu erteilen ist, das sind Fragen, die 
auf einem anderen Blatte stehen. Aber die Schule wächst, ihr Um- 
fang wächst; von einem Blühen und Gedeihen kann keine Rede sein, 
trotz der siegesfroh in ..die Welt gerufenen hohen Schülerzahl von 31 
oder gar 36 Kindern. 

So ist die wahre Lage der »dänischen« Minderheit in Schleswig. 
So ist das Aussehen der dänischen Privatschule in Schleswig, zu deren 
Neubau kürzlich der erste Spatenstich gemacht wurde. Es ist ein in 
Wahrheit beschämendes Bild, das sich einem hier bietet. Ein Vor- 
gehen, so beschämend für ein Volk von Kultur, wie es das dänische 
ist, aber auch beschämend insofern, als ein deutsch-dänisches Ringen 
wirklich etwas mehr Niveau, etwas mehr nationale und politische 
Sauberkeit zeigen sollte. 

Die Verantwortlichkeit hierfür trifft aber die, die sich dafür her- 
geben, Volkstumsfragen zur Dirne des Mammons zu machen. Ein sol- 
ches Verhalten trägt das Gift in sich, und es wird sich rächen müssen, 
so oder so; ungestraft lassen sich auf die Dauer heiligste Güter des 
Volkslebens nicht mit Füssen treten.« 


Das alles war gewissermaßen der Auftakt zu dem, was 
jetzt folgte. Am 21. Mai erschien SE Aufruf in den 
»Schleswiger Nachrichten«: 


»In der rein deutschen Stadt Schleswig wird zurzeit eine dänische 
Schule gebaut, die von mehr als 30 Kindern besucht werden soll. Wir 
würden darüber kein Wort verlieren, wenn es sich um die Einschulung 
von Kindern aus dänischen Familien handelte, denen diese Schule die 
Sprache und die Kultur ihres Heimatlandes übermitteln sollte, denn 
auch wir kennen kein größeres irdisches Gut als Vaterland und Volks- 
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tum. Nun aber sind es zum größten Teil’Kinder mit deutscher Mutter- 
sprache von deutschen Eltern, die in diese Schule aufgenommen wer- 
den sollen. Die bittere Not des deutschen Vaterlandes wird hier von 
einem Verein unseres Nachbarvolkes, das wir stets hochgeschätzt und 
mit dem wir immer einen freudigen Kulturaustausch gehabt haben, 
das uns stamm- und glaubensverwandt ist, dazu ausgenutzt, eine däni- 
sche Bevölkerung in der deutschen Stadt Schleswig vorzutäuschen 
und zur Propaganda für ihre Ziele zu gebrauchen. Das ist vor Gott 
und Menschen ein Unrecht und muß sich an denen, die die Not armer 
Leute mißbrauchen und Zwietracht in unser zerrissenes Volk säen, 
einmal rächen. Wir sind auch fest davon überzeugt, daß das dänische 
Volk in seiner Mehrheit, wenn es diesen Tatbestand wüßte, dieses Vor- 
gehen nicht billigen würde. 

Von Herzen dankbar sind wir allen Gliedern unseres Nachbarvol- 
kes, die einst in der Inflationszeit ohne Nebenabsichten selbstlos hal- 
fen, um die Not unseres Volkes zu lindern. Ein derartiges Eingreifen 
von jenseits der Grenze in unser deutsches Volkstum aber halten wir 
für eines Kulturvolkes unwürdig und müssen es entrüstet zurück- 
weisen. 

Allen unseren Volksgenossen rufen wir zu: 

Haltet fest an eurer deutschen Sprache und Sitte und laßt euch 
nicht durch mancherlei Vorteile von eurer Volksgemeinschaft abspen- 
stig machen. Auch für die einzelnen Schleswig-Holsteiner gilt es: 
Up ewig ungedeelt! 

Studiendirektor Cruse. Rektor Paulsen. Rektor Dau. 
Pastor Riis. Rektor Erichsen. Rektor Schwarz. 
Rektor Honnens. Probst Sommer. Studiendirektorin v. Joeden. 
Pastor Tange. Rektor Kläschen. Pastor Wassner. 

Hauptpastor Meyer. 


Diese 13 Schulmänner und Pastoren überschrieben diesen . 


Aufruf »Ein Wort zur dänischen Schulpropaganda«. Mit 
Recht bemerkt »Der Schleswiger« dazu, daß dieser Aufruf 
letzten Endes nichts anderes darstellt als einen Versuch, das 
Minderheitenrecht illusorisch zu machen. Die dänische Presse 
reagierte natürlich stark auf diesen Aufruf. Es schrieben z.B. 
am 23.5. 31: 


»Dannevfrke«, Haderslev: »Daß der Aufruf nördlich der Grenze 
größere Aufmerksamkeit erregen wird als südlich derselben, haben 
die deutschen Pastoren und Oberlehrer vielleicht nicht erwartet, aber 
das wird sicherlich der Fall sein. Wir können nämlich nicht vermei- 
den, Vergleiche zwischen Nord- und Südschleswig zu ziehen, wenn 
man aufs neue beginnt, eine dänisch-südschleswigsche Schule anzu- 
greifen und ihr zu drohen. 

Wieviele Kinder können hier oben deutsch, wenn sie in die deut- 
sche Schule gesandt werden? Wird kein Druck ausgeübt und .keine 
Agitation getrieben, um Schüler für diese Schulen zu bekommen? 
Aber das ist wohl keine Sünde gegen Gott und Menschen? Nahmen 
dieselben hohen Herren Abstand, als damals die Kinder dänisch ge- 
sinnter Eltern in die deutsche Schule hineingezwungen wurden, wo 
sie nieht einmal auf dem Spielplatz ein dänisches Wort sprechen durf- 
ten? Wahrlich, sie taten es nicht!« 

»Hejmdal«, Aabenraa: »Wir glauben nicht, daß die kleine dä- 
nische Schule in Schleswig, die 30 Schüler hat, selbst vom deutschen 
Standpunkt aus eine so kräftige Warnung notwendig gemacht hätte. 
Wir sind ja wohl soweit gekommen, daß wir in Minderheitsschulfra- 
gen die Freiheit bestimmen lassen können, sowie das in Nordschleswig 
immer geschehen ist und wie es die Ordnung in Flensburg und den 
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Landgebieten jetzt auch handhabt. ... Wenn im Aufruf angedeutet 
wird, daß »mit Vorteilen der einen oder der anderen Art« für die 
Schule agitiert wird, und von »der deutschen Muttersprache der Kin- 
der« gesprochen wird, so sollten die Unterschriebenen sich doch dessen 
erinnern, wie auf diesem Gebiete in Bezug auf die deutschen Privat- 
schulen die Verhältnisse in Nordschleswig liegen. Von dänischer Seite 
aus ist aus dem Grunde kein offizieller Aufruf oder eine Warnung 
hinausgesandt worden. 

Bei genauerer Ueberlegung würden die Unterzeichner wohl zu der 
Erkenntnis gekommen sein, daß, so wie die Verhältnisse liegen, der 
hinausgesandte Aufruf durchaus nicht angebracht war. 


Dybbel-Posten, Sønderborg: »Ist eine dänische Privatschule 
mit 30 Kindern in einer Stadt, in der von Wahl zu Wahl eirka 100 
dänische Stimmen abgegeben werden, weniger in Uebereinstimmung 
mit der Wirklichkeit als z. B. eine deutsche Privatschule in Skovby, 
wo die deutsche Stimmenzahl ganz bedeutend niedriger liegt? 

Wäre es nicht angebracht für die deutschen Pastoren und Lehrer 
in Schleswig, den Blick nach Norden zu richten und sich der Wünsche 
und Forderungen zu erinnern, die sie hier für die deutsche Minder- 
heit stellen, und der Beurteilung, die sie für die deutsche Kulturarbeit 
nördlich des Scheidebaches geltend machen wollen? Vielleicht würde 
es ihnen dann klar werden, daß sie übel gehandelt haben.« 


Die führende kopenhagener Zeitung »Nationaltidende« be- 
merkte am 23.5. u. a.: 


Zu den letzten Worten in diesem Aufruf können wir aber 
augenblicklich erwidern, daß die Mehrheit des dänischen Volkes gut 
mit den nationalen Verhältnissen in Schleswig vertraut ist und daß 

sie in allem das dort angewandte »Vorgehen« billigt. Die Lage 
ist in aller Kürze die, daß bei sämtlichen in den letzten Jahren in der 
Stadt Schleswig abgehaltenen Wahlen rund 100 dänische Stimmen ab- 
gegeben wurden. Rechnet man das Landgebiet, das in Betracht kom- 
men kann, mit, so wird die Zahl etwas größer. Daß alles in allem 100 
Wähler ca. 30 Kinder in eine dänische Schule zu senden haben, ist 
wirklich nichts Merkwürdiges. Aber merkwürdig ist es, daß noch 
Anno 1931 die 13 deutschen Pastoren und Pädagogen in Schleswig 
Alarm schlagen können, weil die dänische Minderheit an der Schlei 
für sich dasselbe Recht fordert, das die deutschgesinnte Minderheit in 
Nordschleswig in vollstem Maße und mit der Billigung des ganzen 
dänischen Volkes genießt. Es ist, wie uns scheint, herausfordernd — 
und darum gefährlich — von den Schülern in der neuen Schule als 
Kinder mit deutscher Muttersprache und »deutschen« Eltern zu 
sprechen, wenn die Schulen der deutschgesinnten Minderheit nördlich 
der Grenze — ganz bis zur Königsau — mit Schülern bevölkert sind, 
deren Eltern nach Rasse und Sprache dänisch sind, und von denen die 
90—95 % (außerhalb der Städte) die dänische Muttersprache und Heim- 
sprache besitzen. In wieweit in den südschleswigschen Heimen, die 
ihre Kinder in die neue dänische Schule senden, plattdänisch oder 
plattdeutsch oder beides gesprochen wird — das muß näher unter- 
sucht werden, ehe wir uns dazu äußern. Aber sicher ist es, daß sich in 
Sommersted, einige wenige Kilometer südlich der ehemaligen Kö- 
nigsaugrenze, wo die Heimdeutschen neulich mit Mitteln, die 
aus Deutschland stammen, eine Schule errichtet haben, kein 
einziges Heim mit deutscher Haus- und Umgangssprache findet. Was 
für den einen recht ist, muß dem anderen billig sein. Deutschland muß 
groß und stark genug sein, um eine dänische Minderheitenschule auf 
uraltem dänischen Boden an der Schlei dulden zu können. Die ganze 
Sache hat im übrigen kaum eine größere Bedeutung. Wir glau- 
ben, daß die deutsche Delegation bei einer Verhand- 
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lung in Genf über irgend eine Frage der.nationalen 
Minderheiten, an der Deutschland Anteil hätte, 
schleunigst von dem Schleswiger Aufruf Abstand’ 
nehmen würde, wenn einer boshaft genug wäre, ihn 
als Zeugnis eines veralteten, aber also noch nicht 
Si Gedankenganges in die Debatte zu 
ZIÄWENEN.« — 


In diesen dänischen Presseäußerungen wird eigentlich 
schon alles gesagt, was auch wir zu diesem unerhörten Ein- 
griff in die der dänischen Minderheit durch Verordnungen 
des preußischen Staates ausdrücklich gewährten Rechte zu 
bemerken haben. Interessant ist es, daß dieser Angriff auf die . 
kleine dänische Minderheitenschule aber nicht von rein pri- 
vater Seite aus erfolgt ist, sondern von Leuten, die in der 
Mehrzahl Beamte des preußischen Staates sind. Wie aber 
stellt sich die preußische Staatsregierung dazu? Eine von 
einem dänischen Journalisten vorgenommene Befragung der 
offiziellen Regierungsstellen in Schleswig fiel folgendermas- 
sen aus: »Flensborg Avis« schreibt am 21. 6.: 


»Regierungs- und Schulrat Dr. Ingwersen von der Regierung 
in Schleswig hat in den Jahren, wo die Minderheitenordnung in Kraft 
gewesen ist, die Sachen bearbeitet, die darunter fallen. Er hat so 
a der dänischen Privatschule in der Stadt Schleswig zu tun 
gehabt. 

Dr. Ingwersen, der in seinem großen und geräumigen Kontor im 
Schleswiger Regierungskontor angetroffen wird, antwortet liebens- 
würdig auf einige Fragen, die an ihn gestellt werden: 

»Was meinen Herr Regierungsrat zu den Aufrufen, die die Schles- 
wiger Pastoren und Schulleiter in den »Schleswiger Nachrichten« ver- 
öffentlicht haben, und die in dänischen Kreisen sowohl südlich als 
nördlich der Grenze peinlich berührt haben?« 

Mir scheint, daß es taktisch nicht klug war, diese Aufrufe zu ver- 
öffentlichen. Es ist jedenfalls bedauerlich, daß die Schulmänner den 
Aufruf als »Leiter der Schulen in Schleswig« unterzeichnet haben. Wir 
haben uns überlegt, ob nicht eingeschritten werden kann gegen die Leh- 
rer, die den Aufruf unterzeichnet haben; aber wirhaben uns davon über- 
zeugt, daß wir keine rechtliche Handhabe dazu haben. Die Meinung 
der Unterzeichner ist natürlich nicht die Meinung der Regierung. Ich 
für meinen Teil nehme nicht denselben Standpunkt ein wie die Unter- 
zeichner, und ich will gern unterstreichen, daß ich keine Fühlung mit 
ihnen gehabt habe. Redakteur Ernst Schröder und ich selbst samt 
einer Reihe anderer Männer sind Ja die ganze Zeit über Vorkämpfer 
für eine gute Minderheitenordnung gewesen.« 


Am 23. 6. gibt »Flensborg Avis« folgende Antwort des 
Kreisschulrats Johannsen, dem alle Volksschulen des 
Kreises Schleswig, und somit auch die dänische Minderheiten- 
schule, unterstehen, wieder: 

»Es ist taktisch falsch gewesen, den Aufruf zu veröffentlichen. Die 
Jetztzeit muß alles wermeiden, was Anlaß geben kann, das Verhält- 
nis zwischen Deutsch und Dänisch zu verschärfen. Aus dem Grunde 
haben sowohl Schulrat Ingwersen wie ich es abgelehnt, die Aufrufe 
zu unterschreiben. Es steht nun einmal in der Minderheitenordnung, 


daß jeder, der das will, sich zur Minderheit rechnen kann, und diese 
Verordnung muß ja respektiert werden.« —...»Ich will gern unter- 
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streichen, daß ich dem dänischen Volk gegenüber die freundschaft- 


 lichsten Gefühle nähre, das ja so nahe mit uns verwandt ist, daß man 


gleicher Rasse ist. Aus dem Grunde strebe ich auch hier im Grenz- 
land eine gegenseitige Verständigung zwischen Deutsch und Dänisch 
an; etwas, das auch im Wunsch der verantwortlichen Regierungskreise 
liegt. — Es ist ein Fehler gewesen, die dänischen Schulsachen so stark 
aufzublasen. Das dient nicht einem deutsch-dänischen Freundschafts- 
verhältnis. Wenn auf beiden Seiten etwas geordnet werden soll, so 
könnte das auf andere Weise geschehen.« 


= Augenblicklich darauf erschien folgendes Dementi durch 
das deutsche »Korrespondenzbüro Nordschles- 
wig« (Leiter Redakteur Ernst Schröder): 


.»In der dänischen Zeitung »Flensborg Avis« Nr. 142 vom Sonntag, 
den 21. Juni wird ein angebliches Interview mit mir über die Erklä- 
rung der Geistlichen und Schulleiter Schleswigs gegen die Aufnahme 
deutscher Kinder in die dänische Schule veröffentlicht. Ich habe ein 
solches »Interview« nieht gegeben, vielmehr sowohl zu Beginn als am 
Schluß eines kurzen Besuchs eines Herrn Möller, der sich als Vertre- 
ter von »Flensborg Avis« einführte, ausdrücklich abgelehnt, mich für 
eine Zeitung zu äußern. Die Wiedergabe der Unterredung als Frage 
und Antwort eines Interviews ist weder nach Inhalt noch Formulie- 
rung richtig, insbesondere ist die Möglichkeit eines Einschreitens 
gegen die betr. Schulleiter von Möller angeschnitten und selbstver- 
ständlich von mir abgewiesen worden. Schleswig, den 24. Juni 1931. — 
Dr. Ingwersen, Regierungs- und Schulrat.« 


Später wurde durch die »Schleswiger Nachrichten«, die 
schon vor obigem Dementi aus Anlaß des Interviews einen 
scharfen Artikel gegen die Regierung brachten, auch die Er- 
klärung des Schulrats Johannsen als falsch bezeichnet; auch 
hier habe der Journalist M ö ller dem Befragten falsche Aus- 
führungen in den Mund gelegt. Soll man nun daraus schlies- 
sen, daß diese beiden offiziellen Vertreter der preußischen 
Staatsregierung das Vorgehen der 13 Schul- und Kirchen- 
männer doch gutheißen? »Flensborg Avis« hielt dagegen an 
der Richtigkeit seiner beiden Interviews fest. Auf jeden Fall 
wird die Stellungnahme der Regierung in Schleswig durch 
diese Dementis in ein sehr merkwürdiges Licht gerückt. Man 
kann sich nicht dem Eindruck verschließen, daß hier anschei- 
nend eine nationalistische Clique mächtiger gewesen ist als 
die Regierung, ja sogar mächtiger als ihre direkten Vorge- 
setzten. Wo aber bleibt hier die Befolgung der angeblichen 
obersten Richtschnur der preußischen Minderheitenpolitik: 
Minderheit ist, wer will? Als Charakteristikum der 
Praxis preußisch-deutscher Minderheitenpolitik im eigenen 
Lande ist es ein ungemein wichtiges Blatt. 

Inzwischen hatten übrigens die famosen »Dreizehn« am 
16. 6. in den »Schleswiger Nachrichten« den folgenden zweiten 
Aufruf ihrem ersten folgen lassen: 

»Der Kampf der dänischen Grenzpresse gegen unsern Aufruf vom 


21. Mai d. J. hat in fast allen Fällen — »Hejmdal« bildet eine rühm- 
liche Ausnahme — vollständig den Boden der Sachlichkeit verlassen. 
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Statt unsere Behauptungen dureh Anführung bestimmter Tatsachen 
zu entkräften, wie es ihnen auch das deutsche »Korrespondenzbüro 
für N ordschleswig« rät, stellen »Flensborg Avis« und »Jydske Tidende« 
unsern Schritt als einen Vorstoß und Verstoß gegen das Minderheiten- 
recht dar. Nichts hat uns ferner gelegen als ein Angriff auf das Min- 
derheitenrecht, das wir ja auch für die Deutschen in N ordschleswig 
in Anspruch nehmen. Aber es besteht doch ein gewaltiger Unterschied 
zwischen dem alten bodenständigen Deutschtum Nordschleswigs, das 
sich nur behaupten will, und dem »Dänentum« in der Stadt Schleswig, 
das mit künstlichen Mitteln ins Leben gerufen werden soll unter einer 
Bevölkerung, die bis vor kurzem auch nicht die geringsten Spuren 
von dänischer Gesinnung aufwies. Aeußere Vorteile, nicht innere 
Ueberzeugung— das haben uns gegenüber Mitglieder des dänischen 
Vereins selbst zugegeben — haben sonst deutsch gesinnte Leute ver- 
anlaßt, sich in den Schleswigschen Verein aufnehmen zu lassen, und 
äußere Vorteile haben auch die allermeisten Menschen veranlaßt, ihre 
Kinder für die dänische Schule anzumelden. Oder ist es Zufall, daß 
ein Drittel sämtlicher Schüler, im ganzen 11, der sogenannten Katten- 
hunder Kolonie entstammen, den städtischen Baracken, in denen die 
Polizei die exmittierten Mieter untergebracht hat? Namen und Her- 
kunft der Eltern lassen wirklich nicht auf rechte Hinneigung zu 
Dänemark schließen. Und von den 12 Kindern, die zu Ostern d. J. aus 
unsern deutschen Volksschulen in die dänischen Privatschulen über- 
traten, waren 10 wegen nicht genügender Leistungen entweder nicht 
versetzt oder der Hilfsschule zugewiesen worden. Auch unter den 
16 Schülern, mit denen die dänische Schule im Herbst eröffnet wurde, 
waren viele Minderbegabte, die auf keinen Fall zu Ostern das Ziel 
ihrer Klasse erreicht hätten. Solche Kinder aus einer vielfach geglie- 
derten in eine einklassige Schule zu bringen und obendrein mit einer 
ihnen allen fremden Sprache zu belasten, das halten wir für ein Un- 
recht und für pädagogisch unverantwortlich. Vernünftige Eltern. 
auch Mitglieder des dänischen Vereins, sehen auch ein, daß ihre Kin- 
der in der normalen deutschen Schule mehr lernen als in der däni- 
schen Schule mit ihrem oben geschilderten Schülermaterial, und las- 
sen sie darum auch weiterhin die deutsche Schule besuchen. So liegen 
die Verhältnisse, die ja leider auf der anderen Seite der Grenze zu 
wenig bekannt sind. Um sie zu beleuchten, haben wir unseren Auf- 
ruf geschrieben, und unsere deutschgesinnten Landsleute, die aus 
wirtschaftlichen Gründen oder aus Verärgerung die unechte deutsche 
(»dänische« soll es wohl heißen! Die Red.) Minderheit in der Stadt 
Schleswig stärken wollen, vor diesem Schritt zu warnen, dazu glauben 
wir uns als verantwortungsbewußte Deutsche nicht nur berechtigt, 
sondern verpflichtet. — Die Schulleiter und Geistlichen der Stadt 
Schleswig.« 

. Dies zweite Werk ist in einem derart niedrigen Geiste ver- 
faßt, daß wir uns dazu jeden Kommentars enthalten können. 
Es stellt einen derart kläglichen Rückzug der »Dreizehn« dar, 
daß er nur mehr tragikomisch wirken kann. Am 26.6. gibt 
»Der Schleswiger« übrigens noch wie folgt den sozialdemo- 
kratischen Standpunkt zur ganzen Streitfrage wieder: 

In der »Flensburger Volkszeitung« beschäftigt der alte Führer der 
Flensburger Sozialdemokraten, P. Michelsen, sich anläßlich des Auf- 
rufs der 13 in Schleswig mit dem Minderheitenrecht in Bezug auf den 
Schulunterricht. Ueberflüssig zu sagen. daß Michelsen mit den 13 
nicht einverstanden ist. Er verweist darauf, daß die sozialdemokra- 
tische Kartei _seit jeher das Recht der nationalen Minderheit anerkannt 


habe, ihre Sprache und ihre Kultur ungehindert zu pflegen. Die »schles- 
wig-holsteinische« Sozialdemokratie sei unter dem Köllerregiment für 
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die Dänen eingetreten, und dem Einfluß der Sozialdemokratie sei es 
zu danken gewesen, daß hier in Schleswig der dänischen Minderheit 
zu ihrem selbstverständlichen Recht verholfen worden sei. Das Recht 
der Selbstbestimmung müsse auch den Dänen in Schleswig ohne Ein- 
schränkung gewährt werden. 

»Wir bedauern gewiß aufrichtig, wenn Kinder deutscher Eltern 
im zarten Alter einer ihnen wesensfremden Sprache und Kultur zu- . 
geführt werden, die in einem gewissen Gegensatz zu ihrem Heim 
und zu ihrer Heimat steht. Sollte aber in der deutschen Stadt 
Schleswig, die seit 1864 eine ausgeprägte deutsche Beamten- und 
Militärstadt war — das Oberpräsidium, das Regierungspräsidium 
und andere Behörden hatten und haben z.T. noch heute ihren Sitz 
in Schleswig —, so wenig deutscher Geist und Gesinnung vorhan- 
den sein, daß sie vor der Errichtung einer Schule von zunächst nur 
16 Kindern in Gefahr gebracht werden kann, dann muß dieser deut- 
sche Geist recht wenig tief gewurzelt haben. 

Wir fürchten nicht um deutschen Geist und um deutsches na- 
tionales Gefühl und Gesinnung. Nur darf es nicht der Geist des 
Stahlhelms, der Hitlergarden, der Geist des alten Militär- und 
preußischen Polizeistaates sein, der in den deutschen Schulen ge- 
pflegt und gefördert wird. Dieser Geist möchte bei einer ernsthaf- 
ten nationalen Auseinandersetzung recht bald unter die Räder 
kommen. 

Man pflege den Geist des neuen Deutschland, des deutschen 
Volksstaates, wie er in der Verfassung von Weimar begründet ist, 
dann ist keine Gefahr, daß er von einer so kleinen nationalen Min- 
derheit, wie die kleine dänische Gemeinde ihn darstellt, überrannt 

= werden könnte.« ; 

Der Aufruf der 13 sei heute besonders 
»unangebracht, weil in der jüngsten Zeit doch auch von dänisch- 
nationaler Seite Töne klingen, die wir lange vermißt, aber immer 
ersehnt haben, die den klaren Willen zur Verständigung und zur 
Versöhnung früherer Gegensätze bekunden. Wir erinnern an die 
Friedenshand, die am Sonntag vor Pfingsten von Skamlingsbanken 
aus dem deutschen Volke und insbesondere der Grenzbevölkerung 
entgegengestreckt wurde. Wer diese Hand verächtlich mißachtet 
und zurückstößt, kann nicht erwarten, daß unsere deutschen Volks- 
genossen jenseits der Grenze ein Entgegenkommen in ihren berech- 
tigten Forderungen zu erwarten haben. 

So sehr wir auch vom rein pädagogischen und in gewisser Hin- 
sich auch vom staatspolitischen Standpunkt aus die Gründung von 
Pritvatschulen bedauern, so müssen wir doch das Recht jeder na- 
tionalen Minderheit auf Pflege ihrer Sprache und Kultur, wenn 
anders es nicht gewährleistet ist, auf Gründung von Schulen ihrer 
Weltanschauung anerkennen.« 

Dann kommt Michelsen wieder zurück auf seine Bedenken: 

»Unsere pädagogischen Bedenken — sie sind uns von dänischer 
Seite oft verübelt und oft fälschlich als dem nationalen Recht wider- 
streitend vorgehalten worden —, bestehen auch heute noch. Wir 
halten es der erfolgreichen Erziehung für außerordentlich hinder- 
lich, wenn Kinder im zarten Alter aus einem deutschen Hause und 
deutscher Umgebung, aus einem deutschen Kulturkreis herausge- 
rissen und in einer ihnen fremden Sprache und Kultur unterrichtet 
und erzogen werden. Jedoch das Recht der Erziehungsberechtigten 
darf in einem Volksstaat nicht beschränkt werden. 

Staatspolitisch können Privatschulen der Autorität des Staates 
dann gefährlich werden, wenn der Unterricht von gewissenlosen 
»Errziehern« dazu benutzt wird, in das Kind eine dem gegenwärti- 
gen Staate feindliche Gesinnung zu pflanzen. Diese Gefahr besteht 
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aber heute nieht mehr so sehr in den Privatschulen, sonderlich 
nicht in den nationalen Minderheitsschulen, als vielmehr in den 
öffentlichen, sowohl in den Volks-, wie vornehmlich in den höheren 
und Hochschulen.« 


Uebrigens erlebte die dänische Schule Flensburgs im An- 
fang ihres Bestehens in ähnlichem Ton gehaltene Angriffe 
deutscher Pädagogen. 

Eine interessante Parallele zu dem deutschen Kampf gegen 
die dänische Schule in Schleswig bietet übrigens das Verhält- 
nis der neuen deutschen Schule in Skærbæk in Dänemark, 
von dem die »Kieler Zeitung« in Kiel gelegentlich eines 
Besuches der Schüler derselben Anfang August schreibt, daß 
das Deutschtum in Skærbæk beinahe verschwunden gewesen 
zu sein schien, als Bankdirektor Erichsen, Kiel, 
seinen langjährigen Wunsch einer deutschen ‘Schule daselbst 
erfüllt sah. Wörtlich heißt es dann: »Die Schüler stam- 
men aus deutschen Heimen, in denen die am 
Orte gebrauchte nordschleswigsche Mund- 
art (nämlich die dänische, was das Blatt verschweigt! 
Die Red.) gesprochen wird. DieMehrzahldieser 
Kinder konnte kaum ein Wort Deutsch spre- 
chen, als sie Lehrer Rahlfs anvertraut wur- 
den, der die Kinder für den deutschen Geist 
rettete 32 Knaben und Mädchen sind nach 
dem WunschihrerElterndavonerrettet wor- 
den, in einer fremden Nationalität aufzu- 
gehen. 


Besonders bezeichnend für das Organ der deutschen Min- - 
derheit in Dänemark, die »Nordschleswigsche Zeitung«, ist es 
auch, daß sie in allen Phasen dieses Kampfes den Standpunkt 
der »Schleswiger Nachrichten« vertrat und mit keiner Silbe 
von dem Gebahren der »Dreizehn« Abstand nahm. Sogar 
Pastor Schmidt-Wodder, der Vertreter der deutschen 
Minderheit im dänischen Parlament, verteidigte am 27. 6. in 
der »Nordschleswigschen Zeitung«, wenn auch mit vorsich- 
tigen Wendungen, die Haltung der schleswiger Pastoren und 
Schulmänner. 


x 


Beinahe parallel hierzu liefen kurioserweise eine Reihe 
deutsch-dänischer Annäherungsbestrebungen, die den »alten 
Tönen« des mehr oder weniger vom Völkerhaß diktierten 
deutsch-dänischen Kampfes die »neuen Töne« friedlichen 
gegenseitigen Ausgleichs und einer Versöhnung der alten 
Gegensätze entgegenstellen wollten. Sie begannen mit einem 
Artikel »Dänemark und wir«, den ein »ausgewanderter Nord- 
schleswiger« im Heft 10 der grenzdeutschen Zeitschrift »Der 
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Schleswig-Holsteiner«, Kiel, Mitte Mai veröffent- 
lichte. Hier heißt es u. a.: 


»Es ist nützlich, Tatsachen nüchtern zu betrachten, um nicht Sen- 
timentalitäten anheimzufallen, nicht sympathischen oder antipathi- 
schen Gefühlen da die Leitung anzuvertrauen, wo Verstand und Wille 
führen müssen. Wenn wir deutschen Schleswig - Holsteiner unser 
' Grenzproblem historisch überlegen, so müssen wir klar zugestehen: 
wir haben 1848 verloren, wir haben 1864 verloren, wir haben 1920 ver- 
loren. Wir stehen im Grenzkampf allein. Berlin kann und darf in 
diesem Ringen nicht führen; es kann nur uns in unserem Kampfe 
unterstützen insoweit, wie unsere Tendenzen mit den großdeutschen 
konform gehen. Das ist eine Voraussetzung unserer Arbeit, die wir 
jederzeit uns klar bewußt halten müssen. Unsere großpolitische Auf- 
gabe ist also, ohne wesentliche Hilfe unsere jahrtausend alte Ausein- 


andersetzung mit Dänemark in eigener Verantwortung weiterzufüh-- 


ren, Deutschland ohne stärkere unmittelbare Anteilnahme seinerseits 
dabei gegen Frankreich und England zu vertreten. Wagen wir das? 
Vermögen wir hier irgendetwas zu erreichen? Oder ist das, wie Welt- 
situation und Weltentwicklung stehen, aussichtslos? Sind wir nicht ein 
Atom zwischen Felsmassen, eine matte Hand ohne Schlägel in schla- 
genden Wettern?... 

Wir müssen anfangen, die kommende Formel zu suchen, die für 
unseren Kampf gilt. Das Minderheitenproblem ist es nicht und nicht 
die Reichsreformfrage, aber vielleicht liegt sie mitten zwischen beiden. 
mitten zwischen dem dänischen und dem deutschen Brennpunkt unse- 
rer politischen Ellipse, wie Schleswig im Grenzraum zwischen Skan- 
dinavien und Großdeutschland, dem zwischen Deutschland und Frank- 
reich pendelnden Elsaß gleich. Ob diese lösende Formel der Zukunft 
eine politische oder eine geistliche sein wird, kann nur die Zukunft 
der Welt bestimmen. Wichtiger ist, daß sie umfassender und tiefer 
werde als einst Lornsens Wort, und damit größere Dauer und Bedeu- 
tung gewinne; nur eine mehr als rechtfertigende, eine erlösende Idee 
ern uns im Weltchaos zu beständiger Existenz im Wesentlichen 

elfen. 
Der erste Schritt, den wir im Norden tun, muß auf die Erkenntnis 
Dänemarks zielen, denn wen ich nicht erkannt habe, kann ich nicht 
überwinden. Nicht, wie oben geschehen, soll ein mit der natürlichen 
Bitterkeit des Verunrechteten und Vergewaltigten (denn das sind wir) 
schattiertes Bild, das die Fehler stärker strichelt, sondern eine Sil- 
houette seines wahren Wesens, gerade seiner Vorzüge, Kräfte und: 
Verdienste, gewonnen werden. Sein mpythisches Wesen, durch und 
durch bis in magische Hintergründe geöffnet, vor uns, und dann ins 
große Ringen um Recht und Zukunft!... 
Den Deutschen fehlt bis heute noch das Kernstück aller volkhaften 

Politik: das Verantwortungsbewußtsein. Wir müssen einen neuen 
Verantwortungsbegriff bilden, den einer Tatgemeinschaft und Ge- 
fahrengemeinschaft dem Ausland gegenüber. Er hat nichts mit Par- 
teipolitik zu tun, die schwächt ihn eher oder fälscht ihn. Er hat nichts 
mit Pazifismus oder Antipazifismus zu tun, die schieben ihn aufs tote 
Geleise des Internationalismus. Verantwortung ist innere Haltung, 
Entwicklung innerer Energien, gesammelte Kraft in der Stille, die 
nicht den_Gegner 'haßt, sondern alles daran setzt, das eigene Volk zu 
bauen in Einheit und Klarheit. 

Ob diese Verantwortung auch in unserer schleswig-holsteinischen 
Grenzpolitik fehlt: Innerlichkeit, Klarheit und Einheit? 

Innerlichkeit: Reden tun es nicht. Zorn und Haß gegen Däne- 
mark schaffen höchstens geballte Fäuste. Die Bildungsbestrebungen 
in Form der Aufklärung, der Erbauung, der Unterhaltung, der Be- 
geisterung, der Rechtfertigung, sei es durch Unterweisung oder An- 
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weisung, durch Schrift oder Buch, zerstreuen und zerstören, solange 
sie nicht aus innerer Not gefordert werden. »Ein Volk allein, das den 
Sieg übermag, ein heiliges Volk ist unsterblich!« Verantwortung dem 
Ich, dem Nächsten gegenüber im sittlichen Tun des Alltags ist schwere 
UVebung im Kleinen. Verantwortung dem eigenen Volk gegenüber im 
politischen Tun, die nicht augenblickliche Wünsche, sondern Wachs- 
tum des Lebens“in dämmernden Tiefen der Volksseele als Ziel weiß, 
führt zu politischen Erfolgen. Wer es anders sagt, lügt. Das ist nicht 
katheder- oder kanzelhaft gemeint, sondern aus realer Erfahrung ge- 
dacht. Gott gebe unserem Lande Führer in diesem Geiste! Aber von 
fern her bedünkt es einen fast, als wären Männer und Frauen dieser 
Art an Zahl gering und im ganzen unbeliebt; oder warum hört man 
sie nicht, oder warum wandern sie aus? Sollte der Organismus unseres 
Stammes im Innern angefressen und das Verantwortungsorgan unseres 
Volkes abgestorben sein? Dann ist keine Politik aus dem Glauben 
mehr möglich. Dann laßt uns verzichten. 

Klarheit: 1920 waren wir klar. Da mußten und wollten wir: ein 
unzerrissenes Schleswig, Heimführung des verirrten Nordens. Wollen 
und erwarten das alle heute noch? Wenn aber nicht, wenn der däni- 
sche Norden zum dänischen Norden gehört und die deutsche Minder- 
heit dort nur als solche gepflegt, gestützt, geschützt werden soll, wenn 
die politischen Tatsachen und Notwendigkeiten mächtiger sind als 
unsere Schmerzen: —warum bekennen wir nicht offen, was sich ge- 
wandelt hat? Oder: wenn im Laufe dieses strudelnden Jahrzehnts neue 
Perspektiven sich aufgetan, wenn Weltnöte und Weltwandlungen neue 
Lösungen des deutsch-dänischen Problems gezeitigt haben, wenn die 
Junge Generation, die sieh allmählich in die Führung drängt, wenn die 
Jugend nicht mehr die Wünsche der Alten 'hegt, sondern jene neuen 
Möglichkeiten unserer Heimat und unserem Volke für ersprießlicher 
hält: — wollen wir nieht endlich (denn ich glaube, so ist es) die 
Stimme der Gegenwart hören und uns mit dieser Jugend auseinander- 
setzen? Wer recht hat, weiß heute niemand. Aber selbstbewußte Kraft 
der Jungen soll man nicht verasehen lassen, und die Alten sollen sie 
nicht fürchten.«. 


Als Antwort — bewußt oder unbewußt — darauf wurden 
in der Oeffentlichkeit die Reden zweier junger dänischer Süd- 
schleswiger, des Redakteurs Kronika, Flensburg, und des 
Lehrers K jem s, Harrislee, am 17. Mai auf Skamlingsbanke 
in Dänemark angesehen, die beide für Frieden und Versöh- 
nung im dänischen Lager unter gänzlicher Ausschaltung jeg- 
licher Haßgefühle gegen Deutschland eintraten. Da aber eine 
Aeußerung des Herrn Kjems, die von der deutschen Presse 
aus verständlichen Gründen besonders begeistert aufgenom- 
men wurde, zu Mißverständnissen Anlaß gab, geben wir sie 
hier in deutscher Uebersetzung wörtlich wieder: 

»Es soll laut und deutlich gesagt werden, daß wir nicht den 
Wunsch haben, Haß gegen Deutschland zu nähren, sondern die Liebe 
zu dem Dänischen bei denen, die dänisch fühlen, zu stärken. Wir 
möchten nicht die Schleswiger einander fremd machen, weil sie eine 
verschiedene Auffassung von Dänisch und Deutsch haben. Und ich 
muß sagen, daß mein deutschgesinnter dänischer Nachbar mir näher 
steht als der deutschfeindliche Pole in Oberschlesien. 

Man wird vielleicht sagen: ja, aber ist das nicht gefährlich für 
die dänische Jugend, zuviel mit deutscher Jugend zusammen zu kom- 
men? Jawohl, es ist gefährlich, aber das weiß ja jeder, daß es immer 
gefährlich ist, Frontsoldat zu sein. Es ist immer gefährlich, dicht an 
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den Feind zu kommen. Aber wisse, daß es auch dort ist, wo man ge- 
winnt oder verliert... « 


In einem Vortrag über diese »Töne der neuen Zeit«, den 
Redakteur E.Christiansen (»Flensborg Avis«) am 5. Juni 
inMandbjergSkovin Nordschleswig hielt, sagte er u.a.: 


»Das Verhältnis zwischen dänisch und deutsch ist eine Frage 
doppelter oder noch vielfacherer Art. Da gibt es das Verhältnis zum 
deutschen Volke und das Verhältnis zu unseren engeren Landsleuten, 
den deutschgesinnten Schleswigern. In beide Dinge spielen wieder 
die Verhältnisse zu anderen Völkern mit hinein. 

Es ist richtig, daß der deutsche Schleswiger mit uns in näherer 
Verwandschaft steht als der Pole in Oberschlesien, der die Deutschen 
haßt. Und doch will ich mich zu jeder Zeit dazu bekennen, daß ich 
wärmer für den Polen fühle, der für sein Volksleben kämpft, als für 
den Landsmann, der einer dänischen Schule in Südschleswig Steine 
in den Weg legen will. 

Es kann passieren, daß wir mit Brüdern und näheren Verwandten 
in Abstand geraten, aber in geistiger Gemeinschaft nahe Freunde 
unter fremden Menschen bekommen. Es gibt eine Zusammenarbeit 
zwischen Männern der Hand und des Geistes, der Kirche, Schule und 
des Erwerbslebens über die Landesgrenzen hinweg. Ein kleiner Kreis 
in jedem Volk führt zuerst die Weltgedanken voran und er muß in 
gewissem Sinne mit Männern und Frauen anderer Völker zusammen 
gegen eigene Landsleute ankämpfen, wenn auch die Absicht besteht, 
diese zu gewinnen und die natürliche Selbstbehauptung seines eigenen 
Volkes zu stärken. 

Die Polen in Oberschlesien sind noch nicht aus der Zeit heraus, die 
wir zurückgelegt haben. Sie haben vieles erduldet, und wir können 
es ihnen nicht verdenken, daß sie leidenschaftlich für die Selbstbe- 
hauptung ihres Volkes kämpfen. Aber sie befinden sich auf demsel- 
ben Wege wie wir, und wenn die Deutschen ihnen begegnen wollen, 
wie sie uns begegnen, wird eine friedliche Entwicklung in gegenseiti- 
ger Achtung schnell gefördert werden. Die Polen innerhalb der jetzi- 
. gen Grenzen des Deutschen Reiches haben immer wieder ihre staat- 
liche Loyalität betont. Vielleicht ist ihr erster Beweggrund die Rück- 
siehtnahme auf die schwierige Lage ihres Mutterlandes Polen, aber 
ist das nicht derselbe Grund, der für manche Deutsche die Triebfeder 
ihrer Neuorientierung uns gegenüber ist? War es nicht derselbe 
Grund, der Stresemann in seine Verständigungspolitik hineinführte? 
Aus praktischen Utilitätsrücksichten kann wirkliche Liebe zu den 
Idealen, die man gezwungen vor seinen Wagen spannt, erwachsen. 

So viel ist gewiß, daß wir nicht mit den Deutschen um den Preis, 
daß wir auch Feind mit ihren Feinden sein sollen, Freund sein wollen. 
Die Taten der Deutschen müssen erst zu ihren Worten passen. Die 
Grundlage der neuen deutschen Haltung uns gegenüber wird erst 
sicher und vertrauenerweckend, wenn sie uns die selbstverständliche 
Freiheit einer Annäherung an andere Völker einräumen, eine Zusam- 
menarbeit mit allen Völkern zur Vereinigung der beiden gleich unver- 
gänglichen Zeitströmungen, des Nationalen und des Internationalen, 
der nationalen Selbstbehauptung und der internationalen Annähe- 
rung«. 


Und »Der Schleswiger« schrieb am 7. Juni: 


»Die Rede eines dänischen Schleswigers auf Skamlingsbanke — 
worin ein Satz über die Polen in Oberschlesien vorkam —, ferner Kom- 
mentare und Artikel neueren und älteren Datums in der deutschen 
Presse, dazu ein kürzlich u Aufsatz in einer dänisch-nord- 
sohleswigschen Zeitung... alle diese Aeußerungen haben zu öffent- 
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lichen und nicht-öffentlichen Erörterungen über die Beziehungen der 
Dänen bezw. der dänischen Minderheit zu den Polen Veranlassung ge- 
geben. Redakteur Ernst Christiansen-»Flensborg Avis« hat dieses 
Thema am dänischen Verfassungstag in einer Rede behandelt, die er in 
Mandbjerg Skov (Nordschleswig) hielt. Der Wortlaut dieser Rede 
war in der Sonnabend-Ausgabe von »Flensborg Avis« wiedergegeben. 
Red. Christiansen hat u. a. gesagt: 


»Ob man es deutscherseits mehr und mehr unterlassen wird, 
gegen uns Dänen zu sticheln, weil wir die deutsche Abneigung gegen 
Polen nicht mitmachen wollen — das ist für mich der Prüfstein 
hinsichtlich der Frage: ob den Deutschen die Förderung der volk- 
lichen Freiheit und der Annäherung von Volk zu Volk wirklich 
am Herzen liegt; oder ob ihre Annäherungs-Reden gegenüber dem 
Norden nur als ein Versuch zu werten sind, Bündnispolitik zur 
Stärkung der Machtposition Deutschlands durchzuführen.« 


Ueber politische Fragen gibt es immer verschiedene Meinungen. 
Was aber Redakteur Christiansen bei dieser Gelegenheit in Mandbjerg 
Skov gesagt hat, das dürfte auf dänischer Seite, beiderseits der 
Grenze, einstimmige Billigung finden. 

Es wäre völlig zweck- und sinnlos, in den Verband der nationalen 
Minderheiten in Deutschland Keile hineintreiben zu wollen. — Die So- 
hdarität zwischen verschieden-nationalen Minderheiten im gleichen 
net ist Ja auch außerhalb Deutschlands etwas Selbstverständ- 
iches. 

Wer Polens Geschichte kennt, der muß dem polnischen Volk eřn 
herzliches Verständnis entgegenbringen. Seelische Größe, Ausdauer 
in Leid, Opferwillen für Ideale, für Freiheit und Recht — das finden 
wir durch die Jahrhunderte im polnischen Volk. Wie sehr ist doch 
in der Geschichte gerade diesem Volk Unrecht angetan worden! 

Die nationalen Minderheiten in Deutschland kämpfen in gleicher 
Loyalität, mit dem gleichen Streben nach Frieden und Verständigung 
Seite an Seite für gleiche Ziele. Daran ist nichts zu ändern. 

Unser Wunsch ist, daß das endlich freigewordene polnische Volk 
einer glücklichen Zukunft entgegengehen möge. Unser Wunsch ist 
ferner, däß im Osten eine Atmosphäre der Verständigung sich mehr 
und mehr geltend machen möge. Zum Segen Deutschlands, wie zum 
Segen Polens. Wie dänisch nicht gleichbedeutend ist mit antideutsch, 
so sollte doch auch deutsch nicht gleichbedeutend sein mit anti-pol- 
nisch. Und umgekehrt. 

Wir sind Dänen. Wir sind aufricehtigen Herzens für das Deutsch- 
land von Weimar. Wir können selbstverständlich nicht gegen Polen 
De gegen Frankreich, gegen England oder gegen die Tschechoslowa- 

ei sein. 

Annäherung der Völker — da wird kein Volk ausgeschlossen!« 


Redakteur Kronika hat das später noch in einem Vor- 
trag vor dänisch-südschleswigscher Jugend in Oeversee er- 
gänzt mit den Worten: »Gegenüber dem häufigen Gerede über 
die Polen wird es für einen dänischen Südschleswiger wohl 
das richtigste sein, zu sagen: der Pole, der nicht Unfrieden, 
Haß und Zwang will, sondern das Entgegengesetzte, steht mir 
selbstverständlich ebenso nahe wie jede andere Nationalität, 
mit der ich zusammen arbeiten kann und will. Das Recht der 
Polen ist ja nicht geringer als das anderer Nationen.« Und 
die Gegenseite? Auf einen sehr enthusiastischen Artikel von 
N. Momsen »Frühling auf Skamlingsbanke« in der »Nord- 
schleswigschen Zeitung« vom 1. 6., der natürlich besonders 


301 


erfreut war über Kjems’ Aeußerung, folgten zwei von Pastor 
Schmidt, »Mehr Zurückhaltung« und »Alte Befangenheit und 
neue Wege« im gleichen Blatt, in denen schon stark gebremst 
wurde. Pastor Schmidt schließt den letzten Artikel (12. 6. 31): 


»Wir notieren mit Genugtuung, :daß Dänemark sich von einer 
feindlichen Stellungnahme zu deutschem Leben und Wollen zu lösen 
sucht. Wir sehen sehr deutlich, wie alte Befangenheit und neue Unbe- 
. fangenheit miteinander ringen. Jefsen Christensens Rede in Frøslev 
und Kjems’ Aeußerungen auf Skamlingsbanke sind dafür deutliche 
Zeugnisse. Hier ein Abschwören dem Deutschenhaß, dort eine Unter- 
streichung des Mißtrauens gegen Deutschland und eine tiefe Gering- 
schätznung seines Wesens. Ob das Eine oder Andere siegt, davon wird 
unser zukünftiges Verhältnis abhängen. Wir aber hoffen, daß das ein- 
geleitete Ostseejahr die Linie der Zukunft bedeutet.« 


Deutlicher wird schon Dr. Peter Kragh in der »Nord- 
schleswigschen Zeitung« vom 15. 6., wenn er schreibt: 


»Der »neue Ton« will, daß »dänisch« nieht mehr gleichbedeutend 
sein soll mit »deutsch-feindlich«. Daß es bisher so war, ist auf Skam- 
lingsbanke gesagt worden, uns Deutschen war es keine neue liröff- 
nung. Wir begrüßen aber trotzdem sehr diese Umstellung auf der 
Seite des Gegners und freuen uns. darüber. Nach den Motiven von 
Kjems und Kronika zu suchen, halten wir nicht für nötig, wir ge- 
stehen ihnen den ehrlichen Willen zu. Aber nunvonunserwar- 
ten zu wollen, daß wir auch eine Wandlung durch- 
machen und unsere alten Forderungen zurück- 
ziehen, wie das mehr oder weniger deutlich in der dänischen Presse 
geschieht, und es so darstellen, als seien wir mit unserer Forderung 
der Aenderung der Grenze die einzigen noch Störenden, das ist zu 
viel verlangt, und, was den zweiten Punkt betrifft, auch 
unrichtig. l . | 

Besonders unser Verlangen nach einer Verschiebung der Grenze 
nimmt man uns auf dänischer Seite übel — vielleicht deshalb, weil 
das der wundeste Punkt im Kampf auf dänischer Seite ist. Und die 
dänischen Versuche, uns durch einen Hinweis auf die loyale Haltung 
der dänischen Volksgruppe südlich der heutigen Grenze in unseren 
Zielen schwankend zu machen, verfangen nicht. Die Dänen in Deutsch- 
land können leicht zufrieden sein mit der getroffenen Ordnung, denn 
ihnen ist kein Unrecht geschehen. Wir Deutschen aber waren 1920, 
in Nordschleswig wie überall in Europa, die Verunrechteten. Wir 
haben das Recht zu fordern, daß geschehenes Unrecht verschwinde. 
Das ist der entscheidende Unterschied zwischen der deutschen Volks- 
gruppe in Nordschleswig und der dänischen in Deutschland, ganz ab- 
gesehen von der Größe der Minderheiten. Und wenn »Flensborg Avis« 
meinen sollte, Schleswig sei doch altes dänisches Land und gehöre 
deswegen zu Dänemark, so möchten wir nur daran erinnern, daß in 
derselben Zeitung stets gesagt wird, daß die Entscheidung des Einzel- 
nen, ob er Deutscher oder Däne sein will, ausschlaggebend sei. Nun 
haben sich aber so gut wie alle Schleswiger in Deutschland auch zu 
Deutschland bekannt, und trotzdem sollen sie Dänen sein. Sie haben, 
jeder für sich, ihre Entscheidung für Deutschland getroffen. Aber 
das dürfen sie an sich nicht, sie sind ja Dänen, sagt »Flensborg Avis«. 
Also — die Folgerung, die man daraus wie Notwendigkeit ziehen muß, 
ist die, daß persönliche Entscheidung des Einzelnen nur dann gestat- 
tet ist, wenn sich dieser Einzelne zur dänischen Sache bekennt. reh 
allerhand Experimente sucht sich die dänische Volksgruppe am Leben 
zu erhalten oder-gar zu vergrößern. Wir gönnen ihr diese Vergröße- 
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rung von Herzen, denn wir sind davon ‚überzeugt, daß nur in der Not 
Deutschland und seiner ungeheuren Knechtung seit Versailles die _ 
Begründung für das unnatürliche Wachsen der dänischen Stimmen- 
zahl südlich der Grenze zu sehen ist. Man bedenke, daß bei der Reichs- 
en 1912 nur etwa 500 dänische Stimmen in Flensburg abgegeben 
wurden. 

Jedoch zum Ausgangspunkt zurück! Man spricht auf dänischer Seite 
vom »neuen Ton«, verlangt von uns mehr oder weniger, daß wir mit- 
machen sollen, aber erst fordern wir, daß auch wir gehört werden und 
unsere Meinung über die Probleme sagen dürfen, denn so ohne weite- 
res die dänischen Voraussetzungen, die stillschweigend gemacht wer- 
den, anzunehmen, sind wir nicht in der Lage. ‘Wir aber fordern, daß 
unser Standpunkt Berücksichtigung und Beachtung findet. Ist diese 
natürliche Voraussetzung erfüllt, dann wird man weiter über den 
»neuen Ton« Sprechen können. 


'»Flensborg Avis« wies dann u. a. mit Recht die Behaup- 
tung zurück, daß den Dänen kein Unrecht geschehen sei, weil 
doch gerade sie von ihrem alten Herzogtum Schleswig nur die 
Hälfte zurückforderten und erhielten. Leider sind aber auch 
auf deutscher Seite die »alten Töne« seitdem durchaus nicht 
verstummt, im Gegenteil! 

Sehr drastisch äußern sie sich in der im Vorstehenden be- 
reits beschriebenen Schulaffaire in der Stadt Schleswig. Eine 
Reihe kleinerer Vorgänge schlagen in die gleiche Kerbe. In 
einem »Ein Wort der Kritik« überschriebenen Artikel des 
»Schleswiger« wird gesagt: | 


»Die minderheitspolitische Zeitschrift »Sudetendeutschland« besitzt 
fast regelmäßig die Dreistigkeit, von den nicht-deutschen Minderhei- 
ten innerhalb des Deutschen Reiches in Anführungsstrichen zu spre- 
chen: Desöfteren hat die Zeitschrift zu behaupten gewagt, daß die 
Minderheiten in Deutschland sich nur aus Querulanten zusammen- 
setzen, und daß das, was man Minderheitenfrage nenne, künstlich von 
den Minderheitsführern in Deutschland gezüchtet worden sei. 

Aehnliche Töne beliebt die Zeitschrift »Oberschlesien«< anzuschla- 
gen. Dort wird das Minderheitenproblem in Deutschland fast regel- 
mäßig als »künstlich aufgebläht« bezeichnet. Eine dritte minderheits- 
politische deutsche Zeitschrift »Grenzland« stellt die Minderheiten- 
führer in Deutschland als »Wölfe im Schafspelz« dar, die jeder moder- 
nen Minderheitenpolitik feindlich gegenüber stehen. 

Die von dem »Verein für das Deutschtum im Auslande« herausge- 
gebene Zeitschrift »Der Volksdeutsche« spricht von den »sogenannten« 
nieht-deutschen Minderheiten usw. 

Zu den nicht-deutschen Minderheiten innerhalb des Deutschen 
Reiches gehört ja auch die dänische Minderheit. Auch diese Minder- 
heit wird leider oftmals in deutschen Verlautbarungen diskrediert. 

‚ Einer der Hauptgrundsätze dabei ist anscheinend, die dänische 
Minderheitenfrage in Schleswig als absolut bedeutungslos hinzustel- 
len. Es wird von der dänischen Minderheit als von einem »Splitter im 
deutschen Volkskörper« gesprochen. Während die deutsche Minder- 
heiten-Propaganda bestrebt ist, den zahlenmäßigen Umfang der deut- 
schen Minderheiten so groß wie nur möglich darzustellen, vermindert 
sie auf der anderen Seite die zahlenmäßige Stärke der dänischen Min- 
derheit in Schleswig so viel wie nur möglich. 

Man könnte sich ja doch zum mindesten auf die letzte amtliche 
Volkszählungs-Statistik des Deutschen Reiches beziehen, die die Zahl 
der Schleswiger Dänen auf 10,683 angibt! Eine gewisse Propaganda 
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dagegen arbeitet fast regelmäßig mit der Zahl 7500, ja stellenweise 
sogar mit der Zahl 5500 (siehe »Der völkerrechtliche Schutz der natio- 
nalen, sprachlichen und religiösen Minderheiten«, von Hugo Witgens). 

Das amtliche Deutschland ist, wie man weiß, an Minderheiten- 
fragen sehr interessiert. Die amtliche Aufklärungsstelle der deut- 
schen Reichsregierung, die »Reichszentrale für Heimatdienst«, betreibt 
sogar eine sehr ausgedehnte Propaganda, um die Aufmerksamkeit der 
Oeffentlichkeit auf Minderheiten-Probleme hinzulenken. Dagegen ist 
nichts zu sagen. 
= Wie einseitig und angreifbar diese Orientierungstätigkeit jedoch 
vielfach ist, das geht a. a. aus der Broschüre »Die Minderheitenfrage 
als europäisches Problem« (1930), hervor, wo die amtliche Volkszäh- 
lungsstatistik mit Bezug auf die dänische Minderheit gar nicht be- 
achtet wird, sondern von 7511 Dänen südlich der Grenze in Schleswig 
die Rede ist. Aehnliches macht das Preußische statistische Landesamt 
in der »Zeitschrift des Landesamtes«, Abteilung 1—2 (68. Jahrgang). 
. Die Zeitschrift »Ostland« nennt die dänische Minderheit in Süd- 
schleswig »unecht«, bezeichnet die dänische Arbeit als »Hetzkampagne 
der Dänen in Südschleswig gegen Deutschland« und: beschwert sich 
darüber, daß »der dänische Reichstag offiziell diese Hetzkampagne 
fördert«. ' | 

Eine ganze Reihe deutscher minderheitspolitischer Werke bezeich- 
net die südschleswigsche dänische Kulturarbeit als »antideutsche 
Agitation«. Die verschiedenen Zeitschriften des »Vereins für das 
Deutschtum im Auslande« (Deutsche Arbeit, Deutsche Welt, Der 
Volksdeutsche) »betrachten mit Bitterkeit das staatliche Entgegen- 
kommen gegenüber der dänischen Minderheit«; man beschwert sich 
über den preußischen Staatszuschuß für die dänisch-südschleswigschen 


Privatschulen. 


Die »Deutsche Handelswacht« behauptet, daß »die Dänen kein 
Opfer scheuen, um auch in Flensburg, dieser Feste der Deutschen, Fuß 
zu fassen. Gegen das Deutsche Haus setzen sie das ihre. Die Schulen 
bevölkern sie mit Kindern, die sie über die Grenze holen, indem sie 
ihnen nicht nur Fahrgelder vergüten, sondern ihnen auch die Fahr- 
räder kaufen.« i 

.Die »Weser-Zeitung« behauptet, daß es nur in Flensburg und in 
der nächsten Umgebung der Stadt eine dänische Kolonie gibt, das 
übrige seien geringe dänische Splitter. »Mit dänischem Gelde würden 
Deutsche zu Dänen gemacht.« »Die Dänen betrachten die Erwerbung 
Nordschleswigs als den ersten Schritt zur Erwerbung des ganzen 
Schleswig.« Das Blatt sagt, daß Dänemarks Südgrenze nach den Wor- 
ten der Dänen bis zur Schlei und dem Dannewerk reiche, der Däne 
meine aber die Eider, und niemand könne sagen, ob er nicht noch 
weiter wolle, sobald er die Eider erreicht habe.« 


* 


Eine Anzahl deutscher und skandinavischer Städte an der 
Ostsee veranstalten in diesem Jahre ein sogenanntes »Os t- 
seejahr«, um im Interesse ihres Wirtschaftslebens eine 
friedliche Zuammenarbeit anzubahnen, die besonders den 
gegenseitigen Touristenbesuch fördern soll. Von vornherein 
war hier natürlich jede Politik als ein nur störender Faktor 
ausgeschlossen. In der Stadt Kiel, der alten Hochburg der 
antidänischen Schleswig-Holsteiner aber konnte man natür- 
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lich die Politik unmöglich aus dem Spiel lassen. So meldet 
»DerSchleswiger« am 22. Mai: 


An den Kieler Veranstaltungen nahmen, von Lübeck kommend, 
zahlreiche Dänen teil. Viele der dänischen Gäste haben Kiel mit ent- 
täuschter Miene verlassen. Sie waren des Lobes voll über die Ver- 
anstaltungen in Lübeck, die jedes politischen Momentes bar waren. 
Kiel scheint aber auch dieses Mal seinen sogenannten schleswig-hol- 
steinischen Ueberlieferungen treu bleiben zu wollen; denn wie so 
manches Mal, so verquickt die Stadt auch dieses Mal unpolitische Ver- 
anstaltungen mit einer gewissen Dosis Politik. Es hat in dänischen 
Besucherkreisen peinlich berührt, daß der V.D. A. mit zu den Trägern 
des Östseejahres gehört, weil der V.D.A. sich in Kampfstellung 
gegen Dänemark befindet; es hat auch Befremden erregt, daß auf dem 
Luftschiffahrtskongreß des öfteren von einer Beseitigung der Ver- 
sailler Vertragsbestimmungen gesprochen wurde, und daß der Stapel- 
lauf des deutschen Panzerkreuzers in den Rahmen des Ostseejahres 
eingefügt worden ist. Die letztere Veranstaltung, die von den rechts- 
stehenden Kreisen we’dlich ausgenutzt wurde, zeigte die Stadt Kiel 
in Sem Meer von schleswig-holsteinischen und monarchistischen 

arben. 


Und in diesem Sinne gefärbt waren auch eine Reihe Reden. Der 
Vorsitzende des Provinzial- Kriegerverbandes, Justizrat Susemihl, 
führt#.z. B. auf einer Festlichkeit in der »Waldwiese«, an der auch der 
deutsche Reichspräsident von Hindenburg teilnahm, u. a. aus: 
»Eine'ganz besondere Sorge liegt den schleswig-holsteinischen Krie- 
gervereinen ob in der Nordmarkfrage, die leider die preußische Re- 
gierung nieht mehr zu interessieren scheint. Wir aber lehnen es mit 
aller Entschiedenheit ab, die jetzige Grenze, die auf Grund einer so- 
genannten Abstimmung von den Feindmächten aufgezwungen ist, 
jemals anzuerkennen. Wir gedenken in Treue der deutschen Kame- 
raden jenseits der jetzigen Grenze und erheben kraft des vergewal- 
tigten deutschen Selbstbestimmungsrechts die Forderung nach 
Wiederherstellung einer gerechten Grenze, wie wir auch dem eifrigen 
Streben der Dänen nach Gewinnung noch weiterer Teile unseres meer- 
umschlungenen Landes energisch entgegentreten.« 


Was übrigens das erste Märzheft 1931 der Zeitschrift des 
hıalbamtlichen Deutschen Auslandsinstituts in Stuttgart »Der 
Auslandsdeutsche« (Jahrgang XIV, Nr. 5) in Form einer Re- 
zension des Buches von H.P.Hansen: »Halvhundrede Aar 
Danskhedens Kamp i Gr&nselandet fra Adskillelsen til Nord- 
slesvigs Genforening« unter dem Pseudonym A. (Oberlehrer 
Dr. Alnor, Flensburg?) schreibt, kann doch auch wirklich 
nicht unter dem Gesichtswinkel deutsch-dänischer Verstän- 
digung im »Östseejahr 1931« betrachtet werden. Es heißt 
dort nämlich: 


.»Kurzgefaßte recht einseitige Darstellung der Geschichte des 
Dänentums im Herzogtum Schleswig 1864—1920, ohne selbständigen 
Quellenwert und nicht frei von Mißverständnissen und alten Irr- 
tümern (z. B. S. 7 über Bismarcks Ausspruch: Dat möt wi hebben, 
der dem Kieler Hafen, nicht den Herzogtümern galt), geschrieben von 
einem Manne des Kreises, der 1920 eine südlichere Grenze wünschte; 
während damals das »halbe Land an Dänemark« kam (S. 67). Ty- 

pisch sind die Illustrationen, unter ihnen S. 86 die 
Flensburger Bordellstraßeals»danebroggeschmückte 
Straße in Flensburg während des Abstimmungs- 
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kampfess;s wo man Leiber kaufen kann, sind auch 
Fenster feil, um farbige Tücher herauszuhängen« 

Das sind »alte Töne« und sie sind ja auch später nicht ver- 
stummt und werden es wohl nie, solange noch diese Kreise in 
ihrem unbelehrbaren alldeutsch-reaktionären Geiste weiter 
hetzen können. Hoffen wir, das trotz alledem aus dieser musi- 
kalischen Dissonanz zwischen den »alten« und den »neuen« 
Tönen doch noch eine deutsch-dänische Symphonie der Ver- 
ständigung und der Zusammenarbeit erwachse! Es müßte 
dann allerdings die »Nordschleswigsche Zeitung« erst lernen, 
nach einer ganz anderen Melodie ihre »Flötentöne« erklingen 
zu lassen. — M. L. 


Auslandsdeutsche Jahrestagungen 
Der V.D.A. in Aachen — Das deutsche Auslandsinstitut. 


Der Verein für das Deutschtumim Ausland 
hatte seine diesjährige Pfingst-Jahrestagung nach Aachen 
verlegt. Grundsätzlich pflegt er ja diese Tagungen in einem 
Grenzgebiet Deutschlands abzuhalten. Aachen als Tagungs- 
ort für 1931 bedeutete wohl zugleich eine Kundgebung für die 
an Belgien abgetretenen Gebiete Eupen und Malmédy, für 
deren Rückgabe in letzter Zeit von deutscher Seite aus wieder 
sehr viel inszeniert wird (im Festzug waren die Deutschen 
Eupens und Malmedys aus Heimatverbänden, Gewerkschaf- 
ten und Vereinen anderer Art besonders zahlreich vertreten!), 
überhaupt leben wir ja in Deutschland seit Stresemanns Tod 
immer mehr im Zeichen der Revisionsforderungen gegen den 
Versailler Friedensvertrag. Die Tagung bot das gewohnte 
bunte Bild, das besonders durch die zahlreichen auslands- 
deutschen Jugendgruppen in Trachten usw. belebt wurde. Et- 
was neues waren wohl die mit der Tagung verbundenen Ar- 
beiter-, Angestellten- und Bauerntagungen, wie man sie vor 
zwei Jahren in Kiel bereits zum ersten Mal verwirklichte. Sie 
zeigen, wie weitverzweigt die Arbeit des V.D.A. ist. Die »Ar- 
beitertagung« stand unter dem Zeichen der Ansprachen des 
Führers der Christlichen Gewerkschaften, Jakob Kaiser, 


Köln, und des sozialdemokratischen Gewerkschaftssekretärs 


Furtwängler, die beide recht nationalistische Töne an- 
schlugen! Bei der Bauerntagung soll der bekannte Nordmark- 
politiker, Professor Tonnesen, Altona, etwas zu kräftig 
die Bauern auf Kosten der Stadtbevölkerung gelobt haben, 
was in einem Teil der deutschen Presse Anstoß erregte. Weit 
mehr aber wunderte man sich dort über die hitlerfrohen 
Kampftöne, die in der Rede des Vorsitzenden der Rheinischen 
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Landwirtschaftskammer, des Freiherrn v. Lünninck, er- 
klangen, der seine Rede mit einer Aufforderung, für »das 
dritte Reich« zu kämpfen, schloß. Daß ausgerechnet der be- 
kannte Professor Martin Spahn, Präsident der rechts- 
radikalen »Bismarck-Jugend«, Festredner auf der Studenten- 
tagung des V.D.A. war, gibt auch zu denken. 

Zu diesen »Mißtönen« gesellt sich ein Vorfall beim Festzug, 
der wohl mehr als alles andere die deutsche Linkspresse ver- 
schnupfen mußte. Der Leiter der Studentengruppe des V.D.A., 
übrigens kein Student mehr, sondern bereits Referendar, sang 
mit seinen Studenten beim Passieren der Gruppe der Ehren- 
gäste ostentativ: »Siegreich woll’n wir Frankreich schlagen!« 
Bezeichnend für die Kreise, die Träger des V.D. A. in Deutsch- 
land sind, ist es wohl auch, daß ausgerechnet ein alter Milita- 
rist von reinstem Wasser, der bekannte ehemalige Reichwehr- 
minister Dr. Geßler an Stelle des zurückgetretenen Frei- 
herrn von dem Busche zum Vorsitzenden gewählt wurde. Die 
Tagung fand ihren Höhepunkt in einer Rheinland-Kundge- 
bung, die auch zum Teil auf den Rundfunk übertragen wurde. 
Der Oberpräsident der Rheinprovinz, Dr. h. c. Fuchs, leitete 
diese Kundgebung mit folgenden Worten ein: 


»Erhaltung deutscher Art und Sitte, Erhaltung des deutschen 
Menschen, der deutschen Seele, das ist das große Ziel des V.D.A. Ins 
Ungeheure gewachsen an Bedeutung ist diese Aufgabe, seit unselige 
Gewaltbestimmungen, erzwungene Friedensverträge Millionen deut- 
“ scher Brüder und Schwestern vom Lande der Väter trennten. So wird 
vn A. noch lange sein müssen die Notgemeinshaft des deutschen 

enscnen.« 


Kapitularkanonikus Steinwender, Salzburg, sprach 
dazu als »Ostmarkdeutscher«. Auf der Hauptversammlung 
des V. D. A. referierte Generalsekretär Dr. Ammende über 
die gegenwärtige Lage der deutschen Volksgruppen in Europa. 
Wie dies Referat beschaffen war, zeigt am besten die folgende 
Entschließung, die dazu angenommen wurde: 


Die Hauptversammlung stellt erneut fest, daß die auslandsdeut- 
schen Gruppen in Europa mehr oder minder stark durch ihre Staaten 
in der Freiheit ihrer nationalkulturellen Entwicklung beeinträchtigt 
werden. In zahlreichen Staaten leben die deutschen Volksminderheiten 
immer noch in einem unerträglichen Zustand offener Verfolgung der 
selbstverständlichsten nationalen Daseinsrechte als Menschen, Staats- 
bürger und Volksbürger, wie es besonders die Verhältnisse in Süd- 
tirol beweisen. Auch in fortgeschritteneren Staaten, wie in der 
Tschecho-Slowakei, sehen sich die Deutschen ständig einer zielbe- 
wußten Zurückdrängung durch ein genau berechnetes System des Zu- 
sammenwirkens staatlicher und privater Kräfte ausgesetzt. Der VDA. 
fordert als sittliche und rechtliche Notwendigkeit die unbedingte 
Achtung der nationalen Lebensrechte aller Volksminderheiten. Aus 
‘der Menge der in allen Lebensgebieten des Auslanddeutschtums auf- 
zustellenden Ansprüche hebt der VDA. folgende Einzelheiten heraus: 


Nordschleswig: Schaffung höherer deutscher Schulen und eines 
Lehrerseminars. 
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Memelland: Achtung der Autonomie, veracı auf die vertrags- 
| 'widrigen Ausweisungen der Reichsdeu 
Litauen: Schaffung und Erhaltung deutscher Volksschulen, Ach- 

tung der verbürgten Lebensrechte der evangelischen Landeskirche. 

Polen: Aufbau eines den Bevölkerungsverhältnissen entsprechen- 
den deutschen Schulwesens gemäß den Bestimmungen des Minder- 
heitenschutzes. Befreiung des oberschlesischen Deutschtums vom 
Druck des organisierten, durch die Staatsbehörden geförderten Ter- 
rors, unbedingte Achtung des Elternrechtes bei der Schulwahl. 

umänien: Aufbau eines staatlichen Minderheitenrechtes ent- 
sprechend den Karlsburger Beschlüssen, Gewährung der den deut- 
schen Schulen zustehenden staatlichen Zuschüsse. 

Ungarn: Restlose Durchführung der von der Regierung Bethlen 
erlassenen Minderheitenschutzbestimmungen auch bei den aus- 
führenden Behörden. Verzicht auf Gesellschaftsboykott und 
Namensmagyarisierung im öffentlichen Leben. 

Südslawien: Weitere Durchführung der kürzlich gemachten Zu- 
sicherungen im Schul- und Vereinswesen. 

Südtirol: Verwirklichung des selbstverständlichen Menschenrech- 
tes auf Muttersprache und Väterart, zunächst uneingeschränkte 
Freigabe des deutschen Privatunterrichts. 

Tschecho-Slowakei: Völlige und tatsächliche Gleichberechti- 
gung des deutschen Volksteiles auf allen Lebensgebieten, entspre- 
chend der Bevölkerungszahl und Volksleistung im Staate, u. a. 
Gleichberechtigung im staatlichen Dienst, im wirtschaftlichen 
Leben, in der Zuteilung der Geldmittel für kulturelle Zwecke, Ver- 
zieht auf künstliche Volkszählungsgeometrie durch zwerghafte 
»tschechische Minderheitenschulen« in rein deutschen Gebieten. 

Sowjetrußland: Sofortige Schritte zur Rettung der in Massen 
entwurzelten, in das Verbannungselend getriebenen Volksgenossen. 

Eupen-Malme&dy: Unabhängig von der noch offenen Regelung 
über dieses Gebiet: Schluß mit den staatlich betriebenen Assimilie- 
rungsbestrebungen in Schule und Kirche, Schluß mit der Politik 
persönlicher Ungerechtigkeiten und den Lockungen zum Verrat 
an den deutschen Ueberlieferungen. 


Die »Saarbrücker Landeszeitung« schreibt am 30. 5. zur 
Aachener Tagung u. a.: 


»Es ist in Aachen stellenweise sehr erheblich in schwarz-weiß- 
rotem Nationalismus gemacht worden. Für die Aachener Bevölkerung 
war es gewiss ein zweifelhaftes Vergnügen, daß ein so eindeutig abge- 
stempelter Politiker wie Martin Spahn eine der Hauptreden hielt. 
Gerade in der katholischen Stadt Aachen dürfte für die Nebenwege 
dieses ehrgeizigen ehemaligen Zentrumsmannes kaum Verständnis be- 
stehen. Noch mehr aber ist das Auftreten des Präsidenten der rheini- 
schen Landwirtschaftskammer, Freiherrn von Lünninck, allgemein 
aufgefallen, der es sich nicht versagen konnte, das »Dritte Reich« zu 
begrüßen. Lünninck legt immer besonderen Wert darauf, als über- 
zeugungstreuer Katholik angesehen zu werden. Wie will er sein 
Aachener Bekenntnis zum Nationalsozialismus mit seinem Katholi- 
zismus vereinbaren angesichts der Tatsache, daß sämtliche deutschen 
Bischöfe den Nationalsozialismus als Irrlehre gebrandmarkt und ver- 
urteilt haben ?« 


Die »Frankfurter Zeitung« bemerkt in einem kritischen Ar- 
tikel am 30. 5.: »Wie weit der V. D. A. vom Hakenkreuz beein- 
trächtigt wird, ist schwer zu sagen. Daß es der Fall ist, wird 
kaum zu bestreiten sein.« In ihrer zweiten Ausgabe vom 30. 5. 
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wird sie noch deutlicher, wenn sie schreibt: »Leider ist es ja 
heute so, wie auch in unserem Bericht schon angedeutet ist, 
daß die Denkart eines großen Teiles der deutschen Minder- 
heiten vom »Dritten Reich« mindestens nicht weit entfernt 
ist.« Aus dem V. D. A. einen »Volksverein aller Deutschen« zu 
schaffen, wie das der neue Vorsitzende Dr. Geßler in einem 
programmatischen Brief an die Tagung, der er selber nicht 
beiwohnte, als sein Bestreben verkündete, würde im Lichte 
solcher Vorkommnisse immer schwerer, meint die »Frankfur- 
ter Zeitung«. Wie sehr der V.D. A. mit dem Nationalsozialis- 
mus bereits verbrüdert ist, dafür nur ein Beispiel unter vielen: 
Der »Völkische Beobachter«, München, schrieb am 28.2. 31. 
u. a.: 


»Die Antwort der Schüler an Genossen Grimme: 


Grenzlandabend des Thüringer Schülerbundes. Wenn die Minister 
Drake dann kämpft die deutsche Jugend für das deutsche Volks- 

um 

Unsere Kapelle eröffnete den Abend durch flotte Märsche, dann 
fliegen die Türen auf, alles erhebt sich und begrüßt mit erhobener : 
Hand die einmarschierenden Kameraden des Weimarer Schülerbundes. 

Gern wären wir Erfurter mitmarschiert, aber so etwas ist ja bei 
uns staatsgefährlich. Vor der Bühne nehmen die Kameraden Aufstel- 
lung, und dann begrüßt unser Gauführer Heyne die Versammlung. 
Kaum betritt er die Bühne, so wird er von einem Beifallssturm be- 
grüßt, er bekommt einen roten Kopf, wird etwas verlegen, winkt ab 
und kann dann endlich dem Weimarer Schulgruppen-Ver- 
bandsvorsitzenden des V.D.A. und Schulführer des 
S 7 ni lerbundes, dem Unterprimaner Waldemar Wenzel, das Wort 
erteilen. 

Wenzel spricht klar, und kurz zeigt er uns die Not unserer deut- 
schen Brüder in den Grenzgebieten. 

Unter Pfuirufen der Versammlung stellt er fest, daß es der preus- 
sische Kultusminister gewesen ist, der die Arbeit des V. D. A. für unser 
Auslandsdeutschtum sabotieren wollte, indem er in Preußen die Schul- 
sammlungen des V.D. A. verbot. 

Durch diese Tat unterstützte er unsere Feinde, und somit stelle er 
sich in die Reihen derselben! Diese Worte muß ein Thüringer Schüler 
dem preußischen Kultusminister Grimme sagen. Er schließt mit dem 
Aufruf, weiterzukämpfen für die Ehre und Freiheit unseres Vaterlan- 
des und für ein starkes nationales Deutschland, das dann am besten 
in der Lage sein wird, unser Auslandsdeutschtum zu unterstützen! 
Begeistert dankt die Versammlung dem jungen, temperamentvollen 
Redner für seine Ausführungen. Hoffen wir, daß dieser Geist 
bald im ganzen V.D.A. Platz greift 


Daß trotz alledem die katholischen Jugendorganisationen 
korporativ dem V.D.A. beigetreten sind, wie Admiral See- 
bohm auf der Frühjahrshauptausschußsitzung des V. D. A. be- 
kannt gab, und daß ein Uebereinkommen über Zusammen- 
arbeit zwischen dem V.D.A. und dem Reichsverband für das 
katholische Auslandsdeutschtum geschlossen worden ist, so- 
daß in Zukunft die V. D. A.-Tätigkeit an allen höheren Schulen 
auch von katholischer Seite aus alle erdenkliche Förderung 
erhalten wird, müßte eigentlich befremden, wenn man nicht 
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wüßte, wie gerade auch die katholischen Auslandsdeutsch- 
tums-Kreise ebenso wie das Zentrum in den deutschen Grenz- 
provinzen immer mehr rechtsradikalen‘ Tendenzen verfallen. 
Immerhin war es ein Starkes Stück vom V. D.A., dann aus- 
gerechnet dem abtrünnigen Zentrümler Spahn die Festrede 
bei der Studententagung in Aachen zu überlassen. Uebrigens 
hat der bekannte Schulerlaß des preußischen Kultusministers 
Grimme vom 23. August 1930, in dem angeordnet wird, daß 
jeglicher Druck auf die Schüler zugunsten der V.D. A.-Schul- 
sammlungen von den Schulen aus zu unterlassen sei, im 
übrigen aber einer freiwilligen. Tätigkeit der Schüler für den 
V. D. A. nichts in den Weg gelegt wird, bewirkt, daß seitdem 
die Einnahmen des V. D. A. aus Schulsammlungen um unge- 
fähr 700 000 Mk. gegenüber dem Vorjahre zurückgegangen 
sind, wie der Jahresbericht des V.D.A. anführt. Das be- 
weistklar, daßebennichtdie Freiwilligkeit, 
sondern gerade der von uns wiederholt ge- 
rügte unsittliche Zwang durch die Lehrper- 
sonen auf die Kinder die V.D.A.-Schulsamm- 
lungen begünstigt hat. Warum begnügt man sich 
nicht mit den späteren ergänzenden Ausführungen Grimmes, 
die an Freundlichkeit und Entgegenkommen dem V.D.A. ge- 
genüber wirklich nichts zu wünschen übrig lassen, sondern 
gibt sich alle nur erdenkliche Mühe, jenen Erlaß aufgehoben 
zu bekommen? So ging z.B. folgende Notiz im Februar 1931 
durch die deutsche Presse (»Germania«, »Deutsche Tages- 
zeitung« usw.): 

»Durch eine Verfügung des preußischen Unterrichtsministeriums 
vom September des vergangenen Jahres ist bekanntlich die Werbe- 
und Sammeltätigkeit der für die auslandsdeutschen Schulen tätigen 
VDA.-Schulgruppen stark eingeschränkt worden. Es läßt sich jetzt 
bereits übersehen, daß die durch diese Einschränkungen ausgefallenen 
Beträge, die dem auslandsdeutschen Schul- und Kulturwesen verloren- 
gehen, auf etwa 800000 bis eine Million Mark im Jahre zu schätzen 
sind. Dieser Verlust ist augenblicklich besonders fühlbar, weil auch 
das Reich seine Etatsmittel für deutsche Kulturzwecke im Ausland 
um über eine Million Mark hat kürzen müssen. Das Ausbleiben der 
VDA.-Unterstützungsgelder hat bei den auslandsdeutschen Kultur- 
organisationen große Bestürzung hervorgerufen, da, um nur einige 
Beispiele zu nennen, wichtige Kultureinrichtungen, wie das deutsche 
Privat- und Mutterschulwesen in Polen, die deutschen Landschulen in 
Lettland und Estland, ernsthaft gefährdet sind. 

Auf der anderen Seite hat man der Schuljugend, die nach natio- 
naler Betätigung drängt, eine im besten Sinne nationale Arbeit er- 
schwert. Politisch wirkt sieh die Verfügung als eine auch bereits deut- 
lich spürbare Stärkung des politischen Radikalısmus in der Schul- 
jugend aus, zumal den durch den Erlaß weitgehend aus der VDA.-Ar- 
beit ausgeschalteten Lehrern die Einflußnahme beschränkt ist. Es ist 
zu wünschen, daß der preußische Unterrichtsminister die nächste sich 
bietende Gelegenheit benutzen wird, um den Eindruck zu beseitigen, 
als ob die volksdeutsche Kulturarbeit und das Hilfswerk der reichs- 
deutschen Schule für die deutsche Auslandsschule an höherer Stelle 
nicht gern gesehen würden. Es handelt sich hier um die Pflege und 
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Auswirkung einer Hilfsgesinnung, die es wirklich verdient, Gemein- 
gut des ganzen deutschen Volkes zu werden. 

Bezeichnend ist auch die folgende Meldung der »Deutschen 
Allgemeinen Zeitung« am 7. 2. 31: 

»Aus Königsberg erhalten wir die Mitteilung, daß der Oberpräsi- 
dent der Provinz Ostpreußen für den Ostpreußischen Schulverein den 
umstrittenen, die Schutzarbeit in den deutschen Schulen schwer schädi- 
genden Erlaß des preußischen Kultusministers Dr. Grimme aufgeho- 
ben hat. Das Provinzialschulkollegium Königsberg hat erneut auf die 
Notwendigkeit der Sammeltätigkeit hingewiesen. Die Aufhebung für 
das gesamte preußische Gebiet dürfte wohl in kürzester Zeit zu erwar- 
ten sein, da ja nicht anzunehmen ist, daß in den verschiedenen Ge- 
bieten über eine so wichtige Schulangelegenheit entgegengesetzte Be- 
stimmungen bestehen. Die Aufhebung in Gesamtpreußen erfüllt eine 
einstimmig vom gesamten Auslandsdeutschtum und von den pädagogi- 
schen Verbänden im Inland erhobene Forderung und würde die Ret- 
tung zahlreicher Schulen und Kultureinrichtungen in den abgetrenn- 
ten Gebieten bedeuten.« 

Hängt wirklich »die Rettung zahlreicher 
Schulen und Kultureinrichtungenin den ab- 
getrennten Gebieten« davonab, ob die Schul- 
sammlungen des V.D.A. freiwillig von den 
Schülern durchgeführt werden oder ob ihre 
Lehrer diese Arbeit leisten und damit dem 
Ganzen den anscheinend dringend erforder- 
lichenamtlichenAnstrich verleihen? Das wäre 
doch wirklich ein Armutszeugnis für die Werbekraft des 
V.D.A.-Gedankens unter der deutschen Schuljugend! 


x 


Das Deutsche Ausland-Institut hielt seine 
Jahresversammlung in den Tagen vom 14.—17. Mai in den 
Räumen des Instituts in Stuttgart ab. Die diesjährige Tagung 
stand fast ausschließlich im Zeichen der deutschen Wirt- 
schaftspolitik, und zwar behandelte man hier insbesondere 
eingehend Fragen der deutschen Auswanderung nach Ueber- 
see. 

Am 14. Mai tagte der wissenschaftliche Beirat unter Vor- 
sitz des Historikers Professor Dr. W. Goetz, Leipzig. Zwei 
Abteilungsleiter des Instituts berichteten hier über von ihnen 
vorgenommene Auslandsreisen zum Studium des Deutsch- 
tums, nämlich Dr.Drascher über eine Reise nach den west- 
indischen Inseln und Professor Wunderlich über eine 
Fahrt durch Polen. Professor Gierach, Praha, berichtete 
zum Schluß über wissenschaftliche Volkstumsarbeit der Su- 
detendeutschen in der Cechoslovakei. 

UnterVorsitz des Geheimrats Dr.Kastl vom 
Reichsverband der deutschen Industrie trat 
am 15. Mai der wirtschaftliche Beirat des Instituts zusammen. 
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Generalkonsul Dr. Wanner und Rektor Strecker, San- 
tiago, behandelten hier in zwei Korreferaten — der eine vom 
reichsdeutschen Standpunkt aus, der andere vom Standpunkt 
des Ueberseedeutschtums — ausführlich die vielseitigen Pro- 
bleme und die heutigen Schwierigkeiten der deutschen Aus- 
wanderungspolitik, an die sich eine lange Aussprache der 
Teilnehmer schloß, die in der folgenden gemeinsamen Ent- 
schließung ihren Niederschlag fand: 


»Der zu seiner Jahrestagung in Stuttgart am 15. Mai 1931 versam- 
melte wirtschaftliche Beirat des Deutschen Ausland-Instituts, dessen 
Verhandlungen zahlreiche Sachverständige und Gäste aus allen Teilen 
des Reichs wie des Auslandsdeutschtums wie auch Vertreter der auf 
dem Gebiete der Auswanderung arbeitenden Verbände und Organisa- 
tionen beiwohnten, begrüßt einhellig die in dem Referat des Herrn 
Generalkonsul Dr. Wanner zutage getretenen Pläne des Deutschen 
Ausland-Instituts einer stärkeren Behandlung der Probleme einer ge- 
sunden und aktiven Auswanderungspolitik. Der wirtschaftliche Beirat 
bittet das Deutsche Ausland-Institut, diese Pläne und Ziele weiter zu 
verfolgen und sie möglichst bald einer praktischen Verwirklichung 
zuzuführen.« 


Abends fand dann der feierliche Festakt statt, auf dem 
Generalkonsul Dr. W an ner nach einer kurzen Begrüßungs- 
ansprache des württembergischen Staatspräsidenten Dr. 
Bolz die höchste Auszeichnung des Instituts, den »Deut- 
schen Ring«, dem Großindustriellen Geheimrat Prof. Dr. 
Duisberg, Leverkusen, dem Südamerikaforscher Dr. Her- 
mann Meyer, Leipzig, und dem deutschen Großindustriellen 
in U.S.A. Dr.h.c. Thun, Wyomissing (Pennsylvanien) ver- 
lieh und die Ehrenurkunde des Instituts den folgenden Her- 
ren: Theodor Mohwinkel, Milano, Universitätsprofessor 
Naegle, Praha, Professor Josef Nischbach, Temesvar, 
Rumänien, W.von Rüdiger, Vorsitzender der Deutsch-Bal- 
tischen Volksgemeinschaft, Riga, Koloniedirektor a. D. Al- 
brecht W. Sellin, Hansakölonie in Santa Catharina, Bra- 
silien, Henry Sloman, Hamburg, Inhaber der H. B. Sloman- 
Salpeterwerke, Chile, Dr. Karl Hans Strobl, Sudetendeut- 
scher Dichter, Wien, Emil Ullmann, ehem. Großkaufmann 
in Südbrasilien. Als erster der Geehrten sprach Dr. Duisberg, 
aus dessen Rede wir folgenden interessanten Passus wieder- 
geben: 


»Meine Damen und Herren! Wie liegen denn die Dinge in Europa? 
Die Diktate von Versailles und St. Germain gelten als das Fundament 
des europäischen Friedenszustandes. Versailles und St. Germain haben 
aber entgegen den Zusicherungen Wilsons, entgegen dem heiligen 
Grundsatz des Selbstbestimmungsrechts der Völker und damit ent- 
gegen den Grundsätzen internationaler Moral uralten deutschen Volks- 
boden, geheiligt durch das Leben und Wirken vieler deutscher Ge- 
schlechterfolgen, vom deutschen Volkskörper losgetrennt. Sie haben 
deutsches Volk gegen seinen Willen fremden Gewalten überantwortet. 
Damit ist eine deutsche Frage geschaffen, ohne deren Lösung Europa 
nieht gesunden kann. Das Ziel der beiden Diktate, die Weltgeltung 
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des Deutschtums zu zerschlagen, deutsches Volkstum zu zersplittern 
und damit das große Ideal der geeinten Deutschen Nation zu zerstören, 
wurde aber nicht erreicht. Blut ist stärker als Eisen. 

Trotz aller Bedrückungen in der Heimat, trotz schwerster Be- 
drohung und Gefährdung der Minderheiten erstand aus der Gemein- 
samkeit des deutschen Blutes eine Wiedergeburt des Nationalempfin- 
a ein Aufflammen der Begeisterung für die Idee der deutschen 

ation.« 


W. v. Rüdiger, Riga, betonte in seiner Dankansprache u.a., 
daß die Deutsch-Baltische Volksgemeinschaft einen Zusam- 
menschluß erlangt habe, 


»dessen sich keins der vielen unser Land bewohnenden Völker zu 
erfreuen hat und das uns namentlich im Parlament einen Einfluß 
sichert, der die zahlenmäßige Stärke unseres Stammes 
bei weitem übersteigt« 


Das ist ja ein sehr wertvolles Eingeständnis im Hinblick 
auf die Lage der nationalen Minderheiten in Deutschland, 
denen man im krassen Gegensatz hierzu nicht eine einzige 
Vertretung in den deutschen Parlamenten geben will. Bot- 
schafter a. D. Dr. S o 1l f, Vorsitzender des Verwaltungsrats des 
Deutschen Ausland-Instituts, hielt die Schlußansprache, in 
der er besonders die Tatsache unterstrich, daß von den 94 Mil- 
lionen Deutschen der gesamten Erde nur 233 innerhalb der 
jetzigen deutschen Staatsgrenzen wohnten. 

Am 16. Mai tagten Verwaltungsrat und Ausschuß unter 
Vorsitz von Dr. Solf. Dem hier vom Generalkonsul Dr. 
Wanner erstatteten Jahresbericht entnehmen wir das Fol- 
gende: 


»Das Statistische Reichsamt hat jüngst die »Statistischen Ueber- 
sichten zum Reichshaushalt für die Rechnungsjahre 1927 bis 1931« 
herausgegeben. Danach ist der Bedarf des Auswärtigen Amtes und 
seiner Gesandschaften, Konsulate und Vertretungen in diesen Jahren 
von 59,4 auf 47,5 Millionen Mark gesunken. Der Beitrag des Deutschen 
Reiches an den Völkerbund ist zwar von 12 Millionen Mark auf 2 Mil- 
lionen gestiegen, und wir begrüßen durchaus solche Steigerung, die 
dem Zusammenleben der Staaten und auch der Völker dienen soll. Wir 
beklagen es aber aufs tiefste, daß im gleichen Zeitraum der Beitrag 
»für Unterstützungen an Deutsche im Ausland«, also ein Beitrag für 
das Zusammenleben des Reichsvolks mit seinen Auslandpionieren, von 
2 Millionen auf 1,6 Millionen Mark gesenkt wurde, und daß die Posi- 
tion »Verschiedenes«, in der vor allen Dingen die »Pflege des Aus- 
landsdeutschtums« enthalten ist, von 2,6 auf 1,1 Millionen Mark herab- 
gedrückt werden konnte. Die Reichsausgaben für die »Reichsstelle, 
den Reichskommissar, sowie den Beirat für das Auswanderungswesen« 
sind von 0,4 auf 0,2 Millionen Mark heruntergegangen, und der Zu- 
schuß für die Beratungsstellen für Auswanderer ist mit 0,1 Millionen 
ganz gleich geblieben. Zwar ist unter den Ausgaben für Bildungs- 
wesen der Beitrag an »deutsche Schulen im Ausland« von 2,8 auf 3,1 
Millionen gestiegen, aber er hat die im Jahre 1929 erzielte Höhe von 
3,5 Millionen Mark nicht wieder erreichen können. Und was besagen 
diese geringen Summen für die vielen Tausende von deutschen Schu- 
len und ihre Nöte in allen Teilen der Welt! Zwar sind erfreulicher- 
weise die Ausgaben für »Hochschulen im Ausland« von 0,5 auf 13 Mil- 
lionen Mark erhöht worden, aber der Fonds zur »Unterstützung be- 
sonderer kultureller Aufgaben«, der vor allem für deutsche Volkstums- 
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arbeiten in Frage kommt, ist von 2,1 und 2,7 auf 1,8 und 1,6 Millionen 
gesenkt worden. 

Unser wissenschaftlicher Beirat hat in seinen Beratungen des 
vorigen Jahres auf Vorschlag und unter tätiger Mitwirkung seines 
verehrten Mitgliedes, des Herrn Prälaten, Universitätsprofessor und 
Reichstagsabgeordneten Dr. Schreiber, eine Entschließung gefaßt, die 
der ernsten Besorgnis darüber Ausdruck gab, daß die im Reich für 
wissenschaftliche Bedürfnisse der Forschung und Pflege des Ausland- 
deutschtums vorhandenen Mittel in einem ungünstigen Verhältnis zu 
den drängenden Notwendigkeiten der Wirtschaft und des Volkstums 
ständen. Die Entschließung sprach die bestimmte Erwartung aus, daß 
»trotz der schweren Etatslage nirgendwo eine Verkürzung der unge- 
mein bescheidenen Ansätze des Reichshaushaltes« erfolge. Unser wis- 
senschaftlicher Beirat betonte in seiner Entschließung vor allem: Die 
deutsche Wirtsehaft brauche die Stärkung des geistigen, kulturellen 
und wirtschaftlichen Deutschtumsbesitzes in Europa und Uebersee. 
Auch dieses Deutschtum bedürfe mehr denn je des lebendigen Zusam- 
menhanges mit der deutschen Heimat, denn gerade dieses Deutsch- 
tum sei berufen, an der Befriedung der Völker und an der Mehrung 
der weltkulturellen Geltung Deutschlands mitzuarbeiten. 

Jedes Wort dieser Entschließüng, meine Damen und Herren, besitzt 
‘auch heute noch seine volle Kraft und seinen tiefen Ernst, und wir 
können es nur aufs tiefste beklagen, daß die Grundgedanken dieser 
Entschließung bei Regierung und Reichstag keine Berücksichtigung 
fanden, und daß Streichungen getätigt wurden, die Leben und Arbeit 
des Deutschtums i im Ausland wie der Organisationen, die es zu stützen 
berufen sind, ernstlich gefährden. Diese Streichungen entsprechen 
nicht — lassen Sie mich das klar und deutlich aussprechen — dem ver- 
feinerten und gesteigerten Empfinden des deutschen Volkes für die 
Bedeutung seiner auslandsdeutschen geistigen und wirtschaftlichen 
Position. Diese Streichungen entsprechen nicht dem Lebensbedürfnis 
des Deutschen Reiches wie des deutsehen Volkes. Auch wir leugnen 
nicht die Notwendigkeit von Sparsamkeit und Einsparungen, denn wir 
alle sind Steuerzahler und an der Ausgleichung des Etats interessierte ` 
Staatsbürger. Aber wir bezweifeln die Nützlichkeit einer rein sche- 
matischen Kürzung um soundso viel Prozent, und wir beklagen diese 
vorgekommenen Verkürzungen, weil sie werbende Anlagen betreffen 
und weil diese scheinbare Ersparnis in naher und ferner Zukunft 
einen ungeheuren Ausfall an geistigen und wirtschaftlichen Werten 
des Gesamtvolkstums bedeuten muß.« 


Die Bücherei des Deutschen Ausland-Instituts ist nach 
diesem Bericht auf die enorme Zahl von 45500 Bänden ange- 
wachsen. Ein seit vielen Jahren in Vorbereitung befindliches 
Handbuch der Auslandsdeutschtumsliteratur, das etwa 6000 
Bücher umfaßt, ist jetzt fertig und in Druck gegeben worden. 
Einen interessanten Einblick in die umfassende Werbearbeit 
des Instituts gewährt auch die Mitteilung, daß eine »Presse- 
korrespondenz« wöchentlich in 4000 Exemplaren den deut- 
schen Zeitungen des In- und Auslandes gratis zugesandt wird. 
Im Finanzbericht des Generalsekretärs heißt es: 

»Während der Voranschlag des Jahres 1930 mit 455 000 Mark Ein- 
nahmen reclınete, sind nur 449 662,74 Mark eingegangen, so daß auch 
die Ausgaben, die im Voranschlag mit 455500 Mark eingesetzt waren, 
auf 449 461,46 Mark herabgemindert werden mußten. Die Zahl der An- 
gestellten, die am 31. Dezember 1929 55 und 4 Hilfskräfte betrug, mußte 


auf 54 und eine Hilfskraft vermindert werden. Der neue Voranschlag 
sieht angesichts der ungünstigen Wirtschaftslage und des Rückgangs 
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der Beiträge nur 403000 Mark Einnahmen vor, denen 402900 Mark Aus- 
gaben gegenüberstehen.« 

Bezeichnend für diese Jahrestagung ist wohl die starke Be- 
teiligung von Vertretern der Großindustrie und des Groß- 
handels an ihr. Will man vielleicht durch eine Alliierung mit 
diesen Kapitalmächten den Ausfall wieder wettmachen, den 
die Sparmaßnahmen der deutschen Regierung, über die im 
Jahresbericht geklagt wird, verursacht haben? Nicht nur, daß 
die wirtschaftliche Tagung unter der Leitung des Reichsver- 
bandes der Deutschen Industrie stattfand und daß die 

Ehrungen diesmal besonders Industrieherren des In- und 
Auslandes mit dem Geheimrat Duisberg an der Spitze zuteil 
wurden, auch die geschlossene Sitzung des Verwaltungsrats 
stand unter diesem Zeichen. Nach dem »Auslanddeutschen«, 
1. Juniheft, wurden vom Verwaltungsrat in den Ausschuß neu 
hinzugewählt: 

Direktor Dr. h. c. Bausback-Berlin, Fabrikant H. Benger-Stuttgart, 
Geh. Hofrat, Dr. ing. h. ec. P. Bruckmann-Heilbronn, Generaldirektor 
H. Czech- Budweis, Exz. Reichsminister a. D. Dr. h. c. B. Dernburg- 
Berlin, Amtsdirektor Dr. E. Dollfuß, Fürst G. von Donnersmarck- 
Schloß Neudeck, Prälat Prof. Dr. K. Drexel- Wien, Direktor Dr. Dürr- 
Friedrichshafen, Fein-Stuttgart, Dr. med. Fischer-Tübingen, Geh. Reg. 
Rat v. Flotow-Berlin, Dr. R. Fricke- Berlin, Präsident R. Groß-Königs- 
berg, Komm. Rat. A. v. Guilleaume- Köln, Exz. Gouverneur a. D. Dr. 
A. Hahl-Berlin, Präsident a. D. Prof. Dr. E. Haber-Tübingen, Dr. O. 
Hartmann-Berlin, Kom. Rat, Handelskammerpräsident Heumann-Kö- 
nigsberg, Dr. Hofmann-Stein bei Nürnberg, Frau Dr. R. Kempf-Frank- 
furt, Geheimrat P. Klöckner-Hartenfels bei Duisburg, Generaldirektor 
Lipsehütz-Berlin, Oberbürgermeister Dr. rer. pol. h..e. Lohmeyer-Kö- 
nigsberg, Maag-Duisburg, Direktor Dr. K. Magnus- Berlin, Oberstudien- 
direktorin Matz-Berlin, Dr. H. Neuerburg-Köln, Professor Dr. Olpp- 
Tübingen, Dr. Oppenheimer-Berlin, Hofrat Palla-Wien, Generaldirek- 
‘tor Pott-Essen, Ph. Reemtsma-Altona-Bahrenfeld, Staatssekretär a.D. 
H. Schulz-Berlin, Generaldirektor Dr. A. L. Tietz-Köln, Univ.-Prof. 
Dr. Wätjen-Münster W., Hofrat. Univ.-Prof. Dr. Wettstein-Wien, Ge- 
neraldirektor Wried-Bremen, Rechtsanwalt Dr. Wronker-Flatow- 
Rüsselheim. 

In der langen Reihe von Verbänden, denen vom Verwal- 
tungsrat das satzungsgemäße Recht, in den nächsten drei 
Jahren je einen Vertreter in den Verwaltungsrat zu entsen- 
den, zuerteilt wurde, verzeichnet »Der Auslanddeutsche« 
auch die Deutsche Kolonialgesellschaft, Berlin, die Deutsche 
Reichsbank, Berlin, Deutscher Verleger-Verein, Leipzig, Ham- 
burg—Amerika-Linie, Hamburg, Nachrichtenstelle des Reichs- 
wehrministeriums, Berlin, Norddeutscher Lloyd, Bremen, 
Reichsverband der Deutschen Industrie, Berlin, Reichsver- 
band des Deutschen Groß- und Ueberseehandels, Berlin. Auf 
jeden Fall zeigt diese Tagung deutlich, welche starken Kräfte 
und welch ein umfassender, glänzend ausgebauter und bis 
ins Kleinste organisierter Apparat hinter dem Deutschtum im 
Ausland steht. M. L. 
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Berichte 


DÄNEN. 


Die dänische Jahresversammlung 1931. Am 6. und 7. Juni fand 
in Flensburg die Jahresversammlung der dänischen Minder- 
_ heit statt. Sie nahm wie alljährlich einen guten Verlauf und 
war von tausenden von Minderheitsangehörigen besucht. Auf 
_ einer von Redakteur Bogensee geleiteten Versammlung am Abend 
des 6. erstatteten die Vertreter der einzelnen Abteilungen des »Schles- 
wigschen’ Vereins« ihren Jahresbericht. Cand. jur. Tage Jessen, der 
neue Vorsitzende der Abteilung Flensburg, konnte für die Stadt einen 
kleinen Mitgliederzuwachs — den ersten seit 1926 — bekanntgeben. 
Die Mitgliederzahl beträgt dort jetzt 3505. Er skizzierte kurz die Er- 
eignisse des verflossenenVereinsjahres und dankte den fünf Dänen im 
Flensburger Stadtparlament für ihre erfolgreiche Arbeit zum Wohle 
der Stadt. Hofbesitzer P. Budach berichtete über das Leben der 
Dänen im Landkreis Flensburg. Auch hier konnte er von einem er- 
freulichen Zunehmen des Mitgliederbestandes berichten. In Bezug auf 
die Ereignisse vor der Reichstagswahl am 14. September v. J. betonte 
er, daß man auf dem Lande Wahlbeteiligung (vergl. dazu die »Kultur- 
wehr« von Dezember 1930) beschlossen hätte: 


»weil wir nicht von der alten, uns zur Gewohnheit gewordenen 
Richtungslinie abweichen wollten, niemals mit dem Stimmzettel 
in der Hand zu versäumen, unser Recht zu behaupten und unsere 
Selbstbehauptung zu stärken. Außerdem hielten wir treu und fest 
mit den mit uns verbundenen Minderheiten in Deutschland zusam- 
men und wir halten dauernd gemeinsam mit ihnen die Forderung 
aufrecht, daß unsere gesammelten Stimmen uns das Recht einer 
Vertretung im deutschen Reichstag geben.« 


Es sei das Beste, der durch die Erfahrung vieler Jahre gefestigten 
Richtungslinie weiter zu folgen und sich nicht von neuen Sig- 
nalen auf eine Linie führen zu lassen, die vielleicht 
großen Schaden in der Zukunft verursachen könne. 
Zimmermeister Fr. Ilper, Schleswig, erstattete den Jahresbericht - 
für die Abteilung »Gottorp-Amt«. Auch dort unten auf dem äußersten 
Vorposten des Dänentums konnte man von einem recht bedeutenden 
Mitgliederzuwachs berichten. Auf Wunsch der Versammlung berich- 
tete dann noch Pastor Petersen über das kirchliche Leben in der 
dänischen Freigemeinde Flensburgs, die jetzt zusammen mit ihren 
Unterabteilungen auf dem Lande 2537 Mitglieder umfaßt. Einen Ueber- 
blick über die dänische Schularbeit gab Schulinspektor Bernhard 
Hansen von der Duborg-Realschule. Auf der Duborgschule würden 
gegenwärtig 354 Kinder von 17 Lehrern unterrichtet. Insgesamt 1200 
Schüler hätten diese in den letzten 10 Jahren besucht. Dänische Pri- 
vatschulen existieren in Harrislee, Kupfermühle, Langenberg, Jarup- 
lund und Tarup. Außerdem wurden im Laufe des letzten Winters von 
Wanderlehrern ringsherum auf dem Lande 26 dänische Einzelkurse 
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gegeben. Ferner wurde noch in Flensburg eine Jugendfortbildungs- 
schule und ein Abendkursus in dänischer Sprache abgehalten. Ver- 
schiedene der Anwesenden hatten dann noch das Wort, u. a. kam Hof- 
besitzer Søgaard, Jarplund, ebenfalls auf die »neuen Töne« zu 
sprechen. Er ermahnte zur Wachsamkeit ihnen gegenüber. In gewis- 
sen deutschen Kreisen sei noch nicht die Rede von neuen Tönen, das 
habe er selber erst kürzlich draußen in Mittelschleswig erlebt. 

Am nächsten Tage, einem Sonntage, wickelte sich das gleiche bunte 
Programm wie in den Vorjahren ab. Auf der großen Volksversamm- 
lung im Freien, die von sommerlichem Wetter begünstigt war, konnte - 
Stadtverordneter August Petersen, Flensburg, am Nachmittag 
eine unabsehbare, festlich gestimmte Menge unter dem wehenden 
Danebrog begrüßen. Einen besonderen Willkommensgruß entbot er 
dem Vertreter der polnischen Minderheit, Dr. Jan Kaczmarek, 
. und dem friesischen Kreistagsabgeordneten J. Oldsen. Dann erhielt 
cand. jur. Tage Jessen das Wort. In seinen Ausführungen behan- 
delte er besonders das aktuelle Thema der sogen. neuen Töne im 
deutschdänischen 'Grenzkampf. »Friede ernährt, aber Unfriede ver- 
zehrt« solle als Losung über der deutschdänischen Zusammenarbeit . 
stehen. Er sprach von den Erlebnissen auf den »OÖstseejahrfesten« in 
Flensburg und dem dort geäußerten Wunsche, die deutschdänische 
Grenze möglichst unsichtbar zu machen. Aber noch seien Zeichen da- 
für vorhanden, daß es bis dahin noch ein weiter Weg sein werde. Dazu 
wolle er kurz drei Dinge erwähnen: 


1) »die Begriffsverwirrung, die erst kürzlich das Auftreten der 
deutschen Pastoren und Lehrer gegenüber der kleinen dänischen 
Schule in Schleswig kennzeichnete; 

2) seit Jahr und Tag hat der dänische Schulverein vergeblich 
auf' eine Antwort von den Behörden gewartet betreffs der Eingabe 
bezügl. dänisch ausgebildeter Lehrer an der dänischen Kommunal- 
schule in Flensburg. Diese Forderung ist so selbstverständlich, und 
die Deutschen nördlich der Grenze haben ja auch die ganze Zeit hin- 
duch deutsch ausgebildete Lehrer in ihren Volksschulen gehabt; 

3) bei mehreren Anlässen haben unsere dänischen Stadtverordne- 
ten die Aufmerksamkeit auf den Wunsch gelenkt, daß der »Flensbur- 
ger Löwe«, das Grabdenkmal des großen schleswigschen Bildhauers, 
wieder auf Flensburgs altem Friedhof aufgestellt werde, wodurch die 
Stadt um eine wertvolle, historische und künstlerische Sehenswürdig- 
keit reicher werden würde. Die dänischen Behörden haben bekannt- 
lich die deutschen Denkmäler auf der Düppelhöhe und bei Arnkielsör, 
die keine Grab-, sondern Siegesdenkmäler sind, stehen lassen. Sollte 
es Deutschland nicht möglich sein, eine gleiche Ueberlegenheit zu 
zeigen?« 

Der nächste Redner war Stadtverordneter S. Münchow. Er 
sprach über die wirtschaftlichen Notzeichen im letzten Jahre, auch 
erwähnte er das »Kulturdokument« der Herren Lehrer und Pastoren 
in Schleswig gegen die neue dänische Schule. Besonders schwer habe 
das südschleswigsche Dänentum es empfunden, als man im Vorjahre 
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den »Schleswiger« als selbständige Zeitung verloren habe. Es müsse 
als Losung von dieser Jahresveranstaltung mit nach Hause genommen 
werden, sich alle geschlossen um die eigene Presse zu scharen und 
energisch dafür zu arbeiten, daß der »Schleswiger« wieder im alten 
Format selbständig herauskommen könne. Hofbesitzer Budach 
richtete besonders einen Dank an die Freunde in Dänemark, die mit 
wirtschaftlicher und kultureller Hilfe die Möglichkeit zur Fortsetzung 
des dänisch-südschleswigschen Volkskampfes unterbaut hätten. Kreis- 
tagsabgeordneter P. Lassen, Struxdorf, Vorsitzender des »Schles- 
wigschen Vereins, Amt Gottorp«, kritisierte die neuen Töne, die vom 
Skamling erklungen. seien. Die beiden erwähnten Redner (Kronika 
und Kjems. D. Red.) hätten die freie Entwicklung gefordert, für die 
verdeutschte und eingewanderte Schleswiger wenig Verständnis ge- 
zeigt hätten, er aber habe von jeher das Hauptgewicht auf die Ab- 
stammung gelegt. Das sei die alte Grundlage und darauf müsse man 
bauen. Dr. Kaczmarek äußerte seine Freude darüber, daß er in 
diesem Jahre wieder dem dänischen Jahrestreffen beiwohnen könne. 
Die Arbeit, die der Verband der nationalen Minderheiten Deutsch- 
. lands ausübe, habe ihre Basis in der Stimme des Blutes und der Ver- 
bundenheit mit dem Boden der Heimat. Im Jahre 1929 hätten sich 
noch starke Stimmen gegen das Programm desselben, wie es in der 
Berliner Deklaration vom 3. August 1929 zum Ausdruck kam, erhoben. 
»Man konnte damals nicht ahnen, daß die Idee, die der Träger des- 
selben war, im Jahre 1931 als Sieger dastehen würde. Heute wird unser 
Programm überall dort, wo von nationalen Minderheiten die Rede ist, 
von den europäischen Staatsmännern erwähnt, es ist zu einem euro- 
päischen Programm geworden. Wir nennen dies mit Zufriedenheit, 
während der Gedanke zur großen Menschheit hinausschweift. Als 
Kameraden, als Freunde haben wir uns zusammengefunden, das ist 
unsere ganze Organisation. Wir freuen uns, hier unter dem Danebrog 
zu stehen. Mit Euch wollen wir wachsen in reinen und starken Ge- 
fühlen. Wir wollen keinem etwas Böses, und der, der uns gegenüber 
gut ist, ist unser Freund. Die Herzensanschauung bleibt das Ent- 
scheidende. Laßt uns daher unseren Idealen treu verbleiben und laßt 
uns treu zusammenhalten! Dann wird für uns eine Vorwärtsentwick- 
lung gesichert sein.« Kreistagsabgeordneter Johannes Oldsen 
überbrachte der Tagung friesische Grüße. »Es war uns Friesen bisher 
nicht möglich,« sagte er, »mit etwas Gleichartigem wie diese Jahres- 
schau aufzutreten, aber wir fühlen ebenso wie Ihr, daß wir als Volk 
etwas Unvergängliches besitzen, das auf unserer Heimaterde fußt. 
Gleich wie Ihr betrachten wir es als unsere heiligste Pflicht, dies zu 
verteidigen. Wenn auch manche meinen, daß die gegenwärtigen trü- 
ben Aussichten den ideellen keinen Platz einräumen, so meine ich 
gerade, daß Eure Arbeit zeigt, wie gefährlich es für die Menschen 
und für ein Volk sein würde, wenn es sein ganzes Leben auf materielle 
Werte aufbaute. Auch die kleine friesische Volksgruppe muß sich 
unter den schwierigsten Verhältnissen behaupten. Nur langsam wächst 
das Verständnis dafür, daß die friesische Volkskultur ein Recht und 
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einen Anspruch auf freie Entfaltung hat. Der systematische Einfluß 
vom Süden ist zu stark gewesen. Noch immer wirft man uns unsere 
Haltung den Dänen gegenüber vor. Aber wir trotzen einer so lächer- 
lichen Kampfmethode und wir hegen ebenso wie unsere Stammes- 
freunde in Westfriesland Bewunderung vor dem kulturell hochstehen- 
den Skandinavien und sind stolz auf seine Freundschaft. Wir erken- 
nen gerne das Gute bei Deutschland an und erstreben nach wie vor als 
loyale Staatsbürger ein gutes Verhältnis zu unserem Herbergsstaat. 
Seinen systematischen Versuchen, unsere ererbte Nationalität zu ent- 
wurzeln, wie dies wiederum in den letzten Tagen bei der Einweihung 
der Schule in Klanxbüll Ausdruck gefunden hat, werden wir auch in 
Zukunft energisch entgegentreten. Friesische und deutsche Nationali- 
tät ist nun einmal so’ verschieden, daß sie nicht über denselben Leisten 
gespannt werden können. Wenn man es wirklich ehrlich mit uns 
Friesen meint, warum gibt man uns dann nicht die bescheidensten 
Möglichkeiten zur Entfaltung, wie man @s notgedrungen anderen 
Volksgruppen hat einräumen müssen? Erhebend ist für uns die kon- 
sequente Haltung, die die dänische Volksgruppe und der gesamte Ver- 
band der nationalen Minderheiten in Deutschland gegenüber dem Min- 
derheitenkongreß in Genf eingenommen hat. Dies hebt den Verband 
über den Kongreß empor und wird ihm längere Lebensdauer ver- 
leihen, weil er nicht von einseitigen Interessen eingeengt ist, sondern 
nur das Interesse der Minderheiten als Ganzes vor Augen hat und so 
zu ihrem wirklichen Verteidiger wird. So verschieden die Gruppen 
sind, die sich hier zusammengefunden haben, so ist ihre Zusammen- 
arbeit doch derart, daß sich andere daran ein Beispiel nehmen können. 
Man sieht hier, daß die ihres Volkstums bewußten Vertreter verschie- 
dener Rassen leichter zusammenarbeiten können als Menschen, deren 
Rasse schwer festzustellen ist. Dass gerade die Polen unter den Slaven 
einen Anspruch auf Respekt haben, muß jeder Mensch einräumen, der 
Gelegenheit gehabt hat, ihr Land und Volk kennen zu lernen. Ich 
möchte schließen mit einem dreifachen dänischen Hurra für alle Völ- 
ker, deren Sklavenketten gesprengt worden sind, und für den Verband 
der nationalen Minderheiten in Deutschland'!« 


Zum Schluß hielt Redakteur E.Christiansen einen tiefempfun- 
denen Vortrag über »Das Recht des Lebens« »Wir Dänen haben 
nicht das historische Recht aufgegeben,« sagte er, »aber wir beugen 
uns vor dem Recht des Lebens. Trotz vieler Rückschläge — u. a. nannte 
er hier den Angriff auf die dänische Schule in Schleswig — haben 
Reden dänischer Südschleswiger auf Skamlingsbanke vertrauensvoll 
den Tönen der neuen Zeit das Wort geredet. Unsere Linie ist klar. 
Wir fordern Freiheit für die dänische volkliche Selbstbehauptung. Mit 
allen unseren Kräften wollen wir diese Freiheit ausschöpfen und dar- 
aus unsere Aufgabe als Grenzwacht erfüllen, aber wir wollen auch 
tun, was in unseren Kräften steht, um den Völkerhaß zu bannen und 
eine zunehmende gegenseitige Achtung und gegenseitiges Verstehen 
zu schaffen. Wir heben das Erbe vergangener Geschlechter, indem wir 
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kämpfen für das Recht des Lebens. Unsere Aufgabe ist nicht Politik, 
sondern Wachstum!« 

In zwei überfüllten Sälen fanden dann noch abends die Nachfeiern 
mit Ansprachen, Theateraufführungen, Musik- und Gesangsvorträgen 
statt. Aus der Flut der Ansprachen nehmen wir folgende heraus: 
W. L. Andresen, Flensburg, überbrachte auf deutsch einen Gruß 
von denen, die unter den schwierigen Verhältnissen der Jahrhunderte 
ihre dänische oder friesische Muttersprache verloren hätten. »Im Laufe 
der Zeiten ist viel an Südschleswig gesündigt worden. Wir, die wir 
nicht der dänischen Sprache mächtig sind, sind im Laufe der Jahre 
jener Volkskultur und Schicksalsgemeinschaft verlustig gegangen, die 
sich unsere dänisch sprechenden Mitbürger haben aneignen können. 
Kein Deutscher kann doch mit Recht sagen, wir seien Deutsche, und 
kein Däne hat das Recht, uns als Dänen zweiter Klasse zu betrachten. 
Die Zukunft soll das wieder gut machen, was an unseren Vorvätern 
gesündigt worden ist.« D&andstingsabgeordneter H. Jefsen-Chri- 
stensen aus Nordschleswig erwähnte in einer längeren Ansprache 
auch den Protest der Pastoren und Lehrer in Schleswig. »Es wäre 
unlogisch, wollten wir dazu stillschweigen,« betonte er wörtlich, »nie 
wird es gelingen, die dänische Zunge deutschem Zwang gegenüber zum 
Schweigen zu bringen... . Wir sind stolz auf die Töne der dänischen 
Minderheit und dankbar dafür. Der dänische Ton ist der gleiche: 
Freiheit für jeden!« Cand. mag. C. P. O. Christiansen von der 
berühmten dänischen Volkshochschule Askov rief als Historiker den 
Dänen Südschleswigs zu, daß sie wohl eine Minderheit seien, aber doch 
auch ein Glied in einem Strom, der über die ganze Welt flute und der 
einmal siegen würde. Der nationale Gedanke trete seinen Siegeszug 
durch die Welt an, und in dieser Weltbewegung stehe auch die kleine 
dänische Minderheit mitten drin. 

So wurde auch diese Jahresschau der dänischen Minderheit in 
allen ihren Teilen zu einer würdigen und erhebenden Kundgebung 
vom tätigen Leben des Dänentums in Südschleswig. -ML — 


»Flensborg Avis« dem Gedächtnis Jens Jessens. Am 22. Juli ds. Js. 
Jährte sich zum 25. Male die Stunde, in der der Redakteur und Reichs- 
tagsabgeordnete Jens Jessen, Flensburg, erst 52 Jahre alt, einer 
tückischen Krankheit erlag. Der Kampf des schleswigschen Dänen- 
tums gegen die preußische Unterdrückungspolitik seit der Okkupation 
1864 ist unlöslich mit diesem Manne verknüpft. Er war wohl in seiner 
Art die größte Führerpersönlichkeit, die das Dänentum Schleswigs 
jemals hervorgebracht hat. Nicht nur politsch als eine Kampfnatur 
von unbeugsamer Zähigkeit und stählerner Energie, durchglüht von 
flammender Liebe zu seinem nordischen Volkstum, auch organisato- 
risch und als Stilist der dänischen Sprache war er eine alle über- 
ragende Persönlichkeit. »Flensborg Avis«, die 1869 gegründete däni- 
sche Zeitung Flensburgs, heute das Organ der dänischen Minderheit 
Deutschlands, hat ihm besonders viel zu danken. Von 1882 bis zu sei- 
nem Tode 1906 hat er sie geleitet und sie in diesen Jahren von einem 
kleinen unbedeutenden Blättchen mit 800 Lesern zum führenden Organ 
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des gesamten Dänentums Schleswigs mit damals 8000 Abonnenten 
emporgearbeitet. Und das trotzdem die damaligen preußischen Macht- 
haber ihn immer und immer wieder wegen der geringfügigsten 
»Pressevergehen« vor Gericht zerrten, sodaß er außer den vielen Geld- 
strafen sieben Mal zu Gefängnis verurteilt und ganze vier Jahre seines 
Lebens ale Märtyrer seines Volkstums und seiner dänischen Gesinnung 
in preußischen Gefängnissen zubringen mußte. Von 1902 bis 1906 ge- 
hörte er dem deutschen Reichstag als dänischer Abgeordneter an. 
(1902 wurde er in Nordschleswig mit 10058 Stimmen gewählt.) 

In Nordschleswig feiert man seit 1920 alljährlich den 15. Juni als 
Gedenktag der Wiedervereinigung mit Dänemark, und die dänische 
Presse bringt dazu alljährlich eine Festnummer heraus. »Flensborg 
Avis« hat diesen Tag dazu benutzt, um in diesem Jahre eine Erinne- 
rungsnummer an Jens Jessen herauszugeben, die in ihrer Art ein 
Standardwerk darstellt. Sie umfaßte 44 Seiten und brachte, ge- 
schmückt mit zahlreichen farbigen Illustrationen, Beiträge führender 
Persönlichkeiten, Publizisten und Dichter Dänemarks in Poesie und 
Prosa über Jessens Lebenswerk. Gleichzeitig gab sie wertvolle Ein- 
blicke in das heutige kulturelle Leben der dänischen Minderheit und 
insbesondere das Sportleben der dänischen Jugend, das in einer beson- 
deren Abteilung, der Ausgabe C, dieser in drei verschiedenen Aus- 
gaben erschienenen Festnummer ausführlich geschildert wurde. 

— m. l. — 


LAUSITZER -SERBEN 

Staat und Kirche im Verhältnis zur lausitzserbischen Minderheit. 
Eine Ferienfahrt durch das Lausitzer Land bietet dem Naturfreund 
vielerlei Genüsse landschaftlicher Art, dem Minderheitspolitiker kann 
sie aber gleichzeitig wertvolle Einblicke in das Leben einer nationalen 
Minderheit wie auch in die Methodik moderner deutscher Minderhei- 
tenpolitik vom Gesichtspunkt der Mehrheit aus geben. 

In Bautzen residiert auf der alten Ortenburg die Kreishauptmann- 
schaft als oberste Verw.altungsbehörde. Die Serben der sächsischen 
Oberlausitz gehören zu ihrem Verwaltungsbezirk. Auf meine Frage 
nach der Abteilung, die die Sachen des »Wendentums« — die Deut- 
schen kennen ja von amtswegen immer noch keine Lausitzer Serben, 
sondern nur »Wenden« — bearbeite, werde ich an Herrn Regierungs- 
amtmann Marx verwiesen. Herr Marx offenbart sich als der Typ des 
dem Fremden gegenüber äußerst liebenswürdigen Beamten. Bereit- 
willigst verspricht er mir ein Interview mit seinem obersten Chef, der 
aber vorläufig durch eine Sitzung behindert ist. Inzwischen erteilt er 
mir — »aber ganz unverbindlich!«, wie er vorsichtig betont — einige 
Aufklärungen »zur Sache«. »Es gibt 70000 Wenden in Sachsen« 
sagt Herr Marx, »die aber in Katholiken und Protestanten gespalten 
sind. Sie bilden keine kompakte Masse, sondern nur zerstreute Sied- 
lungen, die ringsherum von Deutschen eingeschlossen sind. Unser 
Grundsatz ist: Minderheit ist, wer will! In den gemischtsprachigen 
Schulen ihres Sprachgebiets ist es den Eltern vollkommen freigestellt, 
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selber zu entscheiden, ob sie ihre Kinder wendisch unterrichtet haben 
wollen oder nicht. Die Wenden sprechen ja alle auch deutsch. Sie 
haben ein reiches Vereinsleben, cirka 60—70 Vereine. Wir legen ihnen 
auch nichts in den Weg, Sie werden z. B. auf dem hiesigen wendischen 
Friedhof zahlreiche Grabsteine mit wendischen Inschriften finden. 
Das Wendische ist aber doch nur Umgangssprache, und es ist in man- 
cher Beziehung recht wortarm. Es ist sehr schwierig, die Schulfrage 
zu lösen, weil überall Deutsche und Wenden zusammenwohnen.« Zum 
Beweise zeigte er mir aus dem bekannten Buch von Schmidt »Die 
'Wenden« eine Karte mit lauter blauen und roten Punkten, die auf 
Grund der Volkszählung vom Jahre 1910 für je 100 Deutsche einen 
roten und je 100 Wenden einen blauen Punkt verzeichnet. Danach 
sieht die nationale Lage der Wenden allerdings sehr bedrängt aus, 
sieht man doch nur in der Mitte der Lausitz einen schmalen blauen 
Streifen, der sich bei Cottbus und Bautzen kreisartig ein wenig er- 
weitert. Ueberall sind die blauen wendischen Punkte von einer er- 
drückenden Mehrheit der roten deutschen Punkte umzingelt. Wir 
stellten fest, daß es danach nur 900 Wenden (9 winzige blaue Punkte 
in einem großen roten Klex!) in der Stadt Bautzen gibt, während mir 
später von einheimischen Lausitzer Serben versichert wurde, es gäbe 
deren 5—6000 dort. »Bautzen ist aber eine alte deutsche Gründung, 
fuhr er dann fort. »Die Wenden sind alle sehr religiös, sie sagen, 
Gott hat ihnen die wendische Sprache gegeben, und darum müßten sie 
für ‚sie eintreten. Aber sie sind keine Minderheit nach 
internationalem Recht, denn sie haben ja kein Mut- 
terland! Die Wenden sind übrigens auch in sich nicht einig, einige 
neigen zum Cechischen, andere wieder sind anders eingestellt. — 
Kreishauptmann Dr. Waentig empfing mich dann nachmittags. 
»Es ist schwierig, Ihre Frage erschöpfend zu beantworten, sagte er. 
»Die Schulfrage haben wir ja geordnet durch gemischtsprachige Schu- 
len mit 3 Stunden wendischen Unterricht in der Woche (das sächsische 
Gesetz vom 22. 7. 1919, das die Schulfragen regelt, schreibt aber auch 
rein wendische Schulen vor; in der Praxis hat die sächsische Regie- 
rung jedoch bis heute auch in Gegenden mit 99—100 % wendischen 
Kindern, die ich später selber kennen lernte, noch keine einzige rein 
wendische Schule eingerichtet!). Schwierigkeit bereitet uns hier der 
herrschende Lehrermangel, denn die wendischen Lehrer ziehen lieber 
in die Großstadt als in die kleinen abseitsliegenden wendischen Dörfer 
(von führender Seite der L.-Serben wurde später dies mir gegenüber 
energisch bestritten: »Es sind genügend Lehrer des Wendischen vor- 
handen, aber die Schulbehörden versetzen sie gerne in nichtwendische 
Gegenden!«). An allen höheren Schulen Bautzens ist der wendische 
Unterricht fakultativ. Außerdem sind bereits, bezw. werden in aller- 
nächster Zeit in Leipzig und Dresden an den Pädagogien Lektorate 
der wendischen Sprache eingerichtet. Der Wende ist Ackerbauer, die 
Deutschen dagegen sind Besitzer der Industrie, wie sie überhaupt die 
besitzenden Klassen ausmachen. Besonders in den Industriegebieten 
geht das Wendische immer mehr zurück. Das geschieht aber nicht. 
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durch irgend welchen Zwang von deutscher Seite aus, sondern das ist 
eine ganz natürliche Entwicklung, die sieh eben nicht mehr aufhalten 
läßt. Ich: betrachte daher auch die wendischen Bestrebungen als etwas 
Künstliches, weil sie sich hier gegen eine natürliche Entwicklung an- 
stemmen. Das Wendische vermag doch andern Völkern kaum irgend- 
welche Bereicherung zu übermitteln, als Schriftsprache ist es ja auch 
erst Jüngeren Datums. (Da irrt sich Dr. Waentig aber sehr, eine 
Schriftsprache besitzen sie schon seit Jahrhunderten, wurde doch be- 
reits nach der Reformation der Katechismus und später die Bibel in 
ihre Muttersprache übersetzt. M.L.) Ich kenne sie ja allerdings wei- 
ter nicht. Aber schon ein Ceche wird doch kaum ohne weiteres Wen- 
disch verstehen können. Und dann haben sie ja kein Mutterland, 
wie z.B. die deutschen Minderheiten, hinter denen eine große Kultur- 
nation steht. Die Cechen und die Polen nehmen sich ihrer ja an, aber 
doch nicht in dem Maße, wie ein Mutterland es tun würde. Die Frage 
der Volkszugehörigkeit ist ja überhaupt heute sehr schwer festzustel- 
len. Mancher, der hier deutsch gesinnt ist, hat sicher slavisches Blut 
in den Adern, und bei manchem überzeugten Wenden würde man um- 
gekehrt bei einer Blutuntersuchung deutsches Blut feststellen können. 
Ich glaube ja, daß hier ein ganz neues Volk im Entstehen ist. Und 
schließlich, stellen Sie sich mal vor, die Wenden würden die Kultur- 
autonomie erhalten, es wäre ihnen ja doch kaum möglich, die Mittel 
zur Erhaltung einer solchen selber aufzubringen. Das gilt aber doch 
von den deutschen Minderheiten im Auslande, die aus eigenen Mit- 
teln!) ihren Kulturapparat aufbauen, wie z. B. die Sudetendeutschen.« 
Zum Schluß überreichte er mir ein Exemplar des Schmidt’schen 
Buches, indem er noch ausdrücklich betonte: »Das ist auch unsere Auf- 
fassung, mehr hätte auch ich Ihnen nicht sagen können.« Wer dies 
Buch’) kennt, wird mir beipflichten, wenn ich mein Urteil darüber in 
den einen Satz kleide: Das spricht Bände! 


Kirche und Schule sind zwei gleichwichtige Faktoren im Leben 
einer nationalen Minderheit, von ihrer Einstellung zur Muttersprache 
der Minderheitsangehörigen hängt ungeheuer viel, ja oft alles ab. Das 
gilt ganz besonders für eine Minderheit, die zur Hauptsache in länd- 
lichen Gebieten wohnhaft ist. In Sachsen hat die staatliche Schule den 
Lausitzer Serben doch wenigstens im gemischtsprachigen Unterricht 
etwas geboten, wenn auch die Auswirkung desselben im Schulleben 


1) Herr Dr. Waenting scheint vom V.D. A. und anderen auslandsdeutschen 
Vereinigungen, die die deutschen Minderheiten, vom A.A. ganz zu schweigen, 
ergibig, mit Geldmitteln unterstützen, noch nie etwas vernommen zu haben. 
D. Red. 


. °) Wie gewissenhaft der Herr Schmidt dieses Werk abgefaßt hat, beweist 
u. a. eine Fußnote, in der gesagt wird, daß Herr Jan Skala »in der dänischen 
Nordschleswigschen Zeitung das Wendentum« propagiere. Einmal ist die »Nord- 
schleswigsche Zeitung« keine dänische, sondern ausgerechnet das Haupt- 
organ der deutschen Minderheit in Dänemark, und zweitens 
ist es wohl schon aus dem Grunde vollkommen ausgeschlossen, daß Herr Skala 
jemals in ihr das Wendentum »propagiert« haben sollte. Das hätte eigentlich 
auch der Herr Professor’ wissen müssen! 


323 


im allgemeinen nur fakultativen Charakter trägt, weil die dem deut- 
schen Mehrheitsvolk angehörenden Lehrer oft wenig Neigung zum 
lausitzserbischen Unterricht verspüren und vielfach auch kaum diese 
Sprache beherrschen, wie mir Führer der Minderheit erklärten. In 
Preußen dagegen, in dessen Verwaltungsgebiet die Mehrheit des lau- 
sitzserbischen Volkes wohnt, kennt man auch nicht einmal eine ge- 
mischtsprachige wendische Volksschule. 


Ganz besonders interessant ist indessen die Stellung der Kirche 
zum Minderheitsvolk der Lausitzer Serben. Von den cirka 160 000 
Volkstumsangehörigen gehören etwa 10—15 000 der katholischen Kirche 
an, während die übrigen teils Glieder der evangelisch-lutherischen 
Kirche Sachsens, teils der unierten protestantischen Preußens sind. 
Hier hat man nun das eigenartige Bild, daß ausgerechnet die Kirche 
Luthers die ihr sonst so heilige Muttersprache vernachlässigt, während 
dagegen die römisch - katholische Kirche heute sich hier als die 
Scehützerin der Muttersprache erweist. Dies gilt allerdings nur von 
den Gegenden, in denen noch Landeskinder als Geistliche fungieren. 
Ich habe mich mit eigenen Augen davon überzeugen können. In Radi- 
bor, einem größeren Dorfe in der Nähe Bautzens, wurden bei einem 
katholischen Abendgottesdienst, dem ich beiwohnte, nicht nur alle 
Gesänge in lausitzserbischer Sprache gesungen, auch die Schriftver- 
lesung des Geistlichen vor dem Altar geschah in der Muttersprache! 
Die Wirkung dieser eigentlich selbstverständlichen Handlung der 
Kirche ist außerordentlich weittragend, hebt sie doch damit die vom 
Mehrheitsvolk vielfach verachtete Umgangssprache der Bevölkerung 
in den Augen des Dorfbewohners zur heiligen Sprache empor! Die 
Folge ist, daß heutzutage unter den katholischen Lausitzer Serben ein 
weit kräftigeres, gesunderes Volksleben und ein größeres National- 
bewußtsein lebendig ist als unter ihren protestantischen Volkstums- 
angehörigen. Tatsache ist, daß in den katholischen Gegenden vom 
lausitzserbischen Volkstum noch fast nichts verloren gegangen ist, 
während es in den protestantischen Gegenden immer mehr der Ent- 
nationalisierung verfällt. Die römisch-katholische Kirche hat es eben 
verstanden, hier in der Diaspora dem einheimischen Volkstum weit- 
möglichst entgegenzukommen, während sie andererseits, wenn sie die 
katholische Mehrheit hinter sich hat, auch sehr gut der Germanisation 
sich dienstbar machen kann, wie das das Wirken der Zentrumsgeist- 
lichen in Deutsch-Oberschlesien zur Genüge dokumentiert. 

Für mich als Glied der evangelisch-lutherischen Kirche war es 
aber geradezu beschämend, zu sehen, wie meine eigene Kirche hier 
ihrem ureigensten Prinzip, den Gottesdienst in der Muttersprache 
allem anderen voranzustellen, untreu geworden ist. Gewiß, ich kenne 
ja ähnliches aus der Geschichte des schleswigschen Dänentums (auch 
bei uns Friesen mißachtet die Kirche bis heute die Muttersprache), 
aber in dem Grade wie hier hat man es dort oben denn doch nicht 
praktiziert. Num muß man allerdings einen Unterschied machen zwi- 
schen den Gliedern der evangelisch-lutherischen Kirche des Freistaats 
Sachsen und denen der Unierten Kirche Preußens. In der sächsischen 
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Oberlausitz wird im allgemeinen in den protestantischen Gegenden all- 
sonntäglich zuerst ein Gottesdienst mit einer lausitz-serbischen Pre- 
digt und dann einer mit deutscher Predigt abgehalten, und zwar in 
rein lausitzserbischen Gegenden. In ganz Preußen dagegen kennt die 
protestantische Kirche sowohl in der Oberlausitz der Provinz Nieder- 
schlesien wie der Niederlausitz Brandenburgs mit einigen verschwin- 
denden Ausnahmen nur den deutschen Gottesdienst. Und die Pfarrer 
und Lehrer sind natürlich überall mit ganz verschwindenden 
Ausnahmen auch nationaldeutsch eingestellt und die Träger der 
Germanisation. Wie aber die oberste Behörde der Kirche, das Konsi- 
storium, der lausitzserbischen Muttersprache ihrer Gemeindeglieder 
gegenüber eingestellt ist, das erfuhr vor kurzem ein junger lausitz- 
serbischer Student der Theologie, der sich bei dem Generalsuperinten- 
denten der Provinz Brandenburg Stipendien für Studien in seiner 
Muttersprache erbat und dort abgewiesen wurde mit der Begründung, 
das könne man nicht, weil dann die Kirche mit dem Staat in Konflikt 
käme, denn die Wenden seien gegen den Staat eingestellt. Man dürfe 
nicht wendische Gottesdienste propagieren! Also das Abhalten von 
Gottesdiensten in der lausitzserbischen Muttersprache der Gemeinde- 
glieder nennt das hohe Konsistorium ein »Propagieren wendischer 
Gottesdienste«! 

Die Folgen dieser Germanisationsbestrebungen der protestanti- 
schen Kirche wie der Schule seit den Tagen der Reformation brauche 
ich hier nicht weiter zu erläutern, darüber ist oft genug Klage in der 
Oeffentlichkeit geführt worden. Hand in Hand mit dem Vordringen 
der entnationalisierenden Industrie geht hier der staatliche Assimi- 
lierungsprozeß durch Kirche und Schule. Ein Beispiel nur: im Dorfe 
Burg im Spreewald hat der Volksschullehrer erst kürzlich den lau- 
sitzserbischen Kindern verboten, auf dem Schulplatz sich in ihrer 
Muttersprache zu unterhalten. Und jene famose Verordnung, die so- 
gar den Pastoren und Lehrern lausitzserbischen Blutes untersagt, mit 
den eigenen Kindern die Muttersprache zu sprechen, ist sicherlich 
auch noch in aller Heimlichkeit in Geltung! 

Wer mit offenen Augen das Gebiet der lausitzserbischen Minder- 
heit bereist, wird sich nicht nur der malerischen alten Volkstrachten 
und der schönen altehrwürdigen Sitten und Gebräuche wie auch des 
reichen Schatzes ihrer melodiösen Volkslieder erfreuen, er wird auch 
gerade im krassen Gegensatz zu diesem reichen kulturellen Hinter- 
grunde mit tiefer Trauer von dem Verzweiflungskampf dieses kleinen 
Volkes gegen die immer stärker werdenden Aufsaugungsbestrebungen 
des deutschen Mehrheitsvolkes Kenntnis nehmen. Wie stellt sich nun 
die Lage der Minderheit in der Gesamtheit dem fremden Beobachter 
dar? Ihr größter Teil wohnt in dem für sie minderheitlich ungünstig- 
sten Gebiet, nämlich in Preußen — das klingt paradox, hat doch gerade 
Preußen als erster deutscher Bundesstaat der in seinem Staatsgebiet 
wohnenden dänischen und polnischen Minderheit Minderheitsschulen 
auf dem Verordnungswege (aus außenpolitischen Gründen!) zugebil- 
ligt, aber Tatsache ist, daß dasselbe Preußen den Lausitzer Serben 


325 


gegenüber wie übrigens auch den Litauern und den Friesen alles 
andere wie minderheitenfreundlich auftritt — und die Zahl der Katho- 
liken unter ihnen, die unter den etwas günstiger gestellten Lausitzer 
Serben des Freistaats Sachsen dank der ihnen freundlich gesinnten 
Kirche minderheitspolitisch die günstigste Situation einnehmen, be- 
trägt nur 10—15 000, also ein geringer Prozentsatz des gesamten Volkes. 
Alles in allem genommen läßt sich hier wirklich die Befürchtung nicht 
von der Hand weisen, daß es dem deutschen Mehrheitsvolke in abseh- 
barer Zeit gelingen wird, diesen letzten Rest des einst so zahlreichen 
Volkes der polabischen Slaven als Volk für sich auszulöschen. Sie 
haben ja doch kein Muttervolk, wie die Kreishauptmannschaft in 
kaltherziger Offenheit so schön sich ausdrückte, also was liegt denn 
noch daran, wenn sie zugrundegehen! Politisches Kapital nach außen 
hin, wie z. B. mit den Dänen und den Polen, läßt sich ja doch nicht 
aus ihnen schlagen. Also ad acta mit ihnen! 

Trotz alledem geben die Lausitzer Serben ihre Bemühungen nicht 
auf, doch noch den herrschenden Staat zu einem Einsehen zu bringen. 


. Im Jahre 1930 wandten sich die sächsischen Wenden mit mehr als 
10000 amtlich beglaubigten Unterschriften von nur Wahlberechtigten 
an den Landtag des Freistaats Sachsen mit der Forderung nach der 
endlichen Durchführung eines obligatorischen »wendischen« 
Unterrichts im gesamten »wendischen« Sprachgebiet. Die Eingabe 
wurde damals vom Landtage der Regierung überwiesen, die aber bis 
heute nichts weiter veranlaßt hat. Jetzt hat der Volksrat der Lausitzer 
Serben (Wenden) — Serbska Ludowa Rada — im März 1931 in 
einer längeren Eingabe an die deutsche Reichsregierung eine befrie- 
digende Gesamtlösung insbesondere der wendischen Schulfrage durch 
grundsätzliche Einführung der reinwendischen Schule für alle Wen- 
den in Preußen und Sachsen gefordert. Auch erbittet man, aus 
größter wirtschaftlicher Not heraus, zur Lösung der notwendigsten 
kulturellen Aufgaben materielle Hilfe und Unterstützung vom deut- 
schen Volk, »mit welchem wir in einer tausendjährigen Gemeinschaft 
leben und mit welchem wir weiter treu verbunden bleiben wollen.« 
Wie lange sollen die Lausitzer Serben noch vergeblich bitten? 


M. Lorenzen. 
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DÄNEMARK. 


Das deutsche Schulwesen in Nordschleswig. Der Deutsche 
Schulvereinfür Nordschleswig hat am 4. Juni in Aabenraa 
seine Jahresversammlung abgehalten. Sein Vorsitzender, Dr. Koop- 
mann berichtete über die Arbeit des Vereins in dem verflossenen 
Jahre wie folgt: 

»Im April 1930 wurde eine dental Schule in Schauby (Alsen) und 
unmittelbar nachher eine solche in Scherrebek eröffnet. — Da die 
Schülerzahl uns dazu zwang, mußten wir zu Ostern 1930 die Schulen 
in Uk und die in Schauby bei Apenrade teilen, und an beiden Stellen 
eine zweite Klasse einrichten. In fast allen Schulen stieg die Schüler- 
zahl erheblich. Anfang Mai 1930 zählten unsere Volkstumsschulen zu- 
sammen 1114 Schüler, zur selben Zeit in diesem Jahre wurden sie von 


1205 Schülern besucht. Da die deutschen Gemeindeschulen nach den - 


amtlichen Angaben am 1. Januar ds. Js. 2098 Schüler zählten, hatten 
im ganzen 3308 Kinder in Nordschleswig Gelegenheit, Schulen mit 
deutscher Unterrichtssprache zu besuchen. Die Gesamtschülerzahl in 
Nordschleswig beträgt etwa 22310. l 

Im Jahre 1930 konnten wir eine so große Anzahl von Schulbauten 
in Angriff nehmen wie nie zuvor. Die Mittel dafür verdanken wir in 
der Hauptsache der Jugendspende für Nordschleswig. Sie hatte im 
März 1930 eine Sammlung der Volksschulen Schleswig-Holsteins durch- 
geführt, die trotz der schwierigen Verhältnisse in Deutschland doch 
den hohen Betrag von über 70000 RM. erbrachte. Dafür, und für in 
den Vorjahren nicht verwendete Teilbeträge früherer Schulsammiun- 
gen konnten finanziert werden: der Schulneubau in Sommerstedt, ge-. 
weiht am 17. 8. 30, der in Schauby (Alsen) am 23. 11. 30, der in Hocke- 
rup am 14. 12. 30, der in Jordkirch am 18. 1. 31 Auch in Sonderburg 
konnte für die Selekta und die Realklasse im Laufe des Jahres ein 
schöner Bau geschaffen werden (Weihe am 25. Januar 31), die auch 
sehr nette Räume für die Jugendherberge enthält. — In Tingleff 
wurde am 16. November 30 eine Turnhalle geweiht und ihrem Zweck 
übergeben. 

Der Fortbildungsschularbeit haben wir unser besonderes Augen- 
merk zugewandt. Im Herbst 30 fing man an folgenden Orten mit Fort- 
bildungsunterricht an: Hellewatt, Schauby (Alsen), Scherrebeck, 
Quaers, Hockerup, Bülderup, Lüdersholm, Tingleff, Norburg (Alsen), 
Toftlund, Gravenstein. Wenn irgend möglich, wird die Arbeit im 
kommenden Jahre ausgebaut werden.« 

Nachdem dann noch u. a. Pastor Schmidt-Wodder einen Vor- 
trag über den Stand der deutschen Schulforderungen in Kopenhagen 
gehalten und Dr. Gäde zur Frage des Ausbaus des höheren deutschen 
Schulwesens mitgeteilt hatte, daß man es gewagt habe, zu Ostern die 
zweite Klasse eines Gymnasiums!) zu errichten und damit dem Ziele 


1) Wie die »Vossische Zeitung« am 10. April berichtet, hat die deutsche 
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eines ‘eigenen deutschen Oberzugs entgegenzuarbeiten, wurde am 
Schluß der Tagung die folgende Entschließung einstimmig ange- 
nommen: 

»Der Deutsche Schulverein für Nordschleswig fordert für an- 
gehende deutsche Lehrer aller Gemeinde- und Privatschulen eine 
deutsche Ausbildung. Ein eigenes Seminar ist nicht erforderlich, 
eine ergänzende Ausbildung im Dänischen notwendig. 

Bei jeder Besetzung einer Lehrerstelle, auf die die deutsche 
Minderheit Einfluß hat, sind in erster Linie Landeskinder zu be- 
rücksichtigen. Voraussetzung aber für eine Anstellung im Dienste 
der deutschen Minderheit ist: 


1. daß es sich um Persönlichkeiten handelt, die fest und tief in 
der deutschen Kultur wurzeln; 

2. daß sie eine gründliche deutsche Ayebiläung genossen haben; 

3. daß sie auch beruflich besonders Tüchtiges leisten.« 


Es berührt eigenartig, wenn man den ersten Punkt dieser Ent- 
schließung mit der Resolution vergleicht, die auf der Pfingst-V.D. A.- 
Tagung in Aachen gefaßt wurde, in der ausdrücklich für Nordschles- 
wig die Schaffung eines Lehrerseminars gefordert wird. 

Einen interessanten Einblick in den überaus günstigen Stand des 
deutschen Schulwesens in Nordschleswig gewährt auch der amtliche 
Bericht über das Schulwesen im dänischen Amte Tønder in den Jahren 
von 1921 bis 1931. Gerade in diesem Amte ist ja der größte Teil der 
deutschen Minderheit ansässig. Nach diesem Bericht waren 

»im Jahre 1921 von insgesamt 6551 Schulkindern 1167, das sind 
17,831 %, in deutschen Schulen; 1922 von 6052 Schulkindern 1215 — 
20,08 %; 1923 von 5748 1145 — 19,% %; 1924 von 5366 1053 — 19,62 %; 
195 von 5049 1023 — 20,26 %; 1926 von 4865 983 — 20,21 % 1927 von 4757 
942 — 19,80 %; 1928 von 4828 975 — 20,19 %; 1929 von 4916 983 — 19,99 %; 
1930 von 5220 1056 — 20,23 %. Die Statistik erfaßt sowohl öffentliche 
als private Schulen. 


Von den 82 dänischen Schulen des genannten Bezirks erteilen 35 
auch deutschen Unterricht, 2 bis 15 Stunden wöchentlich.« 

Trotzdem die deutsche Gesamtschülerzahl prozentual noch gestie- 
gen ist, wie dies die vorstehenden Zahlen ausweisen, hat man gleich- 
wohl in der oben schon erwähnten Entschließung des V.D.A. in 
Aachen Dänemark zusammen mit den andern Ländern Europas, in 
denen deutsche Minderheiten wohnen, der offenen Verfolgung resp. 
»zielbewußten Zurückdrängung» der deutschen Volksminorität be- 
schuldigt. Dadurch nämlich, daß Nordschleswig in jener Entschlies- 
sung zuerst genannt wird und daß in der ganzen Resolution mit kei- 
nem Worte der doch sonst unzählige Male deutscherseits bereits offen 
anerkannten mustergültigen dänischen Minderheitenpolitik Erwäh- 
nung getan wird, muß jeder Unorientierte annehmen, daß es auch den 
Deutschen in Dänemark sehr schlecht geht. Eine solche Minderheiten- 
politik des V.D.A., die man nur als unehrlich bezeichnen kann, muß 
sich auf die Dauer an ihren Trägern schwer rächen. Mit Recht be- 


höhere Privatschule in Aabenraa zu Ostern einen Zuwachs von 60 Schülern 
zu verzeichnen gehabt, sodaß sie auf dem Wege zur Vollanstalt eine Unter- 
prima aufbauen konnte. Ihre Gesamtschülerzahl beträgt heute 317. 
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merkt die dänische Zeitung »National-Tidende« zu dieser Re- 
solution: 


»Zuerst gleitet der dänische Staat ganz im allgemeinen und ohne 
daß man es merkt, in die Reihe derjenigen Staaten hinein, die die 
freie nationale und kulturelle Entwicklung der deutschen Minderheit 
hindern. Danach wird besonders uns gegenüber die Forderung auf 
nicht nur eine, sondern mehrere höhere Schulen gestellt. Diejenigen, 
die nicht die Verhältnisse kennen — und wer tut das draußen in 
Europa? — müssen den Eindruck gewinnen, daß in Nordschleswig 
eine zahlenstarke, deutschsprachige Minderheit existiert, die vom 
dänischen Staat brutal daran gehindert wird, ihre simpelsten kultu- 
rellen Funktionen auszuüben.« 


ESTLAND. 


Die russische Minderheit will die Kulturautonomie beantragen. 
Das estländische Parlament hat bekanntlich am 12. Februar 1925 ein 
»Gesetz der Kulturselbstverwaltungen der Minoritäten« angenommen. 
Vertreter der deutschen Minderheit Estlands beschlossen daraufhin 
am 1. November desselben Jahres auf Grund dieses Gesetzes die Kul- 
turautonomie anzunehmen. Inzwischen sind aber bei ihnen immer 
wieder Klagen laut geworden, weil jenes Gesetz doch nicht die volle 
Kulturautnomie gewähre. Es sei lediglich ein Rahmengesetz, das noch 
weiterer Ausführungsbestimmungen bedürfe Nun hat der deutsche 
Abgeordnete, Rechtsanwalt W. Hasselblatt, der ja kürzlich an 
Stelle des verstorbenen Dr. C. Georg Bruns zum Rechtsberater aller 
deutschen Minderheiten Europas gewählt wurde, ein neues »Gesetz 
über die Organisation, Verwaltung und Ueberwachung der Lehr- 
anstalten der nationalen Minoritäten durch die Kulturselbstverwal- 
tung« ausgearbeitet, das dann, nachdem die deutsche Kulturselbstver- 
waltung dazu Stellung genommen hat, von der deutsch-schwedischen 
Fraktion dem estnischen Parlament übergeben worden ist. 

Gleichzeitig wird bekannt, daß die russische Minderheit die 
Absicht hegt, jetzt auch auf Grund des oben erwähnten Gesetzes die 
Kulturautonomie zu verwirklichen. Die jüdische Minderheit Est- 
lands hat ja auch bereits vor einigen Jahren, ermutigt durch die 
deutschen Resultate, die Kulturautonomie bei sich eingeführt. In 
Dorpat hat sich nun ein von allen russischen Vereinigungen gewählter 
und aus 6 Mitgliedern bestehender Ausschuß gebildet, der die not- 
wendigen Vorarbeiten für die Bildung einer Kulturautonomie erledi- 
gen soll. Professor M. A. Kurtinskı führt den Vorsitz. Dieser 
Hauptausschuß hat örtliche Ausschüsse, ein Zentralkomitee, und in 
Reval, Dorpat, Narva und Petschur je einen Kreisausschuß gebildet. 
Die Russen repräsentieren die größte Minderheit Estlands und sind 
an Zahl fünf Mal so groß wie die Deutschen, betrug doch ihre Bevöl- 
kerungsziffer nach der estnischen Volkszählung des Jahres 1922 91109 
oder 82 % der Gesamteinwohnerzahl Estlands. Während aber die 
deutsche Minderheit eine einzige, fest in sich geschlossene Partei bil- 
det, fehlt es den Russen, wie die »Revalsche Zeitung« in einem Artikel 
vom 13. Mai bemerkt, an der gleichen Einheitlichkeit und Geschlos- 
senheit, was natürlich die Arbeiten des Ausschusses sehr erschwert. 
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Die schwedische Minorität Estlands. »In jedem Frühjahr, wenn 
das Eis in der finnischen Bucht und in den »Vigen« der Ostsee und 
rigaer Bucht zu schmelzen beginnt, schreibt der bekannte dänische 
Dichter Marius Dahlsgaard im »Flensborg Avis vom 
30. 5. 31, »erscheinen in dänischen Tageszeitungen Mitteilungen über 
estnische Fischer, die mit dem Eis ins Treiben gekommen sind. In 
neun von zehn Fällen sind es nicht Leute estnischer Herkunft, von 
denen die Rede ist, sondern es sind Estland-Schweden von den kleinen 
Inseln an der Nordwestküste Estlands, aus einzelnen Gegenden des 
Festlandes und von der rein schwedischen Insel Runö in der Rigaer 
Bucht. Diese Leute sind nämlich tüchtige Fischer und Seehundsjäßer. 
Oft liest man in Schulbüchern und an anderen Stellen irrtümlich an- 
geführt, daß das schwedische Element in Estland aus der schwedi- 
schen Großmachtsglanzzeit stamme. Die Einwanderung ist indessen 
bedeutend älter, und schwedische Wissenschaftler wie z. B. Dr. phil. 
Gideon Danell und Professor B. Nerman meinen beweisen zu 
können, daß es sich hier um eine Landergreifung in der Wikingerzeit 
unter steter Verbindung mit dem Mutterlande handelt. Der letztere 
. geht sogar soweit, daß er die Völkerwanderungszeit als den Anfang 
dieser Niederlassung konstatiert und in der Gutasaga ein literarisches 
Denkmal dafür zu haben meint. Die Schweden, die sich auf den klei- 
nen Inseln der Westküste ansiedelten, waren zweifellos schon von An- 
fang an arme Bauer und Fischer, die aus zwingenden Gründen — Miß- 
jahre oder Kriege — auswanderten und die Lebensweise der Väter 
dort fortsetzten bis hinein in unsere Tage. Ganz anders verhält es 
sich mit den Schweden, die in der schwedischen Glanzzeit der Beherr- 
schung von Ingermanland, Estland, Livlard und Kurland als Beamte, 
Pfarrer und Gutsbesitzer mit administrativen und militärischen Auf- 
gaben ins Baltikum kamen. Sie scheinen schnell in der deutschbalti- 
schen Oberklasse aufgegangen zu sein, die seit der Zeit der dänischen 
und deutschen Ordensritter hier existierte. 

Die Schweden bemühten sich früh um die Sicherung ihres Rechts. 
Im Haapsaluer Stadtrecht findet man aus dem Jahre 1294 einen Be- 
weis davon, darin wird überall im Stift Oesel den Bürgern das Erb- 
recht nach verstorbenen Schweden zugesichert, und umgekehrt erhal- 
ten die Schweden das gleiche Recht nach den Bürgern Haapsalus. 
Aus den Jahren 1341 und 1345 existieren schriftliche Zeugnisse dafür, 
daß sich die Bewohner auf Runö und den beiden Raagös in der finni-' 
schen Bucht vorbehalten haben, vor dem Gericht nach schwedischem 
Recht behandelt zu werden. In den Ortsnamen findet man noch weiter 
zurückliegende Beweise des hohen Alters ihrer Einwanderung und 
ihres altnordischen Ursprungs. Hier können Namen wie Ormsö, Odins- 
holm, Torsgrund, und auf Ormsö (estnisch Wormsi) Ortsnamen wie 
Sviby (die Stadt der Svear — Schweden), Norrby, Rävelby, Saksby 
und Söderby genannt werden. Die Gegend, in der man heute die mei- 
sten Schweden antrifft, ist das Ormsö-Nuckö-Gebiet. Das letztere ist 
eine Halbinsel nördlich von Haapsalu. In kultureller Hinsicht stehen 
die Estlandsschweden hinter den Reichsschweden weit zurück. In ge- 


330 


wisser Hinsicht wird man 2—3 Jahrhunderte in der Zeitrechnung zu- 
rückgeführt, wenn man diese so abseits liegenden Inseln besucht. Man 
kann indessen am 'Menschentyp nicht fehlgehen, sowohl Männer wie 
Frauen sind hochgewachsen, schlank und blauäugig mit reinen Wi- 
kingertypen dazwischen. Die Sprache ist das Schwedische, aber es ist 
ein altertümliches, vermischt mit Estnisch und anderen Lehnworten. 
Besitzt mau indessen etwas sprachgeschichtliches Wissen und ist ein 
wenig vertraut mit dem Altdänischen, dann kann man sich so einiger- 
maßen verständigen. Die Häuser sind von uralter Bauart, und noch 
so spät wie ım Jahre 1870 war dort ein Schornstein eine Seltenheit. 
Der. Fußboden besteht aus gestampftem Lehm, die Fenster sind klein, 
die Türen niedrig und ein gemauerter kubischer Ofen, der vom. Neben- 
zimmer aus geheizt wird, beherrscht das Zimmer. Die Häuser baut 
man aus Holz mit Strohdächern. Die Lebensweise entspricht ganz den 
ärmlichen Wohnungen, aber ihre Bewohner sind gesund und stark. 
Sie sind kühne Seefahrer und in ihren kleinen Halbdeckbooten machen 
sowohl Männer wie Frauen Marktreisen bis nach Helsingfors und 
Reval, d. h. Segelfahrten wie von Kopenhagen um Skagen herum nach 
Hirtshals. 


Die schwedische Minderheit in Estland hat sowohl Sprache wie 
Nationalität mit großer Liebe bewahrt. Wie es ihr in der Zukunft 
ergehen wird, ist schwer zu sagen. Nach einer russischen Volkszäh- 
lung vor ungefähr 80 Jahren betrug ihre Zahl 5500, nach der Volks- 
zählung von 1922 ist sie jetzt 8000, sodaß eine Gefahr des Aussterbens 
nicht vorhanden zu sein scheint. Man hat aber sichere Kennzeichen 
dafür, daß die schwedische Bevölkerung an einigen Stellen in der est- 
nischen aufgegangen ist. Andererseits kann man aber auch wieder 
eine schwedische Einwanderung in Gegenden nachweisen, die ent- 
weder verödet dalagen oder wo die estnische Bevölkerung in geringer 
Zahl vorhanden war. Die Estlandsschweden gehören dem Norden an 
und ihre Verhältnisse dürften uns nicht unbekannt sein — schreibt 
Dahlsgaard. Unter den deutsch-baltischen Baronen in der Russenzeit 
hatten sie es nicht leicht. Es ist bekannt, wie die Dagö-Schweden 1780 
nach Südrußland auswanderten ‘und dort die »Gammal Svenskby- 
Kolonie« (jetzt bekanntlich unter dem Druck der Bolschewisten nach 
Schweden zurückgekehrt. D. Red.) als Folge eines Gutsbesitzerüber- 
griffs gründeten, und bekannt ist es auch, wie der Baron von Unger- 
Sternberg in der ersten Hälfte des vorigen Jahrhunderts eine kleine 
schwedische Kolonie in Kaerdla auf Dagö auseinandertrieb. Aber 
diese Zeiten sind jetzt vorbei, das schwedische Volkselement lebt in 
einem Staat, der seinen Volksminoritäten in seiner Verfassung kul- 
turelle Selbstverwaltung zusichert. Noch sind die Schweden Estlands 
nicht zu politischem Verständnis erwacht, aber sie haben ein leben- 
diges Interesse für ihre Schul- und Kirchenverhältnisse. Selbstver- 
ständlich war die Frage der Lehrerausbildung von großer Bedeutung, 
aber der estnische Staat hat hier einen schönen wie auch praktischen 
Ausweg gefunden. Einige Junge Menschen estnisch-schwedischer Na- 
tionalität wurden auf schwedischen oder schwedisch-finnischen Semi- 
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naren mit dem Versprechen einer Anstellung unter ihren Landsleuten 
ausgebildet und erhielten zugleich reichliche Stipendien in ihrer Aus- 
bildungszeit. Eine ihr ähnliche Ordnung hat man für die Pfarrer ge- 
troffen, indem man jungen estnischen Theologen dazu verholfen hat, 
unter der Verpflichtung einer späteren Anstellung innerhalb der est- 
nisch-schwedischen Bevölkerung an Universitäten in Schweden und 
Finnland zu studieren. Von reichsschwedischer Seite aus ist diesen 
Stammesgenossen reiche Hilfe zuteil geworden. Man hat z. B. in einer 
langen Reihe von Jahren der Gemeinde auf Runö geholfen, hat u. a. 
ihre jetzige Kirche gebaut und man hat seit 1920 an dem Bau und der 
Unterhaltung der Volkshochschule Birka mitgewirkt. Erzbischof 
Nathan Söderblom ist in dieser Arbeit gemeinsam mit dem Est- 
land-Schweden Nikolaus Blees, dem Sekretär der Schweden in Est- 
land, die Seele des Ganzen gewesen. Erörtert man die Verhältnisse 
der Estland-Schweden mit eingesessenen Esten der gebildeten Klasse, 
so erhält man den Eindruck, daß die kleine skandinavische Volks- 
gruppe sowohl Sympathie wie auch Verständnis findet. Vielleicht be- 
ruht das darauf, daß diese bescheidenen Auswanderer die ganzen Jahr- 
hunderte hindurch — auf jeden Fall in der geschichtlichen Zeit — mit 
den eigenen Landeskindern das gleiche Schicksal geteilt haben. Und 
das war wahrlich ein hartes. Aber gerade deshalb ist auch wohl das 
Verhältnis so innerlich geworden, wie es in Wirklichkeit ist. In den 
Freiheitskriegen 1918—20 floß aufs neue schwedisches Blut auf Narvas 
Fluren, auch das sind Bande, die binden. Wer Estland besucht, kann 
sich leicht davon überzeugen, daß das kleine nordische Volkselement 
unter Bedingungen lebt, die dafür bürgen, daß eine uralte, selten 
wohlbewahrte Kultur nicht total ausgerottet, sondern behutsam von 
der humanen estnischen Minderheitengesetzgebung beschirmt wird.« 

Soweit der dänische Berichter. Estland gibt hier wahrlich in der 
Behandlung einer winzig kleinen nationalen Minderheit ein leuchten- 
des Beispiel für andere Staaten, insbesondere für das Deutschland, in 
dem man immer noch, um nur das krasseste Beispiel herauszureißen, 
einem Volke von 160000, den Lausitzer Serben nämlich, dessen Volks- 
kultur es sicherlich an Alter und Bedeutung mit der der 8000 Schwe- 
den Estlands aufnehmen kann, die Gewährung der Minderheitenrechte 
vorenthält. Insbesondere gilt dies von den Schulverhältnissen. Was 
die Esten hier für die 8000 Schweden möglich machen konnten, dürfte 
auch dem deutschen Reiche bei 160000 Lausitzer-Serben nicht schwer 
fallen! 


Tagung des deutschen Kulturrats. Am 22. März fand i Tallinn die 
| Frühjahrstagung des II. Deutschen Kulturrats statt. Präsident Koch 
wies in seiner Eröffnungsrede besonders auf die zunehmende Zu- 
spitzung der wirtschaftlichen Schwierigkeiten hin, die sich auch in 
der deutschen Bevölkerung geltend mache. Auch die Finanzlage der 
Kulturselbstverwaltung sei deshalb heute eine schwere und die Kul- 
turverwaltung müsse mit bedeutenden Ausfällen rechnen. Das vor- 
liegende Budget sei wohl das knappeste, das die Kulturverwaltung 
bisher aufgestellt habe. Die Sparmaßnahmen, zu (denen Staat und 
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Kommunen gezwungen gewesen seien, träfen auch das Deutschtum in 
einer sehr empfindlichen Weise. So seien z. B. die bisher vom Staate 
gewährten Zuschüsse an die deutschen Mittelschulen in Pernau und 
Arensburg diesmal bei den parlamentarischen Ausschußberatungen 
des Staatsbudgets restlos gestrichen worden. Im Staatsbudget sei 
gegenwärtig eigentlich überhaupt keine Zuwendung für das deutsche 
Privatschulwesen vorgesehen. »Die Sparmaßnahmen der Regierung,« 
sagte er wörtlich, »und die im Zusammenhang mit dem allgemeinen 
Abbau im Grundschulwesen im Lande stehende Verringerung der An- 
zahl der vom Staat unterhaltenden deutschen Grundschulklassen ver- 
ursachen uns einen Ausfall von 8500 Kr.; weitere ca. 8500 Kr. fallen 
infolge Schulgelddrückgangs in den Mittelschulen aus, der mit dem 
Aufrücken der zahlenmäßig schwachen Generation der Kriegs- und 
ersten Nachkriegsjahre in die Mittelschule zusammenhängt. Das er- 
gibt zusammen einen für uns äußerst empfindlichen Einnahmeausfall 
von rund 1700 Kr. Kürzungen im Budget sind darum geradezu unvet- 
meidlich. Die Kulturverwaltung wird gewiß alles daransetzen, um 
vom Staate und den Kommunen die Zuwendungen zu erhalten, auf die 
wir ein moralisches und juridisches Anrecht haben. Klar ist es jeden- 
falls, daß eine weitere Mehrbelastung des Deutschtums heute völlig 
unmöglich ist« ... Es kann die Frage entstehen, ob wir, 
wennesso weiter geht, unsere Schulen werden erhal- 
ten können. Eine sichere Antwort kann darauf natürlich nie- 
mand geben.« 

Es gab dann einige Debatten, aber schließlich wurde das Budget 
der Kulturverwaltung mit geringfügigen Aenderungen angenommen. 
. Es balanziert in Einnahme und Ausgabe mit 435890 Kr. Im weiteren 
Verlauf der Tagung wurde dann der in der Novembertagung v. J. ab- 
gelehnte Entwurf eines neuen Kulturratswahlrechts angenommen, 
nach dem noch ein Sonderausschuß ihn vorher den Wünschen der 
Mehrheit der Delegierten entsprechend abgeändert hatte. Der Wähler 
soll danach in Zukunft eine bessere Gewähr für den Wahlerfolg be- 
stimmter ihm erwünschter Kandidaten haben. 

Einen interessanten Einblick in die Art der deutschen Arbeit gab 
auch die zur Verlesung gelangende Administrativklage des Innen- 
ministeriums gegen den Beschluß des Kulturrats betr. die Ausreichung 
von Sparbüchern an neugeborene Kinder bei der Eintragung ins Na- 
tionalregister — »der im Ministerium mit großer Nervosität aufge- 
nommen worden ist und hinter dem man merkwürdiger Weise an- 
scheinend irgendwelche ganz gefährliche Umtriebe wittert«, fügt die 
»Revalsche Zeitung« hier in ihrem Tagungsbericht hinzu. Es läßt sich 
doch wohl nicht leugnen, daß die Ausgabe von Sparbüchern an die 
Kinder, die ins Nationalregister eingetragen werden, etwas eigen- 
artig wirkt. 

Die Art und Weise der deutschen Minderheitenschularbeit in Est- 
land beleuchtet schlaglichtartig das folgende: Präsident Koch machte 
auf der Tagung darauf aufmerksam, daß aus den kleinen Städten 
Klagen darüber eingelaufen seien, daß der deutsche Unterricht in den 
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Grundschulen nicht auf der Höhe stände. Die Schüler sprechen viel- 
fach ein fehlerhaftes Deutsch. Darauf erwiderte Herr W. von Dehn- 
Narva: »Wir haben in unseren Grundschulen zum Teil Kinder aus 
Mischehen, die beim Eintritt in die Schule kaum. oder mangelhaft 
deutsch sprechen, in den ersten Jahren ist diese Sprache darum natür- 
lich fehlerhaft, wird jedoch mit der Zeit besser.« Direktor R. Grei- 
nert-Oesel betonte dazu: »Die gebildete Schicht unseres Volkstums 
nimmt in den Schulen stark ab. Die Kinder, die beim Eintritt in die 
Schule überhaupt kein Deutsch sprechen, lernen es bald und sprechen 
dann ein verhältnismäßig gutes Deutsch. Sehr viel schlimmer steht 
es mit den Kindern, die aus Elternhäuser kommen, in denen ein fehler- 
haftes Deutsch gesprochen wird. In den Oberklassen schwindet dieses 
Element allmählich, da gerade viele Kinder dieser Schicht die Schule 
vorzeitig, vor der Absolvierung der Schule, verlassen.« 


j 


, o ITALIEN. 


Die katholische Kirche und die Unterdrückung der slovenischen 
Minderheit. Der Erzbischof von Zagreb, Dr. Bauer, hat im Februar 
dieses Jahres in einem Hirtenbrief an die katholische Geistlichkeit 
Jugoslaviens namens der 17 katholischen Bischöfe Jugoslaviens gegen 
die Verfolgung der kroatischen und slovenischen Geist- 
lichen in Italien protestiert und für den Josefstag am 19. März ange- 
ordnet, daß in allen Kirchen für die Glaubensfreiheit der Jugoslaven 
in in Italien gebetet werden solle. In diesem Hirtenbriefe heißt es u.a.: 


Ein besseres Schicksal haben auch nicht unsere Blutsbrüder, die 
Kroaten und Slowenen, in Italien, deren Heimat gemäß den inter- 
nationalen Verträgen an Italien fiel. Katholische kroatische und slo- 
wenische Geistliche sowie alle Lehrer sind ausgewiesen aus der Hei- 
mat, und diejenigen, die noch verblieben sind, dürfen sich ihrer Mut- 
tersprache nicht bedienen, sowohl in der Kirche als auch in der Schule. 
Es gibt also niemanden in der Kirche und in der Schule, der den Kin- 
dern die Christenlehre in der ihnen allein verständlichen Mutter- 
sprache lehren könnte Die Katholiken in diesen Gegenden dürfen 
nicht öffentlich zu Gott in der Muttersprache beten, weder in der 
kroatischen, noch slowenischen Sprache, und Geistliche, die das wagen, 
werden als Verbrecher zur Verantwortung gezogen.« 

Mussolini mag vielleicht damit gerechnet haben, daß der Papst 
diesen Bettag verbieten würde, aber das geschah nicht. Er verlief wie 
angeordnet und er trug außerdem sehr dazu bei, die Not der unter- 
drückten slowenischen Minderheit der europäischen Oeffentlichkeit 
erneut ins Gedächtnis zu rufen. Die Presse aller Länder berichtete 
über die Taten des Fascismus gegen den kleinen slavischen Volksteil 
in Istrien. So schreibt z. B. der »Vorwärts« am 1. April u. a.: 

»Ganz im Geiste der preußischen Polenpolitik unter Wilhelm II, 
die die bekannten bitteren Früchte getragen hat, verfolgten die Fa- 
schisten sogar die Schulkinder, die bei ihrer Sprache beharren. Die 
grauenhafte Geschichte des Lehrers Sottosanti, der den slawischen 
Kindern in den Mund spie, weil sie die italienischen Wörter schlecht 
aussprachen, ist noch in aller Gedächtnis. Aber wer hätte von ihr er- 


fahren, wenn nicht eine rächende Kugel den Lehrer niedergestreckt 
hätte? In Cerovo hat man in der zweiten Januarhälfte sechzehn slo- 
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wenische Mittelschüler im Alter von zehn bis sechzehn Jahren ver- 
haftet, weil sie sich geweigert hatten, der faschistischen Kinderorgani- 
` sation der Ballila beizutreten. Man hat sie zwei volle Monate im Ge- 
. fängnis behalten und schließlich nur frei bekommen, nachdem die 
unglücklichen Eltern ein schweres Lösegeld in Gestalt von Honorar 
an faschistische Rechtsanwälte entrichtet hatten. Aber die Kinder 
waren fast alle in kläglichem Zustand. Ein Fünfzehnjähriger namens 
Brezovzek starb drei Tage nach seiner Heimkehr an den Folgen inne- 
rer Verletzungen. Sein Begräbnis gab den Anlaß zu einer gewaltigen 
Demonstration gegen den Faschismus, bei der die Bevölkerung aus 
den umliegenden Ortschaften zusammenströmte, ungeachtet der Miß- 
handlungen und Repressalien, die sie bei ihrer Heimkehr erwarteten. 
In Borst bei Triest wurde das Haus eines Bauern mit Namen Peter 
Petraoros von den Faschisten überfallen, einzig deshalb, weil zwei 
seiner Söhne, die dem Spezialgericht überstellt werden sollten, über 
die Grenze geflüchtet waren. Eine Tochter des Bauern starb vor 
Schreck an Herzschlag, den Alten selbst schleppten die Faschisten auf 
die Straße und ließen ihn dort blutüberströmt liegen. Den Polizei- 
direktor von Görz, Dodesti, beschuldigt die öffentliche Meinung der 
Mißhandlung der Slawen, die sich im Polizeigewahrsam befinden. Man . 
hörte in der Nacht vom 8. März Schmerzensschreie aus der Polizei- 
direktion, und bald darauf wurde jemand auf einer Bahre ins Kran- 
kenhaus geschafft. Wo solche Dinge vorkommen — was die Oeffent- 
lichkeit erfährt, ist nur ein kleiner Teil dessen, was geschieht —, ist es 
unmöglich, daß die mit dem Landvolk lebende zum Teil aus ihm stam- 
mende Geistlichkeit sich auf die Seite der Schinder schlägt. So sind 
im Monat März wieder zehn slowenische Priester unter Polizeiaufsicht 
gestellt worden. Ein christlich-sozialer Propagandist Ivan Rejec soll 
von den Kapuzinern von Santa Croce, die nach Istrien gekommen 
sind, um den ländlichen Klerus zu faschistisieren, denunziert worden 
sein. Man hat ihn auf drei Jahre ins Zwangsdomizil geschickt. 

In Istrien besaßen die Slawen ungefähr 600 Privatschulen, für den 
Elementarunterricht wie für den höheren, sie verfügten über 900 Leh- 
rer und "hatten rund 400 Bildungsanstalten der verschiedensten Art. 
All das ist heute weggefegt. Die letzte Organisation, die sich der 
Volkserziehung widmete, die Zadranca Zveza in Görz, ist dieser Tage 
aufgelöst worden. Fünf Südslawen sind hingerichtet worden, zu 
on und Zwangsdomizil hat der Faschismus rund 1500 Lehrer 
verurteilt.« 


Dieser Hirtenbrief veranlaßte die deutsche Presse zu einem Appell 
an den Vatikan, in dem von dem Oberhaupt der katholischen Kirche 
die volle Anerkennung der Volkstumsrechte innerhalb der katholi- 
schen Kirche durch eine klare, unumwundene Stellungnahme des 
Vatikans gefordert wird. Merkwürdig erscheint es nur, warum dann 
nicht auch gleichzeitig auf die weitgehendsten Assimilierungsbestre- 
bungen der katholischen Zentrumsgeistlichen in Preußisch-Oberschle- 
sien den Angehörigen der polnischen Minderheit gegenüber hinge- 
wiesen wird; hier hätte man noch viel mehr Beispiele aus der Praxis 
finden können. 


‚LETTLAND. 


Die Minderheiten im 'ettischen Staatsbudget. Im diesjährigen or- 
dentlichen Etat des lettischen Staates sind laut »Rigascher Rund- 
schau« prozentual an den für das lettische Bildungswesen ausgeworfe- 
nen Summen die Deutschen mit 3,36 %, die Russen mit 10,53 %, die 


335 


Polen mit 2,93 %, die Juden mit 458 % und die Weißrussen mit 1,87 % 
beteiligt. Im außerordentlichen Budget erreichen die Zuweisungen 
bei der deutschen Bildungsverwaltung 102 % der für Bildungszwecke, 
außer den Gehältern im ordentlichen Etat, vorgesehenen Beträge, bei 
der russischen 51,27 %, bei der. polnischen 48 %, bei der jüdischen 
72,76 % und bei der weißrussischen 27,9 %. Wenn man alle aus staat- . 
lichen Mitteln für die Schulen der Minoritäten zur Verfügung gestell- 
ten Summen zusammennimmt, so machen die außerordentlichen Be- 
willigungen 60,62 % von den ordentlichen aus. l 

Nach der letzten lettischen Volkszählung im Jahre 1930 beziffern 
sich die Deutschen auf 3,7 %, die Russen 10,6 %, die Polen 3.1 %, die 
Juden 5 % u. die Weißrussen 1,9 % der lettischen Gesamtbevölkerung. 

Am 27. 5. aber berichtete die »dermania«, Berlin, daß es im 
Kulturrat der lettischen Kammer zu einem aufsehenerregenden Vor- 
fall gekommen sei, indem die Vertreter der Minderheiten mit dem 
russisch-orthodoxen Erzbischof Johannes an der Spitze unter Pro- 
test die Sitzung verlassen hätten, weil »in der Beratung die Kultur- 
interessen der steuerzahlenden Minderheiten geradezu höhnisch abge- 
tan worden sind«. In einem schriftlichen Protest. des Erzbischofs an 
die Kammer wird dargelegt, daß man den Minderheiten im Kultur- 
budget 1930/31 aus der allgemeinen Summe von 240 000 Lat nur 6000 Lat 
für Kulturzwecke bewilligen wolle, die dann noch unter alle Minder- 
heiten verteilt werden müßten. Ihrer Bevölkerungsziffer entsprechend 
könnten die Minderheiten aber 74000 Lat beanspruchen. 


Die Stadtverordnetenwahl in Riga. Am 28. März wurden in Lett- 
land die Kommunalwahlen vorgenommen. In der Stadt Riga konnten 
die Deutschen ihre 13 Mandate behaupten. Mit 28604 Stimmen ver- 
zeichneten sie einen Zugang von 1166 Stimmen seit der letzten Wahl 
1928. Die Russen konnten ebenfalls ihre 4 und die Juden ihre 7 Man- 
date behaupten, während die Polen mit einem Stimmenzuwachs von 
1029 zu dem bisherigen einen ein zweites Mandat hinzugewannen. In 
der Vorstadt Riga-Strand errangen die Deutschen insofern einen Er- 
folg, als sie dank der regen Beteiligung der dort angesiedelten deut- 
schen Villenbesitzer aus Riga statt des einen bisherigen Stadtverord- 
neten drei durchbrachten. Unter Führung der deutschen Stadtver- 
ordneten-Fraktion "haben sich die 26 Minderheiten-Stadtverordneten 
Rigas zu einem Minderheitenblock zusammengeschlossen und den 
deutschen Fraktionsführer Pussuhl zum Vorsitzenden desselben 
gewählt. 
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Pressestimmen 


Zwischen Deutschland und Litauen kriselt es seit gerau- 
mer Zeit. Die Regierung in Kowno, deren hochgradige Ner- 
vosität sich schon im Kampf mit der katholischen Kirche 
(87 % der Bevölkerung sind katholisch!), der kürzlich zur 
Ausweisung des päpstlichen Nuntius führte, deutlich zeigt, 
hat sich in den letzten Monaten zu allerlei Handlungen hin- 
reissen lassen, die in Deutschland stark verstimmen mußten. 
Dazu gehört das Verbot der »Königsberger Allgemeine Zei- 
tung« gleich für ein ganzes Jahr, verschiedene Uebergriffe 
gegen die deutsche Minderheit in Litauen, die Ausweisung 
einer Anzahl Reichsdeutscher, angebliche Schikanen im Grenz- 
verkehr usw. Nun scheint allerdings die deutsche Minderheit 
außerhalb des Memelgebiets durch eine beruhigende Erklä- 
rung des Staatspräsidenten. Smetona gelegentlich einer 
Audienz im Mai vorerst befriedigt zu sein, schreibt doch so- 
gar die »Deutsche Tageszeitung«, die doch zu den Scharfma- 
chern ersten Ranges gehört, am 23. 5. zu dieser Audienz: 


»Mit den Antworten Smetonas kann man sich im allgemeinen ein- 
verstanden erklären. Da der Staatspräsident im Rahmen der Diktatur 
über großen Einfluß verfügt, darf man auch hoffen, daß seinen Er- 
klärungen Taten folgen. Im Interesse der deutsch -litauischen Be- 
ziehungen wäre die Bereinigung wenigstens dieser Frage wärmstens 
zu begrüßen.« 


Am 21. 6. aber bemerkt dieselbe Zeitung: 


»Vorgestern erst wurde die »Königsberger Allgemeine Zeitung« in 
Litauen bis 1932 verboten, wegen des Artikels »Merkys oder Zaunius? 
Wer regiert im Memelgebiet?« Wir kennen den Inhalt keiner der 
beiden Artikel nicht (So steht es wörtlich dort! D. Red.), aber diese 
Kenntnis ist für die Beurteilung des Falles auch gar nicht notwendig. 
Was denkt sich Litauen eigentlich mit seinen Nadelstichen am laufen- 
den Bande? Bald wird ein Deutscher ausgewiesen, bald die deutsche 
Schiffahrt schikaniert, bald — wie vorgestern durch den memellän- 
dischen Satrapen Merkys — erholungsbedürftigen deutschen Kindern 
das Ausreisevisum nach Deutschland verweigert. Im Memelland 
herrscht immer noch der Kriegszustand, den kürzlich selbst die Sig- 
natarmächte der Memelkonvention für illegal erklärt haben. Was 
denkt sich die litauische Diktaturregierung eigentlich? Sind es etwa 
die letzten Zuckungen eines Regimes, das seinen Sturz vor Augen 
sieht und darüber den Kopf verloren hat? Das herrschende Regime 
scheint irgendwie das Bedürfnis zu spüren, sich möglichst viele Feinde 
zu machen; auch gewisse Vorgänge im Streit mit dem Vatikan 
weisen in diese Richtung. Deutschland seinerseits hat oft genug seinen 
Wunsch betont, mit Litauen in freundnachbarlichen Verhältnissen zu 
leben. Sollte es aber wirklich nicht anders gehen, so mag der Hand- 
Ss aufgenommen werden; zum Vorteil Litauens wird das gewiß 
n1C SEI1N.« 


Nun darf man jedoch nicht vergessen, daß einerseits die 
andauernden Forderungen auf Revision der Ostgrenzen, die 
Litauen natürlich auch als gegen das Memelgebiet gerichtet 
betrachtet, und andererseits die Erhöhung der deutschen 
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Agrarzölle, insbesondere der Fleisch- und Schweinezölle, die 
die litauische Volkswirtschaft hart treffen, in Kowno und 
überhaupt im ganzen Lande gegen Deutschland gewirkt 
haben. Viele Litauer sagen sich eben, daß damit die deutsch- 
litauische Freundschaft ihre wichtigste Grundlage, nämlich 
die wirtschaftliche, zu verlieren beginnt. Hinzu tritt ein Auf- ' 
marsch von 8000 Hitlerianern Anfang Juli hart an der 
deutsch-litauischen Grenze, bei der Dr. Goebbels eine scharfe 
litauenfeindliche Rede hielt und u. a. erklärt haben soll, daß 
der Versailler Vertrag auch an der litauischen Grenze einer 
Revision unterzogen werden müsse, auch sollen die ostpreus- 
sischen Hitlerleute auf dieser Versammlung litauenfeindliche 
Resolutionen gefaßt haben. Die litauische Presse brachte dar- 
über Berichte in großer Aufmachung und verband damit Mel- 
dungen von militärischen Manövern, die die Nationalsoziali- 
sten unter Führung eines ehemaligen Offiziers in der Nähe 
der litauischen Grenze abgehalten haben sollen. Kein Wunder 
daher, daß nach alledem in Kownoer Regierungskreisen die 
Stimmen für eine Westorientierung auf England und Frank- 
reich zu an Stelle der bisherigen Anlehnung an Deutschland 
sich mehren. 

Ein bezeichnendes Beispiel dafür, wie man in der deut- 
schen Rechtspresse Litauen und das Memelgebiet im Verhält- 
nis zueinander beurteilt, bietet eine Artikelserie von Richard 
Bahr, »Das Memelland«, die fortlaufend in Kleineren Ab- 
ständen vom 10. März bis 28. April 1931 in den Nummern 107, 
121, 135, 160, 173 und 189 der »Deutschen Allgemeinen Zei- 
tung«, Berlin, zum Abdruck gelangte. Da ja die D. A. Z. zum 
Teil vom deutschen Staate subventioniert wird, gewinnt das 
noch erhöhte Bedeutung. Schon im ersten Artikel zeigt sich 
deutlich die überhebliche Mentalität des Verfassers, wenn er 
in einem geradezu unverschämten Ton vom litauischen Staat 
schreibt: 

»Der Bahngendarm soll die Staatshoheit repräsentieren und die- 
sem armen Volk von.Bauern und verkümmerten Ostjuden Eindruck 
machen. Rund zweieinhalb Millionen sind es im ganzen. Mit einer 
Sprache, von der ein boshafter amerikanischer Beobachter gemeint 
hat, daß sie nur zur Verständigung in den Schlachthäusern von Chi- 
kago ausreiche. Dort, jenseits des großen Teichs, 'horstet der dritte 
Teil der Nation, mehr als eine Million Köpfe. Russische Unter- 
drückung hat sie einst aus der Heimat gescheucht. Aber sie haben, 
was ein rührender und schöner Zug ist, ihr die Treue bewahrt. J ahr 
für Jahr schicken die Abgewanderten vier, fünf, wohl auch mehr Mil- 
lionen Lit nach Hause in die Kassen des jungen Staates, der mit 
diesen Beträgen rechnet und mit ihrer Hilfe sein Budget zu balaneie- 
ren sucht. (Das ist sonst auch leicht in Unordnung gebracht: wenn in 
der Memeler Zellulosefabrik ein Streik ausbricht, kommt aus Kowno 
der Finanzminister eilends herbei, um nach dem Rechten zu schauen.) 

Jedes litauisch geschriebene wissenschaftliche Buch ist so in einer 
Geheimsprache abgefaßt. Es werden, gottlob, auch keine geschrieben. 
Dafür gibt es eine frisch gegründete Universität in der Landeshaupt- 
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stadt, die von ungefähr 3000 Studenten besucht wird. Wo diese eifer- 
voll gezüchtete Halbintelligenz später einmal unterkommen soll, bleibt 
einstweilen das Geheimnis der Kownoer Staatslenker. Die östliche 
Welt, sollte man meinen, ward ausgeteilt. Man hat in Paris nicht alle 
Wünsche der Litauer erfüllt — auch hier war der Appetit beim Essen 
gestiegen. Immerhin ist ihnen reichlich zugemessen worden. Von der 
Umgebung Wilnas abgesehen, ist alles litauisch besiedelte Land (und 
leider auch noch etwas darüber) in ihrer Hand.« 


Er behandelt dann recht ausführlich die geschichtliche 
Vergangenheit Litauens und des Memellandes und schildert 
hier sehr offen, wie u.a. der deutsche Schwertbrüder-Orden 
»mit Gewalt in den baltischen Provinzen die Kuren, Liven 
und Letten und in Ostpreußen die sogenannten Prussen bän- 
digt« und sie »mehr oder weniger aufreibt,« wie seine Fach- 
ausdrücke dafür lauten. Aber erst im 16. Jahrhundert sind 
nach seiner Meinung die ersten Litauer in Ostpreußen einge- 
drungen, das bis dahin nur von den Altpreußen und den 
Letten besiedelt gewesen sein soll. Aber diese »Läuflinge«, 
wie er sie verächtlich nennt, die erst so schüchtern aufgetre- 
ten sein sollen, werden nun auf einmal sehr aktivistisch, 
denn, so heißt es im zweiten Artikel: 


= In den südlichen Waldgebieten und im Amt Insterburg sind um 
1600 fast nur Litauer zu finden. Schon 1540 stößt man, selbst im nörd- 
lichen Memellandzipfel, in einer Steuerliste auf überwiegend litauische 
Namen. Die Litauer, über deren mangelnden nationalen Elan der seit- 
her zum »Gaigalaitis« gewordene preußische Landtagsabgeordnete Dr. 
Gaigalat zwischen 1914 und 1918 so beweglich zu klagen wußte, sind in 
jener ersten Siedlungsepoche unzweifelhaft die Aktivistischeren. 
Schier kampflos weichen Letten und Schalauer dem neuen Wander- 
strom. Doch auch den Deutschen fehlt, scheint’s, vielfach die Kraft, 
ihm zu widerstehen. Aus einem Becker wird in den Steuerlisten des 
siebzehnten Jahrhunderts ein Beckereitis, aus Conrad ÜConratis, aus 
Schneider Schneideris. Selbst die Ortsbezeichnungen erhalten litaui- 
sche Prägungen. Das Bachfließ bei Tilsit — Johannes Ganß in seiner 
fleißigen und gründlichen Arbeit über die »Völkischen Verhältnisse 
des Memellandes« (Memelland-Verlag, Berlin-Nowawes) hat daran er- 
innert — wird zur Schaluppe, Lenken zu Lenkeningken, Trappen zu 
Trappönen. Die Schwedenkriege reißen breite Lücken in dem ohnehin 
dünn bevölkerten Land, die Pest in den Schreckensjahren 1710 und 
1711 noch breitere. Doch immer wieder holt man Litauer herbei, sie 
zu stopfen.« 


Aber dann tritt das glorreiche preußische Königstum in 
Aktion, und 


»Jetzt erst beginnen allmählich die Dinge sich zu wandeln. Die 
deutsche Siedlung ist nieht etwa planmäßig: noch im neunzehnten 
Jahrhundert kommen Rückfälle vor, werden, obschon es an deutschen 
Anwärtern sicher nicht gefehlt hätte, zur Urbarmachung der Moore 
Litauer verwandt. Die Staatsgewalt wird auch nicht in den Dienst 
zwangsmäßiger Germanisierung gestellt: schon der erste Herzog des 
weltlich gewordenen ÖOrdenslandes hat angeordnet, daß man die 
„armen Litauer in der Wildnis« das Wort Gottes in der eigenen 
Sprache hören ließe. Dabei bleibt es, solange und sofern das Bedürf- 
nis nach litauischem Gottesdienst vorhanden ist. Es kommen nicht 
einmal in wesentlichem Umfang Mischehen zwischen Litauern und 
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Deutschen vor. Dennoch dringt, weil sie auf die ältere und reichere 
Kultur sieh zu stützen vermag, die deutsche Sprache unaufhaltsam 
vor. Es ist ein langsamer natürlicher Einschmelzungsprozeß.« 


Diesen sogen. »langsamen natürlichen Einschmelzungs- 
prozeß« — ein hervorragender Fachausdruck übrigens — 
kennen alle kleinen Völker, die einmal der Germanisation 
untergeben gewesen sind, zur Genüge, und die nationalen 
Minderheiten in Deutschland, insbesondere die Lausitzer Ser- . 
ben, spüren ihn ja mehr oder weniger kräftig auch heute 
noch. Leider erlebt dieser schöne »Einschmelzungsprozeß« 
in Bahrs Schilderung noch eine empfindliche Störung, und 
zwar ausgerechnet durch einen Deutschen, was Herrn Bahr 
natürlich durchaus nicht paßt. Ueberhaupt ist er hier mit 
den Deutschen der Vorkriegszeit wenig zufrieden. So schreibt 
er nämlich im dritten Artikel: | 


»Von der eigenartigen Legierung der Bevölkerung aber lebte dem 
Binnendeutschtum keine rechte Vorstellung. Indem wir uns gewöhnt 
hatten, Staat und Volkstum als identisch zu behandeln, waren wir 
über den Begriff der in die Reichsgrenzen eingesprenkelten Nationali- 
täten ohnehin nie zur Klarheit gediehen. Wir wußten, weil sie eine 
volklich betonte Opposition trieben, zur Not etwas von Franzosen und 
Französlingen, von Dänen und Polen. Die rund % 000 Litauer in Ost- 
preußen, die kein Bismarck-Offiziosus je der Reichsfeindschaft ge- 
ziehen hatte, waren dem Blickfeld der weit überwiegenden Mehrheit 
entschwunden. Dennoch war die Welle der Wiedergeburtsbewegung, 
die nach dem von Mazzini gegebenen Anstoß alle europäischen Volks- 
stämme nach und nach gepackt hatte, auch an den preußischen und 
evangelischen Litauern nicht vorübergeglitten. Um ihre »Erweckung« 
hatte sich zuerst ein deutscher Literat, Georg Sauerwein mit Namen, 
bemüht. Ein richtiger, von einer Manie ibesessener deutscher Quer- 
kopf, wie sie diese Nation so tausendfältig erzeugt. Der predigte den 
Litauern in ‚Wort und Schrift, daß sie als unbefriedigte Minderheit 
sich zu fühlen hätten. Einstweilen entschieden die Tatbestände frei- 
lich gegen ihn: als er, der auch wohl einmal eine ltauische Deputa- 
tion zum alten Kaiser gebracht hatte, 1879 als erster litauischer Kan- 
didat um einen Sitz im Preußischen Abgeordnetenhaus warb, erhielt 
er ganze 29 Stimmen. E 

Allein das Ruhende war doch in Bewegung geraten. Ein paar 
litauische Zeitschriften entstanden, auch ein paar politische Vereine. 
Ein kleines schwaches Feuerchen war da, und die deutschen Parteien 
eilten herbei, es vollends anzublasen. Keine von ihnen, von den Kon- 
servativen bis zu den Sozialdemokraten, die bei Reichs- und Land- 
tagswahlen nun die Litauer nicht gröblich umschmeichelt hätte. Man 
biederte sich an, einer versprach immer mehr als der andere. Man 
ging, zumal im Wahlkreise Memel-Heydekrug, ganz systematisch auf 
den litauischen Stimmenfang aus. In einer Bevölkerung, die sich bis- 
lang schlechthin als Einheit empfunden hatte, war, nicht zuletzt durch 
deutsche Agitation, ein Sondertum wachgekitzelt worden; 1898 zog der 
erste litauische Abgeordnete in den Reichstag ein. Er kam nicht als 
Nationalitätenkämpfer. Das waren sie alle noch nicht. Es hatte nichts 
Verlockendes über die Grenzen zu schielen, so lange in Groß-Litauen 
der Zarismus gebot. Aber der Boden war doch aufgelockert worden. 
Es hatte sich sozusagen eine Zelle gebildet: von verärgerter und ver- 
prellter Halbintelligenz, von Ehrgeizlingen, die nach stolzeren Kränzen 
gıerten, auch wohl von an sich wohlmeinenden folkloristischen 
Enthusiasten. Noch in einer viel späteren Zeit, da die großlitauischen 
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Emissäre bereits das Gebiet überschwemmten, wird ihre Zahl, Führer 
und Anhängerschaft zusammen, von ententistischer Seite nur erst auf 
6000 bis 10 000 Mann geschätzt. Das ist gewiß nicht viel. Aber es reicht 
aus, als Herr Woldemaras in Paris seine revendications lithuaniennes 
en anfängt, das erforderliche Echo aus dem Lande darzu- 

Gleich nach dem Zusammenbruch ist ein »Preußisch-Litauisches 
Volkskomitee« gegründet worden, das sich hernach zu einer neuen 
Taryba, dem sogenannten »Nationalrat für Preußisch-Litauen«, er- 
weitert. Flugblätter flattern von Kreis zu Kreis, das Ende der »Ver- 
sklavung« verkündend, und in dem dänischen Blatt »Kjebenhavn« liest 
man eines Morgens — ein französisches Torpedoboot in heimlichem 
Liebesdienst hat ihn dorthin getragen — einen »Aufruf der Litauer in 
Östpreußen« mit der erstaunlichen Mär: die preußischen Litauer zähl- 
ten in ganz Ostpreußen 200 000, im übr. Deutschland 150 000 Köpfe. Sie 
wohnten gesammet in den Kreisen Memel, Heydekrug, Tilsit, Ragnit, 
Pillkallen, Stallupönen, Goldap, Insterburg, Darkehnen, Wehlau, 
Gumpbinnen, Tapiau, Labiau und Niederung. Seien 2000 Jahre die 
Ureinwohner dieser Gebiete gewesen. Fühlten sich unzertrennbar ge- 
bunden an die Brüder in Groß-Litauen und würden mit allen Mitteln 
energisch gegen ein weiteres Verbleiben in Preußen kämpfen: »Unsere 

osung kann nur sein: Los von Deutschland. Wir bitten eindringlich 
um Hilfe in unseren Bestrebungen, um der ganzen zivilisierten Welt 
zu zeigen, wie barbarisch die Deutschen gegen uns vorgegangen sind.« 

Man kann wohl sagen: jeder Satz in diesem Aufruf ist Lüge und 
dreiste Verkehrung geschichtlicher Tatsachen. Aber mit Lug und Fäl- 
schung wird derweil ja auch in Paris gearbeitet.« 

In diesem Tone behandelt er dann weiter die folgenden 
Ereignisse. Uns interessiert hier besonders seine einfach un- 
verschämte Bemerkung von dem »durch deutsche Agitation 
wachgekitzelten Sondertum«! Wie verhält es sich denn mit 
den zahlreichen nachkriegszeitlichen deutschen Minderheiten 
in den europäischen Staaten, Herr Bahr? Sind diese etwa 
auch durch irgend eine Agitation »wachgekitzelt« worden? 
Sie werden sich sicher eine solche Charakterisierung aufs 
schärfste verbitten. 

Was im zweiten Artikel noch unter die Fachausdrücke 
»bändigen« und »aufreiben« fiel, wird im dritten Artikel 
plötzlich zu einer »fünfhundertjährigen Symbiose Deutsch- 
stämmiger und Litauer«, als es nämlich gilt, die von dem so- 
genannten »Litauischen Volksrat« gegen den Anschluß an 
Kowno gesammelte große Anzahl von Proteststimmen — wir 
kennen die Art und Weise, wie eine solche öffentliche Ab-. 
stimmung in einem Lande, in dem noch die gesamte preus- 
sische Beamtenschaft sitzt, unter der Regie der berüchtigten 
»Heimatbünde« zustandekommt — dem Leser einigermaßen. 
plausibel zu machen. Er schildert dann die bekannten Ereig- 
nisse bis zur Memelkonvention 1924, nach der das Memelland 
vom Völkerbund endgültig als autonomer Staat unter die 
Oberhoheit Litauens gestellt wird, und im weiteren die ver- 
schiedenen Reibereien, die im Memelgebiet jenem Ereignis 
folgen. Interessant ist hier der folgende Abschnitt in seinem 
fünften Artikel: 
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»Nebenher stieß man auch gegen die autonome Schule vor. 1925 
verfügte das Direktorium, daß überall dort, wo die Mehrzahl der 
Eltern litauisch spräche oder auch nur litauische Namen trüge, die 
Unterrichtssprache in der Volksschule litauisch sein müßte. Das hätte 
mit einem einzigen Federstrich die Litauisierung des ganzen länd- 
lichen Volksschulwesens bedeutet. Deutsche Bauern (dem Blute nach) 
siedeln im Memelgau nur in einem einzigen Kreis. Ueberall sonst 
sind sie litauischen Ursprungs. Aber gerade diese litauische Bevölke- 
rung lehnte sich auf: sie schickte ihre Kinder einfach nicht mehr in 
die Schule. Wie sie sich auch zur Wehr setzte, wo man ihr uner- 
wünschte litauische Prediger aufzudrängen unternahm: auch Herr 
Gaigalat-Gaigalaitis, der Pfarrherr von Coadjuten, hatte ja vor dem 
Unwillen seiner Gemeinde das nur zu politisch aufgefaßte Seelsorger- 
amt verlassen müssen. Das half für einen Augenblick. Man zog mil- 
dere Seiten auf.« 


Er räumt hier also ein, daß deutsche Bauern dem Blute 
nach nur in einem einzigen Kreis des Memelgebiets siedeln, 
sonst aber überall litauischen Ursprungs sind. Was aber 
heißt das: »deutsche Bauern litauischen Ursprungs«? Warum 
schreibt er nicht ganz offen »verdeutschte Litauer«? Das be- 
stätigt übrigens, was in einer Schweizer Pressestimme, die 
wir im Heft 12, 1930, Seite 464, der »Kulturwehr« zum Abdruck 
brachten, von der Bevölkerung des Memelgebiets gesagt wird. 
Eine weitere Bestätigung erfährt jene Pressestimme außer- 
dem im letzten Artikel von Bahr, in welchem er von den 
deutschen Parteien des Memellandes bemerkt, daß die land- 
wirtschaftliche Partei nicht ausschließlich den 
deutschstämmigen ländlichen Grundbesitz umfaßt. 
Auf Grund der noch geltenden ostpreußischen Patronats- 
ordnung beherrschen nämlich die deutschen Großgrundbe- - 
sitzer die Litauer, die nur Pächter sind, und daher bei den 
Wahlen nach ihrer Pfeife tanzen müssen — nach bewährtem 
ostelbischen Muster. 


Gewiß mögen im Memelgebiet von Seiten des jungen litau- 
ichen Staates aus im Hinblick auf die Vergangenheit psycholo- 
gisch begreifbaren Gründen Verstöße gegen das Autonomie- 
statut vorgefallen sein, die wir durchaus nicht beschönigen 
und verteidigen wollen, aber es geht denn doch entschieden 
zu weit, wenn dazu im fünften Artikel einfach gesagt wird: 


»In Kowno und in der Memeler Gouvernementskanzlei legt man 
das Autonomiestatut eben anders aus als der korrekte und rechtskun- 
dige Landgerichtsrat Rogge. Man schreibt keine gelehrten Kommen- 
tare. Aber man handelt. Schafft, Unrecht tuend, neues Recht. »Wenn 
Kinder nicht gehorchen, bekommen sie Prügel: wenn Pferde nicht 
ziehen, muß man sie die Peitsche fühlen lassen,« meinte vor noch gar 
nicht langer Frist bei den Verhandlungen um den Finanzausgleich der 
Führer der litauischen Abordnung. Nach solchen Methoden und in 
solchem Geist wird regiert, was noch vor elf Jahren Ostpreußen war.« 


Die Deutschen des Memellandes wollen keine nationale 
Minderheit sein, sondern ganz einfach deutsche Irredenta, be- 
hauptet Bahr in seinem letzten Artikel: 
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»Im Memelland wehrt man sich mit Händen und Füßen, zu den 
Minderheiten geworfen zu werden. Deutsche Minderheit in Litauen: 
das wären die rund 40000 Deutsche, die, über Güter und Höfe, Dörfer 
und Städte verstreut, in den ehemals russischen Landesteilen siedel- 
ten. Mit denen man, seit Woldemaras den Sejm zu Kowno sperrte, 
kaum noch irgendwelchen Zusammenhang hat, und die, obschon die 
Agrarreform sie weniger hart anpackte als etwa den baltischen Groß- 
grundbesitz — das Gutszentrum. blieb ihnen erhalten, und tüchtige 
Wirtschafter sind an das Maximum von jetzt 220 Hektar nicht gebun- 
den — ein wahrhaft bemitleidenswürdiges Los traf. Statt 100 aus öf- 
fentlichen Mitteln zu unterhaltenden deutschen Schulklassen zählt man 
heute kaum noch ein Dutzend. Es gibt keine Lehrer, weil es keine 
deutschen Lehrerseminare geben darf, keine Geistlichen, weil man sie 
aus Amt und Land treibt. Ein führerloses, ein verarmtes, ein schier 
dem Untergang geweihtes Geschlecht. Mit ihm also wünscht man im 
Memelland nicht verwechselt zu werden. Man sei ein gewaltsam ab- 
getrennter Teil des Binnendeutschtums, nichts weiter. Sei überhaupt 
keine Minderheit, sondern schlechtweg und ohne alle Vorbehalte: 
deutsche Irredenta.« 


Ein »eigentliches memelländisches Heimatsgefühl« aber 
fehlt ihnen auch, findet Bahr. Und endlich: 


»Wir haben eine Fülle von Staats- und Wirtschaftsverträgen mit 
Litauen geschlossen, in denen durch Benefizien für den Oberstaat be- 
sondere Vorteile für das Memelgebiet erkauft werden sollten. Ihnen 
ward die Bestimmung gesetzt, die »Brücke« zu werden (eine von den 
vielen, die, weil theoretisch erklügelt, niemand tragen) zwischen Li- 
tauen und Deutschland. Aber auch hier hat die Praxis nicht gehalten, 
was die Idee versprach, und aus den Vorteilen für das Memelland sind 
Schikanen geworden und fortgesetzte finanzielle Schädigungen. Wir 
haben auch da und dort subventioniert und subventionieren wohl noch 
immer. (Obschon diese Zuwendungen natürlich nur ein Bruchteil der 
Summen sind, die unsere Wirtschaftspolitik neuerdings der memel- 
ländischen Landwirtschaft kostet.) Aber selbst wenn es anders wäre: 
Geld allein macht auch in der Politik nieht glücklich. Oder doch nur, 
wenn dahinter ein bestimmter, fest umrissener Plan steht und der zähe 
Wille, ihn auszuführen. An dieser großen gemeindeutschen Konzeption 
aber scheint es zu gebrechen. 

Immer sehon, auch im Altreich, hat die deutsche auswärtige Poli- 
tik vielfach von den Theorien und Lehrmeinungen gelebt. Die Ost- 
politik up-to-date lebt von der »Zangentheorie«: Litauen und Sowjet- 
rußland, die beiden Griffe der Zange, in der wir Polen zusammenpres- 
sen. Die Leute in Memelland, aus ihrer räumlichen Nähe, erlauben 
sich an der Stärke und Zuverlässigkeit des großlitauischen Griffs zu 
zweifeln. Sie fürchten, daß Litauen und Polen eines schönen Tages 
sich doch irgendwie verständigen möchten — nicht nur über den klei- 
nen Grenzverkehr — und daß dann alle Opfer, die gebracht wurden, 
um Litauen bei guter Laune zu halten, vergebens gebracht sein werden. 
Ein böses Wort, angeblich von amtlicher reichsdeutscher Stelle, geht 
dort oben von Mund zu Mund: das memelländische Deutschtum sei nun 
einmal dem Untergang geweiht. Das einzige, was sich tun ließe, wäre, 
den Prozeß zu verlangsamen. Vielleicht (ich für mein Teil nehme es 
an) ward es nie gesprochen. Doch es kennzeichnet den seelischen Zu- 
stand dieses Landes, das kämpfen möchte, aber nicht weiß, ob es 
kämpfen soll.« 


»Wir haben auch da und dort subventioniert und subven- 
tionieren wohl noch immer«, wer ist dies »wir«? Etwa die 
deutsche Republik? — Interessant sind hier auch seine recht 
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offenen Eingeständnisse in Bezug auf die deutsche Ostpolitik. 

Die Artikelreihe schließt sehr pessimistisch mit der Be- 
fürchtung, daß die wirtschaftliche Lage einesteils eine Ab- 
wanderung der Deutschen verursachen würde, während 
andererseits die anderen, die Erwerb und Geschäft an das 
Gebiet fesseln, jener »Verständigung« das Wort reden, die 
der Anfang vom Ende, nämlich die Litauisierung, ist.« Das 
beweise die sogen. »Wirtschaftspartei«, die zwar jetzt noch 
klein sei. Wir sind hier allerdings anderer Meinung und die 
noch nicht total verpreußten altangesessenen Bewohner des 
Memellandes sicherlich auch. Gerade eine Verständigung mit 
Litauen, die noch durchaus keine Litauisierung zu sein 
braucht, ist der einzige Weg zu einer Gesundung der politi- 
schen Verhältnisse des Memellandes. Im übrigen wird diese 
Artikelreihe wohl sehr wenig der deutsch-litauischen An- 
näherung förderlich sein, im Gegenteil, sie kann in Kowno 
nur Verstimmung — gelinde gesagt — hervorrufen. 

m. 1. 


| Rundschau 


Der XVI. Großniederländische Studentenkongreß in Groningen 
. und die Friesen. Der großniederländische »Dietsch Studenten 
Verbond, D.S.V., eine Vereinigung von etwa 2500 holländischen, 
flämischen und südafrikanischen Studenten, hält alljährlich in Flan- 
dern oder in Holland einen Kongreß ab. 1980 fand dieser in Leuven 
in Flandern statt und in diesem Jahre vom 24.—28. März in Groningen 
in Holland. Der D.S.V. beteiligt sich kräftig am Freiheitskampf der 
Vlamen in Belgien, er erstrebt die Einheit aller Niederländer, was 
letzten Endes auch auf eine politische Einheit zwischen Holland und 
Flandern hinzielt.e Auch die Vlamen in Nordfrankreich möchte er 
zum Vlamentum zurückführen. Außerdem unterstützt er stark die 
sogenannte südafrikanische Bewegung, in der das hoNändische Be- 
völkerungselement Südafrikas (die Buren usw.) in schwerem Kampfe 
gegen die Anglisierung steht. Die junge holländische Generation Süd- 
afrikas will nämlich eine Abkehr vom Englischen und erstrebt die 
kulturelle Verbindung mit dem "holländischen Mutterlande. 

Der D.S.V. erkennt die Friesen als besonderes Volk in den 
Niederlanden an. Er ist dafür, daß Holland den Friesen insofern die 
Territorialautonomie gewähren soll, als es ihnen eigenen Unterricht, 
eigene Gerichtssprache und im größten Ausmaße die Selbstverwaltung 
einräumt. Wenn die Niederlande Friesland entbehren müßten, würden 
sie an Rasse und Kultur verarmen, sagt der D. S. V., denn durch 
Friesland und den Einfluß des friesischen Wesens auf das übrige 
Niederland bewahre das niederländische Volk seinen germanischen 
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Charakter. Durch Friesland haben die Niederlande Teil an der nor- 
dischen Kultur, an Skandinavien, Dänemark, Island. Friesland, be- 
tonen die niederländischen Studenten, ist für die Niederlande die 
Brücke zum Norden. Es ist also durchaus im Interesse der Nieder- 
lande, wenn die Friesen sich ihre Sprache und ihre Kultur erhalten 
und sie weiter entwickeln. Die führende Zeitschrift des D.S. V. »Lei- 
ding« brachte auch später aus der Feder von Führern des Verbandes, 
nämlich den Herren J. H. H. Hülsman, Drs. W. Goedhuys und 
Dr. H. G. W. van der Wielen eine eingehende Studie über die 
friesische Bewegung Darin heißt es u.a.: 

»Von der Uebertragung einer kulturellen Autonomie auf Fries- 
land muß ein heilsamer Einfluß ausgehen. Friesischer Unterricht und 
friesische Lehrstühle sind eine erste Forderung der Gerechtigkeit. Und 
vor allem: man überlasse es den Friesen selber, ihren Unterricht ein- 
zurichten. ... Wenn in Friesland ein kräftiges Kulturzentrum ent- 
steht, so ist das für uns belangreicher als ein sogenannter »holländi- 
scher« Provinzialismus, der nicht mehr friesisch ist, aber auch noch 
nicht holländisch, etwas halb entwickeltes (»halfbakken«) hybridi- 
sches, charakterloses. Innerhalb des Königreiches der Niederlande 
muß für die beiden Volksgemeinschaften, die Niederländer und die 
Friesen, Raum sein.*) ... Eine erste Forderung der Gerechtigkeit ist 
der Unterricht im Friesischen während der ersten Schuljahre. Auch 
wenn von einer friesischen Bewegung keine Rede wäre. Die Richtig- 
keit des Prinzips »die Muttersprache voran« ist von allen Pädagogen 
anerkannt... . Zum Schluß fassen wir unsere Resultate wie folgt zu- 
sammen: Wir betrachten die friesische Sprache als eine selbständige 
Sprache. Wir erkennen im Prinzip das friesische Volk als ein selb- 
ständiges Volk mit einem eigenen Geistesleben an. Wir fordern für 
Friesland: kulturelle Autonomie, Unterricht im Friesischen, Errich- 
tung friesischer Lehrstühle.« 

Der Vorstand vom »Ny Frysk Toaniel« in Westfriesland be- 
trachtete es deshalb als eine Ehre, auf Einladung des D.S. V. ein frie- 
sisches Theaterstück vor den Kongreßteilnehmern in Groningen auf- 
zuführen. Die Vorführung fand am 26. März vor einem von Vlamen, 
Holländern und Südafrikanern vollbesetzten Saal statt. Herr J. 
Klaassess, Neuilly-sur-Seine, wies in seiner Eröffnungsansprache 
auf die wichtige Tatsache hin, daß der Kongreß hierdurch mit der 
wertvollen friesischen Kultur Fühlung nehme. Außerdem hielt einer 
der Führer im D.S.V., der Friese Dr. H. G. van der Wielen, einen 
Einleitungsvortrag über die friesische Bewegung und ihre Zukunfts- 
aussichten in West- und Nordfriesland. Weil die meisten Anwesen- 
den das Friesische kaum würden verstehen können, hatte übrigens der 
‚Regisseur vom N.F.T., Herr J. P. Wiersma, bereits im Kongreß- 
führer auf Holländisch eine Uebersicht über das Theaterstück ge- 
geben, wie auch der friesische Lektor P. Sipma von der Groninger 
` Universität darin einen Artikel über das N.F.T. veröffentlichte und 


*) Vgl. »Die westfriesischen Autonomieforderungen«, Kulturwehr, Juni 1931. 
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J. H. Brouwer eine Uebersicht über die friesische Bewegung. Auf- 
geführt wurde dann die Komödie: »De Wyld fen Hotzinger-State«, 
verfaßt von Hille Arjens Bierma. Das Stück spielt auf zwei west- 
friesischen Bauernhöfen mitten auf dem platten Lande um das Jahr 
1880 und schildert in historischer Form das urwüchsige junge frie- 
sische Bauernleben jener Tage. U. a. spielt auch der Freiheitskampf 
der Polen. gegen Rußland insofern darin mit, als durch eine polnische 
landwirtschaftliche Deputation zur Besichtigung des berühmten frie- 
sischen Stammbuchviehs einige junge Polen ins Land kommen und 
den Friesen von den Freiheitskämpfen ihres Volkes erzählen. Die Auf- 
führung fand den größten Beifall. Herr Klaassess überreichte dem 
N.F.T. einen Lorbeerkranz und der Trägerin der Hauptrolle eın 
Blumenbukett unter dem brausenden Applaus des ganzen Saales. Er 
betonte dazu, daß das Werk und seine Aufführung für alle ein Genuß 
gewesen sei. Jetzt sei es wohl allen klar, daß die friesische Sprache 
eine ganz besondere, aber auch eine sehr schöne Sprache sei und daß 
die Friesen die Kunst des Theaterspielens verständen. Den Abschluß 
des Abends bildete dann noch ein imposanter nächtlicher Fackelzug 
mit den friesischen Theaterspielern inmitten der Studenten zu den 
Klängen holländischer und vlämischer Fanfaren, die das friesische 
Volkslied bließen. Friesische, holländische, vlämische und südafrika- 
nische Nationalisten zogen unter der Begeisterung der Bevölkerung 
in größter Eintracht gemeinsam singend durch Groningens Straßen! 
Der Fackelzug endete mit einem enthusiastischen Freudentanz aller 
auf dem »Vischmarkt«. Große holländische Zeitungen wie »De Tele- 
graaf«, »Allg. Handelsblad« und »Nieuwe Rotterdammsche Courant« 
schrieben sehr anerkennend über diesen friesischen Theaterabend. 
Auch die studentischen Blätter »Klerche Cronicke« (Groningen) und 
»Vlaandern« (Gent) äußerten ihre Bewunderung für die friesische Auf- 
führung. Das N.F.T. soll:bereits Einladungen erhalten haben, auch 
in Flandern Theateraufführungen zu geben. 

Der friesischen Bewegung in Westfriesland kann es nur zum 
Nutzen gereichen, wenn sie mit den Studentenkreisen des D.S. V., die 
ja für ihr Volkstum die gleiche kulturelle Freiheit erkämpfen wollen, 
in freundschaftlichen Verkehr tritt. Bezeichnend ist es übrigens, 
daß die »Deutsche Allgemeine Zeitung«, die als einzigste größere ber- 
liner Zeitung den Kongreß in einem Sonderbericht erwähnte, nur mit 
dem einen Satz: »Am 26. wurde für die Kongreßteilnehmer ein frie- 
sisches Schauspiel in friesischer Sprache gegeben« jenen Abend und 
seine Ereignisse abtut und im übrigen stark die herzlichen Verbindun- 
gen zwischen dem D.S.V. und der deutschen Studentenschaft her- 
vorhebt. | — M. L. — 

Der österreichisch-deutsche Volksbund fordert die Schaffung eines. 
internationalen Minderheitenrechts. Der österreichisch-deutsche Volks- 
bund hatte in diesem. Jahre seinen Bundestag im Juni nach’ Gleiwitz 
verlegt, um dort gleichzeitig eine Zehnjahrfeier für die Volksabstim- 
= mungen in Oberschlesien und im Burgenland mit ihm verbinden zu 
können. Die Tagung, an der übrigens auch am zweiten Tage Reichs- 
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tagspräsident Löbe teilnahm, stand natürlich in erster Linie unter 
dem Gedanken der deutsch-österreichischen Anschlußbewegung, eine 
Sitzung des Schulausschusses, die Oberpräsident Lukaschek eröff- 
nete, beschäftigte sich aber ausschließlich mit Minderheitenfragen. 
Oberstudiendirektor Dr. Müller, Potsdam, gab hier einen Bericht 
über das Schulrecht der deutschen Minderheiten in Südtirol, der 
Cechoslovakei, Polen, Litauen, Lettland und Jugoslavien. Nach der 
»Kattowitzer Zeitung« wurde dann »auf Grund seiner Ausführungen, 
die in der Feststellung gipfelten, daß überall den deutschen Minder- 
heiten zunächst von höchster amtlicher Stelle die volle Wahrung ihrer 
kulturellen Rechte aufs Heiligste zugesichert wurde, hinterher aber 
eine vollständige Umkehr dessen, was internationale Rechte sind, auf 
dem Wege der Verwaltungspraxis erfolgte, eine Entschließung ange- 
nommen, in der die Reichsregierung ersucht wird, beim Völkerbund 
in gemeinsamem Vorgehen mit der österreichischen Regierung die 
Schaffung eines internationalen Minderheitenrechts zu beantragen, 
das für alle Staaten Europas bindend sein und unter der Schutz- 
garantie des Völkerbundes stehen soll, derart, daß dieser auch das 
Recht hätte, ohne besonders bei ihm vorgebrachten Klage wegen 
Verletzung der Minderheitenrechte einzuschreiten, da nur auf dem 
Wege der allgemeinen, für alle Staaten gültigen und verpflichtenden 
Regelung der kulturellen und wirtschaftlichen Minderheitenrechte 
eine grundlegende Befriedung Europas und Sicherung der nationalen 
kulturellen Entwicklung der Völker gegeben sei.« 

Die in unserem Verbande organisierten nationalen Minderheiten 
in Deutschland könnten, abgesehey davon, daß es für sie wichtiger 
wäre, wenn die deutsche Regierung endlich einmal ihren seit Jahren 
geäußerten Wunsch auf Schaffung eines einheitlichen Minderheiten- 
gesetzes für das ganze deutsche Reichsgebiet erfüllen würde, einen 
solchen Schritt nur begrüßen, würde doch ein solches internationales 
Minderheitenrecht auch ihnen größeren Rechtsschutz verleihen. 


Besprechungen. 


Dr. Theodor Grentrup, SVD.: »Das Deutschtum an der mitt- 
leren Donau in Rumänien und Jugoslawien. Unter besonderer Berück- 
sichtigung seiner kulturellen Lebensbedingungen. (Deutschtum und 
Ausland, herausg. von Georg Schreiber, Heft 32/33.), VIII, 336 S. Ge- 
heftet RM. 10,75, gebunden RM. 12,25. 

Das Schrifttum über die Donauschwaben, im besonderen über jene 
im Banat, ist beträchtlich. Trotzdem fehlte es bisher an einer einge- 
henden und umfassenden Darstellung ihrer gesellschaftlichen Kultur- 
formen nach der rechtlichen Seite hin. Dies nachzuholen, ist der 
Hauptzweck der vorliegenden Schrift. Allerdings hat sie sich keines- 
wegs auf trockene Juristische Erörterungen beschränkt, vielmehr sucht 
sie das vielgestaltige Leben in seinem Ursprung und in seinen Zielen: 
widerzuspiegeln. Der Verfasser bietet aus den ersten Quellen und aus 

persönlicher Beobachtung eine Menge von Tatsachen und Statistiken, 
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die hier teilweise zum erstenmal dargeboten und verarbeitet werden. 
Nach den grundlegenden Kapiteln werden folgende Gegenstände be- 
handelt: Kirche, Schule, Sprachenrecht, Presse und Vereinswesen. 
Wer sich mit dem Wesen, den Kämpfen und Hoffnungen der Donau- 
schwaben sowohl in Rumänien wie in Jugoslawien vertraut machen 
will, findet in diesem Buche eine Fülle von Anregungen. (**) 


x 


Dr. Hans Gehse: »Die deutsche Presse in Brasilien von 1852 
bis zur Gegenwart.« Ein Beitrag zur Geschichte und zum Aufgaben- 
kreis auslanddeutschen Zeitungswesens. [Deutschtum und Ausland, 
herausgegeben von Georg Schreiber, Heft 43.) Münster, Aschendorff, 
1931. Mit 1 Tafel (XI, 175 S.). Geheftet RM. 6,—; gebunden RM. 7,—. 

Die Presse ist derjenige Bereich auslanddeutscher Kultur, die, be- 
sonders beim Ueberseedeutschtum, die stärksten Bindungen zu der 
Heimat vermitteln. Eines der stärksten Mittel oft zur Pflege der Mut- 
tersprache und zur Erhaltung deutscher Denkungsart. Ueberraschen- 
derweise gibt es kaum eine abgerundete Darstellung auslanddeutscher 
Pressearbeit aus ihrer Geschichte, aus den wirtschaftlichen und psy- 
chologischen Wirkungsbedingungen heraus. Die Schriftenreihe des 
Münsterischen Deutschen Instituts für Auslandkunde hat mit der Ar- - 
beit Gehses einen ersten Beitrag dazu gegeben. Das brasilianische 
Deutschtum, das zu den bedeutendsten Deutschtumsgruppen in 
Uebersee gehört, wird damit auch in seiner Stellung unter den ver- 
schiedenen Typen des Auslanddeutschtums charakterisiert. 

Der Verfasser hat sich nicht damit begnügt, in historischer Dar- 
stellung die Entwicklung im Laufe von acht Jahrzehnten aufzuzeich- 
nen und die Geschichte von über 100 deutschen Zeitungen und Zeit- 
schriften zu schildern, sondern er hat vor allem auch die Grundlagen 
herausgearbeitet, auf denen sich die deutsch-brasilianische Presse auf- 
baut: Die Persönlichkeiten, die sie schufen, und die wirtschaftlichen 
und technischen Bedingungen, unter denen sie besteht. 

Besonders bedeutsam wird das Buch durch seine Kapitel über das 
Nachrichtenwesen, die die Wichtigkeit eines gut ausgebauten Ausland- 
nachrichtendienstes für die Beeinflussung der Weltmeinung zeigen; 
zum Teil an seinem tragischen Versagen im Krieg, der andererseits die 
tapfere Haltung der deutsch-brasilianischen Presse und ihre Bedeu- 
tung für die Erhaltung des Deutschtums offenbarte. Das Buch ist ein 
wichtiger Baustein zur Kultursoziologie des Auslanddeutschtums. 

* 


Dr. Georg Schreiber: »Kulturelle Deutschtumspflege auf der 
Iberischen Halbinsel. (Deutschtum und Ausland, herausgegeben von 
es ehreiben, Heft 25.) VIII, 48 S. Geheftet RM. 1,75; gebunden 


Diese Schrift bedeutet einen wertvollen Zugang zur spanischen 
und portugiesischen Kultur und Nation. Gleichzeitig gibt sie sich als 
einen inhaltreichen Beitrag zum Auslanddeutschtum. Es ist der erste 
Versuch, die kulturelle Deutschtumspflege für ein europäisches Land 
festzuhalten. Mögen andere Arbeiten dieser Art bald für andere euro- 
` päische Länder und für Uebersee folgen. »Die von Tatsachen ausge- 
füllte Schrift Schreibers verdient ernste Beachtung« (Dr. J. Frober- 
ger). »Diese Darstellung ist um so mehr zu begrüßen, als sie von be- 
rufener Seite stammt und es noch durchaus an ähnlichen Arbeiten 
fehlt« (Privatdozent Dr. Joh. Vincke). »Dank den vorzüglichen Be- 
ziehungen des Verfassers zum spanischen Kulturleben war es ihm 
möglich, die zeitlich und örtlich zerstreuten Einzelheiten aus ihrer 
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Verborgenheit ans Licht zu rufen und sie systematisch zu gliedern« 
(Dr. Theodor Grentrup). 2 (**) 


Karl, Fritz: Die rechtliche Lage der nationalen Minderheiten in 
Reich und Preußen. Inaugural-Dissertation zur Erlangung der Dok- 
torwürde einer Hohen Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Univer- 
sität Köln. Buchdruckerei H. Büttner, Berlin SO. 16, Wusterhausener 
Str. 16, Berlin 1930. 

Die vorliegende Doktordissertation brachte nichts Neues. Bei den 
einzelnen Darstellungen der geltenden Minderheitenrechte in Deutsch- 
land unterließ es der Verfasser, die Quellen anzugeben; gleichwohl 
kann der Leser unschwer erkennen, daß der größte Teil der Arbeit 
aus der »Kulturwehr« entlehnt ist, und zwar vorwiegend aus dem 
Mai-Juniheft 1927 (3. Jahrgang), wo v. Openkowski als erster be- 
reits die rechtliche Lage der nationalen Minderheiten in Reich und 
Preußen in ausführlicher Weise dargestellt hat. Neu an der Zusam- 
menstellung Karls kann man aber den eigenartig anmutenden Gedan- 
ken nennen, die Grundrechte und politischen Rechte in der Reichs- 
verfassung als Ersatz für den praktisch nicht geltenden Art. 113 RV. 
(der zwar Programmsatz für die künftige Gesetzgebung, aber kein 
unmittelbar anwendbares Recht ist), einfach als Minderheitenschutz- 
garantienormen hinzustellen. Danach bedürfte es überhaupt keines 
Minderheitenrechtes, denn Minderheiten genießen ja als Staatsbürger 
die gleichen Rechte, wie die übrigen andersnationalen Staatsbürger. 
Um ferner zu beweisen, wie sehr das Reich um das Sprachenrecht 
seiner Minderheiten besorgt ist, müssen neben den von Openkow'sski 
bereits als Fremdenrecht und nicht als Minderheitenrecht bezeichne- 
ten Normen u.a. Bestimmungen des Jugendwohlfahrtsgesetzes über 
den Schutz religiöser Interessen der Jugendlichen, des Arbeitsgerichts- 
gesetzes, der Seemannsordnung und sogar des Patentgesetzes über 
deren sprachenrechtlich geregelte Verfahrensgänge herhalten. Der 
Verfasser hat sich auch nicht gescheut, Paragraphen aus der Rechts- 
anwaltsordnung, der preußischen Schiedsmannsordnung, Dolmetscher- 
ordnung, ja sogar aus dem preußischen Gesetz über die tierärztliche 
Berufsvertretung und Standesgerichte als geltendes Minderheiten- 
recht in Deutschland darzustellen. Seine krampfhafte Anstrengung, 
die vielen »Rechte der Minderheiten« zu schildern, ist erklärlich, wenn 
man sich den Promotionszweck als auch die Tendenz der Arbeit ver- 
gegenwärtigt, durch die Schilderung einer beneidenswerten Lage der 
Minderheiten in Deutschland nach außen hin eine glänzende Fassade 
zu bieten. Allzu summarisch werden vielfach lediglich Gesetze auf- 
gezählt, ohne auch nur im Geringsten ihre Tragweite und praktische 
Anwendbarkeit für die Minderheiten zu erörtern. Schnell geht er mit 
prompten Behauptungen zur Tagesordnung über, daß beispielsweise 
die kaschubische Sprache kein polnischer Dialekt, Friesen und Ma- 
suren keine Minderheiten seien. Hier und da wird zwar auf eine Fuß- 
note verwiesen, die zum angeblichen Beweis ein Buch zitiert, aber man 
sucht vergeblich nach einer Begründung solcher und ähnlicher Aus- 
sagesätze, wenn man von seiner unlogischen Schlußfolgerung absieht, 
daß im Falle der Kaschuben und Masuren (S. 13) Minderheiten dann 
ihre Minderheiteneigenschaft verneinen, wenn anläßlich eines Ple- 
biszits in ihrem Abstimmungsgebiet sich eine Stimmenmehrheit zu- 
gunsten ihres bisherigen Wohnstaates ergeben habe. Angesichts der 
ganzen oberflächlichen Bearbeitung als auch des Mangels an 
guten Willen, der tatsächlichen Lage der Minderheiten in Deutschland 
gerecht zu werden, muß dem Verfasser auch jede Berechtigung abge- 
sprochen werden, in einer Schlußbetrachtung über die Forderungen der 
Minderheiten letztere als nie zufriedenzustellende Querulanten zu 
ironisieren und als Beweis für ihre Saturierung und die rechtliche 
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Sicherung ihrer nationalen Existenz in geradezu .höhnischer Weise auf 
den ständigen Rückgang der bei den politischen Wahlen abgegebenen 
Stimmen zugunsten der Minderheiten hinzuweisen. — n. l. — 
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Dr. Nathan Feinberg: »La juridiction de la Cour Permanente 
de Justice dans le Système de la Protection Internationale des Mino- 
rites.« Paris, Librairie Arthur Rousseau & Cie., Éditeurs, 14 Rue 
Soufflot et rue Toullier 13, 1931. | 

Nathan Feinberg, Privatdozent an der juristischen Fakultät der 
Universität Genf, ist in der Minderheitenrechtsliteratur bereits durch 
ein auch an dieser Stelle rezensiertes Werk hervorgetreten, dessen 
Titel lautet: »La Question des Minoritesäla Conference 
de la Paix de 1919-1920 et l’action Juive en faveur de 
la protection internationale des Minorit&s«, Paris 1929. 
Während in diesem Werke Feinberg das Hauptgewicht auf die ge- 
schichtliche Entwicklung des europäischen Minderheitenrechts legte, 
bearbeitet er in dem vorliegenden 215 Seiten umfassenden Buche die 
Jurisdiction des Ständigen Internationalen Gerichtshofes im Haag auf 
minderheitsrechtlichem Gebiet. l 

Einleitend durchstreift er alle bedeutenden internationalen Ab- 
kommen zum Schutze der Minderheiten, in denen das Recht der An- 
rufung der Haager Cour verbrieft wird. Die Entstehung dieser An- 
rufungsklausel wird bis hinein in die Kommissionssitzungen der 
alliierten und assoziierten Hauptmächte auf den Friedenskonferenzen 
verfolgt. Bei den Verhandlungen hierüber wird besonders auffallen, 
mit welchem Interesse England ausgedehnte, souveränitätseinschrän- 
kende Bindungen der neuen Staaten zur Unterwerfung unter den 
Richterspruch der Cour zu betreiben sucht. Sodann geht der Ver- 
fasser auf den Ausnahmecharakter und die juristische Natur der An- 
rufungsklausel ein. Es wird dabei gezeigt, inwieweit die Kompetenz 
der Cour obligatorisch und inwieweit nur fakultativ ist. Ferner wird 
eine Zuständigkeit ratione personae und eine solche ratione materiae 
unterschieden. Unter der ersten versteht er die Träger des Rechts, den 
internationalen Gerichtshof in Anspruch nehmen und als Prozeßpartei 
auftreten zu dürfen. Als solche Rechtssubjekte sind in den Verträgen 
»die alliierten und assoziierten Hauptmächte oder jede andere Macht, 
die Mitglied des Rates ist« genannt. Feinberg untersucht den Sinn 
dieser Worte in verschiedenen Artikeln der betreffenden Friedensver- 
träge, die sich dabei ergebende gesonderte Stellung der Vereinigten 
Staaten, sowie die Probleme, die sich an die deutscherseits propagier- 
ten Fragen einer Verleihung der Prozeßfähigkeit bzw. völkerrecht- 
lichen Geschäftsfähigkeit an die durch die Verträge geschützten Min- 
derheiten anknüpfen. Unter »la compétence de la Cour ratione ma- 
teriae« wird die sachliche Zuständigkeit der Cour verstanden. Hier 
werden insbesondere diejenigen Formeln in den Minderheitenschutz- 
verträgen geprüft, die Gegenstand eines Streites zwischen Deutsch- 
land und Polen bilden, und ihre Folgen sowohl nach einer extensiven 
als auch restriktiven Auslegung erörtert. Der Verfasser will zwar 
weder der einen noch der anderen Interpretation das Wort reden, 
glaubt jedoch, daß jede über Vorschriften der Minderheitenverträge 
entstehende Streitigkeit vor den internationalen Gerichtshof gehört. In 
einem besonderen Abschnitte widmet er sich der Auslegung des Art. 
72, III der Genfer deutsch-polnischen Konvention über Oberschlesien, 
über welchen im Anschluß an den bekannten oberschlesischen Schul- 
streit ein Verfahren vor der Cour anhängig wurde. Er stellt die deut- 
- sche der polnischen These gegenüber, die in der Frage gipfelt, ob ge- 
wisse Vorschriften in bestiminten Titeln des erwähnten Abkommens, 
die zwar unter der Garantie des Völkerbundes stehen, eo ipso zugleich 
auch unter die Jurisdiktion des Ständigen Internationalen Gerichts- 
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hofes fallen. Hier vertritt Feinberg den ablehnenden Standpunkt 
Polens, der übrigens von der Mehrheit der Gerichtshofsmitglieder ge- 
teilt wurde, und ist völlig von der Schlüssigkeit der polnischen Argu- 
mentation überzeugt. In den folgenden Abschnitten wird die Rolle 
der Cour in ihrer richterlichen Funktion und in ihrer bloßen Gut- 
achtertätigkeit behandelt. Dabei streift er auch die Zuständigkeit und 
das Verfahren vor dem Völkerbundsrate und geht ausführlich auf die 
politisch motivierten Reformvorschläge verschiedener Mächte ein. 
Zum Schluß untersucht der Verfasser Möglichkeiten eines Kompetenz- 
konfliktes zwischen Völkerbundsrat und Cour in Ausführungen, die 
um so aktueller sind, als sie in ihrer Allgemeingültigkeit mit ihren 
wissenschaftlich herausgearbeiteten Erkenntnissen von größter Be- 
deutung für die Frage der res iudicata der österreichisch-deutschen 
Zollunion und deren etwaigen weiteren politischen Behandlung vor 
dem Völkerbundsrate zu sein scheinen. 

Im ganzen genommen stellt die Arbeit eine Zusammenfassung des 
gesamten Wirkungskreises des Ständigen Internationalen Gerichts- 
hofes auf dem Gebiete des Minderheitenschutzes dar. Die dabei auf- 
tretenden Probleme sind nach allen Seiten hin ausgiebig besprochen, 
sodaß jeder, der sich für die Voraussetzungen der minderheitsrecht- 
lichen Judikatur des höchsten Weltgerichtshofes, für dessen Juris- 
diktion in Minderheitssachen interessiert, in dem vorliegenden Buche 
einen guten Handweiser finden wird. 
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H. P. Hansen: Schleswig. Eine kurze geschichtliche Uebersicht. 
Deutsch von P. Simonsen. 2. Auflage, durchgesehen und erweitert von 
J. Kronika. Herausgegeben von dem Schleswigschen Verein, Flens- 
burg 1921—1931. 

Als in der Plebisezitzeit 1920 der Kampf um Schleswig zwischen 
deutsch und dänisch heiß entbrannte, gab der Schleswigsche Verein 
in Flensburg, die Organisation der späteren dänischen Minderheit, in 
Form einer kleinen Broschüre eine kurze Darstellung des tausend- 
jährigen geschichtlichen Kampfes zwischen beiden Nachbarvölkern 
auf den Fluren Schleswigs heraus, verfaßt vom Gymnasialdirektor 
Hans P. Hansen, København, dem heutigen Vorsitzenden des reichs- 
dänischen »Gra&nseforeningen«. Das kleine Büchlein hatte damals eine 
große Mission zu erfüllen, waren doch die Schleswiger, die in kurzer 
Zeit mit dem Stimmzettel in der Hand über die politische Staatszuge- 
hörigkeit ihrer Heimat entscheiden sollten, bisher durch die preus- 
sische Schule über die Geschichte ihres Landes so gut wie vollkommen 
in Unwissenheit gehalten worden. Was man ihnen dort in den Volks- 
schulen und den höheren Schulen als sogen. »schleswigholsteinische 
Geschichte< geboten hatte, war nur ein mehr oder weniger verfälschtes 
Surrogat der wahren Geschichte. 

Der Kampf um Schleswig wurde nicht mit der im Jahre 1920 ge- 
troffenen staatspolitischen Entscheidung beendet. Er geht weiter, 
wenn auch heute in ihm die geistige Kampfesweise überwiegt. Die 
preußische Schule hat nach der Revolution manches in ihrem Lehrplan 
und ihren Lehrbüchern geändert und sich im allgemeinen der neuen 
Zeit angepaßt, aber der Geschichtsunterricht scheint doch.noch vieler- 
orts und besonders auf dem Lande im alten Geleise weiterzulaufen. 
Es ist deshalb ein verdienstvolles Werk, wenn Redakteur Kronika 
das Büchlein aus den Kampftagen der Abstimmung mit einem neuen 
und erweiterten Gewande versehen und es neu herausgebracht hat, 
denn auch heute noch hat es wertvolle Aufklärungsarbeit im schles- 
wigschen Volke zu leisten. Sein durchaus friedlicher Ton, der in dem 
Schlußsatz gipfelt: Möge es dem ganzen Lande Schleswig wohl er- 
gehen! wird ihm sicher dazu verhelfen, bei Freund und Gegner eine 
gute Aufnahme zu finden. m. l. 
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Der Antisemitismus, ein nationales 
Minderheitenproblem 
Von Fritz Rosenthal-München. 


Der Antisemitismus ist eine Realität: es wäre müßig und 
doktrinär, etwa nach seiner ethischen oder logischen Berech- 
tigung zu fragen. Gesetzt: wir vermöchten in wissenschaftlich 
völlig einwandfreier Weise alle, aber auch alle Anschuldigun- 
gen, die von Seiten der Antisemiten gegen die Juden vorge- 
bracht werden, zu zerstreuen — wäre damit der Antisemitis- 
mus abgetan? Nein! Die Geschichte lehrt uns, daß es kein 
Land und keine Epoche seit dem Untergange des souveränen 
jüdischen Staates in Palästina gegeben hat, in der Juden 
lebten, ohne daß der Antisemitismus als notwendige und 
folgerichtige Reflexerscheinung aufgetreten wäre. Die Formen 
des Judenhasses sind selbstverständlich je nach der Mentali- 
tät und kulturellen Stufe des betreffenden Volkes verschieden, 
nicht aber der tiefere Grund, der förmlich im Unbewußten 
oder Unterbewußten antisemitische Bewegungen und Affekte 
auslöst. Die mannigfaltigen Symptome ein und derselben 
Krankheit verleiten leicht zu oberflächlicher oder gar falscher 
Diagnose, und so kommt es, daß trotz der unzähligen Heilungs- 
versuche, die von Seiten der Angegriffenen unternommen 
‚wurden, die Krankheit noch heute und gerade wieder heute 
weite Kreise Europas, Asiens und Amerikas beherrscht. 

Man kann — und es ist für unsere Betrachtung nicht ohne 
Interesse — den Antisemitismus in drei Gruppen gliedern, 
die im Laufe der Geschichte entweder periodisch, parallel 
oder synthetisch in Erscheinung treten: | 

indenreligiösen Antisemitismus, der in der Ideologie 
der christlichen Kirche und des Islams begründet ist; 

in den nationalistischen Antisemitismus, der aus 
dem Streben nach einer national-homogenen völkischen Ge- 
meinschaft konsequent gefolgert wird, 

und endlich in den Rassen- Antisemitismus, der aus 
der rassischen Kollektivbewertung des Individuums ent- 
springt. 
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Es tut not, in aller Kürze, die Abwehrmethoden aufzuzei- 
gen, die gegen die drei Antisemitismen angewendet wurden, 
um dann die Frage ihrer mehr oder minder völligen Nutz- 
losigkeit, d. h. einer dauernden Behebung Cos Antisemitismus 
zu erhellen.: 

Der religiöse Antisemitismus, der das ganze Mittelalter; 
das noch stark dogmatisch gebunden war, beherrschte, und 
in den Schriften des Pseudowissenschaftlers Rohling und der 
höchst bemerkenswerten »Geheimnisse der Weisen von Zion« 
noch bis in unsere Zeit hineinreicht, wurde meist in theolo- 
gisch-apologetischer und homiletischer Weise widerlegt. Der 
religiöse Antisemitismus zerfällt nun wiederum in zwei 
Unterabteilungen, die sich wesensfremd sind und daher defen- 
siv anders reagiert werden müssen. Der Bekehrungsantise- 
mitismus, der nur eine Teilerscheinung absoluter Intoleranz 
ist, wie sie von der Inquisition vertreten wurde, kann natur- 
gemäß mit geistigen Waffen überhaupt nicht bekämpft wer- 
den. Eine solche Geisteshaltung lehnt jedwede Autonomie 
des Denkens strikte ab und verlangt die restlose Unterwer- 
fung des Inidividuums einer höheren Einsicht, die aus kos- 
mischer Notwendigkeit heraus die zwangsweise Bekehrung 
all der, die ihr noch fern oder ablehnend gegenüber- 
stehen, fordert. Die Disputationen zwischen Klerus und 
Judentum waren daher zumeist erfolglos, weil eben die Part- 
ner auf verschiedene Ziele losgingen: während die Juden sich 
genötigt sahen, die ethische und sittliche Gleichwertigkeit 
oder Ueberwertigkeit des Judentums gegenüber dem Christen- 
tum zu beweisen, arbeiteten die Vertreter der Gegenpartei 
lediglich auf eine Bekehrung der Juden hin, die, wenn sie 
eben nicht mit geistigen Mitteln möglich war, durch rohe 
Gewalt oder zwangspädagogische Maßnahmen, wie sie etwa 
die Autodafes darstellen, erzwungen wurde. Im Gegensatz 
zu diesem subjektiv-ethisch begründeten religiösen Antisemi- 
tismus, dem es in keiner Weise um den Eigenwert des Juden- 
tums geht, da überhaupt keinerlei Werte neben dem als abso- 
lut richtig anerkannten Christentum bestehen können, steht 


der hassensmäßige religiöse Antisemitismus etwa Rohling- 


scher oder Eisenmengerscher Richtung, dessen Tendenz es 
ist, die jüdische Religion als Reinkultur alles Satanischen zu 
kennzeichnen. Ritualmord, Hostienschändung, Vergewalti- 
gungspflicht und was derlei aus der Luft gegriffene oder bös- 
willig aus dem sinngemäßen Zusammenhang genommene An- 
schuldigungen mehr sind, die bereits tief ins instinktmäßige 
Empfinden der Volksseele eingedrungen sind, sind Spitzen- 
produkte solcher Unterminierungsarbeit. Setzt die erste Form 


des religiösen Antisemitismus, die das Judentum als Irrlehre . 


verwirft, all ihren Angriffen das Positivum der Taufe gegen- 
über, so ist es die zweite, gefühlsmäßig betonte Richtung, 
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deren letztliche Konsequenz nicht nur auf die Vernichtung des 
Judentums, sondern auch der Juden als dessen unlösbare 
Träger abzielt. ‚Diese Form religiösen Antisemitismus geht 
von einer Wechselwirkung zwischen Juden und Judentum 
aus, die etwa in folgenden Lehrsatz zu kleiden ist: Die satani- 
sche Mentalität der Juden erzeugte die jüdische Lehre (Tal- 
mud), diese satanisiert wiederum jeden einzelnen Juden; oder 
besser gesagt: löst das Satanische, das sein Urwesenhaftes 
ist, in ihm aus. — Wir sehen, daß wir es hier schon bis zu 
: einem gewissen Grade mit einer Synthese von religiösem und 
Rassen- Antisemitismus zu tun haben. In der Tat ist eine kor- 
rekte Dreiteilung des Antisemitismus, wie wir sie zu Beginn 
vorgenommen haben, nur in der absoluten Abstraktion mög- 
lich. 

Die national-sozialistische Bewegung, die 
den Hauptträger des Antisemitismus im heutigen Deutsch- 
land darstellt, ist beispielshalber die Synthese dreier Anti- 
semitismen. Dennoch scheint mir die vorgenommene Drei- 
teilung der größeren Uebersichtlichkeit halber das Gegebene. 
Wir gehen also den eingeschlagenen Weg, der zu einer posi- 
tiven Lösung, wenngleich nur einer Interimslösung im Sinne 
der nationalen Minderheiten führen soll, und unterziehen den 
nationalistischen Antisemitismus einer, soweit dies im Rah- 
men eines kurzen Aufsatzes möglich ist, eingehenderen Be- 
trachtung. Sobald wir uns allerdings aus der nur denkeri- 
schen Sphäre in die physische Welt begeben, wird es sich 
zeigen, daß die Mehrheit der Fälle synthetischer Natur ist, 
‚entweder mit religiösem oder Rassen-Antisemitismus gepaart. 


Die nationalen Bestrebungen eines Volkes — so meinen die 
Vertreter dieser Richtung — werden durch minderwertige, 
geistesfremde Elemente gestört, also heißt die Parole: Aus- 
schaltung dieser Fremdlinge, die Schädlinge am gesunden 
Volkskörper sind. Die Bekenner des reinen nationalistischen 
Antisemitismus glauben nun allerdings eine Trennung ma- 
chen zu können zwischen den Juden als Nation, die sie ab- 
lehnen und bekämpfen, und dem Juden als Einzelindividuum, 
dem sie alle Menschen- und Bürgerrechte zuerkennen, sobald 
er gewillt ist, seine nationale Eigenart aufzugeben, d. h. sich 
zu assimilieren. Die Ideologie dieser Gruppe, die deutlich die 
Spuren des Liberalismus trägt, ist zu kompliziert, um große 
Massen zu ergreifen, wie dies etwa die zweite Gruppe des 
religiösen Antisemitismus als instinkthafte Haßbewegung 
konnte. Daher wird dieser Gedanke zumeist in intellektuellen 
‚Kreisen vertreten, denen es wesensfremd ist, ihre Gefühle der- 
art spontan zu äußern, wie die Progromisten, aber sie führen 
mit gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Boykotten einen 
beharrlichen und zähen Kampf gegen alles Jüdische, der in 
seinen verheerenden Wirkungen nicht zu unterschätzen ist. 
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Wir kommen zur letzten Gruppe: dem Rassen-Antisemitis- 
mus. Von der Hypothese ausgehend, daß die Menschheit in 
Edel- und Minderrassen zerfällt, rechnet der Rassen-Antise- 
mitismus nun das jüdische Volk zu den Minderrassen, ja er 
macht es sogar zur allerminderwertigsten. Die Bekämpfung 

und Vernichtung der Juden und des Judentums erscheint in 
diesem Lichte nur als eine philantropische oder nationale 
Aufgabe. — Soviel zur Information. 

Wir haben schon anfänglich die Behauptung aufgestellt, 
daß die verschiedenen Formen und Auswirkungen des Anti- ’ 
semitismus (vielleicht mit Ausnahme der ersten Gruppe des 
religiösen A.) nur verschiedene Symptome für ein und die- 
selbe Krankheit sind. Am klarsten und reinsten kommt der 
wahre Grund alles Antisemitismus in der Ahasverlegende 
zum Ausdruck. Ein Gespenst ist das jüdische Volk unter den 
Völkern, etwas Abnormes, Furcht und Abscheu erregendes. 
Die Vereine zur Abwehr des Antisemitismus, die sich in den 
letzten Jahrzehnten fast in allen Kulturländern gebildet ha- 
ben, übersahen zumeist beharrlich diesen Kardinalpunkt. 
Ihre Arbeit — denken wir nur an deutsche Verhältnisse 
— beschränkte sich zumeist darauf, die Anschuldigungen 
gegen die Juden als glatte Lügen und boshafte Verdrehungen 
zu entkräften. Aber ihr edles Bestreben mußte ohne nachhal- 
tige Wirkung bleiben, und der Antisemitismus schritt rüstig 
. fort. Man amputierte — medizinisch gesprochen — ein kran- 
kes Glied nach dem andern — aber an eine Heilung des Kör- 
pers von innen her dachte man nicht. Nun ist es eine Bin- 
senwahrheit, daß Staaten, die Kriege verloren haben oder von 
schweren Finanzkrisen heimgesucht sind, sich: flugs nach 
Sündenböcken umsehen, “auf die alle Unzufriedenheit des 
Volkes abreagiert werden kann — und es ist das Privileg der 
nationalen Minderheiten, und der Juden im Besonderen, die 
Ehrenstelle solcher Sündenböcke einzunehmen. So war der 
Antisemitismus von je ein zuverlässiges Barometer für die 
politische und wirtschaftliche Lage der betreffenden Länder. 
Ueber die Verhältnisse in Deutschland nach dem Kriege muß 
wohl an dieser Stelle nicht viel gesagt werden — man darf als 
bekannt voraussetzen, daß sie nicht gerade die rosigsten wa- 
ren und sind. Was wäre da natürlicher als ein der mißlichen 
Lage proportionales Anwachsen des Antisemitismus. Der Ab- 
wehrverein in Deutschland, der im Wesentlichen ein Geistes- 
kind des »centralvereinsdeutscherStaatsbür- 
ger jüdischen Glaubens« ist, hat nun, von der Ge- 
schichte völlig unbelehrt, einen wilden und ergebnislosen 
Kampf gegen den in voller Blüte stehenden Antisemitismus 
des heutigen Deutschlands begonnen. Schrien die Antisemi- 
ten: »Die Juden haben die Inflation gemacht und das deutsche 
Volk bestohlen!«, so zeterten der Centralverein und die Ab- 
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wehrblätter zurück: »Wahrlich, der Jude hat nichts zu lachen, 
er hat ebenso wie sein nichtjüdischer Volksgenosse unter den 
Folgen der Inflation zu leiden.« Oh, welch rührende Naivität. 
Wurde denn das Märchen des Mittelalters, die Juden hätten 
die Brunnen vergiftet und so die Pest über Deutschland ge- 
bracht, durch das Sterben tausender pestkranker Juden ent- 
kräftet? Höhnten die Antisemiten, die Juden hätten sich im 
Kriege vom Heeresdienst gedrückt (was ihnen ja, wie allen 
anderen, beim besten Willen nicht möglich gewesen wäre), so 
entblödeten Sich jene im Uebereifer Törichten nicht, immer 
und immer wieder Zahl und Namen der im Weltkrieg gefal- 
lenen Söhne Israels aufzuzählen. Der Satz: »Das Vornehmste, 
was man aus der Geschichte lernen kann, ist, daß die Men- 
schen niemals aus der Geschichte lernen«, bewahrheitete sich 
hier in unerhörtem Maße. Die Centralvereinler und ihre 
Freunde schienen ganz vergessen zu haben, daß der Zugkraft 
und traurigen Wirkungsfähigkeit der »Ritualmorde« durch 
lückenlose Gegenbeweise, die bereits im Mittelalter erbracht 
wurden, nicht im geringsten Abbruch getan wurde. Am aller- 
schwersten wurde es allerdings diesen, nicht sehr politischen 
Verteidigern des Judentums, wenn sie, notgedrungen durch 
ihre deutsch-jüdische Kompromißideologie, zu Behauptungen 
genötigt wurden, die selbst im jüdischen Lager als höchst 
vage und zweifelhaft empfunden wurden. So mußte das 
vaterländische Gebaren und die stetige Versicherung des 
hundertprozentigen Deutschtums dieser assimilationsfreudi- 
gen Juden, den inneren Widerstand und das Mißtrauen des 
deutschen Volkes wachrufen, und so entstand, dem Central- 
verein sei’s gedankt, das Wort vom jüdischen Maskenspiel. 
In der Tat ein Maskenspiel wurde hier getrieben, das die 
Spieler allerdings selbst nicht empfanden, das aber seinem 
Wesen gemäß vortrefflich dazu angetan war, die Flamme des 
Antisemitismus je und je zum Lohen zu bringen. Allzu kühn 
und gewagt war es, zu behaupten, die Juden Deutschlands 
stellten eine religiöse Gemeinschaft nach Art der Katholiken 
und Protestanten dar: Alle, aber besonders die Juden selbst, 
wissen, daß das religiöse Band, das es den Juden des Mittel- 
alters ermöglichte, einen homogenen Staat im Staate zu bil- 
den, seit den Tagen der Emanzipation gerissen ist. Was also 
ist es, das die Juden zusammenkettet, was ihnen, selbst wenn 
sie es wollten, das restlose Aufgehen in ihren Wirtsvölkern 
unmöglich macht? Nicht mehr ein Dogma, nicht mehr eine 
gemeinsame theologische Geisteshaltung —. Eine rassisch 
bedingte nationale Eigenart, die zutiefst in Blut und Seele 
wurzelt, ist es. Kurz: die Merkmale einer völkischen Gemein- 
schaft — einer Nation. Die Bescheidenheit derer, die glauben, 
es genüge, wenn man uns in religiöser Hinsicht toleriere, ist 
ein Verbrechen an der eigenen Volksgemeinschaft. Wirfor- 
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dernmitdemRechteallernationalenMinder- 
heiten, daß man uns auch national toleriert, und nicht nur 
dies allein, daß man unsere Minderheitenansprüche auch von 
staatswegen unterstützt. Wir müßten die hebräische Sprache 
als amtlich zugelassene Sprache der Juden erwirken, man 
müßte eine jüdische Legion als Selbstschutz gegen die mehr 
oder minder offen antisemitischen Kampf- und Sturmtrupps 
gestatten, jüdische Universitäten errichten, um ein Bollwerk 
gegen die antisemitischen Strömungen in weiten Kreisen der 
akademischen Jugend und Professorenschaft zu schaffen, 
und vieles, vieles mehr. — Dies alles sind nur Einzel- und 
Tagesfragen: Das Problem in seiner Totalität aber bedarf 
noch einer Behandlung nach ganz anderer Seite. Wir haben 
erkannt: der Antisemitismus ist kein weltanschaulich-religi- 
öses, er ist ein nationales, ökonomisches Problem. Der Anti- 
semitismus beruht weder auf der Schlechtigkeit oder Minder- 
wertigkeit der Juden oder Nichtjuden: seine Wurzel ist die 
Andersartigkeit des jüdischen Volkes, das in allen Ländern, 
darin Juden wohnen, eine nationale Minderheit darstellt: 
Antisemitismus ist also nichts anderes als ein nationales Min- 
derheitenproblem. Seine Lösung ist so einfach, daß man bis 
Moses Heß, Pinsker und Herzl immer hart daran vorbei- 
tappte: Normalisierung der Juden. Nationale Minderheiten 
gab und gibt es immer und überall, aber es steht irgendwo in 
der Welt eine geschlossene nationale Mehrheit, eine Nation 
auf eigenem Territorium dahinter — wie aber steht es mit 
dem jüdischen Volke? Wahrlich ein Ahasver, nirgendwo be- 
heimatet, ein Schrecken und Abscheu allen Völkern ist es bis 
auf den heutigen Tag. Im Jahre 1897, als in Basel der erste 
Zionistenkongreß zusammentrat, wurde der politische Zion- 
ism us, die Schöpfung Theodor Herzls, vom jüdischen Volke 
akzeptiert und 20 Jahre später, 1917, durch die Balfour-Dekla- 
ration von England und späterhin durch den Völkerbund 
sanktioniert. Der Anspruch auf die Schaffung einer öffent- 
lich-rechtlich gesicherten Heimstätte für das jüdische Volk in 
Palästina wurde damit anerkannt, der erste Schritt zur plan- 
mäßigen Normalisierung der Juden und somit zum Aufhören 
des Antisemitismus war getan. Aber die Zionisten haben 
eben diese Chance: »Antisemitismus« übersehen und ver- 
suchen lediglich durch ihre Fonds alle Mittel für das Aufbau- 
werk in Palästina aus den Reihen des jüdischen Volkes auf- 
zubringen. Die Abwehrarbeit in den Ländern der Diaspora 
aber überlassen sie jenen Deserteuren des Judentums, deren 
Methoden — wie wir bereits sahen — notwendigerweise zum 
Sieg des Antisemitismus beitragen, weil sie das Uebel nicht 
an Seiner Wurzel fassen. Früher hieß die Losung im Kampfe 
gegen den Antisemitismus: Mit den Philosemiten gegen die 
Antisemiten. Heute aber muß es heißen: Mit den Antisemiten 
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für die Juden: Palästina ist der Berührungspunkt jüdischer 
und antisemitischer Interessen. Ich glaube an die Zusammen- 
arbeit von Todfeinden in dieser Sache. Was ist das Endziel 
des Antisemitismus? Die Verdrängung der Juden aus Staat 


und Wirtschaft, kurz: die Befreiung der Nationen von den 


jüdischen nationalen Minderheiten. Was ist die Forderung 
der Juden? Die nationale Normalisierung durch einen Juden- 
staat in Palästina. Natürlich ist eine Zusammenarbeit nur 
mit solchen Antisemiten möglich, deren Antisemitismus 
ideologisch begründet ist, nicht etwa urtriebhaften Haß- 
gefühlen allein entspringt. Die Notwendigkeit einer Aufgabe 
kann Wunder tun. Zwischen : den Vertretern Deutschlands 
und der alliierten Mächte steht eine hohe Wand, geschichtet 
aus den Leibern von Millionen gefallenen Soldaten; und den- 
noch: die Dringlichkeit, das Unverzügliche zwingt die Natio- 
nen an den grünen Tisch. Zwischen uns und den Antisemiten 
steht keine geringere Schar ewig Stummer, in ihrer: Stumm- 
heit anklagend Beredter, die auf den Scheiterhaufen der In- 
quisition ihr Leben ließen, die in den Progromen Rußlands, 
Polens, Rumäniens, Deutschlands und vieler, vieler anderer 
Länder hingemetzelt wurden, die feigem Mord zum Opfer 
fielen, und jene, die blinder Haß der Außenwelt an ihrem 
Judensein und somit an ihrer Existenz verzweifeln ließen. 
Eine große Mahnung rufen sie uns zu: Genug des Mordens — 
schafft weite Bahn einem freieren, stolzeren Judengeschlecht 
auf eigener Scholle, das seine eigene Sprache spricht, sein 
Leben nach eigenem Gesetze führt. Dem Judenstaat aber, und 
dies ist wesentlich, muß die klare nationale Entscheidung der 
Juden in allen Teilen der Diaspora vorangehen, die durch die 
Anerkennung des jüdischen Volkes als national mit allen 
selbständigen Völkern gleichberechtigte völkische Gemein- 
Schaft gekrönt wird. Noch Eines tut not: Das jüdische Volk 
ist durch die jahrtausendelange abnormale Existenzform 
anorganisch in seinem Aufbau geworden. Eine gesunde, 
autonom funktionierende völkische Gemeinschaft muß ver- 
tikal gegliedert sein. Das jüdische Volk ist seinem momen- 
tanen Stande nach eine horizontale und daher, aus seiner 
nichtjüdischen Umgebung losgelöst, lebensunfähige Gemein- 
schaft. Jedes Volk baut auf einem starken, bäuerischen oder 


proletarischen Fundament auf, dem sich die Gruppe der 


Handwerker angliedert.e Dann erst kommt die verhältnis- 
mäßig kleinere Zahl der Kaufleute und schließlich eine intel- 
lektuelle Oberschicht von Akademikern und Künstlern. Im 
jüdischen Volke, vor allem in den westeuropäischen Ländern, 
herrscht die Gruppe der Kaufleute und Intellektuellen vor. 
Innerhalb des deutschen, französischen, englischen usw. Wirt- 
schafts-Organismus ist dies möglich, im autonomen jüdischen 
Gemeinwesen aber müssen die proletarischen und agrarischen 
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Berufe dominieren. Daher heißt auch die soziale und wirt- 
schaftliche Losung im Kampfe gegen den Antisemitismus: 
Normalisierung, d. h. Proletarisierung der Juden. Die Bestre- 
bungen, die soziale Normalisierung der Juden durchzuführen, 
sind in vollem Gange. Neben dem Hechaluz, der das Prole- 
'tarisierungsinstrument der zionistischen Organisation dar- 
stellt, macht sich vor allem die internationale Gesellschaft 
ORT sehr verdient in dieser Sache. Der jüdische Proletarier 
ist bereits hier in Deutschland ein lebendes und daher nicht 
zu bestreitendes Argument gegen die Schmarotzer-Anschul- 
digung, derer sich die Antisemiten gerade in der heutigen 
Zeit besonders gerne bedienen. 

»Nationale Entscheidung und Proletarisierung« (sociale 
Differenzierung) heißen die neuen Waffen gegen den Anti- 
semitismus heute und hier. 

Es ist noch ein gar weiter und beschwerlicher Weg dort- 
hin, aber das jüdische Volk wird ihn gehen, weil dieser Weg 
nicht eine, sondern die Lösung, weil er eine Not - Wendig- 
keit ist. 


Der Nationalsozialismus und das 
Minderheitenproblem 
Von Niels Holgersen. 


Niss Volker: »Unser Grenz- und Auslands- 
deutschtum«. Nationalsozialistische Bibliothek. 
Heft 23. Verlag F. Eher Nachf. München. 1931. 


Der Nationalsozialismus behauptet bekanntlich von sich, 
eine neue Weltanschauungspartei zu sein, es ist deshalb nur 
selbstverständlich, daß er sich mit einer so aktuellen Frage 
wie dem Minderheitenproblem auseinandersetzen muß. Eben- 
so wie in den außenpolitischen Fragen hat man hier jedoch 
bisher eine klare Stellungnahme vermißt, selbst wenn über 
die allgemeine Tendenz der Partei, betont durch gelegent-- 
liche Artikel in der nationalsozialistischen Presse, keine Zwei- 
fel bestehen konnten. Hitler ist großdeutsch eingestellt im 
gleichen Sinne wie etwa Dr. Paul Rohrbach und alle jenen 
Kreise, die von der Romantik eines Barbarossatraumes erfüllt 
an ein deutschbeherrschtes Zentraleuropa glauben, dessen 
Grenzen von der Adria bis an die Ostsee reichen. In der von 
Gottfried Feder, dem Theoretiker des Nationalsozialismus 
herausgegebenen »Nationalsozialistischen Bibli- 
othek« ist nun als 23. Heft eine bemerkenswerte Schrift her- 
ausgekommen, die den Standpunkt der Partei zum Minder- 
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heitenproblem und den Fragen deutscher Grenz- und Volks- 
tumsarbeit parteioffiziell festlegt. Der Verfasser schreibt 
unter einem Pseudonym »Niss Volker«, womit wohl schon 
rein äußerlich eine Gedankenassoziation zwischen Nordger- 
manentum und Nibelungenmythos hervorgerufen werden 
soll. Hinter dem Pseudonym verbirgt sich offenbar eine füh- 
rende Persönlichkeit der grenzlanddeutschen Arbeit, da in 
einem Vorwort die Anonymität mit Rücksicht auf ein zu- 
künftiges ungestörtes Arbeiten des Verfassers außerhalb der 
Reichsgrenzen und auf die Gefahr, ihn »neudeutschen Me- 
thoden« im Reiche selbst auszusetzen begründet wird. 

Die Schrift wird eingeleitet mit nationalsozialistischen 
Grundgedanken zum Grenz- und Auslandsdeutschtum, Be- 
trachtungen über das Wesen und die statistische Erfassung 
desselben, seine Gliederung, die Darstellung im Kartenbild, 
und gibt dann in kurzgefaßten Abschnitten eine ins einzelne 
gehende Uebersicht über das gesamte Auslandsdeutschtum. 
Ein besonderer Abschnitt befaßt sich mit den Minderheiten 
im deutschen Reichsgebiet und ihrer Lage. Besonders bedeu- 
tungsvoll sind die einleitenden nationalsozialistischen Grund- 
gedanken zum Grenz- und Auslandsdeutschtum, da sie das 
Fundament der gesamten Abhandlung bilden. »Selbstver- 
ständlich fordern wir den Zusammenschluß aller Deutschen 
auf Grund des Selbstbestimmungsrechtes der Völker,« heißt 
es hier. »Wir wollen ein Großdeutschland, gleichberechtigt 
mit den anderen Nationen, frei von Schandverträgen, mit 
genügend Land und Boden für Ansiedelung und Ernährung. 
Nur wer unseres Volkes ist, kann natürlich Staatsbürger sein 
und Öffentliche Aemter bekleiden. Deshalb wünschen wir 
keine nichtdeutsche Einwanderung und werden das Reich 
von solchen unliebsamen Elementen säubern.« Wie das letz- 
tere verstanden werden soll, wird noch im besonderen erläu- 
tert: »Die deutschen Volkstumskräfte werden aber dafür sor- 
gen, daß die Nichtdeutschen nur als Gäste im deutschen Staat 
unter Fremdenrecht leben können, und daß von dem Deut- 
schen außer seiner Geburt (d. h. der Möglichkeit, daß er 
deutsch sein kann), auch das Bekenntnis zur deutschen 
Kultur- und Schicksalsgemeinschaft (d. h., daß er deutsch 
sein will) verlangt wird.« Es überrascht in der Verbindung 
nicht weiter, daß der Nationalsozialismus die Spracheals 
Kennzeichen für die nationale Zugehörigkeit ablehnt 
und die Masuren und Plattdänisch sprechenden Nordschles- 
wiger als Glieder des deutschen Volkskörpers betrachtet wis- 
sen will. Selbstverständlich rechnet man auch die Friesen, 
die »deutschgesinnten« Wenden und die deutschen Ober- 
schlesier zur deutschen Volks- und Kulturgemeinschaft. Da- 
gegen will man Leute, auch wenn sie deutsch geboren sind, 
nicht als Deutsche anerkennen, wenn sie die Kräfte des Vol- 
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kes zerstören und im Solde des Auslandes die deutsche Ge- 
meinschaft bekämpfen. 

Entscheidende Kennzeichen der nationalen Zugehörigkeit 

sind für den Nationalsozialismus das gemeinsame Bewußt- 
sein, der Volkswille, das Erleben, aber diese Merkmale treten 
nicht immer alle gleichzeitig auf und haben nicht immer alle 
gleiche Gültigkeit. Es ist ohne weiteres klar, daß diese weit- 
herzige Auslegung des Begriffs der nationalen Zugehörigkeit, 
für die der Völkerbund die behelfsmäßige Bezeichnung 
»minoritees de race, de langue et de religion« geprägt hat, und 
deren endgültige Definierung bislang noch den Gelehrten 
Schwierigkeiten bereitete, bei dem Nationalsozialismus seine 
ganz besonderen Gründe hat. Das völkische und grenzpoliti- 
sche Programm der Partei Hitlers ist auf Eindeutschung zu- 
geschnitten, und dafür braucht man die entsprechende For- 
mel.»Nur innerlich Verwandtes kann eingedeutscht werden,« 
heißt es in der vorliegenden Schrift. »Falsch ist es natürlich, 
den »Deutschen« nur nach der Sprache feststellen zu wollen. 
Taufwasser und Sprachübernahme ändert das Blut nicht.« 
Und deshalb huldigt Hitlers Minderheitssachverständiger dem 
weitesten und liberalsten Grundsatz: »Minderheit ist, wer es 
sein will.« (S. 16.) 
Mit Bezug auf dieMinderheiteninDeutschland 
will man jedoch diesen Grundsatz nicht angewandt wissen. 
Für die Bestimmung ihrer Volkszahl beruft man sich aus- 
schließlich auf die stark zu beanstandende Volkszählung vom 
16. Juni 1925 und die Wahlergebnisse, wobei die Masuren auf 
Grund ihrer »völlig deutschen Einstellung« vollkommen aus- 
geschieden, die Lausitzer Serben, Friesen und Cechen über- 
haupt nicht erwähnt werden. Volkszählungsergebnisse und 
Wahlresultate werden dabei ganz nach Belieben verwandt. 
In Ostpreußen und der Grenzmark beruft man sich auf nicht 
einwandfreie Volkszählungsergebnisse, in Oberschlesien nennt 
man nur die Wahlzahlen und behauptet kühn, daß 90 % der 
Bevölkerung deutschsprachig sei, im dänischen Minderheiten- 
gebiet werden Volkszählung und Wahlergebnis benutzt, um 
aus ihrem Verhältnis zu einander einen Rückgang des däni- 
schen Volkstums zu konstruieren, und im rheinisch-west- 
fälischen Industriegebiet erreicht man dasselbe unter aus- 
schließlicher Benutzung der Volkszählungsergebnisse von 
1910 und 1925. Bei einer Besprechung der preußischen 
Schulverordnungen wird hervorgehoben, daß sie eine 
nationalpolitische Gefährdung darstellen, nur die deutsche 
Regierung glaube an »edlen kulturellen Wettstreit«, während 
den Deutschen im Auslande kaum die geringste Freiheit zu- 
stehe. Für sie hätte Deutschland etwas verlangen müssen, 
ehe -es den Polen und Dänen eine solche Regelung geben 
durfte. 
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Eine Widerlegung der letzten Behauptung: erübrigt sich 
umso mehr, als gerade in der letzten Ausgabe der »Ku:tur- 
wehr« eine überaus lehrreiche zahlenmäßige Gegenüberstel- 
lung des Minderheitenschulwesens in Polen und in Deutsch- 
land gebracht wurde. Es sind also im allgemeinen keine 
weltbewegenden neuen Ideen, die der Nationalsozialismus zu 
der Diskussion der so überaus bedeutungsvollen Nationalitä- 
tenfrage beisteuert. Seine widersprechende Haltung ist auch 
hier geprägt von einem potenzierten nationalen Egoismus 
und einer geistigen Intoleranz, die gänzlich unbeein.lußt ist 
von dem alten rimischen Grundsatz des »Audiatur et altera 
pars«. Dem Noationalsozialismus kommt es überhaupt nicht 
auf die letzte Erkenntnis der Dinge und die Zusammenhänge 
an, einzig und allein maßgebend ist für ihn das Ziel. Und 
dieses Ziel ist nicht eine Lösung der verworrenen Nationali- 
tätenfrage in Europa, die dem Gerechtigkeitsempfinden so 
nahe wie möglich kommt, nicht der nationale Ausg.eich 
durch Minderheitenrecht und schonvolle Behandlung ıremd- 
völkischer Bestandteile der europäischen Staaten, sondern das 
nationalsozialistische Ziel ist ein deutsches Zentraleuropa mit 
83 Millionen Einwohnern, darunter 77,5 Millionen Deutsche, 
wobei die Frage einer engeren Verbindung mit Holland, Bel- 
gien, Luxemburg, Liechtenstein und der Schweiz o.fengelas- 
sen wird. Holländer und Vlamen werden jedenfalls mit in 
den deutschen Kulturkreis hineinbezogen, wodurch sich die 
Zahl der Deutschen in Europa überhaupt auf 95 Millionen er- 
höht. Es wird dem Nationalsozialismus wenig bedeuten. 
wenn sogar »Der Auslandsdeutsche« solche Kombinetionen 
mit »mehr als kühn« bezeichnet, da der V.D. A. nach der vor- 
liegenden Schrift »weder juden- noch logenrein ist« Und 
noch weniger wird er Einwänden internationaler Grganisa- 
tionen, der Minderheiten selbst oder gar des Völkerbundes 
Gehör schenken. Sinn und Bedeutung des Nationalsozialis- 
‘mus gipfeln eben im nationalen Egoismus und nicht etwa im 
Altruismus. 
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Die Lage der nationalen Minderheiten 
in der Cechoslovakei 


Reiseeindrücke von A. Torp, Tonder. 


I. 


Die Čechoslovakei, die sich nach dem Weltkriege aus den Ruinen 
des Habsburgischen Reiches erhob, setzt sich aus den folgenden sogen. 
historischen Ländern zusammen: Böhmen (Čechy), Mähren (Mo- 
rawa) und Schlesien (Sleszko) und den ehemaligen ungarischen 
Gebieten, der Slovakei (Slovensko) und Karpatho-Rußland 
(Podkárpatská Ruś). Unter diesen Ländern ist ein geringeres Gebiet, 
Hultschin, von Deutschland abgetreten worden. Podkárpatská Rus 
wird praktisch gesehen nur von Russen und Ungarn bewohnt, Cechen 
und Slovaken gibt es hier in Wirklichkeit nur als Beamte und Neu- 
siedler. Das cirka 13000 Quadratkilometer große Land nimmt deshalb 
innerhalb des Staates eine Sonderstellung ein, indem ihm eine Auto- 
nomie mit eigenem Landtag und einer Regierung für die besonderen 
Angelegenheiten versprochen worden ist. Zum Teil auf Grund dieser 
Versprechungen hat die Bevölkerung 1919 selber gewünscht, unter die 
Cechoslovakei zu kommen. Es erweckt aber Unzufriedenheit, daß die 
versprochene Selbstverwaltung noch nicht verwirklicht worden ist, 
und besonders die großrussische Partei behauptet, daß die Cechen in 
Wirklichkeit die Provinz als ein Glied wie alle anderen dem Staate 
einverleiben wollen. Vieles deutet aber darauf hin, daß die. Ver- 
sprechungen doch wohl erfüllt werden: es sind bereits besondere Re- 
gierungsdepartements errichtet und ein Präsident ist ernannt wor- 
den. Der versprochene Landtag kommt vermeintlich auch, wenn man 
sich aber mit den überaus primitiven Kulturzuständen des Landes 
bekanntgemacht und erfahren hat, daß 1919 über 50 % der Bevölkerung 
Analphabeten waren, so muß man die Bedenken anerkennen, die 
einer sofortigen Einführung der Autonomie entgegenstehen. Es muß 
außerdem eingeräumt werden, daß der Staat in den verflossenen 
10 Jahren viele notwendige Voraussetzungen zur Durchführung einer 
Selbstverwaltung durch Errichtung von Schulen und Aufarbeitung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse geschaffen hat. Ungeheuere Sum- 
men sind vom Staat für neue Landstraßen, Landwirtschaftsreformen, 
Neusiedlerkolonien, Krankenhäuser usw. angewandt worden. Kar- 
pathorußland ist ein Gebiet mit halbasiatischen Verhältnissen, ein 
Stück Unkultur, Armut und menschliches Elend mitten in Europa. 
Aber die Cechoslovakei hat mit ihren bisher durchgeführten civilisa- 
torischen und humanen Arbeiten Licht ins Land gebracht und sich 
dadurch ein Anrecht auf die größte Anerkennung desselben erwor- 
ben, und dies umsomehr, als doch der neue Staat so ungeheuer viele 
andere Aufgaben hat, deren Lösung gewaltige wirtschaftliche und 
persönliche Kraftentfaltung erfordert. 

Die Cechoslovakei ist geographisch gesehen Europas Herz. Aber 
gerade auf Grund ihrer zentralen Lage und ihrer ganzen geschicht- 
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lichen Entwicklung ist es auch unvermeidlich gewesen, daß sich 
innerhalb der Grenzen des neuen Staates bedeutende nationale Min- 
derheiten angesammelt haben. Die gut 13 Millionen betragende Be- 
völkerung setzt sich wie folgt zusammen: 


Cechoslovaken .......... 8.760.957 
Deutsche ................ 3.123.448 
Magyaren .............. 747.096 
Russen ......2222222200.. ı 461.849 
Juden areenan AINET 180.536 
Polen ................ ET 75.852. 
Andere Nationalitäten .. 23.052 
Fremde Staatsbürger .. 238.943 


Die Minderheiten machen 345 % aus. Es ist deshalb schwierig, 
von einem nationalen Einheitsstaat zu sprechen, und man kann die 
Vertreter der Minderheiten verstehen, wenn sie behaupten, daß der 
Staat, national gesehen, so zusammengesetzt ist, daß er wie der Bun- 
desstaat Schweiz, die »Foederatio Helvetica«, hätte organisiert sein 
müssen, dessen Staatsgefüge auch immer wieder bei öffentlichen Dis- 
kussionen als Muster für die Cechoslovakei aufgestellt wird. Dem- 
gegenüber machen indessen die Cechoslovaken darauf aufmerksam, 
daß das techoslovakische Element immerhin 65 % der Bevölkerung 
ausmacht und damit sich in absoluter Majorität befindet. Irgend ein 
erheblicher Unterschied zwischen den Cechen und den Slovaken 
besteht nicht, aber eine verschiedene geschichtliche Entwicklung hat 
doch ihren Einfluß geltend gemacht. Unter einer verhältnismäßig 
freisinnigen österreichischen Herrschaft konnten die Cechen ihre 
Sprache und Kultur einigermaßen pflegen und entwickeln. Die Slo- _ 
vaken waren dagegen von ungarischer Seite aus der heftigsten Magya- 
risierung ausgesetzt, die einen Druck auf das gesamte slovakische Kul- 
turleben ausübte. Die Schulgesetze des bekannten Staatsmanns 
Apponyi haben z. B. 1907 die letzten slovakischen Schulen ausge- 
rottet, und dies, gemeinsam mit älteren Maßnahmen, bewirkte, daß das 
slovakische Kulturleben stagnierte, und besonders, daß die Sprache der 
Slovaken nicht in derselben Entwicklung wie die der Cechen mitfol- 
gen konnte. Die Folge ist, daß man heute wohl von einem Unterschied 
zwischen Slovakisch und Cechisch sprechen kann, aber es handelt sich 
hier doch nur um einen geringen Unterschied im Entwicklungsstadium 
der Sprachen, der sich voraussichtlich unter den neuen Verhältnissen 
ausgleichen wird. Aber darüber ist man sich klar, daß es für die Slo- 
vaken die höchste Zeit war, aus der überhandnehmenden Magyarısie- 
rung herauszukommen, die dauernd derart größere Fortschritte 
machte, daß man geradezu befürchten mußte, daß die slovakische 
Nation und Kultur zugrunde gehen würde. Im Staate gibt es ungefähr 
viermal so viele Cechen als Slovaken. Der für den Touristen am mei- 
sten auffallende Unterschied zwischen ihnen besteht darin, daß die 
Slovaken einen mehr behäbig-gutmütigen und tolerant-nachsichtigen 
Eindruck machen, der sich u. a. darin äußert, daß sie weit weniger 
scharf den Deutschen und anderen Minderheiten gegenüberstehen als 
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die Cechen, die z. B. in der Frage der Anwendung der deutschen 
Sprache dem Fremden sowohl unversöhnlich als auch kleinlich er- . 
scheinen können. Obgleich also der Staat — besonders, wenn man die 
russische und polnische Minderheit miteinbezieht — einen recht, soli- 
den slavischen Charakter hat, bringen die Bestrebungen auf Schaf- 
fung eines festen Einheitsstaates doch große Schwierigkeiten mit sich. 
Es muß eine neue nationale Gesetzgebung geschaffen werden, während 
man gleichzeitig bis auf weiteres nach den alten österreichischen und 
ungarischen Gesetzen weiterarbeiten muß. Es existiert deshalb ein 
besonderes Ministerium nur für das Zustandebringen einer Gleich- 
mäßigkeit innerhalb der Administration und der Gesetzgebung im 
neuen Staat (Unifizierungsministerium). Besonders ist aber die Frage 
der Behandlung der vielen Minderheiten von großer Wichtigkeit und 
prägt das Leben und die Dispositionen des Staates auf vielerlei Art. 


I. 


Die deutsche Minderheit repräsentiert 23,4 % der Gesamt- 
bevölkerung und spielt dank ihrer Größe, Intelligenz und wirtschaft- 
lichen Kraft eine bedeutende Rolle. Eine Schwäche bedeutet es doch 
für die Deutschen, daß sie nicht dichter gesammelt, sondern verteilt 
über das ganze böhmische Randgebiet wohnen. Dies allein macht es 
ihnen im voraus schwierig, eine Politik mit dem Anschluß an Deutsch- 
land oder an das neue Oesterreich vor Augen zu führen. Auch die 
wirtschaftlichen Verhältnisse reden gegen ein solches Ziel. Es ist das 
Eigentümliche an den Gechoslovakischen Erwerbsverhältnissen, daß 
beinahe die gesamte alte österreichische Großindustrie, die auf dem 
heimischen Markt allein eine Basis von ca. 50 Millionen Menschen 
hatte, in der Cechoslovakei beheimatet ist, deren kaum 14 Millionen 
Einwohner diese Großindustrie zu einer kräftigen Exportpolitik zwin- 
gen. Weil die deutsche Minderheit in höchstem Grade mit der Indu- 
strie verknüpft ist, fühlen sich die Deutschen in wirtschaftlicher Hin- 
sicht stark mit den @echoslovakischen Interessen verbunden, ja, auf 
Grund der Export- und Konkurrenzverhältnisse zum Teil in direktem 
Gegensatz zu Deutschland. Das Gefühl der wirtschaftlichen Verbun- 
denheit mit dem Staate hat sich im Laufe der Zeit in der politischen 
Einstellung der Deutschen geltend gemacht, die nach dem Weltkrieg 
gegen den neuen Staat gerichtet war, u. a. weil sie hier von einer poli- 
tisch führenden Schicht in eine nationale Minderheit innerhalb eines 
slavischen Staatsvolkes verwandelt wurden. Auch der sozialdemokra- 
tische Senator Wiessner äußerte sich mir gegenüber, daß sogar 
die deutschen Sozialdemokraten noch 1919 gehofft hätten, daß inner- 
halb des Rahmens der alten Doppelmonarchie ein Föderativstaat ge- 
- bildet werden könne, ohne daß die slavischen Völker ausbrechen und 
ein besonderes Reich bilden würden. Man glaubte noch nicht an die 
Auflösung Oesterreichs und arbeitete gegen die Errichtung eines 
Gechoslovakischen Staates. »Die Entwicklung zielte ja inzwischen auf 
eine nationale Staatsbildung hin, nicht am wenigsten zum Nachteil 
der Arbeiterklasse, « sagte der Senator, »indem die nationalen Strö- 
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mungen so kräftig in die Seele des Arbeiters eingriffen, daß die sozial- 
demokratische Partei dauernd nach nationalen Richtungslinien geteilt 
ist, und zwar so, daß besonders die deutsche und die G@echische Sozial- 
demokratie bis in die letzte Zeit hinein einander scharf gegenüber 
gestanden haben. Während die Cechische Parteiabteilung sich in den 
ersten bürgerlichen, nationalistisch geprägten Regierungen vertreten 
ließ und vermutlich dadurch bei den Wahlen große Verluste erlitt, 
haben sich die deutschen Sozialdemokraten erst jetzt an einer Regie-' 
rungsbildung beteiligt, in der auch die Deutsch-Bürgerlichen vertreten 
sind und die sich den’ sozialen Forderungen der Arbeiter verständnis- 
voll gegenüberstellt. Danach hat sich ein besseres Verhältnis zwischen 
den beiden Parteiabteilungen entwickelt.« Der @echische sozialdemo- 
kratische Abgeordnete, Redakteur Stivin, aber machte mir gegen- 
über kein Hehl daraus, daß seine Parteigenossen niemals vergessen 
würden, daß sie Cechen seien. Sie müßten sich deshalb dafür einsetzen, 
daß die Cechoslovakei gestärkt werde: — »aber das geschieht nicht 
durch Militarismus und in Sonderheit nicht durch Kampf gegen die 
Minderheiten, die im Gegenteil versöhnlich behandelt und durch vor- 
urteilsfreie Erfüllung ihrer kulturellen Wünsche, wie z. B. der Auto- 
nomie auf dem Gebiete des Geisteslebens zufriedengestellt werden müs- 
sen. Wenn die Cechoslovakei das tut und für bessere soziale Verhält- 
nisse als in Deutschland und Ungarn sorgt, wird der neue Staat ge- 
festigt, und dann werden auch schon unsere deutschen sozialdemokra- 
tischen Parteigenossen damit aufhören, über die Grenze nach Deutsch- 
land zu schielen.« Redakteur Stivin wünschte, daß baldmöglichst Ruhe 
in die Nationalitätenfragen käme, aber.er war sich darüber klar, daß 
es Deutschland beunruhige, daß in den. gemischten Gebieten den 
Cechen gegenüber Verluste nachgewiesen werden könnten. »Wenn aber 
auch hunderttausende Deutsche hier Cechen werden, so ist das nicht 
so merkwürdig, denn es wird sich in der Regel immer um germani- 
sierte Cechen handeln, die unter den veränderten Staatsverhält- 
nissen zu ihrem eigenen Volk zurückkehren.« Leider zeigt es sich, 
daß diese Menschen, genau so wie sie in österreichischer Zeit die 
eifrigsten Verdeutscher waren, jetzt auch auf Cechischer Seite zu den 
wildesten Nationalisten gehören, die man u. a. in verschiedenen Ver- 
einen findet, die oft angeklagt werden, vor den Behörden heimliche 
Angeberei den Minderheiten gegenüber zu treiben. Seiner Meinung 
nach dürfte die Furcht vor einer Schwächung durch Assimilation 
zwischen Deutschen und Slaven die deutsche Minderheit nicht beun- 
ruhigen, weil der Unterschied und der Abstand zwischen den beiden 
Volksgruppen verhindern würde, daß jene einen größeren Umfang 
annehmen könne. Auch andere deutsche Minderheitenführer, mit 
denen ich sprach, vertraten dieselbe Auffassung. Bezüglich der allge- 
meinen Einstellung der Deutschen dem Cechoslovakischen Staat gegen- 
über äußerte sich der politisch bürgerlich-deutsche Redakteur Dr. 
Blau, daß hier seit 1919 eine gute Entwicklung in versöhnlichem 
Geiste geschehen sei. Aber damals waren auch besonders die Cechen 
in den Augen der Deutschen so nationalistisch eingestellt, daß eine 
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scharfe deutsche Opposition den ersten Regierungen gegenüber die 
Folge sein mußte. Stark betonte er, daß dies durchaus nicht auf die 
Abtretung des kleinen ehemals deutschen Gebietes Hultschin, das nur 
von ca. 50000 Menschen und größtenteils Slaven bewohnt ist, zurück- 
zuführen sei. Ebenfalls wollte er gerne dafür Verständnis zeigen, daß 
die Cechen in der ersten Zeit nach der Befreiung von der alten. Herr- 
schaft auf Grund der geschichtlichen Geschehnisse eine gewisse Unver- 
söbnlichkeit den Deutschen gegenüber gezeigt hätten. »Zwischen 
Deutschland und der Cechoslovakei bestehen keine Unstimmigkeiten 
betreffs der Grenze, sie wird von allen Deutschen der Cechoslovakei 
— mit Ausnahme der verhältnismäßig wenigen Deutschnationalen — 
anerkannt. Wir haben uns u. a. aus wirtschaftlichen Gründen mit den 
Verhältnissen als einer Notwendigkeit abgefunden und betrachten den 
neuen Staat als unser Heim. Aber wir verlangen dann auch in jeder 
Weise mit den Cechen, mit denen wir Seite an Seite als ein Volk im 
Staate und nicht als eine nationale Minderheit betrachtet sein wollen, 
gleichgestellt zu werden. Und wenn wir auch unsere Hoffung, in 
einem deutschen Staate zu leben, begraben haben, so verlangen wir 
. selbstverständlich unbedingten Respekt gegenüber unserer Forderung 
auf das Recht, in der intimsten kulturellen Verbindung mit dem deut- 
schen Volk zu leben. Im übrigen erblicken wir im Präsidenten M a- 
saryk, der sich nicht nur edel und vorurteilsfrei den verschiedenen 
Volksgruppen des Staates gegenüber einstellt, sondern sie auch neben 
Cechen und Slovaken zur Hilfe und Mitverantwortung in die Staats- 
verwaltung beruft, eine große Garantie dafür, daß wir für diese An- 
schauung und die von uns gestellten Freiheitsforderungen Verständ- 
nis finden.« »Dieser Wunsch ist für die Deutschen nachgerade in Er- 
füllung gegangen, sagt mir der Cechische Redakteur Jan Hejret. 


Schon wenige Jahre nach dem Kriege gerieten die Deutschen in 
Bezug auf ihre allgemeine politische Einstellung dem Staate gegen- 
über unter sich in Uneinigkeit.e. Während die Deutschnationalen 
wünschten, auch weiterhin dem Gedanken einer Zusammenarbeit mit 
dem Staate nur scharf abweisend zu begegnen, hegten die Christ- 
lich-Sozialen und die Agrarpartei den Wunsch nach einer 
positiven Mitarbeit an den Aufgaben des Staates. Das führte 
im Jahre 1926 dazu, daß jede dieser beiden deutschen Parteien ihren 
Vertreter im Ministerium erhielt, und jetzt sind auch noch die 
Deutsch-Bürgerlichen in der Regierung vertreten. Ja, nachdem die 
sogen. »aktivistischen Parteien« innerhalb .der deutschen Minderheit 
bei der Wahl ım Jahre 1929 gesiegt hatten, wurden alle deutschen Par- 
teien mit Ausnahme der Deutschnationalen in die Regierung aufge- 
nommen, in der auch sowohl deutsche als čechische Socialdemokraten 
vertreten sind. Diese Entwickelung schafft natürlich eine ganz be- 
deutende Atmosphäre der Ruhe um die deutschen Minderheitenforde- 
rungen, die deshalb jetzt auch im Parlament, wenn auch mit Wärme 
und Leidenschaft, so doch zugleich unter den rücksichtsvollsten For- 
men behandelt werden können. Die dergestalt eingeleitete versöhnliche 
Entwickelung zeigt sich auch darin, daß die Deutschen jetzt in großer 
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Anzahl] als Beamte Anstellung finden, ja sogar der Posten eines 
Gechischen Gesandten in China ist einem Deutschen übertragen wor- 
den. Von @echoslovakischer Seite aus blickt man im allgemeinen mit 
Zufriedenheit darauf, daß die Verhältnisse sich so entwickelt haben, 
weil man wohl versteht, daß damit der Staat gestärkt wird. Daß aber 
viele Cechen noch prinzipiell die Deutschen als die Fremden mit einem 
gewissen Argwohn betrachten, kann man unmöglich übersehen. Redak- 
teur Hejret äußerte sich z. B., daß die Deutschen wohl keine Grenz- 
- verschiebung forderten, »denn dann wären sie Ja Verräter und wür- 
den als Staatsverbrecher bestraft werden, aber sie halten fest an der 
Kultureinheit mit dem deutschen Volk&, um doch in einem bequemen 
Augenblick die Grenze geändert zu bekommen. Aber wir Cechen 
haben den Staat gegründet und in tausend Jahren das slavische Ge- 
präge des Landes bewahrt, wir werden deshalb niemals seine Auf- 
lösung dulden, werden an allen Teilen des Staates festhalten und dafür - 
leben oder sterben. Die Deutschen sind Kolonisten, die nicht hier 
wohnten, als wir unser Land aufbauten. Im Kriege waren die Deut- 
schen die Feinde unserer Freunde — der Alliierten — und sie wider- 
setzten sich der Rekonstruktion eines slavisch - Cechosloyakischen 
Staates, und das dürfen wir den Deutschen nie vergessen.« So lautet 
eine Stimme vom nationalistisch eingestellten @echischen Flügel. 
Aehnliche unversöhnliche Klänge kann man natürlich vernehmen, 
wenn man z. B. mit dem Redakteur des deutschnationalen Blattes 
»Bohemia« spricht. Hier wird man gleichzeitig eine Furcht davor 
antreffen, daß das Ausland die Bedeutung der deutschen Teilnahme an 
der Regierungsbildung vollkommen überschätzt, und im übrigen eine 
scharfe Verurteilung derselben. Aber inmitten dieser extremen, natio- 
nalistischen Strömungen werden die ausgleichenden, versöhnlichen 
Parteien gestärkt, die dadurch, daß sie Ruhe um die alten nationalen 
Streitigkeiten geschaffen haben, ein gut Teil zur Stärkung der Cecho- 
 slovakei beigetragen haben, die wohl auch unter den neuen Staaten 
Europas als der Staat angesehen wird, der die stärkste Position hat. 


Ill. 


Die ungarische Minderheit besteht aus 5,6 % der Gesamtbe- 
völkerung und bewohnt den südlichen Teil der Slovakei wie auch Kar- 
pathorußland, nur auf der Strecke zwischen Hernad und Michalany 
schiebt sich ein slovakischer Bevölkerungsstrich dazwischen. Sie ist 
die am stärksten irredentistische Minderheit. Rücksichtslos 
opponieren ihre Führer gegen den neuen Staat, verweigern die Aner- 
kennung der Grenze und fordern offen und bei jeder Gelegenheit die 
 Wiedervereinigung mit Ungarn. Bei der Leidenschaftlichkeit, die 
übrigens die Magyaren kennzeichnet, ist es schwierig, in ein ruhiges 
Verhältnis zur ungarischen Minderheit zu kommen, deren Unzufrie- 
denheit sehr verständlich davon herrührt, daß die veränderten Zu- 
stände dem rücksichtslosen Regime der ungarischen Oberklasse ein so 
entschiedenes Ende gesetzt haben, einem Regime, das ja bis zur Errich- 
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tung der Öechoslovakei in der krassesten Bekämpfung der Slovaken 
und Russen sich äußerte, derart, daß das slovakische Kulturleben — 
wie bereits erwähnt — vor seinem Untergang stand, und mit dem Re- 
sultat, daß nach und nach beinahe der gesamte Boden in die Hände 
der verhätnismäßig wenigen ungarischen Großgrundbesitzer geriet, 
die eine so harte Herrschaft auf wirtschaftlichem Gebiete ausübten, 
daß die eigenen Landeskinder in weit größerer Zahl als in den ande- 
ren Teilen des Landes, gezwungen von der bitteren Not, sich zur Aus- 
wanderung genötigt sahen. Innerhalb der zurückgebliebenen Bevölke- 
rung machte die Magyarisierung mit der größten Kraft Fortschritte. 
Zahlreiehe Slovaken nahmen ungärische Namen an und mußten ihre’ 
Kinder in die magyarischen Schulen senden. Die Staatsveränderung 
im Jahre 1919 kam daher im letzten Augenblick, wenn noch die slova- 
kische Nation vor dem nationalen und wirtschaftlichen Untergang 
. bewahrt bleiben sollte. Jetzt sind schon tausende magyarisierte Slo- 
vaken zu ihren Stammesfreunden, die sie unter dem Druck der Zeit 
verlassen hatten, zurückgekehrt. Aber für die Magyaren bedeutete 
die Revolution, daß die ehemaligen Zeiten vorbei sind, insbesondere 
weil die Cechoslovakei durch gewaltige Bodenenteignungen den unga- 
rischen Magnaten gegenüber versuchte, eine gerechtere Bodenvertei- 
lung zu schaffen. Die ungarische Minderheit hat ebenso wie die 
andern Minderheiten Europas erkannt, daß der Grundbesitz die Basis 
ihrer Macht ist und auf die Dauer: über ihre Existenz entscheidet. Mit 
der größten Ausdauer bekämpfen daher die Magyaren die gewaltigen 
Bodenreformen, die indessen schon viele ihrer bedeutendsten Führer 
aus dem Lande nach Ungarn zurückgetrieben haben, wo sie oder ihre 
Geschlechter ursprünglich hingehören. Dadurch sind die Ungarn um- 
somehr geschwächt worden, weil es nämlich auch in ihrem Lande 
keine bedeutende ungarische Mittelklasse gibt — die unglücklichen 
sozialen Verhältnisse mit großen Klassengegensätzen machten sich 
auch innerhalb ihrer eigenen Reihen geltend — und die Folge ist, daß 
ihnen die notwendigen Führergestalten nur schwierig erwachsen kön- 
nen. Man muß deshalb, besonders doch auf Grund der Renatienalisie- 
rung der Slovaken, mit einem bedeutenden Rückgang der ungarischen 
Minderheit rechnen, wie das auch die offizielle Statistik bereits aus- 
weist. Aber vorläufig ist die Opposition der Magyaren noch scharf 
und sie wird vom ungarischen Mutterland kräftig unterstützt. »Horthy 
kommt und nimmt das Land wieder« ist ein Wort, das immer und 
immer wieder gehört wurde und zur Folge hatte, daß &echische und 
slovakische Siedler lange bedenklich sich davon zurückhielten, Kätner- 
stellen in den ungarischen Grenzgebieten zu übernehmen. Es soll doch 
in diesem Zusammenhang hervorgehoben werden, daß die magyari- 
schen Kleinbauern einen weit mehr gutmütigen Eindruck als die 
Führer machen, und die slovakischen Beamten sind auch sehr damit 
zufrieden, bei ihnen tätig zu sein. 
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IV. 

Die übrigen Minderheiten spielen eine weniger bedeutende Rolle. 
Allerdings betragen die Russen 3,4 %. Aber weil sie fast alle ge- 
schlossen in Karpathorußland wohnen, werden sie — wenn für diesen 
Landesteil die versprochene Autonomie durchgeführt wird — 
keine eigentliche Minderheit im geschlossenen Staate mehr sein. Sie 
sind sich darüber sehr uneinig, zu welcher Art Russen man sie rech- 
nen soll. Sie haben eine großrussische Partei, die durch ein Mitglied 
im Parlament repräsentiert ist. Aber die meisten nennt man Ruthenen, 
was für sie die offizielle Benennung in der Cechoslovakei ist. Sie woh- 
nen südlich der Karpathen in dem ärmlichen Grenzgebiet zwischen 
Polen und Rumänien und gehören völkisch gesehen zu der in der 
Nähe liegenden Ukraine. Als Slaven waren sie der ungarischen Ent- 
nationalisierungspolitik ausgesetzt. Da sie indessen für eine speziell 
kulturelle Magyarisierung nicht empfänglich waren, verzichteten die 
Ungarn gänzlich auf eine geistige Beeinflussung und unterließen es 
in größtem Ausmasse, Schulen zu bauen. Die Folge war, wie eingangs 
erwähnt, daß 1919 über 50 % der Bevölkerung Analphabeten waren, 
und noch heute steht die erwachsene Generation auf einem so niedri- 
gen Kulturstadium, daß das finsterste russisch-orthodoxe Kirchen- 
leben, daß schon vorlängst im eigentlichen Rußland ausgerottet worden 
ist, hier noch dauernd blühen kann, wovon ich selber in der östlichen 
Grenzstadt Jasina bei einem Gottesdienst Zeuge wurde, der als ein Be- 
weis von der tiefsten geistigen Unwissenheit der verarmten Bevölke- 
kung angesehen werden muß. Die Ungarn hatten ihnen bereits lange 
vorher den guten Boden ım südlichen Teil des Landes genommen und 
sie in die armseligen Berggegenden emporgedrängt, wo sie in der 
Mehrzahl unter den primitivsten Zuständen das Dasein eines Klein- 
landwirts fristen. Ihre Führer kämpfen alle für die baldmöglichste 
Durchführung der Selbstverwaltung und haben mehr oder weniger 
die Cechoslovakei in Verdacht, daß sie sie nicht einführen will. Wie 
alle Russen machen sie einen sehr gutmütigen Eindruck. Einer ihrer 
Abgeordneten, Husnay, äußerte mir gegenüber sehr stark den Ge- 
danken, daß die nationale Frage in diesem Landesteil in erster Linie 
eine soziale Frage sei. »Gib dieser versäumten Bevölkerung Brot und 
Boden und bessere soziale Verhältnisse als in Ungarn, dann wird sie 
in all ihrer Gutmütigkeit der Cechoslovakei treu sein — auch wenn 
Podkärpatska Ruś seine Selbstverwaltung erhält.« 

Auch für die Juden und Polen, die in diesen ehemals ungari- 
schen Gebieten wohnen, bedeuten die neuen Zeiten eine Entlastung 
von demselben Druck auf ihr Volkstum, den die erwähnte Magyari- 
sierungspolitik auch auf die übrigen Volksteile ausübte. Sie haben 
Jetzt ihre Minderheitenfreiheit mit dem Recht auf Gebrauch ihrer 
eigenen Sprache und der Errichtung eigener zionistischer bezw. pol- 
nischer Schulen. Besonders von den Juden kann gesagt werden, daß 
sie große Vorteile erreicht haben, wenn man bedenkt, wie gerade sie 
sich seit der Schlacht auf dem Weißen Berge im Jahre 1620 vor den 
Machthabern haben beugen müssen, um nur im Lande geduldet zu 
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werden, während man jetzt deutlich spürt, wie die Cechoslovaken es 
als eine Ehrensache betrachten, daß die Behandlung der Juden nach 
dem Rezept der Vergangenheit aufgehört hat, sodaß sie sich 'heute 
als gleichgestellt mit den übrigen Staatsbürgern fühlen können. Ein 
sehr großer Teil von ihnen wohnt in Karpathorußland, wo oft die 
Bevölkerung ganzer Städte aus Juden besteht, die das wirtschaftliche 
Leben dieses Landesteils total beherrschen. Im übrigen haben die 
Juden ja die Neigung, sich auf die jeweils Herrschenden einzustellen, 
ihr Verhältnis zu den Cechoslovaken ist daher ein gutes. Viele Juden 
benutzen nicht einmal ihre kulturelle Freiheit, sondern sie senden 
ihre Kinder in @echische Schulen und orientieren sich überhaupt, von 
einem praktischen kaufmännischen Standpunkt geleitet, stark in 
Gechoslovakischer Richtung. Dicht an der rumänischen Grenze in 
Karpathorußland trifft man endlich die rumänische Minderheit, 
die sich indessen nur über einige vereinzelte Dörfer mit wenig Be- 
wohnern erstreckt. Diese Minorität spielt daher überhaupt keine 
politische Rolle, aber sie hat ihre Rechte und ihre Freiheit wie die 
anderen Volksgruppen des Reiches, im ganzen besuchen ca. 300 Schü- ` 
ler besondere rumänische Schulen. 

Im @echoslovakischen Parlament sind die verschiedenen Volks- 
teile durch 204 Cechoslovaken, 73 Deutsche, 13 Magyaren, 8 Russen und 
2 Polen repräsentiert. Diese Parlamentsvertretung der Minderheiten 
entspricht in einer glücklichen Form derart ihrer jeweiligen Größe, 
daß sie sich in Uebereinstimmung damit in der Staatsverwaltung gel- 
tend machen können. 


V. 


Die wichtigsten Probleme der čechoslovakischen Minderheitenpoli- 
tik sind die Sprachenfreiheit, das Minderheitssehul- 
wesen und die Bodenfrage. Diese drei Gebiete werde ich daher 
im Folgenden erörtern. Ueber die sprachlichen Rechte der 
Minoritäten erfuhr ich im Außenministerium von Herrn Dr. 
Jos. Dobrovolný, daß diese im Prinzip schon in der Staatsver- 
fassung gesichert und später in dem wichtigen Gesetz vom 29. Februar 
1920 und in ergänzenden Bestimmungen vertieft worden sind. Hier 
wird festgestellt, daß das Čechoslovakische die Staatssprache ist, die 
überall dort anzuwenden ist, wo nicht mit Rücksicht auf die fremden 
Nationalitäten Ausnahmeregeln gegeben sind. Wo indessen die Min- 
derheiten wenigstens 20 % ausmachen, ist ihre Sprache der offiziellen 
gleichgestellt und kann mündlich und schriftlich vor den Gerichten 
und den Behörden gebraucht werden, die ihrerseits auch wieder ihre 
Entscheidungen und die Antworten in der Sprache geben müssen, 
die in den betreffenden Gegenden in offiziellen Mitteilungen und Be- 
zeichnungen neben dem Cechoslovakischen benutzt werden soll. Die 
Gemeindebehörden bestimmen innerhalb der Grenzen dieses Gesetzes, 
ob die Verhandlungen nur in einer Sprache, oder ob — und in wel- 
chem Umfang — auch eine andere Sprache angewandt werden kann. 
Wo aber die Minderheiten keine 20 % ausmachen, muß die Staats- 
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sprache benutzt werden, und alle Gemeinden — z. B. auch rein deut- 
sche — sind verpflichtet, immer diese Sprache im Geschäftsverkehr 
anzuwenden. Die Sprache ist überhaupt entscheidend darüber, ob der 
betreffende Staatsbürger zur Minderheit gerechnet werden kann oder 
nicht. Bei Volkszählungen wird daher die Heimsprache angegeben, 
und damit ist dann die zahlenmäßige Basis für die Größe der Minori- 
täten gegeben. In vorkommenden Fällen muß man nachweisen kön- 
nen, daß man die angegebene Heimsprache auch wirklich beherrscht, 
und falls eine verkehrte Sprache angegeben wurde, um zu einer der 
Minderheiten gerechnet zu werden, können Geldstrafen bis zu 1000 Kč. 
verhängt werden. Wie man sieht, ist es hier also nicht so wie z. B. 
in Dänemark, wo der einzelne frei und ungehemmt durch Sprache 
oder Abstammung selbst bestimmt, ob er zur Minderheit gehört oder 
nicht. Im Gesetz wird weiter festgestellt, daß der Unterricht dort, wo 
die Minderheit die erforderte Größe hat, in der Sprache der Minder- 
heit geschehen kann, die dann auch in der Verwaltung der betreffen- 
den kulturellen Institutionen angewandt werden muß. 


Die Wirkung dieser Regelung der Sprachenfrage kann z. B. darin 
nachgewiesen werden, daß 2.243.644 Deutsche über 107 Gerichtskreise 
verteilt, ausschließlich das Deutsche als offizielle Sprache haben, bei 
753.220 Deutschen in 34 Kreisen ist die Ordnung. gemischtsprachig 
Deutsch und Cechisch. 435.426 Magyaren, über 13 Gerichtskreise ver- 
teilt, haben allein das Magyarische als öffentliche Sprache, während 
232.254 Magyaren in einem magyarisch-slovakischen, gemischtsprachi- 
gen Gebiet wohnen. In Karpathorußland ist das Russische dem Cecho- 
slovakischen vollkommen gleichgestellt, und es muß immer gleich- 
berechtigt neben der anderen Sprache angewandt werden. In den Ge- 
bieten, wo die Minderheiten dicht zusammen wohnen und den über- 
wiegenden Teil der ansässigen Bevölkerung ausmachen, ist die Aus- 
wirkung der Sprachenordnung für die fremdsprachigen Bevölke- 
rungsteile eine günstige. Hier hat das gesamte offizielle Leben eine 
Prägung, die wirklich den nationalen Verhältnissen am Orte ent- 
spricht. In dieser Hinsicht machen die böhmischen Randgebiete einen 
ziemlich gleichartigen deutschen Eindruck, und in den russischen und 
ungarischen Gegenden macht sich das Cechoslovakische auch nur 
wenig bemerkbar. Man muß es auch als ziemlich liberal betrachten, 
daß eine Minderheit in einem so verhältnismäßig geringen Umfang 
wie 20 % der Bevölkerung unter allen Umständen ihre eigene Sprache 
gebrauchen kann, und zwar ist das eine Freiheit von großer prak- 
tischer Bedeutung, weil die Minoritäten bisher in der Regel nicht das 
Cechoslovakische beherrschten, das man ja vor dem Kriege nicht zu 
lernen brauchte. 


Der Besucher kann aber auch Beispiele antreffen, wo die Spra- 
chenfreiheit nicht auszureichen scheint. Die Deutschen verweisen 
hier darauf, daß sie selbst in den Randgebieten, wo sie nicht nur die 
20 % der Bevölkerung ausmachen, sondern die große Majorität be- 
sitzen, doch nicht die deutsche Sprache im schriftlichen Verkehr mit 
Behörden in den Gegenden benutzen können, wo sie keine 20 % dar- 
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stellen, sodaß das Recht auf Alleinbenutzung der deutschen Schrift- 
sprache in sehr vielen Fällen illusorisch wird. In Prag ist das 
Deutsche nicht als offizielle Sprache anerkannt: man sieht es nirgends 
auf Straßenschildern, offiziellen Bezeichnungen und Bekanntmachun- 
gen, weder privaten noch öffentlichen Charakters, und doch rechnet 
man damit, daß 35.000 Deutsche in der Stadt wohnen. Weil das aber 
keine 20 % der gesamten Einwohnerzahl sind, können die Deutschen 
auf jeden Fall nicht auf Grund der Sprachenverordnung das Deutsche 
mit der Staatssprache gleichgestellt verlangen, die daher in Praha 
allein angewandt wird. In Anbetracht der — wenn auch nicht ver- 
hältnismäßig, so doch real gesehen — großen Anzahl von Deutschen 
und mit Rücksicht darauf, daß die meisten Fremden nicht Cechoslova- 
kisch können, würde es sicher klug sein, hier nicht zu scharf die 
Zahlenforderungen der Sprachenordnung durchzuführen. Die jetzigen 
Zustände, die z. B. auch darin sich äußern, daß die Speisekarten der 
Hotels nicht auf Deutsch — aber wohl auf Französisch und Englisch 
— abgefaßt sein dürfen, machen einen kleinlichen Eindruck selbst auf 
den Reisenden, der gerne mit dem größten Wohlwollen die Cecho- 
slovakei betrachten möchte*). Das angeführte Beispiel kann übrigens 
als Ausdruck jenes Unwillens angesehen werden, den die Cechen in 
weit höherem Grade als die Slovaken noch den Deutschen gegenüber 
zeigen können. Es ist deshalb auch bezeichnend, daß es gerade in 
Prag zu großen Cechischen Demonstrationen aus Anlaß der Vor- 
führung deutscher Tonfilme kommen konnte. 

Die Minderheiten wachen selbstverständlich über der Sprachen- 
freiheit. Während meines Aufenthalts erregte es z. B. Unruhe in der 
Minderheitenpresse, daß das Postministerium angeordnet hatte, daß 
die offiziellen Ortsbezeichnungen und nur diese — also Praha und 
nicht Prag, Bratislava und nicht Preßburg usw. — von jetzt an bei 
allen Paket- und Geldsendungen und auf Einschreibbriefen angewandt 
werden sollten. In einem Artikel »Nur nicht Deutsch« wurde dieser 
Schritt von der »Prager Presse«, die darin den Vorläufer einer 
Forderung auf Anwendung der slavischen Ortsnamen in allen Fällen 
erblickte, scharf angegriffen, und die Verordnung wurde als im 
Widerspruch mit der Verfassung und dem Sprachgesetz stehend und 
als eine Nadelstichpolitik bezeichnet, die seit langem als unmöglich 
hätte gelten müssen, nachdem doch die Deutschen schon mehrere 
Jahre hindurch als Teilhaber in der Staatsregierung sässen. Glück- 
licherweise liegen auch von offizieller Seite beruhigende Aeußerun- 
gen in Bezug auf die gesamte Sprachenfrage vor: Präsident Masaryk, 
den alle anerkennen, und der wirklich ein unumstrittenes Einheits- 
zeichen in dem zusammengesetzten Staat zu sein scheint, äußerte sich 
z. B. auf seinem letzten Geburtstag, der wie ein nationaler Festtag 
gefeiert wird, in einer großen politischen Programmrede: »Die Spra- 
chen- und Nationalitätsfragen sind für die Cechoslovakei überhaupt 


*) Diese Beobachtung des Verfassers ist nicht ganz zutreffend; es gibt in 
Prag eine ganze Reihe sogar kleinerer Restaurants, in denen auch deutsch- 
sprachige Speisekarten offen aufliegen. (Anmerkung d. Redaktion.) 


374 


keine Prestigefragen, sondern nur eine Frage der administrativen und 
praktischen Notwendigkeit.« Im ganzen genommen erhält der Fremde 
den Eindruck, daß Präsident Masaryks Persönlichkeit eine Garantie 
dafür ist, daß kein Uebergriff gegen die fremden Volksgruppen ge- 
duldet werden wird, eine Garantie für eine ruhige Entwicklung der 
Minderheitenverhältnisse. | 

Ministerialrat im Unterrichtsministerium, Dr. Dvořák, be- 
merkte einleitend in einer gründlichen Information über das Min- 
derheitenschulwesen, daß man dieses prinzipiell als eine 
Sache betrachte, die nicht nur die fremden Volksteile im Reiche an- 
gehe, sondern auch die Cechoslovaken, die an vielen Stellen als kleine 
Minderheiten, z. B. zwischen Deutschen und Magyaren, wohnen. Ja, 
der Schriftsteller Dr. Karel Veleminsky sagt sogar: »Es ist 
interessant, daß die Gechischen Kinder am meisten solcher (Minder- 
heits-) Schulen bedürfen, weil ihre Eltern (zumeist Arbeiter) zerstreut 
zwischen der deutschen Bevölkerung wohnen. Es gibt im ganzen 
1400 Gechischsprachige Minderheitsschulen. Der große Pädagoge der 
Cechoslovakei, Amos Komenský, war es, der kräftig die Mutter- 
sprache als die einzig richtige Grundlage des Unterrichts hervorhob. 
Diese Anschauung kann man auch als die entscheidende für die Ein- 
richtung des gegenwärtigen Schulwesens des gesamten Staates be- 
zeichnen, indem in den Schulgesetzen in Uebereinstimmung mit dem 
Sprachengesetz festgelegt worden ist, daß überall der Unterricht in der 
Muttersprache der Betreffenden geschehen muß, also auch, wenn diese 
keine Staatssprache ist. Hiermit hat man erneut — wie bei der 
Sprachenordnung — konstatiert, daß Nationalität und Sprache in der 
Cechoslovakei miteinander kongruent sein sollen. 


Eine öffentliche Minderheitenschule wird errichtet, wenn in einem - 
Distrikt 40 schulpflichtige Kinder dazu angemeldet sind. Auch Kinder 
aus der Umgegend können die Aufnahme in die Schule fordern, wenn 
die Klassen dadurch nicht über 80 Schüler erhalten. Alle Ausgaben 
dieser Schulen trägt der Staat. Der Unterricht wird von Lehrern er- 
teilt, die auf Seminarien in der Sprache der Minorität aus- 
gebildet worden sind, und die beinahe immer auch selber der be- 
treffenden Minderheit angehören. Viele von ihnen beherrschen gar- 
nicht die Gechoslovakische Sprache, die auch kein obligatorisches 
Unterrichtsfach in den Minderheitsvolksschulen bildet, aber dagegen 
auf allen höheren Schulen. In gleicher Weise ist deutsch z. B. nicht 
obligatorisch in den Gechischen Volksschulen. Wenn man bedenkt, 
daß in Nordschleswig schon für nur 10 schulpflichtige Kinder Minder- 
heitenschulen errichtet werden können, kann die Forderung von 
40 Kindern streng erscheinen. Aber in der Praxis scheint sich das 
Gesetz zufriedenstellend auszuwirken, indem die Kinder der natio- 
nalen Minderheiten beinahe alle in ihren Minoritätsschulen, also in 
ihrer Muttersprache, unterrichtet werden. Gemäß des Schulgesetzes 
vom 3. April 1919 und späterer Gesetze waren im Jahre 19% alle 
. Schulkinder des Staates verteilt auf: 
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e čechoslovakische Volksschulen mit 922.901 Schülern 


» Bürgerschulen » 233.187 » 

3287 deutsche Volksschulen » 295.551 » 
433 » Bürgerschulen » 66.965 » 
794 magyarische Volksschulen » 91.367 » 
17 » l Bürgerschulen » 2.235 » 
484 russische Volksschulen » 62.854 » 
11 » | Bürgerschulen » 2.033 » 
87 polnische Volksschulen » 10407 ° » 
8 » Bürgerschulen » 1.416 » 
2 rumänische Volksschulen » 296 » 

9 jüdische Volksschulen » 613 » 


76 sprachlich gemischte Schulen » 19.834 » 


Aber vielleicht wird die Lage noch klarer, wenn man die Statistik 
des vorhergehenden Schuljahres betrachtet, die ausweist, daß von 
318.400 schulpflichtigen deutschen Kindern 308.595 Unterricht in rein 
deutschen Volksschulen und 2.851 in sprachlich gemischten Schulen 
erhielten. Von 101.859 magyarischen Kindern waren 91.052 Schüler 
magyarischer Schulen und 5.275 besuchten gemischte Schulen. Die An- 
zahl der deutschen und magyarischen Kinder, die keinen. Unterricht 
in ihrer eigenen Sprache genießen, ist in Wirklichkeit nicht größer 
als die Anzahl der Cechischen Kinder, die in einer fremdsprachlichen 
Schule unterichtet werden. Es kann daher gesagt werden, daß die 
Kinder in der Cechoslovakei — so zusammengesetzt der Staat national 
betrachtet auch ist — in Uebereinstimmung mit der Forderung des 
Amos Komensky in ihrer Muttersprache unterrichtet werden. Dr. 
Dvořák behauptete bestimmt, daß die Minderheitsschulen — z. B. die 
deutschen — einen Unterricht von gleichem Inhalt und gleicher 
Qualität wie die entsprechenden Schulen in Deutschland, ungehindert 
: durch den ctGechoslovakischen Staatsrahmen, erteilen. Die Lehrer 
unterrichten frei von ihrem nationalpolitischen Gesichtpunkt aus, 
vielleicht sogar nicht einmal immer in voller Loyalität dem Staate 
gegenüber. Diese Aeußerungen entsprachen durchaus dem Inhalt der 
deutschen Schulbücher, die der Ministerialrat mir gab; es fand sich 
darin nicht das Geringste zur Verherrlichung des Gechoslovakischen 
Staates, sondern überall charakteristischer deutscher Kulturstoff, ja 
sogar ein Abschnitt vom Weltkrieg, total in Uebereinstimmung mit 
offiziellen deutschen Gesichtspunkten. Die Darstellung schloß z. B. 
mit folgenden Worten: »Die Deutschen verloren blühende Landschaf- 
ten und Volksstämme, mußten unabsehbare Leistungen in Geld und 
Gütern auf sich nehmen, die wirtschaftliche Entwicklung wurde unter- 
bunden, der Zusammenschluß der Volksstämme verhindert. Aus allen 
Bedingungen ist ein Gedanke herauszulesen: Die Vernichtung des‘ 
deutschen Volkes.« 


Auch das Bibliothekswesen hat man zu einer Minderhei- 
tenangelegenheit gemacht. Im Bibliotheksgesetz vom 22. Juli 1919 
wird bestimmt, daß in den Gemeinden, in denen die nationale Minder- 
heit wenigstens 400 Personen ausmacht eder dort, wo eine Minder- 
heitensehule errichtet ist, für die betreffende Minderheit eine beson- 
dere Bibliothek eingerichtet werden soll. Für die Minderheiten, die 
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die erwähnten Bedingungen in einer Gemeinde nicht erfüllen. kann eine 
gemeinsame Minderheitenbibliothek für mehrere Gemeinden errichtet 
werden, wenn die Minderheit 10 % der Gesamtbevölkerung ausmacht. 
Versäumt eine Gemeinde, diesen Bestimmungen Folge zu leisten, dann 
kann das Ministerium die Bibliotheken auf Rechnung der Gemeinde 
errichten. Die Minoritätsbibliotheken werden von einem Ausschuß 
verwaltet, der von ihnen gewählt wird und ausschließlich aus Minder- 
heitsangehörigen besteht. 

DieSchulaufsichtund-Verwaltung ist unter dem Schul- 
ministerium in drei Instanzen geteilt: Der Landesschulrat — für jeden 
der einzelnen Landesteile — der Kreisschulausschuß und der Orts- 
schulrat. Im Schulgesetz ist aber ausdrücklich festgelegt, daß die An- 
gelegenheiten der Minderheitsschulen dem Wirkungsgebiet dieser In- 
stanzen entzogen und direkt unter das Schulministerium gelegt sind, 
das die Aufsicht führt und die Minderheitslehrer anstellt, aber ohne 
daß die Eltern irgend einen wirklichen Einfluß auf die Anstellung 
haben. Es kann allerdings für die einzelne Minderheitenschule nach 
der näheren Bestimmung des Ministeriums eine besondere Schulkom- 
mission gewählt werden, die aber keine pädagogischen oder admini- 
strativen Befugnisse hat. In dieser Kommission sind sowohl Eltern 
wie Lehrer vertreten. 

Privatschulen können die Minderheiten errichten, aber es 
muß ausdrücklich von den Behörden die Erlaubnis dazu erteilt wer- 
den, die auch diese Erlaubnis zurückziehen und die Schule schließen 
können, wenn, wie es in der deutschen Uebersetzung des Gesetzes 
heißt, »es das öffentliche Interesse oder andere gewichtige Gründe er- 
heischen.« Was dies in der Praxis bedeutet, ist mir nicht bekannt, da- 
gegen weiß ich, daß es den privaten Minderheitsschulen in sehr frei- 
sinniger Weise gestattet ist, Examen abzuhalten und Zeugnisse aus- 
zustellen, die dieselbe Rechtswirkung haben wie die der ihnen ent- 
sprechenden Öffentlichen Schulen. Die privaten Schulen, die übrigens 


Staatsunterstützung bekommen können, aber keine Rechte darauf 


haben, spielen doch keine bedeutende Rolle, u. a. weil das öffentliche 
Schulwesen wie so vieles andere in dem lebenskräftigen Gechoslova- 
kischen Staat erstaunlich weit schon jetzt wenige Jahre nach dem 
Weltkrieg entwickelt ist. 

Es kann im übrigen festgestellt werden, daß die Minderheiten auf 
allen Gebieten ihr eigenes Schulwesen besitzen. Aus einer Uebersicht 
über die Mittelschulen geht hervor, daß es im Jahre 1925/26 


198 @echoslovakische Mittelschulen mit 73.862 Schülern 


81 deutsche >» » 23.426 » 
4 russische >» » 1.594 » 
3 magyarische » » 3.618 » 
1 polnische » » 412 » 


gab. Es ist interessant, aus diesen Zahlen festzustellen, daß die Deut- 
schen eine Mittelschule für durchschnittlich 289 Schüler besitzen und 
sogar die Cechoslovaken nur für durchschnittlich 373 Schüler — ein 
Zeugnis dessen, daß die Deutschen hier wie in anderen Minderheits- 
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und Grenzgebieten besondere Bedingungen und Voraussetzungen da- 
für haben, sich vorzudrängen und die kulturellen Freiheiten auszu- 
nutzen. Auch für die Ausbildung der Lehrer an Minderheitsschulen 
ist gesorgt, indem 12 deutsche und 4 russische Seminarien samt einem 
magyarischen neben 45 Cechoslovakischen errichtet worden sind. 


Die Minderheiten haben ihre eigenen Fachschulen, von den 
sogenannten Textilschulen besitzen die Deutschen z. B. 14, und nur 9 
sind Gechoslovakisch. An Handelshochschulen gibt es 19 Cecho- 
slovakische, 9 deutsche und 3 sprachlich gemischte, an allgemeinen 
Handelssehulen 40 Gechoslovakische, 17 deutsche, 1 russische und 3 
sprachlich gemischte. In gleicher Weise können die Landwirt- 
schaftsschulen, die Haushaltsschulen usw. genannt wer- 
den. Endlich darf nicht vergessen werden, daß die Deutschen 
ihre eigene Universität in Prag sowie zwei polytech- 
nische Lehranstalten haben, nämlich in Prag und Brünn. 

Man gewinnt den Eindruck, daß es in dieser Art wirklich gelun- 
gen ist, ein Unterrichtswesen zu schaffen, das von den Schulen für 
Kinder an bis empor zur Universität in Uebereinstimmung mit den 
gemischten Nationalitätsverhältnissen des Staates zu sein scheint. 
Wie stellen sich nun die Wortführer der Minderheiten zu allen diesen 
Fragen, wie sie hier gelöst sind? Wenn ich die Betreffenden danach 
fragte, war es mir bald klar, daß die Kritik sich nicht so sehr gegen 
Einzelheiten, als gegen das System richtet, was in der Wirklichkeit 
bedeutet, daß doch alle Minderheiten die Autonomie auf allen gei- 
stigen Gebieten verlangen, obgleich man in der Regel anerkennt, daß 
die Minderheiten ihre Kulturbedürfnisse in der Muttersprache be- 
friedigt erhalten. 


An Klagen über Einzelheiten in den gegenwärtigen Verhältnissen 
kann eine deutsche Behauptung, daß so viele deutsche Schulen ge- 
schlossen worden sind, genannt werden. In der Zeit von 1918 bis 1925 
soll das deutsche Schulwesen auf diese Weise um 3733 Klassen und 
300 Schulen verkleinert worden sein. Dazu sagen die Cechen, daß es 
sich hier um Schulen handelt, die in der österreichischen Zeit mit dem 
Ziel der Germanisierung der Bevölkerung aufgezwungen wurden. 
Unter den jetzigen veränderten politischen Verhältnissen verlieren 
die Schulen in großem Ausmasse ihre künstlich zustande gebrachte 
Grundlage und werden geschlossen, wenn dadurch die Kinderzahl 
unter die im Schulgesetz angegebene Minimalzahl gerät. Es ist für 
den Fremden nicht leicht zu beurteilen, was hier recht oder unrecht 
ist. Unwahrscheinlich ist es ja nicht, daß, wie behauptet wird, im 
Schulministerium einige nationalistische Beamte sitzen, die in diesem 
Punkte das Schulgesetz zu rigoros und unduldsam anwenden. Eine 
andere Anklage geht darauf aus, daß in rein deutschen und magyari- 
schen Gegenden eine Menge Sechischer Minderheitenschulen mit weit 
unter 40 Schülern errichtet werden, indem die Regierung hier einsei- 
tig zu Gunsten der Cechen den $ 5 des Schulgesetzes anwendet, der 
bestimmt, daß das Schulministerium »aus wichtigen Gründen« .aus- 
nahmsweise auch für eine geringere Anzahl Schüler als 40, die sonst 
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als Mindestforderung vorgeschrieben sind, Volksschulen errichten 
‘kann. Die Deutschen erwähnten viele Beispiele, wie nach diesem Pa- 
ragraphen Gechische Schulen in den deutschen Randgebieten Böhmens 
für eine sehr geringe Anzahl Kinder — man nannte mir sogar solche 
Schulen mit nur ein paar Schülern — errichtet worden sind. Die 
Cechen behaupten, daß es sich in wirklich nachweisbaren Fällen um 
Schulen handelt, die für Kinder zugezogener @echischer Beamten er- 
richtet worden sind, die man, wenn irgend vermeidbar, nicht in deut- 
sche oder magyarische Schulen hineinzwingen will. 


Die Hauptkritik der Minderheiten dreht sich doch, wie erwähnt, 
garnicht um diese Punkte. »Das Entscheidende ist,« sagt Redakteur 
Blau, »daß die Cechen sich nicht in das kulturelle Leben der Minder- 
heiten einmischen sollen, z. B. bei der Verwaltung und der Aufsicht 
über die Minderheitenschulen und anderen Institutionen auf dem 
Gebiete des Geisteslebens, ebenso wenig wie wir Deutsche auf ent- 
sprechenden Cechischen Gebieten einen Einfluß geltend machen sollen. 
Innerhalb des Geisteslebens muß jedes Volk sich innerhalb seiner 
eigenen Grenzen halten, aber um das zu erreichen, sind sich die na- 
tionalen Minderheiten der Cechoslovakei darin einig, daß eins not- 
wendig ist, nämlich die kulturelle Autonomie.« Um diese Forderung 
gruppieren sich alle Minderheiten, doch die Deutschen mit der weitaus 
größten Energie und dem größten Interesse. Der deutsch-sozialdemo- 
kratische Parlamentsabgeordnete Jaksch sagte während einer der 
großen Schuldebatten im Parlament: »Es gibt da nur einen Ausweg, 
die Schulautonomie. Die Frage der Schulautonomie wird der Prüfstein 
sein für den guten Willen der jetzigen Mehrheit, ob diese Mehrheit 
willens und fähig ist, auf dem Gebiete der nationalen Verständigung 
einen Schritt zu tun. Wir deutsche Sozialdemokraten sind in die Re- 
gierung gegangen mit dem ehrlichen Willen, Aufbauarbeit zu leisten, 
man gebe uns die Möglichkeit, diesen Aufbauwillen zu betätigen. ... 
Die Schaffung eines Vertrauenszustandes der anderen Völker zu die 
sem Staate ist das wichtigste Problem des Staates.« 


Andere Minoritätenführer betonen, daß die Bedingungen für die 
Einführung der Kulturautonomie in der Gechoslovakei in vol- 
lem Maße vorhanden sind. Hier bilden die Minderheiten ausreichend 
große Gruppen, leben einigermaßen geographisch abgegrenzt und 
unvermischt mit anderen Nationen und unterscheiden sich in Sprache, 
Rasse, Nationalität und Religion stark vom Staatsvolk. Redakteur 
Blau sagte, die Cechoslovaken befürchteten, daß die Autonomie die 
Festigkeit des Staates schwächen würde, aber eine solche Furcht sei 
. gänzlich unbegründet, indem die kulturelle Selbstverwaltung ja ge- 
rade so viele Reibungsflächen im Verhältnis zu den Minderheiten ent- 
fernen würde,. sodaß die gesamte Stabilisierung des Staates in gleich 
hohem Grade wie beim Eintritt der Deutschen in die Staatsregierung 
befördert werden würde. Er war sich vollkommen darüber klar, daß 
die Selbstverwaltung dagegen für die Minderheiten ihre Bedenken 
haben könnte, weil — das hielt er auf jeden Fall unbedingt fest 
— diese auf einem nationalen Kataster basiert sein muß, in das eine 
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große Anzahl Personen aus dem Gefühle einer gewissen Unabhängig- 
keit heraus nicht wagen würden, sich hineinzumelden. Wirtschaftliche '- 
Gründe würden auch viele davon abhalten, weil die praktische Aus- 
führung der Autonomie viel Geld kostet. Aber obwohl es denkbar 
wäre, daß so die Minderheiten offiziell unter der Autonomie in einer 
kleineren zahlenmäßigen Stärke hervorgehen würden, so müsse doch 
gewünscht werden, daß es aus idealen Gründen durchgeführt werden 
_ würde —, und um dadurch die Minderheit vor dem Einfluß des Staates 
zu beschirmen. Die Bedeutung des letzteren unterstrich der ungarische 
Rechtsanwalt Dr. Katona noch besonders stark in seinen :Ausfüh- 
rungen mir gegenüber: »Der Staat wirkt an jedem einzigen Tag be- 
wußt oder unbewußt mit einer kolossalen Kraft auf die fremden Na- 
tionen ein. Wir fühlen den Einfluß des Staates als eine Last, der nur 
Familien mit alten Kulturtraditionen widerstehen können. Insbeson- 
dere sind die heranwachsenden Kinder unserer Volksgenossen, die 
nicht das Mutterland aus der Erfahrung kennen, diesem Einfluß in 
größtem Umfang preisgegeben, der rein unwillkürlich durch alles 
Offizielle im Staate ausgeübt wird und dies, das glaube ich gern, ist 
ohne Willen des Staates, denn das Versprechen des Präsidenten Ma- 
saryk an die Deutschen auf jegliche Rücksichtnahme ihrer Nationali- 
tät gegenüber und die Aufforderung zur brüderlichen Mitarbeit für 
das Gesamtwohl des Staates, gilt auch uns Magyaren, und wir sind 
dem Präsidenten dafür dankbar.« Dr. Katona fügte hinzu, daß man 
nicht die Autonomie wünsche, um den Unterricht im Cechoslovaki- 
schen beiseite zu schieben, denn die Minderheiten seien sich genügend 
klar darüber, daß sie, wenn sie sich im Staate geltend machen wollten, 
in erster Linie die Sprache des Staates beherrschen müßten. »Ich habe 
in einem verhältnismäßig hohen Alter,« sagte er, »selbst Gechoslova- 
kisch gelernt, das ich immer vor Gericht anwende, weil ich dadurch 
stärker auf die Richter einwirke. Und so geht es im Großen und Klei- 
nen im praktischen Leben. Die Staatssprache muß voranschreiten. 
Aber wir Magyaren müssen auch die Autonomie wünschen, weil es 
eine Tatsache ist, daß auf jeden Fall unsere Minderheit, die im voraus 
stark mit Slovaken ‚vermischt ist, einer Assimilation sehr ausgesetzt 
ist, gegen die wir uns vermeintlich am besten wehren können, indem 
wir innerhalb des Rahmens der Autonomie leben. Wir wünschen dies 
auch — ohne Anhänger der Habsburger zu sein — um den so stark 
wie möglichen kulturellen Anschluß an Ungarn bewahren zu können. 
Das bedeutet nicht, daß wir die alten Grenzen zurückfordern. Solange 
die materiellen Verhältnisse in der Cechoslovakei besser sind als in 
Ungarn, sehnen sich im übrigen viele Magyaren durchaus nicht nach 
einer Wiedervereinigung, aber wir wollen doch unter allen äußeren 
Lebensbedingungen die offizielle Forderung stellen, daß die rein unga- 
rischen Gebiete Ungarn zurückgegeben werden sollen — aber nur 
durch friedliche Verhandlungen.« Dies letztere unterstrich Dr. Katona 
stark, wie er auch jede einzelne Aeußerung erst nach genauer Ueber- 
legung vorbrachte. Als ich den Rechtsanwalt fragte, ob er auch die 
Autonomie für die Slovaken in Ungarn empfehlen wolle, antwortete 
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er klar: »Nein, bei einer kleinen Minderheit von nicht mehr als viel- 
leicht 30.000 Personen kann man einen so großen Apparat, wie die kul- 
turelle Autonomie es ist, nicht einführen.« Diese Antwort hat ja ein 
prinzipielles Interesse auch für unsere Minderheitenverhältnisse — 
ganz abgesehen davon, daß mehr als 30.000 Slovaken in Ungarn leben. 
Im Parlament und bei öffentlichen Diskussionen hat man bisher auf 
Cechoslovakischer Seite die Einführung einer Autonomie abgelehnt, 
im allgemeinen von dem Gedanken aus, daß die Einheit und die 
Stärke des Staats darunter leiden würde. Der ehemalige Schulminister 
Dr. Hodza nannte in einer Rede, in der er im übrigen von jeglichem 
nationalen Seelenfang Abstand nahm, die Autonomie eine Fata Mor- 
gana, und mehrere @echische Schulmänner und Politiker wiesen in Ge- 
sprächen mit mir darauf hin, daß die Verhältnisse im alten Oesterreich 
nicht so günstig gewesen wären, daß sie mit den gegenwärtigen Gechi- 
schen Verhältnissen, selbst ohne Autonomie, verglichen werden konn- 
ten. .Damals wurden auch in čechischen Gebieten deutsche Schulen 
in einem derart großen Umfang errichtet, daß man das deutsche 
Schulwesen als »überentwickelt« bezeichnen mußte, während Cechische 
Schulen nur langsam — gewöhnlich in Form von besonderen politi- 
schen Konzessionen — das erreichten, was die Deutschen schon lange 
als eine Selbstverständlichkeit besaßen. Bei einer Beurteilung des Ge- 
samtbildes muß man sich außerdem in Bezug auf die Deutschen ver- 
gegenwärtigen, daß die Ungarn vor dem Weltkriege nicht eine einzige 
deutsche Schule in Karpathorußland oder der Slovakei zuließen, wäh- 
rend jetzt seit 1919 in Karpathorußland 10 deutsche Schulen mit 555 
Schülern und in der Slovakei 112 deutsche Schulen mit 250 Klassen 
und 12.798 Kindern errichtet worden sind. Die deutschen Kolonisten 
dieser Gebiete sind dadurch vor dem drohenden Untergang durch die 
ungarische Gewaltherrschaft bewahrt worden. Der ehemalige Cechische 
Gesandte in Berlin, Dr. Kamil Krofta, betont auch die Bedeutung 
davon, daß in allen deutschen Schulen durch Lehrer deutscher Natio- 
nalıtät mit deutscher Ausbildung und Gesinnung unterrichtet wird. 
Die Lehrbücher der deutschen Schulen sind von deutschem Geist 
durchtränkt. Das deutsche Kind wird weder seiner Sprache noch sei- 
nes nationalen Bewußtseins beraubt, es wird nicht der deutschen Kul- 
tur und dem deutschen Fühlen entfremdet. Vielleicht sind die deut- 
schen Schulen in der Cechoslovakei sogar mehr deutsch als viele 
Schulen in Deutschland, weil ihr Deutschtum nicht wie dort von dem 
lokalen Vaterlandsgefühl der einzelnen Länder und Provinzen oder: 
von parteipolitischen Strömungen geschwächt wird, sondern im Ge- 
genteil durch die dauernde Berührung und den Wettstreit mit den 
fremden nationalen Elementen noch genährt und entwickelt wird. 
Zum Vergleich wird. weiter hervorgahoben, daß die Lehrer der nach 
dem Kriege in Wien errichteten @echischen Schulen beinahe ausschließ- 
:Jich deutscher Nationalität und Gesinnung sind, und daß viele von 
ihnen das Cechische. nur sehr unvollkommen beherrschen und: wenig 
Ahnung :von der Cechischen Kultur haben. Die fortschreitende ver- 
‚söhnliche Entwicklung im Verhältnis zwischen Cechen und Deutsehen 
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bewirkt indessen, daß der Widerstand gegen die Autonomie schwächer 
wird. Ich bemerkte ganz besonders bei dem Führer der @echischen 
Sozialdemokraten, Redakteur Stivin, eine bedeutende Geneigtheit 
für die kulturelle Selbstverwaltung, die nach seiner den stark natio- 
nalistisch Eingestellten entgegengesetzten Meinung gefährliche Kon- 
sequenzen wie z. B. Selbstverwaltung auch auf wirtschaftlichem Ge- 
biete nieht mit sich führen würde. Dr. Krofta scheint sich auch ver- 
stehend einzustellen, wenn er z. B. sagt: »Jetzt verkünden die Deut- 
schen in Böhmen nicht mehr die Losreissung von der Cechoslovakei, 
ihre Wünsche sind vielmehr darauf gerichtet, eine günstige Form für 
ihre Stellung innerhalb des Staates durch Errichtung einer weiter- 
gehenden nationalen Autonomie zu erreichen. Und das Gechische Volk, 
das Jahrhunderte hindurch an das Zusammenleben mit unseren deut- 
schen Landsleuten gewöhnt und sich dessen bewußt ist, daß diese als 
ein wichtiger Faktor in der Geschichte unseres Vaterlandes mitge- 
wirkt haben, und auch einen wichtigen Faktor in dem neuen Staat 
ausmachen, wird ihnen sicherlich nicht versagen, was irgendwie mit 
der Sicherheit und der Einheit des Reichs vereinbar ist.« Auch vom 
Präsidenten Masaryk sagt man, daß er dem Wunsche nach Autonomie 
verständnisvoll gegenüberstehe. Der inzwischen verstorbene Minder- 
heitenpolitiker Dr. Bruno Kafka hebt in seiner Abhandlung »Die 
Deutschen in der @echoslovakischen Republik« hervor, daß der Prä- 
sident wiederholt die Berechtigung der -kulturellen Autonomie aner- 
kannt habe, u. a. mit einem Ausspruch in einem Interview: »Auf kul- 
turellem Gebiete kann und muß jedes gebildete und selbstbewußte 
Volk selbständig an seiner eigenen Vervollkommnung arbeiten.« 


Ich darf diese Erwähnung der Schulverhältnisse nicht abschlies- 
sen, ohne die außerordentlich große Arbeit hervorzuheben, die die 
junge Republik zur Förderung des Schulwesens im allgemeinen aus- 
geführt hat. Was innerhalb aller Unterrichtszweige an Schulen gebaut 
und was überhaupt für die Volksbildung getan worden ist, ist erstaun- 
lich, insbesondere wenn man bedenkt, daß die Republik auf den 
»Ruinen des Krieges«, zum Teil getragen von einem im Kriege ver- 
armten und ausgehungerten Volk, entstanden ist, das seit der Wieder- 
erhebung so ungeheuer viele andre notwendige Aufgaben durchzu- 
führen gehabt hat — Aufgaben, die mächtige persönliche und wirt- 
schaftliche Kräfte gefordert haben. Besonders in der Slovakei und in 
Karpathorußland erhebt sich Schule an Schule, ja sogar für die Zi- 
geuner im letzteren Landesteil ist, wie bereits erwähnt, für Unterricht 
gesorgt worden. 


Die Zigeuner hatten auch in der ungarischen Zeit hier ihren 
Zufluchtsort. Es ist interessant, sie zu beobachten, weil sie das my- 
stische Gepräge haben und jenes unordentliche Leben führen, das auf 
den, der aus Dänemark kommt, so stark einwirkt, aus dem Dänemark, 
in dem alles, von den Karpathen aus betrachtet, so sonntäglich und 
sonnig aussieht. Es gibt zwei Arten von Zigeunern — diejenigen, die 
ein Nomadenleben führen, und dann jene etwas mehr eivilisierten, die 
in Dörfern wohnen. Die letzteren sind es, denen die Cechen jetzt ein 
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wenig Kultur übermitteln wollen. In jedem ihrer Dörfer, in denen 
nicht noch Menschen anderer Art wohnen, hat man eine Schule ge- 
baut, und die jungen Zigeunersöhne werden Soldaten, worüber die 
Eltern sehr stolz zu sein scheinen. Besucht man ein solches Zigeuner- 
dorf, so hat man das Gefühl, ganz außerhalb Europas zu sein, und ge- 
nießst die Befriedigung, daß man nicht vergeblich eine lange Reise 
gemacht hat, um ein so einzig dastehendes Erlebnis zu bekommen. 
Vollkommen theaterhaft wirkt es, sich hier in den Straßen zwischen 
den elenden Hütten ohne Schornsteine und zum Teil ohne Dach zu 
bewegen. Die Bewohner, in malerische Lumpen gehüllt, scheinen die 
. meiste Zeit auf Wegen und Stegen zwischen den Häusern zu verbrin- 
gen. Hier stehen Betten und Tische, dort gräbt man ungeniert ein 
Loch in die Erde, um sich dann ein Feuer fürs Mittagessen anzu- 
machen, und hier liegen Alte und Junge, Männer und Frauen, herum 
und faulenzen in großen Scharen. Man fühlt sich angezogen von 
einem solchen Märchendorf mitten in Europa — man genießt diese 
Unzivilisation — auch wenn man bei seiner Ankunft im Augenblick 
von einer gewaltigen Schar bettelnder Kinder umringt ist. Aus allen 
Löchern und Ecken kommen sie wie Mäuse und Ratten herangesaust 
— glänzende Modelle für die Koboldbilder der Märchenbücher! Auch 
die Frauen drängen sich vor — andauernd bettelnd: »Zigarett, Ziga- 
rett!« Wenn sie nur Zigaretten bekommen, sind wir gleich auf gutem 
Fuß miteinander und man kann die Erlaubnis bekommen, die herr- 
lichsten Amateuraufnahmen zu machen und sich überall inmitten 
dieser unbeschreiblich elenden Verhältnisse, aber unter anscheinend 
glücklichen Sonnenkindern, zu bewegen. In Begleitung des Ministe- 
rialrats Dr. Kratuz vom Unterrichtsministerium besuchte ich eine 
Zigeunerschule in einem Dorfe in der Nähe der Hauptstadt Užhorod. 
Die Unterrichtssprache ist slovakisch, das alle Kinder verstehen. Man 
hatte mir im voraus erzählt, daß die Zigeuner anfangs der Schule mit 
feindliichem Argwohn begegneten und ihre Kinder zu Hause behiel- 
ten. Der Lehrer, ein Slovake, der mit ihrem Naturell vertraut war, 
ließ sich doch davon durchaus nicht anfechten. Er machte sich in 
aller Ruhe ein großes Kasperle-Theater (Meister Jakel!) und lud dann 
freundlichst die Kinder ein, es sich anzusehen und Musik zu hören. 
Dies Mittel war unfehlbar, denn hier rührte er an die Passion der 
Zigeuner: Musik und Dramatik. Dem konnten sie nicht widerstehen. 
Nicht nur alle Kinder, sondern auch die Eltern fanden sich nun Tag 
für Tag ein und amüsierten sich königlich. Jetzt war der Lehrer ihr 
Freund. Als er daher später davon zu sprechen begann, daß die Kin- 
der ja eigentlich etwas lernen sollten, fand er bei den Eltern volles 
Verständnis. Natürlich sollten die Kinder in die Schule! Keiner 
wurde strenger in der Durchführung der. Schulforderung als Vater 
und Mutter, die sich jetzt des öfteren mit den Kindern zusammen auf 
die Schulbank setzten. Die Schule geht ihren Gang ohne große Ver- 
säumnisse, und die Aufsatzhefte, die ich zur Erinnerung mit heim- 
brachte, zeigen Resultate, die man respektieren muß, wenn man auch 
am liebsten die Bücher mit Handschuhen anfassen möchte, denn die 
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Reinlichkeit ist trotz aller Berührung mit der Kultur noch immer die 
schwache Seite der Zigeuner. Eine Extrabehandlung in der Bade- 
wanne, die sehr symbolisch im Eingang der Schule angebracht ist, 
ist deshalb auch immer eine wirkungsvolle Strafe. Der Unterricht 
bleibt wie gesagt nicht ohne Resultate. Aber da das Konzentrations- 
vermögen der Kinder nicht entwickelt ist — es ist ja die erste Gene- 
ration auf der Schulbank —, können nicht zwei gewöhnliche Unter- 
richtsstunden nacheinander durchgeführt werden. Man hat sich daher 
der außerordentlichen musikalischen Begabung der Zigeuner bedient, 
indem man in jeder zweiten Stunde Unterricht im Geigenspiel erteilt. 
Betritt man: das Klassenzimmer, so wird das Auge sofort von einer 
langen Reihe von Geigen, 20—30 Stück, eingefangen, die die eine 
Wand ganz bedecken. Auf einen Wink des Ministerialrats stürzen die 
Kinder zu den Geigen hin und geben ein unvergeßliches Konzert zum 
Besten. Was in Wirklichkeit bei diesem Schulexperiment herauskom- 
men wird, muß die Zukunft zeigen, daß es aber in Angriff genommen 
worden ist, ist ein Ausdruck dafür, wie gründlich die Cechoslovakei 
die Aufklärungsarbeit fördert, von der man auf jeden Fall bei der 
großen russischen Bevölkerung bestimmt als Resultat erwartet, daß - 
‚ sie die bisher herrschende finstere Orthodoxie im Kirchenleben und die 
primitiven wirtschaftlichen Lebensverhältnisse nach und nach ändern 
= wird. Und wenn die guten und die schlechten Taten der Cechoslovakei 
den Minderheiten gegenüber seit der Wiedererrichtung aufgezählt 
werden sollen, dann muß die große Kulturarbeit in Karpathorußland 
in hohem Grade als ein Werk zum Besten der Menschheit in einer der 
dunkelsten Gegenden Europas dem Lande zugute kommen. 


VI 

Im übrigen gilt es aber für die Cechoslovakei wohl mehr noch als 
für irgend ein anderes Land, daß jede Minderheitenerörterung voll- 
kommen beherrscht wird von den großen Bodenreformen, die 
der Staat in den verflossenen Jahren durchgeführt hat. Damit beginnt 
und damit schließt in der Regel das Gespräch, gleichviel, ob man nun 
mit Cechoslovaken oder Minoritätsführern spricht. Diese Frage stellt 
in Wirklichkeit die kulturellen Anliegen in die zweite Reihe, wie das 
überhaupt nachgerade z. B. in Estland, Lettland, Polen — und wir 
können wohl auch sagen in Schleswig — der Fall geworden ist. Und 
das ist vollkommen berechtigt: denn die Art der Lösung dieser Frage 
kann für das Wachstum der Minderheiten, ja, man kann in gewissen 
Fällen sagen, für ihre Existenz, entscheidend werden. So ernst ist hier 
die Sachlage für die Minderheiten in großen Teilen der Cechoslovakei, 
daß ich. nicht die Verhältnisse der nationalen Minderheiten des Lan- 
des schildern kann, ohne gründlich auf die Bodenfrage einzugehen, 
die außerdem in einer sehr interessanten Weise gelöst worden ist. 

Die &echoslovakischen Agrarreformen sind i in der Zeit von 1921 bis 
1928 durchgeführt worden und zwar mit dem’ Ziele einer besseren 
Bodenverteilung. Offiziell waren sie iktiert. von sozialen und wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten, in Wirklichkeit aber war ein wesent- 
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licher — und für einige Politiker sicherlich der wesentlichste — Be- 
weggrund minderheitspolitischer Art, und die nationalpolitischen 
Folgen der Reformen können nicht übersehen werden. Aber es liegt 
klar auf der Hand, daß die rein sachlichen, unpolitischen Gründe so 
stark sind, daß die vorgenommenen Eingriffe dadurch prinzipiell ge- 
rechtfertigt werden. Insbesondere, wenn man außerdem das betrachtet, 
was im Lichte der Geschichte sich ereignet hat und sieht, daß es die 
Reaktion der slavischen Bevölkerung gegen die Folgen der Niederlage 
im Jahre 1620 ist, bei der die @echische Nation den Fremden unter- 
worfen wurde, die den einheimischen Adel töteten oder vertrieben und 
sich durch große Gutskonfiskationen zum Herrn des Bodens machten. 
Hier wurde die Grundlage zur schlechtesten Bodenverteilung gelegt, 
die sich darin zeigt, daß im Jahre 1920 die Hälfte der 2 Millionen 
Landbesitze der Cechoslovakei sich auf Besitze von je unter 2 ha be- 
zogen und nur 6 % des Gesamtareals des Landes ausmachten, während 
allein 2000 Besitze aus je über 500 ha bestanden und % des gesamten 
Areals ausmachten. Diese sinnwidrige Verteilung war die Ursache, 
daß die CGechoslovakei nach dem Kriege nicht nur vor der politischen, 
sondern zugleich auch vor der wirtschaftlichen Demokratisierung 
stand; denn es ist klar, daß die Bodenverteilung, die vorlag, so 
undemokratisch war, daß sie nach dem Kriege in einem Staat besei- 
tigt werden mußte, der in seiner Aufbauarbeit notwendig mit der 
Mitwirkung und der Sympathie der großen Bevölkerung rechnen 
mußte. Die vorhin erwähnte leitende Kraft innerhalb der Boden- 
gesetzadministration des Staates (»Stätni pozemkový uräd«), Ministe- 
rialrat Ingenieur Antonin Pavel, schilderte mir gegenüber wie folgt 
die ausgeführten Reformen und ihre Wirkungen: »Weil 5 ha in der 
Cechoslovakei als Existenzminimum gerechnet werden,. hatte die 
ungeheure Anzahl Landbesitze unter dieser Größe ein wirtschaftliches 
Proletariat auf dem Lande in ihrem Gefolge. In der alten Monarchie 
war keine Aussicht auf Besserung vorhanden, denn die wenigen Ge- 
schlechter — nur ein paar tausend Familien, die % des Bodens be- 
saßen — wollten kein Land verkaufen, im Gegenteil ging die Tendenz 
in der Richtung auf Neukauf mit der Niederlegung- selbständiger 
Landwirtschaftsbetriebe und ganzer Dörfer. Man konnte hier nicht 
mit großem Verständnis für den Gemeinnutz des Landes rechnen, 
denn diese Großgrundbesitzer waren zum weitaus größten Teil keine 
Landeskinder, sondern österreichische und ungarische Magnaten, die 
ihre Zeit in Wien und Budapest verbrachten — oft ohne größere 
Kenntnis von ihren Cechoslovakischen Gütern als die, die sie sich bei 
den jährlichen Jagdaufenthalten erwarben. Das Land litt unter dem 
Mangel eines gesunden und kräftigen Mittelstandes und einer fürch- 
terlichen Auswanderung, die die Folge dieser undemokratischen Bo- 
denverteilung werden mußte, und die wiederum eine wirtschaftliche 
Schwächung mit sich führte. Daß die Auswanderung eine nationale 
Gefahr bedeutete, ersah man daraus, das % der @echischen Bevölke- 
rungszunahme vor dem Kriege auswandern mußte — nur weil die 
politischen Verhältnisse es den Cechen und Slovaken nicht gestatte- 
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ten, in ihrem eigenen reichen Vaterlande zu bleiben. Die @echoslova- 
kische Nationalbewegung im Ausland, die von dem jetzigen Präsiden- 
ten Masaryk geleitet wurde, hatte deshalb schon während des Krieges 
eine Lösung der Bodenfrage an die vorderste Stelle ihres Programms 
für die kommende Wiedererhebung der Cechoslovakei als das vor- 
nehmste Mittel zur wirtschaftlichen Gesundung und der natürlichen 
Demokratisierung des Landes gestellt — wirtschaftlich wie politisch. 
Als der neue Staat gebildet war, erhielt die Lösung der Bodenfrage 
kräftige Unterstützung von der großen čechischen Industrie, die in 
der Errichtung vieler neuer Landstellen und einer Verbesserung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Kleinbauern einen gewissen Ersatz 
sehen mußte für den großen Markt, den die 47 Millionen große Bevöl- 
kerung der Doppelmonarchie früher für die jetzt Cechischen Industrie- 
betriebe ausgemacht hatte. Die Bodenreformen gingen kurz gesagt 
darauf aus, all den bestehenden Landstellen, die zu klein waren, Zu- 
satzparzellen zu geben, und selbständige neue Landbetriebe zu errich- 
ten. Falls diese Aufgaben in einem bedeutenden Umfang gelöst wer- 
den sollten, so waren natürlich große Landareale dazu erforderlich, 
und deshalb begann die Regierung damit, alle Großgrundbesitze 
zwangsweise zu übernehmen, nicht weil man Heinzipiell jede Form für 
größeren Landbesitz bekämpfen wollte, sondern nur, weil man ein 
besseres Verhältnis zwischen der Größe der kleineren Landstellen und 
ihrer Anzahl zustandebringen wollte. Die Lösung dieser Fragen hat 
ihre eigene besondere Regierungsstelle erfordert, das sogen. »Staat- 
liche Bodenamt«, das ungefähr dem dänischen staatlichen Boden- 
gesetzausschuß (»Statens Jordlovsudvalg«) entspricht. Diese Institu- 
tion untersteht nicht dem Landwirschaftsministerium, sondern direkt 
der Regierung und einem parlamentarischen Kontrollausschuß. An 
der Spitze steht ein Präsident mit sehr großem Einfluß, und rings- 
herum im Lande befinden sich eine Reihe Unterabteilungen. Bis zu 
dem Jahre 1928, in welchem die Bodenreformen durchgeführt sein 
sollten, wurden alle Güter als beschlagnahmt erklärt, sodaß die frühe- 
ren Besitzer vorläufig ihr Dispositionsrecht aufgeben mußten. Damit 
erhielt der Staat das Verfügungsrecht über ein Gebiet von 4 Mil- 
lionen ha, d. h. 28 % des Flächeninhalts der gesamten Republik. Hier- 
von waren doch nur 1,8 Millionen ha landwirtschaftlicher Boden, der 
als solcher zur Grundlage für die Bodenreformen wurde Nach dem 
Gesetz konnte jeder Gutsbesitzer bis zu 250 ha Land als freies Eigen- 
tum zurückgeliefert verlangen, ja unter gewissen Umständen konn- 
ten 500 ha zurückgegeben werden. Weil man sich beeilen mußte, der 
Not nach dem Kriege abzuhelfen, wurden von 1920—21 auf dem Lande 
einige vorläufige Reformen vorgenommen. Durch Ablösung einiger 
langbefristeter Verpachtungen für eine Summe von 180 Millionen 
Gechischer Kronen gelangte der Staat in die Gewalt von über 100 000 ha 
Boden, der als Zusatzland an 128000 ha Kleinlandwirtschaft verteilt 
wurde, die hierdurch einigermaßen die zur Ernährung einer Familie 
notwendige Größe erhielt. 140000 ha wurden im ganzen 200 000 Klein- 
landwirten in sechsjähriger Verpachtung zugeteilt und 6300 ha wurden 


386 


als Bauplätze im ganzen 32600 Personen zur Verfügung gestellt. Dar- 
nach wurden von 1921—1928 die eigentlichen Bodenreformen durch- 
geführt. Gegen 720500 ha Land standen jetzt zur Verfügung. Hiervon 
wurden 80 % an Kätner und Kleinbauern ohne irgendwelchen Grund- 
besitz verteilt. Dadurch setzte man einen außerordentlich großen Be- 
völkerungsteil in Stand, sich durch seinen eigenen Betrieb zu er- 
nähren und erhielt eine größere Verbraucherkraft zum Nutzen des 
ganzen Erwerbslebens. Vom Boden wurden 53 % an Kätner, 23 % an 
Landarbeiter und 24 % an Personen verschiedener Berufe gegeben. 
Die Nachfrage nach Land war so groß, daß 30-40 % der Gesuche 
nicht bewilligt werden konnten. Während man in Dänemark, wenn 
von der Lösung der Bodenfrage die Rede ist, immer nur an die Er- 
richtung neuer Landstellen denkt, steht dieses in der Öechoslovakei 
erst an zweiter Stelle. In der Cechoslovakei sagt man begreiflicher- 
weise, daß man zuerst durch Zuteilung von Zusatzparzellen den Tau- 
senden von Kleinbauern helfen muß, die so wenig Land besaßen, daß 
sie das Proletariat des Bauernstandes bildeten. Man hat also erst 
die vorhandene Landwirtschaft tragfähıg gemacht, ehe man neue Stel- 
len errichtete. Solche sind aber auch nicht unbekannt. Bei Boden- 
reformen bildet die Kolonisierung ein wichtiges Kapitel. Zu diesem 
Zwecke sind 28000 ha verwandt worden, woraus 2140 neue Besitze in 
der Größe zwischen 12 und 30 ha errichtet worden sind. Weil die 
Bauern nicht gerne jeder für sich draußen auf den Ländereien, son- 
dern gesammelt in Dörfern wohnen, sind dadurch eine Reihe Siedler- 
kolonien, einzelne mit bis zu 60—70 Kätnerstellen,. entstanden. Man 
findet sie größtenteils in Karpathorußland und in der Slovakei an 
der Donau entlang. 

Eine dritte, wichtige Frage war die Verwendung der Stammpar- 
zellen der Güter mit den Gebäuden, die sogen. »Restgüter«. Die füh- 
renden Männer haben eingesehen, daß die größeren Landbesitze 
innerhalb gewisser Grenzen ihre Bedeutung haben und daß die vor- 
handenen Gebäude ein gewisses Landareal erfordern. Die Güter haben 
deshalb 40—50 % ihres früheren Areals behalten, wodurch der Kern 
der alten Besitztümer bewahrt ist. Viele Restgüter sind an Personen 
übertragen worden, die auf irgend eine Weise bei der Lösung der 
Bodenreform Schaden erlitten haben. Es sind mit dieser Grundlage 
1500 neue größere Landbesitze mit insgesamt 132000 ha gebildet wor- 
den. Zu zwei Drittel sind diese ehemaligen Pächtern und Gutsbeamten 
übertragen worden, auf diese Weise ist eine wertvolle Kontinuität 
innerhalb der größeren Landbesitze voraussichtlich gesichert. Bei der 
Aufhebung der großen Güter wurden eine Menge Gutsbeamten über- 
' flüssig, aber auch darauf hat man bei der Bodenreform Rücksicht 
genommen, indem bestimmt wurde, daß diesen Personen auf viererlei | 
Art geholfen werden könne, nämlich durch Zuteilung von Land, wenn 
sie gelernte Landwirte waren, durch eine Beschäftigung in passender 
Stellung, durch eine ein für allemal gewährte Abfindungssumme oder 
durch Pensionierung. Außerdem gilt die Regel, daß diejenigen, die 
die erwähnten »Restgüter« übernehmen, sich dazu verpflichten, eine 
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gewisse Anzahl der früheren Funktionäre im Verhältnis zur Größe 
des Gutes nach der Durchführung der Enteignung zu behalten. Weil 
die betreffenden Personen größtenteils der gleichen Nation wie der 
des Herren vom Gut angehörten — also insbesondere Deutsche und 
Ungarn waren — ist es von nicht geringer Bedeutung für die Verhält- 
nisse der nationalen Minderheiten, daß hier eine so rücksichtsvolle 
Ordnung getroffen worden ist. Innerhalb dieser Kategorie ist auf 
diese Art im ganzen 73000 Personen geholfen worden. Bei der Zu- 
teilung von Land an ehemalige Gutsangestellte sind 50 000 ha verteilt 
an 15700 Familien, verwandt worden. Im Jahre 1927 hatten bei der 
Lösung der Bodenreformen eine halbe Million Menschen eigenen 
Grund und Boden erhalten, das sind 24% der in der Gechoslovakischen 
Landwirtschaft beschäftigten Personen. Wenn man bedenkt, daß 
gerade die, denen so geholfen wurde, früher ein Landareal weit unter 
der zu einer Existenzgrundlage ausreichenden Größe besaßen, so ist 
es klar, .daß die Republik auf diese Art und Weise eine solide Ver- 
besserung der Verhältnisse des ehemaligen Landwirtschaftsproletariats 
durehgeführt hat und daß dadurch der Staat in seinen Grundfesten 
bedeutend gestärkt worden ist. 


Die ehemaligen Besitzer haben für den enteigneten Boden eine 
Entschädigung, berechnet nach den Preisen in den Jahren 1913—1915, 
erhalten, aber doch so, daß die später ausgeführten Verbesserungen 
auch erstattet wurden. Die Höhe der Beträge wird vom Bodengesetz- 
ausschuß (Bodenamt) festgesetzt. Wenn die Gutsbesitzer mit den 
Entscheidungen des Ausschusses nicht zufrieden sind, kann die Sache 
vor Gericht gebracht und bis zum obersten Gericht appelliert werden. 
Es sind unzählige solcher Prozesse geführt worden allein aus dem 
Grunde, weil eine Entschädigung, basiert auf den entsprechend den 
Verhältnissen der Gegenwart niedrigen Preisen von 1913—1915 im vor- 
aus zu Mißvergnügen Anlaß geben mußte, aber auch, weil die Boden- 
reformen von den vielen Gutsbesitzern nicht@echischer Nationalität 
vor allem als ein Versuch einer entscheidenden Schwächung der Mi- 
noritäten angesehen werden. Die festgesetzte Entschädigung wird zur 
Hälfte bar ausbezahlt und die andere Hälfte wird mit 4 % verzinst 
und langsam amortisiert. Es muß in dieser Verbindung erwähnt wer- 
den, daß die Gutsbesitzer auch an anderer Stelle geschädigt worden 
sind, indem der Staat 1928, als die Bodenreformen durchgeführt wor- 
den waren, »Waldreformen« in Angriff nahm, wodurch die großen 
Wälder der ehemaligen Güter zugunsten des Staates expropriiert 
wurden, u. a. im Hinblick darauf, daß nur ca. 15 % der Waldungen 
im öffentlichen Besitz waren, was weit weniger ist, als in irgend einem 
der übrigen Staaten Europas. Ä 


Die neuen Besitzer sind verpflichtet, den ihnen zugeteilten Boden 
persönlich in Gebrauch zu nehmen und in bester Weise auszunutzen. 
In einer zehnjährigen Periode sind sie in ihrer Verfügung darüber 
beschränkt, indem im $ 22 des Bodengesetzes vom 27. Mai 1919 steht: 
»Erwerber von Land können dies innerhalb einer zehnjährigen Frist 
nicht ohne Genehmigung des Bodengesetzausschusses verkaufen.« 
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Diese soll auch bei Teilungen, Verpachtungen oder Beleihung des 
Areals eingeholt werden. Diese Verhaltungsregeln sind getroffen 
worden, um einer Spekulation im Boden entgegenzuwirken, der als den 
neuen Besitzern zu so vorteilhaften Preisen gegeben betrachtet wird, 
daß dabei eventuell mit einem guten Handelsverdienst gerechnet 
werden könnte. Weil man indessen eine Festigung der erreichten gün- 
stigen Besitzverhältnisse erstrebt, muß der Staat verhindern, daß der 
enteignete und verteilte Boden Spekulationsbestrebungen verfällt. Der 
zur Erwerbung von Zusatzparzellen oder selbständigen Häuslerstellen 
erforderliche Kredit wird den neuen Besitzern durch den Boden- 
gesetzausschuß zu so günstigen Bedingungen zugeteilt, daß, wie die 
verflossenen Jahre zeigen, tausende der kleinen Landwirte, die früher 
mit ihrem allzu kleinen Besitz weder leben noch sterben konnten, sich 
jetzt zufriedenstellend erhalten. Es gab viele prinzipielle Gegner der 
Ausparzellierung aus Furcht davor, daß die gesamie landwirtschaft- 
liche Produktion verringert werden würde. Es hat sich indessen er- 
wiesen, daß das Entgegengesetzte der Fall ist: z. B. ist das Zucker- 
rübenareal in der Zeit von 1920/21 bis 1925/26 von 192864 ha auf 
311674 ha angewachsen und die Produktion in entsprechendem Maße 
erhöht worden. Dasselbe gilt von der Viehzucht, die stark vorge- 
schritten ist gleichzeitig damit, daß die Einfuhr von Hornvieh 
kräftig zurückgegangen ist. Die Milchproduktion ist jetzt so groß, 
daß sie vollkommen den Verbrauch deckt. Auf diese Weise scheinen 
die Bodenreformen in der Cechoslovakei wie in anderen Ländern nicht 
nur ein Glück für die vielen neuen Besitzer, sondern auch der Land- 
wirtschaft als Gesamtheit zum Nutzen geworden zu sein. 


Ministerialrat Pavel betonte zum Schluß, daß die Bodenreformen 
wohl revolutionär genannt werden könnten, sowohl so verstanden, daß 
sie das Resultat von Revolutionen gegen die alte Monarchie seien als 
auch im Sinne einer revolutionären Aufhebung der bisher herrschen- 
den Eigentumsverhältnisse, — aber im Verhältnis zur Gesellschaft 
gesehen, müssen die Reformen als von einem konservativen Charakter 
getragen bezeichnet werden, indem man durch die Herausgabe von 
hinreichend großen Landbesitzen an ein landwirtschaftliches Pro- 
letariat von über einer halben Million Menschen den Sinn und das 
Interesse für das private Eigentum ganz außerordentlich gestärkt hat. 
Die Bodenreformen waren danach auch sicherlich die beste Abwehr 
gegen die bolschewistische Welle, die unter Bela Kuhn von 
Ungarn aus ins Land hineinzuströmen drohte: denn der Bauer, der 
Privatbesitz hat und seine Verhältnisse gesichert findet, wird kein 
Bolschewist, sondern wünscht im Gegenteil die bestehende Staats- 
ordnung zu erhalten. Wie die Bauernbevölkerung anderer Länder 
bildet sie so auch hier die stabile Grundlage der Gesellschaft. Das ist 
die große politische Bedeutung der Bodenreform, weshalb sie im 
übrigen auch von gleichen Gesichtspunkten aus anerkannt und prin- 
zipiell von allen neuen Staaten um Rußland herum nachgeahmt wor- 
den ist. Präsident Masaryk schätzt diese soziale und politische Be- 
deutung der durchgeführten Bodengesetze sehr hoch ein, ja, er hat sie 
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sogar als die Vollendung und Verwirklichung der Revolution von 
1918 bezeichnet, und Ernest Demrus, ein französischer Schriftsteller, 
sagt, daß die Gechischen Bodenreformen die bedeutendsten seit der 
Völkerwanderung sind. 

Der heftigen Kritik gegenüber, die besonders von den Ungarn und 
den Deutschen gegen die Enteignung erhoben wird, betonen die 
Cechen ruhig, daß das, was geschehen ist, nur ein Versuch ist, das 
»Unrecht vom Weißen Berge« gutzumachen. Aber nicht desto weniger 
kann man wohl insofern die Reformen als eine historische Korrektur 
bezeichnen, von der man in andern Ländern — z. B. in Dänemark — 
nicht sehr viel Kenntnis genommen hat. Es ist die slavische Nation, 
gegen die seinerzeit das Schicksal sehr hart war und es fremd im 
eigenen Lande machte, die jetzt wieder den Ehrenplatz am eigenen 
Tisch eingenommen hat. Und wenn über Rücksichtslosigkeit gegen 
ehemalige Großgrundbesitzer geklagt wird, dann deuten die Cechen 
därauf hin, daß keiner der ehemaligen Besitzer, deren Ahnen nur mit 
dem Recht des Eroberers Zugang zu Boden und Eigentum bekommen 
hätten, aus dem Lande gejagt worden ist. Alle haben sie Grund und 
Boden als Grundlage einer guten Existenzmöglichkeit behalten kön- 
nen, und 27 % der ehemaligen Besitzer haben an der Bodenparzellie- 
rung teilgenommen, und hier handelt es sich meistens um Minder- 
heitsangehörige. Im übrigen führte Herr Pavel mich während dieser 
. Unterredung ans Fenster und sagte, während er auf die Büros der 
»Cunard Line« deutete: »Trotz des vielen verteilten Bodens muß ich 
noch täglich sehen, wie meine Landsleute sich in großer Zahl dort 
unten am Dampfschiffsbüro sammeln, um über den Atlantischen 
Ozean befördert zu werden. Sie können verstehen, daß wir, solange 
noch die eigenen Landeskinder wegen des Mangels an Boden in 
großer Anzahl auswandern müssen, nicht die Fremden bedauern kön- 
nen, weil ihre Besitztümer beschnitten worden sind. In diesem Zu- 
sammenhang machte er darauf aufmerksam, daß nach und nach 
800 000 ha Boden in den Besitz fremder Untertanen geraten seien, aber 
dieser gesamte Boden, ob sein Besitzer nun Deutscher oder Engländer, 
Magyare oder Franzose war, ıst konfisziert worden. 


Die große soziale Bedeutung der Bodenreformen ist so einleuch- 
tend, daß man sich von einem allgemein politischen oder mensch- 
lichen Gesichtspunkt aus nur darüber freuen kann. Aber sie greifen 
gleichzeitig so stark in die Minderheitenverhältnisse ein, daß sie — 
wenn von ihnen die Rede ist — bei den fremden Nationaltäten Gegen- 
stand der allerstärksten Kritik und des Widerstandes sind, indem 
nämlich das Kräfteverhältnis zwischen den Parteien dadurch stark 
verschoben wird, daß die ehemaligen Gutsbesitzer, die ja im allgemei- 
nen nicht-Cechischer Nationalität waren, zurückgedrängt worden sind, 
und dadurch, daß gleichzeitig die Cechoslovaken vorgerückt sind und 
sich ausgebreitet und wirtschaftlich auf dem neuen Grund und Boden 
stabilisiert haben. Sie sind auf diese Art nicht nur in größerer Zahl 
die Besitzenden geworden, sondern auch die mehr Widerstandsfähigen 
in den Nationalitätskämpfen, die die Zukunft diesen umstrittenen 
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Gegenden vielleicht noch vorbehalten hat. Die deutsche Kritik an den 
Bodenreformen hat in einer sehr detaillierten Klage an den Völker- 
bund einen umfassenden Ausdruck gefunden. Diese Kritik, die gegen 
150 Druckseiten füllt, deckt auch die ungarischen Gesichtspunkte. Sie 
wird im Sehlußabschnitt in folgende Hauptpunkte zusammengefaßt, 
über die noch heute die Diskussion lebendig ist: 

»1. Die Zuteilung der beschlagnahmten Gebiete geschieht beinahe 
ausschließlich an Anhänger der Mehrheitsbevölkerung. Dies Verfah- 
ren steht im Gegensatz zu dem Grundsatz, daß alle Nationalitäten des 
Landes vor dem Gesetze gleichgestellt sind. 

2. Der Cechoslovakische Bodengesetzausschuß ist unter bewußter 
Absicht eine rein G@echoslovakische Organisation. Dem Bodengesetz- 
- ausschuß (Bodenamt) ist in seiner Amtsführung in ungewöhnlich 
großem Umfange das freie Ermessen eingeräumt worden, welches der 
Ausschuß immer in Gechoslovakischem Geiste entscheiden läßt. 

3. Für die beschlagnahmten Areale werden so geringe Preise ge- 
zahlt, daß ihre Enteignung einen großen Vermögensverlust für die 
Besitzer bedeutet. Der größte Teil dieser Ländereien gehörte Anhän- 
gern der nationalen Minderheiten. Weil der Boden darauf beinahe 
allein dem Mehrheitsvolk gegeben wird, so hat dies, völkerrechtlich 
betrachtet, eine »unzulässige Besitzstandverschiebung zur Folge«. 

Von diesem Gesichtspunkte aus wird betont, daß die Bodenrefor- 
men nicht, wie offiziell angegeben, eine nur innerpolitische, soziale 
Maßregel in Uebereinstimmung mit den im Friedensvertrage für die 
Cechoslovakei festgesetzten Rechten und Pflichten seien, sondern sie 
seien weit mehr eine Hintenansetzung der Bestimmungen des Friedens- 
vertrages zum Schutze der Minderheiten und ständen so im Gegen- 
satz zu den Versprechungen und Verpflichtungen, die man den alliier- 
ten Mächten gegenüber eingegangen sei. Es wird deshalb am Schluß 
sehr stark die Forderung hervorgehoben, daß die Minoritäten im 
Bodengesetzausschuß vertreten sein und dort eine Mitwirkung und 
Kontrolle zur Sicherung dessen ausüben müßten, daß die Durchfüh- 
rung der Bodengesetze keine Verringerung des Stärkeverhältnisses 
der Minoritäten bedeute. Daß die Bodenreformen dies bisher zur Folge 
gehabt haben, muß als gegeben angesehen werden, wenn auch ihr 
Zweck noch oft als nur sozialer Art bezeichnet wird. Der früher er- 
wähnte Dr. Krofta äußert sich übrigens in. einer leidenschaftslos 
gehaltenen Abhandlung dahingehend, daß die Reformen neben den 
vielen verschiedenen innerpolitischen Wirkungen zugleich auch »ein« 
nationale Seite« haben. Es erscheint auch widersinnig, dies leugnen zu 
wollen, denn das haben die Bodenreformen ja in allen Ländern. Das 
weiß ein jeder, wenn auch von leitender Seite aus nicht viel davon 
gesprochen wird. Es kann vermeintlich auch wohl nicht viel dazu 
gesagt werden, daß der Staat Wert auf diese Nebenwirkungen legt, 
denn ein jedes Land hat sowohl die Pflicht als auch das Recht, auf 
diese Weise seine Grenzgebiete zu beschirmen, insbesondere wenn 
diese, wie es hier der Fall ist. jahrhundertelang unter fremder Ober- 
hoheit waren. Das Entscheidende nach modernem Gedankengang ist 
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nur — ebenso wie bei der Durchführung anderer Gesetze — daß dabei 
die Gleichstellung der Minderheiten mit andern Staatsbürgern nicht 
hintenangesetzt wird. Ich versuchte deshalb so eingehend wie möglich 
Klarheit über die Berechtigung der Behauptung zu erhalten, daß die 
Minderheiten bei der Verteilung des beschlagnahmten Bodens über- 
vorteilt werden. Auf eine ähnliche Auffassung stieß ich auch sehr 
stark bei dem Anwalt der ungarischen Magnaten in den großen 
Bodenprozessen, dem schon früher genannten Rechtsanwalt Katona 
in Bratislava, der sonst in seinen politischen Aeußerungen sehr ge- 
dämpft war. Weil der Präsident der Bodengesetzadministration, Dr. 
Martin Chabica, auf Wunsch des Rechtsanwalts bei der Unter- 
redang zugegen war, mußte die vorgebrachte Kritik sowohl möglichst 
objektiv als auch korrekt ausfallen, weil unhaltbare Behauptungen, 
die im übrigen dem hochgebildeten, vornehmen Anwalt sicherlich 
fernlagen, unter diesen Umständen sofort mit der größten Sachkennt- 
nis begegnet werden könnten. Dr. Katonas Standpunkt war kurzge- 
sagt dieser, daß die Ungarn faktisch bei der Bodenverteilung in allzu 
geringem Grade in Betracht kämen und daß es die Regierungs- 
absicht sei, einen slavischen Keil in das ungarische Volksgebiet hin- 
einzutreiben. Ein solches Vorgehen müsse mit Rücksicht auf das Recht 
der Minderheiten, die Gleichstellung fordern zu können, verurteilt 
werden, aber auch deswegen, weil die Magyaren im voraus im Grenz- 
kampf distanziert seien, indem ihre Familien weit weniger kinder- 
reich seien als die der Slovaken. Er hätte nichts dagegen, daß die 
Cechen in den ungarischen Gebieten angesiedelt würden, das sei ihr 
Recht als Staatsbürger, und die Magyaren, die nicht so tüchtige Land- 
wirte sind, könnten viel von ihnen lernen. Aber in den ungarischen 
Gebieten müsse — in höherem Grade als jetzt der Fall ist — Platz für 
die Magyaren gemacht werden. Demgegenüber behauptete Dr. Cha- 
:biea, wenn die Cechen verhältnismäßig mehr Boden bekämen als die 
Deutschen, so geschehe dies, weil die letzteren überwiegend eine 
Stadtbevölkerung sind und also kein so großes Interesse am Boden 
haben als die weit mehr auf Landwirtschaft eingestellten Cechoslova- 
ken, und daß ferner die Ungarn im Verhältnis nicht so viel Boden 
erhalten hätten, käme daher, daß sie schon im voraus den besten 
Boden in reichlichstem Ausmaße besitzen. Im übrigen war er der 
Meinung, daß es verantwortet werden könne, die Lage auf die Zeit 
vor 1840 zurückzuführen, wo die Magyaren eine kräftige nationale 
Offensive gemacht und sich über bisher rein slovakische Gebiete hin 
ausgebreitet hätten, wodurch die Sprachgrenze auch unberechtigt nach 
Norden verschoben worden sei. In der Diskussion über die richtige 
Bodenverteilung stehen im übrigen Behauptungen gegen Behauptun- 
gen, die nicht leicht miteinander in Uebereinstimmung zu bringen 
sind. Die Deutschen z. B. behaupten, daß 70 % des abgegebenen Bodens 
deutsch war, daß aber nur 1% davon an deutsche Bauern gegeben 
worden sei. Entgegengesetzt dazu hält man auf Cechischer Seite daran 
fest, daß die Ungarn 15 % und die Deutschen sogar 20 % des Bodens 
bekommen haben. Wenn man bedenkt, welchen Umfang die Frage 
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hat, wird man einsehen, daß ein Ausländer nicht leicht zu einer klaren 
Auffassung darüber gelangen kann, ob die Minderheiten bei der 
Bodenverteilung zurückgesetzt wurden und eventuell in welchem 
Grade. Ich versuchte mir indessen dadurch ein Bild davon zu machen, 


daß ich in einem großen Teile der neuerrichteten Häuslerkolonien, so- 


wohl in Karpathorußland als auch besonders in der Slovakei der 
Donaugegenden, wo die Bodenadministration mir in liebenswürdigster 
Weise Gelegenheit gab, das zu sehen, was ich wünschte, einen Besuch 
abstattete. Auf der Grundlage der offiziellen Dokumente, die mir an 


jeder Stelle vorgelegt wurden, kann ich folgende zahlenmäßige Auf- 


klärung bezüglich der Verteilung der Minoritäten unter den Neu- 
siedlern in den einzelnen Kolonien, die ich. besuchte, mitteilen: 


Kolonie Szene — 854 ha, verteilt an 71 Familien, unter denen 
28 Slovaken, 25 Cechen, 11 Magyaren und 3 Deutsche. Außerdem sind 
noch 105 ha Zusatzland ausschließlich an Bauern der Umgegend ver- 
teilt worden, die alle Magyaren sind. 

Kolonie Nova Batrod — 471 ha an 29 Familien, an 12 Gechen 
und 7 Russen verteilt. | 

Kolonie Slobotka — 277 ha an 19 Familien, alle Cechen. Hier 
handelt es sich um eine sogen. Legionärkolonie, in der die Land- 
stellen an Cechen, die in den Gechischen Legionen auf der Seite der 
Alliierten im Weltkrieg kämpften, vergeben worden sind. 

Kolonie Dworce — 280 ha an 19 Familien, alle Cechen. Hier 
findet man übrigens in der ganzen Gegend zahlreiche Nationalitäten, 
so sind im Gemeinderat sowohl Magyaren als auch Deutsche, Slovaken 
und Juden vertreten, die sich alle ihrer eigenen Muttersprache bei 
den Verhandlungen bedienen. 

Kolonie Stefanikow — 396 ha an 40 Familien, alle Slovaken. 

Kolonie Dolnia — 1064 ha für 37 neue Landstellen, an 32 Slova- 
ken und 5 Cechen verteilt. 155 ehemalige Gutsarbeiter haben kleinere 
Parzellen erhalten, alle waren Slovaken. Viele der magyarischen 
Gutsarbeiter sollen es vorgezogen haben, im Dienste ihrer ehemaligen 
ungarischen Herrschaft zu bleiben und haben deshalb keinen Boden 
gewünscht. 

"Kolonie er e g-S o m — 140 ha an 20 Russen und 12 Cechen verteilt. 


Die übrigen Zahlen zeigen eine im Verhältnis zu kleine Teilnahme 


der Minderheiten, aber weil der weitaus größte Teil des beschlagnahm- 
ten Bodens für Zusatzparzellen verwandt worden ist, können die 
Zahlen nur zeigen, wie die Stellung in den Kolonien ist. Und es klingt 
ja glaubwürdig genug, wenn von regierungsfreundlicher Seite darauf 
hingewiesen wird, daß die Magyaren schon dort ansässige Landsleute 
sind und deshalb nicht soviel Interesse an neuen Landstellen haben 
als die vielen tausenden slovakischer Landarbeiter ohne jeden Grund 
und Boden. Daß in Bezug auf die Deutschen etwas Aehnliches der 
Fall ist, erwähnt ein deutscher Schriftsteller Dr. Jos. Wiehen, der 
in seinem Buche »Die Bodenreform der Tschechoslovakischen Repu- 
blik« u. a. schreibt: Der @echische Teil der landwirtschaftlich be- 


schäftigten Bevölkerung ist viel größer als ihr prozentualer Anteil an. 


der Gesamteinwohnerzahl des Staates. Schon aus dem Grunde haben 
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die Cechen 'ein viel größeres Interesse an den’ Bodenreformen als die 
. Deutschen. Dazu kommt, daß die sozialen Klassenverhältnisse in der 
techischen Landwirtschaft viel ungünstiger sind als in der deutschen. 
Die Klasse der Besitzlosen weist unter den Deutschen die geringste 
Anzahl auf. 

Es war schwierig, einen Ueberblick darüber zu gewinnen, wie die 
Verteilung der Zusatzparzellen sich national betrachtet stellt. Die 
offizielle Statistik sagt nichts darüber. Aber auf Grund meiner 
Beobachtungen und vieler Unterredungen mit Leuten in allen Lagern 
darf ich auch als Fremder gemeinsam mit Dr. Krofta den vorsich- 
tigen Ausdruck anwenden, daß die Durchführung der Bodengesetz- 
'reformen eine »nationale Seite« hat. Ob man nun in der Administra- 
tion zuviel Wert darauf legt, ist eine Sache für sich. Die Beurteilung 
muß dort u. a. davon abhängen, in welchem Grade man auf die rein 
historischen Gesichtspunkte Wert legt, nach denen die Minderheiten 
. Fremde sind, deren Recht auf den Boden ein sekundäres ist, während 
die Čechoslovaken als Nachkommen der ursprünglichen Besitzer in 
erster Linie ihren Drang nach Boden zufriedengestellt haben sollen. 
Eins ist gewiß: die Bodenreformen tragen mehr als alles andere dazu 
bei, das slavische Element seiner ursprünglichen Machtstellung im 
Staate zuzuführen, und sie sind deshalb von weltgeschichtlichem In- 
teresse. Die Nachkommen der am Weißen Berge Geschlagenen 
rücken jetzt vor! 


VII. 

Beim Abschluß meines Studienaufenthalts in der Čechoslovakei 
drängt sich mir die Frage auf, ob die stark zusammengesetzten Na- 
tionalitätsverhältnisse des Landes für die Zukunft Frieden oder 
Unfrieden, Stabilisierung oder Staatsauflösung bedeuten. Bei dem 
in vergangenen Zeiten üblichen Mangel an Rücksichtnahme gegen- 
über Andersdenkende und dem Versuch des Zwangs gegenüber schwä- 
cheren Nationalitäten führten solche Verhältnisse in der Regel Un- 
frieden, neue Explosionen und vermehrten : Nationalhaß mit sich. 
Aber bei der versöhnlichen Entwicklung, die man in der Nationalitä- 
tenfrage der Cechoslovakei verspürt, wird der Glaube gestärkt, daß 
das Zusammenleben mehrer Nationen sich zur Stärkung eines Staates 
entwickeln kann. Unter Umständen wird, wo verschiedene Volks- 
gruppen dicht zusammenleben, viel von der Einseitigkeit und Selbst- 
überhebung, die in einem reinen Nationalstaat gar zu leicht überhanä 
nehmen kann, vermieden. Der friedliche Wettstreit zwischen den 
Nationalitäten wirkt erweckend und anspornend und gibt den erwei- 
terten Horizont, für den gerade Grenzländer besondere Entwicklungs- 
möglichkeiten bieten. Wenn die Minderheiten dann nur unter der ver- 
söhnlichen Entwicklung zu dem notwendigen Hintergrund an Ver- 
trauen und Verständnis dem Mehrheitsvolke gegenüber gelangen, eo. 
können sie zu einer Zusammenarbeit miteinander kommen, insbeson- 
dere auf wirtschaftlichem Gebiete. Cechische Bauern, die als Neu- 
siedler in die Donaugegenden hinunter kommen, werden als tüchtige 
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Landwirte schnell Lehrer und Führer für die Magyaren. Beide Teile 
finden zusammen und entdecken, daß sie wie auch viele andere Na- 
tionen manches gemeinsame Interesse und im Grunde wenig Ursache 
zum Streit und Unfrieden haben. Ihre gemeinsamen Berührungs- 
punkte führen sie täglich zusammen, und allein damit, daß sie sich so 
gegenseitig kennen lernen, entwickelt sich die Freundschaft. Hier gilt 
auch das Wort: »Wie kann man den hassen, den man kennt!« Jeder 
Volksteil der Cechoslovakei hat seine guten Eigenschaften, die im 
Zusammenwirken den Nutzen des Staates vermehren. Während die 
vielen ungleichartigen Faktoren unter der ungesunden nationalen 
Entwicklung der Vergangenheit in der alten Monarchie Schwäche 
bedeuteten, können dieselben Faktoren dagegen bei der vertrauens- 
vollen Zusammenarbeit eine höhere Entwicklung anbahnen und einen 
Fortschritt für den Staat. In der Cechoslovakei zeigt eine Entwicklung 
in der Richtung auf Zusammenarbeit quer über die Nationalitäts- 
grenzen hinweg, daß oft ein weit geringerer Gegensatz zwischen den 
‚Nationalitäten als zwischen den politischen Parteien und den sozialen 
Klassen innerhalb derselben Volksgruppe besteht. Bei den schwieri- 
gen landwirtschaftlichen Verhältnissen existiert unzweifelhaft mehr 
Verständnis und Gemeingefühl zwischen @echoslovakischen und deut- 
schen Landleuten als z. B. gegenseitig zwischen Bauern und Arbeitern 
innerhalb der betreffenden Nationalitäten. Diese gemeinsame Interes- 
sengrundlage kann in der Cechoslovakei zur Entwicklung eines guten 
Verhältnisses zwischen den Minderheitsvölkern und dem Mehrheits- 
volk führen, aber die Voraussetzung ist hier — wie in andern Grenz- 
gebieten —, daß in den Nationalitätenfragen Ruhe geschaffen wird, 
und das in erster Linie dadurch, daß der Staat vollkommen von jedem 
Gedanken, die Minderheiten aufzusaugen und Seelenfang zu treiben, 
absieht, dagegen aber das Recht der Minderheiten als nationale Min- 
derheit Seite an Seite mit dem Staatsvolk unter gleichen Rechten und 
Pflichten zu leben, aufrichtig anerkennt, und das, ohne daß die Ver- 
fügungen des Staates mit dem Ziel der Schwächung der Minderheit 
vorbereitet werden, aber selbstverständlich auch ohne die Pflicht, 
ihre Existenz, die auf die Dauer nur durch eigene innere Kraft und 
Stärke gesichert werden kann, künstlich aufrechtzuerhalten. In 
manchen Beziehungen sind diese Voraussetzungen in der Cechoslova-- 
kei vorhanden. Trotz der zusammengesetzten Nationalitätenverhält- 
nisse schreitet hier eine versöhnliche Entwicklung vorwärts, die viel- 
leicht einmal ähnlich der der Schweiz die Volksgruppen des Staates 
zu Freunden mit gegenseitigem Vertrauen und Solidaritätsgefühl 
machen wird, sodaß hier mitten in unserm Erdteil ein lebendiges 
Symbol von dem neuen Europa, das jetzt auf die Tagesordnung des 
Völkerbundes gesetzt worden ist, sich entwickelt. 
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Besprechungen 


Hermann Heller: Europa und der Faseismus. Zweite, ver- 
änderte Auflage. Verlag Walter de Gruyter & Co. Berlin und 'Leip- 
zig 1931. Preis: brosch. 7,—, geb. 8— RM. 


Die vorliegende Arbeit ist eine systematische Untersuchung des 
Faseismus und zugleich eine kritische Auseinandersetzung mit den 
Prinzipien, auf denen diese Pseudorenaissance des Italienertums be- 
ruht. Im Vorwort läßt der Verfasser die Maßstäbe erkennen, mit 
denen er den Ideengehalt der fascistischen Staatslehre und der fasci- 
stischen politischen Praxis mißt, und es kann kaum bestritten wer- 
den, daß sie sachlich richtig abgegrenzt sind und objektiv. angewendet 
werden. Auch die Charakterisierung des Fascismus, der trotz vielfach 
verbreiteter und geltend gemachter Gegenmeinung ein spezifisch 
italienisches Gewächs ist, ist ohne Zweifel die klarste, die man geben 
kann, wenn Heller u. a. sagt, der italienische Nationalismus sei seinem 
Wesen nach nicht imstande, der abstrakten individualistischen Ge- 
waltideologie des Faseismus das neue Ethos zu verleihen, dessen er 
politisch bedurfte und bedarf. Es ist, eine_der entscheidendsten 
Schwächen des Fascismus — und aller seiner Imitationen in Europa’ 
—, daß er die »Religion vom Vaterlande« sein will, während 
er. wie Heller es treffend nennt, nichts anderes ist, als polythe- 
istisches Heidentum. Man vergleiche hierbei einmal auch den 
deutschen Abklatsch des italienischen Originals, um zur Erkenntnis 
zu kommen, daß die scharf ablehnende Stellung der deutschen katho- 
lisehen Welt zu dieser innerdeutschen Erscheinung immer ablehnend 
bleiben muß, selbst dann, wenn machtpolitische Wünsche im inner- 
politischen Bezirk ein Paktieren mit den Vertretern des »deutschen« 
Fasecismus möglich zu machen versuchen. Denn das fascistische Sur- 
rogat Deutschlands, der Nationalsozialismus, ist »in seiner Program- 
matik ein zusammenhangloses Gemisch v. H. St. Chamberlain, Silvio 
Gsell, Möller van der Bruck, Damaschke, Rathenau und Mussolini und 
wird realsoziologisch von den gleichen ideologischen, kleinbürgerlich 
kapitalistischen Kräften getragen, wie der italienische Fascismus der 
ersten Stunde.« 


Es empfiehlt sich, das Hellersche Buch animea durchzuarbei- 
ten, auch dann, wenn man der Meinung sein kann und darf, daß so- 
wohl der italienische Fascismus und noch mehr der deutsche Natio- 
nalsozialismus temporäre Erscheinungen sind, die dauernden Ver- 
änderungen unterworfen werden und auf die die realpolitischen Ent- 
wicklungen weltumfassender Art einen unabwendbaren Druck aus- 
üben, dem das aus heterogenstem Material gebaute Programmgebäude 
nieht gewachsen ist. Und dem es auf die Dauer nicht Stand halten 
können wird, weil die Anarchie des fascistischen Systems selbst destruk- 
tiv im eigenen Gebäude zu wirken beginnt. Daß die Diktatur als ein 
Notbehelf zur Ueberwindung akuter Schwierigkeiten eines anormalen 
Gesellschaftszustandes unentbehrlich ist — wir sehen das ganz deut- 
lich an Jugoslavien, Polen und an der Notverordnungsdiktatur in 
Deutschland selbst — zeigt aber auch gleichzeitig, daß man einen 
starken Staat, wie der Verfasser hervorhebt, nicht damit zu organi- 
sieren vermag. Die produktiven Kräfte liegen in der Demokratie, 
nicht in der formalen, sondern in der sozial konstruktiven Demokratie, 
die aber ohne Korrektive ebenfalls nicht lebens- und damit wirkungs- 
fähig sich zu gestalten vermag. — ska. — 
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Fritz Marburg: Der Antisemitismus in der deutschen Re- 
publik. Kommissionsverlag Josef Brenner. Wien, 1931. 74 S. 


Aus der Hochflut der antisemitischen Literatur — sowohl pro wie 
contra —, die in den letzten Jahrzehnten immer mehr angeschwollen 
ist, ragt immer noch als eins der bedeutendsten, unvoreingenommen- 
sten Werke das bekannte »Antisemitismus« der Grafen Cou- 
denh ove-Kalergi — Vater und Sohn — hervor. Wenn jetzt. Dr. 
Fritz Marburg in obiger Schrift es unternimmt, in gedrängter Kürze 
die Entwicklung des Antisemitismus in der deutschen Republik der 
Nachkriegszeit in Wort und Bild zu skizzieren, so wirkt es ein wenig 
befremdend, daß er eine Menge älterer und neuerer Schriften zur 
antisemitischen Frage zitiert, aber nirgends das Werk des Grafen 
Coudenhove-Kalergie erwähnt, das ihm doch unbedingt bekannt sein 
muß. (Lediglich im Sachregister nennt er es — ohne Seitenangabe!) 
Gemessen an jenem Standardwerk ist seine Schrift natürlich nur mehr 
oder weniger ein Aneinanderreihen von Tatsachen aus Vergangen- 
heit und Gegenwart, aber gerade in seiner gedrängten Knappheit 
wirkt es außerordentlich und wird zu einer wuchtigen Anklageschrift 
gegen die antisemitischen Demagogen der Gegenwart. 


Dr. Marburg bleibt aber durchaus nicht nur am Aeußeren haften, 
er versucht es auch, im begrenzten Rahmen seiner Abhandlung in 
die seelischen Hintergründe des Antisemitismus ein wenig hinein- 
zuleuchten. So schreibt er auf Seite 6: 

»Die Judenfrage im Deutschland der Gegenwart beruht eigentlich 
darauf, daß die bei breiten Kreisen des deutschen Volkes in der 
Tiefe ihrer menschlichen Seele in latentem Zustande ruhenden Haß- 
instinkte ins Bewußtsein emporgehoben und systematisch zu einer 
organisierten Bewegung ausgestaltet werden, die als Antisemitismus 
bezeichnet wird.« 

Das klingt sehr scharf, zeichnet aber treffend die innersten Be- 
weggründe einer Bewegung, die oft einfach pathologisch wirkt. Be- 
sonders nimmt er sich natürlich die Nationalsozialisten und ihr Pro- 
gramm vor: 


»Verglichen mit dem nationalsozialistischen Programm erscheinen 
uns die antisemitischen Maßnahmen und Projekte des russischen 
Zarismus, einer verschollenen Vergangenheit angehörend, als liberale 
Fürsorge zum Wohle der jüdischen Untertanen.« (Seite 12. 


Er geht dann näher auf die nationalsozialistischen Rassentheorien 
Günthers, Rosenbergs usw. ein, die »Sündenromane« Dinters, die zahl- 
reichen immer wiederkehrenden Beschuldigungen und Verleumdungen 
der Juden auf religiösem und sexuellem Gebiet, wie sie die tägliche 
Nahrung der Nazipresse und ihrer Flugschriften bildet, und widerlegt 
sie dann in aller Kürze: 


»Die oben angeführten Aeußerungen des Antisemitismus entsprin- 
gen ohne Zweifel der entarteten Phantasie krankhafter Gehirne, wel- 
che in moralischem Schmutz mit Wollust wühlen. Um ihre eigenen 
Gelüste zu befriedigen, wecken sie mit mehr oder weniger gewandter 
Feder in den Tiefen der Seelen schlummernde Haßgefühle, um sie zu 
einer bewußten antisemitischen Bewegung auszugestalten. Dieser 
Haß, lange zurückgedrängt durch moralische Hemmungen und staat- 
liche Strafsanktionen, bricht infolge dieser künstlichen Aufreizung 
endlich in elementarer Weise aus und entlädt sich auf der Straße, in 
Lokalen, auf Universitäten, allem gegenüber, was auch nur in ge- 
ringstem Maße auf jüdische Herkunft hinweist.« 


Bekanntlich betrachten sich die Juden Osteuropas in der 
überwiegenden Mehrzahl als eine nationale Minderheit. Dr. 
Marburg schreibt auf Seite 42: 
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»Die deutschen Juden betrachten sich keineswegs als nationale 
Minderheit im Sinne des modernen Völkerrechtes. Sie unterscheiden 
sich von den Deutschen lediglich durch Abstammung und Bekenntnis; 
dieser Unterschied führt jedoch keinesfalls zu einem Konflikt zwi- 
schen den Pflichten eines Angehörigen des deutschen Volkes und den 
Pflichten dieses oder eines anderen Bekenntnisses oder einer anderen 
Abstammung. Entscheidend ist das subjektive Zugehörigkeitsgefühl 
zur deutschen Kultur — und das haben die Juden durch ihre Leistun- 
gen auf dem Gebiete der deutschen Kulturentwicklung bewiesen.« 


Andererseits bemerkt er im Vorwort des Buches: 


»Die vorliegende Darstellung des Antisemitismus in der deutschen 
Republik stützt sich auf Tatsachen und auf die These F. Bernsteins 
(»Der Antisemitismus als Gruppenerscheinung«, Berlin 1926), die der 
genannte Schriftsteller in folgenden Worten ausdrückt: »Der Anti- 
semitismus stellt sich als die besondere Form der Gruppenfeindschaft 
dar, welche gegen schwache und unterlegene ethnische Minoritäts- 
gruppen gerichtet ist.« Und im Schlußwort heißt es auf Seite 66: 


»Wenn Vertreter des deutschen Staates vor einem internationalen 
Forum die Interessen deutscher Minderheiten wahren, übermittelt 
ihnen die deutsche Demokratie mit Recht ihre Glückwünsche. Wenn 
aber Tausende von Nationalisten in der Reichshauptstadt ihre Haß- 
lieder gegen den »Judensaustall« erschallen lassen — dann schweigt 
die deutsche Demokratie. Und zugleich schweigt die deutsche Staats- 
gewalt und verhält sich teilnahmslos oder zumindestens nachlässig 
den Verfolgungen gegenüber, welchen Staatsbürger ausgesetzt sind. 

In welcher Lage könnte sich einmal der Vertreter des deutschen 
Staates vor dem Völkerbund finden, wenn irgend ein Diplomat die 
Frage der Ausbreitung des Antisemitismus in der deutschen Republik 
anschnitte? Wenn er seine Verwunderung ausdrückte, daß in einem 
Lande von alter Kultur seit Jahren Friedhöfe geschändet, ruhige 
Staatsbürger öffentlich überfallen werden, daß geistige Arbeit ledig- 
lich aus dem Grunde boykottiert wird, weil sie einem semitischen Ge- 
hirn entsprang, daß der Jude gesellschaftlich und wirtschaftlich 
verfehmt ist? Fürwahr, die heutige Lage ist nicht nur für die deut- 
schen Juden bedrohlich .. .« 


Getreu der Anschauung der großen Mehrheit der etwa 600 000 
Seelen betragenden Juden Deutschlands hält er also unentwegt am 
»Deutschtum« fest — trotz. alledem! Ja, voll Stolz führt er an, daß 
die Juden bereits zur Zeit Karls des Großen deutsch sprachen und 
deutsche Namen trugen — was will man mehr? Das sei jedoch ohne 
ironischen Beiklang gesagt, sondern lediglich zur kritischen Wertung 
eines Buches, das, wenn es ganz ernst genommen werden will, solche 
vollkommen unbeweisbaren Seitensprünge bis an die Grenze des 
vorhistorischen Dunkels hätte vermeiden müssen. — M. L. — 


x 


Südschleswigsche Flugschriften. Heft 6. Verlag W. L. Andresen, 
Flensburg. 1931. 


| Im diesjährigen April-Maiheft der »Kulturwehr« haben wir bereits 
diese seit 1927 zwanglos erscheinenden Flugschriften aus den südlich- 
sten Kreisen der dänischen Minderheit besprochen. Im Juli ds. Js. ist 
jetzt Heft 6 derselben erschienen. Es behandelt in erster Linie die 
deutschen Angriffe der 13 Pastoren und Lehrer Schleswigs gegen die 
dortige kleine dänische Minderheitenschule. Hofbesitzer Peter La s- 
sen, Struxdorf, setzt sich in zwei Artikeln kurz und nüchtern-sachlich, 
wie es seine Art ist, mit den von den »Dreizehn« in der deutschen 
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Presse gegen die Schule erhobenen Angriffen auseinander. Allen Ver- 
drehungen und Deuteleien der deutschen Pädagogen, denen diese 
dänische Minderheitenschule ein Dorn im Auge ist, setzt er den klaren 
Wortlaut der preußischen Minderheitenverordnung entgegen, die die 
Gegner hier glatt zu sabotieren versuchen. Zu der Behauptung, die 
Eröffnung einer dänischen Minderheitenschule in der Stadt Schleswig 
sei ein Eingreifen in deutsches Volkstum von jenseits der Grenze, 
schreibt Lassen auf Seite 6: 

»Ein Eingreifen auf deutsches Volkstum geht hier überhaupt nicht 
vor sich und ist auch garnicht beabsichtigt. Das, was hier beabsichtigt. 
wird und was hier vor sich geht, ist: vereint die Rechte zu wahren, 
die einem jeden Schleswiger infolge seiner Abstammung zustehen. Die 
Anleitung dazu geschieht nicht und ist nicht von jenseits der Grenze 
geschehen, sondern es ist eine Bewegung dem innersten Ich des Volks- 
tums hier entsprungen, die sich zu diesem Zwecke in der schleswig- 
schen Bewegung, in den schleswigschen Vereinen zusammengefun- 
den hat.« 

Das Heft enthält außerdem aus der Feder eines südschleswigschen 
Landwirts einen sehr lesenswerten kritisch - wirtschaftspolitischen 
Ausblick über die verschiedenen Krisen, die Deutschland seit Kriegs- 
beginn erlebt hat. Als letzten Artikel bringt es eine geschichtspoliti- 
sche Studie W. L. Andresens »Südschleswigs Recht auf Wieder- 
gutmachung«. Sie schließt mit folgendem flammenden Appell an die 
Südschleswiger: i 

»Südschleswiger! Tretet den Fremden, die Euch ihre Art aufdrän- 
gen wollen, frei und selbstbewußt entgegen. Seid einig in der Abwehr 
des fremden, verderblichen Wesens! 

Ihr habt den von Euren Vätern ererbten Boden, ihre Sitten und 
Weisen nicht bekommen, damit Ihr sie aufgeben, sondern damit Ihr 
sie bewahren und verteidigen sollt! 

Ihr seid stark, wenn Ihr einig seid. Ihr werdet zu Sklaven, wenn 
Ihr dem Fremden nachläuft; Ihr werdet frei, wenn Ihr für Euer 
-eigenes Volkstum kämpft! | 

Aus Eurer Not hilft Euch kein Obrigkeitsstaat, keine Partei, kein 
Parlamentsschwätzer, keine fremde Herrenkultur; ‘nur Ihr selber 
könnt Euch helfen! 

Kehrt zurück zu den frischen Quellen Eures Volkstums, lernt aus 
der Geschichte und sorgt dafür, daß Eure Kinder über die Geschichte 
unserer Heimat und unseres Volkes die Wahrheit erfahren. 

Gewöhnt Euch die unangebrachte Demut und Bescheidenheit im 
Verkehr mit Eurem hochdeutscehen Widerpart in Geschäften und vor 
Behörden ab. Braucht überall frei und selbstbewußt Eure Volks- 
sprache! Denkt stets daran, daß die Beamten nicht Eure Herren, son- 
dern Diener der Allgemeinheit sind, und daß sie von Eurem sauerver- 
dienten Geld besoldet werden. Verlangt die Selbstverwaltung! Fordert 
das Recht der Eltern, über die Schulen zu bestimmen und die Lehrer 
selbst zu wählen; fordert die Erweiterung des Rechtes der Gemeinden, 
die ENDE der obrigkeitsstaatlichen Bevormundung, die Kon- 
trolle der Behörden durch: das Volk. - | 

Recht und Freiheit für Südschleswigk i 

n R ea Se T ; | — m, l. — 
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Zeitschrift für Minaerheitenkultur una -Politik 


NOVEMBER 1931 HEFT 11 


Erziehung zur Friedensgesinnung 
Von J. K. Romberg. 


Wir Pazifisten haben zu vertreten und zu verwalten: eine 
religiöse Ueberzeugung, ein Vernunitprinzip, eine moralische 
Gesinnung und eine okkulte Wahrheit. 

Wir anerkennen den aus dem religiösen Verbot: »Du sollst 
"nicht töten« entspringenden Weg der Gewaltlosigkeit nicht 
nur für uns persönlich, sondern halten denselben gleicher- 
maßen verpflichtend für die Nationen und Gruppen inner- 
halb einer Nation. 

Es ist für uns angesichts der technischen Entwicklung jed- 
weder Gewaltmittel der Weg der Gewalt zur Austragung von 
Konflikten nicht mehr gangbar. Aber ferner achten wir in 
jedem Menschen den Geist, der in ihm wirkt und glauben es 
nicht verantworten zu können, durch einen Mord an dem 
Körper die Basis geistiger Verständigung und Auseinander- 
setzung zu vernichten. 

Wir wissen ferner, daß eine jede Idee, eine jede Handlung 
mit erstaunlich mathematischer Exaktheit Frucht und Folge 
im Reich des Geistes trägt. Darum wirkt sich ein jeder Schlag, 
den wir gegen den Nachbarn erheben, wieder gegen uns per- 
sönlich aus. 

Die Vernachlässigung dieser vier Grunderkenntnisse kenn- 
zeichnet unsern Weltzustand, hat ihre Formulierung gefun- 
den durch den Humanitaristen Eugen Relgis: indessen ist 
der äußere Fortschritt, beispielshalber die technische Zivili- 
sation, um vieles über den inneren: den moralischen und 
kulturellen Fortschritt der Menschheit, hinausgewachsen. 

Diese beschriebene Diskrepanz bildet den Ansatzpunkt 
fruchtbarer pädagogischer Arbeit. Pädagogischer Arbeit in 
Hinsicht auf das Kind und in Hinsicht auf den Heranwach- 
senden und Erwachsenen. Eine von dieser Strömung getra- 
gene pädagogische Tendenz hat sich in erster Linie an die 
persönliche Kultur jedes Erziehers zu wenden, des Vaters, der 
Mutter, des Lehrers, der Schule, des Staates. 

Allen Erziehungsberechtigten muß die Sichtbarmachung 
unserer Grundsätze ermöglicht werden und die Werkzeuge 


401 


gegeben werden, mit denen sie allen Einwänden begegnen 
konnen. — Sehen wir von all den kleinen Vorurteilen ab, die 
sich in den Köpfen oft so trefflicher Menschen breitgemacht 
haben, so bleibt, um einen knappen Ueberblick über das Ge- 
samtproblem, der hier bezweckt wird, zu erhalten, an wesent- 
lichem Folgendes: 

Mancher Erzieher wird in der Ausübung des ihm durch 
den Artikel 148 der Reichsverfassung zur Pflicht auferlegten 
völkerversöhnenden Unterrichts gehemmt durch die 
Vorstellung: Nation und Internationalität seien inhaltlich 
und formal völlig unvereinbare Dinge. So wie das Volk auch 
nur eine Erweiterung der eigenen Heimat ist und diese 
wiederum um den Einzelmenschen kreist, so ist letztenendes 
eine Zusammenfassung aller Völker, ein Völkerbund, nur eine 
konzentrische Erweiterung des eigenen Volkes. Die Liebe 
zum Vater schließt die Liebe zur Heimat nicht aus. Ebenso 
ist die Liebe zum eigenen Volk für den Internationalen durch- 
aus natürlich, ja Bedingung. Das wird sehr oft vergessen. 
Vergessen oft, daß ein jeder die Kraft zum Wirken in der Welt 
aus seiner Heimat holt; daß wir in einem großen Internatio- 
-~ nalen oder Pazifisten einen großen Patrioten haben. 

Ich brauche nicht erst die wirtschaftliche und kulturelle 
Verzweigung und Verbindung, durch welche die gesamten 
Völker der Erde heute einander nähergebracht werden, in 
ihrer vollen Bedeutung für die Förderung internationalen 
Denkens zu würdigen. Das sind bekannte Tatsachen, die 
unserer Tendenz entgegenkommen. Und im übrigen ent- 
decken wir hier speziell eine uralte Tradition des deutschen 
Volkes. Der kosmopolitische Charakter des deutschen Volkes, 
hervorgerufen durch die großen Wanderungen der Völker, 
durch die Vorstöße der Griechen und Römer, wird einmal ein 
bedeutender Faktor zur Umbildung, d.h. Gesundung im histo- 
rischen Denken des deutschen Volkes sein. 


Ebenso ist das biologische Denken zu beeinflussen. Seit 
Darwin hat sich die Phrase vom Kampf ums Dasein vorzüg- 
lich in den Hirnen vieler Gewaltpädagogen festgesetzt. Daß 
diese deutsche Uebersetzung eine Fälschung des Darwinschen 
Wortes ist, wissen nicht allzuviele. Der englische Ausdruck 
lautet: struggle for life, d. h. arbeiten, sorgen, mühen, für das 
Leben. Der Krieg aber ist, wie Prof. Nicolai einmal treffend 
sagt: a struggle against life (nach Louis Satow: Unterricht 
im Geiste der Völkerversöhnung). Zugleich wird aber ein 
ebenso wichtiges Naturgesetz außer Betracht gelassen: das 
Gesetz von der gegenseitigen Hilfe. Krapotkin hat dieses Ge- 
setz erforscht. Er hat beobachtet, daß sich auch schon bei den 
Tieren soziale Instinkte finden. Neben dem tierischen struggle 
for life hat das instinktive Zusammenwirken der Tiere zum 
gegenseitigen Schutz ebensogroße Bedeutung. Aber selbst, 
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wenn dieses Gesetz sich nicht in der Tierwelt befände: was 
zwingt uns, das tierische Enwicklungsprinzip struggle for life 
auf menschliche Verhältnisse zu übertragen? Um mit der 
Formulierung Müller-Lyers zu reden, besteht doch der Unter- 
schied zwischen Tier und Mensch darin, daß das Tier sich 
der Natur anpaßt, der Mensch aber paßt sich die Natur an. 
Wird doch der Mensch zuerst regiert von Vernunft, Gewissen, 
Willen, von geistigen Fähigkeiten, die es wahrhaftig über- 
flüssig machen, aus dem tierischen Leben gewisse Verhal- 
tungsmaßregeln für den Menschen abzuleiten. — Mit einem 
weiteren Grundirrtum müssen wir aufräumen: trifft das mo- 
ralische Gesetz: du sollst nicht töten in derselben verbind- 
lichen Weise, in der es für das Individuum gilt, für die Völ- 
ker unter sich zu? Hat also der Staat das Recht, Unrecht zu 
tun? (Stresemann). Jedes Ethos ist wandelbar. Seine Rück- 
entwicklung ist leichter als seine Fortentwicklung. In der 
Urzeit beschränkt sich die Moral auf kleine Gruppen. Das 
friedliche Zusammenwohnen der Primitiven setzte schon eine 
gegenseitige Schonung voraus. Doch immerhin: der Nachbar 
war noch der zu bekämpfende Feind. Albert Kann sagt ganz 
treffend: Moral ist nichts anderes, als eine im gegenseitigen 
Interesse gewährleistete Schonung, zu der die Menschen ge- 
zwungen waren, wollten sie überhaupt nebeneinander leben. 
Mit der Entwicklung der Siedlungsgemeinschaft,des Stammes, 
des Volkes, des Staates werden die Kreise der Moral größer 
(nach Börner, Erziehung zur Friedensgesinnung). Sollen sie 
stehen bleiben bei den Staaten? Welcher Grund spricht da- 
gegen, daß sie weiterwachsen über die Staaten hinaus? Hin- 
auswachsen und hinausgewachsen sind in der Zeit des Lo- 
carno- und Kelloggpaktes? 

Für die von diesen Erkenntnissen durchdrungenen Er- : 
zieher gilt es, das Kind gewaltlos zu bilden und die Kräfte des 
neuen Menschen nutzbar zu machen für die Solidarität der 
Menschen. 2 


Ist es nicht eigenartig, daß gerade wir in unserm zerklüf- 
teten Europa große pazifistische Pädagogen gehabt haben, die 
ihrer Zeit weit vorauseilten? Ein Vortrag über das Leben und 
Wirken Pestalozzis gäbe einen erschütternden Beweis 
für die Güte und Opferungsfähigkeit dieses Menschen. Ja, ich 
wage zu behaupten, daß wir in Pestalozzi unsern euro- 
päischen Gandhi gehabt aber nicht gehört haben! »Es sind 
nicht die Menschendinge, die den Mächtigen ans Herz gehen,« 
spricht er, »es gilt nicht die Menschheit und 
nichteinmal ihr Volk, es istnurihre Macht. 
Aber diese Macht allein kann nichts als Heere unterhalten 
und Länder mit Krieg überziehen; wenn danach der Friede 
kommt, ist sie nichts wie eine Schelle ohne Klöppel. Ich wüßte 
einen, der mir folgte, eine Macht in Europa zu gründen, die 
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mächtiger als Bonaparte wäre; und ich sage euch, wer es am 
ersten mit mir hält, dem wird die Herrschaft in Europa ZU- 
fallen!«...»Ich schrieb 3 Jahre lang mit unglaublicher Müh- 
seligkeit an den »Nachforschungen über den Gang der Natur 
in der Entwicklung des Menschengeschlechts« wesentlich in 
der Absicht, über den Gang meiner Lieblingsideen mit mir 
selbst einig zu werden und meine Naturgeiühle mit meinen 
Vorstellungen vom bürgerlichen Rechte und von der Sittlich- 
keit in Harmonie zu bringen.« Ihm zur Seite tritt der deutsche 
Wilhelm von Humboldt, wenn er schreibt: »Der wahre 
Zweck des Menschen, nicht der, welchen die wechselnde Nei- 
gung, sondern die ewig unveränderliche Vernunft ihm vor- 
schreibt — ist höchste und proportionierlichste Bildung seiner 
 Kräite zu einem Ganzen. Zu dieser Bildung ist Freiheit die 
erste und unerläßliche Bedingung.« Wenig beachtet ist bis- 
her das gemeinsame Zeichen großer Pädagogen: sie alle spre- 
chen von dem Zweck, der Zielgebung des Menschen, unbe- 
schadet der Zugehörigkeit zu einer Nation.. Alle haben sie das 
Gemeinsame vor Augen: harmonische Ausbildung aller Kräfte 
zu einem Ganzen, Erziehung zur Universalität, d. i. Erziehung 
zum Leben. Damit kann nur die Erhaltung und Entwicklung 
alles Lebens umschrieben werden, und wir entdecken ganz 
einiach, daß der Pazifismus ein natürlicher Bestandteil jeder 
Erziehung ist. 


Von diesen Gesichtspunkten aus ergibt sich für die Einzel- 
heiten der Erziehung vieles. Körperliche Züchtigung ist ab- 
zulehnen. Denn bei Anwendung derselben erkennt man an, 
daß die Gewalt einen positiv erziehlichen Wert hat. Man 
rechnet in einem solchen Falle ferner nicht mit der starken 
Suggestibilität des Kindes. Das Kind lernt die Gewalt kennen 
als Erziehungsfaktor. Es schlägt seine Puppen, seine Kame- 
raden. 

Wieviele Vorurteile herrschen nicht gerade in all den er- 
ziehlichen Kleinigkeiten und gar erst recht auf den großen 
Hauptgebieten der Erziehung. — Erblickt man die Bedeutung 
der kindlichen Spiele in dem Ziel, sich einzuüben und einzu- 
stellen auf alle körperlichen, geistigen und sittlichen Kräfte 
des späteren Lebens, so kommt man ohne weiteres zur Ab- 
lehnung militaristischen Spielzeugs, das dem Kind ohnedies 
nur künstlich aufgedrängt wurde. Das steht durchaus nicht 
in Widerspruch zu einer harmonischen Ausbildung aller kör- 
perlichen Kräfte durch Sport und Turnen. Körpergewandt- 
heit, Willensbildung, Sinnesschärfung, sind Mittel, um das 
Leben zu meistern, um den Dienst an der Menschheit auszu- 
führen, sind Mittel der Erziehung zum Heroismus, zum pazi- 
fistischen Heroismus, d. h. wir anerkennen die Notwendigkeit 
eines heroischen Ideals für den Jugendlichen, das aber nur 
liegen kann in der Richtung, die uns der Dienst an der 
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Menschheit zeigt. In den verschiedensten Berufen: Bergbau, 
Fliegerei, Fabrikarbeit jeder Art, Forschertätigkeit u.s.w. 
liegen so viele Gefahren und somit Aufforderungen zur Be- 
tätigung des Muts; ja, wenn man sich die Entwicklung der 
Dinge bis jetzt vor Augen hält, kann man direkt ein Gesetz 
herleiten, das sich etwa so iormulieren läft: je weniger der 
Krieg infolge seiner Entwicklung zu einem restlosen maschi- 
nellen Mechanismus Gelegenheit zur Betätigung des Muts und 
aller damit zusammenhängenden Eigenschalten, wie Geistes- 
gegenwart, Sinnesschärfung u. s. w. bietet, umso mehr enthält 
und erhält die positive Arbeit jeder Art Gefahren und Risiko, 
die dem heutigen Menschen alle Krait abnötigen. Das Ideal, 
den Hymalaja z.B. zu erklimmen, oder durch geistige An- 
strengung der Menschheit neue Erkenntnisse zu geben oder 
an der seelischen und geistigen Entwicklung der Menschen 
zu arbeiten, muß jede ideologische Glorifizierung des Krieges 
verdrängen. 


Mit dem Gesagten hängt die richtige Ausbildung des Ehr-. 
begriffs zusammen. Rau.ereien und Händel der Jungen 
soll man richtig erkennen als atavistische Rudimente. Man 
vermeide daher, einem Jungen, der sich nicht schlägt zu 
sagen: du benimmst dich wie ein Mädchen! Warum soll die 
Ehre eines Jungen eine andere als die eines Mädchens sein, 
die Ehre des Mannes eine andere als die der Frau sein? 
Warum will man es verpenen, wenn ein Kind erlittenes Un- 
recht beim Lehrer anzeigt? Selbstverständlich gibt es Fälle 
reinster Klatschsucht; aber die sind sorort èls solche zu er- 
kennen. Selbstverständlich gibt es unter Kindern auch Feig- 
linge, die sich bei Empfang einer Chri.eige aus dem Staube 
machen. Aber da ist zu hel.en in ch’rakterstärkender Weise, 
wie es uns etwa die Individualpsychologie zeigt. Aber im 
Großen und Ganzen hat doch schon die Erziehung auf die 
Schaffung einerüberparteilichenSchiedsinst>rnz 
zu zielen. Wird sie nun in der Person des Lehrers oder der 
Klasse oder durch beide zugleich verkcrpert: dzs ergibt sich 
aus der pädagogischen Einsicht des Lehrers und dem Niveau 
der Klasse. Dieses Gebiet ist so unendlich vielgesta:tig, daß 
es garnicht möglich ist, in dem begrenzten Rahmen, der mir 
zur Verfügung gestellt ist, alles zu erschöp.en. Ich hofie, daß 
die Diskussion diese ungenügenden Aus.ührungen ergänzt. 
Wir müssen in den Kindern, um mit den Worten des vor- 
trefflichen Wilhelm Börner zu reden, die Auffassung begrün- 
den, daß nur durch seelische Feinheit, Ritterlichkeit und Groß- 
mut, die jeder Einzelne unauthörlich im Leben betätigt, die 
Gemeinheit und Roheit besiegt werden kenn. Niemals aber 
durch Vergeltung, die immer eine Verdoppelung jeder Ge- 
meinheit bedeutet. Denn dadurch, daß in unserer Zivilisation 
die Rache- und Vergeltungsgedanken vorherrschen, erklärt es 
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sich, daß das Gerechtigkeitsgefühl bei uns so mangelhaft aus- 
gebildet ist. 

Die Voraussetzung des Gerechtigkeitssinnes erfordert ja 
hohe Eigenschaften: Objektivität, Wille zur Klarheit, Los- 
lösung von Eindrücken der Sympathie und Anthipathie, von 
allen Vorurteilen nationaler, konfessioneller Art etc. Es 
stünde wahrhaft besser um unsere Welt, wäre die :Gerechtig- 
“ keit größer in uns. Zwar verstehen wir ausgezeichnet, die Ge- 
rechtigkeit anzurufen in eigener bedrängter Lage, aber da- 
durch zeichnet sich dieses Gefühl erst aus, daß man auch den 
Bedürfnissen des Nachbarn »gerecht« wird. Die Konsequenz 
für die hohe Politik liegt auf der Hand. 


Die Erziehung zur Friedensgesinnung hat nun natürlich 
auch die Unterrichtsfächer zu erfassen. Das wird für die 
Schularten die verschiedenartigste Anwendung finden. Sämt- 
liche Fächer, vor allem die Gesinnungsfächer, müssen aus- 
gehen von den anfangs gekennzeichneten Grunderkenntnis- 
sen. Hervorragendes vermögen darin natürlich zu leisten: 
die Religion, die Deutschkunde, die Geschichte und Erdkunde 
sowie der Biologie- und Sprachunterricht. Es wird jedermann 
klar sein, in welcher Weise so ein Unterricht zu gestalten ist. 
Daß auf diesem Gebiet noch viel zu leisten ist, viel gesündigt 
worden ist (denken Sie an den V. D. A., auf den ich hier nicht 
näher eingehen kann), liegt auf der Hand! Wie vor allem der 
Geschichtsunterricht vorzüglich geeignet ist, durch Sichtbar- 
machung deutscher Tradition (heiliges römisches Reich deut- 
scher Nation!) patriotische Gesinnung mit internationaler zu 
verbinden, das alles ist so eindeutig, daß man über solche 
Dinge nicht mehr zu theorethisieren braucht, sondern nur zu 
appellieren hat an alle Berufenen: macht endlich Ernst mit 
sittlicher, religiöser, völkerverbindender Gestaltung des ge- 
samten Unterrichts! Daß schon vielfach ernsthafte Ansätze, 
nicht nur in der Gestaltung des Unterrichts, sondern auch in 
der Schaffung spezieller Institute liegen, ist ebenso unwider- 
leglich wie die Tatsache des Gegenteils oft zu beklagen ist. 

Aber es handelt sich ja hier auch garnicht um die Aufzäh- 
lung von Einzelheiten, sondern um die Grundsätze, die eine 
bewußte Erziehung zur gewaltlosen Sittlichkeit fordern. — — 
Ich bin mir auch bewußt, daß ich ganze pädagogische Pro- 
bleme, die unbedingt hierher gehören (wie Autorität und Frei- 
heit), nicht berücksichtigt habe in dieser Kürze. — — Und da 
ich nun einmal bei dem Negativen bin, will ich auch dem Be- 
dauern Ausdruck geben, wie unerhört anspruchslos die päda- 
gogische Literatur ist an speziellen pazifistischen Schriften. 
Da ist vor Jahren, 1921 glaube ich, von Fritz Röttcherein 
Buch: »Pazifistische Kinderwelt« erschienen, da 
sind in letzter Zeit die beiden Hefte »Jugendbüchlein 
Völkerversöhnung« von Johannes Ohrtmann ge- 
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kommen. Da wären noch einige andere Schriften zu nennen, 
aber was bedeutet dieses Wenige gegenüber den unzähligen 
Büchern und Schreibern, die sich über Pädagogik und Psy- 
chologie auslassen! Das ist symptomatisch! Es ist ein Symp- 
tom, daß wir in der Psychologie des Individuums einen Gipfel- 
punkt erreicht haben und in der psychologischen Erfor- 
i schung, d.h. im Willen zur Verständigung der Völker so arg 
im Rückstand sind! Wird es ein Symptom sein für »Wahn- 
europa 1934« ? 

Das Gebiet der pazifistischen Erziehung liegt brach. So 
wie jeder gesunde Mensch den Pflug führen kann durch den 
Acker, so ist jeder normale Mensch ein Erzieher! Es gibt hier 
keine Fachleute! Dort ist die Pflicht der Mutter, hier der 
Wille des Vaters, dort die Sorgfalt der Geschwister, hier die 
Aufgabe des Lehrers! Wir alle bilden eine große Erziehungs- 
gemeinschaft! Wir haben die Befehle des Gewissens auszu- 
führen. Und auch der berufliche Lehrer, der sich ausschließ- 
lich der Erziehung widmet, ist nur Werkzeug, Ohr, durch das 
jeder Einzelne spricht, Sprachrohr, Schalltrichter der Mensch- - 
heit. Und der Wille dieser Menschheit ist eindeutig. Gustav 
Landauer hat ihn einmal formuliert: »Was wir jetzt nicht tun, 
nicht in diesem Augenblick, das tun wir garnicht!« 


Desarmement moral 
Von Jan Skala 


Unter der Ueberschrift »Polens Vorschlag zur 
moralischen Abrüstung« bringt die »Deutsche Zu- 
kunft« (Heide i/Holstein 1. November) den Wortlaut des Vor- 
schlages, den der polnische Außenminister Dr. Zaleski dem 
Generalsekretär des Völkerbundes in einem ausführlich be- 
gründeten Memorandum überreicht hat. Den. wesentlichen 
Inhalt bilden folgende Punkte: 


1. In die Strafgesetzbücher aller Länder sollen gleich- 
lautende Paragraphen aufgenommen werden, die jede 
Art Kriegspropaganda unter Strafe stellen. 

2. Entsprechende Strafparagraphen sollen die Tätigkeit 
aller Vereine unter Strafe stellen, die sich zur Kriegs- 
hetze oder auch zur Verbreitung von Haß gegen fremde 
. Völker hergeben. 

‘3. Internationale Neuregelung: 

a) strafrechtliche Verfolgung jener Organe, die falsche 
Nachrichten verbreiten, 
b) Ermöglichung eines internationalen Austausches not- 
wendig gewordener Dementis, 
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c) Schaffung eines internationalen Disziplinargerichtes 
‘ für Journalisten, . ' 
d) Schaffung einer internationalen Presseagentur in' 
Genf, die sich mit dem Austausch jener Meldungen be- 
schäftigt, deren internationale Verbreitung gewünscht 
werden muß. 
4. Internationale Neireselung des Schulunterrichtes mit 
dem Ziele, in den Kindern internationales Vertrauen zu 
erwecken und die Kriegsinstinkte zu unterdrücken. 


Die »Deutsche Zukunft« kommentiert die Tatsache, daß 
der Zaleski’sche Vorschlag nahezu von der gesamten deut- 
schen Presse entweder gänzlich verschwiegen oder nur 
unvollständig wiedergegeben worden ist mit nachstehenden 
Worten: 


»Die deutsche Presse hat diesen beachtlichen Vorschlag (in Bra- 
silien, Rumänien und Polen sind entsprechende Gesetze in Vorberei- 
tung) zuerst totgeschwiegen und erwähnt ihn jetzt als »Absage an 
die Abrüstungskonferenz«. Diesen Vorschlag als Ablehnung der ma- 
teriellen Abrüstung aufzufassen, liegt absolut keine Veranlassung vor, 
um so weniger, als im Wortlaut der Begründung ausdrücklich dieser 
Vorschlag als eine Unterstützung der materiellen Abrüstung hinge- 
stellt wird, was sachlich durchaus zutreffend ist. Aber es scheint bei- 
nahe, als ob die Urheber dieser Nachricht die Notwendigkeit der Be- 
strafung falscher Hetznachrichten noch besonders beweisen möchten.« 


Unsere norddeutschen Freunde konnten nicht ahnen, wie 
schnell und wie vollkommen in Deutschland der Beweis für 
die Notwendigkeit des Zaleski’schen Vorschlages erbracht 
werden würde. Die »Deutsche Allgemeine Zeitung« (Berlin, 
3. November) publiziert einen anonymen Artikel — und der 
Verfasser hat, wie wir sofort sehen werden, alle Ursache, 
seinen Namen zu verschweigen —, der wohl die Gipfelleistung 
der nationalistischen Verhetzungssucht darstellt, wie man 
ihn in diesem Ausmaß doch auch in der deutschen Presse 
äußerst selten findet. 

Der Autor glossiert zunächst den Vorschlag Zaleski’s zu 
dem »desarmement moral« und glaubt, daran zweifeln zu 
dürfen, ob gerade Polen zu einem solchen Antrag berechtigt 
sei. Zur |Fundierung seines Zweifels verweist er auf verschie- 
dene »gelährliche und friedensstörende Organisationen« in 
Polen und fragt dann: »Tragen etwa alle diese Organisationen 
und Verbände dazu bei, die Minderheiten in Polen, nament- 
lich in Ostoberschlesien, Posen und Pommerellen zu beruhi- 
gen?« Einen Hinweis darauf, daß auf reichsdeutschem Gebiet 
»gefährliche und friedensstörende Organisationen« nicht be- 
stehen, hat der Verfasser wohlweislich unterlassen, denn er 
wird sicher der Meinung sein, daß der Stahlhelm und seine 
breslauer Tagung 1931, daß die Plebiszitfeier auf dem Anna- 
berg anläßlich des 10. Jahrestages der »Schlacht am Anna- 
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berg« friedenfördernde Veranstaltungen friedenfördernder 
Organisationen gewesen sind, und daß die Angriffe nationa- 
listischer Verbände auf polnische Kinder in der Grenzmark 
durchaus nichts bedeuten und keineswegs von »gefährlichen 
Organisationen« ausgeführt wurden. Darüber wollen wir mit 
dem anonymen Verfasser nicht rechten. Da er sich aber auf 
einen von ihm in der »Deutschen Allgemeinen Zei- 
tung« vom 3. Februar 1931 gleichfalls anonym veröffentlich- 
ten Artikel » Zusammenbruch der polnischen 
Haßpropaganda« beruft, mögen die dort erwähnten 
Vorfälle noch einmal ins richtige Licht gestellt werden; es 
handelt sich um den Fall Nikolaiken (Kreis Stuhm) und 
Oslau-Damerow (Reg.-Bez. Köslin) swieBurdungen. 


Der Angriff auf die polnische Minderheitenschule in Ni- 
kolaiken ist der bekannteste, da er im Januar 1931 in 
Genf erwähnt wurde. Der Artikelverfasser der »D.A.Z.« sucht 
die Vorgänge zu bagatellisieren; wir stellen.aus dem am 21. 
Januar 1931 ausgefertigten Gerichtsurteil fest, daß der Ange- 
klagte P. wegen öffentlicher Beleidigung zu 20 Mark Geld- 
strafe, der Angeklagte Ch. wegen desselben Delikts zu 20 Mark 
Geldstrafe und der Angeklagte Gottschewski wegen Beleidi- 
gung und Sachbeschädigung zu 4 Monaten und der Ange- 
klagte Cholevius zu einem Monat Gefängnis verurteilt wor- 
den ist. Die Sachbeschädigung bestand in der Zertrümmerung 
der Fensterscheiben der polnischen Privatschule sowie der 
Wohnung des polnischen Lehrers und in der Zerstörung der 
Hausumzäunung; ferner wurden einige Lehrmittel der pol- 
nischen Privatschule beschädigt bezw. vernichtet, und das 
Urteil sagt ausdrücklich: »Strafverschärfend war 
derschwere Schaden zu berücksichtigen, den sie (die 
Angeklagten) dem deutschen Ansehen im Aus- 
lande zugefügt haben, ferner der hoheangerichtete 
Sachschaden«. Der Schreiber des erwähnten Artikels 
behauptet, daß sich die polnischen Anklagen auf gefälschte 
Unterlagen stützen; die Bestrafung der Täter und die oben 
zitierte Begründung der Strafe durch das Gericht zeigen wohl 
einwandfrei, wessen Unterlagen gefälscht oder zumindest 
falsch waren. 


Was den Fall in Oslau-Damerow (Regierungsbezirk 
Köslin) betrifft, so ist durch das Ermittlungsverfahren der 
Oberstaatsanwaltschaft in Stolp in Pommern folgendes fest- 
gestellt worden: 


».... Es trifft zu, daß der Stahlhelm am 7. September 1930 nach 
Oslau-Damerow gekommen ist, um gegen die Abhaltung des Schul- 
festes der polnischen Minderheitsschule zu protestieren, weil ihm ge- 
meldet war, daß in Oslau-Damerow Girlanden mit weißen und roten 
Blumen und mit Täfelehen mit polnischen Inschriften aufgestellt 
waren.« 
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In den übrigen Handlungen der Stahlhelmer — Durch- 
führung einer gemeinsamen von etwa 300 Stahlhelmangehö- 
rigen geplanten Aktion, Eindringen in die Wohnungen polni- 
scher Minderheitsangehöriger und in das Schulzimmer der 
polnischen Minderheitsschule u. a. m. — hat der Oberstaats- 
 anwalt das Delikt eines Landesfriedenbruchs nicht zu sehen 
vermocht und hat das Verfahren deshalb eingestellt. Auf die 
detaillierte Beschwerde des Związek Tow.Szkolnych 
w Niemczech (Verband polnischer Schulvereine in 
Deutschland) hat der Oberstaatsanwalt erwidert, daß die 
[Feststellung derjenigen Personen, welche sich des Haus- 
friedensbruchs, der Beleidigung, der Sachbe- 
schädigung und der Bedrohung schuldig gemacht 
haben umso mehr ausgeschlossen erscheine, als die Stahl- 
helmer alle in Uniform waren und Mützen trugen. Eine jeden 
Zweifel ausschließende Wiedererkennung der einzelnen Täter 
ist deshalb, selbst wenn man die Stahlhelmer, die zur frag- 
lichen Zeit in Oslau-Damerow gewesen sind, ermitteln und 
den Zeugen gegenüberstellen wollte, bei der großen Zahl der 
Teilnehmer unmöglich. Der Artikelschreiber der »D.A.Z.« 
spricht lediglich von »bedauerlicherweise« durch Stahlhel- 
mer abgerissenen Girlanden und »sonstigem Unfug«. Das Er- 
| mittelungsverfahren und die Erwiderung des Herrn Ober- 
staatsanwalts zeigen jedoch, daß tatsächlich Hausfriedens- 
bruch, Sachbeschädigung und Bedrohungen erfolgt sind, nur 
habe man bei der großen Zahl der Teilnehmer den einzel- 
nen Täternichtfeststellenkönnen!Es sei des- 
halb hier festgestellt: 


300 Stahlhelmleute haben im geschlossenen Zuge 
gegen ein polnisches Kinderfest »protestiert«, indem sie 
Hausfriedensbruch, Sachbeschädigungen und Bedrohun- 
gen verübten. Der Feststellung der einzelnen Täter haben 
sie wie die Stahlhelmführer sich entzogen, sodaß ein Ver- 
fahren gegen sie nicht durchgeführt werden konnte; die 
Oberstaatsanwaltschaft in Stolp war infolgedessen leider 
außerstande, anders zu verfahren, als es geschehen ist. 


Zu dem sogenannten Fall Burdungen, den der Arti- 
kelschreiber der »D.A.Z.« gleichfalls zu bagatellisieren ver- 
sucht, werden wir noch zurückkommen, sobald das Gerichts- 
urteil, das gegen den — wie der Artikelverfasser sich aus- 
drückt — »im Trunk allerdings händelsüchtigen Deutschen« 
ergangen ist, im Wortlaut vorliegt. 

So sieht der »Zusammenbruch der polnischen Haßpropa- 
danda« nach den gerichtlichen, also amtlichen deutschen 
Quellen tatsächlich aus; ich enthalte mich jeder weiteren 
Kommentierung schon deshalb, weil in den nachfolgenden 
Ausführungen zu zeigen sein wird, wie die Haßpropaganda 
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des anonymen Verfassers beschaffen ist, die er gegen die pol- 
nische Minderheit in Deutschland in seinem zweiten Artikel 
in der »Deutschen Allgemeinen Zeitung« vom 3. November 
1931 richtet. 

In Verbindung mit dem Zaleski’schen Memorial zur mora- 
lischen Abrüstung behauptet der Anonymus, daß sich die Vor- 
Schläge des polnischen Außenministers kaum auf die deut- 
sche Minderheitspresse beziehen können. Aber natürlich: _ 


»Ganz anders steht es mit der polnischen Minderheitspresse in 
Deutschland. Sie wird von einer Zentrale aus geleitet und verspritzt 
ihr Gift in die verschiedensten Kanäle, wie in Oberschlesien so in Ost- 
preußen, der Grenzmark Posen-Westpreußen, in‘ Berlin und West- 
falen. Sie dient der systematischen und widerwärtigsten Verhetzung 
der Minderheit gegen alles, was deutsch ist oder deutsch fühlt. Bände 
ließen sich füllen mit der Wiedergabe schwerster Beschimpfungen, 
böshafter Verleumdungen, wahrheitswidriger Behauptungen, verzerr- 
ter Darstellungen. Nicht ein einziges Mal bis zur Notverordnung des 
Reichspräsidenten zur Bekämpfung politischer Ausschreitungen vom 
17. Juli 1931 ist ein Blatt der Polnischen Minderheit in Preußen be- 
schlagnahmt oder verboten worden. Mit einer bewundernswerten Ge- 
duld haben die preußische Regierung und Verwaltung dieses Treiben 
mitangesehen, ohne einzuschreiten; sie haben immer wieder versucht, 
ihm durch Warnungen Einhalt zu tun. Vergeblich! Sie haben es er- 
tragen, daß die haltlosesten Behauptungen gegen Behörden, Beamte, 
Einrichtungen des Staates Eingang in diese Presse fanden, und daß 
viel Muße und Zeit aufgewendet werden mußte, um Berichtigungen 
oder Widerlegungen durchzusetzen. So hat diese Presse wesentlich 
Schuld daran, daß zwischen der Mehrheit und Minderheit nicht das 
Vertrauensverhältnis herrscht, ohne das schlechterdings ein fried- 
volles Zusammenleben nicht möglich ist. Ja, mehr als das: diese 
Presse trägt die Verantwortung dafür, daß die beunruhigte und auf- 
gereizte Bevölkerung der Grenzgebiete gegenüber der Minderheit oft 
eine ablehnende Stellung einnimmt, weil sie sieht und fühlt, mit wel- 
chen verwerflichen Mitteln, die vor Seelenfang nicht zurückschrecken, 
der kulturelle Wettbewerb von seiten der polnischen Minderheit aus- 
gefochten wird. Sie wird es zu verantworten haben, wenn die Preus- 
sische Regierung, zwar unter voller weiterer Wahrung der gewährten 
Minderheitenrechte, doch gegen die Mißbräuche, die die Minderheit 
mit diesen Rechten auf allen Gebieten, — sei es der Presse, sei es der 
Schule, sei es des Wirtschaftslebens — treibt, nunmehr mit aller 
Energie einschreitet. Die Minderheit selbst wird darunter am meisten 
zu leiden haben; ihre Führer dürften gewarnt und mehr als einmal auf 
die Folgen hingewiesen sein.« 


Die Anschuldigungen, die der namenlose Verfasser unter 
Berufung auf seinen Februarartikel vorbringt, sind durch 
die hier vorgenommene Heranziehung der amtlichen Unter- 
suchungsergebnisse und Gerichtsurteile sachlich vollkommen 
erledigt; die Form, in der sie vorgebracht wurden, enthebt 
uns jeder weiteren Antwort, die wir sonst einem mit offenem 
©- Visier kämpfenden Gegner nicht vorzuenthalten pflegen. 

Als Staatsbürger des Deutschen Reiches aber, denen durch 
niemand — ganz gleich ob es sich um die polnische oder eine 
andere nationale Minderheit in Deutschland handelt — 
irgendwann und irgendwo ein illoyales Verhalten gegenüber 
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dem Staat, seiner Regierung und seinen Gesetzen nachgewie- 
sen werden kann, verwahren wir uns gegen die verleumderi- 
schen Uunterste,lungen des anonymen Artikelschreibers der 
»D.A.Z.«. Mit Ausnahme einer lokalen Zeitung in Preußisch- 
Oberschlesien — die auf Grund der Pressenotverordnung vom 
Juli 1931 ein einziges Mal verwarnt werden mußte — und 
einer Zeitung in Ostpreußen, haben weder die Behörden noch 
die Gerichte gegen die polnische Presse eingreifen müssen, 
und gerade das, was der erwähnte Verfasser hervorhebt, be- 
. weist, daß gar keine Möglichkeit eines solchen Vorgehens 
gegen die polnische Presse bestand und die polnische Minder- 
heit keinen Anlaß dazu gegeben hat. Es liegt also nur ein 
denunziatorischer Versuch vor, die preußische Re- 
gierung oder sonst wen gegen die polnische Minderheit scharf 
zu machen. Die wesentliche Schuld daran aber, daß »zwi- 
schen Mehrheit und Minderheit nicht das Vertrauensverhält- 
nis herrscht, ohne das schlechterdings ein friedvolles Zusam- 
menleben nicht möglich ist«, tragen in erster Linie solche 
Hetzversuche gegen die Minderheit und nicht zuletzt auch die 
Attaquen, die gegen polnische Schulen und Kinderfeste ge- 
ritten wurden. Wir verweisen mit allem Nachdruck darauf, 
daß weder die polnische noch eine andere Minderheit in die- 
sen schweren Zeiten der politischen und wirtschaftlichen 
Krise eine einzige Handlung unternommen hat, durch die 
auch nur im entferntesten den deutschen politischen und 
wirtschaftlichen Interessen jener Schaden entstanden wäre, 
der z.B. durch das Hugenberg’sche Telegramm anläßlich der 
Tagung in Chequers, oder durch die Reden Thyssens in Ame- 
rika oder durch die Harzburger Tagung der sogenannten 
»Nationalen Opposition« dem staatlichen Gesamtinteresse 
Deutschlands zugefügt wurde. Daß sich gerade die »Deut- 
scheAllgem.Zeitung« mit allen diesen Emotionen aus- 
drücklieh identifiziert, beweist nicht nur den Mangel an jeg- 
lichem staatsbürgerlichen Verantwortungsgefühl in einer 
kritischen Zeit, nicht nur den Mangel eines gesunden Staats- 
gefühls überhaupt, sondern nimmt ihr auch jedes moralische 
Recht, gegen die sachliche, wenn auch formal scharfe Kritik 
der Minderheiten, die sie in ihren eigenen Angelegenheiten aus- 
sprechen muß, die Staatsgewalt aufzurufen. Wir glauben, 
daß die preußische Staatsregierung keinen Anlaß nehmen 
wird, die Denunziationen eines anonymen Mitarbeiters der 
»D.A.Z.« anders zu behandeln als jeden anderen Anonymus; 
die Möglichkeit, daß aer Verfasser selbst der preußischen Re- 
gierung sehr nahe steht, wollen wir doch noch als gänzlich 
ausgeschlossen betrachten. | 

Wir erwarten und verlangen von der preußischen Regierung, 
daß sie uns mitteilt oder sonst in einer ihr geeignet erschei- 
nenden und unsere Staatsbürgerrechte wahrenden Weise zu 
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wissen gibt, welche Rechte auf dem Gebiete der Presse, der 
Schule und des Wirtschaftslebens wir mißbrauchen, und wir 
werden nicht zögern, nachgewiesene Mißbräuche, deren wir 
uns auch nicht im geringsten bewußt sind und deren Vor- 
handensein wir entschieden bestreiten, zu beseitigen. 

Schon einmal ist in der »Deutschen Allgemeinen 
Zeitung« der Versuch unternommen worden, die Haß- 
propaganda gegen die polnische Minderheit mit dem Ruf 
nach der politischen Polizei zu schüren. Am 18. Februar 
1929 schrieb Dr. F. K. in dem genannten Blatt wörtlich: 

»Es wäre naheliegend, die politische Polizei aufzufordern, sich 
dieses Verbandes der polnischen Schulvereine mit ihrem Geschäfts- 
führer Herrn Baczewski, und des Bundes der Polen mit Herrn Kacz- 
marek einmal liebevoll und sorgfältig anzunehmen. Die polnische 
Politik, die es mit solcher Systematik auf ständige Provokationen 
Deutschlands abgesehen hat, rechnet ja damit, daß Vergeltungsmaß- 
regeln bei uns nicht in Frage kommen, und wagt sich immer kühner 
und kühner hervor. ... Es ist eine Kleinigkeit, gegenüber den füh- 
renden Repräsentanten einer Minderheit Verdachtsmomente zu erfin- 
den, die mindestens für die Untersuchungshaft ausreichend sind. Das 
gilt ebenso für das preußische Staatsgebiet wie für Polen oder einen 
anderen Staat.« 

Damals haben wir ganz kurz erwidert, daß es nicht das 
Verdienst des Siebenbürgener Sachsen Dr. Fritz Klein (des 
inzwischen zum deutschen Staatsbürger gewordenen. Chef- 
redakteurs der »D.A.Z.«) sei, wenn sein Ruf ohne Wirkung ge- 
blieben ist, weil nicht einmal eine fingierte Möglichkeit ge-. 
schaffen werden kann, geschweige denn eine tatsächliche be- 
steht, gegen uns vorzugehen oder uns Landesverrat oder auch 
nur Illoyalität nachzuweisen. So wie damals ist es auch 
heute. Unsere Presse ist der Ersatz für die uns durch die 
Wahlgesetzgebung vorenthaltene parlamentarische Tribüne. 
Wir genießen nicht den Vorteil, der allen deutschen Minder- 
heiten, sei es in Polen oder anderswo zugute kommt, notwen- 
dige und berechtigte oppositionelle Kritik an den Gesetzen 
und an den Maßnahmen der Regierungen unter dem Schutze 
der parlamentarischen Immunität üben zu können. Die Er- 
richtung der polnischen Minderheitsschulen erfolgt überall 
auf loyalem Wege, und das Wirtschaftsleben der polnischen 
und aller anderen Minderheiten in Deutschland ist durch die 
Krise und ihre Auswirkungen zumindest ebenso hart in Mit- 
leidenschaft gezogen, wie das unserer deutschen Mitbürger. 
Und trotzdem sind wir in unserer Kritik nie soweit gegangen, 
wie z. B. der Vorsitzende des Sächsischen Industriellenver- 
bandes und Mitglied des Wirtschaftsbeirats Wittke, der 
nach unwidersprochenen Pressenachrichten vor Monaten er- 
klärt hat: »Mißtrauen gegen diesen Staatist 
heute dieerste Bürgerpflicht.« 

Von einem Mißbrauch der Rechte auf dem Gebiete der 
Schule, der Presse und der Wirtschaft kann aber nur jemand 
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sprechen, dem nicht nur das Verständnis für ein »D&sarme- 
ment moral« fehlt, sondern dem es an einer Haßpropaganda 
gelegen ist, wie sie sich in dem Artikel des zitierten, aller- 
dings anonymen Verfassers breit macht; durch den Vorschlag 
des polnischen Außenministers soll gerade diese ‘Art unwirk- 
sam und unschädlich gemacht werden. 


Berichte 


DÄNEN. 

Die achte Privatschule eröffnet. Der 17. Oktober ds. Js. war ein 
großer Tag im Leben der kleinen dänischen Minorität in der Stadt 
Schleswig. Der so lange ersehnte Bau einer eigenen Privatschule 
wurde unter feierlichen Formen und in Gegenwart von Gästen aus 
Nord und Süd eingeweiht. In stilreinen, echt nordischen Formen er- 
hebt sich das architektonisch außerordentlich schöne Gebäude in näch- 
ster Nähe jenes Friedhofes, auf dem 176 Gefallene ruhen, die 1850 in 
der Schlacht bei Idstedt im Verteidigungskampfe für ein dänisches 
Schleswig fielen. Es ist ein Bau, der schon rein äußerlich dem Stadt- 
bild zum Schmucke gereicht. Alle Reden der Einweihungsfeier waren 
auf den einen Ton abgestimmt: Freude über das Erreichte und Dank- 
barkeit gegen die deutschen Behörden, die in so zuvorkommender und 
korrekter Weise der dänischen Minderheit entgegengekommen waren. 
Kein Mißton des Völkerhasses störte diese Feier, im versöhnlichen 
"Geiste dem nationalen Gegner gegenüber waren sich alle einig. 

In der Einweihungsrede sagte der Vorsitzende des »Grznsefor- 
eningen«, Rektor H.P. Hansen, Kopenhagen, nachdem er zuerst den 
deutschen Behörden für ihr Verständnis und ihr Entgegenkommen 
gedankt hatte, u. a.: 

»Wir Dänen verkennen es nicht, daß in diesem Lande durch die 
Geschichte vieler Jahrhunderte Verhältnisse geschaffen worden sind, 
von denen wir Dänen wohl wünschen möchten, daß sie anders 
wären, deren Tatsachen wir aber weder leugnen können noch wollen. 
Wir sind der Ansicht, daß wir uns bestreben, dies 
sowohl in unserer Gesetzgebung als auch unserer 
ganzen Haltung zu zeigen, wie wirauch der Meinung 
sind, daß die Rücksicht darauf in weitestgehendem 
Maße sich geltend machen durfte, als die jetzige 
Grenze gezogen wurde. .... Wir verkennen es nicht, daß die 
Geschichte dieser Jahrhunderte in den Herzen und Gedanken vieler 
Schleswiger solche Spuren hinterlassen hat, die wohl gegen uns ge- 
richtet sind, aber die es doch uns zur Pflicht machen, ihnen 
gegenüber den Respekt zu zeigen, auf den eine ehr- 
liche VUeberzeugung immer Anspruch hat« 

Den eigentlichen Einweihungsakt vollzog Rektor Hansen dann mit 
einem Gebet, das mit dem »Vaterunser« schloß. Später versam- 
melten sich die Eltern der Kinder mit den Gästen von auswärts zu 


414 


einer kleinen stimmungsvollen Nachfeier im dänischen Versamm- 
lungshaus »Slesvighus«. Auch hier klang derselbe friedliche und 
versöhnliche Ton durch alle Ansprachen hindurch. Rektor Dr. Hans- 
sen überbrachte die Grüße der Duborg-Schule in Flensburg und be- 
tonte: Vor elf Jahren habe man die ersten Schüler für die dänische 
Privatschule in Flensburg aufgenommen. Jetzt habe Südschleswig 
die 8. dänische Privatschule erhalten. Die dänische Schule in Schles- 
wig sei in keiner Weise eine Drohung oder Herausforderung nach 
deutscher Seite hin, das müsse man einsehen können; es sei das gute 
Recht der Dänen, das Dänentum dort zu bringen und zu pflegen, wo 
es von der Bevölkerung gewünscht werde. — Hofbesitzer P.Budach, 
Jarplund, der Grüße des Schleswigschen Vereins Flensburg-Stadt und 
-Land übermittelte, sagte u. a.: »Diejenigen, die sich zur dänischen 
Minderheit rechnen, wollen selbstverständlich das Recht für sich in 
Anspruch nehmen, ihre Kultur zu schützen und zupflegen. 
Aber wir versprechen gleichzeitig, dem deutschen Staatin 
jeder Hinsicht loyale Bürger zu sein« 

Der Lehrer der dänischen Privatschule in Schleswig, Ernst Mül- 
ler, ein gebürtiger Südschleswiger, hob auch hier noch einmal wieder 
hervor, was er schon bei seiner Ansprache bei der Einweihung ein- 
dringlich betont hatte, daß Deutsch und Dänisch friedlich mitein- 
ander auskommen müßten. 


FRIESEN. 


Eine neue Eingabe der Westfriesen an den holländischen Unter- 
richtsminister. Sieben westfriesische Organisationen, nämlich das 
»Selskip for Fryske Tael- en Skriftekennisse«, das »Kristlik Frysk 
Selskip«, die »Mienskip for Fryske Folksüntjowing«, der »Roomsk 
Frysk Boun«, der »Upstalbeam«, der »Boun fen Selskippen büten 
Fryslän« und die »Fryske Underrjucht Liga« haben an den holländi- 
schen Minister für Unterricht, Kunst und Wissenschaft erneut eine 
Eingabe zwecks Einführung des friesischen Sprachunterrichts in den 
Schulen Westfrieslands gerichtet. Sie nehmen darin Bezug auf die 
»Friesische Unterrichtsadresse« vom 15. November 1929, in der gefor- 
dert wurde: 

1. Das niederländische Reich trage in Zusammenarbeit mit den frie- 
sischen Organisationen für eine gründliche friesenkundliche An- 
leitung der in Friesland amtierenden Lehrer Sorge. 

2. Das Friesische möge seinen gesetzlichanerkann- 
ten Platzim Lehrprogramm erhalten, sei es durch Auf- 
nahme in die fakultativen Fächer, erwähnt in Artikel 2, Absatz 2 
des Volksschulunterrichtsgesetzes 1920, oder auf eine andere 
Weise, die dazu die Möglichkeit eröffnet. 

3. Dem unterrichtenden Personal möge die Freiheit gewährt wer- 
den, in Fächern wie Geschichte, Sprache und Gesang sich auch 
des Friesischen zu bedienen. 

Außerdem machen sie den Minister auf die Fortschritte aufmerk- 

sam, die die friesische Unterrichtssache seitdem im friesischen Volke 
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gemacht habe, z. B. die Zunahme der privaten friesischen Sprachkurse 
in dem Grade, daß die von den »Provinzialen Staaten von Friesland« 
gewährte Subvention bei weitem nicht ausreichen werde und mehr 
als ein Kursus aus Mangel an finanzieller Hilfe nicht werde, durch- 
geführt werden können. Weiter die zahlreichen Pressestimmen, die 
jene »Adresse«x hervorgerufen habe, in denen deutlich zum Ausdruck 
gekommen sei, daß man auch außerhalb der organisierten friesischen 
Bewegung viele warme Verteidiger der Einführung der friesischen 
Sprache in die unteren Schulen findet. Und endlich die Errichtung 
der Christlich-Friesischen Unterrichtsgemeinschaft, die Neuerschei- 
nung von friesischen Unterrichts-, Lese- und Liederbüchern für Kin- 
der, der erste friesische Studientag für Lehrer zu Ostern 1931 und die 
Zunahme der Zahl derjenigen Lehrer, die in den letzten Jahren die 
sogen. »Friesche acte voor taal, literatuur en geschiedenis« (Friesisches 
Examen privaten Charakters; d. Red.) erworben haben. All dies gebe 
den Unterzeichnern um so mehr Freimütigkeit, einen ehrerbietigen und 
dringenden Appell an den Herrn Minister zu richten, sowohl im Interesse 
des niederländischen Reiches als auch des kulturellen Lebens von 
Friesland, das Friesische im Sinne der zitierten Unterrichtsadresse 
vom 15. 11. 1929 in den unteren Schulen gesetzlich einzuführen. 

Im Winterhalbjahr 1929/30 gab es nämlich in Westfriesland im 
ganzen 47 friesische Sprachkurse mit 780 Teilnehmern. Im Unterrichts- 
Jahre 1930/31 ist die Zahl der Kurse auf 62 gestiegen mit im ganzen 
914 Teilnehmern. Die Mehrzahl der Kurse wird von Schulkindern 
besucht, der Rest von Erwachsenen (hauptsächlich schulentlassene 
Jugend). Bei einem Volke von 3—400 000 bedeuten diese Zahlen natür- 
lich nicht mehr wie einen Tropfen auf einen heißen Stein. 


Fremdstaaten 


CECHOSLOVAKEI. 

Das Projekt eines neuen deutschen Universitätsbaues. In Prag 
wird man demnächst für die deutsche Universität einen modernen Bau 
aufführen, der dann die bisher in unzulänglichen Räumlichkeiten im 
Karolineum und Klementinum untergebrachten Rektoratskanzleien, 
die Quästur und Kanzleien und die Hörsäle der juristischen, philoso- 
phischen und theologischen Fakultäten aufnehmen wird. Das vorläu- 
fige Projekt des Neubaus, das bereits genehmigt worden ist, sieht 
einen vier- bis fünfstöckigen Blockbau im Viereck vor, dessen Gesamt- 
kosten sich auf 20—30 Millionen Kč. belaufen werden. Die Kosten 
sollen aus dem für 15 Jahre berechneten Hochschulbaufond des Staates 
beglichen werden. Man rechnet damit, daß der Bau zum Winter- 
semester 1937 fertiggestellt sein wird. 

Die deutsche Minderheitenbibliothek in Prag. Der Cechoslovaki- 
schen Zentralbibliothek in Prag ist eine deutsche Minderheitenbiblio- 
thek als selbständige Abteilung angegliedert. Ihrem Jahresbericht 
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zufolge wurden bei ihr im Jahre 1930 von 5900 Besuchern im ganzen 
14235 Bände entliehen. Sie ist gegenwärtig während des Neubaus der 
Zentralbibliothek in einer Filiale untergebracht, soll aber in das neue 
Zentralgebäude verlegt werden. Die »Prager Presse« meint, daß dann 
ihre Frequenz noch um ein Vielfaches steigen werde, weil dann die 
gesamte deutsche Belletristik, für die natürlich auch in der Cechischen 
Leserschaft Interesse bestehe, in der Minderheitenbibliothek exponiert 
werden würde. | | l 

Die Arbeit des Deutschen Kulturverbandes. Wie aus der in Znaim 
abgehaltenen Hauptversammlung des Deutschen Kulturverbandes in 
der Čechoslovakei hervorgeht, entfaltet er eine besonders rege 
Tätigkeit auf dem Gebiete des Schulwesens. In den Karpathen- 
ländern, die allein 125 Ortsgruppen mit 14000 Mitgliedern umfassen, 
werden 82 deutsche Schulen von ihm betreut. Vollkommen aus eigenen 
Mitteln unterhält er 33 deutsche Schulen, 106 Kindergärten und 24 
Tagesheimstätten. Die Zahl seiner Ortsgruppen ist auf 2898 mit ins- 
gesamt 380000 Mitgliedern gestiegen, sodaß fast jede deutsche Ge- 
meinde eine solche besitzt. Die umfangreichen Mittel, die er benötigt, 
fließen ihm auf vielerlei Weise zu, u. a. erbrachte seine sogenannte 
»Zehnminutensammlung« die stattliche Summe von 992000 Kronen. 
Von Wanderlehrern und andern Funktionären des Verbandes wurden 
im letzten Jahre ungefähr 1500 Versammlungen und Vorträge veran- 
staltet. Circa 30 deutsche Raiffeisenkassen sind ebenfalls sein Werk. 
In der »Kölnischen Zei ung heißt es am 17. August in einer 
anscheinend sudetendeutschen Zuschrift: 

»Als im Mai dieses Jahres die deutschen Schutzvereine Preßburgs 
das Fest ihres zehnjährigen Bestandes begingen, fiel in der Festrede 
das Wort von dem »karpathendeutschen Wunder« Jeder, der weiß, 
welch klägliche Reste eigenvölkischen Lebens 1918 im ehemaligen 
Oberungarn von der früheren hochstehenden Kultur der Sprachinseln 
übrig geblieben waren, wie aussichtslos die Erweckung deutschen 
Empfindens namentlich in den Intelligenzkreisen schien, der muß es 
als Wunder ansprechen, was hier in der Zwischenzeit geleistet wurde. 
Galt es doch nach dem anfänglichen Entgegenkommen der Behörden 
namentlich im Schulwesen — das aber nur den Zweck verfolgte, die 
madjarische Front zu schwächen —, nicht allein gegen historische 
Gebundenheit, Tradition und falsch verstandene Treue zum ungari- 
schen Staate, sondern auch gegen die neuen Machthaber die neuen An- 
fänge zu behaupten und im langsamen, vorsichtigen Ausbau zu stär- 
ken und der Krönung entgegenzuführen: in echt auslandsdeutschem 
Geiste das Karpathendeutschtum zu nationaler Selbstachtung zurück- 
zuführen, es zu nationalpolitischem Denken zu erziehen und ihm, los- 
gelöst von historisch-romantischen Bindungen, eine freie Entwicklung 
zu ermöglichen.« 

Es ist bezeichnend, daß aber trotzdem der Cechoslovakei, die doch 
im Gegensatz zu den Unterdrückungsmethoden der früheren ungari- 
schen Oberherrschaft erst diesen Aufschwung toleriert hat, kein Wort 
des Dankes zufällt. Man räumt hier offen ein, welch ein Umschwung 
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seit 1918 eingetreten ist, spricht aber gleichzeitig von den »neuen 
Machthabern< in dem gleichen Sinne, wie von den magyarischen 
Machtausübern der Vorkriegszeit. 


Die Jubiläumsspende des Präsidenten Masaryk. Zum 80. Geburts- 
tage Masaryks wurde ihm durch Gesetz ein Geschenk von 20 Millionen 
Kč. gemacht. Durch Entschließung des Präsidenten vom 31. Januar 
1931 ist diese Summe in 21 Teilbeträgen für verschiedene kulturelle 
und philantropische Zwecke bestimmt worden. Es ist bezeichnend für 
Masaryk und den Geist der Republik, an deren Spitze er steht, daß er 
auch einen beträchtlichen Teil den Deutschen und den Ungarn zur 
Verwendung im Dienste ihres eigenen Volkstums überweist. So be- 
stimmt die Entschließung zwei Millionen Kč. für die Deutsche Gesell- 
schaft für Wissenschaft und Kunst in der Öechoslovakei und eine 
Million Kč. zur Gründung einer ungarischen Gesellschaft für Wissen- 
schaft und Kunst. 


DÄNEMARK. 


Das Jahresfest der deutschen Minderheit auf dem Knivsberg. Am 
28. Juni feierten die Deutschen wiederum ihr Jahresfest auf dem 
Knivsberg in Nordschleswig. Inmitten des üblichen sportlichen und 
volkstümlichen Rahmens, einer gottesdienstlichen Einleitung usw. 
spielte sich aber diesmal eine Episode ab, die eigentlich mit einem 
Volksfeste der deutschen Minderheit in Dänemark schlecht harmo- 
nierte. Ein Kieler Sonderdampfer hatte nämlich 150—200 Studenten 
der kieler Universität gebracht, die nun mit den Chargierten und den 
Fahnen von 12 Korporationen an der Spitze auftraten und hier auf 
neutralem ausländischen Boden eine geharnischte Kundgebung gegen 
den Versailler Friedensvertrag vom Stapel ließen. Der studentische 
Redner sagte dabei u. a.: | 

»Auch hier stehen wir auf deutschem Boden in einem fremden 
Lande. Deutschland liegt immer noch in Ketten, es kommt aber der 
Tag, wo die Ketten fallen werden, wo die Deutschen wieder als freie 
Männer in einem freien Hause wohnen werden. Diesen Tag herbeizu- 
führen ist auch die Jugend mit berufen.« 

Unmittelbar, fast zu unmittelbar an diese kieler Improvisation 
schloß sich dann die Festrede, die alljährlich im Mittelpunkt des 
Ganzen steht, und die der Landtagsabgeordnete Iversen, Munk- 
brarup in Angeln, der Vorsitzende des Schleswig-Holsteiner Bundes, 
in diesem Jahre hielt. Iversen erinnerte einleitend an die dreißig- 
jährige Wiederkehr des Tages der Einweihung des Bismarckturmes 
auf diesem Berge. Von Bismarck und der Glanzzeit Deutschlands vor 
dem Kriege kam er dann auf die Gegenwart und damit auch auf die 
neuen deutsch-dänischen versöhnlichen Töne zu sprechen. Wörtlich 
sagte er: 

»Wir wollen reinliche Verhältnisse und wünschen wie einst Lorn- 
sen, daß alle Rechtsverrenkungen zwischen germanischen Völkern 
beseitigt werden. Wir haben den ehrlichen Willen zu einem klaren 
und guten Verhältnis mit unserm Nachbarn im Norden. Aber zwi- 
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schen uns steht die ungelöste Frage nach gerechter Grenzregelung, 
die Versailles nicht bringen konnte. Die heutige Grenze beruht auf 
einem Bruch des Vorwaffenstillstandsvertrages vom 5. November 1918 
und auf einem Bruch des Selbstbestimmungsrechts der Völker, wie es 
im Wilson-Programm als Friedensgrundlage festgelegt war. 


Von dieser Stelle aus muß einmal offen ausgesprochen werden, 
daß wir kein Verständnis haben für diejenigen Dänen, die vor 1920 
ihren völkerrechtlichen Protest und ihr nationales Recht so stark be- 
tonten und die sich heute nicht darum kümmern, wenn Millionen 
Deutsche in der Tschechei und in Polen einem fremden gewalttätigen 
Staate einverleibt sind, sondern sogar von uns verlangen, daß wir 
unsere nationalen Belange aufgeben sollen. In diesem Punkt muß völ- 
lige Klarheit herrschen. Das ist für uns keine Angelegenheit des 
Feilschens und Handelns, wie es in einer Rede auf der dänischen 
Jahresversammlung in Flensburg angedeutet wurde, als könne ein 
Ausgleich geschaffen werden durch Verzicht auf die Aufsaugungs- 
parole gegen Aufgabe unserer Revisionsforderung. Diese Forderung 
ist eine Frage der deutschen Volksehre und wird nicht fallen gelassen.« 


Was er hier unter »Rechtsverrenkungen« versteht, klingt recht 
einseitig, und die Geschichte mit dem »Bruch eines Vorwaffenstill- 
standsvertrages vom 5. November 1918, auf dem die heutige deutsch- 
dänische Grenze aufgebaut sei, ist eine »schleswig-holsteinische« Phan- 
tasie, denn ein solcher »Vorwaffenstillstandsvertrag vom 5. Novem- 
ber 1918« existiert ja überhaupt garnicht. Oder kann er vielleicht an- 
geben, wer denn eigentlich diesen ominösen »Vorwaffenstillstands- 
vertrag« unterzeichnet .hat? Im übrigen enthielt seine Rede doch 
auch die folgende sehr vernünftige Auslassung: 

»Uns verbinden mit dem dänischen Volk natürliche, gewachsene 
Interessen auf geistigem und wirtschaftlichem Gebiet, und wenn wir 
in die wahrscheinliche Entwicklung vorausblicken, dann scheint es, 
als würde ein Näherrücken zwingender werden. Europa steht an der 
Wende eines neuen Zeitalters. Aus einer solchen Katastrophe, wie wir 
sie erleben, wachsen neue Wirtschafts- und Lebensgesetze, bilden sich 
neue Verbindungen und entstehen neue Aufgaben. Kein Volk steht 
heute allein im Kampf um Arbeits- und Lebensraum. Unsre Hoffnung 
ist es, daß neben. den natürlichen wirtschaftlichen und geographischen 
Bindungen die Stimme des Blutes und der Rasse auch ihr Recht for- 
dern wird. Die germanischen Stämme sollen diesen Ruf nicht über- 
hören. Wir hörten das Wort des Jungdänen auf Skamlingsbanke, der 
betonte, daß der deutsche Nachbar in Schleswig ihm näher stünde als 
der deutschfeindliche Pole in Oberschlesien. Wir freuen uns dieses 
Wortes, wenngleich wir nicht verhehlen, daß es fast unglaublich er- 
scheint, wenn bei zwei der nächstverwandten Völker Europas eine 
solche Beteurung überhaupt nötig war. 

Wenn wir so die Entwicklung der letzten Jahre überblicken, dann 
will es uns scheinen, daß wirklich eine Entspannung eingetreten sei, 
die von beiden Völkern zu begrüßen wäre. Es kann nur einer gesun- 
den Entwicklung dienen, wenn aus dem Zustand gegenseitiger Rück- 
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sichtnahme allmählich eine unbefangene fruchtbare Berührung ent- 
steht. Der Weg wird freilich weit und manches Hindernis noch zu 
beseitigen sein. Wo aber ein Wille ist, ist auch ein Weg; und wir 
meinen, daß man beiderseits um die Stärkung dieses Willens bemüht 
sein soll. Ueber dem Tor, das zur weiteren Verständigung führt, 
müssen aber die Worte stehen: Ehrlichkeit und Recht und Wahrheit!« 

Zwei Dinge sind es, in der sich diese Jahrestagung der deutschen 
Minderheit in Dänemark von ihren früheren Jahresfesten auf dem 
Knivsberg in charakteristischer. Weise unterscheidet. Einmal jene 
alldeutsche Studentenkundgebung gegen Versailles — wohlgemerkt 
von deutschen Staatsangehörigen, also Ausländern in Dänemark —, 
und dann die auffallende Tatsache, daß nicht wie sonst alljährlich ihr 
alter Führer Pastor Schmidt-Wodder die Festrede hielt, sondern ein 
Reichsdeutscher, der überhaupt nicht zur deutschen Minderheit ge- 
hört, aber Vorsitzender des »Schleswig-Holsteiner-Bundes« ist, einer 
offen auf Revision der neuen deutsch-dänischen Grenze hinarbeiten- 
den Vereinigung, in der seit Jahren die am schärfsten antidänische 
Richtung immer mehr die Führung gewonnen hat. Wir würden doch 
wohl der deutschen Minderheit Unrecht tun, wollten wir sie allein für 
diese Erscheinung verantwortlich machen; es scheint sich hier viel- 
mehr ein Druck vom Süden bemerkbar zu machen, dem die minder- 
heitsdeutsche Festleitung einfach nicht hat widerstehen können, ein 
Geschehnis, das im Wechselwirken zwischen Minderheit und Mutter- 
land auch jeder anderen Minderheit zustoßen kann, das aber auf keinen 
Fall bei einer genügend wiederstandsfähigen, sich ihres eigenen unab- 
hängigen Weges bewußten Minderheit zu einer politischen Strom- 
‚änderung in der Richtung einer schärferen nationalistischen Tendenz 
führen braucht. Inwieweit dies für die deutsche Minderheit Nord- 
schleswigs zutrifft, muß die Zukunft lehren. 


LETTLAND. 


Die Parlamentswahlen im Oktober. Am 3. und 4. Oktober wurde 
in Lettland ein neues Parlament gewählt. Das Ergebnis war ein Sieg 
der lettischen Mittelparteien und zwar jener Parteien, die den Streit 
um die rigaer Domkirche entfacht haben. Für die deutsche Fraktion 
des neuen Parlaments bedeutet das, daß sie diesen Gegnern gegenüber 
jedenfalls einen schweren Stand haben wird. Im übrigen haben die 
nationalen Minderheiten in Lettland mit Ausnahme der Juden, die 
2 Mandate verloren, ihren alten Stand wahren könnten. Die deutsche 
Minderheit wird wieder mit 6, die russische ebenfalls mit 6, die pol- 
nische mit 2 und die Juden statt bisher mit 5 mit 3 Abgeordneten im 
Parlament vertreten sein. Im übrigen haben die Stimmen der Minori- 
täten zugenommen (insgesamt mit 21206 Stimmen oder 14 %)). 

Wenn die Deutschen diesmal alle nur an ihrem Wohnort gestimmt 
hätten, würden sie höchstwahrscheinlich 2 Mandate verloren haben; 
es wären ihnen dann nämlich nur 3 Mandate in Riga und 1in Kurland 
zugefallen. Um das zu verhindern, hatten sie einen wohldurchdachten 
und bis ins kleinste genau berechneten Plan ersonnen, der auch zum 
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Erfolge führte. Man verzichtete nämlich bewußt auf ein Mandat in 
Riga und ließ 10700 deutsche Wähler, die man planmäßig in 10 Son- 
derzügen und 129 Autobussen »verschob«, außerhalb Rigas wählen, 
nämlich in Livland und Kurland, .wo sie in den Wahlkreisen Semgal- 
len, Livland und Lettgallen für die dortigen deutschen Listen ihre 
Stimmen abgaben. Außerdem dirigierte man 1500 Deutsche aus Kur- 
land nach Semgallen. Der Erfolg war: 2 Mandate in Riga, 2 in Liv- 
land und 2 in Kurland. Die deutsche Presse lobte diese Tat in den 
höchsten Tönen. Das war ihr gutes Recht. Etwas eigenartig wirken : 
diese Lobeshymnen aber, wenn man das, was dieselbe deutsche Presse 
1930 vor und nach der Reichstagswahl in Deutschland schrieb, damit 
vergleicht. Damals behauptete man nämlich wider besseres Wissen, 
um den polnischen Stimmenzuwachs von 7000 in Oberschlesien zu ent- 
werten, daß die Polen zu Tausenden aus Westfalen verschoben worden 
seien und dort mittels Stimmschein gewählt hätten, was man damals 
als »polnischen Wahltrick«, als »Wahlschiebung« und als »Stimm- 
scheinmißbrauch« aufs schärfste verdammte. Heute geschieht dies 
wirklich bei der deutschen Minderheit Lettlands, und siehe da, was 
ihnen bei den Polen im höchsten Grade verwerflich erschien, hier war 
es ein »großzügiger Plan« und »ein großer Erfolg deutscher Einigkeit 
und Disziplin«. 

Erwähnt sei außerdem noch, daß sich deutsche Minderhei- 
tenblätier nicht gescheut haben, die Tendenzmeldungen der 
deutschen Presse mit Kommentaren zu versehen, wie z.B. die 
»Deutsche Rundschau in Polen« (Bydgoszcz, 27.9.30): »Zu 
Tausenden wurden polnische Wähler aus dem Westen nach 
Oberschlesien transportiert, damit sie dort mit Wahlschein in 
dem einzigen Bezirk wählen konnten, in dem man ein polni- 
sches Mandat erhoffte. Diese »Abstimmungstransporte« wur- 
den vom Polenbund und seinen Hintermännern bezahlt; 
zum Teil wurde sogar der entgangene Arbeitsgewinn ersetzt.«. 
Selbst wenn es dem Polenbund möglich und finanziell tragbar 
gewesen wäre, diese Transporte durchzuführen, wären sie 
ebenso legal gewesen, wie es die deutschen »Abstimmungs- 
transporte« in Lettland hoffentlich auch sind. Daß alle 
diese Behauptungen der deutschen Presse wider besseres 
Wissen aufgestellt wurden, geht u. a. aus der gleichzeitigen ' 
Feststellung der »Dt. Rundschau in Polen« hervor, in der sie 
schreibt: »...in Westfalen wurde der bisherige Besitzstand 
gehalten«, was doch unmöglich wäre, wenn 7000 Stimmen 
durch die »Abstimmungstransporte« nach Oberschlesien ab- 
gegeben worden wären. Wenn aber die Anspannung aller 
Kräfte und die Ausnutzung der legalen Möglichkeiten in Lett- 
land als eine nationale Tat der dortigen deutschen Minderheit 
bezeichnet wird: warum beschimpft man dieselbe, leider nur 
nicht verwirklichte Handlung der Polen in Deutschland als 
eine »bezahlte« Handlung? 

* 


Der Ausgang des rigaer Domkirchenstreits. In der April-Mai- 
Nummer der »Kulturwehr« haben wir bereits die Vorgeschichte 
des nun vorläufig beendeten Kampfes lettischer Parteien gegen die 
deutsche Domkirche in Riga bis zur Ablehnung des Domkirchenge- 
setzes im Parlament geschildert. Es folgte dann das Volksbegehren 
zur Domenteignung, das 231542 Unterschriften erhielt. Da hierzu nur 
121000 Unterschriften erforderlich waren, bedeutete dies, daß sich 
jetzt das Parlament erneut mit der bereits abgelehnten Vorlage be- 
schäftigen mußte. Am 22.Juli entschied sich das Parlament mit 41 
Stimmen für und 41 gegen das Volksbegehren, damit war es laut der 
Geschäftsordnung durch Stimmengleichheit abgelehnt worden. Zu- 
rück blieb dann nur noch der Volksentscheid durch allgemeine Ab- 
stimmung, der es aber am 5. und 6. September nur auf 39% 160 Ja-Stim- 
men brachte, während wenigstens 50 % der Wähler, genau 609 000, 
daran hätten teilnehmen müssen. Immerhin stellte diese Zahl 41 % 
der Wählerschaft lettischer Nationalität und 32 % der Gesamtwähler- 
schaft dar. Das Domenteignungsprojekt war damit zu Fall gebracht. 
Jetzt erließ aber die lettische Regierung — jedenfalls zum Teil unter 
dem Eindruck der 41 % lettischer Stimmen zum Volksentscheid — 
wenige Tage vor der Wahl folgende Notverordnung, zu der ein Be- 
schluß der Regierungsparteien sie bevollmächtigt hatte: 


»Ergänzung zum Gesetz über die Zuerteilung der Kathedrale 
dem ev.-luth. Bischof Lettlands und dem katholischen Bischof in 
Riga. (Herausgegeben auf Grund des $ 81 der Verfassung der Re- 
publik Lettland.) Das Gesetz über die Zuerteilung der Kathedrale 
an den ev.-luth. Bischof Lettlands und den katholischen Bischof in 
Riga (Gesetzsammlung 48 des Jahres 1923) ist durch folgende 4., 5., 
6., 7. und 8. Paragraphen zu ergänzen: 


4. Die Domkirche zu Riga ist die Kathedrale des Bischofs der 
evangelisch-lutherischen Kirche Lettlands. 


5. Das bewegliche und unbewegliche Eigentum der juridischen 
Person Domkirche mit allen Rechten und Pflichten nutzt und ver- 
waltet die Verwaltung der Domkirche mit den Rechten einer Ge- 
meindeverwaltung. 


6. Die Verwaltung der Domkirche besteht aus 1) einem Ver- 
treter des Bischofs der evangelisch-lutherischen Kirche Lettlands 
als Vorsitzendem 2) aus einem Vertreter des Kriegsministers, der 
zur evangelisch-lutherischen Kirche gehören muß, 3) aus drei 
Gliedern, die von der Verwaltung der Rigaschen Garnisonsge- 
meinde gewählt werden, 4) aus drei Gliedern, die die Verwaltung 
der lettischen Domgemeinde, früher Friedensgemeinde, wählt, und 
5) aus drei Gliedern, die die Verwaltung der deutschen Dom- 
gemeinde wählt. Die Verwaltungsglieder sind auf drei Jahre zu 
ernennen, resp. zu erwählen. 


7. Die Verwaltung der Domkirche ist auch dann vollberechtigt, 


wenn die Verwaltung einer Grundgemeinde ihre Glieder nicht 
wählt. 


8. Die Verfügung zur Ausführung dieser Bestimmung gibt der 
Innenminister heraus. 
Riga, den 29. September 1931. 
Ministerpräsident K. Ulmanis. 
Innenminister A. Petrewiz.« 


Der Kirchenrat der deutschen Domgemeinde beschloß daraufhin, 
den Dom zu verlassen und Gottesdienste nicht mehr dort abzuhalten, 
bis man die ihnen entzogenen Rechte zurückerlangt habe. In einer von 
ihm gefaßten Resolution heißt es u. a.: 

»Durch den Erlaß des lettländischen Ministerkabinetts vom 29. 
September 1931 sind auf dem Wege der Notverordnung der aus 12000 
Seelen bestehenden Domgemeinde ihre durch Jahrhunderte unange- 
fochtenen und durch die lettländische Kirchenverfassung von 1928 
erneut bestätigten Rechte auf ihr Gotteshaus und das gesamte Inven- 
tar der Kirche genommen worden, obwohl das Parlament und der 
Volksentscheid eine Enteignung abgelehnt hatten. Die Domgemeinde 
stellt fest, daß damit ein gegen sie mit allen Mitteln der Lüge, Ver- 
leumdung und Verhetzung geführter Feldzug seinen Abschluß gefun- 
den hat und durch einen Machtspruch des Staates legalisiert worden 
ist. Sie legt feierlich Verwahrung ein gegen dieses Gesetz, das ihr mit: 
»einem Schein des Rechten« die freie Nutzung ihres Gotteshauses 
nimmt. Sie erklärt, daß sie den Anspruch auf ihr Gotteshaus nie auf- 
geben wird. An der neuen Domkirchenverwaltung wird sie nicht teil- 
nehmen. Sie wird thre durch Geschichte und Verfassung ihr zustehen- 
den Rechte wiederherzustellen immer bestrebt sein.« 

Außerdem will sich die deutsche Minderheit Lettlands nach Mit- 
teilungen in der deutschen Presse beschwerdeführend an den Völker- 
bund wenden. 

x 


Der Streit zwischen Mehrheit und Minderheit um eine 
Stätte religiöser Kultur ist eine der unerfreulichsten Erschei- 
nungen im Nationalitätenkampf. Sie gehört aber durchaus 
zu den Seltenheiten, wenngleich der rigaer Fall nicht der 
erste dieser Art ist. Wir verweisen hierbei auf das Vorgehen 
des katholischen Bischofs Dr. Schreiber, des jetzigen Bischofs 
von Berlin, der als Bischof der Diöcese Meissen die Rechte der 
katholischen Lausitzer Serben an der Pfarrkirche Unserer 
Lieben Frau in Bautzen ebenso beseitigte, wie es jetzt die 
lettische Regierung mit der Domkirchengemeinde in Riga ge- 
tan hat. Wir lehnen es jedoch ab, das eine Unrecht mit dem 
anderen zu entschuldigen. Trotzdem erscheint die Stellung- 
nahme der deutschen Domkirchenvertretung insofern ver- 
fehlt, als die von lettischer Seite angebotene Mitverwaltung 
rundweg ausgeschlagen wird. Dadurch, daß die lettischen 
Evangelischen die Domkirche zu gottesdienstlichen Handlun- 
gen mitbenutzen wollen, ist noch keineswegs der Beweis er- 
bracht, daß die deutschen Evangelischen das Recht auf 
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Nutzung ihres Gotteshauses verloren haben. Durch eine güt- 
liche Vereinbarung, die ja von lettischer Seite auch angestrebt 
wurde, wäre der scharfe Meinungskampf durchaus zu ver- 
meiden gewesen und er hätte schon aus religiösen Gründen 
vermieden werden müssen. Durch das Verhalten der deut- 
schen Domgemeinde ist die Frage aber eine Machtfrage ge- 
worden, und die deutsche Minderheit wird schwerlich an- 
nehmen, daß sie einen Vorteil oder gar den Sieg dabei errei- 
chen wird. Das Beispiel des deutschen Vorgehens gegen die 
lausitzserbischen Katholiken in Bautzen zeigt nur zu deut- 
lich, daß die Berufung auf Geschichte und Verfassung sehr 
schwache Argumente gegen einen extremen Nationalismus 
sind, ganz gleich ob es sich um den deutschen oder den letti- 
schen handelt. | 


ÖSTERREICH. 


Die ungarische Minderheit in Oesterreich wohnt in zusammenhän- 
gender Masse auf einem 4037 qkm großen Landstreifen, dem sogen. 
»Burgenlande«, das die vier Gespannschaften Oedenburg, Wieselburg., 
Eisenburg und Preßburg umfaßt. Deutscherseits wird die Gesamt- 
bevölkerungszahl dieses Gebietes mit 286000 beziffert, wovon 75 % 
deutscher, 15 % kroatischer und angeblich nur 5 % ungarischer Natio- 
nalität sein soll. Nach der Einverleibung dieses Territoriums in den 
österreichischen Bundesstaat im Jahre 1922 wurde es trotz der heftig- 
sten Gegenwehr deutsch-nationaler Kreise zum selbständigen Bundes- 
land mit einer Landesregierung in Eisenstadt erhoben. In schul- 
politischer Hinsicht wurde der ungarischen Minderheit, die vor dem 
Kriege eine privilegierte Stellung einnahm, zehn Volksschulen be- 
lassen, während den Deutschen 317 Schulen zufielen und den Kroaten 
37 Schulen verblieben. Indessen, im Mittelpunkte der nationalpoliti- 
schen Kämpfe zwischen Ungarn und Deutschen steht die Agrar- 
frage. Denn 88 % des durchwegs vorherrschenden Großgrundbesitzes 
befindet sich in den Händen ungarischer Magnaten, während die 
Masse der sozialdemokratisch und christlichsozial orientierten deut- 
schen Kleinbauern und Tagelöhner für eine radikale Bodenreform 
eintritt. Die Landesregierung hat jedoch von bestehenden Enteig- 
nungsgesetzen wenig Gebrauch gemacht, sondern sucht »durch all- 
mählichen Aufkauf und Parzellierung von Großgrundbesitz die be- 
drohliche Besitzschiehtung im Sinne deutscher Volksinteressen zu ver- 
bessern«, wie sich Boehm in »Die deutschen Grenzlande« ausdrückt. 
Ferner richtet sich der Kampf der ungarischen Minderheit gegen die 
Germanisierungsbestrebungen der katholischen Geistlichkeit, der An- 
fang 1928 seinen sichtbaren Ausdruck in der ungarenfeindlichen Aktion 
des deutschen Domherren Huber in Oedenburg fand, wo sich die 
Ungaren — wie die Abstimmung bewies — in der Mehrheit befinden 
und in sozial-kultureller Hinsicht dem Deutschtum überlegen sind. 
Auf dieses Oedenburger Gebiet zumindest erhebt Ungarn territorialen 
Anspruch. Daher kommt in der deutschen Presse häufig im Hinblick 
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auf die Rücksichten und Bindungen der deutschen Außenpolitik 
gegenüber dem ungarischen Staate die zwiespältige Einstellung zu 
Ungarn zum Ausdruck. Um sich die »traditionelle ungarische Waf- 
fenbrüderschaft« zu sichern, wird den Ungarn als Trost wiederholt zu 
verstehen gegeben, daß die Oedenburger Frage bei einer großangeleg- 
ten Zusammenarbeit und bei einem ruhigen Ausgleich später ihre 
endgültige Regelung noch finden werde. 


UNGARN. 


Die deutsche Minderheit und die Parlamentswahl. Ungarn ist, was 
sein Wahlrecht angeht, im Verhältnis zu vielen andern europäischen 
Staaten noch ziemlich rückständig. Dort erfolgen nämlich die Wahlen 
auf dem Lande, wie in fast allen Balkanländern, immer noch in öffent- 
licher Abstimmung, nur in den Städten sind sie geheim. Die Männer 
sind mit 24 Jahren, Frauen dagegen erst mit 30 Jahren wahlberechtigt. 
Besonders aber die öffentliche Wahl auf dem Lande bewirkt natür- 
lich, daß nur der Regierung genehme Kandidaten Aussicht auf Erfolg 
haben. Erschwerend wirkt hier auch noch das in Ungarn geltende 
sogen. Empfehlungswesen, wonach jeder Parlamentskandidat der 
schriftlichen Empfehlung von mindestens 10 % der Wähler seines 
Wahlkreises bedarf, um überhaupt zugelassen zu werden. Hier haben 
sich alle möglichen Mißstände einschleichen können: Entlohnungen 
und Bestechungen bei dem Sammeln der Unterschriften und ‘der Ab 
stimmung u. a.m. 

Trotzdem sich die Führer der deutschen Minderheit sehr weit- 
gehend diesem System angepaßt haben und mit dem damals noch 
regierenden Ministerpräsidenten Bethlen zusammen ihre Kandidaten 
aufstellten und sie dann unter dem Programm der Bethlen’schen Ein- 
heitspartei in den Wahlkampf ziehen ließen, und trotz ihrer immer 
wieder öffentlich betonten ungarisch-patriotischen Haltung wurde nur 
einer ıhrer Kandidaten, Dr. Jakob Bleyer, zweiter Vorsitzender des 
Ungarländisch-Deutschen Volksbildungsvereins, ins Parlament ge- 
wählt. Dr. Bleyer hat nach der Wahl in verschiedenen Presse- 
äußerungen selber lebhaft darüber Klage geführt, daß Graf Bethlen 
den Deutschen trotz ihres Entgegenkommens nur »zweieinhalb partei- 
amtliche Kandidaturen« zugestanden habe, und von diesen Kandida- 
ten wurde dann obendrein nur einer gewählt. Beinahe tragikomisch 
wirkt es, daß ihr dritter Kandidat, Dr. Kußbach (übrigens ein 
Schwiegersohn Dr. Bleyers) ausgerechnet dem ungesetzmäßigen Ein- 
greifen eines Habsburgers, nämlich des Erzherzogs Albrecht, der auf 
seinen Gütern sämtlichen Bediensteten und Abhängigen die Entlas- 
sung angedroht haben soll, wenn sie Dr. Kußbach wählen würden, zum 
Opfer fiel. Als amtlicher ungarischer Kandidat wurde übrigens noch 
der Vorsitzende des Volksbildungsvereins, Dr. Gratz, im Bezirk 
Bonyhad einstimmig gewählt. 

Der Vorsitzende des Ungarländisch-Deutschen Volksbildungsver- 
eins, der einzigen Organisation der deutschen Minderheit Ungarns, als 
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amtlicher Kandidat des ungarischen Staates? So etwas ist wohl 
nur in Ungarn denkbar, überall anderswo würde eine deutsche Min- 
derheit sicherlich niemals sich dazu bereit erklären, einen ihrer Führer 
als amtlichen Kandidaten des Ministerpräsidenten aufstellen zu las- 
sen. Die Tatsache zeigt gleichzeitig, wie sehr sich dort das deutsche 
Führertum aus Gründen, die natürlich nur auf dem den Ungarn und 
Deutschen gemeinsamen Gebiet der Revisionspolitik liegen können, 
bereits mit den Ungarn alliiert hat. 


Wir haben bereits in der Juni-Nummer der »Kulturwehr« erneut 
auf die Notlage der deutschen Minorität in Ungarn hingewiesen. Im 
Anschluß an den Ausfall der Wahl brachte die deutsche Presse stark 
alarmierende Nachrichten über die Notlage des Deutschtums in 
Ungarn. Es hieß darin u. a.: 

»Es handelt sich darum, daß für das ungarische Deutschtum von 
mehr als 500000 Seelen die letzte Stunde geschlagen hat: Wenn die 
entdeutschten Volksschulen nach vergeblichen zehnjährigen Bemühun- 
gen, und nachdem die Regierung es mehr als zehnmal versprochen hat, 
noch immer nicht der deutschen Muttersprache zurückgegeben wer- 
den, dann ist der Magyarisierungsvorgang des ungarischen Schwaben- 
tums nicht mehr aufzuhalten.« 

Inzwischen hat die wirtschaftliche Misöre Ungarns zum Rücktritt 
des Kabinetts Graf Bethlen geführt. Das bedeutet nach deutschen 
Presseäußerungen erst recht eine Krise des ungarländischen Deutsch- 
tums, denn Graf Bethlen war bisher derjenige, der serkannt hatte, daß 
eine einigermaßen tolerante Minderheitenpolitik zu den Staatsnotwen- 
digkeiten seines Vaterlandes gehörte«, und der es nicht an Bemühun- 
gen fehlen ließ, daraus »wenigstens die allernotwendigsten Konse- 
quenzen zu ziehen«, schreibt der Chefredakteur der deutschen Minder- 
heitenzeitschrift »Nation und Staat« F. v. Texküll-Güldenband. 
Die Zukunft sieht also für das Deutschtum Ungarns sehr trostlos aus. 

Wenn im übrigen im Organ des V.D.A.»Der Volksdeutsche«< 
in Nr. 8 darüber geklagt wird, daß der Ausgang der Wahlen in keinern 
Verhältnis zur Bevölkerungsziffer des ungarländischen Deutschtums 
stehe, so möge man sich bezüglich der 550000 Deutschen Ungarns ein- 
mal vor Augen halten, daß auch wir Minderheiten im »Verband der 
nationalen Minderheiten in Deutschland«, trotzdem unsere Gesamt- 
ziffer sogar weit über eine Million hinausgeht, nicht einen einzigen 
Abgeordneten ira deutschen Parlament besitzen, und daß man obendrein 
gerade uns in diesen Tagen durch Notverordnung die letzte schwache 
Aussicht, wenigstens im preußischen Landtag einen Kandidaten wie- 
der zu bekommen, genommen hat, indem man die Wahl-Mindestziffer 
eines Kandidaten von 40 000 auf 60000 erhöht hat. . 

Im übrigen scheinen sich die Deutschen Ungarns selber nicht 
mehr ganz einig zu sein, die »Rigasche Rundschau« brachte nämlich 
am 23. September einen Artikel gegen den oben zitierten des Herrn 
v. Uexküll - Güldenband aus der Feder des Ministerialrats Franz 
Bonitz, einem Vorstandsmitglied des Ungarländisch - Deutschen 
Volksbildungsvereins. Bonitz schreibt hier, daß von einer Krise des 
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ungarländischen Deutschtums durch den Rücktritt Bethlens nicht die 
Rede sein könne, denn der neue Ministerpräsident Graf Julius Ka- 
rolyi habe bis jetzt noch nicht den geringsten Anlaß dazu geboten, 
ihm von Seiten des Deutschtums das Vertrauen schon im voraus zu 
versagen. Weiter weist er die in jenem Artikel enthaltenen Angriffe 
auf seine Person — v. Uexküll-Güldenband hat u. a. behauptet, Bonitz 
habe sich die Aufgabe gestellt, die deutschen Organisationen und die 
an ihrer Spitze stehenden Männer zu diskreditieren und den falschen 
Eindruck zu erwecken, als ob es in Ungarn noch eine andere Deutsch- 
tumsführung gäbe — zurück. Daß er so etwas nicht im Schilde führe, 
gehe schon daraus hervor, daß er Direktor des Ungarländisch-Deut- 
schen Volksbildungsvereins sei und mit Dr. Gratz und Dr. Bleyer zu- 
sammen den Präsidialrat dieses Vereins bilde, auch habe er niemals 
die Schulwünsche des Volksbildungsvereins als »lächerlich übertrie- 
- ben« bezeichnet — was v. Uexküll-Güldenband ebenfalls behauptet hat. 
Die Zusammenarbeit des Herrn Bonitz mit Herrn Bleyer im Vorstand 
des Volksbildungsvereins scheint aber doch recht fragwürdig zu sein, 
denn die Ausgabe des Bleyer’schen »Sonntagsblatts« vom 26. Juli d. J. 
scheint eine einzige Abwehrnummer gegen Angriffe von Bonitz und 
seinem »Neuen Politischen Volksblatt« zu sein. U. a. wirft Bleyer hier 
Bonitz offen »Pangermanenriecherei« vor und verteidigt sich scharf 
gegen persönliche Verdächtigungen, die Bonitz gegen ihn im N.P. 
Volksblatt publiziert hat. 

Dieser Streit hat ferner den Rechtsanwalt Dr. Gündisch, Buda- 
pest, veranlaßt, im »Siebenbürgisch-Deutschen Tageblatt« die im er- 
wähnten Artikel des Herrn v. Uexküll-Güldenband enthaltenen An- 
griffe ebenfalls zurückzuweisen, u. a. mit der Behauptung, der U.-D. 
Volksbildungsverein sei nur zum Teileine wirklich freiwil- 
lige deutsche Bewegung, weil die kleinere Hälfte des Präsidiums und 
Volksausschusses auf Anregung Bethlens durch die General- 
versammlung gewählt, also bestellt worden sei. »Der Auslands- 
deutsche« behauptet dagegen wieder, daß auch Bonitz kein frei gewähl- 
ter Vertrauensmann des Deutschtums in Ungarn sei, sondern ein auf 
Empfehlung Bethlens ernannter! Er gibt dann zu, daß der 
»U.-D. Volksbildungsverein« ohne diese »Bindungen« überhaupt nicht 
gestattet worden wäre, der »U.-D. Volksbildungsverein« könne daher 
nicht eine freie Organisation des Deutschtums in Ungarn genannt 
werden! Die drei führenden Opponenten gegen Professor Bleyer sind 
Bonitz, Dr. Steuer und Dr. Gündisch. 
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Besprechungen 


Dr. Hermann Raschhofer: Hauptprobleme des Nationali- 
tätenrechts. Von der Deutschen Akademie München preisgekrönte 
Schrift. Lex. 8°. Geh. RM. 12,80, in der Ausgabe: »Tübinger Abhand- 
en öffentlichen Recht«. Verlag von Ferdinand Enke in Stutt- 
gart, 2 


Eine hervorragende Leistung bietet der Verfasser mit dem vor- 
liegenden Buche. In schöpferisch meisterhafter Art reiht sich Frage- 
stellung an Fragestellung. Durch deren tief durchdachte Beantwor- 
tungen wird aber der Leser vor neue Probleme gestellt, sodaß sich 
fast unmerklich aus der kleinen Wurzel des Nationsbegriffes ein ge- 
waltiger Baum nationalitätenrechtlicher Probleme aus der Vergangen- 
heit heraus entwickelt. Zunächst werden in kürzerer Zusammenfas- 
sung an Hand mittelalterlicher Urkunden die Anfänge des Nations- 
begriffes dort, wo er rechtlich in Erscheinung tritt, namentlich in den 
Gebieten des ehemaligen Oesterreich-Ungarn verfolgt. Eingehendere 
Würdigung finden die Wandlungen und die unmittelbaren Vorläufer 
des modernen Minderheitenrechts, wie die religiösen Minderheiten- 
schutzverträge des 18. Jahrhunderts. Sodann beginnt der Verfasser 
mit der rechtlichen Problemstellung zwischen Mehrheit und: Minder- 
heit. Das Gemeinsame ihrer rechtlichen Geeintheit liegt in dem 
höheren übergeordneten Zweck, in der Willenseinigung zur Bejahung 
des gemeinsamen Staates. Nur in Bezug auf diese Eigenschaft der 
gleichen Zugehörigkeit zum selben Staate, der Staatsbürgerschaft, 
läßt sich nach demokratischem Prinzip die Unterordnung der Minder- 
heit unter den Willen der Mehrheit rechtfertigen. Bezüglich der Na- 
tionalität aber liegt eine solche Wesensverschiedenheit unter den 
Bürgern des gemeinsamen Nationalitätenstaates vor, daß es eine Ma- 
jorisierung und Vergewaltigung der Minderheit bedeuten würde, wenn 
es in die Hand der Mehrheit gelegt ist, durch Majoritätsbeschluß 
ureigenste Lebensfragen der Minderheit zu regeln. Das demokratische 
Prinzip gestatte der Mehrheit nach Rousseau’s »Contrat sociale nicht, 
die Beurteilung einer ihr fremden, einzelnen Sache. Infolgedessen sei 
auch die verfassungsrechtliche Stellung des Minderheitsabgeordneten 
als Vertreter der Gesamtbürgerschaft absurd. Er sei lediglich Reprä- 
sentant der Minderheit und nicht des Gesamtvolkes. Der Staat habe 
diese Stellung rechtlich dadurch anzuerkennen, daß er im Wege des 
nationalen Ausgleichs der Minorität einen eigenen Rechtsbezirk zu- 
weise, ihr Autonomie gewähre. Wenn auch mit dieser Schlußfolge- 
rung des Verfassers den Minderheiten in der politischen Wirklich- 
keit oft nur ein schlechter Dienst erwiesen wird, so sollten indessen 
seine Anschauung über die verfassungsrechtlich zu begründende Stel- 
lung des Minderheitsabgeordneten gerade im Deutschen Reiche, das 
im eigenen Interesse mit gutem Beispiel voranstehen müßte, größere 
Beachtung vor allem für die eigene Praxis finden. Denn wiederholt 
hat der Verband der nationalen Minderheiten in Deutschland in seinen 
Eingaben an die Reichsregierung gefordert, daß den Minderheiten 
entsprechend ihrer Gesamtzahl im deutschen Reichsgebiet durch eine 
gesetzliche Sonderregelung eine parlamentarische Vertretung ge- 
sichert werden müsse, daß sie also nicht als Partei im Sinne der Wahl- 
gesetze, vor allem nicht als Splitterparteien anzusehen wären, der 
Minderheitsabgeordnete also als Vertreter der Minderheit und nicht 
des Gesamtvolkes einer besonderen gesetzlichen Behandlung würdig 
erachtet werden müsse. Der Verfasser selbst gibt treffend die Be- 
gründung, wenn er ausführt, daß zwar jede andere Partei die Mög- 
lichkeit hat, um neue Anhängerschaft zu werben, daß sie heute Par- 
lamentsminderheit, aber in der nächsten Wahlperiode Mehrheit sein 
kann, daß jedoch die nationale Minderheit wegen ihrer personellen 
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Begrenzung niemals zur Majorität im Parlament tendieren kann, ihr 
Minoritätscharakter also von vornherein feststeht. Deshalb ist ein 
Vergleich zwischen echter parlamentarischer Partei und Nationali- 
tätspartei nicht möglich. Daß letztere sich der ersteren unterwirft, 
hätte — ähnlich wie bei einer Beschlußfassung -in einem Verein — 
. nur dann einen Sinn, wenn der überstimmten Minderheit dennoch die 
Hoffnung bleibt, einmal noch Sieger im Kampfe um die Erreichung 
des gemeinsamen Zweckes zu werden. Aber, wie bereits nach Rous- 
seau’s demokratischem Princip ausgeführt wurde: nicht einmal der 
gemeinsame Zweck besteht in Nationalitätsangelegenheiten. Nationale 
Lebensgebiete stehen sich gegeneinander irrelevant gegenüber, sodaß 
die Majorität in dem nur durch die formelle Staatsbürgerschaft zu- 
sammengefaßten Staate keinen Rechtstitel zur Regelung der Verhält- 
nisse eines ihr fremden Elementes durch majorisierenden Beschluß 
nach logischer Rechtsbegründung besitzen könnte. Die Folge davon 
bleibt, daß als Sprecher rechtlich zu regelnder Lebensfragen nur die 
Minderheit selbst legitimiert ist, daß der gemeinsame Staat ein Son- 
dergesetz zu schaffen hat zur Sicherung einer ständigen parlamen- 
tarıschen Vertretung der Minderheiten für ihre nationalen Belange. 
Beachtet man dazu, daß für den Verband der nationalen Minderhei- 
ten im Reiche bei den Parlamentswahlen jedesmal mehr als 70000 
Stimmen abgegeben wurden, so erscheint seine Forderung um eine 
parlamentarische Vertretung im Reichstage und Preußischen Land- 
tage nicht mehr- als recht und billig. 

Das Haupthindernis zu solcher berechtigten Forderung sieht der 
Verfasser ganz zutreffend in den Ansprüchen des Nationalstaates. Als 
historisch-politische Wirklichkeit betrachtet, muß der Nationalstaat 
nationalitätenrechtliches Eigenleben leugnen. Er kennt nur die Staats- 
nation und stellt an die Minderheiten das Ansinnen völkischer Assi- 
milierung. Als staatstheoretischer Begriff jedoch, der die Beziehung 
von Nation und Staat rechtfertigt, gibt der Nationalstaat positiv erst 
den Grund für die Entstehung des Nationalitätenrechts. Diesem Na- 
tionalitätenrecht steht angesichts des Erwachens des nationalen Be- 
wußtseins unter den Völkern seit dem letzten Jahrhundert eine große 
Zukunft bevor, während die historisch-politische Form des westlichen 
Nationalstaates ein völlig untaugliches Instrument zur Lösung des 
. Minderheitenproblems geworden ist. 

Nach dieser allgemeinen Begründung des Nationalitätenrechtes 
werden dessen Subjekte untersucht und zwar die Nationalität als 
überpersönliche Einheit und als Erscheinung im Individuum. Das 
Kriterium der Zugehörigkeit zur Nationalität sucht der Verfasser 
nach dem sujektiven Merkmal des Bekenntnisprineips festzulegen, 
während die objektiven Merkmale der Abstammung und Sprache als 
ungeeignet zur Bestimmung des nationalitätenrechtlichen Subjekts ab- 
gewiesen werden. Zum Beweise der Allgemeingültigkeit der von ihm 
vertretenen Willenstheorie wird auf die Indikatur des K. K. öster- 
reichischen Verwaltungsgerichtshofes und des Ständigen Internatio- 
nalen Gerichtshofes im Haag verwiesen. Zum Schluß seines allgemei- 
nen Teils untersucht Raschhofer den Begriff und den Umfang des 
Nationalitätenrechts und dessen Einreihung unter die subjektiven 
öffentlichen Rechte. 

Der Verfasser wendet sich nun dem positiven Minderheitenrecht 
zu und analysiert einzelne Fragen aus den minderheitenrechtlichen 
Vorschriften der Friedensverträge. Ferner werden die Minderheiten- 
deklarationen der Baltenstaaten, gewisse minderheitsrechtliche Reso- 
lutionen des Völkerbundes, sowie Gegenseitigkeitsverträge zum 
Schutze der Minderheiten nach ihrem juristischen Charakter unter- 
sucht. Im formellen Minderheitenrecht der Verträge bemängelt Rasch- 
hofer die angeblich nicht genügend wirksame Garantie des Völker- 
bundes und die geltende Verfahrensordnung vor dem Völkerbunds- 
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rate. Dem Leser wird besonders auffallen, welche Bedeutung der Ver- 
fasser der Ausgestaltung und Garantie des Minderheitenrechts im 
alten Oesterreich beimißt. Er preist die Bildung, Verfassung und die 
Funktionen der nationalen Kurien nach mährischem und bukowini- 
schem Landesrecht, wie er denn auch allgemein behaupten zu dürfen 
glaubt, daß »für die nationalen Minderheiten der Rechtszustand heute 
schließlich bedeutend schlechter ist, als vor der Umwälzung« (S. 22). 
Im gleichen Abschnitt über positives europäisches Nationalitäten- 
recht stellt er die preußische Ministerialverordnung für das polnische 
und dänische Minderheitsschulwesen neben die durch Verfassung und 
Staatsgesetze garantierten Rechte der nationalen- Minderheiten in 
Estland und Lettland. 


Ueberblickt man das ganze Werk, so wird der Eindruck gewonnen, 
aß der Verfasser, trotzdem er es in keinem Punkte wagt, von den 
alteingetretenen Pfaden übermittelter, der deutschen Minderheiten- 
politik dienender Rechtsanschauungen abzuweichen, in zusammen- 
hängenden ineinander übergehenden Konstruktionen vielfach Erkennt- 
nisse herausgearbeitet hat, die in ihrer Allgemeingültigkeit für alle 
europäischen Minderheiten von Bedeutung und Interesse sein könn- 
ten. Insoweit zeichnet sieh das vorliegende Buch im Vergleich zu der 
Masse ähnlicher Ausgaben, die den zeitgemäßen Problemen des Na- 
tionalitäten- oder Minderheitenrechtes gewidmet sind, durch höchste 
Produktivität und eigene Anschauungswiedergabe des Verfassers in 
‚den für ihn einmal gegebenen Bahnen deutscher Minderheitenideo- 
logie aus. —n.D— 


x 


Ethnopolitischer Almanach 1931. Ein Führer durch die europäische 
Nationalitätenbewegung. Im Auftrage des Instituts für Grenz- und 
Auslandsstudien, herausgegeben von Otto Junghann und Max 
Hildebert Boehm. 2. J ahrgang. Verlag Wilhelm Braumüller. Wien 
1931. Preis geb. 5,— RM. 


Gliederung und Tendenz des diesjährigen Almanachs sind die 
gleichen, wie des vorjährigen; neu aufgenommen wurde eine Materi- 
aliensammlung, die sich auf eine mehr oder weniger übersichtliche 
und vollständige Uebersicht der »Nationalitäten«-Presse beschränkt. 

Im Vorwort erläutern die Herausgeber die Art der Materialien- 
beschaffung und die kritische Bewertung, die an den einzelnen Bei- 
trägen ihrerseits geübt worden ist; wieweit diese Kritik tatsächlich 
erfolgt. resp. unterblieben ist, wird noch im einzelnen zu erwähnen 
sein. Bemerkenswert ist jedoch die Tatsache, daß die Verantwortung 
für den Standpunkt der einzelnen Mitarbeiter — also für die politische 
Tendenz — von den Herausgebern abgelehnt wird. Das ist für eine 
Publikation, die Anspruch auf ernsthafte Bewertung des Inhalts er- 
hebt, immerhin merkwürdig. Es scheint aber diese Flucht vor der 
Verantwortung eine ganz allgemeingültige Uebung für alle derartigen 
Veröffentlichungen der neuesten »Nationalitäten«-Literatur: zu sein 
und es ist sicher kein Zufall, daß Dr. Junghann und Dr. Boehm vom 
»Institut für Grenz- und Auslandsstudien« in Berlin in ihrem Alma- 
nach die gleichen Methoden der Nichtverantwortlichkeit anwenden, 
die Herr Dr. Ewald Ammende für seine »Lageberichte des euro- 
päischen Nationalitätenkongresses« in Genf praktiziert. Allerdings 
unterscheidet sich der »Almanach« insofern von den »Lageberichten«, 
daß wenigstens die Autoren der Artikel genannt werden; in der infor- 
mativ weit wichtigeren »Ethnopolitischen Länderchronik des Jahres 
1930« bleibt er aber der Ammende’schen Methode absolut treu, denn 
a sony »Viator« sagt nichts und verpflichtet vor allem zu 
nichts 
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Sieht man in der Artikelreihe von dem Aufsatz Boehm’s »A u f- 
gaben und Organisation der Nationalitätenfor- 
schung« und von Junghann’s Artikel s»Internationale Min- 
derheitenarbeitimJahre1930« ab — auf beide soll gelegent- 
lich hier noch zurückgegriffen werden — ist m. E. die kurze Unter- 
suchung von Dr. Henss über »Zweisprachigkeit als paeda- 
gogisches Problem« der relativ wichtigste und minderheits- 
kulturell wertvollste Beitrag, der gleichfalls eine eingehende geson- 
derte Behandlung in unserer Zeitschrift verdient. Zu dem Artikel 
von Rittmeister a. D. Jary soll für die Herausgeber, die seiner Arbeit 
in einer deutschen Publikation Raum gaben — auf die Stellungnahme 
Pastor Friedrich Naumann’ s zu den Armeniergreueln hingewiesen 
werden (Asia, 1898): 


»Was hindert uns also, dem Türken in die Hand zu fallen.... 
Eins hindert uns, das der Türke antwortet: Auch ich kämpfe um 
mein Leben. Und — daß wir ihm das glauben. Wir’glauben bei 
allem Groll über die blutige, mohammedanische Barbarei, an die 
Notwendigkeit. der Türken, denn wir sehen die armenische Frage 
als eine innerpolitische türkische Angelegenheit an .. « 


. Und soll daran erinnert werden, daß der deutsche Gesandte in Kon- 
stantinopel v. Wangenheim im Weltkriege, als die Armenier unter 
deutschem Stillschweigen — v. d. Goltz-Pascha ausgenommen, der aber 
vor Kut-l-Amara 1917 von Halil Pascha dafür durch schamlose Miß- 
handlung bestraft wurde — erneut ausgerottet wurden, nach Berlin 
berichtete, »... daß die erwähnten Maßnahmen bei der politischen 
und militärischen Lage der Türkei leider nicht zu vermeiden 
... seien«. In einer während des Krieges üblichen Pressekonferenz 
(7. a 1915) wurden für die Journalisten folgende Richtlinien ausge- 
geben: 


»Ueber die Armeniergreuel ist folgendes zu sagen: Unsere 
freundschaftlichen Beziehungen zur Türkei dürfen durch diese 
innertürkische Verwaltungsangelegenheit nicht nur nicht gefähr- 
det, sondern im gegenwärtigen schwierigen Augenblick nicht ein- 
mal geprüft werden. Deshalb ist einstweilen besser zu schweigen.« 


Damit man diese Hinweise nicht mißverstehe: sie sollen nicht und 
können nicht die Vorkommnisse in den westukrainischen Tei- 
len Polens entschuldigen. In einer deutschen Publikation der Art des 
»Ethnopolitischen Almanachs« wäre aber aus naheliegenden Gründen 
immerhin einige Reserve wohl am Platze. Denn die Armenier hatten 
keinen Obersten Konovalee und keine Subventionen und keine 
militärischen Organisationen, wie die terroristischen Gruppen 
der Ukrainer, die weder vor der staatspolitischen Raison Polens noch 
vor dem teilweise vorhandenen Verständigungswillen ihrer eige- 
nen Volksgenossen in Polen Halt machen, sondern selbst mit Terror- 
aktionen vorangegangen sind. 


n der »Ethnopolitischen Länderchronik« kommt bei fast allen Be- 
trachtungen das Mißvergnügen über alle jene Richtungen zum Aus- 
druck, die der Ideologie der Auslandsdeutschtumsorganisationen ent- 
gegenwirken: andererseits wird wieder jede noch so unbedeutende 
Differenz zwischen den regierenden und nicht regierenden Nationali- 
täten eines Staates mit minutiöser Genauigkeit vermerkt, selbst sol- 
che rein lokalen Charakters (vergl. z. B. den Abschnitt Belgie n). 
In der Rubrik »Jugoslavien« erscheinen die Kroaten wieder als 
Nationalität, auch Mazedonien ist erwähnt; die Slovenen sind aber 
merkwürdigerweise — wie sonst — nicht erwähnt, und auch die wirk- 
lich interessante »Nationalität« des vorjährigen Almanachs, die »Po- 
maken«, sind verschwunden. Ein merkwürdiger Satz steht in dem Ab- 
schnitt »Polene: »Bezeichnend für diese Prozesse (gegen den Deutsch- 
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tumsbund) ist, daß die gesamte deutsche Minderheit die Handlungen 
der Verurteilten, soweit sie ihnen nachgewiesen werden konnten, nicht 
als Vergehen anerkennen kann.« Und wie hält man es mit jenen, die 
nicht nachgewiesen werden konnten? Ferner wird behauptet, daß die 
Frage der Wiedereinstellung einiger deutscher Knappschaftsärzte in 
Polnisch-Oberschlesien vom Völkerbund vertagt wurde, bis einige von 
diesen gestorben waren; da dies in der Chronik ausdrücklich festge- 
stellt wird, muß man wohl annehmen, daß sie andernfalls nicht ge- 
storben wären. | 

‚ Im letzten Abschnitt »Deutsches Reich« befaßt sich »Viator« 
mit den Minderheitsverhältnissen im Deutschen Reich; dazu reichten 
ihm 45 Zeilen, während z.B. Jugoslavien 3 Seiten, Litauen ebenfalls 
3 Seiten gewidmet werden. Als wichtigste Ereignisse betrachtet der 
Verfasser die Vorfälle in Nikolaiken, wo eine polnische Minderheits- 
schule beschädigt wurde; ferner den »Fall Vydunas«, an dem Viator 
offensichtlich sehr interessiert ist, ferner die Eingabe des Verbandes 
der nationalen Minderheiten in Deutschland, in der eine parlamen- 
tarische Vertretung gefordert wird, was nach Meinung Viators nur 
auf dem Wege von »Sondervorrechten« — dieser Pleonasmus ist cha- 
rakteristisch für die Tendenz einer solchen Wortformulierung — mög- 
lich sei; er vergißt zu sagen, daß die deutsche Minderheit in Däne- 
mark ein solches Sonderrecht oder Vorrecht genießt, sonst wäre 
sie gleichfalls ohne parlamentarische Vertretung. 
Und zum Schluß glaubt er eine Enttäuschung des Verbandes feststel- 
len zu müssen darüber, daß er 1930 wiederum kein Reichstagsmandat 
erringen konnte. Das ist eine Täuschung des Verfassers, denn das 
»freiheitlichste, demokratischeste Wahlrecht der Welt« verhindert 
jedes Minderheitenmandat im deutschen Reichstag, selbst bei 120 000 
Stimmen, die der Verband 1924 errang. 

Einiges wäre abschließend noch über die Darstellung der Organi- 
sationen und Presse der einzelnen Nationalitäten zu sagen; ich be- 
schränke mich ausdrücklich auf einige Stichproben. Unter »Däne- 
mark« wird die deutsche Presse so bezeichnet: »Nordschleswigsche 
Tageszeitung, Flensburg«; richtig ist »Nordschleswigsche Zeitung«, 
Aabenraa; offenbar ein Satzfehler, der aber bei einiger Sorgfalt hätte 
vermieden werden können. Unter »Deutsches Reich« sind die Lausitzer 
Serben als »Wenden« bezeichnet. Mit welchem Recht die Herausgeber 
. den allein zutreffenden Volkstumsnamen dieser Nationalität willkür- 
lich ändern, ist nur unter Beachtung der amtlichen Tendenzen gegen- 
über dieser Minderheit verständlich. Denn ich habe auf Wunsch der 
Herausgeber die betreffende Rubrik vor Drucklegung durchgesehen, 
die Korrektur des vorgelegten Manuskripts entsprechend vorgenom- 
men und noch besonders darauf hingewiesen. Da die slavische Wis- 
senschaft einschließlich aller deutschen Slavisten den Gebrauch der 
Bezeichnung »Wenden« ablehnt — und dafür »Sorben«, »sorbisch« an- 
wendet — hätten die Herausgeber doch wohl auch auf die falsche Be- 
zeichnung verzichten können. Ganz nebenbei bemerkt: bei allen, sla- 
vischen Titeln, Namen ete. ist die korrekte Anwendung der diakriti- 
schen Zeichen und die orthografisch richtige Schreibweise nicht neben- 
sächliceh. Von den Litauern in Deutschland wird — entsprechend der 
Tendenz der genfer Minderheitenkongresse — behauptet: »Das Gros 
der litauischen Splittergruppe ist nur unpolitisch-kulturell (Führung 
Dr. Storost-Vydunas) organisiert; in der Presseaufstellung fehlt die 
Zeitschrift »Litauische Stimme« die von der Minderheits- 
organisation »Vereinigung der Litauer Deutschlands 
herausgegeben wird. Bei den Deutschen in Polen fehlten die Organe 
der oppositionellen Gruppen: »Deutscher Volksbote«, »Neue Freie 
Presse« (Łódź) und »Katholische Volkszeitung« (Rybnik), bei den 
Juden ist »Nasz Przeglad« ebenfalls nicht erwähnt. Daß in der Cecho- 
slovakei die Slovaken als besondere Nationalität erwähnt werden, ist 
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nur insofern bemerkenswert, als die Herausgeber die friesische Natio- 
nalität in Deutschland verschweigen und auch die Cechische nicht 
erwähnen. | 
Betrachtet man die vorliegende Publikation kritisch, so muß mit 
Bedauern festgestellt werden, daß sie, genau so wie die erste Ausgabe 
des Jahres 1930, in keiner Weise den Ansprüchen und Aufgaben ge- 
recht wird, denen sie angeblich dienen will. Der Almanach ist eine 
Zusammenstellung von Abhandlungen, die auf die Propagierung ein- 
seitiger Auffassungen abzielen. Es ist im besten Falle ein Handbuch 
des »Instituts für Grenz- und Auslandsstudien« in Berlin, am wenig- 
sten aber, insbesondere qualitativ, eine objektive Informationsquelle 
universeller Art. g — ska, — 


Bevölkerungskarte der Ober- und Niederlausitz auf Grund der 
Volkszählung der Jahre 1910 und 1925. Maßstab 1:200.000. Mit einem 
Aufsatz »Der Rückgang des Wendentums« von Felix Burkhardt. Kom- 
Le Julius Beltzt, Langensalza-Berlin-Leipzig. 1931. Preis 
‚— Reichmark. 


Die »Stiftung für deutsche Volks-und Kulturboden- 
forschung hat die Aufgabe übernommen, Geschichte und Volks- 
tum der Lausitzer Serben in einer Schriftenreihe, daneben aber auch 
in Einzeldarstellungen der oben angekündigten Art, der deutschen 
Oeffentlichkeit zugungig zu machen. Leider mußte hier schon bei der 
ersten Fublikation*) auf die merkwürdige Tendenz hingewiesen wer- 
den, der auch die obige Schrift treu geblieben ist. Den beiden Karten 
ist ein Textteil mitgegeben, in dem F. Burkhardt-Dresden über 
. den »Rückgang des Wendentums« schreibt, während H. 
Schwalm die Karten mit vorwiegend methodologischen Erläute- 
rungen versieht. 

Zunächst sei auf eine grundsätzliche Frage hingewiesen: wie lange 
noch will die deutsche Wissenschaft mit dem sachlich und sprachlich 
falschen Begriff »Wenden« operieren? Wissen die Leiter der For- 
schungsstelle nicht, daß die gesamte Slavistik einschließlich der deut- 
. schen Slavisten nur von »Sorben« spricht und das Wort »Wenden« in 
Bezug auf die Lausitzer Serben (Sorben) verwirft? Lediglich einer 
volkstumspolitischen, gegen die Lausitzer Serben gerichteten Tendenz 
verdankt die Anwendung der Bezeichnung »Wenden« ihre außer- 
ordentliche Beliebtheit überall dort, wo man sich um den Nachweis 
bemühen muß, daß die Lausitzer Serben ja nicht Slaven, sondern ein 
»Stück deutschen Volkstums auf deutscher Kulturgrundlages sind. 

Diese Tendenz kommt auch in dem Aufsatz Burkhardt überall 
zum Ausbruch. Ich verweise hier nur beispielsweise auf die Fußnote 
auf Seite 4: »Die bei der Volkszählung abgegebene Muttersprachen- 
erklärung darf natürlich nicht als politisches Bekenntnis gewertet wer- 
den. Wie ein Vergleich mit den Ergebnissen der Reichs-. und Land- 
tagswahlen zeigt, bekennt sich ein großer Teil der nur »wendisch- 
sprechenden Personen politisch zur deutschen Kulturgemeinschaft«. 
Weiß Herr Burkhardt nicht, daß die Wahlen zu den Landtagen und 
zum Reichstag von keiner, auch von keiner deutschen Partei, nach 
den Gesichtspunkten einer Kulturgemeinschaft. sondern vorwiegend 
nach Gesichtpunkten sozialer, wirtschaftlicher-ständischer Interessen- 
gemeinschaft erfolgen, zu denen noch weltanschauliche Interessen hin- 
zutreten? Die Stimmenabgabe der Lausitzer Serben an alle im Parla- 
ment vertretenen deutschen Parteien — auch solche, die unter sich 
keine Kulturgemeinschaft haben, wie z. B. Centrum und Kommuni- 


*) Lehmann: »Geschichte des Wendentums in der Niederlausitz . . .«; siehe 
»Kulturwehr« 1930. Heft 6. 
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sten — beweist deutlich, daß das vorgenannte »Bekenntnis« zur deut- 
schen Kulturgemeinschaft nichts anderes ist, als eine, nicht nur von 
Burkhardt, sondern ganz allgemein von allen deutschen Politikern ge- 
schaffene Konstruktion. Wäre es anders, dann müßte man z. B. die 
Stimmabgabe der Deutschen in Rumänien. und in Ungarn sowie 
neuerdings in Jugoslavien auch als ein Bekenntnis der Deutschen 
zur rumänischen resp. magyarischen oder jugoslavischen Kultur- 
gemeinschaft bewerten, dies noch umso mehr als dort die Mehr- 
zahl aller deutschen Stimmen auf die Liste einer amtlichen Regie- 
rungspartei abgegeben wurden. Will Herr Burkhardt behaupten, daß 
die »Wenden« durch Stimmenabgabe auf deutsche Parteilisten sich 
als Deutsche bekannt haben, dann wird er zugeben müssen, daß sich 
die Deutschen in den erwähnten Ländern vom Deutschtum losgesagt 
haben. Man sieht an solchen Beispielen, daß derartige Bewertung 
von Wahlergebnissen überall zu Fehlschlüssen führt, denn dem Ken- 
ner der Verhältnisse ist es klar, daß die »Wenden« trotz ihrer Stimm- 
menabgabe an deutsche Parteien nicht »Deutsche« geworden sind, wie 
die Deutschen in Ungarn, Rumänien und Jugoslavien nicht aufgehört 
haben, weiter Deutsche zu sein. 

Im übrigen wird auf die sachlichen Zahlen und Angaben des Ver- 
fassers zurückgegriffen werden können, sobald das Heft 6 der erwähn- 
ten Publikation über die »Wenden« vorliegt (Burkhardt: Die Entwick- 
lung des Wendentums im Spiegel der Statistik). 

Nun noch einiges zu den Karten. Sie sind nach einer von Prof. 
Volz erfundenen Methode gezeichnet, von der man nur sagen kann, 
daß sie tatsächlich nichts weiter ist als eine Erfindung und daß ihre 
Resultate dieser Tatsache in jeder Hinsicht entsprechen. Klar ist 
darin nur die Absicht, durch die Neben- und Uebereinanderstellung 
verschiedenfarbiger Quadrate eine optische Täuschung hervorzurufen; 
über die tatsächlichen Siedelungsverhältnisse (Siedelungsdichte, Rela- 
tion zwischen Lausitzer Serben und Deutschen, Verlauf der Sprach- 
grenzen, Prozentualität) verbreitet das Kartenwerk Volz’scher Prä- 
gung — bewußt oder unbewußt — nur Unklarheiten, ja direkt objek- 
tive Unwahrheiten. Schon in der Erläuterung muß Schwalm zugeben, 
daß die Verhältnisse in der Lausitz einer karthografischen Darstellung 
mancherlei Schwierigkeiten bieten; doch glaubt er, daß sie durch die 
auf den vorliegenden Karten angewandten Methoden überwunden 
worden seien. Wir lehnen eine solche Methode der karthografischen 
Darstellung aus den erwähnten Gründen ab und wollen nur noch be- 
merken, daß auch die Deutschen sie dort ablehnen, wo sie für sie 
‚ ungünstig ist, so z. B. gegenüber einem auf die Nationalitätenverhält- 
nisse im Burgenland abgestellten magyarischen Kartenwerk der »Un- 
garischen Revisionsliga«, das sich auch der Volz’schen Erfindung be- 
dient (vergl. »Der Volksdeutsche« 8/1931). 

Ich empfehle angelegentlich allen lausitzserbischen Kulturver- 
einen die Anschaffung der Karten, die in hervorragender Weise ge- 
eignet sind, Aufklärung über die Methoden und Motive zu geben, die 
der zielbewußten, aber mit »verfeinerten« Mitteln betriebenen Be- 
kämpfung unserer Volkstumsarbeit zugrunde gelegt werden. — ska. — 


x 


Hugo Grothe: Die deutsche Sprachinsel Gottschee in Slovenien, 
Ein Beitrag zur Deutschtumskunde des europäischen Ostens. Mit 42 Ab- 
bildungen und 14 Karten (Heft 40/41 der Sammlung »Deutschtum und 
Ausland« herausgegeben von Georg Schreiber). Aschendorffsche Ver- 
lagsbuchhandlung, Münster i. Westf. 1931. Preis brosch. 10,50 MR. 
geb. 12.— RM. Ä 

Das »Deutsche Institut für Auslandskunde« in Mün- 
ster hat in der Schriftenreihe »Deutschtum und Auslande 
eine ganze Reihe hervorragender Monografien — neben anderen inter- 
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essanten und für die Beurteilung der Nationalitätenverhältnisse wich- 
tigen Abhandlungen — herausgebracht, denen sich das vorliegende 
Werk ebenbürtig anschließt. Kaum eine der: vielen nationalen Son- 
dergruppen hat eine so systematische und universelle Darstellung er- 
fahren, wie die Deutschen der Sprachinsel Gottschee. Stofflich und 
methodologisch ist die Bearbeitung mustergültig; sie unterscheidet 
sich auch darin von zahlreichen anderen Publikationen über deutsche 
Minderheiten, in denen der Grundsatz objektiver Tatsachenbericht- 
erstattung vollständig den Zielen politischer Propaganda weichen muß. 

Dem Buch sind zahlreiche Abbildungen sowie orientierende und 
statistische Karten beigegeben. Es verdient vermerkt zu werden, daß 
Grothe bei keiner der veröffentlichten Karten sich der Quadrat- 
methode des Herrn Prof. Volz-Leipzig bedient; dies ist umso 
merkwürdiger, als seine Arbeit ausdrücklich Herrn Geheimrat Volz, 
dem Erfinder der Quadratmethode, gewidmet ist. Wäre sie gegenüber 
den Gottscheer Deutschen in derselben Weise angewendet worden, wie 
es in dem Kartenwerk der Ober- und Niederlausitz gegenüber den 
Lausitzer Serben angewandt wurde*), so wäre die Verfälschung der 
tatsächlichen Verhältnisse im Gottscheer Land kaum geringer gewesen 
als sie es in der Lausitz ist, die ja auch ein Inselvolkstum beherbergt. 
Es würde deshalb zweckmäßig sein, eine Quadratenkarte des Gott- 
scheer Landes zu veröffentlichen, um die Volz’sche Methode richtig zu 
charakterisieren. 

Schließlich sei noch ein Passus im Vorwort erwähnt; Dr. Grothe 
schreibt dort u.a.: »In falscher Einschätzung der völkischen Wider- 
standsfähigkeit der Gottscheer glaubte man schon zu Anfang des 19. 
Jahrhunderts sie im Stadium der Slovenisierung zu sehen. Belzazar 
Haquel sagt 1804 von den Gottscheern, daß sie »nicht mehr eine ganz 
eigene Nation sind, sondern schon halb Wenden«. In der Schottky- 
schen Zeitschrift »Vorzeit und Vergangenheit« heißt es 1823 auf Grund 
zugegangener Berichte, es sei auf Grund »radikaler Vermischung« 
eine Slavisierung in Kleidung und Sprache in Gotschee vor sich ge- 
"gangen«. 

Die Resistenzkraft nationaler Sondergruppen wird allgemein un- 
terschätzt; der restlose Untergang der Lausitzer Serben wird schon 
seit der Reformation prophezeit. Es würde sich für F. Burkhardt u. 
a.m. empfehlen, die Grothe’sche Schrift über die Gottscheer Deutschen 
aufmerksam zu lesen; wahrscheinlich würden dann die Trugschlüsse 
über die »Wenden« formaliter und realiter revidiert werden müssen. 
An sich kann natürlich keine Prophezeiung und keine statistische 
Kartenproduktion einem noch lebenden, volkstumskulturell produk- 
tiven Volkstum wie den Lausitzer Serben das Lebenslicht ausblasen, 
wie ebensowenig z. B. das Gottscheer Deutschtum verschwinden kann, 
wenn lebendiges Kulturgut bei ihnen vorhanden ist. Selbst wenn es 
stärker beschädigt wäre als es in Gottschee der Fall ist, bleibt es doch 
bestehen, sobald die äußeren Lebensbedingungen einer kulturellen 
Entwieklung ihr nicht vorenthalten werden. Hier wie dort wird dies 
von der Gewährung des muttersprachlichen Unter- 
richts abhängen; was sonst um den allmählichen Niedergang eines 
Inselvolkstums geredet oder geschrieben wird, ist nichts anderes als 
ein recht wenig frommer Wunsch, der der Vater des Gedankens aller 
dieser vorzeitigen Todesanzeigen ist, ganz gleich, ob es sich um die 
Gottscheer Deutschen in Jugoslavien oder die Lausitzer Serben in 
Deutschland handelt. — ska. — 


x 


*) vergl. die Besprechung im vorliegenden Heft. 
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Dr. P. Rohrbach u. Prof. @. Roloff: Deutsche Volks- 
geschichte. Verlag Reimar Hobbing, Berlin SW. 11. 1930. 91 Seiten 
oktav mit 20 Bildtafeln. (Halbleinen). Gebunden 5,60 Mk. 


Zwei Verfasser haben sie gemeinsam geschrieben und der deut- 
schen Akademie in München gewidmet. In Bezug auf die Einheitlich- 
keit des Gedankengangs ist auch nirgends ein Rıß oder überhaupt die 
Arbeit zweier beruflich verschiedener Geister — der eine akademischer 
Lehrer und der andere Publizist und Vorstandsmitglied der deutschen 
Akademie — zu erkennen. Das Werk liest sich wie aus einem Guß 
geformt. 

Das ist aber auch schließlich kein Wunder, denn beide sind mit 
Leib und Seele Anhänger der neuen revisionistisch - großdeutschen 
Strömung, die ihre Spitze gegen den Versailler Friedensvertrag ge- 
richtet hat. Das Werk ist deshalb insofern tendenziös, als es alles 
diesem einen Ziel unterordnet und alle Fäden in das kommende groß- 
deutsche dritte Reich auslaufen läßt. Das wäre aber an und für sich 
noch kein Grund zu irgend einer abfälligen Kritik, denn unter 100 
Deutschen würden heutzutage sicher die 99 demselben Gedankengang 
huldigen. Eine deutsche Volksgeschichte könnte also, wenn sie ein 
wahrer Spiegel des gegenwärtigen Volkes sein soll, auch gar nicht 
anders ausfallen. Wer es heute im deutschen Volke noch wagt, anderer 
Meinung zu sein, fällt ja schon ohne weiteres in den Geruch des »Lan- 
desverrats«. | 

‚Aber eine deutsche Volksgeschichte, also eine Geschichte des deut- 
schen Volkes in seiner Gesamtheit, hätte durchaus nicht derart im pro- 
preußischen Sinne sein brauchen, daß man u. a. die ganz offene anti- 
deutsche Politik der Hohenzollern — mindestens bis 1808 — einfach 
verschwieg! Im Gegenteil, es wäre die Pflicht der Verfasser gewesen, 
sie in einer deutschen Volksgeschichte, in der die politischen Vor- 
gänge oft so sehr dominieren, daß die Staatengeschichte auch zugleich 
Volksgeschichte ist (wie die Verfasser selber im Vorwort einräumen) 
zu erwähnen. Es grenzt z. B. direkt an Geschichtsklitterung, wenn auf 
Seite 49 vom Großen Kurfürsten behauptet wird: »Für ein Bündnis mit 
Frankreich hatte ihm Ludwig reichen Lohn in Aussicht gestellt, aber 
Friedrich Wilhelm wollte kein Vasallendasein .. .« Gerade der sogen. 
Große Kurfürst hat sich wie kein anderer von Frankreich aushalten 
und schwer bezahlen lassen und damit der Eroberungspolitik Lud- 
wig XIV. gegen Deutschland, der damals nicht nur das Elsaß, son- 
dern auch die Pfalz zum Opfer fiel, erst die Wege geebnet. Auch die 
rein preußische und alles andere wie deutsche Macht- und Eroberungs- 
politik Friedrichs II. wird verschleiert und entschuldigt: »mit dem 
Ruhm des preußischen Namens stieg auch wieder der deutsche«! (S. 57). 
Wirklich? — Tendenziös wirkt auch der dominierende gehässige Ton 
gegen Frankreich und ferner die oberflächliche Behandlung der deut- 
schen Arbeiterbewegung, die einfach mit dem unwahren Schlagwort 
»staatsfeindliche Gesinnung« abgetan wird. 


‚ Zu einer erschöpfenden deutschen Volksgeschichte würde auch 
eine eingehende Schilderung der Hansazeit gehören, die hier immer 
nur vorübergehend gestreift wird. Oder wollte man damit stillschwei- 
gend die bis jetzt immer noch bestrittene Tatsache eingestehen, daß 
die Hansa im Grunde genommen eine slawische Schöpfung war, getra- 
En on Unternehmungsgeist hanseatischer Kaufleute slawischen 

utes 
Und schließlich hätte eine gründliche deutsche Volksgeschichte, 
auch wenn sie noch so sehr ein schlichtes Volksbuch sein sollte, weit 
mehr das soziale Moment, daß doch auch im Mittelalter eine bisher 
leider viel zu wenig beachtete Rolle im Volksleben gespielt hat, be- 
rücksichtigen müssen, z. B. werden die tiefsten Hintergründe des 
Bauernkrieges nur gestreift. Ausgerechnet der deutsche Landsknecht 
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des Mittelalters soll das deutsche Volksgefühl mächtig gehoben Haben 
(S. 33). Zu Ehren des deutschen Namens möchten wir dahinter doch 
ein Fragezeichen setzen. 

Die Vorposten und Vorkämpfer des großdeutschen Reiches der 
Zukunft sind natürlich die deutschen Minderheiten in den euro- 
päischen Staaten, ihnen widmen die Verfasser deshalb einen großen 
Teil des Werkes. Eine verdienstvolle Tat ist es ohne Frage, wenn hier 
einmal eingehend die Vorgeschichte des Auslandsdeutschtums aufge- 
rollt und außer gelegentlicher Erwähnung auch in einem besonderen 
Kapitel »Vom deutschen Volkstum in der Fremde« behandelt wird. 
Bei der Mentalität der Verfasser ist es auch nicht weiter verwunder- 
lich, daß sie ihrer großdeutschen Ideologie entsprechend als »unechte 
Minderheiten« des Grenzdeutschtums die Deutschen in Nordschleswig, 
den polnischen Westprovinzen, der Cechoslovakei, Südtirol, Eupen- 
Malmedy und Elsaß-Lothringen bezeichnen, die durch eine von deu 
»Friedensdiktaten« gezogene »blutige Grenze«x dem deutschen Volks- 
körper »geraubt« wurden. Sie wieder zum deutschen Reiche zurück- . 
zuführen — »nicht durch Gewalt, sondern durch friedliche Durch- 
setzung des freien nationalen Selbstbestimmungsrechts« (S.90) — zu 
einem geeinten deutschen Nationalstaat Mitteleuropas mit etwa 75 Mil- 
lionen Seelen (einschließlich Oesterreichs. natürlich) ist für die Ver- 
fasser »das natürliche Recht und die natürliche Bestimmung des aa 
schen Volkes.« — M. L. — 


Bemerkungen 


Von den alten mittelamerikanischen Wildwesttheatern wird be- 
richtet, daß sie über der Bühne eine Aufschrift trugen, die den Ver- 
hältnissen auf der Bühne und vor derselben gerecht zu werden ver- 
suchte; sie enthielt in Kürze folgenden Appell: »Man bittet, nach den 
Akteuren nicht zu schießen; sie bemühen sich, ihr Bestes zu tun.« 

Dieser Appell mag an Stelle einer Ueberschrift stehen, unter der 
wir eine kurze Betrachtung des Theaterstückes bringen wollen, das 
die Zeitschrift »Elsaß-Lothringen — Heimatstimmen« (Berlin, August 
1931) unter dem Titel »Kulturwehr« vor ihren Lesern aufführt. 

Das betreffende Stück, das sich mit unserer Zeitschrift, allerdings 
nur mit dem Jahrgang 1930, befaßt, ist nach der Art der Marionetten- 
theater inszeniert; ein unbekannter, ungenannter Akteur sitzt in dem 
verdeckten Redaktionstheaterkasten in Berlin W30 und zupft und 
zieht nach allen Regeln der Kunst an den Drähtchen und Fädchen, die 
abwechselnd mal den Kasperle, mal den Teufe] zum Vorschein 
bringen. In dem Zwielicht, das die »Elsaß-Lothringischen Heimat- 
stimmen« bevorzugen, ist weder der eine noch der andere recht zu er- 
kennen; manchmal glaubt man Herrn Dr.E rnst und manchmal wie- 
der Herrn Brill zu sehen. Aber das kann — wie gesagt — auch ein 
Irrtum sein und tut schließlich nichts zur Sache. 

Was aber tut zunächst einmal Kasperle? Er fängt an, in der »Kul- 
turwehr« zu blättern, reißt da und dort ein Blatt, hier und da einen 
Satz aus dem Gefüge heraus, klittert ab und zu eine kleine Bosheit 
hinein — »für die Kleinen, damit sie lachen und nicht weinen« — und 
ist nach so mühevoller Arbeit mit sich selbst und mit der Feststellung 
zufrieden: nun hab’ ich’s aber diesen schlechten Kerlen in der char- 
lottenburger Schlüterstraße ordentlich gegeben! 

Und das Teufelehen? Nun, es tut auch, was es kann. Es sagt, die 
böse »Kulturwehr« habe einen alten Grundsatz, dem sei sie auch im 
vergangenen Jahr treu geblieben: »Immer gegen Deutschland«, und 
ein kalter Schauer überläuft die Zuhörer. Und dann sagt es noch, daß ` 
die »Kulturwehr« alle Beschwerden der Minderheiten in Deutschland 
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maßlos vergrößert, daß sie alle »Befriedigungen« (aber, aber... .!), die 
ihnen zuteil werden, verschweigt, daß sie die deutschen Minderheiten 
im Auslande »in ihrer Staatsloyalität« (ja, die deutsche Sprache ist 
eine schwere Sprache!) verdächtigt. Und dann gibts mit dem Holz- 
hammer einen Klaps in der Richtung der Lausitzer Serben sowie ein 
paar wohlgezielte Schläge auf Frankreich; aber die gehen alle in die 
Luft und tun niemand weh. Ja, und dann dreht sich Teufelchen um, 
macht einige Verbeugungen zu seinem Chef im Holzkasten ... un 
dann ist’s aus. 

Wir haben angesichts der »Elsaß-Lothringischen Heimatstimmen«- 
Aufführung wieder recht viel Sinn für Humor zurückgewonnen, der uns 
in diesen schlimmen Zeiten verloren zu gehen schien. Vielleicht wieder- 
holt sich recht bald das schöne Spiel, weil es uns so gut gefiel; nie- 
mand wird nach den Darstellern schießen, denn sie sitzen an festem 
Draht und tun doch ohne Zweifel nur ihr Bestes. — ska, — 


* 

Artikel 113 in Verbindung mit Artikel 178 der deutschen Reichs- 
verfassung verbieten, daß »die fremdsprachigen Volksteile des Deut- 
schen Reiches«, also die nationalen Minderheiten, im Gebrauch ihrer 
Muttersprache im Unterricht, der inneren Verwaltung und der Rechts- 
pflege beeinträchtigt werden. Trotzdem geschieht dies immer wieder. 
Es wurde z. B .Herrn Skala als Angehöriger der lausitz-serbischen 
Minderheit in einer Verhandlung vor dem Amtsgericht Breslau am 
17. Dezember 1928 untersagt, sich vor Gericht seiner Muttersprache zu 
bedienen. Das gleiche erlebte der Führer der polnischen Minderheit, 
Dr. Kaczmarek, als er in einer Verhandlung vor dem Amtsgericht 
Berlin-Mitte am 22. Januar 1931 unter Berufung auf obige Artikel der 
Reichsverfassung sich seiner polnischen Muttersprache bedienen 
wollte. Es ist charakteristisch, daß in beiden Fällen diese Weigerung 
damit begründet wurde, daß die Antragsteller der deutschen Sprache 
mächtig seien. Im letzteren Falle wurde übrigens der Vorfall von 
einem großen Teile der deutschen Presse zu einer gehässigen Hetze 
gegen Dr. Kaczmarek als Pole ausgebeutet. Die »Frankfurter 
Nachrichten« versahen z. B. ihren diesbezüglichen Bericht mit 
der Ueberschrift »Polnische Frechheit«, der »Herner Anzeigere« 
mit »Dreistes Verlangen. Kaczmarek will nicht deutsch sprechen«, die 
»Nordschleswigsche Zeitung« in Aabenraa, das Organ der 
deutschen Minderheit in Dänemark, »Der Führer der polnischen Min- 
derheit in Deutschland, Herr Kaczmarek. macht sich lächerlich. Er 
verlangt polnische Sprache von berliner Ricehtern«. und der »Düssel- 
dorfer Stadt-Anzeiger« brachte sogar folgende Ueberschrif- 
ten: »Ein unverschämter Polak. Er will sprechen vor dentsches Ge- 
richt nur polnisch%« Die »Deutsche Rundschau« (Bydgoszez), 
das Organ der deutschen Minderheit in Polen, druckte kommentarlos 
Se nelang der »Frankfurter Zeitung« nach, in der es u. a. 

eißt: 

»Allerdings wird Herr Dr. Kaezmarek auch jetzt wieder Grund 
finden sich zu beklagen. Er stellte nämlich heute an das Amtsgericht 
das Ansinnen, daß mit ihm polnisch verhandelt werde. Er jedenfalls 
werde nur polnisch sprechen. Amtsgerichtsrat Bücher machte ihn 
darauf aufmerksam, daß er vor einem deutschen Gericht stehe und 
daß die Gerichtssprache deutsch sei. Wenn er polnisch sprechen wolle, 
dann möge er es ruhig tun, das Gericht werde das aber unbeachtet 
lassen müssen. Darauf bequemte sich Herr Kaczmarek, sich der deut- 
schen Sprache zu bedienen, die er vollkommen beherrscht und flies- 
send ohne jeden Akzent spricht. 
~. - Im übrigen verweisen wir hier auch auf den Artikel »Reichsdeut- 
. sche Minderheitenpolitik« in der »Kulturwehr«, Heft 7, 1931, in dem 
auf Seite 270 die Frage des Rechts der Muttersprache vor Gericht 
ebenfalls behandelt wird. 
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Im Juni d. J. wurde bekanntlich vor dem polnischen Appellations- 
gericht in Poznan der Prozeß gegen den deutschen Minderheitsführer 
Graebe noch einmal verhandelt. Hier beantragte Graebe am 10. Juni, 
in deutscher Sprache vernommen zu werden, was der Vorsitzende ab- 
lehnte, obgleich Graebe in der Verhandlung vor dem Gericht der 
ersten Instanz nach dem sonst üblichen Modus sich der deutschen 
Sprache bedienen durfte. Der Vorsitzende in Poznan erklärte nämlich, 
er müsse dieses Verhalten des Angeklagten als Demonstration auf- 
fassen. Dazu bemerkte die »Deutsche Rundschau« in Bydgoszez am 
11. 6.: »Zu der sensationellen Aeußerung des Gerichtspräsidenten ist 
zu bemerken, daß jedem Deutschen der Gebrauch seiner Muttersprache 
vor Gericht gesetzlich garantiert ist. Es war also nicht der Abge- 
ordnete Graebe, der »demonstrierte !« Die Verhandlung wurde dann 
vertagt, und im nächsten Verhandlungstermin am 2%. Juni wurde dem 
Angeklagten nicht nur gestattet, deutsch zu sprechen, 
auch sogar der Vorsitzende des polnischen Gerichts 
bedientesich der deutschen Sprache! Die »Deutsche All- 
u. Zeitung«, Berlin, bemerkt dazu in ihrem Gerichtsbericht 
am 27. 6.: 

»Die Tatsache, daß sich der Vorsitzende des Gerichts der deutschen 
Sprache bediente und die Angeklagten deutsch sprechen ließ, stellc 
kein besonderes Entgegenkommen von polnischer Seite dar, sondern 
war das gute Recht der Deutschen in .Polen, auch vor Gericht deutsch 
zu sprechen.« 

Die »Deutsche Rundschau«' aber erwähnte jetzt 
diesEntgegenkommen des Gerichtsinihren spalten- 
langen Verhandlungsberichten überhaupt nicht} 
Am 8. Juli bemerkt sie jedoch in einem Bericht über das Urteil der 
Berufungsinstanz in dem bekannten Pfadfinder-Prozeß: 

»Der Herr Öberlandesgerichtsdirektor Wonsch hatte mit seinen 
Kollegen eine völlig andere Einstellung zu den Dingen. Er war es, der 
es unglaublich fand, daß der Hauptangeklagte Dr. Burchardt sich der 
deutschen Sprache bediente, was nach polnischem und internationalem 
Recht sich von selbst verstand. Ganz gleich, obein deutsch- 
stämmiger Bürger die polnische Sprache nicht ver- 
steht — oder — wie Dr. Burchardt — einigermaßen 
beherrscht, er darf sieh vor Gericht seiner Mutter- 
sprache bedienen, die ihm jedes Vorbringen erleichtert. und 
weder ein Richter, noch irgend wer sonst, darf ihm diese gesetzmäßige 
Haltung als »Demonstration« oder »Illoyalität« auslegen.« 

Also, wenn Angehörige der deutschen Minderheit in Polen, auch 
wenn sie die polnische Sprache beherrschen, wie es z. B. von Dr. 
Burchardt hier offen zugegeben wird, und wie man es von Herrn 
Graebe als langjährigen Abgeordneten des polnischen Sejm ohne wei- 
teres auch annehmen dürfte, vor den polnischen Gerichten deutsch 
sprechen, so ist das ihr gutes Recht, wenn aber umgekehrt ein Pole in 
Deutschland vor Gericht seine Muttersprache gebrauchen will — ist 
es eine polnische Frechheit, eine Unverschämtheit und was derglei- 
chen schöne Zeitungsausdrücke mehr sind. Dann fällt die deutsche 
Presse in gehässigster Weise über den her, der ein solches Verlangen 
zu stellen wagte. und sogar das Organ der deutschen Minderheit in 
Bydgoszez in Polen findet kein Wort der Verteidigung für dies Recht, 
das sie ihrerseits für ihre eigenen Minderheitsangehörigen von den 
polnischen Gerichten als etwas Selbstverständliches fordert. Und nun 
stelle man sich einmal vor, ein deutscher Gerichtsvorsitzender würde 
analog dem Geschehnis vor dem Appellationsgericht in Poznan sich 
der polnischen Sprache in einer Verhandlung gegen einen polnischen 
Minderheitenführer in Deutschland bedienen und würde ihm gestat- 
ten, ebenfalls in seiner Muttersprache zu sprechen ....— M. L. — 
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Zeitschrift für Minderheitenkultur und -Politik 


DEZEMBER 1931 | HEFT 12 


Nationalitäten — Minderheiten 
Ein Beitrag zur Begriffsdefinition 


I. Dr. E. Sobota: Das @echoslovakische Nationalitatenrerht (Prag 1931) 
II. Čechosl.-Korresp.: Minderheitenprobleme. (Prag 1931) 
I. 
Vorschriften des čechoslovakischen Rechts, die den Begriff 
der Nation definieren. 


Das Nationalitätenrecht haben wir als Inbegriff jener 
Normen definiert, welche die Beziehungen regeln, die sich 
aus der Existenz mehrerer Nationen im Staate ergeben. Al- 
lerdings setzt diese Definition voraus, daß der Begriff der Na- 
tion als fest umschrieben gegeben ist. Leider ist es nicht so. 
Nation in dem Sinne, wie sie sich aus diesem Zusammenhang 
ergibt, ist eine gesellschaftliche Gruppe, also ein objektives 
Element. Und was charakterisiert diese Gruppe? Esist eine 
Gruppe von Personen, denen die Nation im subjektiven Sinne 
des Wortes gemeinsam ist, also es handelt sich um Personen, 
die derselben Nation angehören. 

Die soziologische Bedeutung der Nationalität im subjek- 
tiven Sinne ist überaus strittig, doch darauf wollen wir nicht 
eingehen, da wir uns hier mit dem Recht und nicht mit So- 
ziologie befassen wollen. Es genügt, wenn wir als positives 
Ergebnis dieser Diskussionen anführen, daß sich die Theorie 
endgültig von der sog. Rassenauffassung der Nation abge- 
kehrt hat. Der Standpunkt, daß die Nation eine ausschließ- 
liche Blutsgemeinschaft sei, die sich von Generation zu Gene- 
‘ration vererbt, aus der sich der Einzelne auf keine Art los- 
lösen kann, und daß außer diesem Faktor nichts Anderes be- 
stimmend auf die Nationalität einwirken könne, dieser Stand- 
punkt gehört der Vergangenheit an. Mit der Ablehnung dieser 
Auffassung der Nationalität sind die übrigen strittigen Theo- 
rien noch nicht geklärt. Es bleibt eine Streitfrage, ob die 
Nationalität nur durch freiwillige Entschließung 
ihrer Angehörigen begründet wird, oder ob sie ein Kollek- 
tivumist, das durch objektive Merkmale gekennzeich- 
net ist, die außerhalb der Willenssphäre der einzelnen liegen, 
wie z. B. die Sprachenkenntnisse, die Abstammung, der Bil- 
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dungsgang oder die Zugehörigkeit zu einem bestimmten 
nationalen Kulturkreis und dgl. Wenn nun die meisten 
Soziologen annehmen, daß die Nationalität eines Indivi- 
duums wirklich eine objektive Tatsache ist, welche durch 
soziale Kräfte bestimmt wird und sich nur langsam und durch 
komplizierte Prozesse ändern kann, so stehen wir noch immer 
vor einer weiteren ungelösten Frage: Wie soll man nämlich 
diese objektive Tatsache rechtlich definieren, damit diese 
Definition in konkreten Fällen die Grundlage für die Fest- 
stellung der Nationalität bilden kann? 


Eine solche rechtliche Definition des Begriffes der Natio- 
nalität, welche die Grundlage des gesamten Nationalitäten- 
rechtes im Staate bilden könnte, ist allerdings sehr schwierig. 
Denn fast keines der objektiven Merkmale der Nationalität 
paßt sich der Rechtsordnung an, und keines von ihnen ist 
genug richtunggebend, wenn man sich nicht ernsten Irr- 
tümern und einer gewissen Einseitigkeit aussetzen will. Eine 
Definition, die alle objektiven Merkmale der Nationalität 
 erschöpfen und auch jene Fälle, wo eine Konkurrenz oder 
ein Widerstreit besteht, regeln würde (z.B. der Sohn eines 
französischen Vaters wohnt von Jugend auf in einer čechi- 
schen Gegend, aber in seiner Familie wird russisch gespro- 
chen) — eine solche Definition ist vorläufig und wahrschein- 
lich für immer unmöglich. Es wäre daher relativ am gerech- 
testen, wenn die Rechtsordnung bei der Bestimmung der Zu- 
gehörigkeit zu dieser oder jener Nation das eigene Bekennt- 
nis des Individuums als maßgebend betrachten und sich nur 
darauf beschränken würde, festzustellen, daß dieses Bekennt- 
nis frei, bewußt und ernstlich geschieht. Natürlich würde 
dadurch an der »Objektivität« der Nationalität nichts ge- 
ändert werden. Die Nationalität bliebe auch so eine objektive 
Tatsache, nur daß von allen Merkmalen dieser Tatsache dem 
Zeugnis der berufensten Person, d. i. jener Person, um deren 
Nationalität es sich handelt, der Vorzug gegeben werden 
würde. Die Ueberwachung durch die Staatsgewalt, daß dieses 
Bekenntnis die oben angeführten Eigenschaften habe, würde 
- vielleicht in einzelnen Fällen als das Gegenteil jenes prin- 
zipiell freien Bekenntnisses erscheinen. (Z. B. wenn ein 
Bürger, der aus einer uralten deutschen Familie stammt, 
niemals anders als deutsch gesprochen hat und niemals sein 
rein deutsches Städtchen verlassen hat, z. B. unter nachge- 
wiesenem Zwang einer dritten Person oder in nicht ernster 
Absicht eine andere Nationalität einbekennt, und die Behörde 
von Amtswegen sein Bekenntnis dahin korrigiert, daß er 
deutscher Nationalität ist.) Aber ohne ein solches Korrektiv 
kommt man in der Praxis nicht aus, wenigstens dort nicht, 
wo die Frage der nationalen Zugehörigkeit nicht bloße Privat- 
sache ist, sondern wo sich aus ihr bestimmte Folgen evt. 
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Pflichten für die Staatsgewalt ergeben. (Z. B. die Pflicht, daß 
die staatlichen Aemter in Bezirken mit wenigstens zwanzig- 
prozentiger nationaler Minderheit auch in der Sprache dieser 
Minderheit bezeichnet werden und ihre Kundmachungen in 
dieser Sprache erlassen.) Es handelt sich also darum, daß 
dieses Korrektiv wirklich nur ein Korrektiv sei, d. h. daß es 
nur in Ausnahmefällen angewendet werde, so daß grund- 
sätzlich ein freies nationales Bekenntnis möglich sei. 


Die techoslovakische Rechtsordnung befaßt sich mit der 
Begriffsbestimmung der Nationalität als der Zugehörigkeit 
zu einem bestimmten Kollektiv, nämlich der Nation, nur in 
wenigen Fällen, und dies nur zu einem bestimmten Zweck 
und stellt an verschiedenen Orten verschiedene Definitionen 
auf. 


Der Vertrag mit der österreichischen Republik, der sog. 
Brünner Vertrag, vom Juni 1920 Nr. 107/1921, Samm- 
lung der Gesetze und Verordnungen (s. »Quellen« Nr. 26) 
und mit dem Deutschen Reich Nr. 308/1922 (s. »Quellen« 
Nr. 38), betreffend die Staatsbürgerschaft, befassen sich nebst 
anderem mit der Auslegung der Worte, die in den Friedens- 
verträgen von St. Germain (Art.80) und von Versailles (Art. 
85) gebraucht werden, wo der Begriff »Nationalität« angedeu- 
tet ist. Der Brünner Vertrag mit Oesterreich sagt im Art. 9: 
»Die beiden Vertragsstaaten kommen darin überein, daß sie 
in gegenseitigem Verhältnisse die Worte »par la race et la 
langue« derart deuten wollen, daß im allgemeinen prak- 
tisch hauptsächlich die Sprache als wichtigstes 
Kennzeichen der Volkszugehörigkeit in Be- 
tracht gezogen werde.« Im Vertrag mit Deutschland heißt es 
dann Art.2): »Als Hauptmerkmal soll gelten, ob eine Person 
von Kindheit an die lechoslovakische Sprache als Mutter- 
sprache gesprochen hat. Als Cechoslovake deutscher Reichs- 
angehörigkeit soll nicht angesehen werden, wer von einem 
Vater deutscher Rasse und Zunge abstammt, es sei denn, daß 
der Vater bereits in ist oder getrennt von seiner Fa- 
milie lebt.« 


Auf diese Versuche einer Begriffsbestimmung der Natio- 
nalität im Bereiche unseres Rechtes kann allerdings nur 
insofern Rücksicht genommen werden, als man inter- 
nationale Verträge überhaupt als Bestand- 
teilder Rechtsordnung betrachten kann. Auf dem 
Gebiete innerstaatlicher Rechtsnormen begegnen wir dem 
Versuche einer Begriffsbestimmung der Nationalität einmal 
in der Verfassungsurkunde (»Quellen« Nr. 9), dann in der Ver- 
ordnung Nr. 601/20 (»Quellen« Nr.22), welche das Verfas- 
sungsgesetz, betreffend die Staatsbürgerschaft durchführt, 
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dann in Normen, welche die Volkszählung regeln. Die Ver- 
fassungsurkunde ($ 130) lautet, daß »die Staatsbürger ohne 
Rücksicht auf Nationalität, Sprache, Religion und Rasse ein- 
ander gleich sind«. Dadurch ist der Begriff der Nationalität 
wenigstens insoweit bestimmt, daß Sprache, Religion und 
Rasse, d. i. Blutsgemeinschaft hier nicht mit Nationalität 
identisch sind und daher ihren Inhalt nicht erschöpfen. Aehn- 
lich im 8 14 des Ges. Nr. 50/23 zum Schutze der Republik. Die 
Regierungsverordnung Nr. 601/20 bringt in ihrem Art. 3, 
Nr. 4d, ebenfalls für die Begriffsbestimmung der Nationalität 
gewisse Merkmale, indem sie folgende Voraussetzungen da- 
für aufstellt, daß jemand der Sprache und Rasse nach Čecho- 
slovake ist: »z. B. den Besuch von Cechoslovakischen Schulen, 
das Bekenntnis zur čechischen oder zur slovakischen Sprache 
bei der Volkszählung und dgl.« — also durchwegs objektive 
Tatsachen. Das Gesetz betreffend die erste Volkszählung 
256/1920 und die Regierungsverordnung hierzu Nr. 592/1920 
definieren nicht die Nationalität. § 20 dieser Verordnung ge- 
brauchte den Begriff der Nationalität als etwas fest um- 
grenztes, indem er sich nur mit der formellen Seite der kon- 
kreten Feststellung der Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
Nationalität befaßt. Nur der »Nävod« (Anleitung) für die Aus- 
füllung der Zählbogen für die Parteien und die »Instruktion, 
für die Zählorgane, die allerdings in der Sammlung der Ge- 
setze und Verordnungen nicht als wesentlicher Bestandteil 
der erwähnten Verordnung publiziert wurden, konstatieren, 
daß »unter Nationalität die Stammeszugehö- 
rigkeit zu verstehen ist, deren äußeres Hauptmerk- 
mal besonders die Muttersprache sei«. Ferner wird 
betont, daß Juden jederzeit die jüdische Nationalität ein- 
bekennen können (wenn sie auch im Widerspruch mit der 
Muttersprache. ist) und daß die Nationalität nicht mit der 
Zugehörigkeit zu einem bestimmten Gebiet verwechselt wer- 
den dürfe und daß daher z. B. der Ausdruck Hannake, Schle- 
sier keine Nationalitätsbezeichnung sei. f 


Für die zweite Volkszählung, die am 1. Dezember 1930 
stattfand, wurde das Gesetz Nr. 47/1927 und dazu die Regie- 
rungsverordnung Nr. 86/1930 erlassen. Auch dieses Gesetz 
trägt mit nichts zur Definition der Nationalität bei, dagegen 
ist in der zitierten Verordnung im § 21, wenn auch keine De- 
finition, so doch die erklärende Vorschrift enthalten, aus der 
hervorgeht, daß die Nationalität nach der čechoslovakischen 
Rechtsordnung hauptsächlich nach dem äußeren Merk- 
mal der Muttersprache beurteilt wird, welche die betreffende 
Person selbst angibt. Der Zusammenhang der Nationalität 
mit dem äußeren Merkmal der Muttersprache ist in dieser 
Verordnung inniger, als es in der anläßlich der ersten Volks- 
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zählung erlassenen Instruktion der Fall ist, indem nämlich 
dieses äußere Merkmal die Regel ist, die nur die im Gesetze 
taxativ aufgezählten Ausnahmen zuläßt und zwar a) jüdi- 
sche Nationalität (welche ebenso wie bei der ersten Volks- 
zählung auch im Widerspruch mit der Muttersprache ange- 
führt werden kann), b) vollständige Assimilation an eine 
andere Nationalität, als durch die Muttersprache kundgetan 
wird, aber diese Assimilation muß bestimmte, in der Verord- ` 
nung genau angegebene charakteristische Zeichen haben: ` 
daß nämlich die gezählte Person ihre Muttersprache weder 
in ihrer Familie noch im Haushalte spricht und die Sprache 
jener Nationalität (an die sie sich assimiliert) vollkommen 
beherrscht. 

Endlich sei hier darauf hingewiesen, daß das sog. »PerekK- 
Gesetz« (Nr. 4/1906 mährisches Landesges. 11,20) als objekti- 
ves Merkmal der Nationalität eines die Schule besuchenden 
Kindes »seine Sprachkenntnis« bestimmt. 

Interessant ist, wie die Judikatur des Obersten Ver- 
waltungsger i chtes den Begriff der nationalen Zuge- 
hörigkeit ausbaut. Gelegenheit hierzu geben die Fälle, bei 
denen es sich um die Anwendung der eben erwähnten »Lex 
Perek« vom Jahre 1906 und der Normen betreffend die Volks- 
zählung vom Jahre 1921*) handelt. Aus dieser überaus rei- 
chen Judikatur seien hier nur einige besonders interessante 
Entscheidungen zitiert. 

So hat z. B. das Oberste Verwaltungsgericht entschieden, 
daß die Kenntnis der Sprache, welche in der »Lex Perek« für 
den Besuch der Volksschule gefordert wird, nur eines von den 
wesentlichen Merkmalen der Nationalität sei. Das Gesetz 
dient nach dieser Auslegung dem Schutze der Nationalität 
des Kindes gegen AssimilationdurchdieSchule, 
keineswegs der Sicherung der Verständigung beim Unter- 
richte. Die Nationalität kann aber auch durch andere objek- 
tive Merkmale als durch Kenntnis einer Sprache nachgewie- 
: sen werden. So bestimmt z. B. die Nationalität des ehelichen 
Vaters auch die Nationalität des schulpflichtigen Kindes. 
Aber die čechische Abstammung des Vaters beweist an und 
für sich noch nicht seine Nationalität und daher auch nicht 
die Nationalität des Kindes. Wenn ein Amt die Nationalität 
eines ehelichen Kindes nach der Nationalität der Mutter und 
nicht nach der des ehelichen Vaters beurteilt, obgleich keine 
besonderen Gründe für dieses Vorgehen im konkreten Falle 
vorhanden sind, ist die Entscheidung des Amtes ungesetzlich. 
(Diese Entsch. s. Bohuslav: Sbírka roz. n. s.s. sub. Nr. 1397, 
1821, 2407, 2669.) ; 


*) Mit der Auffassung der Nationalität bei der Volkszählung v. 1930 sich 
zu befassen, hat das Oberste Verwaltungsgericht ... keine Gelegenheit gehabt. 
t 
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Aus der Judikatur betreffend die Vorschriften über die 
Volkszählung sind insbesondere die Anschauungen her- 
vorgegangen, daß Nationalität Volkszugehörigkeit ist, deren 
wichtigstes, aber nicht einzig und immer maßgebendes Merk- 
mal die Muttersprache ist. Abstammung ist nicht das einzige 
Merkmal der Nationalität. Im Zweifel ist die Nationalität 
durch verschiedene objektive Merkmale, wie Erziehung, Ver- 
kehrssprache, Stammeszugehörigkeit und Umgangssprache 
‘der übrigen Familienmitglieder (Bohuslav, 4173) nachzu- 
weisen. 

Nach dem Obersten Verwaltungsgericht ist die Anschau- 
ung nicht richtig, daß, soweit es sich um die Eintragung in 
der Rubrik »Nationalität« handelt, nur die Entscheidung der 
gezählten Person selbst betreffs der Angabe ihrer Nationali- 
tät maßgebend sei, sondern im Gegenteil ist es Pflicht der 
Partei, sich zu jener Nationalität zu bekennen, zu der sie 
nach objektiven Merkmalen gehört (Bohuslav 1952). Da- 
gegen liegt jedoch noch keine falsche Angabe vor, wenn eine 
eigenberechtigte Person bei der Volkszählung eine andere Na- 
tionalität angibt, als sie nach Ansicht des Zählungskommis- 
särs angeben sollte, wenn sie dabei bestimmte Tatsachen zur 
Begründung ihrer Angabe anführt (Bohuslav 22831). 

Zu einer präzisen Definition der Nationalität, die eine 
prinzipiell allgemeine Bedeutung hätte, ist die 
cechoslovakische Rechtsordnung, wie zu sehen ist, bis- 
her nicht gelangt. Als grundsätzlich allgemein geltende, aber 
wie wir gesehen haben, nicht erschöpfende und genaue, 
eigentlich nur negative Definition muß man die Bestimmung 
des § 130 der Verfassungsurkunde betrachten. Mit ihrer Hilfe 
sollten wir dann den Ausdruck »Nationalität« überall dort, 
wo sein Inhalt nicht anders bestimmt ist, auslegen. 

Ist der Begriff der Nationalität in der lechoslovakischen 
Rechtsordnung nicht einheitlich definiert, so ist auch die 
formelle Seite der nationalen Zugehörigkeit einheitlich nicht 
geregelt. Es gibt Fälle, wo diese Zugehörigkeit durch objek- 
tive Merkmale bestimmt wird, die allerdings nur beispiels- 
weise angeführt sind und die man nachweisen muß. So sahen 
wir z.B. bei der oben zitierten Bestimmung der Regierungs- 
verordnung Nr. 601/20, betreffend die Option, daß nicht das 
subjektive Bekenntnis der Optierenden genügte, sondern daß 
noch der Nachweis gewisser Tatsachen nötig war, die als 
Merkmale der Zugehörigkeit der Optierenden zu einer be- 
stimmten Nation anerkannt wurden. So ist es auch in den 
Vorschriften betreffs der Volkszählung. 

Auf dem Gebiete des Sprachenrechts wird der Be- 
griff der sprachlichen Zugehörigkeit, und zwar einmal der 
Zugehörigkeit zur čechoslovakischen Sprache, das andere 
Mal der Zugehörigkeit zur Sprache der Minderheiten festge- 
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setzt. Die Zugehörigkeit wird als eine objektiv feststehende 
Tatsache betrachtet; das freiwillige Bekenntnis zur sprach- 
lichen Zugehörigkeit ist bloß eines der zahlreichen äußeren 
Merkmale dieser Tatsache, und Gerichte, Behörden, Organe 
usw. können nach anderen Merkmalen zu anderer Feststel- 
lung kommen. | 

Bloß nach persönlicher Erklärung wird die nationale Zu- 
gehörigkeit der Mitglieder der Nationalversammlung in den 
Fällen des § 6 der Geschäftsordnung der Nationalversamm- 
lung (Nr. 325 u. 326/20 Sig. d. Ges. u. Vdg., s. »Quellen« Nr. 19) 
und weiter die Kandidaten bei den Wahlen in die Nationalver- 
sammlung (8 23, Ges. Nr. 205/1925, s. »Quellen« Nr. 46) be- 
urteilt. 

Il. | 
Die Minderheitentheorie des Grafen Teleki. 

In einsprachigen Staaten besteht keine Distinktion zwi- 
schen Nation und Volk. Das Volkstum ist identisch mit der 
Staatszugehörigkeit. Allerdings hat man in der letzten Zeit 
die Erfahrung gemacht, daß selbst solche Staaten, die als 
souveräne Territorien eines einzigen Volkes bezeichnet wer- 
den, andersprachige Gruppen bergen. Die keltische Bewegung 
in England, in Frankreich und in Spanien beweist, daß es 
rigoros genommen, überhaupt keine national-einheitlichen 
Staaten gibt. Daß in der letzten Zeit selbst bei versprengten 
Volkssplittern auch das subjektive .Nationalbewußtsein er- 
wacht ist, ist hinreichend bekannt. Dafür geben selbst die 
Friesen in Deutschland beredtes Zeugnis. Der alte Spruch 
hat auch seine bildliche Bedeutung eingebüßt, daß ein span- 
nengroßes Schiff kein Schiff ist. In der ganzen Welt spielt 
sich ein Integrations- und Differenzierungsprozeß ab. Einer- 
seits sucht man nach großen Weltperspektiven und Kom- 
plexen, besonders in der Wirtschaft, andrerseits erwachen 
zu völkischem Eigenbewußtsein kleine Stämme, die sich bis 
jetzt mit der Staatsnation politisch Eins gefühlt haben, ob- 
gleich sie sich einer anderen Sprache als Familiensprache 
bedienen. Jedenfalls darf aber noch immer behauptet werden, 
daß z. B. in England oder in Frankreich Volkstum und Staat 
identifiziert werden können. Briten und Franzosen stellen 
nicht bloß Völker, sondern auch Nationen dar. Das alte 
Oesterreich war ebenfalls bemüht, eine österreichische Nation 
als einen übergeordneten Begriff zu den »Nationalitäten«, zu 
den einzelnen Volksstämmen, zu konstruieren. | 

Dieser Versuch mußte aber schon darum mißlingen, weil 
die österreichische Hälfte der Doppelmonarchie unter deut- 
scher, die ungarische aber unter magyarischer Hegemonie . 
stand. Deshalb wurde hier die Sprache zum Schibolet, die 
Nationalität hing an der Sprache. Darin lag der tiefere Sinn 
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der oft kleinlich erscheinenden Sprachenkämpfe. Völker mit 
historischem Bewußtsein, mit eigener Kultur, erblicken in 
ihrer Sprache ein Palladium der nationalen Selbständigkeit. 
Die Absicht der staatsbildenden Nation, die verschieden- 
sprachige Völker zu einem Ganzen vermengen wollte, wurde 
in Oesterreich niemals zu vollendeter Tatsache. Nur wenige 
Hofhistoriker und Soziologen verteidigten ernsthaft diese 
Konzeption. In Ungarn war jedoch die ganze soziologische, 
historische, juridische, philologische und sogar die biologi- 
sche Wissenschaft bemüht, den Homunkulus der ungarischen 
Nation herzustellen. Man verlangte von allen das ehemalige 
Ungarn bewohnenden Volksstämmen, daß sie sich zur unga- 
rischen Nation bekennen. Die Magyaren weisen oft darauf 
hin, daß den Slovaken und den Deutschen in Ungarn selbst 
die höchsten Karrieren im Staate nicht verschlossen waren. 
Sie brauchten zwar ihre Abstammung nicht zu verleugnen, 
mußten aber den ungarischen Staatsgedanken bekennen. In 
seinem Buche »Hilfe« beklagt sich sogar der moderne‘ 
 magyarische Romanschriftsteller Dezsö Szabó, daß die 
assimilierten Fremdlinge die Magyaronen, die einheimische, 
urmagyarische Bevölkerung Schritt für Schritt verdrängen. 
Ja, dieser ungarische Schriftsteller behauptet, die »erwachen- 
den Ungarn« seien zum großen Teil Janitscharen slovakischer 
und deutscher Herkunft. Die Assimilation der Minoritäten 
wird als ein freiwilliger Anschluß an die höhere (magyari- 
sche) Kulturstufe geschildert. Daß diese Inkorporation fast 
durchwegs nur durch Gewalt erzwungen werden konnte, das 
beweisen tausendfältige Tatsachen aus der Gegenwart und 
Vergangenheit. Kein Volk auf der Welt betrieb die sogenannte 
»Einschmelzung« der Minoritäten so rücksichtslos, wie die 
Magyaren: Namensänderungen waren gang und gäbe. Der 
Grund dafür war vor allem ein biologischer, der geringe na- 
türliche Bevölkerungszuwachs bei den Magyaren, die unheim- 
lich weit verbreitete »Engelmacherei« und die starke Aus- 
wanderungsquote selbst aus den rein magyarischen Gegen- 
den. Daß es unmoralisch und antikulturell sei, die Völker 
selbst »freiwillig« assimilieren zu wollen, auf diesen Gedan- 
ken sind die magyarischen Soziologen niemals verfallen. Und 
doch besitzt jedes Volk seine Eigenart, die zur Bereicherung 
der Menschheitskultur beiträgt. Was aber die magyarischen 
Theoretiker den eigenen Minderheiten verweigern, verlangen 
sie in üppiger Fülle von den Gastvölkern der magyarischen 
Minoritäten. 


Um diesen logischen Zwiespalt zu überbrücken, mußte 
eine neue Distinktion von Minderheiten erfunden werden. Der 
. magyarische Politiker Graf Teleki hat jüngst den Versuch 
unternommen, eine »originelle« soziologische Klassifizierung 
der Minoritäten einzuführen, indem er dieselben in drei Grup- 
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pen eingeteilt hat: 
1.. Die traditionellen Minoritäten; 
2. die freiwilligen; 
3. die Zwangsminoritäten. 


Die traditionellen Minoritäten seien Volksstämme, 
die seit historischen Zeiten mit dem staatsbildenden Volke 
leben, ohne daß sie ihre Eigenart, Kultur und eventuell auch 
die Sprache eingebüßt hätten. Die freiwilligen Minori- 
täten seien solche, die sich freiwillig in ein fremdes Land ein- 
gegliedert haben und dort ihre Eigenart bewahren. Zwangs- 
minoritäten gerieten gegen ihren Willen unter eine 
Fremdherrschaft. Diese »wissenschaftliche« Distinktion ge- 
braucht der magyarische Politiker lediglich, um beweisen zu 
können, daß die traditionellen und freiwilligen Minoritäten 
keines Minderheitenschutzes bedürfen und daß daher die Ma- 
gyaren ganz recht daran tun, wenn sie den Slovaken und den 
Deutschen auf ihrem Gebiet die primitivsten Schul- und 
Sprachenrechte verweigern. Nur die »Zwangsminoritäten«, 
d. h. vor allem die Magyaren in der Cechoslovakei, brauchen 
den Minoritätenschutz. Quod erat demonstrandum. 


Wie unlogisch und unwissenschaftlich diese Theorie ist, 
wird am besten erwiesen, wenn wir sie auf die Deutschen in 
der Cechoslovakei applizieren: Bilden sie eine traditionelle 
Minderheit? Ja, denn sie leben seit historischen Zeiten mit 
den Cechen zusammen, ohne ihre Eigenart eingebüßt zu 
haben. Stellen sie eine freiwillige Minderheit dar? Sie stellen 
auch eine freiwillige Minderheit dar, wenn wir die Koloni- 
sten-Theorie akzeptieren. Sind sie eine Zwangsminorität? 
Wenn wir die deutschnationale Presse lesen, werden wir auch 
dieser Behauptung oft begegnen, obzwar die Deutschen in 
Böhmen als Bürger des böhmischen Staates unter das Szepter 
der Habsburger gelangten, niemals aber eine völkerrechtliche 
Persönlichkeit waren. 


Wir ersehen aus diesem Beispiel, daß alle drei Distinktio- 
nen Telekis in einem und demselben Fall appliziert werden 
können. So dehnbare Begriffe darf zwar die Propaganda, 
keineswegs aber die Wissenschaft benützen. Es besteht je- 
doch kein Zweifel darüber, daß auch das Minoritätenproblem 
wissenschaftlich behandelt werden muß. Dem Völkerbund- 
ausschusse liegen die Petitionen irgendeines Albanesen vor, 
dem die Griechen im Epirus eine Scheune zerstörten, ebenso 
‚wie die Schulpostulate der Deutschen in Ungarn, und doch 
handelt es sich in beiden Fällen um grundverschiedene Fra- 
genkomplexe. Schon aus diesem Grund sind wissenschaft- 
liche Distinktionen zwischen den Minderheiten notwendig. 
Wichtig ist vor allem, ob sich der Minoritätenschutz auf In- 
dividuen oder auf geschlossene Gruppen bezieht. 


449 


Ueber diese Klassifizierung des Minoritätenschutzes hielt 
vor kurzem Dr. Sobota in der Prager YMCA einen bemer- 
kenswerten Vortrag. Er erklärte, daß in Staaten mit mehre- 
ren Nationalitäten deren Zusammenleben. auf verschiedene 
Weise organisiert werden könne. Ein Beispiel liefere die 
Schweiz, wo die Nationalitäten genau abgegrenzte Gebiete 
besiedeln. Innerhalb der Grenzen der einzelnen Sprachge- 
biete in der Schweiz bestehe kein Minoritätenschutz. Die 
Schweiz repräsentiert den Typus eines separatistischen Na- 
tionalstaates. Anders seien aber die Verhältnisse in einem 
Staat beschaffen, wo die Minoritäten diskontinuierlich ange- 
siedelt sind, wie dies in der Cechoslovakei der Fall ist, die den 
Typus eines symbiotischen Staates repräsentiert. Im sym- 
biotischen Staat gelte das Persönlichkeitsprinzip. Ein solcher 
Staat sorge dafür, daß seine Angehörigen ohne Unterschied 
der Nationalität, wo immer sie leben, Garantien und Mittel 
für die Wahrung und Pflege ihrer Nationalität besitzen. Spra- 
chenrechte, Schutz gegen wirtschaftliche Bedrückung, die 
geeignet wäre, eine Entnationalisierung zu bewirken, Schulen, 
Bibliotheken, humanitäre Anstalten auch für Minoritäten, die 
in der Diaspora leben. Autonomie dieser Institutionen — dies 
alles seien Beispiele von Organisationsmethoden eines sym- 
biotischen Staates. Nach dem Umsturz hatten viele gemeint, 
daß die Cechoslovakei zu einer zweiten Ausgabe der Schweizer 
Eidgenossenschaft werden sollte. Dies war aber ein Irrtum. 
Es scheine vielmehr, daß die Struktur der Republik, das ge- 
genseitige Durchdringen der einzelnen Volksstämme, die 
Cechoslovakei zum zweiten Staatstypus vorausbestimme. So 
Dr. Sobota. | 


Die symbiotische Theorie äußert sich vor allem praktisch 
in der Regierungsteilnahme der Deutschen. (Der Ausdruck 
»Symbiose« der beiden Volksstämme stammt übrigens vom 
Minister Dr. Spina.) Diese symbiotische, praktische Annähe- 
. rung durch Kleinarbeit des Werktages bildet die beste Lö- 
sung aller Minoritätenprobleme. Nichtsdestoweniger finden 
sich Theoretiker, die statt der Symbiose einen formellen na- 
tionalen Ausgleich befürworten. Ein Ausgleich in Form eines 
Vertrages hat sich aber niemals bewährt und kann sich auch 
nicht bewähren, weil sich die Verhältnisse von lebendigen 
Völkern in kein Paragraphenwerk ein für allemal einkapseln 
lassen. Die Geschichte der Punktationen zeigt, daß ein sol- 
ches Werk kaum eine Generation überdauert. Das Leben ist 
stärke) als der Buchstabe. Das Leben selbst wird auch For- 
men für die Symbiose der beiden Volksstämme finden. Die 
Zeit der großen Rahmenprogramme ist vorüber. Die Periode 
der Weltwirtschaftskrise mahnt zur realen und positiven 
Kleinabeit, sowohl bei den Deutschen, als auch bei den 
Cechen. Wirtschaftliche und kulturelle Demokratie bilden 
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die besten Bürgschaften des nationalen Eigenlebens der Mi- 
noritäten. Seinerzeit stellte die Disjunktion »Selbstverwal- 
tung« oder »Selbstbestimmung« das beliebteste Diskussions- 
thema aller Minderheiten-Theoretiker dar. Diese Diskussio- 
nen haben bereits aufgehört. Die praktischen Fragen des täg- 
lichen Lebens sind stärker, als die dialektischen Spitzfindig- 
keiten. Dies gilt vor allem von der Theorie des Grafen Teleki. 
Nicht bloß die Deutschen, die an der Regierung teilnehmen, 
sondern auch die Magyaren haben in der Cechoslovakei ihre 
Minoritätenrechte in einem weit höheren Ausmaß, als es die 
Friedensverträge verlangen, verbürgt. In frischer Erinnerung 
-ist noch die Spende des Präsidenten für die Errichtung einer 
magyarischen Akademie in der Cechoslowakei. Die Zipser 
Deutschen, die von den Magyaren bereits beinahe »einge- 
schmolzen« waren, sind in der lechoslovakischen Republik _ 
zum neuen nationalen Leben erwacht. Wo eine gerechte Mi- 
noritätenpolitik betrieben wird, dort ist es nicht notwendig, 
die Minderheiten nach ihrer Qualität zu klassifizieren. Eine 
solche Qualifizierung und Klassifizierung von Volksstäm- 
men ist antidemokratisch und antiquiert. Die Einteilung 
Telekis in qualifizierte (traditionelle und freiwillige) und 
unqualifizierte Minoritäten ist nämlich keineswegs neu. Auch 
bei dem Grafen Teleki handelt es sich um nichts anderes, als 
um mittelalterliche, feudale Vorurteile, die im Gewand einer 
modernen soziologischen Theorie einherschreiten. 


Der 7. Kongreß der nationalen Gruppen 
in den europäischen Staaten 


Allgemeine Uebersicht über den Verlauf der Tagung. 
— Die gesprochenen und die gedruckten Lagebe- 
richte. — Organisationsfragen — Die Tagung der 
deutschen Volksgruppen in Schandau. — Die öffent- 
liche Meinung über den Minderheitenkongreß. 


Von Jan Skala. 


»Der diesjährige Minderheitenkongreß war der schwächste 
seit dem Bestehen dieser Einrichtung. Sowohl die Tagesord- 
nung wie auch die Zusammensetzung der einzelnen Delega- 
tionen liessen erkennen, daß die Arrangeure des Kongresses 
ihn nur noch mit mehr oder weniger kräftigen Injektionen 
am Leben zu erhalten vermögen. Diese bestanden in der Her- 
ausgabe eines etwa 600 Seiten umfassenden Lageberichtes, in 
der heftigen Attaque der terroristischen Ukrainergruppe auf 
Polen, schließlich in der Heranholung einiger bisher vom 
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Kongreß ferngehaltenen Minoritäten, von denen er nur aus 
tiefster Not Kenntnis nahm. Angesichts der großen welt- 
politischen Probleme und der weltwirtschaftlichen Krise, die 
auf die Septembertagung des Völkerbundes ihre Reflexe warf, 
konnte kaum erwartet werden, daß die Unproduktivität der 
bisherigen sechs Kongresse der internationalen Oeffentlich- 
keit Anlaß geben werde, der siebenten Tagung des Blocks der 
organisierten Unzufriedenheit besondere Beachtung zu wid- 
men. Die gesamte internationale Presse begnügte sich denn 
auch mit einer einfachen Registrierung des Kongresses, der 
aus seinen infektiösen Kinderkrankheiten nicht recht her- 
auszukommen vermag und der diesmal, wie seit Jahren, an 
einer schweren organischen und funktionellen Störung litt, 
deren Folgeerscheinung sich in abwechselnder Nervosität 
und Apathie sowie starker Blutarmut äußerte.« 

Diese Einleitung aus einem von mir in der Tagespresse 
veröffentlichten Kongreßbericht mag auch an dieser Stelle 
zur allgemeinen Charakterisierung des Kongresses genügen. 

Die Tagesordnung umfaßte folgende vier Punkte: 1) die 
Lage der europäischen Nationalitäten; 2) die Erfahrungen mit 
der estländischen Kulturautonomie für die Minderheiten in 
den sechs Jahren seit Bestehen des Gesetzes; 3) Abrüstung, 
Sicherheit und die Ungelöstheit der Nationalitätenfrage; 
4) Organisierung der Volksgemeinschaften; 5) Organisations- 
fragen. 

Eröffnet wurde der Kongreß wie üblich durch den Präsi- 
denten Dr. Wilfan, der seine Funktion nur ausüben konnte, 
nachdem man das festgelegte Statut des Kongresses mit 
einem zu seinen Gunsten geschaffenen Ausnahmerecht durch- 
löcherte. Das Statut bestimmte, daß Delegierte des Kongres- 
ses nur solche Vertreter sein können, die aus dem Wohnlande 
der von ihnen vertretenen Minorität delegiert werden. Dr. 
Wilfan hat seit Jahren Italien und das Gebiet der sloveni- 
schen Minderheit, als deren Vertreter er nach Genf gesandt 
wurde, verlassen; er begründet dies mit den minderheits- 
rechtlichen Zuständen in Italien. Trotzdem lehnte er — in 
Uebereinstimmung mit dem Kongreßpräsidium — die Betei- 
ligung anderer Emigranten als Vertreter ihres Volkstums 
ab, obwohl sie ihre Legitimation zur Teilnahme am Kongreß 
mit denselben Argumenten nachzuweisen suchten, wie Dr. 
Wilfan selbst. Es handelt sich um die bulgarische Minderheit 
aus Jugoslavien, die sogenannten »Makedonier«. Bezüglich 
ihrer Aufnahme entstand sogar ein Konflikt, da der größte 
Teil der deutschen Delegierten die Aufnahme der »Makedo- 
nier« Kategorisch verlangte; erst die Rücktrittsdrohung Dr. 
Wilfans bewog sie zu einer anderen Haltung, der seitens 
Dr. Wilfans dadurch Rechnung. getragen wurde, daß er er- 
klärte, die vorjährige Feststellung, daß die bulgarische Min- 
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derheit aus Jugoslavien integrierender Bestandteil des Kon- 
gresses sei, gelte auch für dieses Jahr; nur die angemeldeten 
Delegierten der bulgarischen Minderheit müsse man aus sta- 
tutarischen Gründen ablehnen. Auch der Vertreter der Slo- 
vaken aus Ungarn, Prof. Hrdlitka-Bratislava, wurde nur 
als »Beobachter« zugelassen, obwohl er aus denselben Grün- 
den wie der Kongreßpräsident als Emigrant zu leben gezwun- 
gen ist. Eine direkte Vertretung der slovakischen Minderheit 
aus Ungarn konnte aber leider nicht zustande kommen. Der 
Vertreter der Griechen aus dem unter italienischer Souverä- 
nität stehenden Dodekanes, die als neue Minderheit zum 
ersten Male erschienen waren, wurde aber als vollegitimierter 
‚Vertreter anerkannt, obwohl er, ein athener Jurist, kaum eine 
andere Legitimation als die moralische des Präsidenten Wil- 
fan und des Prof. Hrdlička besaß, von denen der eine als 
Kongreßpräsident fungierte, während der andere aber nur als. 
»Beobachter« zugelassen wurde. Diese Moral mit doppeltem 
Boden wirkte sich in allen Verhandlungen des Kongresses 
entsprechend aus, zumal der Fall »Makedonier« nicht der 
einzige blieb. 


In seinen einleitenden Worten erklärte Präsident Dr. Wil- 
fan — neben den schon seit Jahren wiederholten Erörterun- 
gen über den Zweck des Kongresses —, daß eine Abflauung 
der Nationalitätenbewegung eine eitle Hoffnung sei; daran 
schloß sich die Begrüßung der Delegierten, besonders der 
Katalanen, die ja inzwischen aus einer »Minderheit« 
eine Mehrheit geworden waren und auf dem Kongreß — trotz 
ihres triumpfalen Auftretens — etwas deplaciert wirkten. 
Daran änderten die pathetischen Erklärungen ihres Vertreters 
Estelrich sehr wenig; über kurz oder lang werden die 
Katalanen auf ihrem eigenen Territorium die Rechte einer 
spanischen Minderheit zu verwirklichen haben; es bleibt also 
abzuwarten, ob sie dieser Minderheit dieselbe Autonomie zu- 
gestehen werden, die sie selbst erreicht haben, und die eines 
der wesentlichen Programmpunkte der genfer Minderheiten- 
kongresse darstellt. 

Die einzelnen Referate zum ersten Punkt der Tagesord- 
nung waren kaum etwas anderes als mehr oder weniger 
modifizierte Auszüge aus den im Druck auf allen Delegier- 
tenplätzen liegenden »Lageberichte«. Es machte sich 
also jeder mit seiner eigenen Meinung bekannt, denn während 
ihrer Abrollung war der Sitzungssaal mit wechselnder Be- 
setzung halbleer. Lediglich die als besondere Sensation er- 
wartete Rede der ukrainischen Delegierten Frau Rudnicka 
vermochte vorübergehend die Salle Centrale zu füllen. Die 
Verwarnungen, Ermahnungen und Bitten des Kongreßpräsi- 
denten Dr. Wilfan an die Rednerin blieben erfolglos, bis er 
sich gezwungen sah, die Sitzung zu unterbrechen; jedoch 
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dann hatte Frau Rudnicka auch nichts mehr zu sagen, ihre 
Angriffe auf Polen aber hatte sie an den Mann gebracht, und 
das war der deutlich sichtbare Zweck ihrer Rede. Zur Auf- 
klärung über die Vorgänge in Kleinpolen (Galizien) war sie 
nicht notwendig, da ja der gedruckte Lagebericht vorlag. Aber 
ihr Vorgehen — wie auch das der anderen Redner — war 
durchaus folgerichtig, und es ist eine Unehrlichkeit ganz be- 
sonderer Art, wenn das Präsidium unter Berufung auf das 
Statut die gesprochenen Angriffe auf irgend einen Staat mit 
Emphase rügte, die viel schärferen und dazu noch anony- 
men Angriffe in gedruckter Form aber nicht nur duldete, 
sondern diese gedruckten Angriffe sogar noch unter der Pa- 
tronanz des Kongreßpräsidiums herausgab und durch das 
Kongreßsekretariat auf dem Kongreß verbreiten ließ. 


Auf derselben Linie der moralischen Haltung des Kon- 
gresses liegt die Abweisung des ukrainischen Abgeordneten 
Boguslawski und Pewny, Vertreter des »Obednijenije 
Ukrainske«, einer ukrainischen Organisation, die ausdrück- 
lich für die ukrainischen Rechte auf der Grundlage 
innerpolitischer, staatsbürgerlich loyaler 
Zusammenarbeit eintritt. Die Ablehnung dieser Ver- 
treter erfolgte auf Grund eines tendenziösen Berichts und 
Gutachtens des Herrn Generalsekretärs Dr.Ewald Ammende, 
der seine Information von dem Undoabgeordneten Pe- 
lenskij, die völlig auf parteipolitischer Basis stehen, 
bezog. Dem Abgeordneten Boguslawski wurde ferner die Le- 
gitimation bestritten, weil er aufeinerRegierungswahl- 
liste sein Sejmmandat erhalten hat. Gegen die deutschen 
Delegierten aus Rumänien aber, die gleichfalls Parla- 
mentsvertretung nur aus einer Regierungsliste besitzen, 
wurde dieser Einwand — soweit sie Abgeordnete sind — nie 
erhoben. Ebensowenig hat das Kongreßpräsidium die Legiti- 
mation der deutschen Kongreßdelegierten aus Ungarn an- 
gezweifelt, obwohl auch sie — soweit sie Abgeordnete sind — 
ihre Parlamentsmandate nur einer Regierungsliste verdan- 
ken; Prof. Bleyer — der Mitherausgeber von »Nation und 
Staat« — war sogar Präsidialmitglied des Kongresses, trotz- 
dem er als Kandidat der ungarischen Regierungspartei ge- 
wählt worden war. Und dainJugoslavien die bisherigen 
Kongreßvertreter Dr. Kra ft und Dr. Gra l gleichfalls Kan- 
didaten der Regierungswahlliste waren und Dr. Kraft ein 
SkupStinamandat seit der Wahl vom 8. November 1931 aus 
dieser Regierungsliste besitzt, liegt die Frage nahe, ob nun 
auch sie alle die Legitimation zur Kongreßteilnahme verloren 
haben und ob sie an dem nächsten Kongreß als Delegierte 
teilnehmen können. Hierbei soll — um alle Deutungen aus- 
zuschließen — unumwunden gesagt sein, daß die Gründe, die 
die Deutschen in Ungarn, Rumänien und Jugoslavien zu einer 
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solchen Entscheidung bei den Wahlen bestimmt haben, durch- 
aus zu respektieren sind, wenn auch nicht vergessen werden 
darf, daß die Deutschen in Rumänien unter der Leitung Ru- 
dolf Brandschihre Kandidaturengegendieübrigen 
Minderheiten — also unter Verzicht auf die vom Kon- 
greß sonst so sehr betonte »SolidaritätderMinoritä- 
ten« — mit der Regierung vereinbart haben. 


Aber diegleicheRespektierungist demnach auch 
den staatsbürgerlich loyalen Ukrainern Boguslawski und 
Pewny nicht zu versagen; es sei denn, daß die doppelte Moral 
als Axiom des Minderheitenkongresses gelten soll und daß 
staatsbürgerlich loyale, auf Verständigung mit dem Mehr- 
heitsvolk wirkende Gruppen, sofern sie aus Polen kommen, 
vom Kongreß unter allen Umständen ausgeschlossen sein sol- 
len. Die bisherige Praxis des Kongreßpräsidiums bestätigt 
diese Feststellungen; denn auch eine deutsche loyale Gruppe 
aus Polen und ihr Vertreter Danilewski wurde unter 
Berufung auf formalistische Gründe von der Teilnahme am 
Kongreß ausgeschlossen. 

Eine Folge dieser diktatorischen Methoden ist, daß der 
Kongreß innerlich und äußerlich immer stärker verfällt. Die 
Methoden, die er innerhalb seines eigenen Machtbereichs an-' 
wendet, sind vielfach eine getreue Kopie jener, die er mit 
starken Worten verfehmt, sobald sie von irgend einem Staat 
angewandt werden. Es ist mehr als nur der Fluch der Lächer- 
lichkeit, den solche Methoden eines Minderheitenkongresses 
hervorrufen: die Skeptiker erhalten den eklatanten Beweis, 
daß der Kongreß unter solchen Zuständen nichts anderes ist 
als ein von einer zielbewußten Gruppe auf ein einseitig auf- 
gestelltes Ziel geleiteter Interessenhaufen. Dies kam sehr 
charakteristisch durch einzelne derjenigen Gruppen zum 
Ausdruck, die nach dem Austritt der Minderheiten aus 
Deutschland und aller polnischen Gruppen (1927) noch im 
Kongreß geblieben waren und dort so majorisiert wer- 
den, daß sie sich vollständig isoliert fühlen und sich selbst als 
Statisten zu betrachten gezwungen sind. Sie wünschten die 
Rückkehr der ausgetretenen Gruppen — deren Secession dem 
Kongreßpräsidenten Dr. Wilfan 1927 als ein »Zwischenfall« 
erschien — um eine einheitliche Opposition gegen die hier ge- 
schilderten Zustände zu bilden. Es darf wohl, ohne daß man 
einer Uebertreibung beschuldigt werden könnte, gesagt wer- 
den, daß ein Kongreß der nationalen Minderheiten (oder »Na- 
tionalitäten«), auf dessen Boden die Notwendigkeit einer 
solchen Oppositionsbildung gegen die dort auftretenden Ten- 
denzen akut geworden ist, kaum mehr ist, als eine Zusam- 
menkunft berufsmässiger Redner, die ganz andere Ziele als 
eine Lösung des Minoritätenproblems verfolgen. Damit ist 
nur eine Tatsache festgestellt, deren Erwähnung mir die ärg- 
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sten persönlichen Beschimpfungen durch die Kongreßleitung 
eingetragen hat. Sie bleibt trotzdem eine Tatsache, wie es 
.eine weitere Tatsache bleibt, daß diese Feststellung keines- 
wegs alle einzelnen Delegierten oder Grup- 
pen des Kongresses berührt, von denen ja selbst die Zu- 
stände als unerträglich empfunden und bezeichnet werden, 
ohne daß sie entschlossen oder gar imstande wären, sie zu 
ändern. 
x 


Die vor allem von deutschen politischen Kreisen mit 
Spannung erwartete und schon seit 1929 angekündigte Publi- 
kation der Lageberichte ist nunmehr als ein voluminö- 
ser Band von 568 Seiten erschienen; versehen ist er mit einem 
Viaticum des Kongreßpräsidenten Dr. Josip Wilfan und 
mit einer Einleitung des als Herausgeber zeichnenden Gene- 
ralsekretärs der Minderheitenkongresse*). Da die Publikation 
der Einzelberichte anonym erfolgt, muß man einige Auf- 
merksamkeit den beiden leaders der Organisation, die die 
Lageberichte der Oeffentlichkeit übergeben, und ihren gelei- 
tenden und einleitenden Worten widmen. 

Dr. Wilfan stellt zunächst fest, daß die meisten Nationali- 
täten — also nicht alle — ihre eigene besondere Lage 
einander und der breitesten Oeffentlichkeit darstellen. Das 
allerdings ist richtig; nur erfährt die breiteste Oeffentlich- 
keit nichts Neues aus’ den Lageberichten. Vor allem ist sorg- 
fältig vermieden, offensichtliche Fortschritte — und wäre es 
auch ohne besondere Genugtuung — festzustellen, dagegen 
werden alte, längst erledigte Vorfälle (siehe z. B. Dänemark, 
Cechoslovakei u.a.m.) wieder aufgewärmt, Einzelfälle rein 
lokalen Charakters verallgemeinert und so der Eindruck 
unterstrichen, den die Kongresse seit Jahren der europäischen 
Oeffentlichkeit bieten: Demonstration der organi- 
sierten Unzufriedenheit. In dem Geleitwort hätte 
deshalb gar nicht besonders hervorgehoben werden brauchen, 
es sei eine Gewähr dafür gegeben, »daß in der Sammlung 
jener Geist vorherrschen wird, dessen Manifestation die 
europäischen Nationalitätenkongresse sind.« 

Das Vorwort des Generalsekretärs Dr. Ammende ist aus- 
führlicher -und sollte vor allem deswegen beachtet werden, 
weil dort — vielfach offensichtlich unbewußt — die Ten- 
denzen sichtbar gemacht werden, die für die Herausgabe 
und Redaktion der Berichte maßgebend waren. So wird dort 


*) Die Nationalitäten in den Staaten Europas Samm- 
lung vonLageberichten. Herausgegeben im Auftrag des europäischen 
Nationalit: ätenkongresses unter Redaktion von Generalsekretär Dr. Ewald 
Ammende. Im Verl age des Sekretariats der europäischen Nationalitätenkon- 
gresse. Wien 1931. 
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zunächst dekretiert, daß für die Berichte die Verfasser der 
einzelnen Berichte oder die Organisationen, die sie erstattet 
haben, sowohl die moralische wie auch die politische Ver- 
antwortung tragen. Diese Verantwortung ist nir- 
gendserkennbar, denn bei keinem einzigen der Berichte 
ist der Autor oder auch nur die Organisation genannt, die be- 
reit ist, für diesachliche Richtigkeit die Gewähr zu über- 
nehmen. Wie weit das auf eine Flucht vor der Verantwor- 
tung zurückzuführen ist, kann hier unberücksichtigt bleiben. 
Es soll angenommen sein, daß sie der Regelfall nicht war 
und darin wird man bestärkt, wenn beachtet wird, was Dr. 
Ammende selbst dazu sagt: = 

»Die Berichte sind in fast allen Fällen von den verantwortlichen 
Führern der Gruppen respektive ihren Kongreßdelegierten verfaßt. 
In einzelnen Fällen haben mehrere Personen kollektiv an ihrer Ab- 
fassung gearbeitet, und nur in ganz wenigen Fällen wurde aus dem in 
der Rede des Kongreßpräsidenten erwähnten Grunde die Abfassung 
von kompetenten, im Auslande lebenden Persönlichkeiten aus der Zahl 
der Angehörigen der betreffenden Gruppen vorgenommen. Die Zu- 
sammenfassung und teilweise Bearbeitung der Berichte — besonders 
in Fällen. wo es sich seitens der Gruppen um die Zusendung noch 
unfertigen Materials handelte — war allein dem Schreiber dieser 
Zeilen übertragen, wobei festzustellen ist, daß auch die Durchsicht des 
gesamten Materials von ihm allein erfolgt ist, das heißt, daß die Mit- 
glieder des Kongreßausschusses für diese Durchsicht persönlich keine 
Verantwortung tragen. Als Leitsatz der Arbeit hat in erster Linie das 
Erzielen der im erwähnten Kongreßbeschluß betonten »Sachlichkeit 
der Darstellung« gegolten.« | 

Daraus geht hervor, daß die Redigierung und Durchsicht, 
ja sogar in einzelnen Fällen die Bearbeitung des Materials, . 
ausschließlich der Objektivität des Generalsekretärs 
Dr. Ammende überlassen worden ist, wobei ausdrücklich fest- 
gestellt wird, »daß die Mitglieder des Kongreßausschusses für 
diese Durchsicht persönlich keine Verantwortung tragen«. 
Diese Distanzierung von der Verantwortung ist allerdings 
nicht recht verständlich oder ist vielmehr nur zu verständlich, 
wenn man die Tendenz der meisten Berichte berücksichtigt. 

Die Lageberichte haben bisher nur in der deutschen Presse 
eine begeisterte Aufnahme gefunden; es sei deshalb hier auf 
die Kritik eines Freundes des genfer Minderheitenkongreß- 
gedankens hingewiesen, die mehr als alle selbstzufriedenen 
Lobeshymnen auf das »Werk« Beachtung verdient. Der däni- 
sche Minderheitenpolitiker Andreas Grau äußert sich fol 
gendermassen (Dybbel-Posten, 6. Nov. 1931): | 

»Es ist ein großer und entscheidender taktischer Fehler, daß der 
Kongreß nicht verlangt hat, daß die Verfasser der verschiedenen Be- 
richte verantwortlich unter Zeichnung ihres Namens schreiben sollten. 
Man hätte ja, wo es anders nicht möglich war. Ausnahmen machen 
können. Gerade die Herren, die dies Werk angeregt und sich mit ihm 
beschäftigt haben, haben ja besondere Erfahrungen darüber, welch 
großen, oder richtiger gesagt, geringen Wert man im allgemeinen auf 
anonyme Schriften und Eingaben, die sich mit nationalen Fragen be- 
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schäftigen, in der europäischen Oeffentlichkeit legt. Jede Eingabe und 
jede Klage ohne Namensnennung verliert dadurch im voraus etwas 
von ihrer Glaubwürdigkeit. Man hat Grund anzunehmen, daß die 
meisten Berichte sachlicher geworden wären — und das könnte wirk- 
lich nottun — wenn die Namen der Verfasser darunter gestanden hät- 
ten. Es ist unmöglich. von vornherein die volle Objektivität von den 
Wortführern der einzelnen Minoritäten zu erwarten. Dazu sind sie zu 
sehr von dem Kampf und der Arbeit in Anspruch genommen, in der 
sie stehen. Weil man aber im allgemeinen annehmen muß, daß die 
Führer die Berichte geschrieben haben, darf man einen etwas größe- 
ren und freieren Blick auf die Verhältnisse als jener, der in den täg- 
lichen Kämpfen und Reibungen gebraucht wird, erwarten. Hier wird 
man ein über das andere Mal enttäuscht. Ausnahmen bestätigen nur 
die Regel. Ein Teil der Verfasser hat sich sogar kaum von der polemi- 
schen Form frei machen können. Das vermindert in hohem Grade den 
. Wert des Werkes. Und wenn auch der eine oder andere einen Teil der 
Tendenz als symptomatischen Ausfluß der Mentalität, die sich inner- 
halb der Minderheiten findet, hinnimmt, als einen Reflex der Behand- 
lung, der sie von Seiten der Staaten ausgesetzt sind, so versperrt diese - 
Tendenz doch einer größeren Oeffentlichkeit den Weg zum Vertrauen 
in die Objektivität der Darstellung. Und man beraubt sich damit be- 
sonders der Möglichkeit, die Politiker und Staatsmänner zum reden 
zu bringen, an die man sich in besonderem Grade wendet. 


Charakteristisch für die Mentalität vieler Minoritäten, so wie es 
hier aus den Berichten hervorschimmert. ist ihr Hang danach, jede 
Verantwortung für die Entwicklung abzuweisen und dem Staatsvolk 
alle Schuld für alle Widerwärtigkeiten in den neuen Verhältnissen 
zuzuschieben. An vielen Stellen wird hier ein verblüffender Mangel 
am Willen gezeigt, die verschiedenen Geschehnisse und die Nach- 
kriegsschwierigkeiten zu verstehen, unter denen alle Staaten bisher 
gelitten haben. Sie sind für viele Minderheitenführer nicht mehr die 
Folgen des Krieges und seiner Nachwirkungen, sondern beruhen auf 
dem Unvermögen, um nicht zu sagen Mangel an gutem Willen der 
'Staatsleiter. Auch sogar ein so allgemeines Phänomen wie die Welt- 
krise wird in den Berichten zu etwas Besonderem für den Staat, von 
dem sie berichten. Viele gleichen darin Pastor Schmidt, wenn er bei 
verschiedenen Gelegenheiten von den eigentlichen Ursachen der wirt- 
schaftlichen Schwierigkeiten Nordschleswigs wegsah und aus ihnen 
den Schluß zog, Nordschleswig könne in Dänemark wirtschaftlich 
nicht gedeihen. Diese Tendenz wirkt wie krankhafte Kritiklust und 
Mangel an gutem Willen, innerhalb der neuen Staatsgemeinschaft auf 
loyaler Basis mitzuarbeiten. Man gewinnt oft den Eindruck, hier mehr 
einer allgemeinen ÖOppositionsgruppe als einer Volksgemeinschaft 
gegenüberzustehen, deren Forderungen und Rechte auf das Nationale 
in den verschiedenen Verhältnissen und das Kulturelle begrenzt sein 
müssen. ... 

Das vorliegende Werk hätte eine wirklich verdienstvolle Tat von 
Seiten des Nationalitätenkongresses werden können. Jetzt muß er 
immer befürchten, mit dem Geist und der Mentalität, die einem bei- 
nahe auf jeder Seite des großen Werkes begegnen, identifiziert zu 
werden. In einem Appell an die internationale Oeffentlichkeit dürfte 
man mit Recht größeren Willen zur Objektivität von einer Seite er- 
deren Führer das allgemeine Interesse im Namen des Friedens 
anrufen. 


Durch die hier ausgesprochene Kritik soll keineswegs zum 
Ausdruck gebracht werden, daß in den Lageberichten nicht 
auch sachlich berechtigte Forderungen und Klagen enthal- 
ten sind; man lese nur einmal den Bericht der sloveni- 
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schenMinderheitin Kärnten über die Behandlung 
der slovenischen Schulforderungen, der übrigens zu Gunsten 
der Kärntner Landesregierung resp. der Kärntner deutschen 
Parteien einer »Redigierung« unterworfen wurde. In den Lage- 
berichten sind — mit wenigen Ausnahmen — ausschließlich 
die intransigenten, auf Negation eingestellten oder auf sie 
angewiesenen speakers zu Worte gelassen worden. Durch 
diese Feststellung, deren sachliche Richtigkeit nicht bestrit- 
ten werden kann, ist das autoritative Auftreten im Namen 
der Gesamtheit einer Minderheit auf das Maß reduziert, das 
objektiv anwendbar ist. Einige Fragen beweisen sofort die 
Richtigkeit dieser Feststellung: 


Die Deutschen in Polen besitzen ebensowenig wie die 
Ukrainer und Juden eine einheitliche, lediglich 
minderheitspolitische Organisation; welche par- 
teipolitische oder sonstige Teilorganisation dieser Minder- 
heiten hat den »Lagebericht« erstattet? 

Wodurch ist die berichtende Teilgruppe allein zu ihrem 
Bericht legitimiert? 

Sind alle Organisationen solcher Minoritäten, die inner- 
halb ihrer eigenen Reihen keine einheitliche Minder- 
heitenorganisation (etwa nach der Art der techoslovakischen 
oder slovenischen Minderheit in Oesterreich oder des Verban- 
des der nationalen Minderheiten in Deutschland) besitzen, an 
den »Lageberichten« beteiligt? 

Oder sind nur einzelne Personen der Organisa- 
tionen dazu aufgefordert worden und nach welchen Ge- 
sichtspunkten? 

Das sind Fragen, die von hier aus als rethorische Fragen, 
auf die keine Antwort erwartet wird, gestellt werden. Daß es 
notwendige Fragen sind, wird angesichts der Bedeutung, 
die der Herausgeber den Berichten beimißt, und wird ange- 
sichts des Gewichts, das die Anklagen und Forderungen in 
der politischen Oeffentlichkeit Europas geltend machen wol- 
len, von niemand bestritten werden können. Denn in der 
Form, wie dieses »Standardwerk« der Nationalitätenfrage der 
politischen Oeffentlichkeit vorgelegt wurde, ist es weder 
ein objektives Informationsmittel für den 
Politiker noch ein einwandfreies Quellen- 
werk für den Historiker, sondern lediglich 
eine propagandistische Publikation gegen 
die nach dem Weltkriege erfolgte Neuord- 
nung dereuropäischen Verhältnisse. So man- 
gelhaft die Neuordnung auch immer sein mag — und niemand 
leugnet, daß sie es ist — so wenig kann an ihre Stelle etwas 
Vollkommeneres und absolut Besseres in absehbarer Zeit ge- 
setzt werden; mit den Mitteln, deren sich die »Lageberichte« 
bedienen, wird eine Besserung nie erreicht werden, weil auch 
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Jem minderheitspolitischen »advocatus diaboli« die realen 
Kräfte zu einer positiven Leistung im Sinne der europäischen 
Gemeinschaft zwangsläufig fehlen. Trotz einem scheinbaren 
Widerspruch sind aber die ideellen, moralischen und sitt- 
lichen Kräfte Realitäten, mit denen die meisten Verfasser 
und der Herausgeber der »Sammlung der Lageberichte« in 
ihrer Publikation nichts anzufangen gewußt haben. 


* 


Zu dem Punkt 2 der Tagesordnung »Die Kulturauto- 
nomiein Estland« wurden einige Referate erstattet, die 
keine neuen Gesichtspunkte, ja nicht einmal irgend welches 
neue Material zu der Frage der Kulturautonomie an sich auf- 
wiesen. Entgegen allen propagandistischen Bemühungen ist 
nach wie vor die »Kulturautonomie« nicht die allein zweck- 
mäßige oder gar allein mögliche Lösung der Minderheiten- 
frage; die Diskussion darüber ist noch nicht abgeschlossen, 
und infolge der weiteren Zielsetzungen, die immer häufiger 
auftauchen, ist man sich sogar auf deutscher Seite nicht mehr 
ganz im Klaren über diese bisher mit starken Akcenten ver- 
tretene Forderung. Auf dem Kongreß hielt das sachlich in- 
teressanteste Referat darüber der russische Delegierte aus 
Estland Prof. Kurlinski. Der Referent selbst ist Anhän- 
ger der Autonomie. Die Unmöglichkeit ihrer Einführung bei 
der russischen Minorität Estlands sind seinen Ausführungen 
nach folgende: Infolge der Geschlossenheit des russischen 
Siedlungsgebiets hat die russische Minderheit starken Anteil 
an der gesamten regionalen oder lokalen Selbstverwaltung, 
sodaß sie an einer besonderen Kulturautonomie nicht inter- 
essiert ist; ferner hindern die Einführung der Kulturauto- 
nomie der niedrige Kulturstand der russischen Minderheit, 
die kaum imstande wäre, die Kulturverwaltung in eigene 
Hände zu nehmen und schließlich die hohen finanziellen 
Lasten, die über die Kräfte der russischen Minorität in Est- 
land gehen würden. Prof. Kurlinski erwähnt dann noch 
einige subjektive Momente in der öffentlichen Meinung der 
russischen Minderheit, die sich gegen den Autonomiegedan- 
ken richten; es muß aber noch bemerkt werden, daß die 
orthodoxe kirchliche Verfassung der russischen Minderheit 
und deren Verwaltungsapparat wahrscheinlich die überhaupt 
stärkste Widerstandsquelle gegen die Kulturautonomie sind, 
obwohl Kurlinski das nicht erwähnt. 

Ueber die Behandlung des erwähnten Punktes möge hier 
noch die Kritik des dänischen Schulverwaltungsdecernenten 
Torp-Toender Platz finden, der als Kongreßgast dazu folgen- 
des bemerkt: 


»Sowohl die Russen wie die Schweden haben es also unterlassen, 
die Autonomie einzuführen, u. a. auf Grund der damit verbundenen 
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finanziellen Lasten. Wenn indessen die Deutschen sie mit so guten 
Resultaten durchgeführt haben, so ist das zum Teil darauf zurückzu- 
führen, daß sie sowohl wirtschaftlich wie intellektuell betrachtet die 
stärkste Volksgruppe sind, und das 84 % aller Deutschen geschlossen 
in den Städten wohnen, was natürlich die praktische Durchführung 
in entscheidendem Maße erleichtert. - 

Der Kongreß schloß mit der Annahme einer Resolution, die den 
Völkerbund auffordert, zu veranlassen daß die Erfahrungen bezüg- 
lich der estnischen Kulturautonomie bei der Lösung des gesamten 
europäischen Nationalitätenproblems fruchtbare Verwendung finden. 
Wenn aber indessen die Verhältnisse so sind, daß gerade die größte 
Minderheit Estlands bisher der kulturellen Selbstverwaltung gegen- 
über Bedenken gehabt und sie deshalb nicht eingeführt hat, muß man 
sich eigentlich über diese Resolution wundern, denn gerade so kann 
der Völkerbund nicht den Eindruck erhalten, daß die Autonomie die 
beste Lösung für alle Minderheiten ist. 

Das Gesetz über die kulturelle Autonomie macht dem estnischen 
Volk alle Ehre, wenn aber die führenden Männer im Kongreß immer 
diese Ordnung als die einzigste ideelle hervorheben wollen. dann muß 
dagegen Einspruch erhoben und daran erinnert werden, daß Auto- 
nomie an und für sich nicht eine unbedingte Garantie für eine frei- 
sinnige Behandlung der fremden Nationalitäten bedeuten kann, son- 
der nur das, daß sie innerhalb des Rahmens bestehender Minderheiten- 
gesetze Selbstverwaltung besitzen, und inwieweit diese engbegrenzt 
oder weitgehend sind, darüber sagt die Autonomie an und für sich 
nichts. Es kann hier z. B. angeführt werden, daß in Estland selbst 
unter der Autonomie 20 Kinder zur Errichtung einer öffentlichen 
Schule erforderlich sind, während eine solche in Dänemark bereits 
mit 10 Kindern errichtet wird. Was das bedeutet, ersieht man am 
besten daran, daß von unseren 21 öffentlichen Minderheitsschulen 
sechs unter 20 Schüler haben und daher unter der estnischen Auto- 
nomie überhaupt nicht hätteırf bestehen können. Und für die Minder- 
heiten kommt es doch mehr darauf an, die meist möglichen Schulen 
errichten zu können, als in allen Einzelheiten den oft rein äußerlichen 
Verwaltungsapparat übertragen zu bekommen. — Wenn man im übri- 
gen Estland als ein Land hinstellen will, das viel mehr Rücksicht- 
nahme seinen Minderheiten gegenüber zeigt als Dänemark, so ist dies 
vollkommen abwegig, wenn man bedenkt, wie besonders die Deutschen 
in Estland wirtschaftlich untergraben und geschwächt worden sind 
durch die vom estnischen Staat durchgeführten Bodengesetze, nach 
welchen im ganzen 1.934.679 ha Land enteignet worden sind, und davon 
allein den Deutschen 86,5 % und von den Esten selber nur 43 %. Die 
Folge ist u. a. die, daß jetzt nur 16 % der Deutschen auf dem Lande 
wohnen, während dort 35 % vor der Durchführung der Agrarreform 
wohnten. Welche Schwächung der Möglichkeiten der Deutschen auf 
Bewahrung ihrer nationalen Stärke und der Zukunftsmöglichkeiten 
als Minderheit überhaupt diese Umgruppierung bedeutet, ist ja voll- 
kommen einleuchtend, und die Deutschen selber bezeichnen auch die 
Wirkungen der Bodengesetze ihrerseits als katastrophal.« 


= * 


Der dritte Punkt»Abrüstungsfrage« zeigte nur das 
eine deutlich: seitdem unter einzelnen Nationalitäten, die an 
der Diskussion über das internationale Abrüstungsproblem 
besonderes Interesse zeigen, ein gouvernementaler 
»Pacifismus« Mode geworden ist, hat der Kongreß die Gelegen- 

heit wahrgenommen, sich nun auch daran zu beteiligen; es 
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bot sich ferner die Gelegenheit zu dem Versuch, das Minder- 
heitenproblem mit einem anderen weltpolitischen Problem 
in Verbindung zu bringen und so das Gewicht der Kongreß- 
politik vor der Weltmeinung mit einer geschickten Manipula- 
tion ein wenig zu erhöhen. Der Pseudopazifismus 
desKongressesist genau auf die Verwirklichung politi- 
‘scher Sonderzwecke dosiert; was ich bereits an anderer 
Stelle festgestellt habe, kann auch hier wiederholt werden: 
keine .einzige Rede, die der diesjährige Kongreß laut werden 
ließ, enthält einen konstruktiven Gedanken für die 
friedliche Entwickelung, diejedweden Krieg, den wirt- 
schaftlichen wie den socialen, wie den nationa- 
len ausschließt. Die Reden der Theoretiker waren nicht in- 
teressanter als die der Praktiker, die in dem Recht auf Auf- 
rüstung die Erfüllung der Abrüstung sehen. 


x 


Eine besondere Betrachtung verdient der 4. Punkt der Kon- 
greßtagesordnung »Organisierung der Volksge- 
 meinschaften« Das ausführliche Referat zu diesem 

Thema hielt der Kongreßpräsident Dr. Wilfan, das Kor- 
referat der Rechtsberater der deutschen Volksgruppen, Dr. 
Hasselblatt. Da der Vortrag Dr. Wilfans infolge der 
großen Unruhe im Saale schwer verständlich war und vom 
Kongressekretariat nur ein kurzer Auszug publiziert wurde, 
kann auf ihn erst zurückgegriffen werden, sobald er im 
Wortlaut vorliegt. Bei dieser Gelegenheit möchte ich bemer- 
ken, daß ich auf Grund des subjektiven Eindrucks der Rede 
Dr. Wilfans in einem anderen von mir verfaßten Kongreß- 
bericht*) folgendes geschrieben habe: | 

»Ueber den nationalpolitisch wichtigsten Punkt »ÖOrganisierung 
der Volksgemeinschaften« haben sich diejenigen Delegierten, die daran 
am stärksten interessiert sind und die in einer besonderen Tagung der 
deutschen Volksgruppen in Schandau schon praktische Vorarbeit ge- 
leistet haben, am konsequentesten ausgeschwiegen. Das ist verständ- 
lich — und unverständlich ist nur die Rolle, die sich der Kongreß- 
präsident Dr. Wilfan in dieser Frage zuteilen ließ. Sein Referat ver- 
schleiert die markant hervortretende Zielsetzung der diesjährigen 
Tarung der deutschen Volksgruppen, die dem Kongreß vorangeschickt 
wurae.« A 

Ich scheue mich keineswegs, hier zu erklären, daß diese 
meine Auffassung auf einem Irrtum beruhen kann, den aus- 
zumerzen und richtigzustellen ich keinen Augenblick zögern 
werde, sobald mir der Wortlaut des Dr. Wilfan’schen Re- 
ferats die Möglichkeit dazu gibt. Auf die Kritik, die eine Ein- 
zelperson an meinen Ausführungen geübt hat, gehe ich nicht 
ein, weil sie sachlich und persönlich legitimationslos ist. 


*) »Schleswiger« vom 30. September 1931. 
462 


Bemerkenswert ist, daß diejenigen Delegierten, die am 
‘stärksten an dem nationalpolitisch wichtigen Thema interes- 
siert waren und die kurz vorher auf einer besonderen Tagung 
der deutschen Volkstumsgruppen in Europa schon praktische 
Vorarbeit geleistet hatten, sich konsequent ausschwiegen. Dr. 
Hasselblatt sprach-lediglich über die rechtliche und politische 
Seite der Idee. Ueber diese Tagung der deutschen Volks- 
tumsgruppen ist in der deutschen Presse nur nach einem ein- 
heitlichen Schema berichtet worden; immerhin läßt sich er- 
kennen, daß dort sehr weitreichendeprogrammatische 
Arbeit für die Organisation der deutschen Volksgruppen in 
den europäischen Staaten geleistet worden ist. Auf Grund 
eines deutschen informativen Berichts — der möglicherweise 
unvollständig, aber keineswegs falsch gewesen sein kann —, 
habe ich in konzentrierter Form daraus folgende Programm- 
punkte feststellen können: | | 

1) Politische Zusammenfassung des gesamten Deutsch- 
tums nach den neuesten politischen Erkenntnissen zu 
einem einheitlichen Kräfteeinsatz des Mutterstaates und 
der deutschen Minderheitsvolkstumsgruppen in deren 
Wohnstaaten; 

2) Sichtbarmachung der Verbundenheit dieser Gruppen 
mit dem Muttervolke durch Gewinnung einer politischen 
Ideologie, durch die die Lösung der gesamtdeutschen 
Frage garantiert wird; 

3) zielbewußte politische Arbeit, die die Möglichkeit einer 
Dynamik in der europäischen Politik eröffnet. 

= Diese Formulierung und ihre Nutzanwendung auf die 
genfer Minderheitenkongresse ist heftig angegriffen worden, 
ohne daß jedoch von irgend einer Seite die sachliche Richtig- 
keit dieses Programms bestritten worden wäre*). Und ebenso- 
wenig ist bestritten oder gar widerlegt worden, daß die deut- 
schen Volkstumspolitiker mit dem bisherigen Ergebnis der 
genfer Minderheitenkongresse äußerst unzufrieden sind und 
daß sie deshalb auf einer anderen Basis — und zwar der der 
deutschen Volksgruppenorganisation — die Aktivität der 
deutschen minderheitspolitischen Bewegung nicht nur zu er- 
halten, sondern zu erhöhen suchen. Und ich wiederhole auch 
hier nochmals: das politische Spiel wird jetzt ohne Zweifel 
ehrlicher und aufrichtiger sein, als das bisherige Kongreß- 
unwesen, das den Minderheiten eine Bewegung zum Besseren 
vortäuscht, während die Kongreßleitung nur noch mit 
großer Mühe die Tatsache verdecken kann, daß der Kongreß 
auf der Stelle tritt — was allerdings auch eine Bewegung 
genannt werden kann —, daß aber jetzt der Zweck des 
Kongressesvorallem der Kongreß ist. 


*) Die Erwiderung auf diese Angriffe findet sich am Schluß dieses Heftes 
unter »Bemerkungen«. 
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Jedem einigermaßen sachlich und realpolitisch denkenden 
Menschen wird die konstitutive und die deklara- 
tive Bedeutung der Volkstumsorganisationen klar. Diese 
Organisationen sind unter dem Gesichtspunkt der kul- 
turellen Lebensnotwendigkeiten eines Volkstums erfor- 
derlich; sie sind zur Ausgleichung des raumpolitischen 
Staatennationalismus geeignet und notwendig ; sie sind 
zu einer Verständigung der Völker untereinander beru- 
fen und befähigt. Aber sie können das alles nur dann 
leisten, wenn sie vom Volkstum ausgehen und nicht vom 
Staatstum, wenn sie den Menschen höher bewerten als den 
Raum, wenn sie Kulturpolitik zu treiben gewillt sind anstatt 
Geopolitik, und wenn sie eine Menschheit anstreben, die ziel- 
bewußt gegen die »ultima ratio regnorum« die Losung »pax 
hominibus bonae voluntatis« verficht. 

Die vergangenen Jahre der Minderheitenbewegung haben 
zwei sich gegenüberstehende Fronten deutlich herausgebildet: 
die militante, irredentische und politisch orientierte auf der 
einen Seite, die pazifistische, staatsbürgerlich loyale und zur 
socialethischen Verständigung der Völker strebende auf der 
anderen Seite. Der Minderheitenkongreß, der nach Bedarf 
mit der einen oder mit der anderen oder gleichzeitig mit bei- 
den Flaggen operierte, wird nur noch als eine Zusammen- 
kunft unzufriedener Parteivertreter weiter existieren können; 
schon jetzt erfolgt die wertebeständige Minderheitenarbeit 
außerhalb des Kongresses, die positive Rechtsbildung in den 
Staaten ohne ihn, und die internationale Verständigungs- 
arbeit gegen ihn und seine offenen oder versteckten Tenden- 
zen. Die großen Aufgaben werden die Volksgemeinschaften 
zu lösen haben, und nur von ihnen wird es abhängen, ob der 
Nationalismus eine segensreiche, fruchtbringende Leistung 
oder eine alle echte Kultur vernichtende Zerstörung sein wird. 


x 


Der VII. Minderheitenkongreß hat folgende Resolutionen 
verfaßt: | 


I. »Der VII. Kongreß der organisierten nationalen Gruppen in den 
Staaten Europas hat die im Druck erschienenen und mündlich erstatte- 
ten Berichte über die Lage der Volksgruppen zur Kenntnis genommen. 
Unter dem tiefen Eindruck dieser Berichte stellt der Kongreß fest: 

In den durch Minderheitenschutz gebundenen Staaten fehlt ebenso 
wje in den vertraglich nicht gebundenen — abgesehen von wenigen 
a nehmen — nach wie vor das Verständnis für das Nationalitäten- 
problem. j 

Die verfassungsmäßig und völkerrechtlich verbürgten Rechte der 
andersnationalen Staatsbürger werden mißachtet. 

Die staatsbürgerliche Gleichbereehtigung, die Gleichheit vor dem 
Gesetz, die kulturelle Freiheit, sind fast nirgends vorhanden. Nicht 
einmal die Staatsangehörigkeit ist gesichert. 

Auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens werden die anders- 
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nationalen Staatsbürger bewußt zurückgesetzt und benachteiligt. 

Schärfer als je wird die Assimilation betrieben. 

Mit polizeilichen und militärischen Machtmitteln sind sogar Exe- 
kutionen gegen Leben und Eigentum eigener Staatsbürger unternom- 
men worden, die allgemein Entsetzen erweckt haben. 

Die vorangegangenen Kongresse haben festgestellt: 

Die Achtung des Volkstums ist eine unentbehrliche Voraussetzung 
der Befriedung Europas. 

Der Ausbau des Rechtsschutzes für alle Minderheiten ist daher 
eine der dringlichsten Aufgaben des Völkerbundes. 

Der VII. Nationalitätenkongreß muß aber feststellen, daß selbst 
diean den Völkerbund gerichteten Petitionen über schwerste Angriffe 
gegen Leben und Eigentum eine Behandlung erfahren haben, die bei 
den Betroffenen das Vertrauen an seinen Schutz erschüttert. 

Der VII. Nationalitätenkongreß beschließt deshalb: 

Das Präsidium wird beauftragt, dem Völkerbund den Ernst der 
Lage vorzustellen und vor allem die Notwendigkeit der Aenderung 
der Behandlung der Petitionen von Minderheitsangehörigen in lebens- 
wiehtigen Fragen zu betonen. 


II. Der VII. Europäische Nationalitätenkongreß nimmt die Mit- 
teilungen der Delegierten aus Estland und die Gutachten sachkundiger 
Angehöriger des estnischen Volkes über die günstigen Erfahrungen, 
die eine fünfjährige Anwendung des estländischen Kulturautonomie- 
gesetzes gezeitigt hat, mit Genugtuung entgegen. Der Kongreß ent- 
nimmt diesen Erklärungen, daß die Kulturautonomie von den Volks- 
gruppen Estlands ebenso positiv bewertet wird wie von dem estlän- 
dischen Staat, daß ferner das Gesetz die Wirkung gehabt hat, die kul- 
turellen Fragen aus der politischen Sphäre herauszunehmen und daß 
die Möglichkeit der Kulturpflege durch die Volksgruppen auch eine 
günstige Einwirkung auf die allgemeine politische Befriedung und 
die Achtung von Volk zu Volk ausgeübt hat. Der Nationalitätenkon- 
greß hält es auf Grund dieser gutachtlichen Aeußerungen für notwen- 
dig, daß der Völkerbund die in Estland erfolgreich bewährte Kultur- 
autonomie auf ihre Anwendbarkeit in anderen Staaten Europas über- 
prüft und die geeigneten Schritte unternimmt, um die Erfahrungen 
in Estland für die Lösung des gesamten europäischen Nationalitäten- 
problems fruchtbar zu machen. 


III. Die materielle Ei uns kann mit Aussicht auf Erfolg nicht 
ohne gleichzeitige moralische Abrüstung durchgeführt werden, die vor 
allem in einer befriedigenden Lösung der Nationalitätenfrage bestehen 
müßte. Sie erst wäre eine wirkliche Sicherung des Friedens.« 


Die Slovaken in Ungarn 


Der »Cechoslovakischen Korrespondenz« entnehmen wir folgende 
Ausführungen über die Behandlung der Slovaken in Ungarn: 

Außenminister Dr. Beneš hat im »Paris Midi« eine Parallele 
zwischen der Minoritätenpolitik der Cechoslovakischen Republik und 
jener Magyariens gezogen und dabei an der Hand unanfechtbarer 
Ziffern dargetan, daß insbesondere die ungarischen Slovaken 
auch nicht des allerkärglichsten nationalen Existenzminimunis teil- 
haftig sind. Dr. Benes hat zum Schluß seiner instruktiven Darlegun- 
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gen, welche die Mystifikationen der magyarischen Propaganda in die 
Tageshelle der Wahrheit und Klarheit rücken, ein initiatives Ein- 
greifen vor dem Völkerbundsrat angekündigt, der durch unvorein- 
genommene Vergleichung feststellen möge, welcher der beiden Staa- 
ten, die Cechoslovakische Republik oder das ci devant Königreich 
Ungarn, in höherem Grade dem Gebot des Minderheitenschutzes Ge- 
nüge leistet. Auch in der Politik ist der Hieb die beste Parade. Die 
Konstatierungen kamen diesesmal umso zeitgerechter, als Herr Szüllö, 
dessen Gravitation nach der Ofener Königsburg offenkundig ist, 
neuerlich auf den Krebsfang ausgeht, indem er unter dem Titel eines 
Zusammenschlusses der »autochtonen« Bevölkerung der Slovakei 
Bruchteile des slovakischen Volkes in die irredentistisch-magyarische 
Laube zu locken sucht, um sie an Stelle der abgehausten Jehliczka- 
Elemente für die großungarischen Restaurationspläne zu mißbrau- 
chen. Der Prozeß gegen Tuka hat allen den beglaubigten oder ange- 
worbenen Revisionsagenten den Atem benommen, doch hielt die Ver- 
ängstigung nicht lange vor. Als wollte man das Versäumte nach- 
holen, setzt man jetzt wieder umso kräftiger mit der Werbung ein. 
Immer häufiger kann man in magyarischen Blättern lesen, wie gut 
es den Slovaken im Schatten der Krone des hl. Stephan ergangen sei, 
weshalb sie sich jetzt offen oder insgeheim nach einer »Heimkehr« 
sehnten. Selbst Graf Bethlen rühmte in suggestiven Worten, wie un- 
parteiisch die letzte Volkszählung in Ungarn durchgeführt worden sei, 
weshalb er eine internationale Kommission zur Ueberprüfung einlade, 
was andere Länder nachahmen sollten. Die Pointe dieses Eigenlobes 
ist nicht schwer loszuschälen. 

Außenminister Dr. Beneš hat mit seinem Ziffern- und Tatsachen- 
material den Kern aller Beschönigungstendenzen der magyarischen 
Propaganda bloßgelegt. Seine aktuellen Angaben mögen .noch durch 
einzelne retrospektive Konstatierungen ergänzt werden, aus welchen 
mit geradezu drastischer Deutlichkeit die Methoden erkennbar sind, 
welche die magyarischen Machthaber speziell den Slovaken gegenüber 
angewendet haben. Das kaiserliche Patent vom 11. April 1848 hat die 
kühnsten nationalen Aspirationen der Magyaren erfüllt und ihre 
Sprache zur herrschenden in allen amtlichen Sphären erhoben. Die 
Magyaren waren aber auch damit noch nicht zufrieden, weil bei ihnen 
seit jeher zum Begriff der Freiheit die Unterdrückung der »Natio- 
nalitäten« gehörte. Die Slovaken, die um ihre primärsten Rechte 
bangten, leiteten eine Protestbewegung ein und beschlossen die Ueber- 
mittlung einer Denkschrift an den Kaiser, den Paladin und den ma- 
gyarischen Landtag. Die Budapester Machthaber antworteten auf 
diesen legalen Abwehrakt mit der Verhängung des Standrechtes über 
die slovakischen Komitate, worauf sich die Führer der Slovaken 
Štúr, Hurban und Hodža vor der sicheren Verfolgung ihrer Peiniger 
durch die Flucht ins Ausland retten mußten. Im Manifest des Kaisers 
Ferdinand vom 20. Oktober 1848 wurde den Völkern der Monarchie das 
gleiche Recht verheißen und außerdem zugesichert, daß die Unter- 
drückung eines Volksstammes durch einen zweiten fortab nicht mehr 
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zugelassen werden dürfe. Das Manifest Franz Josefs nach seiner 
Thronbesteigung lautete in gleichem Sinn. Ungeachtet dessen übten 
die Magyaren die Verfolgung der Slovaken in immer rücksichtsloserer 
Weise aus. Gegen die magyarische Erhebung wider die Dynastie 
organisierten die Slovaken eine Kontrerevolution, deren Teilnehmer 
sich hierauf mit der kaiserlichen Armee vereinigten, um gemeinsam 
mit derselben die rebellische Aristokratie und Gentry zu bekämpfen. 
Das aber haben die Magyaren den Slovaken. nie vergessen! Sie be- 
drückten sie seither nur noch brutaler und schonungsloser. Erst im 
Jahre 1861 ermannten sich die niedergehaltenen und geknechteten 
Slovaken zu einer Abwehraktion und entsendeten eine vom Bischof 
Moyses geführte Deputation zum Kaiser, dem ein Memorandum mit 
den Wünschen und Beschwerden des slovakischen Volkes überreicht 
wurde. Der Kaiser begrüßte die Abordnung mit den Worten: »Es 
freut mich, Sie hier als Vertreter Ihres, unter allen schwierigen Ver- 
hältnissen treuen und loyalen slovakischen Volkes zu erblicken« Ein 
Jahr darnach wurde die »Matice Slovenskä« errichtet, ein Verein, der 
sich hauptsächlich die Pflege der slovakischen Literatur angelegen 
sein ließ. Der Kaiser nahm die Mitgliedschaft an, spendete 2000 Gul- 
den und verlieh dem Präsidenten der »Matice«, Bischof Moyses, die 
Geheimratswürde. Als dafür eine Abordnung danken kam, antwortete 
der Kaiser auf die Huldigungsansprache, er sei gerne bereit, das treue 
slovakische Volk auch weiterhin unter seinen Schutz zu nehmen. Im 
Jahre 1866 zeichneten sich die slovakischen Truppen durchwegs durch 
heldenmütige Tapferkeit aus. Der Dank vom Hause Habsburg blieb 
nicht aus. Es kam Beust’s Ausgleich mit der Königskrönung und die 
legalisierte Aufrichtung der magyarischen Hegemonie in Translei- 
thanien. Tatsächlich verschlechterte sich unter dem Dualismus die 
ohnehin triste Situation der Slovaken ins Unerträgliche. 


In den siebziger Jahren begann ein »Seelenfang«, der seinesglei- 
chen nicht hat, indem slovakische Kinder. meistens Waisen, durch 
Gendarmen gewaltsam ihren Eltern oder Vormündern entrissen und 
in magyarische Gegenden verschleppt wurden, wo man sie entnatio- 
nalisierte. Dieses Walten der magyarischen »Kulturvereine« dauerte 
durch Jahrzehnte und erforderte ungezählte Opfer. In den Jahren 1874 
und 1875 sperrte die Regierung grundlos die drei slovakischen Gym- 
nasien, welche die Slovaken aus eigenen Mitteln gegründet und er- 
halten hatten, lösten zugleich die »Matice« auf und beschlagnahmten 
einfach ihr Vermögen, das etwa 200.000 Gulden betrug. So hat man 
die Slovaken planmäßig und ohne Erbarmen politisch in Hörigkeit 
erhalten, national entrechtet und wirtschaftlich verelendet. Alles auf 
Grund der »Einschmelzungstheorie«, welche erforderte, die ungenü- 
gende Population der Magyaren durch gewaltsame Magyarisierung 
der »Nationalitäten« auszugleichen. Selbst im Weltkrieg wurden diese 
Methoden ungemildert weiter praktiziert. Ja, sie gelten bis heute der 
slovakischen Minorität Magyariens gegenüber, wie Außenminister Dr. 
Benes in unwiderleglicher Art erwiesen hat. Daß den magyarischen 
Machthabern diese Enthüllung der Wahrheit höchst unangenehm ist, 
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war anzunehmen, denn es wird ja dadurch ihre ganze Propaganda de- 
maskiert. Richtig hat denn auch der Rabbinersohn Josef Stern, der 
jetzt als Baron Szterenyi eine Säule des »christlichen Kurses« ist, 
eine Interpellation angemeldet, worin er behauptet, daß sich Dr. Beneš - 
eines »Eingriffes in die innerpolitischen Angelegenheiten Ungarns« 
schuldig gemacht habe. In Wahrheit hat Dr. Beneš bloß eine Replik 
auf die unstichhaltigen Behauptungen der magyarischen Propaganda 
gebracht, und das ist in allen gesitteten Ländern als Selbstverständ- 
lichkeit gestattet. Ausgenommen Magyarien, dessen Regime wahr- 
scheinlich auch die Aufdeckung der Frankfalsifikate als »Eingriff in 
- innerstaatliche Angelegenheiten« Ungarns empfand. Aber wundern 
wir uns nicht über das zürnende Aufbegehren der magyarischen Poli- 
tiker und Publizisten, unter welchen sich der »Pester Lloyd« des 
Herrn Veszi-Weiss hervortut. Die Wahrheit wird eben. auch hier als 
Mißhandlung empfunden. 


Berichte 


DÄNEN. 

Kürzung der Privatschulzuschüsse. Am 17. August ds. Js. wurde 
der Duborg-Realschule in Flensburg von der Preußischen Regierung 
in Berlin mitgeteilt, daß der staatliche Zuschuß zur Schule von bisher 
15,570 Mk. jährlich mit 20 % auf 13,910 Mk. als Sparmaßnahme auf 
Grund der Notverordnungen mit rückwirkender Kraft ab 1.4.31 her- 
abgesetzt worden sei. Am 10. November teilte die Preußische Regie- 
rung dann der dänischen Schulverwaltung in Flensburg mit, daß jetzt 
auch die monatlichen Zuschüsse zu den fünf kleinen dänischen Privat- 
schulen des Landgebiets entsprechend herabgesetzt worden seien, und 
zwar ergibt diese Herabsetzung insgesamt eine Kürzung von 1562 Mk. 
der Bezüge. Das Deutsche Reich ist in einer schweren wirtschaftlichen 
Krise, man kann es daher durchaus verstehen, wenn mit rigoroseu 
Sparmaßnahmen versucht wird, der Not zu begegnen. Ob es aber 
politisch klug ist, hier nun gleich auch die ohnehin im Verhältnis nur 
geringen Zuschüsse zu den dänischen Privatschulen zu beschneiden, 
möchten wir doch bezweifeln. Auf jeden Fall ist es unrichtig, wenn 
die »Nordschleswigsche Zeitung« in Aabenraa aus Anlaß einer Mel- 
dung, nach der die dänische Privatschule in Kupfermühle bei Flens- 
burg einen preußischen Staatszuschuß von jährlich 2431 Kr. für ihre 
15—16 Schüler erhält, am 24.8.31 schreibt: 

»Preußen bezahlt also für jedes Kind der Schule 162 Kronen = 
mehr als 180 Rmk., und zwar wird dieser Betrag freiwillig bezahlt. 
Dänemark zahlt gesetzlich nur 50 Kronen je Kind. 

Ostern 1931 hatte z.B. die Duborg-Realschule 354 Schüler, bei einer 
Schülerzahl von 350 würden aber schon keine 50 Mk. sondern nur 
genau 41,62 Mk. pro Kopf herauskommen und nach der obigen Redu- 
zierung sogar nur 39,70 Mk. pro Kind. Die deutsche Minderheit in 
Dänemark ist hier also immer noch mit ca. 50 Kr. pro Kind weitaus 
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günstiger gestellt. Auch hat Dänemark trotz schärfster Beschneidung 
seines Staatsbudgets die den deutschen Schulen zufließenden Beträge 
nicht angerührt, obgleich auch dort die wirtschaftliche Not dauernd 
wächst. l 
Von kompetenter Seite wird uns dazu noch das Folgende mitge- 
teilt: Der Bericht der »Nordschleswigschen Zeitung« vom 24. 8. 31 ist 
vollkommen irreführend, weil er eine kleine Privatschule aus dem 
Zusammenhang herausreißt. Da Preußen die Zuschüsse auf ganz 
andere Art berechnet, nämlich auf der Grundlage der Verwaltung ;- 
ausgaben der jeweiligen Schule, wird eine kleine Sehule, die sich ja 
im Verhältnis zu einer großen in der Verwaltung bedeutend teurer 
stellen muß, immer einen verhältnismäßig größeren Zuschuß erhalten. 

` Das beweisen auch die folgenden Zahlen: 


Jaruplund mit 12 Sehülern erhielt 2.389,92 Mk. 
Tarup » 13 » » 2.729,04 >» 
Langberg » 14 » » 2.023,92 » 
Harrisleefeld » 21 » » 2.729,04 » 
Kupfermühle 16 2.729,04 >» 


Duborg (Flensburg) mit a 285 schulpfl. Kinderit 15. 570, 00 >» 
Bei insgesamt 361 Schülern also 28.770,96 Mk. 


Das würde im Durchschnitt auch nur 79,71 Mk. pro Kind ergeben, 
weil aber die Berechnungsmethode hier eine ganz andere ist — der 
preußische Staat legt hier anscheinend allen Zuschüssen einen im 
Durchschnitt errechneten gemeinsamen : Verwaltungsschlüssel zu- 
grunde — kann der Zuschuß, pro Kind berechnet, unter Umständen 
auch weit unter diese Durchschnittssumme sinken. Auch wenn wir 
z. B. bei Flensburg nur die Zahl der schulpflichtigen Kinder zugrunde- 
legen, werden es immer nur 54,61 Mk. pro Kind. Ein Vergleich mit 
den dänischen Zuschüssen, die pro Kind berechnet werden, ist also 
vollkommen abwegig. Das beweisen auch die obigen Zahlen. nach 
denen ja derselbe Zuschuß ausgezahlt wurde, ob die Schülerzahl nun 
13, 21 oder 16 betrug, ja, eine Schule mit nur 13 Schülern erhielt sogar 
eine größere Summe als eine mit 14 Schülern. 

Die »Nordschleswigsche Zeitung« hebt dann die rewia der 
preußischen Zuschußzahlungen gegenüber den dänischen gesetzlichen 
besonders hervor. Sie hat dies schon einmal früher getan, und wir 
können ihr dazu auch diesmal die gleiche Antwort erteilen, wie wir 
sie ihr im April—Mai-Heft in der »Kulturwehr« (S. 181) bereits gaben. 
Es ist doch wahrlich kein Ruhmesblatt, wenn man in Preußen nur auf 
dem Verordnungswege der dänischen Minderheit — die Frage der 
Freiwilligkeit wollen wir ganz außer Betracht lassen — etwas ge- 
währt, was Dänemark schon viel früher auf gesetzlichem Wege der 
deutschen Minderheit zugestanden hat! 
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Fremdstaaten 


'CECHOSLOVAKEI 


Das Ergebnis der Kommunalwahlen. Am 27. September d. J. wur- 
den in 11,517 von 15,728 Gemeinden der Cechoslovakei Kommunalwah- 
len abgehalten. In 4828 Gemeinden hatte man sich aber auf Einheits- 
listen geeinigt, so daß dort nicht gewählt werden brauchte. Das Re- 
sultat ergab eine starke Rechts-Radikalisierung der sudetendeutschen 
Wählerschaft. Die Partei der deutschen Nationalsozialisten über- 
flügelte nicht nur weit ihre bei den letzten Gemeindewahlen erzielte 
Stimmenzahl, sondern auch die der Parlamentswahlen 1929, und zwar 
in erster Linie auf Kosten der deutsch-bürgerlichen Parteien. unter 
denen die »Deutsche Nationalpartei« die größten Verluste erlitt. Aber 
auch den Kommunisten und den Sozialdemokraten konnte sie eine 
Anzahl Stimmen abjagen. Man muß damit rechnen, daß die deutschen 
Nationalsozialisten jetzt in den Kommunalparlamenten in einer Linie 
mit den Landbündlern, die sich trotz einiger Verluste haben halten 
können, als die zweitstärkste Partei hinter den Sozialdemokraten 
dastehen. 


ESTLAND 


Die russischen Kulturautonomie-Pläne vorläufig aufgegeben. In 
der »Kulturwehr«, Heft 8/9 ds. Js., S. 329, erwähnten wir einen Ausschuß 
der sich innerhalb der russischen Minderheit Estlands gebildet habe, 
um Vorbereitungen für eine evtl. zu beantragende Kulturautonomie 
zu treffen. Die Rede des Professors Kurčinski auf dem diesjährigen 
genfer Minderheitenkongreß, der ja selber der eifrigste Interpret 
des Kulturautonomie-Gedankens innerhalb der russischen Minderheit 
ist, ließ schon Zweifel an der Durchführung aufkommen, konnte man 
doch zwischen den Zeilen seiner Verteidigungsrede. die alle der Kul- 
turautonomie entgegenstehenden Schwierigkeiten zu entkräften ver- 
suchte, lesen, wie die Sache in Wirklichkeit stand. Hauptsächlich 
sind es wirtschaftliche Gründe — die großen finanziellen Ausgaben 
einer Kulturautonomie würden die wenig begüterte Minderheit zu sehr 
belasten — und ferner der Umstand, daß das kulturelle Niveau der 
fast ausschließlich ländlichen russischen Bevölkerung noch sehr nie- 
drig ist, die der Verwirklichung entgegenstehen, und schließlich sagt 
man Sich, daß die Russen, die in Estland durchweg in geschlossenen 
Massen siedeln. mit der Selbstverwaltung auf dem flachen Lande auch 
jetzt schon einen Teil der Angelegenheiten der Volksbildung selbst 
in den Händen halten und somit eine Kulturautonomie für sie keine 
absolut dringende Notwendigkeit ist. Am 14, September ds. Js. hat 
dann der Kongreß des russischen Verbandes der Bildungsvereine end- 
gültig beschlossen, von den einleitenden Schritten vorläufig abzu- 
sehen, weil auch die Kommission als Ergebnis ihrer Vorbereitungs- 
arbeiten festgestellt hat, daß die Einführung der Kulturautonomie 
. gegenwärtig nicht zu empfehlen ist. 
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Die Wahlen zum III. Deutschen Kulturrat. Am 24. und 25. Oktober 
fanden innerhalb der deutschen Minderheit die Wahlen zum nunmehr 
III. Deutschen Kulturrat nach dem erst kürzlich geänderten Wahl- 
system statt. Auffallend für diese Wahl ist die recht schwache Betei- 
ligung; im Durchschnitt waren es 58—70 % der Wählerschaft, und in. 
den größeren Zentren wie in Tallinn nur 58,7 % und in Dorpat 60,9 %. 
Die »Revalsche Zeitung« bezeichnet das Wahlresultat als »im ganzen 
befriedigend«, wenn es auch in den Städten größer hätte sein müssen. 
Das eigentliche Wahlergebnis stelle ein nachdrückliches Vertrauens- 
votum für die bisherige Kulturverwaltung und ihre Politik dar und 
ein persönliches Vertrauensvotum für den bisherigen Kulturpräsi- 
denten, der in Reval-Harrien an erster Stelle mit überwältigender 
Mehrheit gewählt worden sei. Wörtlich heißt es dann: »Will man sich 
dessen unterfangen, aus dem Ergebnis den Wahlwillen der deutschen 
Wählerschaft herauszulesen, so dürfte er nach alledem wohl kaum 
anders lauten, als »Stabilität und Fortführung unserer 
nationalen Arbeit im wesentlichen in der bisherigen Richtung.« 
Das schließt natürlich nicht aus, daß ein Ausbau, eine Erweiterung 
und Vertiefung dieser Arbeit in mancher Hinsicht zu wünschen und 
zu erstreben wäre.« Die »Rigasche Rundschau« dagegen spricht am 
27. Oktober von einer »flauen Beteiligung an den Kulturratswahlen«, 
die zu bedauern sei, weil es »auf Interesselosigkeit weiterer deutscher 
Kreise an der Tätigkeit des Kulturrats schließen läßt«. 


Beratungen des deutschen Kulturrates. Die letzte Tagung des 
II. Deutschen Kulturrats am 13. September in Tallinn befaßte sich 
in erster Linie mit einigen Fragen sozialen Charakters, über die die 
»Revalsche Zeitung« berichtet. Der ganze Konflikt geht darauf zurück, 
daß die vier unteren Grundschulklassen des Dorpater Deutschen Pri- 
vatgymnasiums vom Kulturrat seinerzeit abgebaut wurden, weil die 
Gefahr bestand und noch besteht, daß für die beiden dortigen deut- 
schen Mittelschulen, einer staatlichen und einer privaten, das nötige 
Schülermaterial nicht mehr aufgebracht werden kann, wodurch dann 
die Schülerzahl in der öffentlichen Grundschule soweit sinken könnte, 
daß die Stadtverwaltung sie nicht mehr in ihrem bisherigen Umfange 
erhalten brauchte. Jetzt sind diese Klassen aber gegen den Willen des 
Kulturrats wieder eröffnet worden. Der Kulturrat hatte auf seiner 
Tagung vom 23. November 1930 zur Wiedereröffnung ausdrücklich 
nur unter der Bedingung sein Einverständnis gegeben, daß die öffent- 
liche deutsche Grundschule dadurch nicht in ihrer Existenz bedroht 
würde. Der »Verband zum Unterhalt des Dorpater Deutschen Privat- 
gymnasiums« veranlaßte aber die Wiedereröffnung ohne eine Sicher- 
stellung der Grundschule. was ohne Frage eine Gefährdung der deut- 
schen Gesamtinteressen darstellte, da die kostenlose öffentliche Grund- 
schule für viele minderbemittelte deutsche Eltern Dorpats die einzige 
Möglichkeit eines deutschen Schulbesuchs ihrer Kinder darstellt. Die 
Verteidiger der Wiedereröffnung behaupteten dagegen, es sei dadurch 
lediglich ein Klassenkomplex der Grundschule gefährdet. In der ge- 
nannten Zeitung vom 12. 9. wird dazu bemerkt: | 
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* »Und für diese 2500 Kronen, die wir eventuell verlieren könnten, 
soll eine Schule geopfert werden (denn die Schule muß zugrunde 


= gehen, wenn ihr die unteren Klassen dauernd entzogen sind), die für 


einen Teil unserer deutschen Gesellschaft, der vielleicht zahlenmäßig 
nicht sehr groß ist, sich aber durchweg als Träger guter baltischer 
Tradition fühlt und fühlen darf, Werte verkörpert, die mit noch so 
großen Subventionen aus dem Staatssäekel nicht zu bezahlen sind. 
Ist unsere deutsche Gesellschaft denn in erster Linie dazu da, um die 
öffentlichen Schulen zu füllen, oder sollen die Schulen den Bedürf- 
nissen der Gesellschaft dienen®%« 

Aehnliche Gedankengänge kamen auch in der zum Teil recht schar- 
fen Debatte über die Streitfrage auf der Kulturratstagung zum Aus- 
druck, wenn z. B. Direktor N. Thomson sagte, das Dorpater Privat- 
gymnasium sei für viele das Symbol einer bestimmten Gesinnung, ein 
Wahrzeichen altbaltischen Geistes, und wenn Baron Stackelberg be- 
tonte: ; ! 

»Die Kreise der Walterschen Schule vertreten nicht die Interessen 
einer einzelnen kleinen Gruppe, sondern die Interessen der ganzen 
baltischen Jaugend ; soll sie einer Massenerziehung nivellierender Art 
hingegeben werden, die alle Abgrenzungen verwischt, oder soll wenig- 
stens eine Zelle einer andersgearteten Sondererziehung erhalten 
bleiben ?%« 

Schließlich mußte der Direktor des Gymnasiums A. Walther 
sich aber doch der Mehrheit fügen und in einer längeren Erklärung 
zugeben, daß er und sein Verband sich in der Auffassung des Kultur- 
ratsbeschlusses vom 23. 10. 1930 geirrt und durch den Abbruch der 
Verhandlungen mit der Kulturverwaltung einen Fehler begangen 
hätten, den sie bedauerten. Er verpflichtete sich, bei seinem Verbande 
zu beantragen, daß die Wiedereröffnung der Grundschulklassen nicht 
ohne vorherige Vereinbarung mit der Kulturverwaltung erfolgen 
werde. Der Kulturrat nahm dann folgende Resolution an: 


»Der Kulturrat billigt das Verhalten der Kulturverwaltung, nimmt 


die Erklärung Dir. Walters zur Kenntnis, hält den Zwischenfall damit 
für erledigt und spricht die Hoffnung aus, daß im Laufe dieses Schul- 
jahres die Dorpater Schulfrage eine endgültige, auf weite Sicht auf- 
gebaute Regelung findet.« 

Ein Antrag, jetzt der Knabenabteilung des Dorpater Gymnasiums 
die budgetmäßige Subvention zuzuerkennen, wurde aber abgelehnt, 
weil der Schulverband bereits früher in aller Form darauf verzichtet 
habe. 

Die übrigen Vorlagen der Tagung fanden dann schnell ihre Er- 
ledigung. In dem Ueberblick über die bisherige Arbeit des Kulturrats, 
den Präsident H. Koch gab, wurde wieder auf die weitere Ver- 
schlechterung der wirtschaftlichen Lage des Landes 
und der deutschen Minderheit hingewiesen. Die wachsende Anzahl 
arbeitsloser Volksgenossen habe die Kulturverwaltung veranlaßt, in 
Tallinn ein deutsches Arbeitsamt und einen Arbeitsnachweis ins Leben 
zu rufen. 
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Entsehädigung der enteigneten deutsch-baltischen Barone. Wir 
berichteten seinerzeit, daß die meisten entschädigungslos enteigneten 
deutsch-baltischen Barone Estlands die reichsdeutsche Staatsbürger- 
schaft erworben haben und nun versuchten über den Umweg der deut- 
schen Außenpolitik ihre Ansprüche geltend zu machen. Der estnische 
Staat hat nunmehr im Oktober d. J. eine Einigung mit den »reichs- 
deutschen« estnischen Großgrundbesitzern erzielt, die im wesent- 
liehen eine Erfüllung der damals von ihnen dem estnischen Staate 
unterbreiteten Forderungen (s. »Kulturwehr«, 4/5, 1930) darstellt. Man 
hat sich wie folgt geeinigt: 

»Die Entschädigung für das enteignete Land wird auf der Grund- 
lage des Entschädigungsgesetzes berechnet. Die auf den Gütern lasten- 
den Hypotheken gelten mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens als 
getilgt, wobei die Entschädigungsberechtigten die Verpflichtung auf 
sich nehmen, nachträglich mindestens 50 Prozent der auf den ent- 
eigneten Gütern ruhenden Hypotheken vorzustellen. Für jeden Rubel 
der auf diese Weise getilgten Obligationen werden 1% Cents von der 
Entsehädigungssumme abgezogen und entsprechend bei der Vorstel- 
lung der obengenannten Obligationen mit 1% Cents zurückvergütet. 
Die Tilgung der auf Grundlage des Entschädigungsgesetzes zu er- 
rechnenden Entschädigungssumme erfolgt in 9 Jahren, gerechnet vom 
1. Mai 1933 an, und zwar in gleichen Jahresraten. Vorher finden noch 
folgende Zahlungen statt: 2 Monate nach Inkrafttreten des Abkom- 
mens erhalten die Entschädigungsberechtigten 250000 Kr.; am 1. Mai 
1932: 250000 Kr.; am 10. Oktober 1932: 100000 Kr. Der Rest der Ent- 
schädigungszahlungen nebst Zinsen wird in 9 Jahren getilgt. Weiter 
erhalten die Entschädigungsberechtigten im ganzen 2000 Hektar Wald, 
der mindestens 370 000 Festmeter Holz umfassen muß.... Die Gesamt- 
summe der Entschädigungen beträgt etwa 4 Millionen Kronen.« 

Alles in allem soll es sich hier um 150 Gutsbesitzer handeln. Ehe 
es zu dieser Einigung kam, hatte bereits ein internationales Schieds- 
gericht unter Vorsitz eines Holländers der estländischen Begierung 
zu einem Kompromis in der nun schon jahrelang schwebenden Streit- 
frage geraten. Wenn es auch nicht zu billigen ist, daß die deutsche 
Presse diese rein wirtschaftlich-minderheitliche Frage politisch breit-. 
getreten hat, so muß die jetzt erfolgte Einigung zwischen den strei- 
tenden Parteien begrüßt werden, weil sie ein altes Unrecht des Mehr- 
heitsstaates der Minderheit gegenüber wieder gutmacht. Auch diese 
gütliche Beilegung dieses Streites zwischen Staat und Minderheit ist 
letzten Endes ein neuer Beweis dafür, wie unsere Forderung des 
innerstaatliehen Ausgleichs aller minderheitlichen Differenzen mit 
dem Mehrheitsstaat immer mehr durchdringt. Auf politischem Wege 
wären die Enteigneten wohl niemals zu ihrem Rechte gekommen. 


JUGOSLAVIEN 


Fortschritte auf dem Gebiete der Minderheitenbehandlung. Im 
Januar ds. Js. erließ das beograder Unterrichtsministerium eine Ver- 
ordnung über deutsche Minderheitenabteilungen an den staatlichen 
Volksschulen, deren wesentliche Bestimmungen wie folgt lauten: 
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I. 

1. Die Einschreibung der Schüler in die deutschen Minderheiten- 
volksschulen erfolgt gemäß der elterlichen Erklärung. Die Familien- 
sprache wird als hauptsächliches Merkmal für die Bestimmung der 
Volkszugehörigkeit angesehen. 

Die Einschreibung ist durch eine Kommission vorzunehmen, die 
aus je zwei Vertretern des Staates und der deutschen Minderheit be- 
steht. In notorisch unrichtig dargestellten Fällen, ebenso. wenn die 
Entscheidung der Kommission nicht einstimmig ist, wird die Ein- 
schreibung trotzdem nach dem Wunsche der Eltern vorgenommen, 
während die Angelegenheit auf Beschwerde des staatlichen Vertreters 
in der Kommission vor den höheren Behörden verhandelt wird. Als 
letzte Instanz gilt das Unterriehtsministerium. 

2. In den deutschen Minderheitenabteilungen beginnt der Unter- 
richt in der Staatssprache in der dritten Klasse. 

3. Den deutschen Lehrern wird gestattet, deutsche Analphabeten- 
kurse zu organisieren, unter Aufsicht der Staatsbehörden und unter 
der Bedingung, daß sie auch Unterricht in der Staatssprache erteilen. 

4. Die Unterrichtssprache in der ersten und zweiten Klasse der 
höheren Volksschule ist für die deutsche Minderheit die deutsche. 

5. Die Errichtung privater Kindergärten für deutsche Kinder 
wird gestattet. | 

6. Die Vorbereitungsklasse ist für die Kinder der deutschen Min- 
derheit nieht verpflichtend. 


I. 


Die Errichtung einer privaten deutschen Lehrerbildungsanstalt mit 
dem Oeffentlichkeitsrechte unter staatlicher Aufsicht zum Zwecke 
der Ausbildung der Lehrer für die staatlichen Volksschulen der deut- 
schen Minderheit wird genehmigt.« 

Anfang Februar eröffnete das Unterrichtsministerium dann 56 
neue deutsche Volksschulen und am 19. Februar verfügte ein Mini- 
sterialbeschluß weiter die Eröffnung von 45 deutschen Parallelklassen 
an einer Anzahl Volksschulen in Stadt und Land im Banat. Bei min- 
destens 25 deutschen Schulkindern sollte eine solche errichtet werden. 
In dieser zweiten Verordnung wird u. a. Folgendes bestimmt: 

»Die Einschreibungen in die deutschen Volksschulabteilungen sind 
durch eine Kommission vorzunehmen, die aus je zwei Vertretern der 
staatlichen Schulbehörde und der ortsansässigen Bevölkerung besteht. 
Für die letzteren haben die Eltern und Vormünder der einzuschrei- 
benden schulpflichtigen Kinder vier Personen ihres Vertrauens zu 
bestimmen, aus denen sodann der zuständige Banus zwei Vertreter 
in die Kommission entsendet. Vor dieser Kommission haben Eltern 
oder Vormünder die wahrheitsgetreue Erklärung abzugeben, daß ihre 
Familiensprache die deutsche sei.« 

Die deutsche Familiensprache ist damit als hauptsächliches Merk- 
mal der deutschen Volkszugehörigkeit ausdrücklich anerkannt. Damit 
hört die umstrittene sogenannte Namensanalyse auf, und die Kom- 
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mission darf über Herkunft und Klang der Familiennamen keinerlei 
Erhebungen anstellen; sie hat vielmehr lediglich das Vorhandensein 
der deutschen Familiensprache festzustellen und zu überprüfen. 


Die Unterriehtssprache in den deutschen Schulabteilungen 
ist in allen sechs Klassen die deutsche. Im ersten und im zweiten 
Schuljahr sind von 22 bzw. 23 Unterrichtsstunden je sieben der deut- 
schen Sprache gewidmet. Im dritten und vierten Schuljahr sind von 
je 28 Unterrichtsstunden je vier der deutschen Sprache und sechs bzw. 
fünf der Staatssprache gewidmet. Auch im fünften und sechsten 
Schuljahr ist die allgemeine Unterrichtssprache deutsch, nur die Ge 
schichte der Jugoslaven, die Geographie und die Staatssprache selbst 
werden in der Staatssprache unterrichtet. 


Am 14. April wurden die neuen Satzungen der deutschen Zentral- 
organisation, des Schwäbisch-Deutschen Kulturbundes, vom Innen- 
ministerium genehmigt (s. auch »Kulturwehr« Heft 9, 1930, S. 322). Am 
19. April veröffentlichte Dr. Adam Maurus im Neusatzer »Deut- 
schen Volksblatt« eine Uebersicht über die bisher erfolgten 


Neugründungen deutscher Schulen bezw. Parallelklassen, die mit den 


Worten schloß, 


»daß man hinsichtlich des deutschen Volksschulwesens in Süd- 
slawien ruhiger in die Zukunft blicken dürfe. Gelinge es in den 
bisher noch nicht berücksichtigten Orten deutsche Abteilungen zu 
eröffnen, so könne man mit Beginn des Schuljahres 1931/32 in dem 
geschlossenen deutschen Sprachgebiet (Banat, Bačka, Syrmien und 
Slavonien) auf einen Bestand von 293 deutschen Volksschulabtei- 
lungen blicken. 


Als Grundlage für die Errichtung einer deutschen Lehrerbildungs- 
anstalt wurde dann am 29. Juni in Novisad die »Deutsche Schulstif- 
tung« ins Leben gerufen. Nachstehende Huldigungsdepesche, deren 
Verlesung in der Versammlung »stehend mit Hochrufen auf den 
Herrscher und das königliche Haus« wie das »Deutsche Volksblatt« 
schreibt, aufgenommen wurde, sandte man an den König: 


»Sr. Majestät König Alexander ]. 
Beograd. 


Die zur Gründung einer Schulstiftung der Deutschen des König- 
reiches Jugoslavien zum Zwecke der Errichtung einer deutschen 
Lehrerbildungsanstalt, welche durch die großherzige Auffassung Ew. 
Majestät über die kulturellen Bedürfnisse der deutschen Minderheit 
ermöglicht ist, in Novisad tagende große Versammlung unterbreitet 
ihrem geliebten Herrscher den Ausdruck tiefster Dankbarkeit und 
aufrichtiger staatsbürgerlicher Ergebenheit. 


Es lebe Ew. Majestät! Es lebe das erhabene königliche Haus! 


Im Namen der einmütigen Versammlung: 
Der Gründungsausschuß: 


Dr. Stephan Kraft. Dr. Georg Grassl. Johann Keks. 
Dr. Franz Perz. Dr. Hans Moser.« 
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Außerdem wurden dem Präsidenten der Regierung, General Zivko- 
vić, dem Unterrichtsminister Maksimović und dem Banus der Donau- 
banschaft Nikolić Dank- und Ergebenheitstelegramme übermittelt. 
Eine von der Schulstiftung veranstaltete Geldsammlung bei den 
Deutschen Jugoslaviens erbrachte 3 Millionen Dinar = 225 000 Mk. für 
die Lehrerbildungsanstalt, die dann am 11. Oktober in Groß-Beökerek 
feierlich eröffnet wurde. Sie steht unter der Leitung des ehemaligen 
deutschen Abgeordneten im beograder Parlament, Professor Täubl, 
und hat bereits ihr erstes Schuljahr mit 103 Schülern begonnen. Als 
Ergänzung dazu soll, wie »Der Auslandsdeutsche« in Nr. 13 mitteilt, 
für die Abiturienten der Höheren Schulen ein Kursus eingerichtet 
werden, dessen Teilnehmer dann bereits nach einem Jahr die Lehrer- 
berechtigung haben werden. Es fehlen nämlich noch etwa 1000 deut- 
sche Lehrer für den gesamten Schulapparat der deutschen Minderheit.« 


x 


Zu wiederholten Malen hat sich Dr. Kraft im ehemaligen 
beograder Parlament auf die von ihm als günstig bezeichnete 
Lage der Lausitzer Serben in Preußėn, resp. im Deutschen 
Reich berufen und daran die angeblich schlechten Verhält- 
nisse in Jugoslavien zu demonstrieren versucht. Es sei des- 
. halb festgestellt: 

Nach Angaben des »Statistischen Jahrbuchs für den Frei- 
staat Preußen« (27. Band, 1931) waren nach dem Stand der 
Volkszählung von 1925 in Preußen 5494 schulpflichtige Kinder 
der lausitzserbischen Minderheit vorhanden; nach dem gegen- 
wärtigen Stande der offiziellen Statistik sind es nur noch 
4860, während faktisch etwa 7000 Schulkinder dieser Minder- 
heit vorhanden sind. Aber selbst wenn man die Zahl von 4860 
Kindern zugrunde legt, ergibt sich, daß nur 1,1 % irgendwie 
gearteten muttersprachlichen Unterricht erhält. Denn von 
diesen amtlichen 4860 Kindern erhalten nur 54 Kinder an zwei 
Schulen muttersprachlichen Religionsunterricht oder erhiel- 
ten ihn bisher. Da die Zahl der lausitzserbischen Schulkinder 
aber zumindest 7000 beträgt, ist das prozentuale Verhältnis 
etwa 0,7 %. Wenn trotzdem behauptet wird, daß die Lausitzer 
Serben ein minderheitliches Schulwesen auf gerechter oder 
gar ähnlicher Basis wie die Deutschen in Jugoslavien besitzen, 
so ist das aufgrund der tatsächlichen Feststellungen eine 
bewußte Unwahrheit. 


Ein staatliches Institut für nationale Minderheiten. Nach Presse- 
meldungen plant die beograder Regierung die Errichtung eines jugo- 
slavischen Instituts für nationale Minderheiten an der Rechtsfakultät 
in Subotica. Als erste Subvention vom Staate sind bereits 100 000 
Dinar ins Budget für 1931 eingesetzt worden. Mit den Vorbereitungs- 
arbeiten hat man ein Dreierkomitee, bestehend aus den Professoren Dr. 
Acimovic, Jlıie und Kostić, beauftragt; das Institut soll aus 
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3 Abteilungen bestehen: einer für Recht, einer für Geschichte und 
einer für Minderheitenstatistik. Es wird 50 ordentliche, 15 Ehren- und 
100 korrespondierende Mitglieder umfassen wie auch eine unbestimmte 
Anzahl unterstützender Mitglieder. Die ordentlichen Mitglieder, die 
Jugoslavische Staatsangehörige sein müssen, werden vom Senat der 
Fakultät gewählt. Als ordentliches Mitglied aus den Reihen der Min- 
derheiten in Jugoslavien soll nach deutschen Zeitungsberichten der 
deutsche Führer Dr. Kraft vorgesehen sein. 

Der Entwurf der Organisationssatzungen erklärt als Aufgabe des 
Institutes das wissenschaftliche und systematische Studium der Min- 


derheitenfragen mit Rücksicht auf das internationale und innerstaat- 


liche Recht in historischer, soziologischer, statistischer, geographi- 
scher, wirtschaftlicher, kultureller und politischer Hinsicht mit beson- 
derer Rücksichtnahme auf die Minderheiten in Jugoslavien und auf 
die slavischen Minderheiten im Auslande. In Durchführung seiner 
Aufgaben hat das Institut mit Hilfe von Sektionen zu arbeiten, hat 
öffentliche Vorträge, Verhandlungen, Diskussionen und Kongresse 
zu veranstalten, und außerdem ist eine seiner wichtigsten Arbeiten die 
Anschaffung der nötigen Bücher und Zeitschriften über Minderheiten- 
fragen in Jugoslavien und im Auslande, wobei dafür gesorgt werden 
muß, daß diese Literatur so reichlich wie möglich beschafft werde. 
Das Institut wird Publikationen und Monografien über Minderheiten- 
fragen und auch andere Fragen, die in die Wirksamkeit des Institutes 
fallen, herausgeben und wird mit allen ähnlichen Instituten im Aus- 
land und Vereinen im Inlande zusammen arbeiten. Es soll sich be- 
sonders mit den slavischen Minderheiten in Italien befassen. 


Ob das Institut in Subotica eine Ergänzung des schon seit 
längerer Zeit unter Leitung von Dr. Pretnar stehenden 
»Maninski Institut« in Ljubljana sein soll, ist aus dem Orga- 
nisationsstatut nicht ersichtlich; es darf jedoch angenommen 
werden, daß das Institut in Slovenien mit den neugegründe- 
ten wahrscheinlich eine Arbeitsgemeinschaft bilden wird, 
zumal es in Ljubljana nur in sehr bescheidenem Umfange — 
wenn auch mit großer Hingabe und Gewissenhaftigkeit — 
seinen Aufgaben gerecht werden konnte. Ganz im Gegensatz 
zu Deutschland, Oesterreich, Polen, Cechoslovakei und ande- 
ren Staaten scheint jedoch die Regierung wie auch die Wis- 
senschaft an einer systematischen Arbeit auf dem Gebiete der 
Nationalitäten- und Minderheitenkunde kein besonderes In- 
teresse zu haben. Angesichts der ethnografischen, volkstums- 
politischen und nationalen Fragen der Balkanhalbinsel ist 
das zu bedauern, zumal die politische Propaganda der einzel- 
nen nationalen Gruppen auf diesem Gebiete sehr rührig, wenn 
auch vollständig destruktiv ist. Diese destruktivistische Ten- 
denz wird von bestimmten mitteleuropäischen Südwest- 
europainteressenten sorgfältig beobachtet und neuerdings 
sogar gepflegt und unterstützt; es wäre also für eine sach- 
liche Aufklärung der Verhältnisse sehr viel Notwendiges zu 
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tun, was ein gut organisiertes jugoslavisches Institut für 
Minderheitenfragen des Balkans ohne Zweifel leisten könnte 
und leisten müßte. 


LITAUEN. 

Tagung des Kulturverbandes der deutschen Minderheit. In Kaunas 
fand am 27. September eine Delegiertenversammlung des »Kulturver- 
bandes der Deutschen Litauens« statt, auf der 31 Delegierte 21 Orts- 
gruppen vertraten. Wie die »Rigasche Rundschau« mitteilt, wurde im 
Jahresbericht des Vorsitzenden Kinder betont, daß die Tätigkeit des 
Kulturverbandes durch die immer schärfer werdende Opposition gegen 
den Hauptvorstand wie auch infolge des eingetretenen Mangels an 
Mitteln lahmgelegt worden sei. Die Folge dieser Uneinigkeit zwischen 
dem Hauptvorstand und den Ortsgruppen war die Wahl eines neuen 
Hauptvorstandes. An Stelle Kinder’'s wurde von Berg 1. Vorsitzen- 
der des Kulturverbandes. Die schwierige Lage der deutschen Schulen 
in Litauen spiegelte sich in den Berichten der einzelnen Ortsgruppen- 
vertreter wieder. Der Kulturverband ist danach nicht mehr in der 
Lage, den einzelnen Ortsgruppen die nötigen Mittel zum Unterhalt der 
Schulen zu gewähren, was zum Teil daran liegt, daß die nötigen Mit- 
tel wegen der Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage nicht auf- 
gebracht werden können. Die litauischen Behörden bereiten der Grün- 
dung deutscher Schulen nach wie vor große Schwierigkeiten. Die 
herrschende Anschauung war. daß der Kulturrat seine Tätigkeit auf 
die Erhaltung der deutschen Volksschulen beschränken müsse. 


BEE 


Pressestimmen 


Es gehört zu den schwierigsten, aber auch dankbarsten 
Aufgaben eines Staates, zwischen der Mehrheitsbevölkerung 
und den jeweiligen nationalen Minderheiten im Staate einen 
friedlichen Ausgleich anzubahnen. Je früher diese Arbeit ein- 
setzt, um so besser ist es, die Schulen sind deshalb der natur- 
gegebene Ausgangspunkt solcher Bestrebungen im Geiste der 
Völkerversöhnung. Das hat auch die lechoslovakische Re- 
publik rechtzeitig erkannt, und deshalb betreibt sie seit Jah- 
ren eine zielbewußte Versöhnungsarbeit unter den Schulkin- 
dern des Staates. »The Central-European Observer« (Prag, 
vom 21. 8. 31) schildert dies ausführlich in einem Artikel 
»Exchange and no Denationalisation« (Aus- 
tausch und keine Entnationalisierung) von A. Fuchs. Seit 
Jahren organisiert die Cechoslovakei einen regelmäßigen 
Schüleraustausch mit lechischen und deutschen Kindern 
aller Altersklassen, schreibt er, damit diese Gelegenheit be- 
kommen, in den Ferientagen die Sprache der andern Kinder 
zu erlernen und überhaupt mit ihnen in freundschaftlichen 
Austausch zu treten und zu erkennen, wie sehr ihre gemein- 
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samen kleinen Schulnöte und Schwierigkeiten sich gleichen. 
Weder die techoslovakischen.noch die deutschen Schulen und 
Behörden haben bisher die geringsten Einwände dagegen er- 
hoben, das Einzigste, was sie gefordert haben, ist, daß dieser 
Austausch in den beiden letzten Schuljahren zwischen 12 und 
14 nicht stattfindet, weil dann die Zusammenfassung des bis- 
her Gelernten ausschließlich in der Muttersprache erfolgen 
müsse. Wie weit übrigens dieser Gedanke bereits an Boden 
gewonnen hat, ersieht man daraus, daß neuerdings sowohl 
techische als auch deutsche Schulen Ferienkurse eingerichtet 
haben zur Ergänzung der in den privaten Familien gewonne- 
nen Kenntnisse und Eindrücke. 

Es gäbe nur einen Punkt, der zu erörtern wäre, meint der 
Verfasser dieses Artikels im »Observer«, nämlich die absolute 
Abkehr von jeglicher Ausnutzung des Aufenthalts der Kinder 
bei den Angehörigen des anderen Volks zum Zwecke ihrer De- 
nationalisierung. Glücklicherweise haben beide Seiten diese 
Gefahr erkannt und alles getan, um eine solche Ausnutzung 
zu verhindern. Sie vermeiden alles, was auch nur den gering- . 
sten Schein eines solchen Versuchs an sich tragen könnte, und 
so weit die Arbeit übersehen werden kann, haben die Resul- 
tate der bisherigen Austausche das glückliche Gelingen dieses 
Werkes gegenseitiger Mitarbeit erwiesen und zu keiner feind- 
lichen Entfremdung geführt. Beide Volksgruppen seien sich 
darüber klar, daß die Rivalität zwischen Cechen und Deut- 
schen nicht aufhören werde, und beide seien sich auch darin 
einig, daß diese Rivalität gradweise in einen friedlichen und 
und edlen Wettstreit zwischen den geistigen und materiellen 
Kräften der beiden gegnerischen Lager umgewandelt werden 
müsse: erste Bedingung sei, daß keine einzige Seele der 
andern Seite entwendet werde. Erst neulich habe der Cecho- 
slovakische Unterrichtsminister Dr. Derer vor einer Ver- 
sammlung von Schulleitern erklärt, daß die Cechoslovakische 
Nation auf Kosten anderer Völker nicht leben brauche und 
nicht leben wolle. Wörtlich sagte Dr. Derer: 

»Wir sind stark genug, sowohl quantitäts- wie qualitätsmäßig, 
keiner Kinder anderer Nationalitäten zu bedürfen. Das frühere 
Oesterreich-Ungarische Reich stellte die Schulen in den Dienst der 
Politik und der Entnationalisierung nichtdeutscher und nicht- 
maygarischer Volksgruppen, einer Politik, die einer der Haupt- 
gründe des Sturzes dieses Reiches war. Dies geschichtliche Beispiel 
hat uns die Lehre erteilt, daß bei uns die Schulen in den Dienst 
jeder Nation, ohne irgendwelche Eingriffe in die Rechte anderer 
Nationalitäten, gestellt werden sollen.« 

Diese Erklärung Derers ist auch in keiner Weise im Wider- 
streit mit den gegenwärtigen Verhältnissen in der Cechoslo- 
vakei, bemerkt Fuchs dazu. Die Schulpolitik der Cechoslova- 
kei ist von dem Geiste durchdrungen, die Kinder in ihrer 
eigenen Muttersprache zu unterrichten. Es gibt aber Orte, wo 
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es unmöglich ist, für jede Nationalität besondere Schulen 
offen zu halten, weil die Zahl der Kinder, die eine andere 
Sprache sprechen, äußerst klein ist. Deshalb wird ein gewis- 
ser kleiner Prozentsatz der Schüler aller Volksgruppen ge- 
zwungen Sein, anderssprachige Schulen zu besuchen, was 
hier bedeutet, daß an Orten eine gewisse Anzahl &echischer 
Kinder in deutsche Schulen und deutsche in &echische gehen 
müssen. Sehr wichtig ist nun m .E. der folgende Abschnitt im 
Artikel des »Observer«, weshalb wir ihn hier wörtlich zitieren: 


»Dank der Maßnahmen des Cechoslovakischen Unterrichtsministe- 
riums ist der Prozentsatz dieser Kinder in jedem Jahre reduziert wor- 
den, und in diesem Jahre ist die Zahl solcher Kinder auf die Hälfte 
im Vergleich mit dem Stand des letzten Jahres heruntergebracht wor- 
den. Nicht ohne Interesse ist die Tatsache, daß mehr @echische 
Kinderin den deutschen Schulen sich befinden als deut- 
sche Kinder in den Schulen mit Cechischer Sprache. 
Das ist eine Rückwirkung der liberalen Schul- und der toleranten 
Minderheitenpolitik, die in diesem Lande gehandhabt wird. Gemäß 
der letzten Darstellung des Cechoslovakischen Statistischen Büros 
gehen nur 064 % der deutsehen Kinderin Gechische Schulen, wogegen 
0,72 % techischer Kinder die deutschen Schulen besuchen. Unter 1000 

deutschen Schülern waren etwa 7 Cechen, und unter der gleichen Zahl 
Gechischer Schüler nur ca. 6 Deutsche. Dies gilt von den Elementar- 
und den höheren Schulen. Wenn nur die Elementarschulen in Betracht 
kommen, erscheint das Verhältnis noch weit günstiger. Es sind nur 
gegen 5 Schüler unter tausend der Gegenseite.« _ 


Diese Feststellung ist die beste Antwort auf die in der ` 


deutschen Presse immer wiederkehrenden Behauptungen, 
daß die Cechischen Minderheitsschulen im überwiegend deut- 
schen Sprachgebiet zur Cechisierung deutscher Kinder dienen 
und überhaupt der Beschuldigung, die Cechoslovakei ent- 
nationalisiere in ihren Schulen das Deutschtum. —M.L. — 


Besprechungen 


Antonin Machát: Mimochodem. Puvodni dievoryty Jar. 
Jindry. Lidová knihovna videnska. Ve Vídni 1930. (Im Vorbeigehen. 
a een von Jar. Jindra. Wiener Volksbücherei, 

ien | 


Die vorliegende Publikation des verdienten wiener Gechischen Kultur- 
politikers und Minderheitenvertreters enthält in künstlerischer Aus- 
stattung zwölf literarische Momentaufnahmen aus dem Leben der 
cechischen Minderheit in der österreichischen Hauptstadt. Das sind 
Bilder aus Vorkriegs-, Kriegs- und Nachkriegszeit, deren Konturen 
die Hand des seelen- und lebenskundigen Mitbürgers in jedem einzel- 
nen Strich verraten. Und der in seiner eigenen, langen und frucht- 
baren Minderheitsarbeit erfahren hat, wie sehr die ganze Minderhei- 
tenfrage — und nicht nur die der Cechen in Wien — ein soziales 
Problem ist. Ich zitiere einen Satz aus dem Vorwort: »So nachdrück- 
lich hat man uns (im Kriege) zu Boden gedrückt, daß wir nicht ein- 
mal atmen durften ... Zu alledem aber nützte man die unverschul- 
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dete Not unzähliger (Cechischer) Familien zur Ausrottung derjenigen 
aus, denen der Ernährer entrissen worden war. um für den Kaiser und 
die »größere« Heimat zu kämpfen; in das »Powidelland« (Böhmen) 
aber verschickten die damaligen Rathausherren die Cechischen Witwen 
und Waisen.« 

Es ist manches besser geworden in Wien, und daß die Cechischen 
Minderheitskinder 'nun endlich auch ihre eigenen Schulen haben, ist 
nicht zuletzt der zielbewußten und umsichtigen Arbeit des Verfassers 
zu danken. Aber welche Kämpfe deshalb geführt werden mußten, er- 
zählt uns Machát in »Deti vitezi« (Die Kinder siegen): 

»In der vergangenen und in der laufenden Woche übersiedelten 
unsere Kinder aus den Streiklokalen in die Schulgebäude der Stadt 
Wien. Das ging ganz still vor sich, ohne jeden Lärm; nicht einmal 
die Zeitungen nahmen besondere Kenntnis davon. Die Wiener erwar- 
ten zwar etwas anderes und hatten sich auch schon auf etwas ganz 
anderes vorbereitet. Aber es wurde ihnen bewiesen, daß es uns in 
‘diesem Kulturkampf tatsächlich nur um die Erziehung der Kinder 
ging, um die einzig gerechte Erziehung und Bildung unserer Kinder 
auf muttersprachlicher Grundlage. Bis zu den Ferien ist der gegen- 
wärtige Zustand ein Provisorium. Dann aber beginnt ein intensiver 
Kampf mit dem Rathaus und der österreichischen Regierung um die 
Forderung, daß unsere Kinder auch im Geiste des @echischen Volkes 
unterrichtet werden; das Unterrichtsrecht in Cechischer Sprache in 
Wien war an sich schon erkämpft worden. Nach den Ferien erhalten 
wir soviel Schulen, soviel uns für die Zahl der angemeldeten Kinder 
‚zustehen werden. 

Zahlreiche unserer »Patentpatrioten« haben schon jetzt, wo wir 
cechische Schulen in ganz Wien besitzen, Skrupeln und überlegen sich: 
die Ausreden, die sie vorbringen könnten, wenn sie nun mit ihren 
Kindern — deutsche Schulen füllen. 

Wer unsere Kinder in die städtischen Schulgebäude einmarschie- 

ren sah, fühlte, daß sich hier etwas Außergewöhnliches, etwas von 
historischer Bedeutung ereigne. 
l Vorgestern nachmittags versammelten sich zum letzten Male etwa 
dreihundert streikende Schulkinder des Bezirks Favoriten*) in ihrem 
Streiklokal. Die Lehrer sprachen zu den Kindern kurz, aber begei- 
stert. Und dann begaben sich die Kinder in geschlossenem Zuge nach 
der neuen Schule am Bürgerplatz. Es war eine Freude, den Zug zu 
sehen. Sauber gekleidet und gewaschen schritten sie in ernsten und 
schweigsamen Reihen. Obwohl bestimmt war, daß nur Kinder und 
Lehrer teilnehmen, so ließ es doch den Müttern keine Ruhe, und sie 
liefen wenigstens in den Bürgerplatzpark, um von dort ihre Streiken- 
den zu beobachten, die diese Sache gewonnen hatten. 

Aber auch einigen ehrsamıen Wienern hatte es angetan, die mit 
eigenen Augen sehen wollten, wie die Cechen eine bisher deutsche 
Schule in Besitz nahmen. Sie strapazierten ihren Verstand, ganz ab- 
hängig davon, in welchem Grade der Verdummung er sich bei dem 
Einzelnen befand. Sie hatten zweifelsohne Appetit auf irgend eine 
»Hetz«<«; aber die Ruhe der Kinder entwaffnete sie. 

Am Schultor stand der Pförtner und hielt Ausschau, wann denn 
nun die Cechen wohl ankommen werden. Lebhaft erklärte er. uns: 
»Alles ist schon vorbereitet, bitte nur... « 

Zehn Klassen des ersten und zweiten Stockwerks waren im Nu 
besetzt die Kinder setzten sich in die Bänke der sauberen und anhei- 
melnden Räume, und nach einer Weile erklang die Cechische Sprache: 
man las, rechnete, schrieb und sang. Anfänglich waren die Kehlen 


*) Wiener Stadtteil mit starker Gechischer Arbeiterbevölkerung. 
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noch wie eingeschnürt, aber dann erklangen die Silben klar, läutend 
und ganz »nach Eigenem«. 

So etwas war bisher noch nicht dagewesen .. . und doch stürzte 
das deutsche Schulgebäude nicht ein! 

Wie den Kindern zu Mute war — ich weiß es nicht. Ich nehme 
an, daß sie diesen Tag zeitlebens nicht vergessen werden. 

nd wir Erwachsenen? 

Warum es leugnen — das alles hat uns stark berührt.« 

Es sind Tagesglossen, bescheidene und doch so ausdrucksvolle Zeu- 
gen einzelner Vorgänge, einzelner Schicksale, einzelner Erfolge. »Jed- 
weder Tag lehrt uns auf’s Neue: verfahr’ner Leute Fahrtgewinn heißt 
Leid« sagt Victor v. Scheffels Frau Aventiure; manche der total ins 
Unreale verfahrenen Minderheiten könnte von den Cechen in Wien 
lernen, und von ihrem Machät, daß es ruhige, zielbewußte Arbeit ist, 
die anderen, erfreulicheren Fahrtgewinn bringt. Mnoho štěsti do 
budouenosti! — ska, — 


x 


Entscheidungen des Ständigen Internationalen Gerichtshofs in deut- 
scher Uebersetzung. Durchgesehen von dem Generalsekretär des Ge- 
richtshofs und von dem Institutsdirektor Prof. Dr. Schücking. 
Herausgegeben vom Institut für internationales Recht in Kiel. Ver- 
lag A. W. Sijthoff’s Uitgeversmaatschappij N. V. — Leiden. 1929—30*). 


Siebenter Band: Eine Verfügung aus dem Jahre 1928; sechs 
Verfügungen und drei Urteile aus dem Jahre 1929, zwei Rechtsgut- 
achten und eine Verfügung aus dem Jahre 1930: 

a) Verfügung vom 25. Mai 1929 betreffend die Kündigung des chi- 
nesisch-belgischen Vertrages vom 2.November 1865; 

b) Verfügung vom 25. Mai 1929 betreffend die Chorzower Werke 

` (Schadenersatz); i 

c) Urteil vom 12. Juli 1929 in Sachen betreffend die Zahlung ver- 
schiedener in Frankreich ausgegebener serbischer Anleihen (mit 
Anlagen und Urkundenverzeichnis); 

d) Urteil vom 12. Juli 1929 betreffend die Zahlung der in Frankreich 
ausgegebenen brasilianischen Bundesanleihen in Gold (mit Ur- 
kundenverzeichnis); | 

e) Verfügung vom 19. August 1929 in Sachen betreffend die Frei- 
zonen von Hochsavoyen und dem Bezirk Gex; 

f) Urteil vom 10. September 1929 in Sachen betreffend die räum- 
liche Zuständigkeit der Internationalen Oderkommission (mit 
Anlagen); 

g) Rechtsgutachten vom 31. Juli 1930 betreffend die Frage der grie- 
chisch-bulgarischen »Gemeinschaften« (mit Anlagen); 

h) Rechtsgutachten vom 26. August 1930 betreffend die freie Stadt 
Danzig und die Internationale Arbeitsorganisation; 

i) Verfügung vom 6. Dezember 1930 betreffend die Freizonen von 
Hochsavoyen und dem Bezirk Gex (II. Abschnitt). 


* 


Der Arbeitsausschuß deutscher Verbände 1921—1931. Herausgege- 
ben von Dr. Hans Draeger. Mit einem Vorwort von Generalgouver- 
neur Dr. Heinrich Schnee, M. d. R., Berlin NW.7. 1931. Preis 3— RM. 

Der »Arbeitsausschuß Deutscher Verbände« ist eine Zusammen- 
fassung sehr verschiedener Organisationen, die aber alle mehr oder 


*) Vergl. hierzu die Ankündigungen in Nr. 12, 1929, Nr.3 und 11/12, 1930 
(Band 1—6 der Entscheidungen). 
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weniger auf den Generalnenner »Kampf gegen den Friedensvertrag 
von Versailles« gestellt sind. Die vorliegende Publikation schildert 
die Entstehungsgeschichte des Arbeitsausschusses und die gesamte 
Tätigkeit während der vergangenen zehn Jahre. Man erhält einen 
interessanten Einblick in die propagandistischen Methoden wie auch 
einen Ueberblick über die Mittel, mit denen der Ausschuß arbeitet. 
Ueber das Minderheitenproblem und die Stellung des Arbeitsaus- 
schusses zu ihm sagt die Broschüre nur, daß man entsprechende 
Schriften, die das Problem betreffen, den Minderheiten zugeleitet habe 
und nennt als einziges Beispiel die sicher nieht wichtigste Publikation 
von Trampler »Staaten und nationale Gemeinschaften«. Da die Mino- 
ritätenfrage deutscherseits sehr stark mit den durch den Vertrag von 
Versailles entstandenen politischen Problemen verquickt wird 
und da außerdem einige bekannte deutsche Minderheitenführer und 
Politiker — M. H. Boehm, Baron Folkersam, Dr. Junghann, v. Loesch, 
Dr. Paul Schiemann, Pastor Schmidt-Wodder — Mitglieder des Aus- 
schusses sind, nimmt diese Frage in seinen Arbeiten sicher einen 
breiteren Raum ein, als in der Broschüre erkennbar wird. 

Es kann nicht unsere Aufgabe sein, zu untersuchen, ob die Arbeit 
des Ausschusses den Notwendigkeiten der deutschen Politik und ihren 
außenpolitischen Interessen entspricht. Ohne Zweifel hat in der inter- 
nationalen Oeffentlichkeit kein Mensch und kein Staat mehr ein 
Interesse an der Diskussion der Kriegsschuldfrage, denn es besteht 
wohl kaum ein Zweifel darüber, daß sie allzumal Sünder waren. Der 
Propaganda des Arbeitsauschusses fehlt darum auch ein entsprechen- 
der Kontrahent, sodaß sie langsam aber sicher dem gleichen Schick- 
sal verfällt, wie alle ähnliche propagandistische Unternehmungen: 
sie werden vorwiegend Selbstzweck. Noch nie und nirgends hat ein 
Vertrag Ewigkeitswert und Ewigkeitsgeltung gehabt; der Vertrag von 
Versailles kann und wird keine Ausnahme bilden. Aber keine noch 
so intensive Propaganda vermag die Weltgeschichte rückwärts zu 
drehen: jede Revision der Zustände setzt eine Revision der Denkart 
der Beteiligten voraus; diese kann nur auf dem Wege einer pacifisti- 
schen Verständigung der Völker angebahnt und erreicht werden. Be- 
trachtet man unter solchem Gesichtspunkt den Zehnjahresbericht des 
Ausschusses deutscher Verbände, so muß man leider annehmen, daß 
dieser Weg für das deutsche Volk noch sehr lang und mit vielen Ent- 
täuschungen gepflastert sein wird; es sei denn, daß die friedliche Ent- 
wicklung über die Propaganda hinwegschreitet und die Goethe’sche 
Erkenntnis siegt: »Am Anfang war die Tat., und zwar die bewußt 
schöpferische Tat und nicht das bewußt destruktivistische Propa- 
gandawort. — ska. — 

x 


- H. Dold: Wie steht es um den deutschen Volkskörper? Kommis- 
sionsverlag der Universität Kiel, Lipsius & Tiseher, Kiel, 1931. 16 S. 
brosch. 0,80 Mk. 

Auf einer Reicehsgründungsfeier der Kieler Universität am 18. Ja- 
nuar 1931 wurde die Rede gehalten, die den Inhalt dieser Broschüre 
bildet. Der Verfasser ist Professor der Hygiene, seine Ausführungen 
bewegen sich daher vorwiegend auf dem sozialhygienischen und dem 
bevölkerungsbiologischen Gebiet. Aber eine Reichsgründungsfeier 
ohne politische Festrede und sei es auch an einer Universität ist in 
Deutschland unmöglich, und daher beginnt der Verfasser seine An- 
sprache mit den üblichen politischen Ausfällen gegen Frankreich, wie 
sie auf jeder Kriegervereinstagung und vor jeder rechtseingestellten 
Zuhörerschar heute eben gang und gäbe ist. Die abgedroschene Phrase 
von den 20 Millionen Deutschen, die in Europa zuviel seien, die man 
immer wieder fälschlich Clemenceau in den Mund legt, und andere 
nationalistische Hetzereien gegen Frankreich leiten zu dem Haupt- 
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thema über: der Geburtenrückgang und der zunehmende »Gebärstreik« 
in Deutsc®and. An der Basis des deutschen Volkskörpers fehlen ns 
den Berechnungen des statistischen Reichsamtes rund 8% Millionen 
Be 1 at eh AN ra die Alten relativ zu. Die Gebär- 
| g der deutschen Frau ist etwa um ein Zehnt i 

zur Erhaltung des Bestandes sein sollte. Same EEE 

l Dold hat anscheinend das bekannte Tendenzwerk von Edgar Jung: 
»Die Herrschaft der Minderwertigen«, das er auch selber in einer Fuß- 
note als Quellschrift angibt, sehr stark benutzt, er fordert daher auch 
ganz offen (die sogen. Geburtenauslese und die Unfruchtbarmachung 
krankhafter Individuen, der Staat darf nach ihm kein Mitleid — »das 
schöne Vorrecht des Herzens, des einzelnen Menschen, privater, chari- 
tativer und kirchlicher Verbände« — kennen! Im übrigen gesteht er 
ein, daß die- Geburtenziffer viel stärker gesunken ist, »als die Men- 
schenverluste der Kriegs- und Nachkriegszeit und die Gebietsverluste 
im Westen, Osten und Norden erwarten ließen«. | 
Scharf tadelt er die gewollte Unfruchtbarkeit, die sich gerade in 

reisen, die keine Not dazu zwingt, auswirke. Wenn der Bestand der 
Familie und des Volkes erhalten bleiben solle, müßten in jeder Ehe 
durchschnittlich 3—4 Kinder geboren werden. — m. l. — 


Bemerkungen 


In einem Teil der deutschen Tagespresse — selbstverständlich auch 
in der »Nordschleswigschen Zeitung« (Aabenraa) und in 
der »Kattowitzer Zeitung« (Katowice) — ist vor kurzem ein 
längerer Aufsatz erschienen, der sich — unkritisch und unsachlich — 
mit der deutschen Friedensbewegung befaßt und der in eine maßlose 
persönliche Beschimpfung und Verächtlichmachung ausklingt, die 
gegen mich und meine publizistische Arbeit gerichtet ist. Der Ver- 
fasser dieses Aufsatzes ist der Generalsekretär der genfer Minder- 
heitenkongresse, Herr Dr. Ewald Ammende. 

. Da die deutsche Rechtsprechung — im Gegensatz zur englischen 
und französischen — wirksamen Rechtsschutz selbst gegen derartige 
excessiven Presseangriffe nicht bietet, und weil sich sogar eine von 
einem ehemaligen Minderheitsangehörigen verantwortlich geleitete 
berliner Zeitung nicht geschämt hat, die »erfrischende Deutlichkeit« 
der Ammende’schen Schimpfereien lobend hervorzuheben, muß ich 
an dieser Stelle noch einmal zur Notwehr greifen. ' 

Ich übergehe die kriminelle Seite der Formulierungen jenes Ar- 
tikels und erwidere nur folgendes: 

Herr Dr. Ammende fühlt sich berufen. mich in seinem Artikel 
einen »Meister der Völkerverhetzung und Brunnenvergiftung« zu nen- 
nen ; damit ist der Geist seines Aufsatzes genügend gekennzeichnet; 
er wird noch deutlicher gekennzeichnet durch die Art, wie er aus dem 
Zusammenhang gerissene Stellen aus meinen minderheitspolitischen 
Artikeln zitiert und wie er bewußt den tatsächlichen Wortlaut meiner 
Aeußerungen zweckentsprechend ändert. Das festzustellen ist meine 
publizistische Pflicht; jede weitere Beleuchtung solcher Methoden ist 
überflüssig. 

Herr Dr. Ammende untersucht dann weiter, was mich denn eigent- 
lieh zu meiner »völkerverhetzenden« Arbeit veranlaßt, und da stellt 
er mit Nachdruck »pathologischen Deutschenhaß« fest. Das ist billig, 
wirkt vor allem auf seine deutschen Leser und verpflichtet ihn zu 
nichts; es ist natürlich nieht meine Aufgabe noch meine Absicht, der- 
artige Minderwertigkeitskomplexe zu kurieren oder ihren Trägern zu 
beweisen, daß sie heilbar sind. Mir genügt die Erfahrungstatsache, 
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daß der Glaube an einen irgendwo oder überall in der Welt vorhan- 
denen »Deutschenhaß« an sich, eine pathologische Vorstellung aller 
jener ist, die infolge des Mangels an intuitiver und verstandesmäßiger 
Erfassung des innersten Wesens ihrer eigenen deutschen Geisteskultur 
nun die Negation überall und bei jedem Nichtdeutschen suchen. 
Konmt der Mangel an Selbstkritik hinzu und wird er durch andere 
— psychische oder physische — Defekte kompliziert, dann finden sol- 
che Zwangsvorstellungen ihren Ausdruck in Maßlosigkeiten, die auch 
vor der persönlichen Ehre des Einzelnen nicht Halt machen. — Das 
möge als Erwiderung auf die Schimpfereien des Herrn Dr. Ammende 
genügen; sie sollen aber mit menschlichem Verstehen und mit Nach- 
sicht verziehen sein, selbst dann, wenn sie wiederholt werden sollten. 

Die weiteren Ausführungen des Dr. Ammende’schen Artikels be- 
rühren zwei Angelegenheiten, die von sachlichem Interesse 
sind und auf die deshalb, trotz der auch hier wiederum von ihm ange- 
wareten Methoden. näher eingegangen sein möge; es handelt sich um 
die Tagung der deutschen Volksgruppen Europas in Schandau (August 
1931) und um die Mitwirkung der deutschen Minderheitsführer und 
Volkstumspolitiker an der preußischen Regelung des polnischen Min- 
derheitsschulwesens. 

Ueber die Tagung der genannten deutschen Volkstumsgruppen 
habe ich auf Grund deutscher Tagungsberichte das festgestellt, was In 
dem Bericht über den VII. Minderheitenkongreß des vorliegenden 
Heftes dieser Zeitschrift gesagt wird. Diese kompresse Formulierung 
der Programnisätze nennt Dr. Ammende »Verleumdungen und Ver- 
dächtigungens; aber mit peinlicher Sorgfalt vermeidet er, auf Grund 
sachlicher Gegenüberstellung den Beweis dafür zu erbringen. und in 
keiner Weise widerspricht er dem von mir aus deutschen Tagungs- 
berichten festgestellten Programm. Daß ich dieses Programm eine 
den europäischen Frieden gefährdende Zielsetzung genannt habe, das 
erfindet er einfach, weil es ihm offenbar nicht gefällt, daß die Ergeb- 
nisse der schandauer Tagung gegen seinen Willen kritisch beleuchtet 
werden. Was aber den Zusammenhang zwischen den Tagungen der 
deutschen Volksgruppen und dem Nationalitätenkongreß betrifft, so 
ist es wiederum die deutsche Presse, die zu wiederholten Malen auf die 
Bedeutung dieser Tagungen für die Durehführung der Kongresse hin- 
gewiesen hat, ohne daß Herr Dr. Ammende jemals dagegen mit der 
Behauptung protestiert hätte, das seien Verdächtigungen und Ver- 
leumdungen. Zu seiner Aggressivität bewegt den Verfasser offenbar 
nichts anderes, als die Tatsache, daß ich mir erlaubt habe die Politik 
der Kongresse zu kritisieren und dabei die Dinge beim richtigen 
Namen zu nennen. Das allerdings werde ich auch in Zukunft nicht 
unterlassen, solange dazu wie bisher sachliche Notwendigkeiten vor- 
liegen; die Personen sind dabei von nachgeordneter Bedeutung. 

Hinsichtlich der Mitwirkung der deutschen Minderheitsführer und 
Volkstumspolitiker an der preußischen Regelung des polnischen Min- 
derheitenschulwesens ist folgendes festzustellen: 

Es ist uns bekannt, daß Vertreter der deutschen Minderheiten zu- 
sammen mit Vertretern der deutschen Volkstunispolitik an die reichıs- 
deutschen resp. preußischen Regierungsstellen mit einem Vorschlag 
zur Regelung des polnischen Schulwesens herangetreten sind und daß 
sie ferner vor Erlaß der betreffenden Verordnung gutachtlich gehört 
wurden. Daraus geht hervor — was Dr. Ammende immer mit großer 
Entrüstung bestreitet — daß die Beziehungen zwischen einzelnen 
deutschen Minderheitenführern und deutschen Staatsbehörden be- 
stehen und daß nichtdeutsehen Staatsbürgern ein weitgehender Bin- 
fluß auf eine innerpolitische Maßnahme der preußischen Regierung 
zugestanden wurde. Daß die Regelung aus außenpolitischen Gründen 
zur Unterstützung der offiziellen deutschen Minderheitenpolitik im 
Völkerbund getroffen wurde, ist in diesem Zusammenhange insofern 
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bemerkenswert, als dadurch auch eine Relation zwischen der deutschen 
Außenpolitik und den Personen sichtbar gemacht wird, die den maß- 
gebenden Einfluß auf den genfer Nationalitätenkongreß besitzen. 
Trotzdem soll hier mit Anerkennung zur Kenntnis genommen 
werden, daß die Regelung des polnischen Schulwesens in Preußen un- 
ter Mitwirkung deutscher Minderheitenpolitiker zustandegekommen ist, 
ohne daß wir mehr, alsoben geschehen ist, über die Motive dieses Vor- 
gehens sagen. Wenn Herr Dr. Ammende aber daraus folgert, daß wir 
nun deshalb verpflichtet wären, alles was er und andere Minderhei- 
tenpolitiker tun oder unterlassen, ohne Kritik zu akzeptieren, so ent- 
wertet er die anerkennenswerte Aktion der von ihm genannten Politi- 
ker zu einem politischen Kuhhandel, den wir ablehnen, weil wir ihm 
unsere Ueberzeugung nicht zu opfern gewillt sind. 

Es wäre mir an sich kaum notwendig erschienen, den Angriffen 
des Herrn Dr. Ammende eine so ausführliche Entgegung gegenüber- 
zustellen, wenn sein Artikel nicht eine Auswirkung in der deutschen 
. Oeffentlichkeit hervorgerufen hätte, die hier erwähnt werden muß. 

Die »Deutsche Allgemeine Zeitung« (15. 11. 1931) beruft sich mit 
folgenden Worten ausdrücklich auf den hier erwähnten Artikel Dr. 
Ammende’s: | 

»Durch nichts wird das Maß der Freiheit, deren sich die polnische Minder- 
heit in Deutschland erfreut, besser bezeugt, als durch den Mißbrauch, den sie 
selbst mit dieser Freiheit treibt. Wehe der deutschen Minderheitszeitung in 
Polen, die wagen würde, ähnliche Behauptungen gegenüber Staat und Mehr- 
‚heitsvolk aufzustellen, wie sie sich in der polnischen Presse des Reiches fast 
täglich finden! Rücksichtslos würde die polnische Regierung sie zur Rechen- 
schaft ziehen. Was die polnischen Zeitungen schreiben, hat mit Schutz des 
Volkstums und der Sprache nichts zu tun; das ist unverhüllte Feindschaft, sind 
die hämisch übernommenen Behauptungen jener »Pazifisten«, deren finanzielle 
Abhängigkeit von tschechischen und französischen Fonds jüngst erst vor Ge- 
richt festgestellt wurde. Man könnte auch über diese Abart einer gegen das 
deutsche Volk und den deutschen Staat gleichermaßen gerichteten Propaganda 
hinweggehen, wenn ihre Träger sich nicht auch in Organen der Mehrheits- 
völker ausließen, und so der Deutsche immer wieder vor einer breiteren inter- 
nationalen Oeffentlichkeit als »notorischer Friedensstörer« vorgeführt würde. 
NiCht nur, daß Deutschland angeblich die Alleinschuld am Kriege trägt und 
die Revanche vorbereitet, man kolportiert auch mit bemerkenswerter Hart- 
näckigkeit die Verleumdung, die deutschen Volksgruppen draußen förderten 
unter dem Mantel des Minderheitenrechts die sogenannten gewaltpolitischen 
Bestrebungen des Reiches. Mit erfrischender Deutlichkeit hat der General- 
sekretär der europäischen Nationalitäten-Kongresse, Dr. Ammende, diese 
Denunziationen an den Pranger gestellt und dabei vor allem auch die Methoden 
des Herrn Jan Skala, seines Zeichens Redakteur der »Kulturwehr« des Ver- 
bandes der nationalen Minderheiten in Deutschland, unter die kritische Lupe 
genommen, nahm doch Herr Skala die letzte Tagung des Verbandes der deut- 
schen Volksgruppen in Schandau erneut zum Anlaß, die auslandsdeutschen 
Führer gröblich der Nloyalität zu verdächtigen. Was bewegt Herrn Skala und 
die Seinen zu solchem Tun? Der Pole Korfanty, der soeben vor Gericht 
ausgerufen hat, daß er niemals im preußischen Gefängnis so behandelt worden 
sei, wie jetzt in Brestlitowsk, wahrhaftig kein Deutschenfreund und daher in 
diesem Falle unverdächtiger Kronzeuge, hat erklärt, die Blätter der polnischen 
Minderheit in Deutschland befänden sich in völliger finanzieller Abhängigkeit 
von der polnischen Regierung, ja, diese übe durch ihren Berliner Vertrauens- 
mann auch redaktionell unmittelbaren Einfluß aus. Daß die polnische Minder- 
heit den europäischen Nationalitäten-Kongreß brüsk verließ und seitdem die 
europäische Minderheitenbewegung fanatisch bekämpft, daß sie ferner nicht 
wahr haben will, daß der preußische Staat sie aus freien Stücken mit einem 
Schulwesen bedachte, welches weit über die international verbrieften, doch 
nach wie vor unerfüllten kulturellen Rechte der deutschen Minderheit in Polen 
hinausgeht — dies alles unterstreicht nur, daß die Polen in Deutschland oder 
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besser ihre Führer sich weniger als Minderheit, denn als Propagandeure des 
polnischen Staates fühlen. - Sie sind das, was sie den deutschen Minderheits- 
führern zu Unrecht vorwerfen — und der Schuldige pflegt bekanntlich am 
lautesten zu schreien.< 


Laut geschrieen ist das ohne Zweifel, und wir fragen uns: zu wel- 
chem Zweck? Auch das hat die »D. A.Z« vor kurzem deutlich ge- 
sagt*). Und noch deutlicher hat es der Chefredakteur dieses Blattes 
ausgesprochen: »Es ist eine Kleinigkeit, gegenüber den führenden Re- 
präsentanten einer Minderheit Verdachtsmomente zu erfinden, die 
mindestens für die Untersuchungshaft ausreichend sind.« Und jetzt 
wird ganz offen der »mit erfrischender Deutlichkeit« geschriebene 
Artikel des Herrn Dr. Ewald Ammende zu einem Ruf nach der politi- 
schen Polizei verwendet, und um die Erfindung von Verdachtsmomen- 
ten braucht sich nun niemand mehr bemühen. Wir wissen also Be- 
scheid, wenn jetzt gegen die polnische Minderheit und gegen die Min- . 
derheitenpresse in Deutschland vorgegangen werden sollte. Seit Jah- 
ren versucht Herr Dr. Ammende, sei es durch herabsetzende Briefe 
an einzelne Politiker, sei es durch aggressive Artikel in der natio- 
nalistischen Presse des Mehrheitsvolks im Deutschen Reich, sei es 
durch Zersplitterungsversuche innerhalb einzelner Minderheiten die 
Interessen der Minderheiten zu schädigen, die im Verband der natio- 
nalen Minderheiten Deutschlands zusammengeschlossen sind. Es ist 
ihm das nicht gelungen; wir wissen aber nun, wie das Zusammenspiel 
zwischen unseren nationalistischen Gegnern im Deutschen Reich und 
dem Herrn Generalsekretär der genfer Minderheitenkongresse zu- 
stande kommt und registrieren nur kalt und nüchtern diesen vielver- 
sprechenden Sondererfolg seiner weitverzweigten minderheitspoliti- 
schen Arbeit, ohne uns auch nur einen Augenblick in unserer Ueber- 
zeugung und ihrer Vertretung irre machen zu lassen. 


Jan Skala. 


*) vgl. »Kulturwehr«, 1931, Heft 11, Seite 411 ff. 
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